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Einleitung 


er Weltkrieg iſt dadurch gekennzeichnet, daß von Anfang an 
nicht nur einzelne Mächte, ſondern ganze Mächtegruppen 
einander gegenübertraten. Die Bildung dieſer Gruppen war ſchon 
vor dem Kriege abgeſchloſſen. Der Kriegsausbruch war daher nichts 
weniger als ein Blitz aus heiterem Himmel. Er war lange und 


1 Die Schriftleitung hatte Herrn Prof. Kjellen gebeten, mehrere neuere 
Memoirenwerke für das Jahrbuch zu beſprechen. Hieraus iſt die vorliegende 
Darſtellung hervorgewachſen. 

Schmollers Jahrbuch XLV 1. 1 
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gut vorbereitet. Der Weltkrieg war in Wirklichkeit nichts anderes 
als die Auslöſung einer Spannung, die in diplomatiſcher Form 
als Ergebnis einer langen Entwicklung und in feſten politiſchen 
Tatſachen wurzelnd ſchon vorhanden war. 

Auch die Diplomatie hat nämlich ihren Stellungskrieg neben 
dem Bewegungskriege. Die voll befeſtigte Stellung heißt alliance, 
Bund. Dies iſt der feſte „Aggregatzuſtand“, von dem Bismarck 
an einer bekannten Stelle ſpricht!, der Zuſtand, in welchem das 
„flüſſige Element“ der internationalen Politik „zeitweilig feſt wird“. 
Wir verſtehen darunter ein Bundesverhältnis, das geregelte Ver⸗ 
pflichtungen, auch zum Zuſammengehen im Kriege, enthält. Eine 
ſchwächere diplomatiſche Stellung heißt entente, Verband; ihr 
fehlt die ſchriftliche Einzelregelung, ſie begnügt ſich mit dem Grund⸗ 
ſatz der allgemeinen Übereinſtimmung. Aber unter gewiſſen Um⸗ 
ſtänden kann die Entente, die auf das Alltagsleben berechnet iſt, eine 
größere Solidarität zur Folge haben als die Allianz, die vielleicht 
lediglich für gewiſſe, beſtimmt ins Auge gefaßte — denkbare, aber 
nicht aktuelle — Möglichkeiten Geltung hat. 

Dieſer Gegenſatz in der äußeren Politik zwiſchen Entente und 
Allianz findet ein gewiſſes Gegenſtück in der inneren Politik in dem 
Gegenſatz von parlamentariſcher und konſtitutioneller Regierung. So 
iſt es nicht verwunderlich, daß die Form der Entente in der letzten 
Zeit vorzugsweiſe von England, die Form der Allianz von Deutſch⸗ 
land gepflegt wurde; mit ihrer Elaſtizität und formell gewahrten 
Handlungsfreiheit war die erſtere in innerer Übereinſtimmung mit: 
der engliſchen politiſchen Pſyche, wie andererſeits die geſchriebenen 
Verpflichtungen der letzteren mit der deutſchen. Somit ſtehen ſich 
beim Ausbruch des Weltkrieges England und Deutſchland als Führer 
je einer Mächtegruppe gegenüber, jenes in der Form der Entente, 
dieſes in der Form der Allianz. Die ganze Welt kennt die Ko⸗ 
alitionen unter den Stichworten „Tripelentente“ und „Tripel⸗ 
allianz“: Dreiverband und Dreibund. Alle Fäden der da⸗ 
maligen internationalen Lage liefen zuletzt an dieſen beiden Stellen 
zuſammen. | 

Den Kern indeſſen bildete hier wie dort ein Zweibund: 
Frankreich⸗Rußland 1891, Deutſchland⸗Oſterreich 1879. So weit 
geht alſo dieſe Politik zeitlich zurück. Tatſächlich beginnt fie 
unmittelbar nach der großen Machtverſchiebung innerhalb des 


1 Gedanken und Erinnerungen II, 258. 
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europäiſchen Staatenſyſtems im Jahre 1871, und iſt eine un⸗ 


mittelbare Folge davon, daß dieſe Verſchiebung nicht, wie die 
früheren von 1815 und 1856, von einem Kongreß aller Großmächte 
ſanktioniert wurde. Im Lichte der Erlebniſſe unſerer Tage er⸗ 
ſcheint die ganze Zeit von 1871 bis 1918 als eine einzige, deutlich 
zuſammenhängende Epoche, die oft als das Zeitalter des bewaffneten 


Friedens bezeichnet wird, die man aber ebenſogut das Zeitalter der 
Koalitionen nennen könnte. Ihre techniſche Signatur iſt nämlich 


die Koalition. Kaum jemals war eine Friedenszeit ſo reich an 
Mächtegruppierungen; die Koalition war Werkzeug und Gerät des 


Friedens, bis fie ſchließlich zum Werkzeug des großen Krieges | 


wurde. 

Der. geſchichtliche Inhalt ber Periode iſt Deutſchlands Aufſtieg 
und Fall. Dieſe Kurve entwickelt ihre aufſteigende Linie unter 
deutſcher und ihre abſteigende unter engliſcher Initiative. Inner⸗ 
halb des Zeitalters läßt ſich alſo ein erſter Abſchnitt unterſcheiden, 


| in dem Deutſchland im Mittelpunkt der Koalitionsbildung ſteht, 


und ein Schlußabſchnitt, in dem England die Leitung der Gegen⸗ 


koalition übernimmt; dazwiſchen liegt ein mittlerer Abſchnitt 1891 


bis 1902, welcher den „Stromwechſel“ umfaßt. Deutſchlands Auf⸗ 
wärtsbewegung erſtreckt ſich noch über den mittleren Zeitabſchnitt 
hin; mit Englands Übergang zur Initiative folgt zunächſt ein 
Stillſtand in der äußeren Weltgeltung Deutſchlands und ſchließlich 
ſein Fall. So ging es zu, daß die weltgeſchichtliche Rolle des 
kaiſerlichen Deutſchland von der eines ſelbſtändigen weltgeſtaltenden 
Faktors am Ende zu derjenigen eines überwundenen Hinder⸗ 


niſſes für das angelſächſiſche Weltgeſtaltungsmonopol herabgedrückt 


wurde. a 
Dieſes iſt der hiſtoriſche Rahmen der nachfolgenden Studien. 
Sie betrachten nicht den allgemeinen hiſtoriſchen Verlauf als 
ſolchen; diefer wird in ſeinen Hauptzügen als bekannt vorausgeſetzt. 
Sie beſchränken ſich vielmehr auf jenen dem Zuſammenſtoß vor⸗ 
angehenden Koalitionsprozeß, als Ausdruck rein politiſcher Anſichten 


und Notwendigkeiten. Ihr Gegenſtand iſt gerade die politiſche 


Lagerbildung und entſprechende Mächtegruppierung. Sie wollen 


zeigen, in welcher Weiſe die zwei großen Mächteverbände von An⸗ 
fang an ſich gegenüberſtanden, wie ſie ſich aus ihren Wurzeln ent⸗ 
wickelten, wie ſie um ſich griffen, ſich ineinander ſchlangen, ſich 
feſtigten oder lockerten und ſchließlich durch Spaltungen ihre end⸗ 
gültige Kampfſtellung gegen einander einnahmen. 
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Auf dieſe Weiſe dürften dieſe Studien auch einen Beitrag zu 
der großen „Schuldfrage“ abgeben können, zu der Frage, ob der 
Weltkrieg von einer einzelnen Macht freiwillig und böswillig entfeſſelt 
wurde oder nicht. Dieſe Frage läßt ſich nicht aus den Akten des 
Kriegsausbruches allein beantworten. Sie legen lediglich Zeugnis von 
der diplomatiſchen Fingerfertigkeit der Staatsmänner im damaligen 
Augenblick ab; die Haupthelden des Spieles befanden ſich ſchon in 
ihren Lagern, und es handelte ſich nur noch um ihren Aufmarſch 
zum Kampf mit entſprechenden Geſten und Feldgeſchrei. Das iſt 
ein rein äußerlich⸗hiſtoriſches Problem. Unſer Gegenſtand hingegen 
iſt politiſcher Art. Wir gehen dem Grunde eben jener Lager⸗ 
bildungen und dem Motive der einzelnen Helden nach, aus dem ſie 
ihren Platz in dem einen oder dem anderen Lager einnahmen, 
ferner den mehr oder minder geraden Wegen bis dahin. Offenbar 
läßt ſich dieſes Problem nur auf genetiſchem Wege löſen, zwar 
unter Anwendung hiſtoriſcher Methoden, jedoch ſtändig unter poli⸗ 
tiſcher Perſpektive, da man ja dieſe Bildungen nicht als Weſen des 
blinden Zufalls anſehen kann. Auf dieſe Weiſe dürfte die Löſung 
auch unſere politiſche Erkenntnis von Gut und Böſe vermehren. 
Beſitzt man ein gewiſſes Verantwortungsgefühl für Wahrheit und 
Recht, ſo weiß man zugleich, daß es keinen näheren Weg zu einem 
gerechten Urteil über Sünde und Schuld eines Staates gibt. Die 
Weltgeſchichte iſt zwar nicht das Weltgericht im Sinne des 
Dichters — ſo daß der Ausgang zugleich das Urteil abgibt —, je⸗ 
doch ſteht ſoviel feſt, daß es außerhalb des hiſtoriſchen Zuſammen⸗ 
hanges kein Material zu einem Urteil gibt, das Anſpruch auf Ge⸗ 
rechtigkeit machen kann. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß wir auf dieſen Blättern 
nur die Hauptpunkte im gehörigen Zuſammenhang angeben können. 
Die Einteilung der Darſtellung ergibt ſich von ſelbſt unter Berück⸗ 
ſichtigung der verſchiedenen Verſuche und Stadien der Mächte⸗ 
gruppierung während des Zeitalters. Das führt zu folgendem 
Schema: Ä 

I. Dreikaiſerverband 1873—1881—1887 (Bund Deutſchland⸗ 

Oſterreich 1879), 
II. Dreibund 1882— 1887 (1890), 
III. Zweibund 1891—1897, 
IV. Stromwechſel 1898—1902 (Bund England⸗Japan 1902), 
V. Dreiverband 1904 — 1907, 
VI. Entſpannung und Neuſpannung 1908 —1914, 
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Die Literatur, auf die ſich die Darſtellung ſtützt, wird bei jedem 
Kapitel für ſich nachgewieſen. Hier ſoll lediglich auf einige all⸗ 


gemeinere Arbeiten aufmerkſam gemacht werden. Für die Geſchichte 


des ganzen Zeitalters weiſen wir hin auf Reventlow, Deutſchlands 
auswärtige Politik 1888—1913 (1914) (vgl. Valentin, Preußiſche 
Jahrbücher, Auguſt 1916); Hashagen, Umriſſe der Weltpolitik I, 
1871—1907, II, 1908 —1914 (1916); Lemonon, L’Europe et la 
politique britannique 1882—1911 (1912); Debidour, Histoire 
diplomatique de l'Europe I, 1878 — 1904, II, 1904—1914 (1916); 
Tardieu, La France et les alliances (1910); ferner The 
Cambridge modern history XII: The latest age (1910) 
und Holland Roſe, The development of the european nations 
1870—1914 (1919). Allein der erſte Hauptabſchnitt im Zuſammen⸗ 
hang iſt betrachtet bei Friedjung, Das Weltalter des Imperialismus 
1884 — 1914, I (bis 1904) (1919) und Laviſſe⸗Rambaud, Histoire 
générale XII: Lg monde contemporain 1870-1900 (1901). 
Für den Schlußabſchnitt möge hier nur genannt werden die Ur⸗ 
kundenſammlung (mit zuſammenfaſſenden Einleitungen) „Zur europäi⸗ 
ſchen Politik 1897—1914“, in 5 Bänden 1919 herausgegeben von 
Schwertfeger; fie beruht auf den circulaires oder extraits von 
Geſandtenberichten, welche das belgiſche Departement des Außeren 
ſeinem diplomatiſchen Korps im Auslande zuzuſtellen für dienlich 
erachtete. Für die Verträge ſelbſt (nebſt zugehörigen Urkunden) 
wurden benutzt die bekannten periodiſchen Veröffentlichungen 
Recueil Martens und Staatsarchiv, ferner die Sammlung 
von Albin, Les grands traités politiques (1911). 


Erſtes Kapitel 
Dreikaiſerverband 1873— 1887 


L'entente des trois empereurs — Three Emperor's League 


Die Entſtehung des Deutſchen Kaiſerreiches verurſachte ſelbſt⸗ 
verſtändlich eine ſtarke Verſchiebung innerhalb des europäiſchen 


1 Literatur: Pribram, Die politiſchen Geheimverträge Sſterreich⸗Ungarns 
1879—19 14, I, Nr. 1, 3, 8 (Bündnisverträge 1879, 1881 u. 1884); Bismarck, 
Gedanken und Erinnerungen, 1898, II, 211— 270, nebſt Kohls Wegweiſer, 1899; 
Hans Blum, Zur Geſchichte des deutſch⸗öſterreichiſchen Bündniſſes, in den 
„Grenzboten“ vom 18. März 1880; Wertheimer, Graf Julius Andraſſy, 1913, 
III, 225—310; Doczy, An der Wiege des Dreibunds, in „Neue Freie Preſſe“ 
vom 13. Oktober 1904; Herm. Oncken, Das alte und das nene Mitteleuropa, 


en. 
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Staatenſyſtemes. Dies kommt ſchon klar zum Ausdruck in Tabellen 
über den prozentualen Anteil der einzelnen Großmächte an der Be⸗ 


völkerung aller Großmächte insgeſamt (wobei die Kolonialgebiete 


— als noch ohne politiſches Gewicht — außer Anſatz gelaſſen ſind) 


zu Beginn der 60er Jahre, Ende der 60er Jahre und Ende der 
70 er Jahre. | 
um 1861 um 1869 um 1879 


Rußland 30 27/4 über 31 
Frankreich. 18 faſt 16 14 
Oſterreic h.. faſt 18 faſt 16 faſt 15 
England. 14 13½ 13 
Italien faſt 11 11 faſt 11 
Preußen (Deutſchland) über 9 17 faſt 17 


Man ſieht, daß Rußland nach einem ſtarken Rückgang ſeine 


Stellung an der Spitze wiedergewinnt und ſogar verſtärkt. Preußen 
ſchwingt ſich mit einem Male von der letzten (ſechſten) Stelle zum 
zweiten Platze auf. Endgültig zurückgedrängt ſind Oſterreich und 
vor allem Frankreich. Frankreich, noch im Jahre 1861 guter Zweiter 


der Zahl nach und der Erſte in Wirklichkeit, annähernd doppelt 


ſo groß wie Preußen, ſinkt nach dem Kriege auf den vierten 
Platz, faſt 3% unter dem Sieger und 4% unter ſeiner Ausgangs⸗ 
ſtellung. 

Das bedeutet, daß der Frieden von nen noch eine tiefere 
Wunde als das Elſaß in Frankreichs Volksſeele hinterließ, nämlich 
den Verluſt der „prépondérance légitime“ in Europa 1. Dieſer 
ideelle Schade war um ſo ſchwerer für ein Volk zu verwinden, das 
noch Ludwig XIV. und Napoleon I., jenen in einem zeitlichen Ab⸗ 


I. Teil, 1917; Marcks, Das deutſch⸗öſterreichiſche Bündnis, in „Männer und 


Zeiten“, 1909, S. 295—304; Hammann, Der neue Kurs und Zur Vor⸗ 


geſchichte des Weltkrieges, 1918 (zitiert als Hammann J und I); Raſchdau, 
Der deutſch⸗ ruſſiſche Rückverficherungsvertrag, in den „Grenzboten “ 1918, 


S. 25-33; Armin Kohl, Der Zweibund mit Rußland, in „Öfterr. Rund. 


ſchau“ 1919, S. 162— 169; Rachfahl, Der Rückverſicherungsvertrag uſw., in 
„Weltwirtſchaftl. Archiv“ vom 1. Juli 1920, S. 23—81; Plehn, Bismarcks 
auswärtige Politik nach der Reichsgründung, 1920 (iſt mir nicht zugänglich 
geweſen). 

1 Siehe Driault, Les traditions politiques de la France, 1916, zitiert 
bei Hiltebrandt, Das europäiſche Verhängnis, 1919, S. 40 f.; vgl. Derſelbe 


in „Deutſche Rundſchau“, Juli 1918, S. 5, und das belgiſche Zirkular vom 
15. Juni 1901 bei Schwertfeger, I, Nr. 42. — In der Tat ſcheint das 


Elſaß der Stein zu ſein, deſſen Verſchiebung nach Oſten oder Weſten auch die 
Verſchiebung des Schwerpunktes im europäiſchen Gleichgewicht anzeigt. 
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Rand DC ni nur 175 derten, dieſen gar nur von einem halben 
Jahrhundert, im Gedächtnis bewahrte, welches ferner während des 
ganzen 18. Jahrhunderts eine kulturelle Weltherrſchaft innegehabt 
hatte, die kaum weniger unſtreitig war als diejenige Roms im 
Mittelalter, welches endlich noch am Vorabend des Krieges die erſte 
Rolle in der Politik Europas ſpielte. Dies war die Luft, in welcher 
der Revanche gedanke geboren wurde: Revanche nicht nur für das 
Elſaß, ſondern auch für Sedan. 

Bismarck war ein zu guter Kenner der Politik im allgemeinen 
und der franzöſiſchen Pſychopolitik im beſonderen, als daß er, ſelbſt 
im erſten Rauſch des Sieges, dieſen Zuſammenhang überſehen hätte. 
In ſeinem Syſtem bildete mithin der franzöſiſche Revanchegedanke 
einen konſtanten Faktor, gleich einem Berg im Sehfelde, an den 
man ſich anpaſſen muß, da man ihn nicht wegſchaffen kann. Hin⸗ 
wieder beurteilte er die Lage doch ſo, daß „Frankreich ungefährlich 
für Deutſchland ſei, ſo lange es keine Alliierten habe“ (Brief an 
Arnim 20. Dezember 1872). Eine Gefahr entſtand erſt, falls es 
Frankreich gelang, einen Verbündeten gegen Deutſchland zu finden. 
Aber wer war dieſer mögliche und natürliche Verbündete? 
England konnte es zu dieſer Zeit nicht ſein, aus drei Gründen: 
es war keine Kontinental⸗ und Militärmacht; es hatte in Frankreich 
von jeher ſeinen Nebenbuhler in der Kolonialwelt, während Deutſch— 
land dort unintereſſiert war; es war ſchließlich mit Deutſchland 
durch die gemeinſame Spannung gegen Rußland verbunden. So 
blieben Oſterreich⸗Ungarn und Rußland übrig. Als Land— 
macht und Deutſchlands Nachbar auf der anderen Front hatten 
beide die richtige Lage am franzöſiſchen Horizont: Freundſchaft mit 
des Nachbars Nachbar gehört, wie Fahlbeck hervorgehoben hat, zu 
den einfachen Poſtulaten der Politik, und Frankreich hat ſtets 
Neigungen zu einem Freunde im Rücken von Zentraleuropa (Türkei, 
Schweden, Polen) gehabt. Was nun insbeſondere Oſterreich-Ungarn 
angeht, ſo konnte man dort allerdings nach 1866 Revancheſtimmungen 
vermuten, und Beuſts Unterhandlungen mit Frankreich im Jahre 
1870 gaben hierfür den Beweis. In entgegengeſetzter Richtung 
deuteten indeſſen gewiſſe Züge in der komplizierten Ethnographie 
der Donaumonarchie. Auf einer Seite waren die Oſterreich-Deutſchen 
eine Sicherheit gegen den Bruch mit Deutſchland, auf der anderen 
neigten die Sympathien der Madjaren (Andraſſy) zu Deutſchland auf 
Grund der bitteren Erinnerung an den ruſſiſchen Einmarſch von 1849. 
Hier tritt die zweite Konſtante in Bismarcks politiſcher Gleichung 


8 Rudolf Kjellen [8 


zutage: die Spannung zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn und Rußland. 


Allerdings fehlte es in Wien nicht ganz an einer Strömung, dieſe 


Spannung hinter dem Gegenſatz zu Deutſchland zurücktreten zu 
laſſen (Erzherzog Albrecht); aber ſolche Gedanken ſtießen ſich mit 
den ernſten Tatſachen, die hier im Wege ſtanden. Die Antipathien 
der Ungarn wegen 1849 trafen ſich auf der Gegenſeite mit Ruß⸗ 
lands Groll über Oſterreichs Undankbarkeit im Jahre 1854. Und 
hinter dieſen hiſtoriſchen Rechnungen ſtand die geopolitiſche Rivalität 
auf der Balkanhalbinſel — nach 1866 Oſterreichs einzige Expanſions⸗ 
richtung — und die ethnopolitiſche Reibung im Zeichen des Pan⸗ 
ſlawismus !. Hieran hatte Bismarck eine ſtarke Sicherheit gegen 
eine öſterreichiſche Politik, die Deutſchland hätte in Rußlands Arme 
treiben können. | 
Der Schwerpunkt des Problems lag alſo an der Newa. Hier 
allein fand ſich Selbſtändigkeit genug, um eine franzoſenfreundliche 
Politik zu treiben, und zugleich war es verlockend, Deutſchlands 
Mittellage zum eigenen Vorteil auszunutzen. So nahm die panſlawiſtiſche 
Partei dieſes Programm mit Eifer auf, trotz der Erinnerungen an 
den Krimkrieg. Die objektiven Faktoren waren alſo ohne Zweifel 
vorhanden. Dagegen fehlte es an gewiſſen ſubjektiven Faktoren. 
Herrſchte doch gerade eine traditionelle Freundſchaft zwiſchen den 
Herrſcherhäuſern in Petersburg und Berlin, und war dieſe Freund⸗ 
ſchaft doch erſt unlängſt durch die Tat beſiegelt: durch Petersburgs 
Neutralität in der franzöſiſchen Kriſe von 1870, zum Dank für die⸗ 
jenige Berlins in der polniſchen von 1863. Hier gab es alſo keinerlei 
böſe Erinnerungen, und ebenſowenig gab es eine unmittelbare 
Reibungsfläche, ſolange Deutſchland in den Balkanangelegenheiten 
unintereſſiert war. Hingegen trat Rußland nach dem Krimkriege 


in dauernden Gegenſatz zu England in Aſien, was ein ſtarkes Be⸗ 


dürfnis nach Rückendeckung in Europa hervorrief. Zu alledem kam 
noch eine ſtarke Anziehung auf verfaſſungspolitiſchem Gebiet: die ge⸗ 
meinſame Furcht vor der Revolution. Hier finden wir auch in 
Petersburg ein abſtoßendes Element, das der geopolitiſchen Anziehung 
zu Frankreich, dem Mutterland der Revolution, entgegenwirkte. 
Anderſeits aber ſchuf der letztgenannte Geſichtspunkt eine Brücke 
ſowohl zwiſchen Petersburg und Wien als auch zwiſchen Wien und 
Berlin. Die zwiſchen je zwei Partnern beſtehende Spannung milderte 
ſich weſentlich bei einem Spiele à trois. Dazu ließ ſich hier an 


1 Siehe Kjellen, Die politiſchen Probleme des Weltkrieges, 1915. 
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| große gemeinſame Vorerlebniſſe anknüpfen: auf der einen Seite an 


3 


die „heilige Allianz“, in welcher gerade dieſe drei Länder die Eck⸗ 


pfeiler gebildet hatten, auf der anderen Seite an die Teilungen 


Polens und den fie beſtätigenden Dreiverband vom 15. Oktober 1833 !, 
die ein poſitives gemeinſchaftliches Intereſſe der drei in Erſcheinung 
treten ließen. 

Dieſes iſt die internationale Konſtellation bei Beginn der ganzen 
Periode. Das Bedürfnis nach einer Koalition geht von Frankreich 
aus und findet ſich reflexweiſe bei Deutſchland. Durch ſeinen (ſpäter 
eingeſtandenen) „cauchemar des coalitions“ — nämlich auf 
franzöſiſcher Seite — wird Bismarck zu einer gleichartigen Schutz⸗ 
maßnahme getrieben. Hier ſehen wir die außenpolitiſche Sehne des 
Bogens, deſſen innenpolitiſche Sehne Militarismus heißt: unmittel⸗ 
bare Verſtärkung der eigenen Kraft. Beide dienten dem rein defen⸗ 
ſiven Zweck, den status quo von 1871 aufrechtzuerhalten. Das 
Ergebnis: die erſte Koalition der neuen Ara — das erſte Werkzeug 
zur Wahrung des europäiſchen Friedens — iſt der Drei⸗Kaiſer⸗ 
Verband zwiſchen Deutſchland, Rußland und Oſterreich. 

- Die damalige Zeit erfuhr nur von einer Kaiſerbegegnung in 
Berlin im September 1872. Wir wiſſen jetzt, daß ſie auch zu einem 


ſchriftlichen Ergebnis im Frühjahr 1873 führte, in zwei Urkunden, 


einer zwiſchen Petersburg und Berlin und einer zweiten zwiſchen 
Petersburg und Wien, des Inhaltes, daß die Kontrahenten mit ge⸗ 
wiſſen Maßgaben gegenüber dem Angriff ſeitens einer dritten Macht 
ſolidariſch auftratens. In Ermangelung des Wortlautes wiſſen wir 
nicht, ob dieſe Abmachungen, im ganzen genommen, als Allianz oder 
Entente zu bezeichnen ſind; wir folgen hier dem allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauch. Deutlich iſt indeſſen, daß fie ihre Farbe durch die ge⸗ 


1 Sammlung Martens IV, 460. 

2 Wertheimer, II, S. 84, 90; die Beſtätigung bringt der Vertrag von 
1881, Art. VI (Pribram, Nr. 3), da dort die Rede iſt von „conventions 
secrètes conclues entre l’Autriche-Hongrie et la Russie et entre l’Alle- 
magne et la Russie en 1873“. 

3 Bismarck ſelbſt ſpricht von der Dreikaiſerkoalition als dem erſten „Drei⸗ 
bund“, Gedanken II, S. 229, vgl. S. 232, und auch der Zar benutzt in ſeinem 
Drohbrief vom 15. Auguſt 1879 das Wort „alliance“ (Kohl, Wegweiſer, 
S. 170); hier fand ſich freilich eine gewiſſe Veranlaſſung, eine ſtarke Formel an⸗ 
zuwenden. Auch in der Terminologie Außenſtehender findet man dieſe Kombi⸗ 
nation oft als Allianz bezeichnet, ſo bei dem belgiſchen Geſandten 15. Januar 
1877 (Schwertfeger, V, S. 9 Anm. 2) und bei Farges in Lavisse-Rambaud, 
S. 512. Der letztere bemerkt indeſſen, daß man eher von einer entente ſprechen 


Er 


10 Rudolf Kjellen | [10 


meinſame Frontſtellung gegen Revolution und Radikalismus erhielten. 
Nicht mit Unrecht hat man ſie als eine „neue Verſion der heiligen 
Allianz“ bezeichnet !. Das Bündnis verkörpert nämlich annähernd 
den gleichen Gegenſatz, den die große Entente unſerer Tage im 
Weltkriege ſo ſtark betont hat: Autokratie wider Demokratie. | 

Geopolitiſch iſt der Drei⸗Kaiſer⸗Verband von größtem Intereſſe 
als eine öſtliche Orientierung des deutſchen Geſichtskreiſes. 
Oſt⸗ und Zentraleuropa ſind darin zu einem politiſchen Block ver⸗ 
einigt, zum Schutze des neuen Deutſchlands gegen das iſolierte 
Frankreich. Hiermit iſt Deutſchlands Verhängnis und Unglückserbe, 
die Mittellage, einſtweilen auf diplomatiſchem Wege überwunden, 
feine „zentrale, nach drei großen Angriffsfronten offene Lage“? auf 
zwei Fronten gedeckt. Die franzöſiſche Revanche war zu völliger 
Unſchädlichkeit herabgedrückt, nachdem Bismarck die einzige Möglich⸗ 
keit Frankreichs, für ſeine große Politik A zu finden, in 
ſeinem eigenen Syſtem eingefangen hatte. 

Die Schwäche des Syſtems lag darin, daß ſein gemeinſamer 
außenpolitiſcher Zweck nicht ſo klar war wie der innerpolitiſche. 
Tatſächlich verdeckt der Drei⸗Kaiſer⸗Verband einen unausgeglichenen 
Dualismus zwiſchen einem franzöſiſchen Horizont, der für Bismarck 
die Hauptſache war, und einem orientaliſchen, der die anderen zwei 
Partner am meiſten intereſſierte. In dem bekannten, durch einen 
Artikel der „Poſt“ vom 8. April unter dem Titel „Krieg in Sicht?“ 
eingeleiteten Sturm vom Frühjahr 1875 zerbrach die Koalition 
zwiſchen Rußland und Deutſchland auf der erſten Front, und der 
„Times“⸗Artikel vom 6. Mai ließ für einen Augenblick — wie eine 
erſchreckende Zukunftsſorge — eine große Entente für Frankreich 
gegen Deutſchland durchſchimmern. Jedoch iſt es ſchwerlich richtig, 
zu ſagen, daß ſchon in dieſer Kriſe „die Epiſode des Drei⸗Kaiſer⸗ 


ſolle, vgl. Tardieu, La France et les alliances, S. 145 („une entente 
plutöt qu'une alliance“), und Debidour, Hist. 1815-1878, II, S. 458 („un 
peu improprement dite alliance“). Auch in amtlichen Schriftſtücken diefer Zeit 
begegnet oft der Ausdruck entente, zum Beiſpiel Schuwalow an Bismarck 
3. Februar 1877 (Kohl, S. 218), Gortſchakow an den Zaren 2. Juli 1878, 
Kaiſer Wilhelm an den Zaren 4. November ſowie des letzteren Antwort 
14. November 1879. Moderne deutſche Verfaſſer benutzen Ausdrücke wie Ein⸗ 
vernehmen, Verſtändigung, Verhältnis. | 

1 Holl. Roſe, ©. 319; vgl. Albin, La paix armee, 1913, II, S. 226. 
und Preuß bei Oncken Mitteleuropa, S. 10 Anm. 1. 

2 Bismarck, Gedanken und Erinnerungen II, S. 218. 
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Verbandes auslief“ 1. Als das Spiel auf den zweiten, Een orienta= 
Uſchen Schauplatz verlegt wird, erweiſt ſich die Koalition zunächſt 
noch dauernd lebenskräftig, indem die drei beteiligten Mächte im 
diplomatiſchen Notenwechſel als eine Einheit gegenüber den anderen 
Großmächten auftraten. Das war bis zum Berliner Memorandum 
vom Mai 1876 einſchließlich der Fall. Aber damit endete die Einheit 
auch auf dieſer Front. Es zeigte ſich, daß die objektiven Tatſachen, 
die gerade hier trennend zwiſchen Wien und Petersburg lagen, 
N ſtärker wären als kaiſerliche Worte und Abreden. = 
Der Bruch begann mit den „pourparlers secrets“ zwiſchen 
Oſterreich⸗Ungarn und Rußland in Reichſtadt im Juli 1876 (die in 
‚ Ihren Einzelheiten auch für Deutſchland geheim waren). Da dieſe 
Verhandlungen zu einer „convention additionelle“ vom März 1877 
führten, ſo ſchien alles zunächſt in beſter Ordnung. Aber zwiſchen 
dieſen beiden Vorgängen liegen zwei kritiſche Anfragen: von Rußland 

an Deutſchland, ob es in einem ruſſiſch⸗öſterreichiſchen Kriege Neu⸗ 
tralität bewahren würde, und von Deutſchland wiederum an Rußland, 
ob es im Austauſch gegen deutſche Unterſtützung im Orient den 
Frankfurter Frieden ausdrücklich garantieren wolle'. Die Ant: 
wort war in beiden Fällen ein Nein. Nachher, kurz vor und ſogar 
während dem Berliner Kongreß, ſondierte Schuwalow von ſeiten 
Rußlands Bismarck betreffs der Möglichkeit eines wirklichen deutſch⸗ 
ruſſiſchen Blündniſſes “. Der Kongreß ſelbſt war ganz offen ein Prozeß 
wiſchen Oſterreich⸗Ungarn und Rußland, welches ſich ſträubte, die 
Verpflichtungen von Reichſtadt einzulöſen und dabei auf Deutſchlands 
Unterſtützung rechnete. Die Koalition iſt jetzt alſo völlig in die 
— gegangen: „irgend einen Vorteil von der Drei⸗ Kaiſer⸗Entente 


a Oncken, S. 12; vgl. Wertheimers Bezeichnung des Timesartikels als 
des entſcheidenden Wendepunktes in der Dreikaiſerkombination, II, S. 230. 
Bismarck bezeichnet den Vorfall kurz und gut als „ die erſte Trübung des Ver⸗ 
bältniſſes, Gedanken II, S. 230 — wobei er mit Rußlands ſchon im Herbſt 
1874 erfolgter Weigerung, ihm bei der Anerkennung der ſpaniſchen Republik 
Folge zu leiſten, nicht zu rechnen ſcheint. 

2 Über Reichſtadt ſiehe Wertheimer, I, S. 322 (vgl. die Zeitungspolemik 
in Mai 1887, Staatsarchiv, Band 48). Über die erſte „Doktorfrage“ ſiehe 
Bismarcks Gedanken II, S. 214. Die zweite iſt aus erklärlichen Gründen in den 
gedanken nicht erwähnt, aber nunmehr aus dem Bericht Bismarcks an den 
Raifer vom 31. Auguſt 1879 bekannt, Wertheimer, III, S. 249, und Armin 
Lohr a- a. O. S. 163. 

s Gedanken, II, S. 220 u. 224; über Schuwalows eigene Anſicht 2a ben 
Su vom 8. Februar 1877 in Kohls Wegweiſer, S. 218. 
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zu erwarten“, ſchrieb Gortſchakow am 2. Juli 1878 an den. 
Zaren, „wäre eine Illuſion“. Der Gedanke, ſtatt deſſen Deutſchlands 
Hand allein zu ergreifen, fand in gewiſſen Kreiſen des nicht⸗offiziellen 
Rußland Anklang; ſo war Doſtojewski der Wortführer eines 
„ewigen Bundes“, welcher die Welt zwiſchen Rußland und der 
„germaniſchen Idee“ aufteilen ſollte (Oncken, S. 14). Hier iſt das 
Syſtem der großen Katharina während der erſten franzöſiſchen 
Revolution und der innere Grundgedanken der ruſſiſchen Außen⸗ 
politik wiederzuerkennen: die Erhaltung einer Spannung in Weſt⸗ 
europa, um ſich unterdeſſen des Orients zu bemächtigen, — ein 
verkleinertes Abbild des engliſchen Gedankens, Europa in Spannung zu 
erhalten, um inzwiſchen in Ruhe die Welt unterwerfen zu können. 

Bismarcks Abſichten konnten nicht in dieſer Richtung liegen. 
Er ſah klar, daß eine ſo ſtarke Kombination das ganze übrige 
Europa wider ſich aufbringen müßte; und bei einem Kriege an der 
Weſtfront ſaß Rußland „an dem längeren Arm des Hebels“, weshalb 
es ſich leichter von den Folgen des Krieges freimachen konnte, und 
zwar um ſo eher, als ſeine autokratiſche Staatsform einen politiſchen 
Stromwechſel vereinfachte. Wenn eine Allianz nach Talleyrands 
Ausſpruch eine Verbindung zwiſchen einem Reiter und einem Pferde 
iſt, ſo beſtand alſo alle Ausſicht darauf, daß hier Deutſchland das 
Pferd abgeben ſollte, und überdies ließ ſich im voraus erkennen, daß 
der Reiter gefährliche Wege einſchlagen würde !. 

Klare geo- und kratopolitiſche Geſichtspunkte hinderten folge⸗ ä 
weiſe Bismarck, in dies Geſchäft einzuſchlagen. Sein Ideal war ſtets 
der öſtliche Dreiverband, in welchem keiner der Partner einem anderen 
irgendwie näher ſtand. Aber es kam die Stunde, in der er ge: 
zwungen wurde, zwiſchen den beiden Mitkontrahenten zu „optieren“, 
und ſie kam mit dem Brief des Zaren an den Kaiſer vom 15. Auguſt 
1879 und deſſen Wendungen wie „tristes conséquences“, „oon- 
söquences désastreuses pour nos deux pays“, ſofern Deutſchland 
fortführe, Oſterreich⸗Ungarn bei der Ausführung der Beſchlüſſe des 
Berliner Kongreſſes zu unterſtützen. Es war Bismarck auch nicht 


1 Über Bismarcks Standpunkt ſiehe Gedanken, II, S. 224—228; er hatte 
ihn ſchon 1863 (gelegentlich der polniſchen Frage) geltend gemacht, ebenda 
S. 62—67. Die Wendung „der längere Arm des Hebels“, ſiehe dort S. 65. — 
Ein Bündnis mit Rußland würde Deutſchland „zum Kettenhund des Pan⸗ 
ſlawismus“ erniedrigen, nach einem Ausdruck des deutſchen Reichstagsabgeordneten 
Jörg, Hammann, II, S. 51; vgl. Oncken, S. 16. — Talleyrand wird nach 
Oncken, S. 15, zitiert. 
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unbekannt, daß der Zar gleichzeitig nach der Hand Frankreichs und 
Italiens taftete!. Zu alledem kam eine durchaus aktuelle Frage: 
Andraſſys bevorſtehender Abſchied (Geſuch vom 14. Auguſt 1879). 
Er war Deutſchlands entſchiedener Freund und jetzt auch zu einer 
wirklichen Annäherung bereit; auf ſeinen Nachfolger konnte man ſich 
vielleicht nicht in gleichem Maße verlaſſen: Die „Kaunitzſche Koalition“ 
(gegen Friedrich den Großen 1756) war vielleicht nicht für alle Zeiten 
in das Reich der Geſpenſter verwieſen, Reichſtadt hatte davon eine 
Andeutung gegeben?. 

Hier war ſomit Gefahr im Verzuge. Bismarck war nicht blind 
dagegen, daß auch eine Verbindung mit Oſterreich ihre Schwächen 
hatte. Das Bündnis mit Rußland war „materiell ſtärker“; die 
inneren Gegenſätze waren in Oſterreich⸗Ungarn größer; es beftanden 
dort bedenkliche klerikale Einflüſſe, auch fehlte es dort nicht an ge⸗ 
fährlichen Verlockungen auf das Glatteis des Balkans, und eine 
Gefahr lag in dem „Mangel an Augenmaß für politiſche Möglich⸗ 
keiten“ gerade bei dem Element, das der Aufnahme des Bündnis⸗ 
gedankens am nächſten ſtand, nämlich dem deutſchzöſterreichiſchen. 
Anderſeits beſtanden gegen das Bündnis mit Oſterreich⸗Ungarn 
nicht die ernſten Gründe der Staatsraiſon wie gegen ein Bündnis 
mit Rußland. In Deutſchland war das erſtere volkstümlich; bei den 
Nationalliberalen aus Gründen der völkiſchen, beim Zentrum aus 
Gründen der religiöſen Gemeinſchaft, bei den Konſervativen auf 
Grund der geſchichtlichen Überlieferung. In Wirklichkeit handelte es 
ſich hier um eine Vollendung des deutſchen Einigungswerkes und 
eine Anknüpfung an alte ſtaatsrechtliche Beziehungen, die ſich 1866 


1 Den Zarenbrief ſiehe in Kohls Wegweiſer, S. 168 ff., vgl. Gedanken, 
II, S. 219. Ein Beiſpiel für poſitive Streitfragen bei Wertheimer, II, S. 240. 
Die ruſſiſchen Manipulationen in Paris und Rom daſelbſt S. 268, ferner 
Hammann, II, S. 36 f., gegen Debidour, S. 23 f., der in der ruſſiſchen Ge⸗ 
fahr nur einen „prétexte“ Bismarcks ſieht. — Wenn darin wirklich etwas 
von einem Vorwande lag, ſo richtete ſich das gegen ſeinen eigenen Herrſcher, der 
der ſtärkſte Gegner des Bündnisplanes war. 

2 Andraſſy hat ſpäter feine damaligen Bündnisabſichten ausdrücklich in 
der Denkſchrift von 1886 (oder 1885, Friedjung, S. 34) bezeugt, ſiehe 
Wertheimer, III, S. 225. Über Bismarcks Furcht vor der „Kaunitzſchen 
Koalition“ (oder der „alliance horizontale“, Albin, La paix armée, S. 230) 
ſiehe Gedanken, II, S. 248, 233, 256; Gſterreich⸗Ungarns gutes Einvernehmen 
mit Frankreich und England in den aktuellen Balkanfragen war eine Mahnung 
zur Borfiht, Wertheimer, II, S. 238. Vgl. Malet bei Laviſſe⸗Rambaud, 
S. 453. | 
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gelöſt hatten, jetzt aber in völkerrechtlicher Form. Aber zuerft 


und zunächſt war es eine zwingende politiſche Notwendigkeit, 
Oſterreich⸗ Ungarn zu binden und die Südfront zu ſichern, da man 
nicht länger zwiſchen Süden und Oſten lawieren konnte !. g 
Man ſieht, daß Bismarck ſeinen großen Plan mit keinerlei 
Gefühlsgründen motiviert. Die bloße Freundſchaft hat niemals 


ernſthaft Staaten aneinander gefeſſelt. Die Chronik der Staaten⸗ 
geſellſchaft kennt keine reine Liebesehe ohne jede Rückſicht auf die 


Mitgift. Gemeinſamkeit der Intereſſen, der Freundſchaft und Furcht 
iſt es, welche auf dieſem Markt die Partien zuſammenbringt, gemäß 
dem politiſchen Poſtulat, daß diejenigen, welche mit ein und demſelben 
verfeindet oder durch ein und denſelben gefährdet ſind, untereinander 
Freundſchaft halten. Auf dieſem Geſetz — gemeinſame Gefahr von 
Oſten — beruht auch dieſes feſteſte Bündnis zwiſchen Großſtaaten, 
das die Geſchichte kennt, das deutſch⸗öſterreichiſche Bündnis 
vom 7. Oktober 1879. Aber wenn dieſes Bündnis ſich mit der 


Zeit als die ſtärkſte Tatſache in der geſamten internationalen Lage 
erweiſen ſollte, ſo beruht das freilich darauf, daß es zugleich innere 


Sicherungen ſowohl idealer als auch materieller Art hatte. Bismarck 
ſelbſt hebt den ethnopolitiſchen Faktor hervor: die Wiedervereinigung! 
des öſtlichen Viertels des deutſchen Volkes mit dem Stammvolke. 
Aber in der Individualität Mitteleuropas und ſeinem durch die 
drei großen Flüſſe eingerahmten verkehrs⸗geographiſchen Gebiet? 
ſchlummerte auch ein zukünftiges gemeinſames Wirtſchaftsleben, das 
in dem kommenden Zeitalter des Induſtrialismus ſich wohl in der 
Richtung auf die Autarkie hin hätte entwickeln können und ſo dem 


politiſchen Bündnis als natürliche ökopolitiſche Grundlage gedient 


hätte. Es findet ſich ein Zeugnis dafür, daß Bismarck auch für 
dieſe Seite der Sache nicht blind wars. 
Es iſt indeſſen wohlbekannt, daß das Bündnis, ſo wie es in 


1 Gedanken, II, S. 234—237. Die Sympathien in Deutſchland waren 


ſtärker in dem partikulariſtiſchen Süden als im Norden, in dem katholischen 


Weſten als im Oſten, in dem konſervativen Lager als im oppoſitionellen. Siehe 
ferner Wertheimer, II, S. 265, Oncken, S. 18 f., 20. Vgl. Bismarcks Note! - 


an Kalnoky 10. März 1888 (Staatsarchiv, Bd. 48, S. 118), 
2 Siehe „Das Problem der drei Flüſſe“, in Kjellen, Studien zur 8 
kriſe, 1917, S. 88 f. 


s Moritz Buſch, Unſer Reichskanzler, 1884, I, S. 451, gibt an, daß 
Bismarck urſprünglich auch eine handelspolitiſche Gemeinſchaft ins Auge gefaßt | 


hatte. 
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Gaſtein im Auguſt 1879 zwiſchen Bismarck und Andraſſy abge⸗ 
ſchloſſen wurde, in mehrfacher Hinſicht anders ausfiel, als Bismarck 
es gewollt hatte. Er hatte an ein „pragmatiſches Bündnis“ 
(Windthorſt) gedacht, das in den Verfaſſungen verankert, folglich 
vor aller Welt offen und nur im Geſetzgebungswege abänderlich ſein 
ſollte, alſo einen wirklichen „deutſchen Bund“ als Nachfolger deſſen 
von 1815; er hatte weiter, auch in Übereinſtimmung mit dieſem 
Grundgedanken, eine allgemeine Waffenbrüderſchaft nach allen Seiten 
hin gewollt. Aber gegen die ſtaatsrechtliche Form wandte Andraſſy die 
Schwierigkeiten des öſterreichiſch⸗ungariſchen Parlamentarismus ein, 
und gegen die allgemeine Ausdehnung des Bündniſſes die Gefahr, daß 
Frankreich ſich in Rußlands Arme werfen könnte. Daher erhielt das 
Bündnis eine einſeitige Spitze gegen Oſten: Deutſchland nahm von 
ſeinem eigentlichen Intereſſe, der franzöſiſchen Faſſade, Abſtand, 


ebenſo wie Oſterreich auf den Schutz gegen Italien verzichtete 1. Und 


das Ganze wurde mit dem Schleier des Geheimniſſes bedeckt, der 
erſtmalig in der Kriſis von 1888 (Veröffentlichungen im Reichsanzeiger, 
der Wiener Abendpoſt und dem Peſter Lloyd am 3. Februar), end⸗ 
gültig jedoch erſt durch Pribrams authentiſche Veröffentlichung im 
Jahre 1920 fiel ?. 

Es zeigt ſich jetzt, daß der Bündnisvertrag tatſächlich aus einer 
Einleitung und fünf Artikeln beſtand, während die Veröffentlichung 
von 1888 durch Auslaſſung der Artikel III und V fi auf drei 


Artikel beſchränkte; der letzterwähnte Artikel (V) betrifft nur die 


Ratifikation, der erſte (III) war hingegen recht wichtig, denn er 


beſtimmte die Dauer des Bündniſſes: fünf Jahre mit möglicher Ver⸗ 


längerung auf weitere drei. Die Einleitung unterſtreicht ſtark den 


1 Das einzige unmittelbare Zeugnis über das Zwiegeſpräch zwiſchen Bis⸗ 
marck und Andraſſy in Gaſtein ſtammt von des letzteren Sekretär Doczy, ſiehe 
Wertheimer, II, S. 243, vgl. S. 249 f., 279 f., 285, 288. über den drama⸗ 
tiſchen Schlußauftritt ſiehe Wertheimer, II, S. 284. Der kühle Ton, mit 
dem das Bündnis in den Gedanken erwähnt wird, ſcheint zu beweiſen, daß bei 
Bismarck ein Stachel zurückgeblieben war. Friedjung, S. 34 f., 108 meint, 
es wäre beſſer geweſen, wenn das Bündnis die von Bismarck vorgeſchlagene 
Form erhalten hätte. 

2 Die Publikation von 1888, nebſt den Kommentaren der Preſſe und An⸗ 
merkungen, ſiehe im Staatsarchiv, Band 48. Schon vor Pribram war Wert⸗ 
heimer 1913 dem Original in Geſtalt eines „Entwurfes“ unter Andraſſys 
Papieren auf die Spur gekommen, S. 282 ff. Nach Holl. Roſe, S. 325, 
wurde der hauptſächliche Inhalt ſchon durch die „Times“ vom 5. November 1887 
bekannt. 
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defenſiven Charakter der Abmachung (die Kontrahenten geloben 
einander, „daß ſie ihrem rein defenſiven Abkommen eine aggreſſive 
Tendenz nach keiner Richtung jemals beilegen wollen“) und ſetzt als 
Zweck des Bündniſſes die Sicherung der beiden Reiche und „den 
durch die Berliner Stipulationen geſchaffenen europäiſchen Frieden“, 
wobei eine Hinweiſung auf das „früher beſtandene Bundesverhältnis“ 
auf die Kontinuität der Überlieferung deutet. Der Artikel I 
ſtellt die Partner Schulter an Schulter gegenüber einem Angriff von 
ruſſiſcher Seite; der Artikel II erweitert die Solidarität auf den 
Fall, daß Rußland, geſetzt, daß einer der Partner „von einer anderen 
Macht“ angegriffen werde, gegen dieſen ohne förmlichen Angriff 
militäriſche Drohungen ausübt; bis zu einer derartigen Einmiſchung 
von ruſſiſcher Seite ſollte der andere Verbündete wohlwollende Neu⸗ 
tralität beobachten. Der Artikel IV ſchließlich gebietet die Geheim⸗ 
haltung, bezeichnet aber die vertrauliche Mitteilung der Waffen⸗ 
brüderſchaft an Rußland „als eine Pflicht der Loyalität“, ſofern die 
Drohungen von dort andauern ſollten. 

Wir bemerken fürs erſte, daß dieſes Bündnis im Innenverhältnis 
von allgemeiner Art iſt: es erledigt keine einzelnen Streitfragen 
zwiſchen den Vertragſchließenden — abgeſehen eben von der deutſchen 
Irredenta in Oſterreich wies die Lage auch keine ſolchen auf —, 
ſondern ſchafft zwiſchen ihnen eine Einheit ganz im allgemeinen. Wir 
ſehen ferner die deutliche Spitze gegen Oſten. Die im Artikel II ins 
Auge gefaßten Fälle ſind ein Angriff Frankreichs auf Deutſchland 
und ein ſolcher Italiens auf Oſterreich⸗Ungarn. Hier fällt nun ganz 
beſonders eine Ungleichheit zugunſten Oſterreichs in die Augen, 
nämlich daß die primäre Waffenbrüderſchaft (Artikel J) deſſen nächſten 
Feind betrifft, während Deutſchlands Feind erſt hier bei der ſekun⸗ 
dären berückſichtigt wird. Nichts beweiſt ſtärker den defenſiven 
Charakter, den die Allianz nach der Abſicht Bismarcks hatte, als 
dieſe Genügſamkeit auf deutſcher Seite. Dieſer Charakter kehrt 
übrigens bei jedem Punkte wieder: alle Hypotheſen ſind auf einen 
fremden Angriff abgeſtellt. Für eine Aggreſſivpolitik der Kontra⸗ 
henten iſt das Bündnis wertlos. 

Wir wiſſen, daß Bismarck in ſeiner Jugend einmal daran ge⸗ 
dacht hat, Deutſchlands Problem in Verbindung mit einem einigen 
Skandinavien und „mit einer doppelten Front gegen Slawen und 
Gallier“ zu löſen (Oncken, S. 7): Guſtavr Adolfs Programm mit 
geändertem Vorzeichen, auf der rein ethnopolitiſchen Grundlage des 
Pangermanismus unter Beibehaltung der geopolitiſchen Mittellage. 
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Bismarcks ausgereiftes ſtaatsmänniſches Werk — nachdem Skandi⸗ 
navien nicht vermocht hatte, ſeine Einheit zu verwirklichen — ſtellt 
eine Verſchiebung nach Süden dar unter Betonung des geopolitiſchen 
Zuſammenhanges vor dem ethnopolitiſchen. Anſcheinend iſt er da⸗ 
mit wieder auf die Mittellage verfallen, unter Aufgabe der öſtlichen 
Orientierung im Dreikaiſerverband, und die Doppelfront in den 


| Beſtimmungen des deutſch⸗öſterreichiſchen Bündniſſes fteht ganz offen- 


bar da. Indeſſen iſt zu beachten, daß Bismarck ſelbſt nicht der 
Meinung war, die geſteigerte Intimität mit Oſterreich⸗Ungarn müſſe 
an und für ſich den Bruch mit Rußland bedeuten. Es iſt jetzt 
völlig deutlich geworden, daß er ſich das Bündnis mit Oſterreich⸗ 
Ungarn als innerhalb, nicht außerhalb des Dreikaiſerverbandes 
ſtehend dachte. „Im Beſitze dieſer gegenſeitigen Aſſekuranz“, ſo 
ſchreibt er am 10. September 1879 an den König von Bayern bei 
der Vorbereitung des Bündniſſes, „können beide Reiche ſich nach 
wie vor der erneuten Befeſtigung des Dreikaiſerbundes widmen.“ 
An einer anderen Stelle iſt die Rede von der Notwendigkeit, daß 
„der Weg von Berlin nach Petersburg frei bleibt“; würde er ver⸗ 
ſperrt werden, ſo würde Oſterreich Ungarn auch nicht imſtande ſein, 
feine antideutſchen Elemente im Zaume zu halten (Gedanken S. 241, 


250 f., 252). 


Dieſen Gedankengang nahm dann der Brief Kaiſer Wilhelms 
an den Zaren auf (4. November 1879), welcher die Notifikation des 
Vertrages im Anſchluß an deſſen Artikel IV enthielt. Darin wird 
genau zwiſchen dem offiziellen Rußland und den „revolu⸗ 
tionären“ Bewegungen, die aggreſſiv werden könnten, unterſchieden; 
lediglich gegen die letzteren richte ſich das Bündnis; der Schwer⸗ 
punkt der Motivierung wird jedoch auf Andraſſys „unvermuteten 
Abſchied“ gelegt und das Bündnis ſelbſt als eine nur „moraliſche 
Vereinigung“ charakteriſiert, welche bezwecke, „die Lücke auszufüllen, 
die nach der Auflöſung des Deutſchen Bundes entſtanden ſei“. In 
dieſer unſchuldigen Form vorgeſtellt, mußte das Bündnis dem Zaren 
als „eine Wiederherſtellung des Dreikaiſerverbandes (raffermisse- 
ment de l’entente des trois empereurs)“ erſcheinen, „der ſeit 
1873 Europa ſo bedeutende Dienſte geleiſtet hätte“, und der Kaiſer 
äußert den Wunſch, daß der Zar ſeinen Grundſätzen beitreten möchte. 
Und nun ereignet ſich das Merkwürdige, daß der Zar, deſſen Dro⸗ 
hungen drei Monate vordem den Anſtoß zu dem Bündnis gegeben 
hatten, am 14. November ohne Spur von Unwillen oder Miß⸗ 


trauen für die Mitteilung dankt, ſich ſelbſt dem „accord“ anschließt 
Schmollers Jahrbuch XL I. 
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und dabei von ſeiner Seite „la retour à cette parfaite entente 
des trois empereurs uſw.“ begrüßt. Hier hat deutlich ein Um⸗ 
ſchwung an der Newa ſtattgefunden, und Wertheimer gibt uns den 
Schlüſſel: Rußland wünſchte ein Aufleben des Dreikaiſerbundes, 
um Oſterreich⸗Ungarn von ſeinem gefährlichſten Widerſacher im 
Orient, England, zu trennen. Zugleich wird durch Wertheimer 
erſichtlich, daß Bismarck dieſe Haltung Rußlands bei Abſchluß des 
Bündniſſes bekannt war. Oſterreich ſeinerſeits war einer ſolchen 
„Aufwärmung“ des Verhältniſſes mit Rußland kaum geneigt, da es 
jetzt lieber freie Hand behalten wollte . Daß es gleichwohl dabei 
mitmachte, dürfte als Kompenſation für das Nachgeben Deutſch⸗ 
lands bei dem Abſchluß des Bündniſſes anzuſehen ſein. Hier liegen 
die Vorausſetzungen für die „Politik der Rückverſicherungen“, welche 
Bismarcks nächſtes Jahrzehnt ausfüllt und das beſtrittenſte Blatt in 
ſeiner Geſchichte bildet. 

Man hat lange geglaubt, daß das Wiederaufleben des Drei⸗ 
kaiſerverbandes erſt im Zuſammenhang mit der Kaiſerbegegnung in 
Skiernewice (September 1884) erfolgtes. Durch die Veröffent⸗ 
lichungen der letzten Zeit iſt jetzt aber feſtgeſtellt, daß der Ausgangs⸗ 
punkt im Jahre 1881 liegt; hiermit tritt der Zuſammenhang zwiſchen. 
dem Bündnis von 1879 und der Rückoerſicherung weit deutlicher 
zutage, und über das ganze Syſtem wird ſtärkeres Licht geworfen. 

Wir wiſſen alſo, daß die urſprüngliche Initiative hier bei Ruß⸗ 
land lag. Rußland zögerte nicht länger als bis zum Frühjahr 1880 
mit dem Verſuch, aufs neue mit Deutſchland anzuknüpfen. Deutſch⸗ 
land wollte indeſſen nur von einem Verhältnis à trois etwas wiſſen, 
und ſo kam es zu der Entente vom 18. Juni 1881 als einer 
direkten Erneuerung der Dreikaiſerkoalition und Erſatz der Doppel⸗ 
konvention von 1873, wobei eine vorausgehende „Miniſterial⸗ 
erklärung“ vom 18. Mai in Form gleichlautender Noten beſtätigte, 
daß das Bündnis von 1879 innerhalb dieſes weiteren Rahmens 
fortbeſtände “. 


1 Wertheimer, S. 290 f., 297. Rachfahl, a. a. O. S. 38. 

2 Vgl. zum Beiſpiel Tardieu, 1910, S. 156; Lemonon, 1912, S. 35; 
Reventlow, 1914, S. 18; Oncken, 1917, S. 40; D. Schäfer, Bismarck, 
1917, II, S. 190. Noch Friedjung, 1919, S. 57 ſcheint ſich über die Sache 
nicht ganz klar zu ſein. Bemerkenswert iſt, daß die „Hamburger Nachrichten“ 
vom 24. Oktober 1896 bei der Enthüllung der eigentlichen Rückverſicherung eine 
Verbindung vor 1884 ebenfalls nicht erwähnen. Albin, La paix armée, 
S. 237. — 

8 Siehe Pribram, S. If. Die Vertragsurkunde wurde zuerſt durch 
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Die neue Übereinkunft der drei Kaiſer wird ausdrücklich als 
„entente“ zwecks Erhaltung des Friedens und der defenſiven 
Stellung der beteiligten Staaten bezeichnet. Sie enthält 7 Artikel, 
wobei der Schwerpunkt auf den erſten dreien liegt. Der Artikel I 
ſetzt wechſelſeitige Neutralität für den Fall feſt, daß einer der drei 
„se trouverait en guerre“ mit einer vierten Großmacht — 


Deutſchland mit Frankreich, Rußland mit England, Oſterreich⸗Ungarn 


mit Italien — oder auch mit der Türkei, im letzteren Falle jedoch 
erſt nach „accord préalable“ rückſichtlich des Kriegszieles: hier⸗ 
mit hatte Oſterreich⸗Ungarn eine Bürgſchaft gegen ruſſiſche Er⸗ 
oberungspläne auf der Balkanhalbinſel. Beſtätigt wird dies durch 
den Artikel II, der jede Veränderung im territorialen Status quo 
der europäiſchen Türkei an einen „commun accord“ der drei 
knüpfte; in einem beigefügten Protokoll werden die Punkte feſt⸗ 
geſtellt, über die man ſich ſchon geeinigt hatte (das öſterreichiſche 
Verwaltungsgebiet, Bulgarien). Der Artikel III enthält die Kom⸗ 
penſationen für Rußland: eine nachdrückliche Beſtätigung der 
Sperrung der Dardanellen (für die engliſche Flotte), — als Vor⸗ 
beugung gegen einen neuen Krimkrieg. 

Man kann kaum umhin, zu finden, daß Oſterreich⸗Ungarn auch 
bei dieſem Verhältnis der meiſtbegünſtigte Partner iſt. Für Ruß⸗ 
land zumindeſt ſcheint das Abkommen die Aufgabe des byzantiniſchen 
Eroberungsprogramms zu bedeuten. Daß es gleichwohl in Peters⸗ 
burg als ein großer Erfolg begrüßt wurde, läßt ſich teils aus dem 
damaligen Kaiſer⸗ und Kanzlerwechſel (Gortſchakow⸗Giers) erklären, 


ſcheint aber auch zu zeigen, daß Rußland jetzt nach Rückendeckung 


für ſein aſiatiſches Programm ſuchte, bei welchem England ſein 
Hauptgegner war. Dies wird ganz deutlich bei dem Ablauf des 
Vertrages nach 3 Jahren (Artikel IV), als die afghaniſche Frage 
aktuell und Rußland alſo an der Erneuerung beſonders inter⸗ 
eſſiert war. Dieſe Erneuerung kam — mit zwei unweſentlichen 
Anderungen, ſiehe Pribram, S. 36 — am 27. März 1884 mit 
Gültigkeit bis zum 18. Juni 1887 zuſtande, und ſie war es, die 


Raſchdau 1918 (a. a. O.) bekannt, dann im Wortlaut zum erſten Male durch 
die bolſchewiſtiſche Regierung in Petersburg im ſelben Jahre veröffentlicht (ſiehe 
„Dokumente aus dem ruſſiſchen Geheimarchiv“), darauf auch in der „Deutſchen 
Allg. Zeitung“ vom 12. September 1919, in der Sprache des Originals (fran⸗ 
zöſiſch) jedoch zuerſt von Pribram, S. 11—17. 
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der Kaiſerbegegnung im September voranging, die zuerſt die Auf⸗ 
merkſamkeit der Welt erregte . 

Aber es ſollte ſich jetzt zeigen, daß dieſe Wiederbelebung des 
Syſtems „dem Elektriſieren einer Leiche“ glich“. Während dieſer 
ſeiner zweiten Periode wurde das Kaiſeridyll von einer neuen Kriſe 
betroffen, 10 Jahre nach der erſten und aus ganz der gleichen Ur⸗ 
ſache: dem ſpontanen Erſcheinen des Balkanproblems auf der 
Tagesordnung, diesmal durch die nationale Einheitsbewegung Bul⸗ 
gariens im Jahre 1885. Hiermit enthüllte ſich die Entente zwiſchen 
Rußland und Oſterreich von neuem als ein bloß mechaniſches Ge⸗ 
webe, und ihre inneren Gegenſätze traten an den Tag. Und dies⸗ 
mal fand ſich keine Hilfe. Als der Vertrag im Sommer 1887 ab⸗ 
lief, beſtand weder an der Newa noch an der Donau Luſt, ihn zu 
erneuern ®. 


Wir werden ſpäter ſehen, welche neuen Kombinationen das 
wichtige Jahr 1887 zuwegebrachte. Hier iſt jetzt nur feſtzuſtellen, 
daß der Draht zwiſchen Petersburg und Wien geriſſen war. Er 
ließ ſich jpäter wieder knüpfen, im Jahre 1897, in einer negativen 
Entente mit begrenztem Rahmen — beiderſeitiges Desintereſſement 
auf dem Balkan —, während Rußland ſein pazifiſches Programm 
verfolgte. Als es 1908 nach Europa und zum Balkan zurück⸗ 
kehrte, brach er zum zweiten Male und endgültig, und im Welt⸗ 
kriege ſollten ſich Oſterreich-Ungarn und Rußland als das erſte 
Großmachtpaar in der Arena begegnen. 


Dieſer erſte Weg unſerer Unterſuchung führt allo zu zwei Er⸗ 
gebniſſen, die in Weltkriege wirkſam wurden: Dentſchlands Freund⸗ 
ſchaft mit Oſterreich⸗Ungarn und Oſterreich⸗Ungarns Feindſchaft 
gegen Rußland. Das will ſagen, daß Bismarcks erſter großer Ge⸗ 
danke auf dem Gebiet der Koalitionen, der Dreikaiſergedanken, 


1 Auch dieſe Kombination wird in den belgiſchen Geſandtenberichten 1886 
als „triple alliance“* bezeichnet, ſiehe Schwertfeger, V, Nr. 1 u. 4, S. 137, 145, 
dal. S. 15 und Anm. 1. 

2 Sosnofki, Die Balkanpolitik Gſterreich⸗ Ungarns, II, S. 68. 

8 Rußland knüpfte und Rußland löſte das Band, Raſchdau, S. 29 f., 
vgl. Charmatz, Geſchichte der auswärtigen Politik Oſterreichs, II (1914, S. 120. 
Auf ſeiten Öfterreich® trug die Denkſchrift Andraſſys von 1886 viel zum Bruch 


bei; er meinte, daß fein Nachfolger durch die neue Verbindung „Rußland auf 


den Balkan zurückgeführt habe, von wo es der Berliner Kongreß ausgquartiert 
hätte“, Wertheimer, III, S. 327 ff. 
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Bankrott machte l. Der Weltkrieg ſcheint einen tiefen, myſtiſchen 
Zuſammenhang aufzudecken: die drei Großmächte, die in ihm ge⸗ 
ſchlagen wurden, ſind dieſelben, die nach Bismarcks Plan im Frieden 
zuſammengehören ſollten. Aber dieſer Gedanke vermochte in der 
politiſchen Praxis nicht mehr als einen Nebelfleck zu erzeugen, der 
mit unſicherem Schein leuchtete, am beſtändigſten von 1873—1875 
und 1881—1885, bis er 1887 völlig erloſch. 

Innerhalb dieſes Himmelskörpers hatte ſich jedoch inzwiſchen 
ein feſter Kern, das deutſch⸗öſterreichiſche Bündnis, gebildet, und um 
dieſen Kern war es dem Meiſter gelungen, ein zweites Syſtem auf⸗ 


zubauen, das nicht mit ihm ſtarb, ſondern als koſtbares Erbe von 


ſeinen Nachfolgern übernommen wurde: den Dreibund. 


Zweites Kapitel 
Dreibund 1882—1887 (1890)? 
Triplice — Triple alliance 


Schon in Bismarcks urſprünglichem Dreikaiſerprogramm fand 
ſich „der Hintergedanke“ an einen Platz für das „monarchiſche 
Italien“ (Gedanken, S. 229). Daß der kratopolitiſche Faktor — 
die Sicherung gegen die Revolution — auch in ſeinem Verhalten 
zu Italien mitſpielte, erhellt zum Beiſpiel aus ſeiner Sorge um die 
Zukunft der Dynaſtie Savoyen in Gedanken und Erinnerungen 
(S. 251) und in der Reichstagsrede vom 29. November 1881. 


Daß andererſeits ſein „Kulturkampf“ ſympathiſches Verſtändnis bei 


| 1 Über einzelne Gerüchte und Gedanken betreffs einer Erneuerung 1896 


und 1906 fiehe Pribra m, S. 232, 261 f. 


5 2 Literatur: Pribram, a. a. O. Nr. 5 (Bündnis 1882) und 10 (1887) 
ſowie Text S. 128207; (Criſpi), Les origines de la Triplice (in der Revue 


des deux mondes vom 15. Dezember 1911, S. 721—762, Auszug aus „Die 


Memoiren Criſpis“, 1912, vgl. La Politica estera italiana 1855 — 1916, 
1916); (Eckardt), Berlin⸗Wien⸗Rom 1892; Chiala, La Duplice et la Tri- 


plice Allianza (Pagine da storia contemporana), 2. Aufl., 1898; Billot, 


La Triple Alliance, 1901 (Revue de Paris, April); Friedjung, Der Inhalt 


0 des Dreibundes, 1913 (Cottas Monatsſchrift); Helmolt, Der Inhalt des Drei⸗ 


bundes, 1914, Anhang zu Singer, Geſchichte des Dreibundes, 1914; Sosnoſky, 
Der Traum vom Dreibund, 1915; Fraknoi, Kritiſche Studien zur Geſchichte 
des Dreibundes 1882— 1915, erſchienen 1916 (zuerſt in der Deutſchen Revue, 
Dezember 1915, Januar und Februar 1916); Coolidge, Origines of the 
Triple Alliance, 1917; Helmolt, Unſer Wiſſen vom Dreibund, 1917 (Zeitſchrift 
für Völkerrecht, S. 20—37) und Dreibund⸗Literatur 1919, (daſelbſt S. 282 —289). 
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dieſer Dynaſtie erweckte, iſt leicht zu verſtehen. Aber dieſe ganze 
Orientierung wird von einem anderen Faktor, dem geopolitiſchen, 
beherrſcht. Das Dreikaiſerſyſtem zeigt ſchon in ſeinem Namen die 
Verwandtſchaft mit der Verfaſſungsfrage. Der Dreibund hat in 
dieſer Hinſicht einen kleinen Riß, indem Italien nach 1876 parla⸗ 
mentariſch regiert wurde, vor allem aber waren es hier nicht die 
Regierungen, ſondern die Staaten, die in den Vordergrund traten. 

Rußlands Austritt und Italiens Eintritt iſt es, worin ſich das 
erſte Programm von dem zweiten unterſcheidet. Dies bedeutet eine 
mittlere Richtung an Stelle der Richtung nach rechts: eine 
ganz bewußte Beibehaltung und Ausnutzung der Mittellage im 
Gegenſatz zu der öſtlichen Orientierung, ein Trialismus Weſt⸗ 
Zentral⸗Oſteuropa an Stelle des Dualismus Weſt⸗ und Oſteuropa 
(mit Grenze am Rhein). Ein ſolcher politiſcher Block quer durch 
Europa von Meer zu Meer war in der Tat die volle Konſequenz 
von Deutſchlands geographiſcher Lage, welche gebot, „einem ge⸗ 
planten Druck auf die Mitte eine verſtärkte Mitte entgegenzuſtellen“ 
(Oncken, S. 9). Ebenſo wie für den Kern Deutſchland⸗Oſterreich 
fand ſich auch für dieſes Gebilde eine Tradition, auf die man ſich 
berufen konnte: nämlich das „Heilige römiſche Reich“ von der Nord⸗ 
ſee bis nach Apulien. Bismarck hat einmal hieran erinnert (gegen⸗ 
über einer Abordnung aus Steyermark am 7. April 1895) und es 
als „eine eigentümliche Fügung des Schickſals und der göttlichen 
Vorſehung“ bezeichnet, daß dieſes Zentraleuropa wieder zu poli⸗ 
tiſcher Einheit gelangen konnte. Dies war für ihn ein Beweis 
für die „imponderabeln Verbände und Beziehungen“ in dieſer 
Ländermaſſe. Der modernen politiſchen Wiſſenſchaft fällt es nicht 
ſchwer, den Zuſammenhang aus rein geopolitiſchen (topopolitiſchen) 
Motiven zu erklären: Lage und Druck. 

Was zunächſt Italiens Bindung an Deutſchland betrifft, ſo iſt 
hier das Geſetz der Anziehung zu des Nachbars Nachbar wieder⸗ 
zuerkennen. Die Kriegskameradſchaft von 1866, als der betreffende 
Nachbar Oſterreich war, iſt das erſte poſitive Ergebnis. Aber ſchon 
damals (1868) weiſt Bismarck auf Frankreich als den richtigen 
Nachbar hin. Er bezeichnet Deutſchland als den „natürlichen 
Bundesgenoſſen“ Italiens und gleichzeitig Frankreich als deſſen 
„natürlichen Nebenbuhler“, des Mittelmeeres wegen: die Herrſchaft 
über dieſes Meer müßte „Italiens beſtändiger Gedanke“ ſein und 
gebühre ihm auch nach dem Erſtgeburtsrecht der Natur und der 
Geſchichte, werde ihm aber von dem größeren Bruder ſtreitig ge⸗ 
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macht. Wie man ſieht, kommt dem Meiſter gar nicht der Gedanke 
an die Bluts⸗ und Kulturgemeinſchaft; nachdem er mit Frankreich 
gebrochen und ſich mit Oſterreich verſöhnt hat, verläßt er ſich feſt 
auf dieſen natürlichen „Zankapfel“ als Sicherheit gegen den An⸗ 
ſchluß der einen romaniſchen Großmacht an die zweite. 

Das Verhältnis zwiſchen Italien und Oſterreich iſt von ganz 
anderer Art. Oſterreich⸗Ungarns Lage zwiſchen Italien und Ruß⸗ 
land iſt eine deutliche Parallele zu derjenigen Deutſchlands zwiſchen 
Frankreich und Rußland, und die friſchen Kämpfe an der Weſt⸗ 
front hatten auch hier ein bitteres Andenken hinterlaſſen. Hiſtoriſch 
iſt ja Oſterreich nichts Beſſeres als der Erbfeind des modernen 
Italien. Um das Unglück voll zu machen, hatte. die Abrechnung 
eine „irredenta“ in Trieſt und im Trentino hinterlaſſen, womit 
eine fortdauernde ethnopolitiſche Spannung geſichert war. Die 
italieniſchen Irredentiſten find für Eſterreich genau das gleiche, 
was die franzöſiſchen Revanchiſten für Deutſchland ſind. Ohne 
Zweifel hatte das Staatenſyſtem hier eine ähnliche konſtante Reibung 
wie im Elſaß, und eine Verſöhnung mußte hier vor der Hand eben⸗ 
ſo unmöglich erſcheinen. Indeſſen ergeben zwei Geſichtspunkte 
einen Unterſchied: einerſeits ſtanden die unruhigen Geiſter in 
Italien, als republikaniſch gefärbt, im Gegenſatz zu der eigenen 
Dynaſtie, andererſeits gab es in der buntgemiſchten Bevölkerung 
Oſterreich⸗Ungarns auch Elemente, die mit Italien geradezu ſym⸗ 
pathiſierten, nämlich die Madjaren wegen der gemeinſamen Er⸗ 
innerung an den Kampf gegen Habsburg im Jahre 1848 und die 
deutſchen Liberalen wegen des gegenwärtigen Antipapismus. 

Dieſe Kluft im Verhältnis zum Vatikan ſtellte in Italiens Lage 
einen Hauptfaktor dar, der zu politiſchen Spekulationen einlud. 
Aber ſchließlich gab es noch einen Punkt, der ſich nicht überſehen 
ließ: Italiens freundſchaftliche Beziehungen zu England, dem 
zweiten Nachbar des franzöſiſchen Nachbarn, dem Lieferanten von 
Kohle, dem Herren der See, von dem alle Zufuhren abhängig 
waren und der allein die ganzen Küſten gegen den Nachbar ſchützen 
konnte. Italien konnte kein Bundesverhältnis eingehen, das dieſe 
Freundſchaft ins Wanken brachte. 

So hatte das italieniſche Problem zu Beginn der Periode die 
verſchiedenſten Seiten. Beſtimmend waren indeſſen die folgenden: 
Sympathie zu England und Deutſchland, Antipathie gegen Frank⸗ 
reich und Oſterreich. Galt es für den Meiſter der Politik, in dem 
Dreikaiſerprogramm Rußlands Sympathie für Frankreich und Anti⸗ 
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pathie gegen Oſterreich zu neutralifieren, ſo galt es in dem Drei- 
bunde Italiens Antipathie gegen Oſterreich zu neutraliſieren, ohne 
irgendeine aktuelle Sympathie zu erſchüttern. England war das Schreck— 
geſpenſt, mit deſſen Hilfe dies in dem erſten Falle gelang, Frank⸗ 
reich ebenſo in dem zweiten Falle. So wird hier Italien, wie dort 
Rußland, die Hauptperſon, ſchon deshalb, weil es der widerfpenfligfte 
der Partner iſt. 

Dies iſt gerade das Eigenartige bei Bismarcks großen po⸗ 
litiſchen Kombinationen, daß ſie beide bezwecken, ein drittes, ab⸗ 
ſolut unbefriedigtes und daher aggreſſives Element an den ganz 
oder relativ „ſaturierten“ Kern der Zentralmächte zu binden. Das 
Heikele dieſes Experimentes vermehrte ſich in hohem Grade da⸗ 
durch, daß die Aggreſſivität der peripheren Macht ſich teilweiſe ge⸗ 
rade gegen eine der Zentralmächte, nämlich Oſterreich⸗Ungarn, richtete: 
unmittelbar als Irredentismus (Trentino — Südgalizien) und 
mittelbar als Rivalität auf der Balkanhalbinſel (Albanien — Kon⸗ 
ſtantinopel). Dies iſt die Kehrſeite des Flankenſchutzes, den Deutſch⸗ 
land in der Verbindung mit Oſterreich⸗Ungarn ſuchte: Deutſchland 
muß das Riſiko ſeines Bundesgenoſſen mit übernehmen. Die im 
Koalitionsintereſſe zu löſende Aufgabe iſt offenbar, dem dritten 
Partner ſeine Aggreſſivität im Innenverhältnis zu benehmen, was 
wiederum — ſoweit dieſe Aggreſſivität im Weſen der betreffenden 
Staaten wurzelt — politiſch deren Ablenkung nach außen bedeutet 
(Italien in Afrika — Rußland in Aſien). Nun aber verſteht man 
auch des Bündnismeiſters eigene ſkeptiſche Anſicht über ſein Werk. 
Auch der Dreibund iſt für ihn nichts mehr als „eine ſtrategiſche 
Stellung“ für ſeine Zeit, aber kein „für jeden Wechſel haltbares 
ewiges Fundament“ (Gedanken S. 258 f.); er ſteht wie alle Staaten⸗ 
verbindungen unter der „clausula rebus sic stantibus“. Er ver- 
ließ ſich in der Tat ſo wenig darauf, daß er ſein erſtes Syſtem 
daneben aufrechterhielt: in den Jahren 1882—1887 ſtanden jaͤ beide 
Koalitionen nebeneinander. | 


x 


Wir wiſſen durch Criſpis Lebenserinnerungen, daß der Keim 
des Dreibundes ſchon zwei Jahre vor dem des Zweibundes gelegt 
wurde, eben in Gaſtein im September 1877. Bei der dortigen Be⸗ 
gegnung mit Bismarck glaubte Criſpi, dieſen zu einem Bündnis auf 
der Grundlage der beiderſeitigen Irredenta in Oſterreich⸗Ungarn 
verlocken zu können; er ſah ſich indeſſen einer Mauer gegenüber. 


251 | Die Koalitionspolitik im Zeitalter 1871—1914 25 


Schon jetzt ging offenbar der Weg von Rom nach Berlin not⸗ 
wendigerweiſe über Wien, und dieſe Ausſicht wirkte in der Con- 
sulta abkühlend, denn noch war eine Verbindung mit Oſterreich⸗ 
Ungarn „niemanden in den Sinn gekommen“ (Depretis 26. Sep⸗ 
tember 1877). Eine ſpätere Begegnung zwiſchen Criſpi und An⸗ 
draſſy führte ebenſowenig zu einem Ergebnis !. 

So kam Italien iſoliert und ohne Programm auf den Berliner 


Kongreß und mußte ihn als „ultimo popolo d' Europa“ 


Chiala) verlaſſen, während der Erbfeind Oſterreich als Herr über 
zwei neue Provinzen davonging. Dies Ergebnis begleiteten die 
Irredentiſten mit Waffenklirren, und man empfand es um ſo bitterer, 
als es an Gelegenheit zu „Kompenſationen“ für Italien nicht ge⸗ 


fehlt hattes. Es war deutlich, daß Italien ſich ohne Bundes⸗ 


genoſſen nicht als Großmacht entwickeln konnte. So klopfte man 
gegen Ende 1881 wieder bei dem natürlichen Bundesgenoſſen in 
Berlin an und erhielt nun in aller Form den ſauren Apfel Wien 
angeboten. Während man ſich noch beſann, kam der Maitag von 
1881, an dem Frankreich — mit Bismarcks Einverſtändnis — Tunis 
einſteckte: Italiens nächſtes Gegenland in Afrika, ſchon gefüllt mit 
italieniſchen Koloniſten und Unternehmungen, außerdem umgeben 
von den großen Traditionen aus der Zeit der puniſchen Kriege. 
Das war zu viel; die letzten Bedenken mußten weichen; ein Jahr 
ſpäter, am 20. Mai 1882, wurde in Wien das Bündnis zwiſchen 
Italien, Deutſchland und Öfterreich- Ungarn unterſchrieben. 

Aus dieſer Vorgeſchichte erſieht man, daß Italien dem Bünd⸗ 
niffe als Hilfeſuchender beitrat. Auch fein Verhältnis zum apoſto⸗ 


lichen Stuhl ſchwächte damals ſeine Stellung“, während feine 


1 Siehe über dieſe Begegnung Revue des deux mondes, a. a. O., S. 740 ff. 
Bismarck verwies von den Alpen („compensation territoriale du cöt& des 
Alpes“, wie Criſpi ſich gegenüber Derby in London ſpäter ausdrückte, S. 756) 
auf Albanien, und das gleiche tat Derby, S. 740, 742, 757. Über Depretis' 
Außerung S. 754. Begegnung Criſpi⸗Andraſſy S. 760 ff. 

2 Die diplomatiſche Vorgeſchichte des Berliner Kongreſſes iſt in dieſen 
Punkten noch völlig dunkel, aber es ſcheint klar, daß niht nur von Albanien, 
ſondern auch von Tunis und Tripolis ſowohl vor als auch während dem Kon⸗ 
greſſe zwecks Abfindung Italiens die Rede war, und daß Tunis Frankreich erſt 
nach der Weigerung Italiens angeboten wurde. Siehe darüber Re ventlow, 
S. 9 f.; Helnolt bei Singer, S. 253; Th. Fiſcher, Bilanz des italieniſchen 
Irredentismus, in der Zeitſchrift für Politik, 1910, S. 34. 

a Man fürchtete, daß Öfterreich- Ungarn den Papſt unterſtützen würde, 


| Holl. Roje, S. 331. Auch Bismarck ſoll nach Beendigung des „Kulturkampfes“ 


auf derartige Beſorgniſſe ſpekuliert haben. Debidour, I, S. 48 f., 50. 
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Partner durch ihr gegenſeitiges Bündnis und ihre unlängft erneuerte 
Koalition mit Rußland ſtark daſtanden. Unter dieſen Umſtänden 
iſt es ſehr befremdend, daß Italien ſchon damals ſo viel durch das 
Bundesverhältnis erreichen konnte, wie es tatſächlich der Fall war. 
Einen wirklichen Garantievertrag (Rom betreffend) mit offenſivem 
Stempel, wie es Robilants urſprüngliches Programm war, konnte 
es freilich nicht durchſetzen, aber das Bündnis geht jedenfalls weit 
über den bloßen Neutralitätsvertrag hinaus, der Kalnokys Gegen⸗ 
programm war, und es gibt Italien in gewiſſer Weiſe eine Vor⸗ 
zugsſtellung !. 

Man hatte ſo viel über Inhalt und Form des Dreibundes 
phantaſiert, daß es nahezu wie eine Überraſchung wirkte, als man 
jetzt bei Pribram ſeine einfachen und mageren 8 Artikel in einer 
gemeinſamen Urkunde las ?. Die Einleitung bezeichnet das Bündnis 
als „par sa nature essentiellement conservative et défensive“. 
Sein Zweck iſt „d'augmenter les garanties de la paix générale, 
de fortifier le principe monarchique et d'assurer par 
cela-möme le maintien intact de l'ordre social et politique“. 
Hier tritt die Wahlverwandtſchaft mit dem Dreikaiſerprogramm zu⸗ 
tage, nämlich das dynaſtiſche Intereſſe, welches beſonders auf Seiten 
Italiens vertreten wurde, und ſo war das Bündnis eine Art Erſatz für 
den Garantievertrag, den man ſich dort wünſchte. Artikel II enthält 
Italiens großen Vorteil: ein Angriff von Frankreich iſt casus foederis 
für die beiden anderen Partner. Im gleichen Falle erhält Deutſchland 
Italiens, aber nicht Oſterreich-Ungarns Hilfe. Der Angriff ſeitens 
einer anderen Großmacht iſt nicht als casus foederis feſtgeſetzt, 
jedoch ſoll alsdann wohlwollende Neutralität beobachtet werden 
(Artikel IV); geſellt ſich noch eine zweite Großmacht zu dem An⸗ 
greifer, ſo gilt unter allen Umſtänden volle Solidarität in Krieg 
und Frieden (Artikel III). 


1 Siehe über dieſe Verhandlungen, die erſt im Frühjahr 1882 begannen, 
Pribram, S. 138165. 

2 Nach der Angabe bei Eckardt, a. a. O., S. 129, ſoll Bismarck geäußert 
haben, das Geheimnis des Bündniſſes werde niemals, auch nicht bei deſſen Auf⸗ 
löſung, aufgedeckt werden, vgl. Singer, ©. 251, 66, und Helmolt, daſelbſt 
S. 260. — Was die Form des Bündniſſes betrifft, fo hat man teils auf drei 
gleichlautende Protokolle geraten, Singer, S. 66, teils auf zwei: eines zwiſchen 
Italien und Öfterreich-Ungarn, ein zweites zwiſchen Italien und Deutſchland, 
während der Vertrag von 1879 die Lücken ausfüllen ſollte, Friedjung, S. 99 Anm., 
Helmolt bei Singer, S. 255. 


| 
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Das Bemerkenswerteſte bei dieſer Vereinbarung iſt etwas, was 
darin fehlt: Italiens Kompenſation für Oſterreich⸗Ungarn, nämlich 
die Unterſtützung gegen Rußland, als Dank für die Hilfe gegen 
Frankreich. Daß Kalnoky eine derartige Forderung nicht ſtellte, 
dürfte darauf zurückzuführen ſein, daß er in dieſem Zuſammenhang 
das Aufrollen der Balkanfrage ſowie der Frage der Unterſtützung Deutſch⸗ 
lands gegen Frankreich befürchtete !. Der Gewinn Oſterreich- Ungarns 
liegt auf dieſer negativen Seite. Deutſchlands Vorteil ſtellt die Hilfe 


Italiens gegen Frankreich dar: es war die fehlende weſtliche Faſſade 


im Syſtem von 1879. Italien erhält mit einem Schlage doppelte 
Sicherung gegen ſeinen Hauptfeind. Inſoweit war Italien ſchon 
damals der meiſtbegünſtigte Vertragsteil (Bribram, S. 123). 

Indeſſen bleibt die defenſive Grundrichtung noch durchaus ge⸗ 
wahrt. Wie im Jahre 1879, ſo rechnet man auch hier lediglich mit 
einem fremden Angriff, und es wird vorausgeſetzt, daß diefer Angriff 
„sans provocation directe“ erfolgt. Dies rechtfertigt Bülows 
berühmte Diagnoſe vom 8. Januar 1902: „nicht eine Erwerbs⸗ 
genoſſenſchaft, ſondern eine Verſicherungsgeſellſchaft“?. Das Begehren 
des unruhigen Mitgliedes nach Erwerb mußte ſeine Befriedigung 
auswärts ſuchen. 

So geſchah es auch, daß Italien jetzt ſeine Irredenta beiſeite⸗ 
läßt und ſich mit einem reinen Kolonialprogramm (im Roten Meere) 
zu betätigen beginnt. Doch ging das nicht ohne alle Mißtöne ab: 
das Attentat auf den Kaiſer Franz Joſeph im Geburtsjahr des 
Dreibundes — einige Monate nach ſeinem Abſchluß — bei der 
Jahrhundertfeier in Trieſt war ein böſes Vorzeichen. Die Vor⸗ 
geſchichte des Bündniſſes auf italieniſcher Seite rechtfertigt die Be⸗ 
zeichnung Sosnoſkys: „un mariage par dépit“. Auch das Bündnis 
von 1879 war das Erzeugnis einer Konjunktur (ſiehe oben S. 13f.); 
aber e lagen dem Abſchluß objektive Faktoren zugrunde, an 


4 Pribran, S. 168 f., 151. Dieſer Teil der Abmachung ſicerte un⸗ 
mittelbar nach der Erneuerung von 1887 in die Öffentlichkeit durch. und zwar 
durch den römiſchen Berichterſtatter der „Kölniſchen Zeitung“ (27. Febr. 1887), 
ſiehe Schultheß, Europäiſcher Geſchichtskalender 1888, S. 86 f. 

2 Reden I (1907), S. 243. Vgl. die Rede vom 19. März 1903, S. 437 f.: 
Der Zweck ſei weder Angriff noch gelegentliche Verteidigung, ſondern eine 
permanente Defenſive, eine neue Heilige Allianz ohne vermeſſene Eingriffe in 
das Innenleben der Staaten. Das Schlagwort „Erwerbsgenoſſenſchaft“ war 
ſchon früher, nämlich von Szögyeny 1895, gebraucht worden, ſiehe Pribram, 
S. 231 Anm.; hier wird vor italieniſchen Tendenzen, die ſich in dieſer falſchen 
Richtung bewegen, gewarnt. 
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denen es in dem größeren Ring von 1882 fehlte!, auch gab es in 
dem älteren Bündnis nicht eine deutliche Zentrifugalkraft, wie fie . 
in dem jüngeren vorhanden war. Dies iſt der Unterſchied 
zwiſchen einem organiſchen Gewächs und einem mechaniſchem Gewebe. 
Zu alledem kam, um das Bündnis auf dem italieniſchen Flügel 
von Anfang an nur locker zu geſtalten, noch ein ganz objektiver und 
loyaler Geſichtspunkt. Für die anderen Partner enthielt das Bünd⸗ 
nis in weitem Ausmaß eine relativ vollſtändige territoriale Sicherung, 
aber nicht ſo für Italien, denn Italien iſt ein überwiegend mari⸗ 
times Land, — und zur See verfügten ſeine Bundesgenoſſen über 
keine Macht. Von dieſer Seite angeſehen war das Bündnis un⸗ 
leugbar ein ſchlechtes Geſchäft für Italien. Dieſe „Lücke in der 
Rüſtung des Dreibundes“ (Reventlo w) konnte nur durch England 
ausgefüllt werden. Daher wurden im Zuſammenhang mit dem 
Bündnisabſchluß drei „Miniſterialerklärungen“ in gleichlautenden 
Noten ausgefertigt, des Inhaltes“ daß das Bündnis ſich in keinem 
Falle gegen England richte (Pribram, S. 27 f.). Dies bedeutete von 
Seiten der Verbündeten nur die Beſeitigung etwaiger Hinderniſſe; 
es hing nunmehr von England ab, ob es auch die poſitive Garantie 
geben wollte. So wurde England fern im Weſten ſtilles Mitglied 
des Dreibundes, während Rußland durch den Drei⸗Kaiſer⸗Verband 
dieſelbe Stellung im Oſten einnahm, — das ganze Syſtem mit 
ſeinem kunſtvollen Gewebe war unſichtbar zwiſchen den beiden poli⸗ 
tiſchen Extremen der geſamten Situation aufgeſpannt. 


* 
t 


Gemäß Artikel VII war der Dreibund auf fünf Jahre abgeſchloſſen 
und konnte alſo das Jahr 1887 nicht ohne Erneuerung überleben. 
Auf denſelben Endpunkt war das Bündnis von 1879, mit ſeiner 
fünfjährigen Dauer und Verlängerung auf weitere drei Jahre, ab⸗ 
geſtellt (ſiehe oben S. 15). Daß beide Bündniſſe nebeneinander 
beſtanden, konnte man ſchon aus Criſpis Tagebuchaufzeichnung 
vom 29. November 1887 entnehmen, die Partner von 1882 hätten 
beſchloſſen, ihm den Vertrag von 1879 mitzuteilen ?. Jetzt willen 
wir, daß dieſer innere Kern in aller Form auf neue fünf Jahre, 
vom 21. Oktober 1884 ab gerechnet, befeſtigt wurde, mit möglicher 


1 Bol. Sieger, Die geographiſchen Grundlagen der öſterreichiſch⸗ungariſchen 
Monarchie, 1915, S. 50. 

2 Siehe Singer, a. a. O., S. 86. Vgl. Herre in Hiſtor. Zeitſchrift 1917, 
S. 72 und Friedjung, S. 35. 
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Verlängerung auf weitere drei (P ribram, Nr. 6). Dies war in⸗ 
ſofern von Bedeutung, als der Dreibund hierdurch in einem weſent⸗ 
lichen Punkte ergänzt wurde: nach dem Dreibundvertrage ſollte ein 
Angriff Rußlands auf Deutſchland oder Oſterreich⸗Ungarn den anderen 
Teil nur zu wohlwollender Neutralität verpflichten, nach dem Ver⸗ 
trage von 1879 jedoch zu Waffenbrüderſchaft. 

Bevor die Erneuerung der großen Allianz in Frage kam, war 
noch ein mehrfacher Ausbau der Koalition in anderer Richtung 
erfolgt, der hier die Aufmerkſamkeit auf ſich lenkt. Dieſer Ausbau 
betrifft das Donauſyſtem, indem nämlich ſowohl Serbien als auch 
Rumänien an Oſterreich⸗Ungarn beziehentlich den ganzen Dreibund 
gefeſſelt werden. . 

Serbien, durch den Fluß Morawa deutlich zur Donau ge⸗ 
hörig, hatte ſchon im Juni 1881 — zwei Tage vor der Erneuerung 
des Drei⸗Kaiſer⸗Vertrages — ſich auf zehn Jahre an Oſterreich⸗ 
Ungarn gebunden, und zwar ſo eng, daß es ſich verpflichtete, über⸗ 
haupt keine politiſchen Verträge ohne „entente préalable“ mit dem 
größeren Nachbar zu ſchließen 1. Es iſt das ein enges Bündnis, das 
auf „relations de parfaite amiti6 ... contre toutes les éven- 
tualitös“ beruht und fich bei kriegeriſchen Abenteuern eines der 
beiden Partner als wohlwollende Neutralität äußert. Solcher Art 
iſt alſo die Ausgangsſtellung eines Verhältniſſes, das zuletzt mit dem 
Haß, der den Weltkrieg entzündete, enden ſollte! 

Noch größeres Intereſſe ruft aber das Problem Rumäniens 
hervor, tatſächlich eines der verwickeltſten der geſamten Konſtellation, 
und ein Schulbeiſpiel daſür, inwieweit die geographiſche Lage bei einem 
Kleinſtaat den politiſchen Wert erhöhen und den Kurs ſteigern kann?. 

Zu allererſt fällt hier die Gleichheit mit Italien in die Augen: die 
Lage an der Peripherie Mitteleuropas, die gemeinſame Nachbarſchaft 
mit Oſterreich⸗ Ungarn, das romaniſche Blut, die Irredenta hier wie 
dort, ſchließlich auch nicht zu vergeſſen die parlamentariſche Regierungs⸗ 
form. Dieſe Gleichheiten machen auch den wechſelſeitigen Zug zu⸗ 
einander begreiflich. Jedoch hat Rumänien als Donauſtaat einen 
mehr organiſchen Zuſammenhang mit Zentraleuropa, während Italien 
im Grunde genommen nur ein fremdes Anhängſel aus der Mittelmeer⸗ 
welt iſt; dazu ſaß auf dem Thron in Bukareſt ein Hohenzoller, der 


1 Siehe den Art. IV in Pribrams Ausgabe, Nr. 4; er wurde durch 
eine Miniſterialerklärung im Oktober d. J. etwas gemildert, daſelbſt S. 23. 

2 Vgl. Belgien. Bismarck hat einmal Rumänien das Horoſkop als „la 
Belgique des bouches de Danube“ geſtellt. 
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fih ſchon 1871 in feinem Glückwunſch an den neuen deutſchen 
Kaiſer ſelber als „un extréme avant-poste, comme la sentinelle 
de la frontière contre l'orient“ bezeichnet hatte . Rein kultur⸗ 
politiſch neigte Rumänien offenbar zu Mitteleuropa, als das äußerſte 
Glied des breiten Armes (Deutſche, Madjaren, Rumänen), mit dem 
Europa längs der Donau ſich gegen die ſlawiſche Welt zur Wehr 
jetzt?. Rußlands Übergriff, als es fi zum Dank für feine Kriegs⸗ 
hilfe 1878 das rumäniſche Beßarabien ausbedang, unterſtrich dieſen 
Gegenſatz und brachte ein ſubjektives Moment in die Situation, 
ähnlich wie es Frankreichs Aktion gegen Tunis am italieniſchen 
Horizont im Jahre 1881 tat. Es war alſo in der Situation Rumä⸗ 
niens, hier anders als in Italien, die Irredenta auf der Außenſeite, 
welche am meiſten ſchmerzte. Hier hatte die heikle Lage zwiſchen 
Rußland und der Türkei — Hammer und Amboß — ihren politiſchen 
Ausdruck gefunden, und dieſe Lage verbeſſerte ſich nicht, ſeitdem 
Rußland an der anderen Grenze in Bulgarien ſeine politiſche Filiale 
errichtet hatte (das „große“ und das „kleine“ Rußland nach König 
Karols Bezeichnung). Selbſtverſtändlich war die Lage Rumäniens 
auch im Verhältnis zu Oſterreich⸗Ungarn ſchwierig, da ja das Schickſal 
Rumänien gerade auf Oſterreich⸗Ungarns Fuß, die Donaumündung, 
geſetzt hatte, und da Rumänien auf dieſer Seite (in Siebenbürgen 
und im Banat) feine abſolut größten ethniſchen Hypotheken beſaß. 
Wir ſehen einen typiſchen Fall von doppelſeitigem Druck: ein Klein⸗ 
ſtaat ſteht Rußland im Wege nach Konſtantinopel und Oſterreich⸗ 
Ungarn im Wege zum Schwarzen Meer. Wenn nun Rußlands 
jüngſter Mißbrauch ſeiner Lage für Rumänien die Wahl zufällig leicht 
gemacht hatte, ſo geriet damit auch in dieſes Bundesverhältnis ein Zug 
von „mariage par depit“, der die Zukunft unſicher machte, zumal wenn 
man die franzöſiſchen Sympathien der Bevölkerung und deren durch 
die parlamentariſche Form ermöglichten Einfluß auf die Regierung 
berückſichtigt. 
Daß Rumänien ſich durch einen förmlichen Vertrag an die 
Zentralmächte anſchloß, wurde erſt im Augenblick der Auflöſung 
Biete alle bekannt; der Vertrag wurde in der Kriegs⸗ 


1 Siehe Hanotaux, Le congrès de Berlin, in der Revue des deux 
mondes, 1908, September⸗ Oktober, S. 248 Anm. 2. 

2 „Es iſt Öfterreich- Ungarns und Rumäniens W Aufgabe, das 
Zuſammenfließen der nord⸗ und ſüdflawiſchen Elemente zu verhindern“; 
Andraſſy in der e vom 21. April 1880, ſiehe Wertheimer, 
III, S. 313. 
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erklärung vom 28. Auguſt 1916 erwähnt, und ſeine Grundzüge teilte 
der Reichskanzler Bethmann dem deutſchen Reichstag einen Monat 
ſpäter mit: gegenſeitige Waffenhilfe gegen unprovozierten Angriff 
von dritter Seite!. Damals erfuhr die Welt auch, daß das Bündnis 
„zunächſt nur zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn und Rumänien geſchloſſen 
und erſt ſpäter durch Italiens und Deutſchlands Beitritt erweitert 
wurde“. Im gleichen Sinne bewegte ſich die Erklärung des öſter⸗ 
reichiſchen Telegraphenbüros vom 30. Auguſt 1916, daß Rumänien 
ſich dem Dreibund zwar angeſchloſſen, ihm aber nicht geradezu an⸗ 
gehört habe?. Dazu kam das Zeugnis des früheren Reichskanzlers 
Bülow im Februar 1918, daß Rumänien bei einem deutſchen 
Angriff auf Rußland ebenſowenig Waffenhilfe ſchuldete, wie Italien 
bei einem deutſchen Angriff auf Frankreich“. 

Pribrams Veröffentlichung (Nr. 7) ſteht mit dieſen Enthüllungen 
über den Inhalt des Vertrages nicht im Widerſpruch, wirft jedoch 
teilweiſe neues Licht über die Art der Verbindung. Es ergibt ſich, 
daß das Bündnis am 30. Oktober 1883 mit Oſterreich⸗Ungarn 
abgeſchloſſen wurde und daß ſich Deutſchland ihm durch einen be⸗ 
ſonderen „acte d'accession“ vom ſelben Tage anſchloß; Italien 
hingegen wartete mit ſeinem Beitritt bis zum Ablauf des erſten 
Termins, dem Jahre 1888. Dies bezeugt einen engeren Zuſammen⸗ 
hang mit Mitteleuropa als mit dem Dreibunde als ſolchen; Rumänien 
kontrahiert nicht, wie in der Präambel auch beſonders erwähnt wird“, 


1 Singer weiß in dieſem Punkte recht wenig, S. 59, 104, 125. Eine 
Anzahl von Einzelheiten aus der Vorgeſchichte liefern die Erinnerungen des 
Königs Carol „Aus dem Leben des König Karls von Rumänien“, 1, 1894. 
Einen erſten Verſuch der Aufklärung gab Paul Herre in Hiſtor. Zeitſchrift 
1917, S. 63—75 („Rumäniens Vertragsverhältnis zum Dreibund“), außerdem 
bietet Hammann, I, S. 51f., eine Anzahl neuer Angaben. Vgl. Oncken, 


S. 28— 33. 


? Niemeyer⸗Strupp, Die völkerrechtlichen Urkunden des Weltkrieges, 
I. S. 606. 

2 Private Mitteilung an Helmolt, ſiehe Zeitſchrift ſür Völkerrecht 1919. 
Helmolt bemerkt, daß dieſes Verhalten auf die ungeſchickte Regie auf deutſcher 
Seite bei Ausbruch des Weltkrieges beſonderes Licht wirft, a. a. O. S. 284 
Anm. 2; vgl. jedoch Thimme in Deutſche Politik 1921, S. 84. 

4 Ebenfalls durch die Erinnerungen König Carols iſt bekannt, daß Bis 
marck ſchon 1879, und ſogar vor der Begegnung mit Andraſſy in Gaſtein, bei 
Rumänien als „Dritten im Bunde“ anpochte und damit bei dem König ſym⸗ 
pathiſchen Widerhall fand. Dieſer erſte Anſatz, wozu wohl auch die Denkſchrift 
Audraſſys von 1880 zu rechnen ift, ſcheiterte an Kaiſer Wilhelms e 
Nußland von neuem herauszufordern. Use S. 28 f. 
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mit der Kombination von 1882, ſondern derjenigen von 1879. In 
der Tat ſchuf alſo Rumäniens Schritt im Jahre 1883 einen zweiten 
Dreibund um den feſten Kern Deutſchland⸗Oſterreich. 

Vom deutſchen Standpunkt aus bedeutete dies nur eine Verſtärkung 
der öſtlichen Faſſade. Für Oſterreich hingegen, das hier als Protagoniſt 
hervortritt und geographiſch im Mittelpunkt der geſamten Kombi⸗ 
nation liegt, war es noch etwas mehr, nämlich der Schlußſtein für 
ein ganzes politiſches Syſtem: Andraſſys „Königsgedanken“, die 
völkerrechtliche Verbindung mit allen Staaten, die innerhalb der 
Monarchie ethniſche Hypotheken beſaßen (Deutſchland 1879, Rußland 
und Serbien 1881, Italien 1882, Rumänien 1883). Auf dieſe 
Weiſe ſollte der Irredentismus nach allen Richtungen hin neutraliſiert 
werden, ſodaß die Exiſtenzform des „Nationalitätenſtaates“ geſichert 
wurde. Bismarcks beherrſchende Perſönlichkeit hat vielleicht in ge⸗ 
wiſſem Grade die wirklich großartige Staatskunſt verdunkelt, die 
auch die öſterreichiſchen Staatsmänner, wie gezeigt, zu dieſer Zeit 
entfalteten. 

Der zweite Dreibund hatte den gleichen „konſervativen und 
defenſiven“ Charakter, den zu dieſer Zeit der erſte hatte. Bei ſeinem 
Inhalt tritt ein Unterſchied darin hervor, daß die geographiſche 
Solidarität nicht gegenſeitig iſt: er gilt auf Seiten Oſterreich⸗Ungarns 
nur für „ses états limitrophes à la Roumanie“. Der Kleinſtaat 
konnte ja nicht für das ganze Gebiet der Großmacht eintreten; 
indeſſen wird gerade hierdurch die einſeitige Spitze gegen Rußland 
gleich deutlich wie in dem Vorbild von 1879 hervorgehoben. Gleich 
wie dort ift auch die Dauer des Bündniſſes auf 5 Jahre mit mög⸗ 
licher Verlängerung um 3 Jahre abgeſtellt. 


* 


In dem Jahre, in dem alſo mit dem erſtmaligen Ablauf des 
zweiten Dreibundes zu rechnen war, ſtanden auch die beiden großen 
Koalitionen vor der Auflöſung oder Erneuerung. Es wird be⸗ 
hauptet (CLéemonon, S. 37), daß Italien darüber verſtimmt war, daß 
es nicht geradezu in die Dreikaiſerkoalition anläßlich deren Ver⸗ 
längerung im Jahre 1884 aufgenommen wurde. Man begreift je⸗ 
doch, daß eine ſolche Kombination, durch welche die beiden äußeren 
Ringe zuſammengefaßt worden wären, zwar für die Dynaſtie 
Italiens einen Vorteil bedeutet hätte, daß jedoch Italien gerade 
wegen ſeiner parlamentariſchen Regierungsform aus dem Rahmen 
herausfiel und außerdem og beſonders für Oſterreich⸗Ungarn an⸗ 
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ſtößig ſein mußte, weil dieſes dann nicht umgehen konnte, Italien 
in die Balkanangelegenheiten hineinzuziehen. 

Wir wiſſen bereits, daß ſich die Dreikaiſerkoalition in dieſem 
Jahre durch den Gegenſatz zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn und Rußland 
auflöſte. Es ſoll jetzt gezeigt werden, daß auch der Bogen des 
Dreibundes ſtraff geſpannt war, und daß der Dreibund aus der 
Kriſis mit ſtark verändertem Charakter hervorging. 

In einer Bankettrede vom 8. Oktober 1890 hat Criſpi die 
Aufmerkſamkeit auf die großen Veränderungen in der Lage von 
1887, verglichen mit jener von 1882, gelenkt. Dieſe Veränderungen 
liegen klar vor Augen. Das vorige Mal hatte Italien in ſeiner 
Iſolierung und Schwachheit als Hilfeſuchender zu den beiden anderen 
kommen müſſen und faſt wie eine Gnade Platz an deren Seite 
nehmen dürfen; jetzt ſaßen gerade die beiden anderen in der Klemme, 
ſo daß Italien Forderungen für ſein Verbleiben im Dreibund ſtellen 
konnte. Das Jahr 1887 iſt in der Tat ein kritiſches Jahr erſter 
Ordnung, durch das gleichzeitige Aufflammen des Panſlawismus 
einerſeits (wegen der bulgariſchen Angelegenheiten; ſ. o. S. 20) 
und des Revanchismus andererſeits (Boulanger, Schnäbele). Be⸗ 
kanntlich beſtand die Spannung zwiſchen Italien und Frankreich 
immer noch fort, Tunis war in Rom noch nicht vergeſſen, und 
man hatte Anlaß zu der Beſorgnis, daß ſich Frankreich in Marokko 
oder Tripolis feſtſetzen könnte. Aber mit einiger Nachgiebigkeit hätte 
Italien die Beziehungen nach dieſer Seite hin wieder anknüpfen 
können, und mit Rußland — dem anderen Nachbar des öſter⸗ 
reichiſchen Nachbars — wäre es wohl in der Lage geweſen, ſich zu 
verſtändigen. Dazu war es finanziell und militäriſch gekräftigt, und 
bei der Expanſionspolitik im Roten Meer war italieniſches Blut ge⸗ 
floſſen. Die Lage bot für die Nachfahren der alten Venetianer 
günſtige Gelegenheit zu diplomatiſchem Gewinn. 

Als Advokat der italieniſchen Anſprüche trat der Miniſter des 
Auswärtigen Robilant auf. Dieſe Anſprüche bewegten ſich im 
einzelnen in doppelter Richtung: Schutz für die Mittelmeerſtellung 
und Erbanteil an dem Nachlaß auf der Balkanhalbinſel. Der erſte 
Anſpruch ſetzte die Verſtändigung mit England voraus, der zweite 
dagegen nahm die Form einer „Kompenſation“ für öſterreichiſche 
Vorteile an Ort und Stelle an. Selber wollte Italien, außer 
ſeinem Verbleiben im Dreibunde, d. h. der Einſtellung des Irre⸗ 
dentismus, keinerlei Gegenkompenſation gewähren. 


Man verſteht, daß die Unterhandlungen ſchwierig wurden, 
Schmollers Jahrbuch XLVI. 3 
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beſonders da Italien ſchon damals es nicht unterließ, auch auf der 
anderen Saite zu ſpielen, nämlich der Annäherung an die Feinde 
der Zentralmächte. Es kam zu einem harten Ringkampf zwiſchen 
Robilant und Kalnoky, bei dem Bismarck die Rolle des Ver⸗ 
mittlers ſpielte, und Robilant war es, der in allem weſentlichen 
Sieger blieb’, nachdem Bismarck zu wiederholten Malen gedroht 
hatte, das Geſchäft mit Italien allein zu machen. 

So, wie wir den zweiten Dreibundsvertrag jetzt bei Pribram 
(Nr. 10) leſen, beſteht er aus vier Urkunden, die alle vom 
20. Februar 1887 datiert ſind. Durch die letzte wird der Ver⸗ 
trag als eine „entente d' ensemble“ bezeichnet, und durch die 
erſte wird die Geltung des Bündniſſes bis zum 30. Mai 1892 aus⸗ 
gedehnt. Aber der Schwerpunkt liegt entſchieden auf den Ur⸗ 
kunden b und c, die italieniſche Sonderverträge find, der erſte mit 
Oſterreich⸗Ungarn, der letzte mit Deutſchland. Schon dieſe Re⸗ 
daktion ſticht ſcharf gegen das einzige Hauptprotokoll von 1882 
ab und ſtellt, wie wir ſehen werden, einen Kompromißausweg 
aus den Schwierigkeiten dar, an denen die Verhandlungen zu 
ſtranden drohten. 

Die große Neuerung in der öſterreichiſch⸗italieniſchen Abrede iſt 
der „Kompenſationsparagraph“: zuerſt durch Friedjung 1913 
öffentlich bekanntgegeben, beſtritten von Helmolt (bei Singer) 
1914, aber durch die Veröffentlichung in Oſterreich⸗Ungarns 
zweitem Rotbuch anläßlich der Kataſtrophe von 1915 beſtätigt. 
Dieſer Paragraph iſt ſchon jetzt mit aller der Unklarheit formu⸗ 
liert, die ihn zu einem dankbaren Feld für Advokatenkünſte und 
zu ſeiner Zeit zu der Klippe des Verhängniſſes machten, an 
dem das ganze Schiff ſtranden mußte. Für den Dreibund im 
ganzen bedeutet er alſo ein Moment der Unſicherheit, indem er zu⸗ 
gleich einen Zug von Aggreſſivität („Erwerbsgeſellſchaft“) hinein⸗ 
brachte, der in ſcharfem Widerſtreit zu deſſen urſprünglichem Weſen 
ſtand. Für Oſterreich⸗Ungarn insbeſondere enthielt er ein ſchweres 


nen — — 


1 Auf franzöſiſcher Seite hat man dies lange mit einem gewiſſen Eifer 
beſtritten; fo ſchreibt Tardieu, S. 154, daß die Erneuerung von 1887 Robilant 
nicht mehr einbrachte als den Schwarzen Adlerorden, und Lemonon, S. 388 f., 
ſagt, daß der italieniſche Geſandte in Berlin Launay mit ſeinem Programm der 
einfachen Erneuerung den Sieg über das italieniſche Miniſterium des Aus⸗ 
wärtigen davontrug. Auch Chiala, deſſen Arbeit lange Zeit hindurch die 
Hauptquelle war und auch eine Anzahl Urkunden enthält, hat offenbar keine 
klare Einſicht in die Hauptſache. 
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Opfer und eine offene Gefahr: eine neue Rivalität auf der Balkan⸗ 
halbinſel neben der ruſſiſchen, eine neu aufgezogene Saite (Al⸗ 
banien) in ſeinem Spiele mit Italien als Erſatz für die abgeſpannte 
(Irredenta), ein ernſthaftes Handikap bei ſeiner geſamten Expanſion, 
die ja geographiſch auf die Balkanhalbinſel beſchränkt war. | 

Der Kompenſationsartikel bezog ſich nämlich geographiſch gerade 
auf die „regions des Balkans“ und die „cötes et iles ottomanes 
dans 1 Adriatique et dans la mer Egée“ i. Hier wird zwar der 
beſtehende Zuſtand garantiert, aber mit der Möglichkeit gerechnet, 
daß ſich dieſer Zuſtand nicht aufrechterhalten ließe, in welchem Falle 
Italien und Oſterreich⸗Ungarn nur nach „vorgängiger Verſtändigung“ 
(accord préalable; vgl. commun accord im Dreikaiſervertrage; 
ſ. o. S. 19), gegründet auf beiderſeitige Kompenſationen für alle 
Vorteile von territorialer oder anderer Art“, vorgehen ſollten. 
Unter der Hand erhielt Oſterreich⸗Ungarn die Verſicherung, daß eine 
Annexion von Bosnien und der Herzegowina nicht unter den Para⸗ 
graphen fallen, und daß ein Kompenſationsanſpruch ſeitens Italiens 
niemals in der Richtung der Irredenta (Trentino) erhoben werden 
ſolle ?; dies war die notwendige Sicherheit, die ſich Oſterreich⸗Ungarn 
bei ſeinem Nachgeben ausbedingen mußte. 

In dieſer Weiſe ſah Italien den einen ſeiner Wünſche erfüllt. 
Der zweite Wunſch wurde im weſentlichen ſchon durch die Sonder⸗ 
abrede mit Deutſchland befriedigt. Abermals erhielt hier. der Drei⸗ 
bund eine aggreſſive Spitze, dadurch, daß Deutſchlands Waffenhilfe 
von dem Fall eines franzöſiſchen Angriffes auf Italien auf die 
Eventualität eines franzöſiſchen Angriffs auf Tripolis oder Marokko 
ausgedehnt wurde; für dieſen letzteren Fall behielt ſich Italien vor, 
zu den Waffen zu greifen, und auch dann ſollte für Deutſchland 
der casus foederis eintreten, und mit Deutſchlands Einverſtändnis 


1 Die Formulierung ſtammt von Robilant, der Balkan iſt jedoch von Kalnoky 
eingefügt, und zwar gegen Deutſchlands Meinung und im Hinblick auf Bulgarien, 
fiefe Pribram, S. 180, 186, 189 Anm., 191. Dagegen wurde ein Vorſchlag, 
Hſterreich⸗ Ungarn ſolle die aktive Hilfe Italiens gegen Rußland durch neue Kom⸗ 
penſationen erkaufen, zurückgezogen (daſelbſt S. 200). 

2 Siehe Kalnokys Anfrage, Pribram, S. 199, und Italiens Zuſtimmung, 
daſelbſt S. 202. Italien ſah es als ſelbſtverſtändlich an, daß die Kompen⸗ 
ſationen „nur den Kampfobjekten ſelbſt entnommen werden ſollten (Launay, 
a. a. O. S. 196). — Die Phantaſien über ein öſterreichiſches Handſchreiben, welches 
das Trentino für Bosnien anbot, fanden durch Barzilai am 1. Dezember 1908 
ein Echo in der italieniſchen Kammer und wurden von Tittoni am 4. De⸗ 
zember dementiert, ſiehe Schultheß, a. a. O. 1908, S. 359, 362 f. 
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ſollte Italien ſpäter beim Frieden ſich franzöſiſches Territorium aus: 
bedingen dürfen. Im übrigen wurde hier nur der status quo im 
Orient garantiert, ohne der Eventualitäten in der öſterreichiſchen 
Abrede zu gedenken, unter Auslaſſung der Worte „regions des 
Balkans“ und mit ausdrücklichem Vorbehalt betreffs Agypten. 

Hier ſehen wir einen klaren Grund, weshalb man die Form 
von Sonderabreden wählte: damit wurde Oſterreich⸗Ungarn jeden⸗ 
falls von der Garantie für Italiens nordafrikaniſche Pläne befreit. 
Gleichzeitig läßt ſich Bismarcks Verſuch erkennen, die Aufmerkſam⸗ 
keit Italiens von der öſterreichiſchen auf die franzöſiſche Irredenta 
abzulenken. Der Preis, den er hierfür ſeitens Deutſchlands zahlen 
mußte, minderte ſich nicht unweſentlich dadurch, daß, wie man 
weiß, Italien mit ſeinem Vorwiſſen ſchon ein vorbereitendes Ab⸗ 
kommen mit England erreicht hatte, durch welches dieſe Macht ſich 
an der Garantie gegen die Ausbreitung Frankreichs in Nordafrika 
beteiligte. Die Klauſel betreffs Agypten in dem Vertrage mit 
Deutſchland deutet auf die Kompenſation hin, welche Italien eben 
für dieſen Vorteil hatte gewähren müſſen. Hiermit ſehen wir Eng⸗ 
land aus dem Hintergrund, in dem es bei der Begründung des 
Dreibundes im Jahre 1882 ſtand (ſ. o. S. 28), heraustreten und 
einen Platz an deſſen Seite einnehmen. 

Die Andeutungen in Criſpis Erinnerungen haben bisher die 
einzige Quelle für die bemerkenswerten Verbindungen gebildet, die 
hiermit ihren Anfang nehmen. Obwohl vieles noch unklar iſt, ſo 
ſtehen wir doch durch Pribrams Veröffentlichungen (Nr. 9) jetzt auch 
hier auf feſtem Boden. So wiſſen wir jetzt, daß am 12. Februar 
1887 ein wirklicher Mittelmeervertrag — 20 Jahre vor dem des 
Königs Eduard — abgeſchloſſen wurde, und zwar in Form eines 
Notenwechſels zwiſchen Salisbury und dem italieniſchen Ge⸗ 
ſandten Corti, als eine „entente italo-anglaise“ betreffs des 
Mittelmeeres und ſeiner ſämtlichen Gewäſſer (Adriatiſches, Agäiſches 
und Schwarzes Meer; in der engliſchen Note wird auch beſonders 
„the northern coast of Africa“ erwähnt). Der ausdrückliche Zweck 
des Abkommens iſt die Erhaltung des status quo. Die italieniſche 
Note ſpricht weiter — ebenſo wie der öſterreichiſche Kompenſations⸗ 
paragraph — von einem „accord préalable“ für den Fall einer 
Anderung des status quo und bietet ausdrücklich Unterſtützung in 
Agypten gegen Unterſtützung in dem übrigen Nordafrika, ins⸗ 
beſondere in Tripolis und der Cyrenaica, an. Die engliſche Ant- 
wort iſt allgemeiner gehalten und geht auf dieſe Einzelheiten nicht 


% 
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ein, aber ihr Charakter. — Unterſtützung gegen franzöſiſche Expanſions⸗ 
pläne — tritt deutlich hervor. 

In dieſer negativen Form machte die Mitwirkung für UOfter- 
reich⸗Ungarn keine Schwierigkeiten, beſonders wenn man den Schwer⸗ 
punkt von Nordafrika nach der Levante verlegte. Dies iſt der In⸗ 


halt von der Note Karolyis vom 24. März, die am ſelben Tage 


von Corti und Salisbury akzeptiert wurde: Oſterreich⸗Ungarn er⸗ 


klärte ſein „adhésion“ zu den Abmachungen vom 12. Februar, 


denkt aber dabei weniger an das Mittelmeer „en général“ als an 
„lensemble de la question d' Orient“, bei welch letzterer es von 
der Intereſſengemeinſchaft mit England ausgeht. Die engliſche 
Note akzeptiert dieſe Beſchränkung, indem Salisbury erklärt, er be⸗ 
greife, daß Oſterreich⸗Ungarn mehr im Schwarzen und Agäiſchen 
Meere als im weſtlichen Teile des Mittelmeeres intereſſiert ſei. 
Durch dieſe Abkommen bildet ſich ein zweiter, weſtlicher 


Dreiverband, ein förmliches Gegenſtück zu dem Dreikaiſerbund, 


indem Oſterreich⸗Ungarn zuſammen mit Italien hier eine gleiche 
Rückverſicherung bei England fand, wie es ſie zuſammen mit 
Deutſchland in Rußland beſaß. In Wirklichkeit waren hier zwei 


verſchiedene Programme vereinigt: jenes Italiens gegen Frankreich 


in Nordafrika und jenes Oſterreich⸗Ungarns gegen Rußland auf der 


Balkanhalbinſel, welche beide mit den Intereſſen Englands zuſammen⸗ 


fielen. 

Mit dieſer Sicherung im Rücken konnte Oſterreich⸗Ungarn eben 
im felben. Jahre den Dreikaiſerverband ablaufen laſſen, ohne ſich 
um deſſen Erneuerung zu bemühen. Aber welcher Art war jetzt die 
Stellung Deutſchlands? Aus Sorge für die weſtliche Faſſade ſeines 
eigenen politiſchen Syſtems hatte es Italiens Einvernehmen mit 
England gefördert und hatte in dem Separatabkommen deſſen 
Mittelmeerprogramm akzeptiert. Hiermit ſteht die Zurückhaltung 
Deutſchlands rückſichtlich des Balkanprogramms in Widerſpruch: 
hier läßt es Oſterreich⸗Ungarn und Italien im Rahmen des Drei⸗ 
bundes allein (nachdem es ſeinen obligatoriſchen Anſchluß an den 
status quo erklärt hatte) — dies das andere Motiv, weshalb man 
die Form von Separatabkommen wählte —, und es beteiligt ſich 
nicht an dem Märzvertrag. So hält es den Weg nach Petersburg 
dauernd frei. Und es iſt danach durchaus folgerichtig, wenn es ſich 
dem Wunſche Rußlands nach ſeparater Erneuerung des Bündniſſes 
& trois von 1884 nicht widerſetzt, welche Erneuerung am 18. Juni. 
1887 ſtattfand. 
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Dieſes iſt die eigentliche „Rückverſicherung“, welche das Er— 
ſtaunen aller Welt erweckte, als ſie als Tatſache am 24. Oktober 
1896 in den „Hamburger Nachrichten“ bekanntgegeben wurde. Das 
Erſtaunen verminderte ſich auch nicht, als die „Deutſche Allgemeine 
Zeitung“ vom 12. September 1919 (jetzt Pribram, Anhang 
S. 305 ff.) den Inhalt veröffentlichte. Der Charakter eines 
Defenſiobündniſſes iſt von dem Dreikaiſerverband her in der 
Phraſeologie beibehalten, ebenſo der Paragraph über die Sperrung 
der Dardanellen und die Klauſel betreffs wohlwollender Neutralität 
bei einem fremden Angriff (wobei jetzt Oſterreich und Frankreich 
ausdrücklich ausgenommen werden); aber jetzt erkennt Deutſchland 
ausdrücklich Rußlands hiſtoriſche Gerechtſame auf der Balkan⸗ 
halbinſel, insbeſondere „la l6gitimits de som influence pré- 
ponderante et decisive“ in Bulgarien an. Und damit nicht 
genug: in einem „ganz vertraulichen“ (tres secret) Anhang 
verpflichtet es ſich zu einem „appui moral et diplomatique“, 
falls der ruſſiſche Kaiſer, „pour garder la clef de son 
empire“, ſich genötigt ſähe „de defendre l'entrée de la Mer 
Noire“. 

Zu billigerem Preis war alſo die Rückverſicherung — die 
Rückendeckung gegen Frankreich — jetzt nicht zu erreichen; die Zeitungs: 
fehde im Frühjahr hatte einen friſchen Beweis dafür geliefert, wie 
bedenklich die Stimmung war!. Schon den Dreikaiſervertrag hat 
Debidour (S. 84) als „une contre- assurance étrange“ be⸗ 
zeichnet: Rußland Arm in Arm mit Mächten, die Hand in Hand 
gegen Rußland gingen. Dieſes Urteil ſcheint auf die Abmachung 
von 1887 in ihrer jetzt bekannten Form noch beſſer zuzutreffen, 
falls wir Deutſchland in den Mittelpunkt ſtellen. Hieß dies nicht 
ganz prinzipienlos zween Herren, Oſterreich⸗Ungarn und Rußland, 
zugleich dienen, und zwar gerade auf dem Punkte, auf dem ſie ſich 
einander unverſöhnlich gegenüberſtanden? Man hat es an heftigen 
Worten für dieſes Doppelſpiel, als einen Verrat am Bundesgenoſſen, 
nicht fehlen laſſen. 

Jetzt wiſſen wir ſicher, daß dieſer Schritt zumindeſt nicht ohne 
Vorwiſſen des Bundesgenoſſen unternommen wurde, wenn es ſich 
auch mit Grund bezweifeln läßt, ob dieſer vollſtändige Kenntnis vom 
Inhalt m Die Veröffentlichung von 1895 geſchah ja auch mit 


1 Siehe die Veröffentlichungen im Staatsarchiv, Bd. 48. — Al. Rach⸗ 
fahl a. a. O., S. 39 f. 
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Bismarcks Einverſtändnis, und er ließ danach ſein Zeitungsorgan 


ſcharf gegen den Vorwurf, er habe illoyal gehandelt, Verwahrung 
einlegen. Inſoweit der Dreibund rein defenſiv war, ſtand ja die 
Rückverſicherung an und für ſich nicht mit ihm in Widerſtreit, wie 
ſchon in der Debatte des deutſchen Reichstages über die An⸗ 
gelegenheit (16. November 1896) bemerkt wurde. Daß das gute Ver⸗ 
hältnis zu Rußland einen Eckſtein in Bismarcks Syſtem bildete, den 
er nur im äußerſten Notfall ins Wanken bringen mochte, iſt wohl⸗ 
bekannt; aber auch die Einzelheiten des Abkommens ſtehen mit be⸗ 
kannten Außerungen Bismarcks in guter Übereinſtimmung, in denen 
er eine ruſſiſche Aktion nach Konſtantinopel mit denſelben Augen 
anſieht wie die franzöſiſche nach Tunis: als eine Entlaſtung von 
dem Druck auf die deutſche Grenze?s. Man muß ſich nur ſeines all⸗ 
gemeinen Standpunktes erinnern, daß ſein Land „ſaturiert“ ſei, 
um die Folgerichtigkeit ſeines Gedankenganges zu verſtehen, der 
auf das Kleindeutſchland ſeiner Zeit zugeſchnitten iſt und mit dieſem 
ſteht und fällt. 

Sagt man nun, daß dies eine ſelbſtſüchtige Politik auf Koſten 
des Bundesgenoſſen ſei, ſo ſind hier immerhin zwei Umſtände zu 


1 Siehe einerſeits Friedjung, S. 108, Oncken, S. 51, Charmatz, 
S. 120, Rachfahl, S. 44 f., anderſeits Hammann, I, S. 46, Raſchdau, 
S. 33 und Armin Kohl in der Sſterreichiſchen Rundſchau. Die Verteidigung 
der Hamburger Nachrichten enthalten die Nummern vom 31. Oktober und 
1. November 1896; in der letzteren Nummer heißt es geradezu, „unſeren beiden 


Bundesgenoſſen war die Rückverſicherung mit Rußland nicht unbekannt und 


ſchwerlich unwillkommen“. Die „Neue Freie Preſſe“ vom 17. Dezember 1896 
erklärt auch, daß die Verſicherung mit Wiſſen und Zuſtimmung Oſterreich⸗Ungarns 


genommen wurde. Siehe Singer, S. 116 ff., 120, und Penzler, Fürſt Bis⸗ 


marck nach ſeiner Entlaſſung. VII (1898), S. 106— 191. — Es iſt alſo jedenfalls 
nicht buchſtäblich wahr, wenn Kaiſer Wilhelm II. in einem jüngſt veröffent⸗ 
lichten (Oſterreichiſche Rundſchau vom 1. Februar 1919) Brief an Franz Joſeph 
vom 12. Juni 1892 ſagt, daß der Vertrag „hinter Deinem Rücken“ zuſtande 
gekommen ſei. 

2 „Vom egoiſtiſchen Standpunkte würde ich ſogar ein Rußland, welches 
Konſtantinopel beſaße, alſo mit einem Bein von Odeſſa übers Schwarze 
Meer hinübergeſchritten wäre, für weniger bedrohlich uns gegenüber halten als 
das jetzige.“ Außerung vom 31. Mai 1892, Poſchingers Tiſchgeſpräche, III, 
S. 380. „Ich glaube, daß es für Deutſchland nützlich ſein würde, wenn die 
Ruſſen auf dem einen oder anderen Wege, phyſiſch oder diplomatiſch, ſich in 
Konſtantinopel feſtgeſetzt und dasſelbe zu verteidigen hätten; wir würden dann 
nicht mehr in der Lage fein, von England und gelegentlich auch Sſterreich als 
Hetzhund gegen ruſſiſche Bosporus⸗Gelüſte ausgebeutet zu werden.“ Gedanken, 
II, S. 2683. 
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beachten. Der eine iſt, daß Bismarck den Schritt erſt nach einer 
neuen „Option“ für Oſterreich⸗Ungarn unternommen hat; in einem 
belgiſchen Geſandtſchaftsbericht vom 27. Dezember 1886 wird be— 
hauptet, Bismarck habe in Gaſtein erneut verſucht, „Oſterreich— 
Ungarn militäriſch wie wirtſchaftlich durch unauflösbare Bande an 
Deutſchland zu feſſeln“, habe aber eine abſchlägige Antwort er- 
halten 1. Erſt nach dieſem Vorfall bezeichnete Bismarck öffentlich 
Bulgarien als „Hekuba“ (12. Januar 1887). Der zweite Umſtand 
iſt noch beachtlicher: er ſcheint durchblicken zu laſſen, daß die 
macchiavelliſtiſche Seite bei dieſer Politik Bismarcks ſich in Wirklichkeit 
gegen Rußland und nicht gegen Oſterreich⸗Ungarn richtet. Der 
Beweis liegt auch hier teilweiſe ſchon in Criſpis Erinnerungen, er 
iſt indeſſen noch durch einen aufſehenerregenden Fund der letzten 
Zeit, nämlich Bismarcks Briefwechſel mit hie i m 
November 1887, vervollſtändigt worden. 

Als dieſer Briefwechſel aufgefunden wurde, faßte man ſeinen 
Inhalt als eine abgewieſene Einladung zu einem deutſch⸗engliſchen 
Bündnis auf?. Es iſt Rachfahls Verdienſt, hierüber in ganz 
anderer Richtung und in unwiderleglicher Weiſe Klarheit geſchaffen 
zu haben. 

Im Auguſt hatte der Zar ſeine Abſicht bekanntgegeben, einen 
Statthalter nach Bulgarien zu entſenden. Bismarck mußte dem 
ſeitens Deutſchlands, nach der unzweideutigen Verpflichtung in dem 
Juniabkommen, beitreten; der neue Mittelmeerverband jedoch wider⸗ 
ſetzte ſich und verbrüderte ſich bei einem engliſchen Flottenbeſuch im 
Adriatiſchen Meer im September des Jahres. Anfang Oktober 
traf ſich Bismarck mit Criſpi und erteilte ihm dabei die Mahnung, 
ſich mit Oſterreich⸗Ungarn über einen beſonderen Orientvertrag zu 
einigen; Deutſchland könne ſich daran nicht beteiligen, werde aber, 
falls der Friede geſtört werde, „die Nachhut ſeiner Verbündeten 
bilden“. Jetzt zeigt der Briefwechſel mit Salisbury, daß Unter⸗ 
N zwiſchen England, Italien und Oſterreich-Ungarn im 


1 Siehe Schwertfeger, V, Nr. 13, S. 162 f.; vgl. S. 62 f. 

2 Siehe Hammann, I, S. 55, und Eckardſtein, Diplomatiſche Ent⸗ 
hüllungen, S. 9. Bismarcks Brief, datiert vom 22. November 1887, iſt bei 
Hammann, II, S. 238 ff. veröffentlicht, ebenſo die Antwort Salisburys vom 
30. November in der „Deutſchen Allg. Zeitung“ vom 16. Februar 1919. Ein 
Teil des Briefwechſels wurde ſchon im „Daily Telegraph“ vom 13. Mai 1912 
mitgeteilt, Hammann, I, S. 56. Siehe jetzt Rachfahls e a. a. O. 
S. 65—74. 
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Gange waren; man hat die Abſicht, gegen Rußland auf der Balkan⸗ 
halbinſel eine feſte Schranke zu errichten, und Salisbury will wiſſen, 
wie Deutſchland zu der Sache ſtünde. Bismarck erklärt nun, wes⸗ 
halb er ſich an dieſem Bündnis nicht beteiligen wolle, gibt aber 
gleichzeitig zu verſtehen, daß er unter keinen Umſtänden Rußland 
zu einer Schwächung ſterreich⸗Ungarns Waffenhilfe leiſten werde. 
Dies war die Garantie, die Salisbury verlangte; ſein Zaudern iſt 
überwunden, und am 12. Dezember 1887 ſchließt er mit Oſter⸗ 
reich⸗Ungarn das Separatabkommen über die türkiſchen Angelegen⸗ 
heiten, das durch Italiens Beitritt, vier Tage ſpäter, zu dem ſo⸗ 
genannten „Balkandreibund“ oder „Orientdreibund“ erweitert wird. 
Dieſes Abkommen geht, ſo wie wir es jetzt (bei Pribram, Nr. 12) 
leſen, freilich nicht über die Grenzen einer Entente hinaus; es 
knüpft an den im März für das Mittelmeer geſchaffenen Dreiver⸗ 
band an, hat die Form von drei Miniſterialnoten mit neun gleich⸗ 
lautenden Punkten, geht indes doch ſo weit, daß es die Türkei für 
jede Veränderung im status quo Bulgariens oder der Meerenge 
verantwortlich macht, im Notfall durch „occupation provisoire“ 

geeigneter Punkte ſeitens der vertragſchließenden Teile. 

Hier hat alſo nicht der Anſchluß Englands an den Dreibund 
in Frage geſtanden, ſondern vielmehr der Anſchluß Deutſchlands an 
die Oriententente. Was aber beſonders ins Auge fällt, iſt der 
diametrale Gegenſatz zwiſchen dem Zweck dieſer Koalition und dem 
des Rückverſicherungsabkommens vom Juni: in dem letzteren hat 
Bismarck Rußland feine „moraliſche Unterſtützung“ bei der Um: 
ſtoßung des status quo auf dem Balkan zugeſagt, der in der 
erſteren ebenfalls mit ſeiner moraliſchen Unterſtützung auf das 
ſtärkſte geſichert und beſtätigt wird! Hier hat die rechte Hand 
ſcheinbar nicht gewußt, was die linke tat. Aber das Ergebnis war 
das natürliche, daß Rußlands Durchführung ſeines byzantiniſchen 
Programms wieder ſcheiterte. Gegen dieſe diplomatiſche Mauer 
vermochte der Zorn des Zaren nichts. Bismarck hat zum zweiten 
Mal (nach 1876) für Oſterreich⸗Ungarn optiert, aber diesmal ins⸗ 
geheim: das Rückverſicherungsabkommen und ſeine laute Bekannt⸗ 
gabe dienen nur dazu, gerade Rußland gegenüber „Deutſchlands Ge⸗ 
ſicht zu wahren“ !. 


1 Schon Hammann hat, obwohl er den Brief Bismarcks an Salisbury 
mißverſteht, ein Gefühl dafür gehabt, daß Bismarcks Außerungen über die 
orientaliſche Frage nicht Ausdruck feiner eigentlichen überzeugung waren, II, 
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Es ift nicht unbekannt, daß Moltke und der deutſche General: 
ſtab in dieſem kritiſchen Jahre mit Rußland blutige Abrechnung 
halten wollten. Es kann auch nicht verwundern, daß beim Zaren 
das Mißtrauen gegen Bismarcks Ehrlichkeit auch nach der Be⸗ 
gegnung im November — vier Tage vor dem Brief an Salisbury — 
fortbeſtand: Bismarck konnte ſich von den „bulgariſchen Fälſchungen“ 
reinigen, aber die Frage war, ob nicht die ganze Rückverſicherung 
ein ſolches fragwürdiges Papier war. Es war dieſe fortdauernde 
Spannung, welche Bismarck veranlaßte, am 3. Februar 1888 den 
Bündnisvertrag mit Oſterreich⸗Ungarn von 1879 veröffentlichen zu 
laſſen und drei Tage ſpäter ſeine berühmteſte Reichstagsrede, mit 
deutlichem Nachdruck gegen die Oſtfront, zu halten. Das war der 
Schlußakt des Intrigendramas, das für diesmal den BEIEDER 
Europas rettete. 

Das Jahr 1887 ſollte indeſſen nicht vorübergehen, ohne daß 
Bismarcks Syſtem noch in einer weiteren Richtung ausgebaut wurde. 
Die Miniſterialnoten vom 4. Mai zwiſchen Italien und Spanien 
— dem Nachbar des franzöſiſchen Nachbarn — verpflichten auch Spanien 
zur Garantie des status quo im Mittelmeer; Spanien verſpricht, 
mit Frankreich in Nordafrika keinerlei gegen den Dreibund gerichtetes 
Abkommen zu treffen. Nach der italieniſchen Note galt dieſe Abrede 
auf vier Jahre; Oſterreich⸗Ungarn und Deutſchland erklärten ſpäter 
ihren Anſchluß !. Wie man ſieht, handelt es ſich um eine Entente 
mit begrenztem Umfange: ſie macht Spanien freilich nicht zum 
Mitglied des Dreibundes; es genügt, daß ſie Frankreich noch eine 
Stütze entzieht. 

Dagegen erweiterte ſich der Dreibund zu einem wirklichen Vier⸗ 
bund durch den Beitritt Italiens zu dem Bündnis Rumänien⸗ 
Oſterreich⸗Ungarn⸗Deutſchland von 1883, das ſich durch Nicht⸗ 
aufkündigung automatiſch erneuerte; Italiens Anſchluß erfolgte am 
15. Mai 1888 auf fünf Jahre. Andererſeits wurde zu Beginn 1889 
Oſterreich⸗Ungarns Abkommen mit Serbien bis zum Jahre 1895 
verlängert. 


S. 31 Anm. Vgl. Oncken, S. 53, und jetzt Rachfahl, S. 64: Bismarcks 
Außerungen in „Gedanken und Erinnerungen“ ſeien eine Fortſetzung ſeiner 
diplomatiſchen Tätigkeit, um Rußlands Wachſamkeit einzuſchläfern. 

1 Siehe Pribram, Nr. 11. Deutſchlands Beitritt findet ſich dort nicht 
— und kann ja auch in dem öſterreichiſchen Archiv nicht erwartet werden —, 
geht aber aus Anm. 3 zu S. 50 hervor. Im Stil des urſprünglichen Drei⸗ 
bundes gibt die ſpaniſche Note als Zweck des Bündniſſes an, „de fortifier tou- 
jours plus le principe monarchique“. 
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Während die e expanſive Entwicklung ſtattfand, vertiefte fi der 
urſprüngliche Dreibund durch die Militärkonvention Italien⸗ 
Deutſchland vom 1. Februar 1888. auch im Innenverhältnis; 


durch ſie wurden planmäßig italieniſche Truppen auf deutſcher Seite 


am Rhein in Anſpruch genommen. Oſterreich⸗Ungarn ſollte ſich nur 
beim Durchzug dieſer Truppen beteiligen; wiederholte Verſuche Italiens, 
auch hier zu einem formellen * zu gelangen, ſcheiterten an 
Kalnokys Abgeneigtheit !. 


* 


Es war eine ſtattliche Flotte, welche dem deutſchen gaiſerſchiffe 
in dem letzten Jahr, in dem der Meiſter am Steuer ſtand, folgte. 
Dicht zur Seite Oſterreich⸗Ungarn, nahe dabei Italien und Rumänien; 
zuweiteſt rechts ſtand Rußland in Fühlung mit Deutſchland ſelbſt 
zuweiteſt links England in Fühlung mit dem deutſchen Verbündeten, 
Italien und Oſterreich⸗ Ungarn; Spanien im Südweſten und Serbien 
im Süden vervollſtändigten die Aufſtellung. Einzig Frankreich blieb 
unter den Großmächten völlig abſeits, in bitterer Vereinzelung; das 
ganze Syſtem war ja von Anfang an gegen deſſen aggreſſiven Geiſt 
gerichtet. 

Inſoweit kann man dieſe Aufſtellung gegen Frankreich im Jahre 
1890 mit derjenigen der „Alliierten und Aſſoziierten“ gegen Deutſch⸗ 
land ſelbſt beim Schluſſe des Weltkrieges vergleichen; auch dieſe ver⸗ 
kündeten ja, daß ſie ſich in Abwehrſtellung gegen den Friedensſtörer 
befänden. Die Rieſen Rußland und England find 1890 die „Aſſo⸗ 
ziierten“. Dieſem Vergleich wohnt indeſſen ein trügender Schein 
inne. Die Aufſtellung von 1890 iſt nicht ausſchließlich gegen Frankreich 
gerichtet; dies iſt zwar Deutſchlands und auch Italiens Leitmotiv, 
aber daneben ſteht Oſterreich⸗Ungarn mit der Richtung gegen Rußland. 
Bismarcks einfaches Syſtem hat nämlich durch den Dreibund eine 
Verſchiebung erfahren. Die große Einheit zerfällt bei genauerem 
Hinſehen in zwei Zirkel: einen gegen Frankreich am Rhein und in 
Nordafrika (Deutſchland, Italien, England, Spanien), und einen 
zweiten gegen Rußland am Dnjeſtr und auf dem Balkan (Oſterreich⸗ 


1 Siehe Pribram, S. 123, 207 Anm., 211—213. — über dieſen Punkt 
hat bisher große Unſicherheit geherrſcht, ſiehe zum Beiſpiel Reventlow, S. 12, 
Oncken, S. 49, Albin, S. 332, Herre in Hiſtor. Zeitſchrift 1917, S. 71 f., 
Hammann, II, S. 41. Die Konvention zwiſchen Italien und Deutſchland 
wurde zwiſchen Bismarck und Criſpi bei ihrer Begegnung im Oktober 1887 ver⸗ 
abredet, Rachfahl, S. 49. N 
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Ungarn, Rumänien, England, Italien). Die Bismarckſche Rück⸗ 
verſicherung von 1887 bezweckt nur, die Tatſache zu verſchleiern, 
daß Deutſchland im Grunde genommen auch der zweiten Kombination 
angehörte. 

Hiermit aber kommt in das ganze Syſtem ein Zug von Un⸗ 
ehrlichkeit, der für ſeine Dauerhaftigkeit nichts Gutes verſprach. An 
dieſem Punkte iſt das diplomatiſche Werk in reine Künſtelei um⸗ 
geſchlagen. Feſter war ohne Zweifel der Kern des Gebildes: der 
zentraleuropäiſche Vierbund. Aber auch er weiſt ſchon bei Beginn 
Riſſe auf: die Verträge mit Italien und Rumänien waren, um mit 
Oncken (S. 35) zu ſprechen, im Grunde „nur Hilfskonſtruktionen, 
die wohl demſelben Zwecke dienten, aber darum nicht denſelben 
Eigenwert beſaßen; beide Staaten waren zu uns gekommen, weniger 
weil ſie wollten, ſondern weil ſie mußten, weil ſie ihre europäiſche 
Iſolierung auf keinem anderen Wege überwinden konnten“. 

Als daher der Weltkrieg mit ſeinen neuen Möglichkeiten und 
feiner großen Belaſtung kam, vermochten die Bande nicht mehr zu 
halten. Deutſchland und Oſterreich-Ungarn blieben zum Schluß 
ebenſo allein im Dreibunde zurück wie ſeinerzeit im Drei⸗Kaiſer⸗ 
Verband. Bismarcks Skepſis (ſiehe oben S. 24) war berechtigt. Seine 
beiden politiſchen Konſtruktionen erwieſen ſich — nachdem ſie, jede 
zu ihrer Zeit, ſeinem Land und der Welt den größten Nutzen ge⸗ 
bracht hatten — zu guter Letzt als Luftgebilde. 


Drittes Kapitel 


Zweibund 1891— 1897 
Duplice. — Double alliance. — The dual Alliance 


Während des Krieges von 1871 lieferte Renau den Beweis, 
daß es in Frankreich eine verzweifelte Strömung gab, die Deutſch⸗ 


Literatur: Der Bündnisvertrag zwiſchen Frankreich und Rußland iſt 
bis jetzt noch nicht veröffentlicht worden, wohl aber ſind eine Anzahl Urkunden 
aus der Zeit feiner Entſtehung (1890 —1893) ſowie die betreffenden Militär⸗ 
konventionen (1892— 1899 und 1912) Ende 1918 unter dem Titel „L' Alliance 
franco-russe* (Frankreichs drittes Gelbbuch im Weltkriege) veröffentlicht worden. 
Als primäre Quellen kann man ferner in gewiſſem Grade anſehen: Freycinet, 
Souvenirs, chap. XIII XV (insbeſondere S. 499— 514), erſchienen 1918, 
Elie de Cyon, Histoire de l'entente franco-russe, documents et souvenirs 
1885 — 1894, erſchienen 1895, und Jules Hanſen, L’Alliance franco-russe, 
2. Aufl., 1897 (enthält das Gerippe feiner bekannteren Arbeit „Ambassade & 
Paris du Baron de Mohrenheim 1884 — 1898“, erſchienen 1907); die beiden 


„ ITe 
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land „Haß bis zum Tode“ geſchworen hatte und daher zu einem 
„Bündnis mit dem erſten beſten“ und „unbegrenzter Willfährigkeit 
gegenüber ruſſiſchen Anſprüchen“ bereit war. Man ſieht, welches 
Bündnis praktiſch in Frage ſteht, und man erkennt das Wahrzeichen, 
„le feu sacré de la revanche“, wieder, das den Ausgangs⸗ 


punkt für Bismarcks geſamte defenſive Staatskunſt bildete. Eben 


im Jahre 1871 wünſchte Danilewski Frankreich eine ſchwere 
Niederlage, damit aus ihr ein Rächer und damit ein natürlicher 
Bundesgenoſſe für Rußland entſtände. Es iſt der Panſlawis⸗ 
mus, der hier — durch ſeinen vornehmſten Apoſtel — ſich als der 
andere Teil des Bündniſſes meldet !. So werden ſchon in den 
erſten Stunden des Zeitalters die beiden Volksbewegungen mobili⸗ 
ſiert, die, wie Ströme aus verſchiedenen Quellen, einander ſuchen, 
um ſich ſchließlich im Zweibund und im Weltkriege zu finden. 

Wir kennen ſchon (ſ. o. S. 8) die objektiven Faktoren, die 
hier zugrunde lagen: es war ein anziehender, nämlich die geo⸗ 
graphiſche Lage auf entgegengeſetzten Fronten des deutſchen Nach⸗ 
bars, und ein abſtoßender, nämlich die auf extrem verſchiedenem 
Volkscharakter aufgebauten Verfaſſungen. Die Länder zogen ein⸗ 
ander an, die Regierungen ſträubten ſich: die franzöſiſche auf 
Grund ihres Schwächegefühls nach der Niederlage und der Be⸗ 
ſorgnis, den Sieger herauszufordern, die ruſſiſche wiederum aus 
Abneigung gegen die Republik und Mißtrauen gegen das „politiſche 
Kaleidoſkop“ des Pariſer Parlaments (Holl. Roſe S. 332). Hin⸗ 
gegen beſtanden natürliche Sympathien für Frankreich bei dem 


Letztgenannten ſtanden als Unterhändler untergeordneter Art den Ereigniſſen 
nahe, ſind jedoch als Zeugen zuweilen recht unzuverläſſig. Von hoher Bedeutung 
iſt dagegen Wilh. Köhler, Revancheidee und Panflawismus, Belgiſche Ge⸗ 
ſandtſchaftsberichte zur Entſtehungsgeſchichte des Zweibundes, 1919, welches den 
Band V von Schwertfegers Sammlung (oben S. 5) bildet und auf 134 Seiten 
eine Darſtellung nebſt den Aktenſtücken gibt (zitiert: Köhler). Von allgemeinen 
Arbeiten ſeien erwähnt: Erneſt Daudet, Histoire diplomatique de l’alliance 
franco-russe 1873— 1893, erſchienen 1894, Billot, La France et Italie 
1881—1899, erſchienen 1905; Albin, La paix armée, l'Allemagne et la France 
en Europe 1885 1894, erſchienen 1913 (2. Teil, €. 221—385; Hauptiwerf), 


-Gorlo w, Origines et bases de l!’Alliance France- Russie, 1913; ü bersberger, 


Rußland und der Panſlawismus, 1916 (in: Deutſchland und der Weltkrieg, I, 
S. 458 —488), endlich Fiſchel, Der Panflawismus bis zum Weltkrieg, 1919. 
1 Renans Brief an Strauß — ſiehe Kjelleén, Die politiſchen Probleme, 


S. 58, und Deutſchland und der Weltkrieg, II, S. 535. Über Danilewaki ſiehe 
Kiellen, S. 85, Deutſchland und der Weltkrieg, I, S. 466, Fiſchel, S. 405. 
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revolutionären Rußland, das mit den „inneren Türken“ abrechnen 
wollte (Übersberger, a. a. O. S. 459). Jedoch auch die zariſtiſche 
Regierung verſchmähte es nicht, Frankreich als Trumpf gegen 
Deutſchland zu benutzen; ſo erklärte Gortſchakow 1872 ein ſtarkes 
Frankreich für eine europäiſche Notwendigkeit und übernahm 1875 
die Rolle eines franzöſiſchen Schutzengels, dies gerade in den Flitter⸗ 
wochen des Dreikaiſerverbandes. 

Der Berliner Kongreß bewirkte eine Stärkung des anziehenden 
Faktors, indem er die Kluft zwiſchen Rußland und Deutſchland⸗ 
vertiefte. Der Panſlawismus, der feine eigentliche Spitze bis da⸗ 
hin gegen Oſterreich⸗Ungarn gerichtet hatte, wandte ſich nun mit 
wachſender Glut auch gegen Deutſchland, und die ruſſiſche Re⸗ 
gierung ſondierte bereits die Stimmung in Paris für eine An⸗ 
näherung (ſ. o. S. 13). Auf ſeiten Frankreichs war die Erholung 
jetzt ſo weit vorgeſchritten, daß Renans theoretiſches Programm 
praktiſche Umriſſe annehmen konnte. Wir beſitzen ein Zeugnis aus 
dem März 1880, daß die Reſignatidn Frankreichs nur äußerlich 
war!; und Freycinet (S. 110) rühmt ſich, ſchon von dieſem Jahre 
an ganz bewußt den Zweibund angeſtrebt zu haben. 

Dieſer erſte Anfatz wurde indeſſen durch Bismarcks überlegene 
Staatskunſt ſo vollſtändig neutraliſiert, daß die Periode von 1881 
bis 1885 ſich im Gegenteil durch eine ſtarke Annäherung zwiſchen 
Frankreich und Deutſchland auszeichnet. Der Köder für Frankreich 
war Tunis (1881), während Bismarck gleichzeitig Englands Vor⸗ 
gehen in Agypten unterſtützte (1882); durch das eine lenkte er 
Frankreichs Tatendrang nach auswärts ab, durch das andere ſchuf 
er ihm eine neue und anſcheinend dauernde Rivalität. Hier zeigten 
ſich neue Ziele für ein neues großes Frankreich auf dem Kolonial⸗ 
markt, und damit bot ſich reiche Gelegenheit, mit Deutſchland zu⸗ 
ſammenzugehen, da ja beide mit dem Widerſtande Englands zu 
rechnen hatten. Dieſe Annäherung, in Frankreich von Jules 
Ferry vertreten, ging ſo weit, daß Bismarck einen Augenblick 
(1884) wirklich an die Möglichkeit voller Verſöhnung mit Frank⸗ 
reich gedacht zu haben ſcheint, und zwar auf der Grundlage des 


1 Frankreich „est résignée, mais en apparence seulement; le sentiment 
de l'irréparable n'est pas encore entré dans les esprits“, Belgiſcher Geſandt⸗ 
ſchaftsbericht bei Köhler, S. 8 Anm. — Noch 1879 glaubte man, daß Bismarck 
eher zuſchlagen als das Bündnis dulden würde, Waddington zu Freycinet, 
ſiehe Souvenirs, S. 110. Im Jahre 1882 wurde der Panſlawismus in Paris 
durch Skobelew ſelbſt vertreten, Köhler, S. 84. 
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„Gleichgewichtes zur See“, d. h. einer gemeinſamen Plattform gegen 
England . 

Aber es zeigte ſich bald, daß der Revanchegedanke tiefer 
wurzelte als dieſe neuen Stimmungen. Es erhob ſich in Frank⸗ 
reich eine Reaktion gegen den „Preußen“ Ferry und ſeine „nebel⸗ 
haften Kolonialunternehmungen“, welche den Blick auf die Vogeſen 
zu verſperren ſchienen. So wurde Ferry auf die Seite gedrängt, 
und Freyeinet kehrte als der Mann der Nation zurück, um nun 
für acht Jahre faſt ununterbrochen der franzöſiſchen Politik ſeinen 
Stempel aufzudrücken. Es war im Jahre 1885, als Frankreich auf 
dieſe Weiſe „nach Europa zurückkehrte“. Zur gleichen Zeit bekam 
andererſeits der Panſlawismus durch die Aufrollung der bulgariſchen 
Frage vollen Wind in die Segel. Ferrys Sturz und der Putſch in 
Oſtrumelien liegen wie „zwei Markſteine am Eingang zu einer 
neuen Phaſe“ in der Geſchichte des Zweibundes (Köhler, S. 60; 
vgl. S. 10 und 14). Die zwei Ströme find, hier der eine, dort 
der andere, erſtarkt, — wie Euphrat und Tigris vor dem Zu⸗ 
ſammenfluß. 

Das Jahr 1887 erhielt ſeinen kritiſchen Charakter gerade da⸗ 
durch, daß der Zuſammenfluß unmittelbar bevorzuſtehen ſchien. 
Bismarcks große Rede gegen Frankreich im Januar war ein Vor⸗ 
zeichen dafür. Der Oberprieſter des Panſlawismus, Katkow in 
der Moskauer Zeitung — der perſönliche Freund des Zaren — 
war ſchon ſeit dem Oktober des vergangenen Jahres offen für das 
Bündnis, allerdings mit einem monarchiſchen Frankreich, eingetreten; 
der Boulangismus ſchien nun auf dem Wege, dieſe fehlende Vor⸗ 
ausſetzung zu erfüllen. Die Diplomatie draußen in der Welt be⸗ 
obachtete in dieſem Jahr ein politiſches Zuſammengehen Frankreichs 
mit Rußland nach dem anderen (die bulgariſche und die ägyptiſche 
Frage) und zugleich eine zunehmende Abkühlung zwiſchen Ruß⸗ 
land und Deutſchland (Ruſſifizierung der baltiſchen Provinzen, 
Zollkrieg). 

Es gelang der Diplomatie Bismarcks — in Verbindung mit 


1 Dieſes wichtige Zeugnis — ſoweit wir wiſſen, einzig in ſeiner Art — 
wurde in der „Kreuzzeitung“ vom 20. Auguſt 1918 mitgeteilt, ſiehe Tirpitz, 
Erinnerungen, 1919, S. 91. — Über Gambettas Widerſtand gegen das tuneſiſche 
Unternehmen, ohne welches es Frankreich möglich geweſen 778 Italien mit 
auf die Seite der Revanche zu ziehen (), ſiehe Holl. Roſe, S. 329. Über 
engliſche Gegenintrigen gegen die ſranzöſiſch⸗deutſche Annäherung 5 S alomon, 
Der britiſche Imperialismus, 1916, S. 218. 
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glücklichen Zufällen! —, den Frieden zu wahren; aber die Spannung 
ſelbſt ließ ſich nicht beſeitigen. Die Stunde war gekommen, da 
man ſein Kleindeutſchland als ein ausgewachſenes Kleid zu emp⸗ 
finden begann. Deutſchland verlangte für ſeine wachſende Größe 
eine weitere Entwicklungsmöglichkeit, und gemäß dem Geſetz vom 
geringſten Widerſtande in Verbindung mit dem Geſetz von dem 
größten Vorteil war dieſe Möglichkeit nur im Südoſten zu finden. 
Dieſer „neue Kurs“ wirft noch in der letzten Zeit des Reichsbau⸗ 
meiſters ſeine Schatten voraus. Die anatoliſche Eiſenbahnkonzeſſion 
im Oktober 1888 und der Beſuch des Prinzen Wilhelm in Kon⸗ 
ſtantinopel im November 1889 ſind Zeichen einer tatſächlichen Ver⸗ 
ſchiebung innerhalb der deutſchen Politik. Deutſchland beginnt, in 
der Levante primär — nicht erſt ſekundär mit Rückſicht auf Oſterreich⸗ 
Ungarn — intereſſiert zu werden. Aber eben damit gerät es auch in 
primäre Reibung mit Rußland, und das Doppelſpiel der Rückver⸗ 
ſicherung von 1887 wird zuletzt unmöglich. 

Es iſt wohlbekannt, daß Bismarck ſelbſt gleichwohl — auf 
Rußlands Wunſch — die Rückverſicherung bei ihrem Ablauf im 
Sommer 1890 erneuern wollte, und daß er in dem Enthüllungs⸗ 
artikel in den „Hamburger Nachrichten“ 1896 ſeinen Nachfolger an⸗ 
klagt, durch dieſe Unterlaſſung Frankreich und Rußland einander 
in die Arme geführt zu haben. Er hat ſich darüber bei mehreren 
Anläſſen mit heftigen Worten ausgeſprochen?, und die deutſche 
Rechte hat ſich bis zuletzt auf ſeine Seite geſtellt; die Frage liegt 
ja innerhalb des Rahmens der großen Frage nach Deutſchlands 
Orientierung überhaupt, und die Rechtspartei ſieht im Ausgang des 
Weltkrieges das Fazit auf ihre Rechnung, die öſtliche Orientierung ®. 

1 über Boulangers Brief an den Zaren im Februar 1887, der nicht in 
die Hände des Adreſſaten gelangte, ſiehe Köhler, S. 19. Katkows Tod im 
Auguſt 1887 war in dieſem Zuſammenhang ein bedeutſames Ereignis. 

2 Die Unterlaſſuug der Bündniserneuerung im Jahre 1890 war „das 
furchtbarſte Unheil“, nach einer Außerung von 1897 zu Tirpitz, Erinnerungen, 
S. 90; „ein unglaublicher Fehler Caprivis“, Außerung zu Poſchin ger im 
ſelben Jahre, Deutſche Rundſchau, Dezember 1919, S. 440. Kaiſer Wilhelm 
ſcheint gelegentlich der Auffaſſung geweſen zu ſein, daß Bismarck geradezu die 
Abſicht hatte, mit Öfterreih-Ungarn zu brechen, um ſich mit Haut und Haar 
Rußland zu verſchreiben, ſiehe Hohenlohe, Denkwürdigkeiten 11, S. 465, 466. 

5 Siehe beſonders Reventlow, S. 20 (die Rückverſicherung als „Laſſo“, 
um die Ruſſen einzufangen und von Paris fernzuhalten), und zuletzt D. Schäfer, 
II, ©. 217 f. (über Caprivis Fehler, den „jo wertvollen deutſch⸗ ruſſiſchen Rück⸗ 
verſicherungsvertrag“ fallen zu laſſen). Siehe auch Friedjung, S. 122: „eine 
Schwächung Deutſchlands“, vgl. S. 137. 
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Schon 1896, im Zuſammenhang mit der Enthüllung, ſtellte ſich jedoch 
Hans Delbrück recht ſkeptiſch zu dem Werte dieſer Rückendeckung: 
die im Jahre 1884 nützliche, im Jahre 1887 ſchon ſtark belaſtete 
Verbindung wäre im Jahre 1890 für Deutſchland ausſchließlich 
ſchädlich geworden; keine Staatskunſt der Welt hätte übrigens die 
endliche Vereinigung Frankreichs und Rußlands hindern können!. 
Dieſe damals ſehr vereinzelt ſtehende Anſicht ſcheint jetzt auf dem 
Wege zu ſein, ſich allgemein durchzuſetzen, nachdem die Voraus⸗ 
ſetzungen des geſamten Problems in das Licht gerückt ſind. So 
ſchreibt Hammann, daß der Wert der Rückverſicherung für Deutſch⸗ 
land „außerordentlich überſchätzt“ worden iſt (I, 61); ihre Aufhebung 
„wäre eine Fehler geweſen, wenn Bismarck blieb, war aber eine. 
Notwendigkeit, wenn er ging“ (I, 53). Nur der Meiſter konnte ein 
ſo „überfeines“, ſo „überkünſtliches“ Spiel fortſetzen, fügt Oncken 
(S. 55/56) hinzu. Im ſelben Sinne hebt ſchon Raſchdau (S. 32) 
hervor, daß es nicht ſo ſehr das Abkommen ſelbſt, als vielmehr 
Bismarcks Staatskunſt war, die den Bruch aufhielt; der Vertrag 
war daher ohne Bismarck nicht viel wert; außerdem war er formell 
nicht einmal ein Hindernis für die franzöſiſch⸗ruſſiſche Verbindung, 
und ſeine Geheimhaltung ermunterte Frankreich geradezu. Daß 
Bismarck übrigens das Moment, in dem er die Hauptvorausſetzung 
für die Fortſetzung des Spieles erblickte, nämlich das perſönliche 
Vertrauen des Zaren Alexander III., überſchätzt hat, wird von ver⸗ 
ſchiedenen Seiten hervorgehoben 2. Von dieſer Zeit an trennte der 
Zar ſeine Politik von Deutſchland, wenn auch noch viel daran 
fehlte, ihn zu einer gemeinſamen Politik mit Frankreich zu ver⸗ 
anlaſſen (Köhler, S. 38). 

Es hat alſo faſt den Anſchein, als ob das Urteil der Ge⸗ 
ſchichte zugunſten des ſo bitter getadelten Schrittes ausfiele, mit 
dem Kaiſer Wilhelm II. ſeinen „neuen Kurs“ in der äußeren 
Politik einleitete. Hier intereſſiert uns beſonders die Frage, in 
welchem Grade die Trennung zwiſchen Berlin und Petersburg als 
Urſache der Verbindung Petersburg⸗Paris angeſehen werden kann. 
Es liegt da offen zutage, daß dieſe Verbindung von langer Hand 
vorbereitet wurde, und zwar noch während der erſte Draht hielt, 

1 Preußiſche Jahrbücher, Oktober bis Dezember 1896, S. 626 f., 441. Auch 
die Enthüllung von 1896 fand Delbrück ſchädlich für das Vertrauen zu der 
deutſchen Politik, wenn auch nicht illoyal, S. 630. 

2 Siehe Hammann, I, 59 f., Köhler, S. 45, Rachfahl, S. 77. 
über Bismarcks Vertrauen ſiehe Gedanken II, S. 257 f. 
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alſo während des Rückverſicherungsvertrages 1887—1890. Während 
dieſer Zeit, ſeit Ende 1888, beginnt die Wanderung von Gold von 
Paris nach Petersburg, die ſchließlich das tragkräftigſte Bindemittel 
des Bündniſſes wurde . Bald darauf, zu Anfang 1889, wanderte 
auch eine Menge franzöſiſcher Gewehre den gleichen Weg, gegen die 
laute Zuſicherung, fie würden nie gegen Frankreich losgehen ?. 
Hieraus entſtand nun, mit innerer Logik, ein „diplomatiſches 
Problem“, indem dieſe Zuſicherung der „précision“ durch prak— 
tiſche Garantien bedurfte (Albin, S. 269). Gerade zur ſelben Zeit 
reorganiſierte Freycinet die franzöſiſche Armee (1888-1890) 
und machte damit ſein Land wirklich bündnisfähig (Köhler, S. 28). 
Ein belgiſcher Bericht von 1888 bezeugt, daß Rußland damals in 
Frankreich „Mode“ war (a. a. O. Nr. 37), und das große Jubi⸗ 
läum im Sommer dieſes Jahres wurde zu einer „Heerſchau des Pan⸗ 
ſlawismus“ (ebd. S. 46 f.). 

Als der alte Kaiſer Wilhelm im Frühjahr 1888 das Zeitliche 
ſegnete, brach damit ein ſtarkes Tau, das bisher Rußland und 
Zentraleuropa zuſammengehalten hatte. Das Fiasko des Bou⸗ 
langismus konnte die Entwicklung jetzt nicht länger aufhalten. Das 
alte Mißtrauen des Zaren gegen das franzöſiſche Regierungsſyſtem 
im Zeitalter des „Nihilismus“ mäßigte ſich durch das Eingreifen 
der franzöſiſchen Regierung gegen eine Nihiliſtenverſchwörung in 
Paris im Mai 18908. Eben damals wies Deutſchland die Hand 
Rußlands zur Verlängerung des Kaiſerbündniſſes zurück. Natürlich 
hat dieſer Schritt zu der ſpäteren Entwicklung beigetragen. Er 


1 Die Allianz begann im Oktober 1888 mit dem ½ ⸗Milliardendarlehen des 
Bankiers Hoskier, jagt Holl. Roſe, S. 340 f. Siehe hierüber weiter Daudet, 
chap. VI. Der Unterhändler bei den erſten Transaktionen dieſer Art war 
Cyon, damals Herausgeber der ſtark allianzfreundlichen „Nouvelle Revue“, 
Köhler, S. 25. — Wie bekannt, gab Bismarck dadurch, daß er den deutſchen 
Anleihemarkt ſperrte, ſelbſt den Anſtoß zu dieſer finanziellen Verbindung zwiſchen 
Rußland und Frankreich und erlitt hier „feine erſte große Niederlage“, 
Köhler, S. 70. 

2 Nach Freycinet, der hier ein zuverläſſiger Zeuge fein dürfte, wurde 
die Gewehrangelegenheit zu Neujahr 1889 erledigt (S. 414 ff.) und die Verſiche⸗ 
rung im Februar abgegeben (S. 417), vgl. Köhler, S. 28. Reventlow, S. 5, 
führt dieſe Unterhandlungen bis in das Jahr 1887 zurück. 

a Die belgiſchen Berichte enthalten zahlreiche Zeugniſſe von der fortdauernden 
Abneigung des Zaren gegen den Parlamentarismus in Paris, ſiehe Köhler, 
S. 38; auch ſein Geſandter in Frankreich, Mohrenheim, blieb lange abgeneigt, 
daſelbſt S. 21. Bei der Nachricht von der Verhaftung der Pariſer Nihiliſten 
ſoll der Zar geäußert haben: „Endlich hat Frankreich eine Regierung.“ Siehe 
hierüber Freycinet, S. 442 f., Albin, S. 176, Debidour, S. 170. 
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ſteht indeſſen keineswegs vereinzelt. Er fällt mit einer poſitiven 
Hinkehr zu England, Rußlands Erbfeind, zuſammen (Helgolandvertrag 
Juni 1890), ferner mit einer Milderung von Bismarcks aggreſſiver 
Politik gegenüber den Polen, welch letztere ebenfalls mit ſeiner 
Ruſſenfreundlichkeit zuſammenhing. Jetzt iſt es jo weit gekommen, 
daß das Bündnis „in allen Köpfen in Paris ſpukt“ (belgiſcher Be⸗ 
richt, Köhler, S. 92). Aber in Wirklichkeit war nicht einmal hier⸗ 
durch in Petersburg das Maß zum Überlaufen gebracht. Das ent⸗ 
ſcheidende Ereignis, das ſchließlich den Zaren von Rußland dazu 
vermochte, mit entblößtem Haupt die Marſeillaiſe anzuhören, kam 
in anderem Zuſammenhang: es war die Erneuerung des Drei⸗ 
bundes am 6. Mai 1891. | 
Daß zwiſchen dem Abſchluß des dritten Dreibundes und dem 
Vorſpiel des Zweibundes in Kronſtadt ein Zuſammenhang beſtand, 
iſt wohl auch bisher keineswegs verborgen geblieben; eine Andeutung 
davon liegt ſchon in Caprivis damaliger Rede vom 27. No⸗ 
vember 1891: „man hat vielleicht bei der Erneuerung des Drei⸗ 
bundes in der Preſſe etwas zu viel Pauken und Trompeten gerührt 
und dadurch anderen Leuten das Gefühl gegeben, ſie wollen auch 
mal Pauken und Trompeten rühren“. Beſtätigung und Klarheit in 
dieſer Richtung hat jedoch erſt die Veröffentlichung der belgiſchen 
Berichte gebracht. Aus ihnen geht zunächſt hervor, wie ſkeptiſch 
die Diplomaten gelegentlich die Lebenskraft des Dreibundes be⸗ 
urteilen (Köhler, Nr. 70, 71, S. 100 f., 104), insbeſondere nach⸗ 
dem der Rücktritt Criſpis zu Neujahr 1891 demjenigen Bismarcks 
gefolgt war und der Dreibund ſo ſeine beiden Paten verloren hatte. 
Daß er gleichwohl erneuert wurde, und zwar lange vor der Zeit, 
machte auf die anderen, iſolierten Glieder des Staatenſyſtemes und 
beſonders auf den Zaren einen ſtarken Eindruck. Hier tritt in der 
Perſon des ſchwediſchen Kronprinzen, jetzigen Königs Guſtav V., 
ein unmittelbarer perſönlicher Zeuge auf: bei ſeinem Beſuch in 
Petersburg zu Neujahr 1892 hatte er — wie der belgiſche Ge- 
ſandte in Berlin, Baron Greindl, unter dem 13. Februar 1892 
berichtet — den Zaren ſehr aufgebracht auf den deutſchen Kaiſer 
gefunden, und zwar auf Grund des „sclat donné au renouvelle- 
ment de la triple alliance; c'est la raison qui a con- 
duit le czar aux manifestations de Cronsta dt“. 


1 Köhler, Nr. 91, vgl. S. 104, 105 Anm. 1. — Schon Freyeinet, 
S. 165, ſpricht von dem Unwillen des Zaren über die „publicité presque 
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Bei unſerer Unterſuchung iſt es von Gewicht geweſen, dieſen 
Zuſammenhang klarzuſtellen, da er über die Zukunftsausſichten der 
letzten Politik Bismarcks vollſtändiges Licht verbreitet. Rachfahl 
hat hervorgehoben, wie ſehr die Ruſſen ſchon im erſten Jahre über 
ihren Gewinn bei dem Kaiſerbündnis von 1887 getäuſcht wurden; 
es war nicht anzunehmen, daß ſie dies Bündnis im Jahre 1890 zu 
billigen Bedingungen zu erneuern bereit geweſen wären, und ſeine 
unveränderte Wiederholung dürfte doch wohl, nach der Entſtehung 
des „Balkandreibundes“ von 1887, für Deutſchland eine reine Un⸗ 
möglichkeit geworden ſein. Aber ſelbſt wenn man eine derartige 
Skrupelloſigkeit hätte vorausſetzen können, ſo hätte ſelbſt das den 
Prozeß, der Rußland und Frankreich einander in die Arme trieb, 
nicht lange aufhalten können. Delbrück hat ſchon 1896 vollkommen 
richtig geſehen. Den ſchließlichen Beweis dafür bietet uns die Tat⸗ 
ſache, daß den unmittelbaren Anſtoß zu Kronſtadt nicht etwa die 
Nichterneuerung des Kaiſerbündniſſes, ſondern eben die Erneuerung 
des Dreibundes gab. Das bedeutet, daß Bismarcks ſinnreich kom⸗ 
pliziertes Syſtem mit Verſicherungen und Rückverſicherungen ſich in 
Wirklichkeit überlebt hatte, als er Ausguck und Ruder verließ. Sein 
eines Werk ſchlug das andere in Trümmer. Ein Ausgleich war 
nicht länger möglich. | 

In richtiger Einfiht hierin ließ Bismarcks Nachfolger das 
Kaiſerbündnis fallen, eben um den Weg für den Dreibund offen zu 
halten; er hat ſelbſt unumwunden erklärt, daß das erſte den zweiten 
„geſprengt“ haben würde!. Die Initiative zu der vorzeitigen Er⸗ 
neuerung des Dreibundes ging indeſſen von Criſpi aus, und zwar 
geſchah das im November 1890 (Pribram, S. 216). Criſpis Sturz 
führte zum Abbruch der Verhandlungen, und ſein Nachfolger 
Rudini ſcheint keineswegs taub für die franzöſiſchen Lockungen ge⸗ 
weſen zu ſein: Frankreich beſaß nämlich einen großen Trumpf 
durch den ſeit 1888 währenden Handelskrieg, deſſen eigentlicher 
Zweck war, „mittels des Hungers die Italiener wiederzuerobern“ 
(Billot), d. h. den Dreibund zu ſprengen?. Es ſcheint auch faſt, 


1 Caprivi zu Hohenlohe am 13. Dezember 1891, ſiehe Denkwürdigkeiten, 
II. S. 484. Der Grund war alſo nicht bloß der formelle, daß Caprivi das 
Syſtem Bismarcks „zu kompliziert“ fand, wie er ironiſch zu Hohenlohe am 
14. Januar 1895 bemerkte (daſelbſt S. 519). 

2 „Das Hauptziel des Wirtſchaftskrieges“, ſchreibt Greindl am 27. Juni 
1891, „iſt das, Italien durch finanzielle Bedrängnis zum Austritt aus der 
Friedensliga zu zwingen“, ſiehe Köhler, S. 102. „La ligue de la paix“ iſt 
die von dieſem fremden Beobachter oft gebrauchte Bezeichnung des Dreibundes. 
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als ob die Loyalität gegenüber dem Dreibundsgedanken in Italien 
fortan einen liberaliſtiſchen Farbton, im Gegenſatz zu der natio⸗ 
naliſtiſchen Rechten, erhalten hätte. Frankreichs offen hervor⸗ 
tretende Revanchegedanken mahnten indeſſen in Italien zur Vorſicht, 
die Ausjöhnung mit den Klerikalen erweckte Unruhe, und der 
Widerſtand gegen Italiens abeſſiniſche Politik machte das Maß 
voll!. Da außerdem die Bundesgenoſſen von neuem Entgegen⸗ 
kommen zeigten, war Italien bereit, und das dritte Dreibund⸗ 


abkommen wurde ein volles Jahr, bevor das zweite ablief, unter⸗ 


zeichnet. | 

Was beim Lefen diefer Urkunde (Pribram, Nr. 15) zuerſt auf: 
fällt, iſt die Form der Redaktion. Es iſt jetzt wieder, wie 1882, 
ein einheitlicher Akt, nur mit einem Schlußprotokoll als Anlage. 
In dieſem Akt begegnet man teils den Artikeln von 1882 (— D), 
teils den Hauptpunkten der beiden Separatabkommen von 1887 
(des deutſchen in den Artikeln VI, VIII, X— I; des öſterreichiſchen 
im Artikel VII). Die tatſächlichen Anderungen bei dieſer Wieder⸗ 
holung ſind unerheblich. Aber dazu tritt jetzt im Verhältnis Italien⸗ 
Deutſchland ein ganz neuer Artikel IX, der Deutſchland mit der 
Verpflichtung belaſtet, Italien nach „accord préalable“ bei jeder 
Unternehmung in Nordafrika zu unterſtützen, zu der es ſich im In⸗ 
tereſſe „d'équilibre et de légitime compensation“ veranlaßt 
ſehen könnte; in dem geographiſchen Rahmen iſt Marokko fort⸗ 
gelaſſen, aber ſtatt deſſen Tunis eingefügt. Neu iſt ferner der 
Artikel XIII, der zweckmäßige „Modifikationen“ in ein beſonderes 
Protokoll verweiſt. Das Protokoll, das dem Schluß des Vertrags⸗ 
textes angefügt iſt, enthält zwei Punkte. Erſtlich verſprechen ſich 
die Parteien jedes mögliche Entgegenkommen, „en matiere éco- 
nomique (finances, douanes, chemins de fer)“; ein ſehr not⸗ 
wendiges und bedeutungsvolles Gegengewicht gegen die franzöſiſchen 
Lockungen, zugleich ein Erſatz für das Syſtem der Vorzugszölle, 
an das Criſpi gedacht hatte (Pribram, Anm. 187). Zweitens ge⸗ 
währen die beiden anderen Teile Italien ihre Unterſtützung bei 
deſſen-Verſuch, auch Englands „accession“ für fein nordafrikaniſches 
Programm zu erreichen, wobei jetzt Marokko wieder genannt wird. 


1 Siehe hier Lémonon, S. 70, Debidour, S. 176, 169, und vor allem 
Billot, welcher das Hauptwerk iſt. Pribram, S. 221, führt einen Geſandt⸗ 
ſchaftsbericht „über weitgehende Verſprechen finanzieller Natur“ an, die Frank⸗ 
reich zur Kompenſation für die italieniſche Neutralität in einem Revanchekriege 
in Ausſicht ſtellte. Vgl. auch Köhler, S. 100. 
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Man fieht, daß Italien wieder der einfeitige Gewinner war, dies— 
mal eigentlich auf Koſten Deutſchlands. Als ſeine einzige Gegen— 
leiſtung läßt ſich der Artikel XIV des Vertrages anſehen, der eine 
Vertragsdauer von ſechs Jahren, aber außerdem eine automatiſche 
Verlängerung um weitere ſechs Jahre vorſieht, falls keine der Par⸗ 
teien das Bündnis ein Jahr vor ſeinem Ablauf, d. h. ſpäteſtens im 
Mai 1896 kündige. 

Der wirtſchaftliche Druck Frankreichs auf Italien hatte alſo keinen 
Erfolg gehabt. Nach den belgiſchen Berichten hat es den An⸗ 
ſchein, als wäre dasſelbe Syſtem gleichzeitig auf Rußland an⸗ 
gewandt worden. Es iſt bekannt, daß man Rußland im Mai 1891 
ein nachgeſuchtes Darlehen verweigerte, und in den diplomatiſchen 
Kreiſen glaubte man zu wiſſen, dies ſei die Antwort auf Rußlands 
Weigerung, einen ihm von Paris vorgelegten Bündnisentwurf an⸗ 
zunehmen. Selbſt noch im Frühjahr 1891 hatte alſo der Zar ſeinen 
Widerwillen gegen das Bündnis, trotz des Fortfalls der deutſchen 
Rückverſicherung im Sommer 1890, nicht überwinden können. Aber 
gerade da kam die Nachricht von der, wie man glaubte vollzogenen, 
Neubegründung des Dreibundes, bei der England den wohl⸗ 
wollenden Zuſchauer machte. Es läßt ſich verſtehen, daß dies zu⸗ 
ſammen mit dem Anleihebedürfnis einen plötzlichen Stimmungs⸗ 
umſchlag in Petersburg verurſachte. Man behauptet, der Zar habe 
ſelbſt zu dem franzöſiſchen Flottenbeſuch in Kronſtadt im Juli 1891, 
der vor aller Welt die neue Verbindung in der Staatengeſellſchaft 
bekanntgab, die Anregung gegeben!; es iſt das ſo zu verſtehen, daß 
er endlich ſeinen Widerſtand fallen ließ und Zeit und Ort be⸗ 
ſtimmte. Seine Perſon war das wirkliche Hindernis für das natür⸗ 
liche Bündnis zwiſchen Rußland und Frankreich geweſen, ebenſo 
wie die Perſon Kaiſer Wilhelms es für das Bündnis zwiſchen 
Deutſchland und Oſterreich war, — mit dem Unterſchiede, daß der 
Kaiſer aus Sympathie für den dritten Teil ſchwankte, dagegen der 
Zar aus Abneigung gegen ſeinen Partner! 

Was tatſächlich in Kronſtadt vorfiel, iſt noch immer nicht mit 
Sicherheit bekannt. Der Korreſpondent der „Times“ behauptet unter 
dem 31. Juli, der franzöſiſche Admiral habe einen Vertrag bei ſich 
geführt, der von den ruſſiſchen Miniſtern des Auswärtigen, des 


1 Über die Initiative des Zaren ſiehe Freyeinet, S. 443; Flourens in 
ſeiner Monographie über den Zaren Alexander III. hat dieſelbe Angabe. Daß 
dieſe Initiative allein die Form der Annäherung betrifft, ergibt ſich deutlich aus 
der vorausgehenden Entwicklung; ſiehe Albin, S. 278, 310. 
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Krieges und der Marine, jedoch nicht vom Zaren unterzeichnet 


worden ſei. Daß in der Tat irgend etwas Schriftliches abgemacht 


wurde, was auch Hanſen und Freyeinet beſtätigt haben, wiſſen 
wir jetzt durch die Urkunde Nr. 17 in „L'alliance franco-russe“, 
aber dieſe Urkunde iſt vom 27. Auguſt: die Verhandlungen ſind 
alſo fortgeſetzt und erſt an dieſem Tage in Form eines Austauſches 


von Miniſterialnoten abgeſchloſſen worden!. In der Urkunde wird 


ganz kurz von einer „entente cordiale“ und gegenſeitiger Unter⸗ 
ſtützung bei einem fremden Angriff geſprochen. Schon die weit⸗ 
läufigen Vermutungen von Albin bewegen ſich in derſelben Rich⸗ 
tung.: ein allgemein gehaltenes „Konzert“ zur Aufrechterhaltung des 
Friedens und des europäiſchen Gleichgewichtes gegenüber der 
deutſchen Hegemonie. Nach den Verſionen, die zehn Jahre ſpäter 
in der Preſſe das Licht erblickten, war Deutſchland indes nicht mit 
Namen erwähnt; auch fand ſich in den wenigen Punkten des Ab⸗ 


kommens keine zeitliche Begrenzung?. Daß der geographiſche 


Rahmen auf Europa beſchränkt war, ergibt ſich aus der „Er⸗ 
weiterung“ auf Aſien 1902. Schließlich wiſſen wir beſtimmt aus 
einem Zeugnis Poincarés vom Jahre 1912, daß der „casus 
foederis“ für Rußland eintrat, falls ſich Deutſchland bei einem 
Kriege zwiſchen Rußland und ſterreich⸗Ungarn auf die Seite 
des letzteren ſtellte?; unausgemacht iſt aber, inwieweit dies ſchon in 
dem Schriftſtück von 1891 zu leſen ſtand. 

Hierauf beſchränkt ſich einſtweilen unſere Kenntnis über den 
Zweibund von 1891. Daß damals noch kein vollſtändiges Bündnis 
zuſtande kam, geht ſchon daraus hervor, daß die Namen der Staats⸗ 
häupter fehlten. Es war ein Verlöbnis, aber noch kein Ehevertrag. 
Es blieb noch die Aufgabe übrig, jagt Freycinet ſelbſt (S. 466), 
„die Verbindung in die Sprache der Diplomatie überzuleiten“; aber 
er iſt froh, daß „der Zar ſich öffentlich bloßgeſtellt hat und jetzt 
nicht mehr umkehren kann“. Dies iſt die „situation nouvelle“, 


1 Siehe Freycinet, S. 466 f., und Köhler, S. 118 f. Auf den Noten 
Reben die Unterſchriften der Miniſter des Auswärtigen Giers und Ribot. 
Sowohl die Namen als auch das Datum waren früher ſehr ungewiß: ſo nennt Albin 
den ruſſiſchen Geſandten Mohrenheim und Ribot und das Datum des 22. Auguſt, 
während Debidour, S. 171, die Namen Mohrenheim und Freycinet hat. 

2 „Wiener Allg. Zeitung“ vom 21. September 1901 und „La Liberté“ 
vom 26. September 1901, ſiehe Holl. Roſe, S. 347. 

8 Siehe Iswolski an Saſonow am 12. September und 18. November 
1912 im deutſchen Weißbuch von Verſailles: „Deutſchland ſchuldig?“ S. 148, 150. 
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die er und fein Außenminiſter jetzt als Einleitung für eine „nou- 
velle politique“ laut aller Welt verkünden !. 

Es iſt von großem Intereſſe, in Köhlers Sammlung die 
Wirkungen dieſer neuen Situation in der diplomatiſchen Meinung, 
wie ſie ſich gelegentlich in den belgiſchen Berichten widerſpiegelt, 
zu beobachten. Die Stimmung iſt durchgehends peſſimiſtiſch. Der 
Beſuch in Kronſtadt, ſchreibt der Geſandte in Berlin, Greindl, 
am 1. Auguſt 1891 (Nr. 77), „wird das Üble haben, die Hoffnungen 
der Exaltierten in beiden Ländern zu nähren; er häuft Exploſiv⸗ 
ſtoffe an, au die Feuer zu legen gewiſſe Leute ſich nichts Beſſeres 
wünſchen können“. Man kannte den perſönlichen Friedenswillen 
des Zaren, ſah ihn aber nunmehr als Wachs in den Händen der— 
Panſlawiſten an: „Die panſlawiſtiſche Partei, ſtärker als der Zar, 
entſcheidet über Krieg und Frieden“ (derſelbe am 6. Dezember 
1891, Nr. 90). In London fürchtete man die aufmunternde 
Wirkung auf den „Revanchegeiſt, der nicht aufgehört hat, das 
franzöſiſche Volk zu beſeelen, den aber die Befürchtung vor einem 
verfrühten Kriege bisher zurückhielt“ (Sol vyns am 27. November 
1891, Nr. 89). 

Ohne Zweifel zeugt es von einem geſunden Inſtinkt bei dieſen 
neutralen Diplomaten, daß ſie die neue Verbindung als einen Kurs⸗ 
ſturz der Friedensaktien aufnahmen. Sie konnten ja nicht umhin, 
darin den Zuſammenfluß zweier Kräfte zu erblicken, die ſchon lange 
mit entgegengeſetztem Ziele wirkſam waren. So zieht Solvyns 
am 1. Auguſt (Nr. 78), ſich auf die allgemeine Meinung in London 
ſtützend, einen Vergleich mit dem Dreibund, der „ſich auf die De⸗ 
fenſive beſchränkt und fi ſorgſam vor gewagten Unternehmungen 
hütet“: das neue Bündnis „hat einen ganz anderen Charakter, es 
wird ſich nicht darauf beſchränken, ein Gegengewicht gegen das 
andere zu bilden; denn wenn es die Hoffnungen nicht enttäuſchen 
will, die es hat entſtehen laſſen, muß es aggreſſiv ſein“. Es er⸗ 
weckte daher die Verwunderung der Belgier (Greindl vom 
25. Auguſt 1891, Nr. 83), daß die Deutſchen, als Nächſtintereſſierte, 
die Sache kühl aufnahmen. Das Nachtgeſpenſt, welches Bismarck 
20 Jahre lang gepeinigt hatte, hatte Fleiſch und Blut angenommen, 
die Schlinge um Deutſchlands Hals war fertig, und doch begnügte. 
ſich Caprivi (27. November 1891) damit, das Geſchehene als 


1 Freycinet, 9. September 1891, Souvenirs ©. 470; Ribot in der 
Kammer am 29. September 1891, Lemonon, S. 113. 
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„Wiederherſtellung des europäiſchen Gleichgewichtes“ zu bezeichnen, 
und fand in dieſem Gedanken Beruhigung. Daß dieſe Gedanken⸗ 
gänge jenſeit des Rheins diplomatiſchen Widerhall fanden, iſt 
ſehr erklärlich“, jedoch die dortige allgemeine Meinung rechtfertigte 
zweifellos die Beſorgniſſe der Neutralen. Der Jubel in Frankreich 
bewies jetzt unverkennbar, daß man in Kronſtadt „das Vorſpiel für 
die nationale Revanche“ ſah Debidour, S. 1772. 


Gleichwohl erwies ſich der deutſche Optimismus als berechtigt. 
Daudet (S. 322), der vor Toulon ſchreibt, betrachtet den Zweibund 
als eine Tatſache, die eine „faſt unmittelbare Konſequenz“ von 
Kronſtadt ſei. So ſchnell und ſo einfach ging es aber doch nicht. 
Die Fortſetzung machte den Franzoſen große Schwierigkeiten, trotz 
der Zudringlichkeit, mit der ſie den Außenminiſter des Zaren bis 
auf ſein Krankenbett verfolgten (Freycinet, S. 499 ff.). Nachdem 
der Zar im Oktober 1891 als Brautſchatz die im Mai verweigerte 
Anleihe einkaſſiert hatte, zeigte er ſich von neuem recht widerſpenſtig. 
Es iſt zu dieſer Zeit von einer Art Rückverſicherung zwiſchen Ruß⸗ 
land und Italien, einer Art weiteren Kreiſes um beide Bündniſſe 
die Rede“, und das mitten in der Zeit des ſchärfſten Bruches zwi⸗ 
ſchen Frankreich und Italien. Im Juli 1892 konnte der „Figaro“ 
verwundert fragen, ob es ſich hier um „alliance ou flirt“ 
handele. So verſtrich ein volles Jahr bis zum nächſten Schritt, der 
Militärkonvention vom Auguſt 1892 („L'Alliance franco- 
russe“, Nr. 71), unterzeichnet von den Generalſtabschefs beider 
Länder. Aber auch dieſes Schriftſtück erhielt nicht die Unterſchrift 
des Zaren — ſolche Ereigniſſe wie der Panamaſkandal im November 
1892 und das Attentat in der Deputiertenkammer im Dezember 
1893 konnten ſein Mißtrauen gegen den Partner nur ver⸗ 
mehren —; er begnügte ſich damit, die Abmachung mündlich „im 
Prinzip“ anzunehmen. Dies geſchah erſt um die Jahreswende 


1 „Seien fie ſicher, daß unſere Beziehungen zu Ihnen ſich beſſern werden, 
ſobald wir mehr auf gleichen Fuß gekommen find“, Freycinet zu dem deut⸗ 
ſchen Geſandten nach Toulon, Souvenirs S. 505. 

2 Das entblößte Haupt des Zaren bedeutete hier „mehr als 10 Verträge“, 
daſelbſt S. 171. Vielfach glaubte man, Kronſtadt würde den Franzoſen das Tor 
zu Straßburg und den Ruſſen zu Konſtantinopel öffnen, Albin, S. 320. 

1 Helmolt bei Singer, S. 262, ſpricht von einem förmlichen Abkommen 
vom 13. Oktober 1891. Sosnoſky, Traum S. 22, ſcheint an die vollendete 
Tatſache nicht zu glauben. 
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1893/94; von da an hat man die Konvention als feſtſtehend be⸗ 
trachtet l. N 

Während dieſer Geſchehniſſe hatte ein neuer Flottenbeſuch, 
nämlich der Ruſſen in Toulon im Oktober, 1893, abermals die 
Freundſchaft der beiden Völker zum Ausdruck gebracht und die 
Unruhe der Diplomaten vermehrt. Toulon, ſo ſchreibt Greindl 
am 25. Oktober 1893 von Berlin (Köhler, Nr. 101), „hat die 
Sicherheit Europas vermindert, indem es das Selbſtvertrauen des 
franzöſiſchen Volkes erhöhte“. Und von Beyens in Paris hören 
wir unter dem 30. Oktober (a. a. O. Nr. 103) die zweite Stimme: 
„Es iſt zu befürchten, daß der Zar gegen ſeinen Willen nur das 
erreicht hat, daß in Frankreich Empfindungen zum Sieden gebracht 
worden ſind, die nicht überhitzt werden durften.“ Die Diplomaten 
waren ſich indeſſen darüber einig, daß die Sache diesmal England 
am nächſten anging. Sie waren ſich auch darüber im reinen, daß 
der Zar wieder nur vom Geldbedürfnis getrieben wurde; annähernd 
5 Milliarden Franken — ziemlich ſo viel wie die geſamte Kriegs⸗ 
entſchädigung von 1870 — hatte der Bündnisgedanke jetzt Frank⸗ 
reich gekoſtet (Bericht aus Paris vom 7. Oktober 1893, Köhler, 
Nr. 99). | 

Ohne bis jetzt dafür klare ſchriftliche Unterlagen zu haben, 
pflegt man das förmliche Bündnis zwiſchen Rußland und Frankreich, 
den Schlußpunkt des 1891 beginnenden Prozeſſes, in den März 
1894 zu ſetzen. Hanſen, Freycinet und Albin erwähnen aus 
dieſem Monat ein Abkommen, das von Giers in Petersburg und 
Caſimir Perier in Paris unterzeichnet wurde. Dazu bemerkt 
Köhler (S. 134), daß es „die Abmachungen von 1891 erweiterte 
und ihnen beſtimmtere Form gab, der Militärkonvention von 1892 
im diplomatiſchen Sinne Rechtsgültigkeit verlieh, und als urkundliche 
Feſtlegung des Dreibundes anzuſehen iſt“. Den Gang der Ver⸗ 
handlungen hat ſchon früher Albin (S. 338) klar entwickelt: zuerſt 
eine generelle Entente unter Feſtlegung der Ziele und Mittel (ge⸗ 
meinſame Beratung) 1891, dann Veranſtaltungen zur praktiſchen 
Sicherung dieſer Ziele gegen ſtörende Eingriffe 1892, zuletzt Fixie⸗ 


2 Siehe hier L' Alliance franco-russe, Nr. 91, 92, und Köhler, S. VII, 
123. Der Inhalt der Konvention iſt immerhin bedeutſam genug; hiermit 
beginnt die Konzentration an der deutſchen Grenze, die bis dahin in Rußland 
nicht beſtand, ſei es durch die Verteilung der Friedensformationen, ſei es durch 
die Pläne für den Eiſenbahnbau; Albin, S. 334, 348. 
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rung des casus foederis in einem diplomatiſchen Vertrag neben 
dem techniſchen, im Jahre 1894. 
Die Form des Schlußabkommens war, wie wir ſehen, ein Aus⸗ 


tauſch von Miniſterialnoten. Zweifellos wählte man dieſe loſere 
Form, um die Notwendigkeit einer Ratifikation zu umgehen, zu 


welcher Zar Alexander ſein Leben lang nicht zu bewegen war. Es 
iſt nicht bekannt, inwieweit der Zar Nikolaus (nach ſeiner Thron⸗ 
beſteigung im November 1894) ſeinen Namen auf ein das Bündnis 
betreffendes Schriftſtück geſetzt hat. Überhaupt ſcheint das Wort 
Bündnis offiziell nicht früher als durch Hanotaux am 10. Juni 
1895 gebraucht zu ſein!; und die Antwort von ruſſiſcher Seite 
verzögerte ſich bis zu der Begegnung der Staatshäupter in Kron⸗ 
ſtadt am 24. Auguſt 1897, wo der Zar den Franzoſen endlich 
den erſehnten Namen „amis alliés“ gab. Dieſe Bezeichnung weckte 
in der diplomatiſchen Welt ſtarken Widerhall; bis dahin hatte alſo 
anſcheinend über Art und Maß der Verbindung noch eine gewiſſe 
Unklarheit beſtanden ?. 

Für den Hiſtoriker, der in unferen Tagen auf die Entftehung 
des Zweibundes zurückblickt, find dieſe diplomatischen Schattierungen 
ziemlich gleichgültig. Für ihn bleibt 1891 das entſcheidende Jahr; 
was damals noch nicht abgemacht war, mußte ſpäter „par la force 
des choses“ kommen. Im Jahre 1891 wurde alſo die zweite 
Koalition geſchaffen, die nachher und bis in den Weltkrieg hinein 
eine Konſtante im Staatenſyſtem bedeutete: den Kern in dem großen 
Ning der ſpäteren „Entente“, ebenſo wie das Bündnis zwiſchen 
Deutſchland und Oſterreich- Ungarn den Kern des mitteleuropäiſchen 
Lagers bildete. Die erſten beiden Paare hatten die Bühne betreten, 
um ſie nicht mehr zu verlaſſen. — 

Formell war die jüngere Koalition — wie der Vertreter 
Deutſchlands fie gelegentlich charakteriſierte (ſiehe oben S. 56 f.) — 
das bislang fehlende Gegengewicht gegen die ältere: gegen die 
Großmachtsziffern Deutſchland 50 + Oſterreich⸗Ungarn 42½¼ + 
Italien 31, zuſammen 123d Mill. Menſchen, vereinigte fie Frank⸗ 


reich 381/ + Rußland 100, zuſammen 138 Mill. Es iſt wahr, 


1 Vgl. Farges bei Lariſſe⸗-Rambaud, S. 519. Holl. Roſe, S. 346, 
(welcher das Wort Ribot zuſchreibt), zieht daraus den Schluß, daß das Bündnis 
erſt in dieſem Jahr abgeſchloſſen wurde; vgl. Debidour, S. 193. 

2 Es iſt bemerkenswert, daß Bismarck noch nicht einmal jetzt an ein wirk⸗ 
liches Bündnis glauben wollte, Hammann, II, S. 52; er rechnete auch die 
Worte des Zaren in Kronſtadt zu „dem Dekorativen in der Politik“. 
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daß auf deren Seite noch über 50 Mill. Kolonialbevölkerung zu 
legen ſind, denen auf der Gegenſeite nichts Nennenswertes entſpricht; 
aber dies war damals noch ein totes Gewicht und wurde übergenug 
durch Englands wohlwollende Stellung zum Dreibunde aufgewogen. 
Ebenſowenig gab der Buchſtabe des Zweibundes Anlaß, irgendwelche 
Aggreſſivität zu vermuten. Aber tatſächlich war er, wie die damaligen 
Diplomaten klar erkannten, ein Sturmzeichen, weil hinter ihm in 
beiden Ländern unverhüllt aggreſſive Kräfte ſtanden, welche die 
Staatsmänner vorwärts trieben; ſowohl der Revanchismus als auch 
der Panſlawismus find Ausdruck des nationalen Expanſionstriebes 
und zielen alſo auf eine Veränderung des status quo hin. Hier 
liegt von Anfang an ein deutlicher Gegenſatz zu dem Block von 
1879, der kein Erzeugnis des Volkswillens, ſondern der Kunſt der 
Staatsmänner, und zwar gerade zur Erhaltung des status quo war !. 

Indeſſen blieben die gefährlichen Tendenzen der Koalition von 
1891 eine Zeitlang in latentem Zuſtande. Die genetiſche Betrachtung 
hat uns gezeigt, wie ſtarken Widerſtand hier ſubjektive Faktoren, 
vor allem auf ſeiten Rußlands, den objektiven leiſteten, bevor die 
Verbindung überhaupt zuſtande kam. Unter dieſem Geſichtspunkt 
iſt der Zweibund eine typiſche „mariage de raison“ — was auch 
die Franzoſen zugeben (Tardieu, S. 2) —, und zwar eine ſolche, 
bei der der weibliche Teil der werbende war, während der männ⸗ 
liche nur widerſtrebend ſein Ja gab, weniger aus Liebe zu der 
Schönen ſelbſt als vielmehr zu ihrem Rang und Geld! Und nun 
zeigte es ſich, daß auch das „raisonnement“ bei dieſer Partie auf 
beiden Seiten ſehr auseinanderging. Für Frankreich war das 
Bündnis deutlich gegen Deutſchland gerichtet; für England ſollte 
die Tür offen gehalten werden (Albin, S. 314 f.), es beſtand ſogar 
die Neigung, ſchon jetzt die ägyptiſche Frage, als die brennendſte 
zwiſchen Frankreich und England, zu erledigen (Freyeinet, S. 450 f.), 
und um dieſe Abſichten zu unterſtreichen, machte die franzöſiſche Flotte 
bei der Rückkehr aus Kronſtadt im Jahre 1891 einen Beſuch in 


1 Daher hat Jaureès den Dreibund einmal geradezu „un contrepoids 
nécessaire au chauvinisme franco-russe“ genannt, welche Bezeichnung natürlich 
Tardieus Mißbilligung erweckte, S. 17. Beachte hier Greindls Charakte⸗ 
riſtik vom 1. Auguſt 1891 (Köhler, Nr. 77): Der Zweibund ruht lediglich auf 
gemeinſamem Haß, „er kann darum nur einen aggreſſiven Charakter haben trotz 
der Bemühungen der ruſſiſchen und franzöſiſchen Staatsmänner, die die Welt 
glauben machen wollen, daß ein franzöſiſch⸗ ruſſiſches Bündnis eine zweite 
Friedensliga wäre“. 
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Portsmouth. Das war ein Vorzeichen für die Zukunft. Aber 
diesmal ſiegte die ruſſiſche Politik, welche die Spitze des Bündniſſes 
gerade gegen England umlenkte. Hierin ſahen die fremden Diplo⸗ 
maten ſchon vor der Begegnung in Toulon (ſiehe oben S. 58) 
richtig. Es war dies das Syſtem des Außenminiſters Giers, 
und dies ſetzte ſich deutlich nach dem Zarenwechſel im Herbſt 1894 
durch. Das bedeutete, daß Rußland ſeine „aſiatiſche Miſſion“ an 
Stelle der byzantiniſchen auf die Tagesordnung ſetzte. Hierfür aber 
brauchte es Rückendeckung in Europa, und dazu diente ihm das 
Bündnis mit Frankreich (Albin, S. 363 f.). Hier offenbarte ſich 
eine innere Unwahrhaftigkeit des Zweibundes, der ihn anfänglich, 
zur großen Überraſchung der Welt, zu einem beruhigenden Moment 
in der europäiſchen Politik machte. 

Inſoweit hatte der Nachfolger Bismarcks mit ſeinem Opti⸗ 
mismus richtig gerechnet. Es iſt offenſichtlich, daß Bismarcks Ab⸗ 
gang an und für ſich das Verhältnis zu Rußland verbeſſerte 
(Hammann II, 48); als ſodann der Zweibund Rußlands Blicke 
nach Oſten wandte, hörte der bösartige Druck, der ſeit 1885 
auf der deutſchen Oſtgrenze geruht hatte, auf, und es machte ſich 
eine Entlaſtung fühlbar, die weit mehr als jede Rückverſicherungs⸗ 
urkunde bedeutete. Sei es mit, ſei es ohne Berechnung, hatte 
Deutſchlands Weigerung, dieſe Urkunde zu erneuern, ſich in der 
Folge als ein politiſcher Schritt derſelben Art erwieſen wie der⸗ 
jenige Bismarcks, als er Frankreich in Tunis ablenkte. Es war eine 
glückliche Konjunktur für den dritten Reichskanzler Hohenlohe: ſie 
ermöglichte ſogar ein erneutes deutſch⸗ruſſiſches Zuſammengehen, 
deſſen augenfälligſte Frucht die Demarche gegen Japan im April 
1895 war. Das ruſſiſch⸗franzöſiſche Bündnis führte alſo zu einer 
Wiederanknüpfung zwiſchen Berlin und Petersburg:. Im ſelben 
Maße, wie Rußlands pazifiſches Programm aktuell wurde und es 
andererſeits - wieder auf der Balkanhalbinſel zum Sturm zu blaſen 
begann, wurde es möglich, in gleicher Weiſe auch die Verbindung 
zwiſchen Petersburg und Wien wieder aufzunehmen. Dies ge⸗ 
ſchah durch die status-quo-Entente von 8. Mai 1897 (Pribram, 
Nr. 18), welche bezweckt, auf der Grundlage beiderſeitiger Enthalt⸗ 
ſamkeit „d’etablir une ligne de conduite commune dans les 


1 Inwieweit Bismarcks Enthüllung von 1896 wirklich das gute Verhältnis 
zu Nußland ſtärkte (Hashagen, I, S. 80), iſt vielleicht ebenſo unſicher, wie daß 
ſie auf Frankreich nur den Eindruck von „alten Liebesbriefen“ aus vergangener 

Zeit machte (Hammann, I, S. 43), 
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affaires d' Orient“ 1. Damit war Rußlands Frontveränderung 
beſiegelt. Oſteuropa bekam Ruhe, während Rußland daran ging, ſeine 
Beſtimmung im fernen Oſten zu erfüllen. 

Aber auch auf der zweiten deutſchen Front trat hiermit eine 
deutliche Entlaſtung ein. Natürlich ſah die allgemeine Meinung in 
Frankreich Rußlands neue Aktion in Aſien als „Fahnenflucht“ an, 
und es verſteht ſich, daß dies der Revanche ebenſo den Wind aus dem 
Segel nahm wie dem Panſlawismus. Inſoweit hatte man ſich 
ſehr verrechnet. Aber man tröſtete ſich bald mit der Phraſe „une 
paix voulue“ an Stelle von „une paix subie“? und nützte die 
Situation dann ganz genau ſo wie Rußland aus. Die Rücken⸗ 
deckung gab auch Frankreich die Sicherheit, ſich in der Kolonial⸗ 
welt zu ſeinem Vorteil umſehen zu können; aber das bedeutete, 
ebenſo wie zu Beginn der 80 er Jahre, Steigerung der Rivalität 
im Verhältnis zu England und überhaupt ein vermehrtes Be⸗ 
dürfnis nach Deutſchlands Freundſchaft. So war Frankreich der 
„Dritte im Bunde“ mit Rußland und Deutſchland bei dem eben 
erwähnten Vorgehen gegen Japan (und England) im Jahre 1895; 
im ſelben Jahre ließ es ſich bei der Eröffnung des Kieler Kanals 
vertreten; ſchon im Jahre vorher war es mit Deutſchland allein 
gegen die engliſchen Pläne im dunkelſten Afrika aufgetreten. In 
der Tat ſehen wir in den Jahren 1894-1898, neun Jahre nach 
Ferrys Abgang, zwiſchen den Erbfeinden eine zweite auffallende 
Annäherung, die jetzt in Frankreich hauptſächlich durch Hano⸗ 
taux vertreten wurde. 

So zeigte es ſich, daß das franzöſiſch⸗ruſſiſche Bündnis, deſſen 
bloße Erwähnung dem Reichsbaumeiſter Bismarck Nervenanfälle ver⸗ 
urſachte (Köhler, S. 20), für Deutſchland und Europa die Einleitung 
einer Periode vermehrter Ruhe bedeutete, eine Periode, während welcher 
er ſelbſt aus der Welt ſchied. Der Zuſammenhang iſt deutlich: der Zwei⸗ 
bund hat, ebenſo wie der Dreibund, zwei Fronten, eine nach innen 
gegen Deutſchland, eine nach außen gegen England, die erſtere 
primär für Frankreich, die letztere primär für Rußland bedeut⸗ 
ſam, — und unter Rußlands überwiegendem Einfluß rückte zu⸗ 


1 Die übereinſtimmung zwiſchen den Minifterialnoten, welche die „entente“ 
enthalten, iſt jedoch keine vollſtändige. Oſterreich⸗Ungarn verlangt ganz geradezu 
Anerkennung ſowohl ſeines Rechtes zur Annexion von Bosnien und der Herze⸗ 
gowina als auch des Prinzips der Autonomie Albaniens, während Rußland 
dieſe Fragen der Zukunft überlaſſen will; ſiehe Pribram, S. 80, 82. 

2 Farges bei Lariſſe⸗Rambaud, S. 515; Tardieu, S. 16. 
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nächſt die zweite Front in den Vordergrund. Nichts aber kann 
beſſer verdeutlichen, wer die wirklichen Friedensſtörer unſeres 
Erdteils ſind, als dieſe Tatſache, daß der Erdteil Ruhe und 
Frieden hatte, ſolange Frankreich und Rußland ihm den Rücken 
kehrten. 

Auch im übrigen waltete während des größten Teiles der hier 
abgegrenzten Periode heller Sonnenſchein über der mitteleuropäiſchen 
Koalition. Zwar fiel Serbien 1895 ab, und es iſt ungewiß, ob 
Spaniens Beitritt länger dauerte!. Aber Rumänien wurde 1892 
feſter an den Dreibund gekettet (neuer Bündnisvertrag Rumänien⸗ 
Oſterreich⸗Ungarn am 25. Juli, Deutſchlands Beitritt durch Ver⸗ 


trag mit beiden vom 23. November, Italiens Beitritt durch Ver⸗ 


trag mit Oſterreich⸗Ungarn am 28. November; ſ. Pribram Nr. 16), 


diesmal auf vier Jahre mit ſtillſchweigender Verlängerung auf 
weitere drei Jahre; Oſterreich⸗Ungarn zog es vor, durch einen 
neuen förmlichen Vertrag vom 30. September 1896 die Dauer bis 


zum Juli 1903 feſtzuſetzen. Vor allem gewann der Dreibund 
während dieſer Periode dadurch an Kraft, daß in Italien Criſpi 
von neuem 1893—1896 an die Regierung kam und durch feine 
abeffinifche Politik ſowohl die Kluft gegenüber Frankreich vertiefte 
als auch zugleich den Irredentismus in denſelben Schlaf verſenkte, 
in dem ſich damals auch Panſlawismus und Revanchismus be⸗ 


fanden. Die im Jahre 1892 mit den Bundesgenoſſen — in An⸗ 


knüpfung an das Schlußprotokoll von 1891 (ſ. o. S. 53) — ab⸗ 
geſchloſſenen Handelsverträge gaben Italien gleichzeitig einen Rück⸗ 
halt in dem Wirtſchaftskriege mit Frankreich. Auch die Verbindung 


zwiſchen Deutſchland und Oſterreich⸗Ungarn wurde durch den 


Handelsvertrag von 1892 noch enger, und vereinzelte Mißtöne in 
der öſterreichiſchen Welt (ſeitens der Jungtſchechen und Antiſemiten 
bei der Erneuerung des Bündniſſes 1891) verklangen in der all⸗ 
gemeinen Harmonie. 


1 Pribram, Nr. 14, enthält einen regelrechten Vertrag vom 4. Mai 1891 
zwiſchen Italien und Spanien betreffs Verlängerung auf vier Jahre, nebſt 
Gſterreich⸗Ungarns „accession“, außerdem eine Garantie für Spaniens be⸗ 
ſondere Rechte in Marokko. Der Beitritt Dentſchlands erfolgte am ſelben Tag, 
S. 61 Anm. 2. Gemäß Anm. 1 ſoll eine weitere Verlängerung im Mai 1895 
ſtattgefunden haben. Dagegen gibt Reventlow, S. 234, an, daß Roman ones 
1904 der ſpaniſchen Kammer mitgeteilt habe, daß „Spanien von 1890 bis 1895 
dem Dreibund angehörte, aber zu jenem Termin ſeine Zugehörigkeit gekündigt 
habe“. Ich habe nicht Gelegenheit gehabt, dieſe Angabe nachzuprüfen. 


64 Rudolf Kjellen 164 


Mit dem Jahre 1896 fällt ein Schatten auf dieſes Idyll. 
Dies kommt abermals durch den Miniſterwechſel Criſpi⸗Rudini 
in Italien zum Ausdruck (März 1896), nachdem Criſpis Programm 
eines Großitalien bei Adua in Rauch aufgegangen war. Dazu 
kam eine Tatſache von der allergrößten Bedeutung: die erſte ernſt⸗ 
liche Spannung zwiſchen England und Deutſchland. Derart war 
alſo die Lage, als die Zeit der eventuellen Aufkündigung des 
Bündniſſes (Mai 1896) ſich näherte. Rudini ließ jetzt (27. April 
1891, Pribram, S. 234— 239) den Bundesgenoſſen mitteilen, daß 
Italien ſich an einem Kriege, in dem es England und Frankreich 
gleichzeitig zum Gegner habe, nicht beteiligen könne. Dies war ein 
ernſtes Vorzeichen, und es wurde, als Italien im September 1896 
Frankreichs Stellung in Tunis anerkannte, durch die Annäherung 
zwiſchen Italien und Frankreich verſchärft. Beide Vorausſetzungen 
für Italiens Teilnahme am Dreibunde — Englands Wohlwollen 
und Frankreichs Übelmollen — waren hiermit ins Wanken geraden. 
Daß die Verbündeten die Note Rudinis als unvereinbar mit den 
Beſtimmungen des Bündniſſes zurückwieſen, konnte dieſen Eindruck 
nicht beſeitigen. Bis zur Aufkündigung des Bündniſſes wagte Ru⸗ 
dini indeſſen doch nicht zu gehen, ſtillſchweigend wurde es jetzt bis 
1903 verlängert. Und wenn die neu erwachte Unruhe auf dem 
Balkan (Kretafrage 1896) wieder den wunden Punkt im Verhältnis 
zu Oſterreich⸗Ungarn zutage treten ließ, fo war es Oſterrich⸗ 
Ungarn unter dem 5. November 1897 doch möglich, die grundſätz⸗ 
liche Zuſtimmung Italiens zu einer Ordnung der albaniſchen Frage 
Nauf der Grundlage der Autonomie zu gewinnen, falls ſich der status 
quo nicht länger aufrechterhalten ließe — die Ergänzung zu dem 
Abkommen mit Rußland im Frühjahr (ſ. o. S. 62, Anm. 1). 


* 


Die Unterſuchung der Entſtehung des Zweibundes zeigt das 
eigentümliche Bild zweier Mächte, die, nachdem ſie ſich nach langem 
Suchen endlich gefunden haben, ſich gleichſam den Rücken kehren 
und ganz verſchiedene Wege einſchlagen. Und doch läßt ſich auch 
hier ſchon die Diagnoſe A. Hettners rechtfertigen: eine „Sym⸗ 
bioſe“ 1. Es zeigte ſich, daß die Verbündeten ſich auch draußen in 
der Welt zu gemeinſamem Vorgehen zuſammenfanden: ſo im fernen 


1 „Rußland iſt eine Art Symbioſe mit Frankreich eingegangen“, Hettner, 
Rußland (1916) S. 329. Der Verfaſſer zielt damit vor allem auf den Austauſch 
von Geld und Kriegsgerät. 
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Oſten 1895 (gegen Japan) ſo auch im nahen Oſten 1896 (ar⸗ 
meniſche Frage). So begannen ſie ſelbſt auf ihren iſolierten poli⸗ 
tiſchen Bahnen langſam zuſammenzuwachſen, wobei natürlich eben 
das eine günſtige Vorausſetzung war, daß ſie nirgends auf 
dem Kolonialmarkte mit widerſtreitenden Intereſſen zuſammen⸗ 
fließen. Bis 1896 floß auch fortgeſetzt franzöſiſches Kapital 
nach Rußland hinüber; dann folgte eine mehrjährige Pauſe. 

„Es läßt ſich kein Fall angeben, in welchem die Allianz den 
Franzoſen einen weſentlichen Dienſt leiſtete“, äußert Friedjung 
(S. 139). Hierzu iſt zu bemerken, daß der Nutzen nicht nur in 
den einzelnen Fällen geſucht werden darf; er lag für Frankreich in 
ſeiner Stellung überhaupt, in ſeiner erhöhten Geltung im Staaten⸗ 
ſyſtem, was wiederum vermehrtes Selbſtvertrauen und verſtärkte 
Unternehmungsluſt in der Kolonialwelt zur Folge hatte. Aber 
freilich iſt nicht zu bezweifeln, daß Rußland das beſere Geſchäft 
machte. Es läßt ſich kurz und gut ſagen, daß das Bündnis von 
1891, das der Zar mit ſolchem Widerſtreben einging, die Leitung 
des Staatenſyſtemes in feine Hände legte. Die ruſſiſche Hege⸗ 
monie löſte die deutſche ab. „Der Zar iſt der Herr Europas, an 
ſeinem Munde hängt Krieg und Frieden“, ſchreibt Delbrück gegen 
Ende 1896; und er ſtellt das in unmittelbaren Kauſalzuſammen⸗ 
hang mit dem franzöſiſchen Bündnis, das für Rußland die Bis⸗ 
marckſche Rückverſicherung mehr als erſetzte !. 

Deutſchland hat alſo die Führung abgegeben. Aber damit iſt 
es auch aus der Lage gerade im Sturmzentrum befreit. Der 
Sturm zog an eine andere Stelle. Statt des konzentriſchen Druckes 
auf die Mitte des Kontinentes „deutete die Lage jetzt auf eine 
allgemeine kontinentale Allianz gegen England“ 
(Delbrück, S. 628). Damit aber wird bei unſerer Unterſuchung 
ein neues Blatt der Koalitionspolitik aufgeſchlagen. 


1 Preuß. Jahrbücher 1896, S. 439. — Der Zweibund hat „den Mosko⸗ 
witer friedlich nach Port Arthur geführt“, Holl. Roſe, S. 346. 
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J. Einleitung 


3 wird immer einen Typ von Perſonen geben, deren ſoziale 
5 Wertgedanken mit der Gleichheit aller ſchlechthin abſchließen, 
ſo nebelhaft und gar nicht im einzelnen ausdenkbar dieſes Ideal ſei, 
gerade wie für einen anderen Typus die Unterſchiede und Diſtanzen 
einen letzten, unreduzierbaren, durch ſich ſelbſt gerechtfertigten Wert 
der geſellſchaftlichen Exiſtenzſorm ausmachen ... — Das Verhältnis 
zu ſeinem Mitmenſchen iſt für den Menſchen etwas zu wichtiges, 
weitgreifendes ... als daß nicht die Entſcheidung, ob er ihnen gleich 
oder ungleich iſt, ſein will oder fein ſoll ... im einzelnen wie im 
Prinzip aus feinem tiefſten Weſensgrunde kommen ſollte“ (Simmel, 
Grundfragen der Soziologie. Goeſchen, S. 90—91). 

Die große Bedeutung des Problems für das Einzelindividuum 
reſultiert aus der perſönlichen Wertung, die der Menſch an die 
Kategorien der Gleichheit und Ungleichheit knüpft. Die Sczial⸗ 
wiſſenſchaft hat es jedoch zunächſt nicht mit Wertungen, ſondern mit 
Geſetzmäßigkeiten zu tun; ohne auf die erkenntnistheoretiſche Frage 
„wie iſt Geſellſchaft möglich“ hier einzugehen, kann doch als Voraus⸗ 
ſetzung jeder Betrachtung die Feſtſtellung von Geſetzmäßigkeiten des 
ſozialen Geſchehens angenommen werden, die ſich aus dem Vorfinden 
eines „Grundſtockes von Zuſtänden, Bedürfniſſen, Trieben, Motiven 
des Handelns“ (Eisler, Soziologie, Leipzig 1903, S. 14) er⸗ 
geben. 

Und ſelbſt wenn man die Erkenntnis der Urſachen von Ver⸗ 
änderungen im ſozialen Leben durchaus von aller gemeinen pfycholo- 
giſchen Erfahrung unabhängig machen will, alſo für die ſoziale 
Bewegung einen eigenen, jenſeits aller Pſychologie liegenden Mechanis⸗ 
mus annimmt, ein unbewußtes Walten wie z. B. in gewiſſem Sinne 
von Gumplowicz, in einer beſtimmten Deutung auch von Marx 
und Engels, ſo iſt doch gerade darin auch das Moment der Geſetz⸗ 
mäßigkeit betont, einer Geſetzmäßigkeit, die zu erkennen Aufgabe der 
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Soziologie iſt, ſo ſchwer dies im einzelnen Falle ſein mag und ſo 
ſehr die perſönliche Wertung von Vorgängen, die individuelle Stellung— 
nahme des Verfaſſers und ſeine Affektivität im einzelnen die Richtigkeit 
des Urteils trüben mögen. Dabei ſoll durchaus nicht verkannt werden, 
daß Erkenntnis und Wertung im Soziologiſchen vielfach kaum zu 
trennen ſein werden. Immerhin wird wohl ein Stück Weges 
die theoretiſche Betrachtung möglich ſein bis zu einem Punkte, wo 
dieſe bewußt in Wertung übergeht und die ethiſch⸗praktiſche Stellung 
nahme die theoretiſche Unbekümmertheit verdrängt, indem der praktiſche 
Menſch aus der Tiefe ſeiner Weltanſchauung beginnt, Kultur und 
Leben nach Wertideen zu erfaſſen. — Wir wollen uns aber in 
dieſem Auflage mit der ethiſchen Seite des Problems grundſätzlich 
nicht befaſſen. | | 

Die Begrenzung des Problens iſt ohne weiters gegeben: 
Gleichheit und Ungleichheit intereſſiert uns nur ſo weit, als ſie 
ſozial in Erſcheinung treten. Biologiſche und pſychologiſche Gemeinſam⸗ 
keiten und Unterſchiede beim Menſchen, wenn ſie nicht irgendwie in 
eine ſoziale Funktion gelangen, wenn ſie ſich nicht auf die Stellung 
des vergeſellſchafteten Menſchen in der Geſellſchaft beziehen, fallen 
für uns ſelbſtverſtändlich außer Betracht. Ahnlich drückt das Simmel _ 
aus: „Die Geſellſchaft iſt ein Gebilde aus ungleichen Elementen. 
Denn ſelbſt, wo demokratiſche oder ſozialiſtiſche Tendenzen eine 
„Gleichheit“ planen oder teilweiſe erreichen, handelt es ſich immer 
nur um Gleichwertigkeit der Perſonen, der Leiſtungen, der Poſitionen, 
während eine Gleichheit der Menſchen ihren Beſchaffenheiten, Lebens⸗ 
inhalten und Schickſalen nach gar nicht in Frage kommen kann.“ 
(Simmel, Soziologie. Seite 41.) | 


de 


Gleichheit als Idee, als Norm, tritt verhältnismäßig ſpät auf. 
Wilden Völkern iſt ſie unbekannt, ihre „Ameiſenmoral“ bindet ſie 
nur an die engen Grenzen des Stammes und ſeiner Sitte. 3 

Auch dem griechiſchen Altertum ſind zunächſt Naturrechtsideen 
von Gleichheit und Freiheit völlig fern. Die ſtrenge Diſtanz von 
den „Barbaren“, die Selbſtverſtändlichkeit der Sklaverei, die ſpezifiſche 
Perſönlichkeitsethik der Griechen bezeichnen den Ideengang des 
griechiſchen Altertums, der vielleicht am beſten in der Außerung des 
Ariſtoteles hervortritt, daß einige von der Natur her zum dor debe, 
andere zum deonoleı» beſtimmt wären. — Anſätze zu Naturrechts⸗ 
ideen, die in der Annahme einer großen Gemeinſchaft aller Menſchen 
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begründet ſind (Societas mans; finden ſich ſpäter bei den Stoikern. 


„Nach dem natürlichen Rechte werden alle Menſchen frei und gleich 


geboren“ (Ulpianus). 
Das Chriſtentum führte zwar eine höhere Schätzung des Menſchen⸗ 


lebens ein und ſetzte anfänglich alle Unterſchiede der Nationalität, 


der Raſſe, der Geburt beiſeite. Einmal zur Staatsreligion erhoben, 
mußte es ſich aber ſehr bald den organiſchen Bedürfniſſen des Staates 
anpaſſen. Schon im Jahre 314 verurteilte ein Konzil die Soldaten, 
„die aus religiöſen Beweggründen die Fahne verlaſſen“ (Weſter⸗ 
marck, Urſprung und Entwicklung der Moralbegriffe I, S. 292). 
Zudem wurde der berühmte Satz „Nulla salus extra ecclesiam“ 
ſchon früh verkündet. Die Gleichheit aller Menſchen reduzierte 
ſich ſehr bald auf die Gleichheit der innerhalb der Kirche 
Stehenden. Aber der konſervative Zug des Chriſtentums, die Not⸗ 
wendigkeit des ſtändigen Kompromiſſes mit der Staatsraiſon, das 
Machtbeſtreben der Kirche und ihre ausgeprägte Hierarchie, die 
Annahme der „gottgewollten Ordnung“, die alles Beſtehende recht⸗ 
fertigte, war das ganze Mittelalter hindurch ein Hemmnis rationaler, 
das hiſtoriſch Gewordene überwindender Ideen von Gleichheit und 
Freiheit. Es blieb nur eine Gleichheit vor Gott und die Ausſicht 
auf ein Jenſeits für jene Seelen, die durch Empfang der Sakra⸗ 
mente und Beugung vor der Autorität der Kirche erlöſt worden 
waren. 

Die Lehre der Stoiker wird erneuert durch Hugo Grotius, 
der ein Naturrecht, beruhend auf der natürlichen Einſicht 
poſtuliert und in dieſem Zuſammenhange eine Lehre vom Völkerrecht 
(jus gentium) aufſtellt. Damit war der Anfang eines Abbröcklungs⸗ 
prozeſſes gemacht, von dem die geſellſchaftliche, kirchliche und ſtaatliche 
Tradition und Autorität ergriffen wurde, der in der franzöſiſchen 
Revolution einen äußerſt ſtürmiſchen Verlauf nahm und nach den 
europäiſchen Revolutionen des 19. Jahrhunderts in die große ſoziale 
Bewegung übergeht. 

Das 18. Jahrhundert, die Aufklärung, jene eigentümliche Periode 
menſchlicher Geiſtesgeſchichte, die vermeinte, durch „Vernunft“ alle 
hiſtoriſchen Schranken des Gewordenen niederreißen zu können, wurde 
ſo die Geburtsſtätte des modernen Gleichheitsproblems. Reflexion 
an Stelle von Tradition wird die Loſung. Es entſteht die Meinung, 
„der Menſchheit ſei nun das Rätſel ihrer eigenen Exiſtenz .. . offen: 
bar geworden und es bedürfe daher nur noch der Überführung des 
klar Erkannten in die Wirklichkeit, um auch in Staat und Geſellſchaft 
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den Zuſtand einer nicht mehr zu überſchreitenden Vollkommenheit 
herbeizuführen“ (Wundt, Ethik, S. 396). 

Das Naturrecht, wie es ſich aus der Rechtsphiloſophie heraus- 
bildete, gipfelte im Glauben an eine urſprüngliche Freiheit und 
Gleichheit von vereinzelten Individuen, die durch die Zwangs— 
organiſation des Staates verloren gegangen ſei. Es wurde dem 
ſtaatlichen, geſatzten, gewordenen Rechte gegenübergeſtellt und enthielt 
zwei Komponenten: den Glauben an eine hiſtoriſch geweſene Epoche, 
wo dieſe Gleichheit im Naturzuſtande beſtanden hatte, und den 
Glauben, durch Anwendung der Vernunft, durch radikale Beſeitigung 
aller gewordenen Hemmniſſe, das verloren gegangene Paradies wieder 
herſtellen zu können. 

Eine ganz beſtimmte Auffaſſung von menſchlicher Affektivität 
bot die tiefere Begründung: Die urſprüngliche Güte des Menſchen 
im Naturzuſtande. Sogar der ſcheinbar ganz anders gerichtete 
Engels ſpricht von dem „Sündenfall aus der einfachen ſittlichen 
Höhe der alten Gentilverfaſſung“ (Engels, Urſprung der Familie uſw. 
S. 92). 

Die Konſequenzen aus dem „Naturrecht“ ergaben ſich nun ſehr 
bald. Dieſes war individualiſtiſch, es kannte nur Einzelindividuen; 
keine organiſch gewordene Geſellſchaftsſtruktur, nur ein Vertrag, jeder⸗ 
zeit kündbar, vereinigt die Menſchen zum Staate. Seine Poſtulate 
ſind Freiheit und Gleichheit, aus der Befreiung von allen unnatür⸗ 
lichen Feſſeln ſoll die Freiheit, aus dieſer naturnotwendig die Gleichheit 
entſtehen. Wird der „ordre naturel“ wieder hergeſtellt, dann iſt 
auch die Harmonie der die einzelnen Individuen umfaſſenden Geſell⸗ 
ſchaft gegeben. „Freiheit und Gleichheit erſchienen als die ſelbſt⸗ 
verſtändlichen harmoniſchen Seiten eines einzigen Menſchheitsideales“ 
(Simmel). Aus dieſem Grundgedanken erwuchs dann ſpäter der 
individualiſtiſche Liberalismus, der ſich das phyſiokratiſche „laissez 
faire, laissez aller“ aneignete und im „Mancheſter⸗Liberalismus“ 
ſeine ſchroffſte Form annahm. Formale Rechtsgleichheit wurde begehrt, 
die faktiſche ſollte von ſelber folgen. Aber die Tatſachen zeigten 
ſehr bald den Irrtum dieſer Vorausſetzungen. Die Rechtsgleichheit 
und formale Freiheit, einmal realiſiert, ſchufen ſoziale Ungleichheiten 
(Ungleichheit des Beſitzes und der Stellung) weit größerer Art. 
Reale Rechtsgleichheit konnte nur durch ſtaatlichen 
Zwang herbeigeführt werden, der wieder den Begriff 
der Freiheit ausſchloß. Aus dieſen Wiederſprüchen erwuchs 
der Sozialismus. Das antithetiſche Problem von Freiheit und 
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Gleichheit, anſcheinend ewig unlösbar, weil in einer tiefen Antinomie 
der Geſellſchaft begründet, durchzieht den Streit um den Sozialismus 
bis auf den heutigen Tag und wird im „Zukunftsſtaate“ mehr denn 
je an Bedeutung gewinnen. 

Aber ſchon der franzöſiſchen Revolution blieb mit Rouf . eau 
die „korrumpierende“ Rolle des Beſitzes nicht unbekannt. Da der 
Zwang, der Terror, die Diktatur in der Revolution nur angewendet 
werden ſollen, um die geſchichtlichen Mächte zu zertrümmern, welche 
den „ordre nature!“ verdrängt hatten, und um dem zur Freiheit 
geborenen Menſchen ſeine Freiheit zurückzugeben, kennt die Anwendung 
der Gewalt auch keine Grenzen: So wird denn auch nicht nur an 
den Ketten der Geburtsariſtokratie, ſondern auch an denen des Ver⸗ 
mögens gerüttelt. Die revolutionäre Gewalt geht aber noch weiter. 
„Man muß auch verhindern, daß die zerſtörten Vermögensverhältniſſe 
wieder geordnet werden... Zu dieſem Zwecke ſchafft der Staat 
im Prinzipe das Recht der freien Teſtierung ab“ (Taine, Die 
Entſtehung des modernen Frankreich, S. 92). „Die Gleichheit der 
Rechte läßt ſich nur durch eine fortwährende Tendenz zur Aus⸗ 
gleichung der Vermögen erzielen“ (Taine, 1. c. S. 138). Gleich⸗ 
zeitig wird die Gleichheitsforderung durch Babeuf neu formuliert. 

Die Gegenſätzlichkeit von Freiheit und Gleichheit tritt alſo ſchon 
in der Jakobinerherrſchaft hervor, im umgekehrten Sinne wie im 
ſpäteren Liberalismus, gleichſam die Frage des Sozialismus anti⸗ 
zipierend, aber ſie wird verdeckt durch die eigentümliche Logik der 
Revolution, die Gewalt und Zwang will, um die „Freiheit“ 
wieder herzuſtellen. „In Anbetracht des Zuſtandes, in welchem die 
Republik ſich befindet... kann die Verfaſſung nicht durchgeführt 
werden; ſie würde ſonſt eine Handhabung für Angriffe auf die Freiheit 
bieten“ (Ausſpruch von Saint⸗Juſt in Taine, I. c. S. 56). 

In der „Diktatur des Proletariates“ haben wir eine Wieder⸗ 
holung dieſes Verhältniſſes, wie ſie aus der Geſetzmäßigkeit geſchicht⸗ 
licher Vorgänge und ſozial⸗pſychiſcher Tatſachen erfließt. | 

Nach der Jakobinerherrſchaft hört die Einſchränkung im Eigentums⸗ 
erwerbe auf, der Kapitalismus erfährt eine ungeheure Entwicklung. 
Die „Ungleichheit“ iſt größer denn je geworden. Die zunächſt folgende 
Reaktion darauf, der utopiſtiſche Sozialismus der erſten Hälfte des 
19. Jahrhunderts, tritt mit demſelben rationaliſtiſchen Rüſtzeuge der 
franzöſiſchen Aufklärung auf: Beſeitigung alles Übels durch Vernunft, 
Einſicht, Aufklärung. Nur der Beſitz hat die natürliche Güte und 
Vollkommenheit des Menſchen verſchüttet, eben dieſe angeborene Güte 
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läßt aber einen Appell an die Herrſchenden und Beſitzenden aus— 
ſichtsvoll erſcheinen — das verlorene Paradies ſoll wieder hergeſtellt 
werden. 

Das „Kommuniſtiſche Manifeſt“ vom Jahre 1847 bedeutet einen 
Wendepunkt in der Geſchichte des Sozialismus. Dem Zeitalter der 
Aufklärung war die Romantik gefolgt. Man hatte gelernt, den 
Menſchen der Geſchichte zu verſtehen. Soziologie und Geſchichts⸗ 
philoſophie waren an Stelle des „Menſchen an ſich“, der allein⸗ 
ſtehenden Individuen, „der Allmacht der Vernunft“ getreten; aller⸗ 
dings waren die Eierſchalen des Individualismus damit noch lange 
nicht abgeworfen. Aber Marx war durch Hegel hindurchgegangen. 
Nicht aus der angeborenen Güte des Menſchenherzens und ſeiner 
ſelbſtherrlichen Vernunft wurde die Möglichkeit eines neuen Reiches 
bejaht, ſondern aus der eiſernen Notwendigkeit des Geſchichtsverlaufes. 
Das war der Sinn der „materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung“. Aber 
zunächſt iſt eine Verſtändigung unerläßlich, ob denn die Naturrechts⸗ 
idee der Aufklärung, der individualiſtiſche Liberalismus, der ſozialiſtiſche 
Utopismus und der Marxismus nicht bloß eine zeitliche, ſondern 
auch eine genetiſche Folge bedeuten. Für die drei erſten haben wir 
den Zuſammenhang erkannt. Der Marxismus ſteht zunächſt ab⸗ 
ſeits — nicht nur, weil er als geſchichtsphiloſophiſche Doktrin ſcheinbar 
auf anderem Boden ſteht. „Die Arbeiterklaſſe hat keine Ideale zu 
verwirklichen“ (Marx, Der Bürgerkrieg in Frankreich) — und ſo 
ſcheint es, bzw. ſo lautet eine Deutung, der Sozialismus ſei eigentlich 
nur ein Wirtſchaftsprogramm, das ſich in der Überführung der 
Privatwirtſchaft in Gemeinwirtſchaft erſchöpfte, alles andere ergebe 
ſich dann von ſelbſt, darüber hinaus gebe es kein Ziel, keine Idee 
zu verwirklichen. Damit wäre aber der Zuſammenhang des Marxismus 
mit unſerem Problem überhaupt in Frage geſtellt. Doch indem wir 
die Geſchichte der Gleichheitsforderung fortſetzen und beendigen, 
ſtoßen wir auf die Programmpunkte der deutſchen Sozialdemokratie. 
So ſagt das Gothaer Programm vom Jahre 1875 im § 1: „Die 
Arbeit iſt die Quelle alles Reichtums und aller Kultur und da all⸗ 
gemein nutzbringende Arbeit nur durch die Geſellſchaft möglich iſt, 
jo gehört der Geſellſchaft ... das geſamte Arbeitsprodukt ... nach 
gleichem Recht, jedem nach ſeinen vernunftgemäßen 
Bedürfniſſen!.“ Das Eiſenacher Programm vom Jahre 


1 Die Sperrungen in dieſer Arbeit rühren durchgehends vom Verfaſſer 
und nicht vom zitierten Autor her. 
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1869 hatte hingegen bloß den Gegenwert des Arbeitsertrages ge⸗ 
fordert“. Schäffle hat dieſe beiden Prinzipien als den „Kollek⸗ 
tivismus des bedürfnisverhältnismäßigen Lebensgenuſſes“ und den 
„Kollektivismus des genauen leiſtungsverhältnismäßigen Einkommens“ 
bezeichnet. 

Marx ſelbſt hat ſich übrigens mit dieſen prinzipiellen Unter⸗ 


ſchieden in der Behandlung der künftigen Gleichheit auseinander⸗ 


geſetzt; ſo ſagt er über die zweite Formulierung: „Die Gleichheit 
beſteht darin, daß an gleichem Maßſtab, der Arbeit, gemeſſen wird. 
Der eine iſt aber phyſiſch und geiſtig dem anderen überlegen. 

Dies gleiche Recht iſt ungleiches Recht für ungleiche Arbeit. Es er⸗ 


kennt keine Klaſſenunterſchiede an, da jeder nur Arbeiter iſt wie der 


andere, aber es erkennt ſtillſchweigend die ungleiche individuelle Be⸗ 
gabung und daher Leiſtungsfähigkeit als natürliche Privilegien an. 
Es iſt daher ein Recht der Ungleichheit ſeinem Inhalt nach wie alles 
Recht .. . Aber dieſe Mißſtände find unvermeidlich in der erſten 
Phaſe der kommuniſtiſchen Geſellſchaft ... In einer höheren Phaſe. 
erſt “. .. kann der enge bürgerliche Rechtshorizont ganz überſchritten 


werden und die Geſellſchaft auf ihre Fahnen ſchreiben: Jeder nach 


feinen Fähigkeiten, jedem nach feinen Bedürfniſſen“ (Marx, „Zur 
Kritik des ſozialdemokratiſchen Programms“, Neue Zeit Nr. 9, I, 
S. 566 f.). 

Alſo das Wirtſchaftsprogramm iſt mit dem Gleichheitsprogramm 
innig verknüpft. Auch der konſequente Anhänger der Auffaſſung, 
der Sozialismus wolle nur durch die Beſeitigung der Schranken 
kapitaliſtiſcher Produktion eine ungeheure Produktivität der Arbeit 
erzielen, kann nicht umhin zuzugeben, daß er damit auch eine neue 
Regelung der Beziehungen des Menſchen zum Menſchen ſetzen will; 
was wären denn die obigen Programmpunkte anderes als Vorweg⸗ 
nahme eines künftigen Zuſtandes, in dem ein Menſchheitsideal Ver⸗ 
wirklichung finden ſoll. Daran ändert natürlich die unbeſtimmte 
Formulierung von Engels nichts, die Gleichheitsforderung gehe 
nicht über die Abſchaffung der Klaſſen hinaus (zitiert bei Wolt⸗ 
mann, „Die Darwinſche Theorie und der Sozialismus“, 1899, 
S. 171—172), denn gerade in der Möglichkeit oder Unmöglich⸗ 
keit der Abſchaffung der Klaſſen, beziehungsweiſe in den Folgen, die 
daraus erwachſen, verbirgt ſich ein Teil des Problems — und eben⸗ 
ſowenig ändert daran die gemäßigtere Forderung Woltmanns, 


1 Das Erfurter Programm von 1891 ſchweigt ſich über dieſen Punkt aus. 
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der Sozialismus wolle nicht eine allgemeine Gleichheit, ſondern er 
„fordere eine gewiſſe Gleichheit der allgemeinen Bedingungen für 
die Entwicklung aller Individuen, eine Gleichheit ... in dem Sinne, 
daß alle Individuen als Parallelen beginnen“ (Woltmann, a. a. O. 
S. 75). Denn abgeſehen davon, daß alle dieſe Sätze im Gegen⸗ 
ſatze zu den oben zitierten programmatiſchen Forderungen von Marx 
und der politiſchen Partei ſtehen, enthalten ſie doch alle irgendwie 
eine Idee von Gleichheit, ſo verſchieden auch dieſe in jedem Falle 
verſtanden werden will. | 

Aber auch ſonſt iſt jede einſeitige wirtſchaftliche Auffaſſung des 
Sozialismus, der jede wertende Tendenz, jede Ideologie, jede Ziel⸗ 
ſetzung in irgendeiner Kulturbeziehung mangelt, kaum zu begründen. 
Selbſt wenn die oben zitierte Stelle von Marx nicht vorhanden 
wäre, der Geiſt des Sozialismus iſt wertend und Richtung gebend 
und dieſe Wertung reduziert ſich durchaus nicht auf eine Abwägung 
größerer oder geringerer wirtſchaftlicher Produktivitätsmöglichkeiten. 
Dies wurde auch außerhalb und innerhalb des Marriftiichen Lagers 
oft betont, ebenſo wie der genetiſche Zuſammenhang mit dem Indi⸗ 
vidualismus der Vergangenheit. So betont Menger: „Nach Marx 
ſind doch die rechtsphiloſophiſchen Elemente, trotz der 
nationalökonomiſchen Verbrämung, der eigentliche Kern des Sozia⸗ 
lismus“ (Anton Menger, „Das Recht auf den vollen Arbeits⸗ 
ertrag“). 

Der Reviſioniſt Bernſtein ſchreibt auch: „Die moderne ſozia⸗ 
liſtiſche Bewegung, welches auch ihre theoretiſche Erklärung, iſt faktiſch 
das Produkt des Einfluſſes der in der großen franzöſiſchen Revolution 
und durch ſie zur allgemeinen Geltung gekommenen Rechtsbegriffe 
auf die Lohn⸗ und Arbeitszeitbewegung der induſtriellen Arbeiter“ 
(Bernſtein, „Die Vorausſetzungen des Sozialismus und die Auf⸗ 
gaben der Sozialdemokratie“, 1899, S. 141). 

So laſſen ſich denn dem Sozialismus unmittelbar die vergangenen 
Bewegungen koordinieren: Er iſt die Fortwirkung des geſchichtlichen 
Kampfes zwiſchen Naturrecht und geſatztem Rechte. Mit den zitierten 
Autorſtellen und den kurzen kritiſchen Bemerkungen in dieſer geſchicht⸗ 
lichen Überſicht ſoll aber durchaus nicht die individualiſtiſche und 
wertende Tendenz des Sozialismus ſchon als bewieſen hingeſtellt 
werden, wir werden uns erſt ſpäter um deren pſychologiſche Begründung 
zu bemühen haben. Der Zweck war vorläufig nur, im Verlaufe der 
hiſtoriſchen Darſtellungen den modernen Sozialismus den früheren 
Epochen irgendwie zuzuordnen und in ihnen als Gemeinſames ein 
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Ringen um die Begriffe von Freiheit und Gleichheit aufzuzeigen. 
Jetzt ſchon muß aber das Mißverſtändnis abgewehrt werden, als ob 
der wertende Idealismus bewußt in den Köpfen von Marx und 
Engels als Motiv aufgetreten wäre. Die Autoren, der mate⸗ 
rialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung hätten ſonſt allzuſehr im Widerſpruche 
zu ihrer Theorie geſtanden, da ſie jene Ideen auch bei den Maſſen 
als urſprüngliche Motoren nicht anerkennen. Denn im „Kommu⸗ 
niſtiſchen. Manifeſte“ heißt es: „Man ſpricht von Ideen, welche eine 
ganze Geſellſchaft revolutionieren, man ſpricht damit nur die Tat⸗ 
ſache aus, daß ſich innerhalb der alten Geſellſchaft die Elemente einer 
neuen gebildet haben, daß mit der Auflöſung der alten Lebensver⸗ 
hältniſſe die Auflöſung der alten Ideen gleichen Schritt hält“ (S. 43). 
Und Engels ſagt an anderer Stelle: „Erklärt das ſittliche Bewußt⸗ 
ſein der Maſſe eine ökonomiſche Tatſache wie ſeinerzeit die Sklaverei 
oder die Fronarbeit für unrecht, ſo iſt das ein Beweis, daß die Tat⸗ 


ſache ſelbſt ſich ſchon überlebt hat, daß andere ökonomiſche Tatſachen 


eingetreten ſind, kraft deren jene unerträglich und unhaltbar geworden 
iſt“ (Engels, Vorwort zu Marx' „Elend der Philoſophie“ X). 
Für eine gründlichere Behandlung des Problems, insbeſondere 


für die Abſchätzung der Möglichkeiten einer künftigen Angleichung 


oder ihres Gegenteils ergibt ſich daher die Notwendigkeit einer 
Auseinanderſetzung mit der materialiſtiſchen Geſchichts⸗ 
auffaſſung. 

In den oben angeführten Stellen von Marx und Engels 
begegnete uns eine Theorie, die Bewußtſeinserſcheinungen des Menſchen 
als pſychiſche Außerungsformen von ökonomiſchen Tatſachen, von 
ökonomiſchen Veränderungen auffaßt. Im allgemeinen kann man 
in der Interpretation der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung zwei 
Theorien unterſcheiden. Die oben erwähnte Auffaſſung wird von 
Maſaryk als ultraobjektiviſtiſcher Standpunkt“ (Maſaryk, „Die 
philoſophiſchen und ſoziologiſchen Grundlagen des Marximus“ 1899, 
S. 235) bezeichnet. Dieſer Interpretation wird eine andere entgegen⸗ 
geſtellt, die dem Eingreifen des Menſchen irgendwie eine Selb— 
ſtändigkeit zuſpricht, alſo pſychologiſche Faktoren in das Welt⸗ 
geſchehen eingreifend annimmt. Die beiden Theſen ſtehen nicht ein⸗ 
ander ausſchließend gegenüber. Von den Verteidigern der mate⸗ 
rialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung geht oft die Bemühung aus, die 
Verträglichkeit der beiden Auffaſſungen ſicherzuſtellen, wobei das Ab⸗ 
hängigkeitsverhältnis von Okonomie und Pſyche zwiſchen zwei Er: 
tremen ſchwankt, wovon das eine zur erſten Hypotheſe zurüdführt, 
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das zweite die ökonomiſche Geſchichtstheorie überhaupt aufzuheben 
droht. Wir wollen die beiden Grundauffaſſungen kurz als die ob— 
jeftive und die pſychologiſche Interpretation bezeichnen. 

In der objektiven Theorie laſſen ſich zwei Grundgedanken unter— 
ſcheiden: Die Auffaſſung des ſozialen Bewußtſeins als eines Reflexes 
ökonomiſcher Fakten und die Annahme einer immanenten Tendenz 
der Entwicklung, einer eigenen Geſetzlichkeit der ſozialen Bewegung, 
die notwendig einem Endziele zuſtrebt. Zur Klarlegung deſſen, was 


unter Reflex gemeint iſt, dienen am beſten folgende Stellen: „Die 


erwachende Einſicht, daß die beſtehenden geſellſchaftlichen Einrichtungen 
unvernünftig und ungerecht ſind, daß Vernunft Unſinn, Wohltat 
Plage geworden, iſt nur ein Anzeichen davon, daß in den Pro⸗ 
duktionsmethoden und Austauſchformen in aller Stille Veränderungen 
vor ſich gegangen find, zu denen die auf frühere ökonomiſche Be⸗ 
dingungen zugeſchnittene geſellſchaftliche Ordnung nicht mehr ſtimmt.“ 
(Engels, „Antidühring“, S. 286). — „Der moderne Sozialismus 
iſt weiter nichts als der Gedankenreflex dieſes tatſächlichen Konfliktes 
(nämlich zwiſchen Produktions verhältnis und Produktivkraft), ſeine 
ideelle Rückſpiegelung in den Köpfen zunächſt der Klaſſe, die direkt 
unter ihm leidet, der Arbeiterklaſſe.“ (Engels, „Antidühring“, 
S. 287.) | 

Es kann uns in dieſem engen Rahmen natürlich nicht erlaubt 
ſein, die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung in extenso zu unter⸗ 
ſuchen oder auch nur das Weſentliche zu wiederholen, was dazu pro 
und kontra von den Autoren geſagt wurde. Es muß uns genügen 
zu rekapitulieren, daß die Reflextheorie kaum mehr in der urſprüng⸗ 
lichen ſtrengen Faſſung, ſelbſt nicht von den orthodoxen Marxiſten, 
aufrecht erhalten werden konnte, daß ſpeziell die Reviſioniſten eine 
energiſche und erfolgreiche Polemik gegen ſie unternommen haben, 
ganz abgeſehen von der Kritik in der nichtſozialiſtiſchen Literatur. 
Gegen die Theorie, nach welcher zum Beiſpiel die Ideen von Frei⸗ 
heit und Gleichheit, das Bewußtſein der Ungerechtigkeit und die 
Reaktionen darauf aus Widerſprüchen von Produktionsbedingungen 
und Produktivkräften uſw. erklärt wurden, hat unter anderem Bern⸗ 
ſtein das Problem ganz einfach folgendermaßen logiſch fixiert: „Er⸗ 
fährt der Arbeiter, daß er im Lohne unter keinen Umſtänden den 
Wert ſeiner Arbeitskraft erhält, ſo wird damit direkt ſein natürliches 
Gerechtigkeitsgefühl herausgefordert, denn im Wertbegriffe liegt ein 
moraliſches Moment eingeſchloſſen, eine Gleichheits- und Ge⸗ 
rechtigkeitsvorſtellung. Hier liegt die nächſte Erklärung für 
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die Auflehnung der Gemüter gegen die Mehrwertsaneignung. Dieſe 
Auflehnung kann ſicherlich zugleich der Ausdruck oder das Produkt 
der Überlebtheit des Syſtems der Lohnarbeit fein, aber braucht es 
nicht zu ſein.“ (Bernſtein, „Zur Geſchichte und Theorie des 
Sozialismus“, S. 280.) 

Und in der Tat haben weder Marx noch Engels irgendwie 
einen Beweis geliefert, daß Ideologie eben — Ideologie ſein müſſe, 


wie denn auch überhaupt jede Brücke zwiſchen Anfangs⸗ und End⸗ 


punkt dieſes Prozeſſes fehlt. Und ſo wollen wir uns auch in dubio 
für das Bewußtſein, d. h. für eine Ableitung der Ideologie wie 
überhaupt jedes pſychiſchen Elementes aus Pſychologiſchem ent⸗ 
ſcheiden, ohne auf ein außer⸗pſychologiſches Agens rekurrierren zu 
müͤſſen. 

Dazu kommt 1500 daß die Lehre von der Ideologie ſich in 


weitere Schwierigkeiten verwickelt, deren Erörterung aber einer ſpe⸗ 


ziellen Bearbeitung der ökonomiſchen Geſchichtstheorie vorbehalten 


fein müßte. Weiter ergeben ſich noch ſchwerwiegende Widerſprüche 


zwiſchen der pſychologiſchen und der objektiven Theorie, auf die unter 
anderem Hammacher mit großer Schärfe hingewieſen hat (Ham⸗ 
macher, „Das philoſophiſch⸗ökonomiſche Syſtem des Marxismus“, 
1909, ſpeziell S. 272, 361—362, 391 — 392), ſo daß als Schluß⸗ 
ergebnis folgt, daß der Begriff der Ideologie der pſychologiſchen 
Unterſuchung nicht entzogen werden darf. 

Bezüglich des zweiten Leitmotivs innerhalb der objektiven Inter⸗ 


pretation der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung wurde zunächſt 


feſtgeſtellt, daß die von Marx angenommene immanente Tendenz der 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung zu ihrem eigenen Untergange 
nicht beſteht. Die diesbezüglichen wirtſchaftlichen Theorien von Marx 
ſind unter dem Namen der Konzentrations-, der Akkumulations⸗, 
der Kriſen⸗ und der Verelendungstheorie bekannt. 

Dieſe Theſen ſind im Laufe der letzten zwei Jahrzehnte durch⸗ 


gehends beſtritten worden. Die Reviſioniſten im eigenen Lager des 


Sozialismus haben wohl am meiſten zur Zerſtörung dieſer Dogmatik 
beigetragen. Die näheren Ausführungen zu dieſer Polemik müſſen 
wir uns hier erlaſſen. Auf die Kontroverſe hinſichtlich der Ver⸗ 


. elendungstheorie kommen wir bei Behandlung der pſychologiſchen 


Hypotheſe zurück. Als Reſultat wollen wir bloß aufzeigen, daß die 


| Ungaltbarkeit der Marx ſchen Entwicklungshypotheſen an der Hand 


von großem ſtatiſtiſchen Material feſtgeſtellt wurde; ſiehe unter anderem 
die zuſammenfaſſende Darſtellung in Werner Sombarts „Sozialis⸗ 
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mus und foziale Bewegung“, 4. Kap. II. Insbeſondere die Kriſen 
galten als Symbol des tiefen inneren Widerſpruchs der kapitaliſtiſchen 
Geſellſchaft, der aus ſich ſelbſt heraus nach der Löſung ſtrebt in der 
Negation der Privatwirtſchaft, dem Kommunismus, wo die Geſell⸗ 
ſchaft die jeder anderen Leitung „entwachſenen“ Produktivkräfte in 
Beſitz nimmt. Über dieſe Kriſen ſagt Sombart (a. a. O. IV, 31): 
„Die durch Kartellierung und Kreditregulierung mögliche Heilungs⸗ 
tendenz der Anarchie der Produktion iſt eben in der Prophetie nicht 
mit in Rechnung gezogen worden.“ 

Allerdings weiſen andere Stellen der Autoren auf eine evo⸗ 
lutioniſtiſche Richtung hin, auf eine allmähliche Verſtaatlichung und 
Annäherung an den gemeinwirtſchaftlichen Betrieb durch Aktien⸗ 
geſellſchaften, Produktivgenoſſenſchaften ulm. Aber dieſe zweite, 
evolutioniſtiſche Theſe läßt nur, indem ſie die ſchon beobachteten 
Tendenzen zur Verſtaatlichung uſw. progeſſiv werden läßt, zwar 
die Ausſicht auf eine völlige Überführung der Privatwirtſchaft 
in Gemeinwirtſchaft zu, ohne daß aber gerade hier die Möglichkeit 
von Kompromiſſen zwiſchen den Wirtſchaftsſyſtemen ausgeſchloſſen 
bleibt. Ja, dieſelbe Tendenz läßt eine Syntheſe von privater 
Unternehmertätigkeit und zentraliſtiſcher Wirtſchaftskontrolle, wie 
ſie zum Beiſpiel Rathenau vertritt, wahrſcheinlich werden: 
„Staatliche Mitwirkung in einer der bürgerlichen Entſchlußkraft 
anheimgeſtellten Privatwirtſchaft“ (Walter Rathenau, „Die 
neue Wirtſchaft“). Die naturgeſetzliche Notwendigkeit des Unter⸗ 
ganges der gegenwärtigen Ordnung und des Eintreffens des Kom⸗ 
munismus iſt alſo aus der Eigengeſetzlichkeit der Wirt⸗ 
ſchaft, aus der dialektiſchen Entwicklung, aus dem Widerſpruche 
zwiſchen Produktivkräften und Produktionsbedingungen, wie ſie par 
excellence in den Kriſen zum Ausdruck kommen ſollen, nicht zu 
erſchließen. Oder wie Bernſtein einmal in einer Polemik gegen 
Kautsky formulierte: „Wenn der Sieg des Sozialismus eine 
immanente ökonomiſche Notwendigkeit ſein ſoll, dann muß er auf 
den Nachweis von der Unvermeidlichkeit des ökonomiſchen 
Zuſammenbruches der beſtehenden Geſellſchaft begründet werden. 
Dieſer Nachweis iſt noch nicht erbracht worden und nicht zu er⸗ 
bringen.“ (Bernſtein, „Zur Geſchichte und Theorie des Sozialis⸗ 
mus“, geſammelte Abhandlungen 1901, S. 294). Die „pathetiſche 
Prophetie“ nach einem Ausſpruche von Max Weber kann ihre 
Geltung nicht erweiſen. 

Zur Fortführung unſerer Aufgabe müſſen wir nun die pſycho⸗ 
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logiſche Hypotheſe ins Auge faſſen und fragen, ob ſich der bisherige 
Geſchichtsverlauf auf ökonomiſche Kämpfe reduzieren laſſe, ob dieſen 
Kämpfen nur ökonomiſche Antriebe zugrunde lagen, ob die gegen⸗ 
wärtige ſoziale Bewegung rein ökonomiſchen Motiven entſpringt 
und ob aus dem Bewußtſein dieſer ökonomiſchen Bewegung heraus 
das Herbeiführen des ſozialiſtiſchen Endzieles erſchloſſen werden kann. 

Da fällt zunächſt auf, daß ein am bisherigen Geſchichtsverlaufe 
durchgeführter Beweis für die Richtigkeit der ökonomiſchen Theorie 
von Marx und Engels nie verſucht wurde. Es bleibt immer 
nur bei Anſätzen und Behauptungen. Eben darum aber, weil eine 
Geſchichte am Leitfaden der ökonomiſchen Theorie nicht gegeben 
wurde, ſondern es meiſtens bei der Behauptung verblieb, ſind wir 
in der Lage, ohne im Einzelfalle polemiſieren zu müſſen, anders 
geartete geſchichtliche Ereigniſſe unbefangen auf ihre ſoziologiſche 
Bedeutſamkeit zu unterſuchen. Prinzipiell muß betont werden, 
daß es ſich für die Begründung der ökonomiſchen Geſchichtsauffaſſung 
gar nicht darum handelt, die Wichtigkeit des ökonomiſchen Faktors 
hervorzuheben, ſondern vielmehr darum, deſſen Ausſchließlich⸗ 
keit zu begründen, alſo ihn als allein maßgebend auch dann heraus⸗ 
zukehren, wenn der äußere Aſpekt einer geſchichtlichen Begebenheit 
anders geartete Zuſammenhänge und Motive erkennen läßt. 

Es kann natürlich im Rahmen dieſer Arbeit ganz und gar nicht 
unſere Aufgabe ſein, die ganze Geſchichte nach dieſem Geſichtspunkte 
zu kontrollieren; für unſere Problemſtellung iſt nur die Bezugnahme 
auf eine eigene Form geſchichtlicher Kämpfe von Wichtigkeit, die in 
ihrer qualitativen Beſonderheit den ökonomiſchen Kämpfen entgegen⸗ 
geſetzt werden müſſen. Max Weber war es insbeſondere, der mit 
großer Schärfe den Ständekampf vom Klaſſenkampf unterſchied !. 
Nur bei der Klaſſe iſt das wirtſchaftliche Moment das vereinigende 
Band, der Stand hingegen iſt etwas nach außen Abgeſchloſſenes, 
deſſen Mitglieder durch eigene Lebensführung und Erziehung ſich 
von Angehörigen anderer Stände abheben (ritterliche, prieſterliche 
Erziehung, beſonderer Bildungsgrad der Beamten und Intellektuellen). 
Durch Konnubium und Verſchiedenheit der Lebensführung werden 
Scheidungsmittel der Stände errichtet. Der Stand hat eine eigene 
Ehre, die mit der Okonomie des Standes nichts zu tun hat. So 
galt im Mittelalter der Grundſatz ſtändiſcher Ehre „Erwerbsarbeit 


1 Wo hier Max Weber nicht ausdrücklich durch eine Buchſtelle zitiert 
wird, find die Gedanken mit feiner Zuſtimmung aus den Aufzeichnungen zu den 
Vorleſungen und Kolloquien entnommen, die er im Sommerſemeſter 1918 an 
der Wiener Univerfität gehalten hat. 
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ſchändet“, jo ließen ſich zum Beiſpiel die griechiſchen Philoſophen 
nicht bezahlen, im Gegenſatze zu den Sophiſten. Der Stand kämpft 
um Ehre und Preſtige, nicht um ökonomiſche Vorteile um ihrer 
ſelbſt willen. Auch die meiſten Parteien find ſowohl klaſſen⸗ als 
ſtändiſch⸗ bedingt. Es handelt ſich dabei um „Macht und Ehre“ der 
verſchiedenen Stände. Dieſe ſind „ſtändiſche Kategorien“, prinzipiell 
von den ökonomiſchen Kategorien geſchieden. Macht iſt ſoziale Geltung; 
ſie ſtellt ſich eventuell gegen die il Inter⸗ 
eſſen der Partei, bzw. der Gruppe. 

Max Weber führt als Beiſpiel von ſtändiſchen und Macht⸗ 
kämpfen den Kampf um den Einfluß der Tribunen im alten Rom 
an, den Kampf. zwiſchen nobili und popolani in den italie⸗ 
niſchen Städten, die durchaus nicht ausſchließlich Klaſſenkampf, ſon⸗ 
dern Ständekampf waren, entſtanden aus dem Widerſtande gegen 
die Verhöhnung durch die anderen Stände, aus dem Haß gegen 
„Gemeinheiten, Herabſetzungen und Unverſchämtheiten“ des Adels, 
bis zuletzt der Kampf zur politiſchen Deklaſſierung des Adels (ſtraf⸗ 
weiſe Verſetzung in den Adelsſtand) führte. Auch in der modernen 
proletariſchen Bewegung iſt durch Betonung der „Menſchenwürde“ 
(zum Beiſpiel durch Otto Bauer) eine ſtändiſche nicht ökonomiſche 
Kategorie eingeführt. Nicht nur einzelne Stände ſondern auch ganze 
Staaten kämpfen außer aus ökonomiſchen Urſachen oft auch nur 
um Preſtige und Macht. Max Weber hält ſomit die ökonomiſche 
Bedingtheit wohl für ſehr wichtig im geſchichtlichen Geſchehen, aber 
ſie iſt nicht die einzige und durchaus nicht immer die in letzter Linie 
beſtimmende, ja im Gegenteil, es hatten oft rein ſtändiſche Kämpfe um 
Macht und Ehre eine Anderung der Wirtſchaftsordnung zur Folge. 
„Die ökonomiſchen Kämpfe ſind ein Kinderſpiel geweſen gegen die 
ſtändiſchen Kämpfe, die um Ehre und Preſtige ausgefochten worden ſind.“ 

Als Beleg für die Differenzen dieſer ſoziologiſchen Kategorien, 
die wir als die ökonomiſche und die Geltungskategorie ſtreng ſcheiden 
wollen, und die uns ſpäter noch im pſychologiſchen Teil näher be⸗ 
ſchäftigen werden, ſeien noch zwei Stellen aus Taines „Geſchichte 
des modernen Frankreich“ angeführt; aus dem Zuſammenwirken beider 
Kategorien werden die revolutionären Antriebe in Frankreich erklärt: 
„Sollte man es glauben? Weder die Steuern, noch die geheimen 
Verhaftsbefehle, noch die Schikanen der Intendanten, noch die ruinöſe 
Langſamkeit der Juſtizpflege, noch alle die anderen Mißbräuche der 
öffentlichen Gewalt haben das Volk ſo gereizt wie die Vorurteile 
des Adels. Hiergegen iſt der Haß am ſtärkſten; Beweis deſſen, daß 
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es die Bürger, die Literaten, die Geldmänner — kurz, alle, die den 
Adel beneideten — find, die das Volk in den Städten und die 
Bauern auf dem Lande gegen denſelben aufgehetzt haben“ Aus 
Rivarol, a. a. O. I. Bd., II. Buch, S. 373). 
„Auch dieſes Mal vereinigen ſich zwei Flüſſe zu einem großen 
| Strome, auf deſſen Wellen die Maſſen einem und demſelben Ziele 
zuſteuern. Auf der einen Seite ſtehen die Leidenſchaften des Magens, 
die durch den Hunger zur Verzweiflung gebrachten Weiber; in Paris 
gibt es kein Brot? Gut? So gehen wir nach Verſailles, um dort 
welches zu verlangen. Auf der anderen Seite treten die Leiden⸗ 
ſchaften des Gehirnes auf, die von Herrſchſucht erfüllten Männer; 
unſere Chefs wollen uns nicht gehorchen? ... Der König nörgelt 
am Verfaſſungsentwurf und an der 1 der 5 
herum? Er ſanktioniere beides.“ (A. a. O. I. Bd., I. Buch, 
S. 125.) 

Hier läßt ſich nun für unſere age Überfiht am beſten die 
Erörterung eines der grundlegendſten Teile der materialiſtiſchen 
Geſchichtsauffaſſung, nämlich der Verelendungstheorie, ein⸗ 
gliedern. Wie wir nämlich oben andeuteten, aber nicht ausführen 
konnten, laſſen ſich in der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung er⸗ 
hebliche Widerſprüche zwiſchen der objektiven und der pfychologiſchen 
Theorie nachweiſen. Aber gerade die Verelendungstheorie in ihrer 
ſtrengen Faſſung ſchien geeignet, die Brücke zwiſchen beiden herzu⸗ 
ſtellen. Indem nämlich die immanente Entwicklung des Kapitalismus 
den Arbeiter zum Pauper macht, ergibt ſich aus ſeiner nun uner⸗ 
träglich gewordenen ökonomiſchen Stellung der ökonomiſche Antrieb 
zum Klaſſenkampfe, zur Beſeitigung des Ausbeuterverhältniſſes, wo⸗ 
durch ſich ſodann die objektiven Urſachen und die pſpchologiſchen 
Motive voll decken. 

Aber gerade hier an der Verelendungstheorie, die ſozuſagen 
die Rettung des ganzen marxiſtiſchen Syſtems bedeuten konnte, mußte 
die Theſe aufgegeben werden, entſchiedener noch als alle anderen 

Hyppotheſen, auf der ganzen Linie einſchließlich der orthodoxen 
| Marxiſten! Selbſt Karl Kautsky muß zugeben: „Die Lage 
vieler Schichten der beſitzloſen Arbeiter erhebt ſich heute über die 
weiter Kreiſe von beſitzenden, d. h. im Beſitz ihrer Produktionsmittel 
befindlichen Arbeitern. Man kann daher heute nicht mit dem kom⸗ 
muniſtiſchen Manifeſt ſagen: „Der Arbeiter wird zum Pauper, er 
ſinkt immer tiefer unter die Bedingungen ſeiner eigenen Klaſſe herab“ 


(Vorwort zum Kommun. Manif. 1906, S. 6). 
Schmollers Jahrbuch XLV I. 6 
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Der Sozialiſt Sidney Webb ſagt vom engliſchen Arbeiter, 
daß ihm ſein Lohn ein größeres Quantum Komfort und Ziviliſation 
verſchaffe, als fein Großvater erringen konnte!. | 

Mit dem abſoluten Elend des Proletariats, das der Kapitalis⸗ 
mus notwendig aus ſich gebiert, iſt es alſo nichts. Aber die „Ver⸗ 
elendung“ hält in einer ganz neuen Form wieder ihren Einzug. 
Der Begriff des Elends wird in einem viel weiteren Sinne genommen 
und ſo ſchreibt Kautsky im genannten Vorworte weiter: „Die 
Produktivität der Arbeit iſt unter der Herrſchaft des Kapitals enorm 
gewachſen, der geſellſchaftliche Reichtum enorm geſtiegen, aber was 
das Proletariat davon abkriegt, iſt höchſt dürftig, verglichen mit 
der Fülle, die ſich die Kapitaliſtenklaſſe aneignet. Verglichen mit 
der Lebenshaltung der Kapitaliſtenklaſſe und mit der Akkumulation 
von Kapital verſchlechtert ſich die Lage des Proletariats, ſein Anteil 
an den Produkten ſeiner Arbeit vermindert ſich immer mehr und 
ſeine Ausbeutung ſteigt. Und jeden Fortſchritt, den es trotz alledem 
erringt, hat es nur im Kampfe gegen das Kapital erobern können 
und nur im ſteten Kampfe dagegen kann es ihn behaupten. „So 
wird nicht nur ſeine Degradation ſondern auch ſeine 
Erhebung aus ihr, werden nicht nur ſeine Nieder⸗ 
lagen, ſondern auch ſeine Siege Quellen ſteter und 
fortſchreitender Erbitterung gegen die feindliche 
Klaſſe“ (S. 7). In der Polemik gegen Bernſtein endlich wird 
das ökonomiſche Elend ganz durch das „ſoziale Elend“ erſetzt. „Iſt 
aber die Erhebung der Arbeiterklaſſe aus dem phyſiſchen Elend ein 
ſo langſamer Prozeß, dann folgt daraus ſchon ein ſtetes Wachstum 
der Zunahme ihres ſozialen Elends, denn die Produktivität 
der Arbeit wächſt ungemein raſch. Denn es heißt dann nichts anderes, 
als daß die Arbeiterklaſſe in ſteigendem Maße ausgeſchloſſen bleibt 
von den Fortſchritten der Kultur, die ſie ſelbſt erzeugt, daß die 
Lebenshaltung der Bourgeoiſie raſcher ſteigt, als die 
des Proletariats, daß der ſoziale Gegenſatz zwiſchen 
beiden wächſt ... Das Entſcheidende iſt die Tatſache, daß der 
Gegenſatz zwiſchen den Bedürfniſſen der Lohnarbeiter und der 
Möglichkeit, ſie aus ihrem Lohne zu befriedigen, damit aber auch der 
Gegenſatz zwiſchen Lohnarbeit und Kapital immer mehr wächſt. In 


1 Die ungeheure Not in Mitteleuropa — insbeſondere in Sſterreich — nach 
dem Weltkriege kann natürlich für die Beurteilung des ganzen Verlaufes 
der ſozialen Bewegung nicht als weſentlicher Faktor in Betracht gezogen werden. 
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dieſem wachſenden Elend einer phyſiſch und geiſtig 
kräftigen Arbeiterſchaft, nicht in der wachſenden Verzweiflung 
halb vertierter, ſkrophulöſer Horden ſah der Autor des Kapitals die 
mächtigſte Triebkraft zum Sozialismus. Ihr Wirken wird durch den 
Nachweis einer ſteigenden Lebenshaltung der Arbeiterſchaft nicht 
widerlegt (Kautsky, „Bernſtein und das ſozialdemokratiſche Pro: 
gramm,“ S. 118 — 120). — Auch Werner Sombart hält es für 
wahrſcheinlich, daß die Verelendungstheorie darum ihre Richtigkeit 
erwieſen hat, weil „mit der intellektuellen und moraliſchen Hebung 
des Arbeiters die Kategorien „Druck“, „Knechtſchaft“, 
„Ausbeutung“, die rein ſeeliſcher, innerlicher Natur 
ſind, mehr als Übel empfunden werden“ (Werner Sombart, 
„Sozialismus und ſoziale Bewegung“, 1919, 2. Kap., II, Punkt 4). 

Kautsky hat es hier ganz klar ausgeſprochen: Das Elend 
beſteht im Empfinden der Gegenſätze. Was hier in Betracht kommt, 
iſt das Hinzukommen zweier ſozial⸗pſychologiſcher Faktoren; 
wir wollen fie die ſoziale Gegenſatz⸗ und ſoziale Ab⸗ 
hängigkeitsapperzeption nennen. Eine phyſiſch und geiftig 
kräftige Arbeiterſchaft, deren normale Bedürfniſſe alſo befriedigt 
ſind, empfindet trotzdem die Gegenſätze immer ſchärfer und daraus 
entſpringt ein wachſendes Elend. Die Not würde gar nicht in dem 
Maße vorhanden ſein, wenn nicht die Apperzeption des Kontraſtes 
mit der anderen Klaſſe ſie erſt erzeugte. Dieſe aus der menſchlichen 
Affektivität entſpringende Eigentümlichkeit iſt alſo das Grundlegende 
der ſozialen Bewegung. — „Verglichen“ mit der Lebenshaltung der 
Kapitaliſtenklaſſe verſchlechtert ſich die Lage des Proletariats, die 
abſolute Zunahme an Gebrauchs⸗ und Genußgütern kommt dem⸗ 
gegenüber gar nicht in Betracht, ja gerade daraus, aus dem Siege 
des Proletariats, entſpringen neue „Quellen ſteter und fortſchreiten⸗ 
der Erbitterung gegen die feindliche Klaſſe.“ Und eine weitere, nie 
verſiegende Quelle der Erbitterung iſt auch die Tatſache, daß das 
Proletariat ſeiner Meinung nach den Überfluß der Begüterten er⸗ 
zeugt, wie wir ſpäter noch bei Betrachtung des Mehrwertes ſehen 
werden. 

Kautsky vergleicht aber die Lage des Proletariats nicht nur 
mit der Lebenshaltung des Bourgeois, ſondern auch merkwürdiger⸗ 
weiſe mit der Akkumulation von Kapital, obwohl doch dieſer Teil 
der Revenue, eben weil er akkumuliert und nicht konſumiert wird, 
alſo nur künftigen Produktions möglichkeiten dient, zum Vergleiche mit 
der ökonomiſchen Lage des Arbeiters ganz ungeeignet ſein ſollte. 
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Der verborgene Gedanke geht hier noch weiter über die Enge des 
eigentlich Okonomiſchen hinaus: Der Beſitz des akkumulierten Kapitals 
iſt nicht erhöhte Konſumtionsfähigkeit, ſondern iſt Macht und ſoziale 
Geltung. 

Der Gegenſatz, der Vergleich, die Ungleichheit ſchlechthin 
iſt es alſo, die treibt und die ſtetige Veränderung der ſozialen 
Struktur erzeugt. Die Ideologien von Gleichheit, Frei⸗ 
heit, Empörung über Ausbeutung treten wieder ganz 
unverkleidet hervor als primäre Antriebe im ſozialen 
Kampfe. Und ſie ſind nicht mehr Anzeichen der Veränderung 
von Produktionsverhältniſſen; denn trotzdem die Zahl der Kapital⸗ 
magnaten ſich nicht vermindert hat, trotz nicht eingetretener Kon⸗ 
zentration und Akkumulation, trotz bedeutender Herabſetzung der Kriſen⸗ 
gefahr und ungeachtet aller „objektiven“ Veränderungen der Pro⸗ 
duktionsweiſe durch Verſtaatlichung, Aktiengeſellſchaften, Konſum⸗ 
genoſſenſchaften uſw., die zumindeſt den Gegenſatz zwiſchen Produktiv⸗ 
kräften und Produktionsverhältniſſen, zwiſchen kapitaliſtiſcher Aneig⸗ 
nung und geſellſchaftlicher Arbeitsweiſe nicht erhöht haben, iſt der 
pſychologiſche Gegenſatz nicht geringer, ſondern größer geworden. 
Die objektive und die pſychologiſche Entwicklung decken ſich nicht!. 

Wir ſind ſomit am Ende unſerer kurſoriſchen Auseinanderſetzung 
mit der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung zu unſerem Ausgangs⸗ 
problem zurückgekehrt. Das Problem der Gleichheit iſt nach Ab⸗ 
lehnung der objektiven Hypotheſe auf ſozial⸗pſychologiſchem Boden zu 
unterſuchen und da die Analyſe der pſychologiſch⸗ökonomiſchen Theſe 
uns dazu geführt hat, den Begriff des Okonomiſchen als unzureichend 
abzulehnen, iſt unſere Betrachtung der wirkſamen Faktoren, die in 
der Geſellſchaft das Streben nach Gleichheit oder Ungleichheit bzw. 
die Perpetuierung des Ungleichheitszuſtandes oder das Hinſtreben nach 
einem Niveauausgleich bedingen, nicht auf das Okonomiſche im 
engeren Sinne (abſolutes Elend uſw.) beſchränkt, ſondern es treten 
als insbeſonders wichtige Kategorien das Streben nach Macht und 
Geltung einerſeits, der Antrieb auf Beſeitigung von Ungleichheiten 
anderſeits (Geltungskategorien) auf Grund der ſozialen Gegenſatz⸗ 
und Abhängigkeitsapperzeption hinzu. Der Begriff der Ideologie im 
Marxſchen Sinne iſt, wenigſtens in dieſem Belange, aufzugeben. 
Wir kommen nunmehr zur pſychologiſchen Unterſuchung der Tatſachen. 

1 Die Verhältniſſe nach dem Kriege betreffen — wie oben ſchon angedeutet — 


einen Ausnahmszuſtand der Geſellſchaft und dürfen für die Beurteilung eines 
Geſamtverlaufes nicht herangezogen werden. 
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ll. Zur Sozial-⸗Pſychologie des Problems 


Im Laufe unſerer Unterſuchung ſind uns die Kategorien des 
Macht⸗ und des Geltungsſtrebens begegnet, wir fanden Strebungen 
und Handlungen, die aus dem Vergleichen ſozialer Werte her⸗ 
vorgingen. Eine unbefangene Betrachtung ſozial⸗pſychiſcher Phänomene 
hätte von vornherein dieſe Tatſachen in den Vordergrund gebracht, 
aber wir mußten durch die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung hin⸗ 
durchgehen, um erſt ihre Valenz ſicherzuſtellen. 

Die wiſſenſchaftliche Pſychologie hat bisher wenig zur ſyſte⸗ 
matiſchen Beſchreibung dieſer Erſcheinungen geleiſtet. In apergu: 
hafter Darſtellung iſt das Meiſte, was über Wille zur Macht und 
Reſſentiment zu ſagen iſt, verftreut in Nietzſches Werken zu finden 
und das Gleiche gilt für die künſtleriſche Darſtellung in der ſchönen 
Literatur. Hingegen hat in neuerer Zeit die ſogenannte Individual⸗ 
Pſychologie Alfred Adlers, von der Pſycho⸗Pathologie ausgehend, 


eine Theorie aufgebaut, die ſyſtematiſch dieſen ſozial⸗pſychiſchen 


Faktoren gerecht zu werden verſucht, allerdings dabei ihre Grenzen 
verkennt und dieſem Leitgedanken alles andere unterordnet !. 
Adler geht von der Pſychologie der Neuroſen aus, die er 
aber nur als Übertreibung normaler pſychologiſcher Mechanismen 
auffaßt, ſo daß alle möglichen fließenden Übergänge beſtehen. Die 
Grundtheſe iſt folgende: Infolge einer aus konſtitutioneller Minder⸗ 
wertigkeit reſultierenden mangelhaften Funktionsleiſtung von Organen 
erwächſt ein Gefühl der Minderwertigkeit, das eine Kom⸗ 
penſation im Sinne einer Erhöhung des Perſönlichkeitsgefühles ver⸗ 
langt. Der Neurotiker apperzipiert in Gegenſatzpaaren, das Urbild 
eines ſolchen Gegenſatzpaares iſt: Minderwertigkeitsgefühl und Er⸗ 


I Die von Adler ſogenannte Individual ⸗Pſychologie hat ſich hiſtoriſch 
aus Freuds „Pſycho⸗Analyſe“ ergeben. Trotz vieler Gemeinſamkeiten der Ar⸗ 
beitsmethode, die ja übrigens Adler ausſchließlich von Freud übernommen 
hat, iſt die prinzipielle Betrachtung des pſychiſchen Lebens bei beiden Wiener 
Schulen eine durchaus gegenſätzliche. Darauf kann natürlich hier nicht ein⸗ 
gegangen werden. Wir wollen nur gewiſſe Adler ſche Gedankengänge verwenden, 
ohne die außerordentliche Einſeitigkeit zu verkennen, die dieſe Richtung kenn⸗ 
zeichnet und die ſie übrigens, wenn auch im entgegengeſetzten Sinne, mit der 
anderen Wiener Schule teilt, ſo daß man für beide Richtungen von einem 
extremſten Deutungsmonismus reden könnte. — Außerdem muß hier die Be⸗ 
zeichnung Individual⸗Pſychologie, die Adler für ſeine Lehre gewählt hat, 
ſchlechthin abgelehnt werden, — weil der Name ſchon vergeben iſt, und weil es 
gegen jede wiſſenſchaftliche Okonomie verſtößt, einen Namen ie verſchiedene Be⸗ 
griffe zu verwenden. 
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höhung des Perſönlichkeitsgefühles. Dieſer Wunſch nach Perſönlich⸗ 
keitserhöhung wird zum „Leitgedanken“, der dem „Willen zur Macht“ 
Nietzſches analog geſetzt wird. Eine „kompenſatoriſche Kraft“ 
befindet ſich im Spiel, die der „inneren Unſicherheit“ ein Ende 
machen fol (Alfred Adler, „Der nervöſe Charakter“, 1912, 
S. 18—22.) 

Obwohl Adler nicht verkennt, daß es fih beim Willen zur 
Macht um die Ausdrucksform eines Strebens und Begehrens handelt, 
„deren Anfänge tief in der menſchlichen Natur begründet ſind“, erkennt 
Adler den Expanſionstrieb des Menſchen doch als primären Faktor 
nicht an, ſondern läßt ihn ſtets nur kompenſatoriſch aus Minder⸗ 


wertigkeitsgefühlen entſtehen (offenbar weil ſeine Betrachtung von 


Neurotikern, alſo a priori Minderwertigen ausgeht). In dieſer 
Ausſchließlichkeit der Annahme einer Kompenfation liegt ein ſcharfer 
Gegenſatz zu Nietzſche. Für dieſen iſt der Wille zur Macht durch⸗ 
aus nicht immer aus dem Reſſentiment erwachſen, im Gegenteil, 
deſſen ariſtokratiſche Ausdrucksform iſt naturwüchſig, primär, iſt ein 
Trieb zum Selbſtzuwachs der „Vornehmen“, „Gewaltigen“, der 
Herren und Machthaber. Adler hat ſich um die Aufzeigung jenes 
charakteriſtiſchen Mechanismus der Kompenſation aus urſprünglichen 
Minderwertigkeitsgefühlen in vielen ſeiner Schriften mit Erfolg be⸗ 
müht, aber deſſen Ausſchließlichkeit hat er nicht nachgewieſen, ſo 
daß wir das Machtſtreben ſowohl als primären als auch als ſekun⸗ 
dären Faktor auffaſſen wollen. 

Die Adler ſche Neuroſenlehre ift Sozialpſychologie. Wenn fie 
auch vom Organiſchen, den minderwertigen Organen, ausgeht, ſo iſt 
doch deren pſychologiſcher Ausdruck, das Gefühl der Minderwertig⸗ 
keit, immer nur möglich auf dem Boden eines Vergleichens und 
Wertens, iſt der Ausdruck zwiſchenmenſchlichen Geſchehens. In der 
Neuroſe gelangt dieſer Endzweck, „die Erhöhung des Perſönlichkeits⸗ 
gefühles“, angeblich zu ungeheurem Einfluſſe und zieht alle pfychi⸗ 
ſchen Kräfte in ſeine Richtung; aber die Neuroſe iſt nach Adler 
nur die Übertreibung eines auch ſonſt ſtattfindenden dynamiſchen 
Geſchehens im menſchlichen Seelenleben. 

Gehen wir daher von der Neuroſenpſychologie, die uns hier 
nicht intereſſiert, zu einer allgemeinen Pſychologie über, ſo brauchen 
wir für die Minderwertigkeitsgefühle durchaus nicht auf die Urſache 
einer Organminderwertigkeit einzig und allein zu rekurrieren, ſondern 
können jede beliebige Unzulänglichkeit und Minderbewertung, wenn 
ſie nur als ſolche empfunden wird, als Urſache eines Wegſtrebens \ 
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auffaffen, bie Ban die poſitive Strebung nach einer Erhöhung der 
Perſönlichkeit durch Erweiterung der Einflußſphäre, nach mehr Macht, 
mehr Geltung, mehr Wert, nach ſich zieht. Als weſentlich iſt ſerner 
aus der Ad ler ſchen Pſychologie die erhöhte Empfindlichkeit hervor⸗ 
zuheben, die ſich aus dem Minderwertigkeitsgefühle, aus dem Ge⸗ 
fühle der Verkürzung, Beeinträchtigung, Herabſetzung ergibt, was 
die Ablehnung jeder Abhängigkeit, die Auflehnung gegen Herrſchaft 
und Unterordnung zur Folge hat — durchaus Reaktionen, welche 
nicht auf Neurotiker beſchränkt bleiben. | 

Die Annahme Adlers, der Menſch apperzipiere den Gegen 
ſatz minderwertig⸗hochwertig durchgehends nur in der Form weiblich⸗ 
männlich (weshalb alle hierher gehörenden Phänomene von ihm mit 
dem Sammelnamen „männlicher Proteſt“ bezeichnet werden), gehört 
zu der erwähnten Eigentümlichkeit der beiden modernen Wiener 
Richtungen in der mediziniſchen Pſychologie, alles aus einem einzigen 
Geſichtspunkte verſtehen zu wollen und ſtammt aus der für ſie ganz 
unheilvollen Sucht nach Vereinheitlichung des pſychiſchen Lebens in 
einigen wenigen Inhalten, was nur durch eine weitgehende Deutungs⸗ 
technik möglich wird. 

Neben dem erſten Leitmotiv bei Adler, der Kompensation des 
Gefühles der Minderwertigkeit durch das Streben nach Erhöhung 
des Perſönlichkeitsgefühles, dem aus dem Unluſtgefühle der Minder⸗ 
wertigkeit reſultierenden Expanſionsſtreben, das ſich als ſehr frucht⸗ 
bar erweiſt, finden wir noch ein zweites Leitmotiv, mit dem erſten 
eng zuſammenhängend, das die Rolle dieſer Strebung im pfychiſchen 
Geſamtbild beleuchtet. Es handelt ſich um die Frage der Relation 
von Luſtſtreben und Triebbefriedigung einerſeits, dem Expanſions⸗ 
ſtreben, dem Macht⸗ und Geltungsbegehren anderſeits. Dieſes 
Expanſionsſtreben erhält nämlich den Primat gegenüber dem primären 
Luſt⸗ und Unluſtſtreben, dieſe werden dem erſten untergeordnet. 
Gegen die Autoren, welche alle menſchlichen Handlungen und Willens⸗ 
regungen als von Luft: oder Unluſtempfindungen aus beherrſcht 
annehmen, erhebt Adler den richtigen Einwand, es gäbe kein Maß 
für das luſtvolle Empfinden, es gäbe kein Handeln oder Wahrnehmen, 
das nicht nach Zeit, Ort verſchieden, bei dem einen luſtvoll, bei dem 
andern unluſterregend wirken könnte. Und ſelbſt die primitiven 
Empfindungen der Organbefriedigung erweiſen ſich als abgeſtuft und 
abſtufbar „je nach dem Sättigungsgrad und im Zuſammenhang mit 
kulturellen Leitlinien, ſo daß nur große Entbehrungen es 
vermögen, die Befriedigung zum Ziele zu machen.“ — 
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„Iſt dieſe dann eingetreten, ſollte wirklich die Pſyche dann ihre 
Richtungslinie verlieren?“ Die Frage wird damit beantwortet, daß 
ſich die beiden an ſich wirkſamen Anreize (das Luſt⸗ und Unluſtgefühl 
und der Selbſterhaltungstrieb) der Hauptleitlinie unterordnen, die 
zur Erhöhung des Perſönlichkeitsgefühles antreibt (Adler, a. a. O. 
S. 3738). 

Das ſoll bedeuten: Die Luſt, die aus einer beſtimmten Trieb⸗ 
befriedigung entſteht, wird nicht allein um dieſer Luft willen oder 
um dieſer Triebbefriedigung willen gewollt, ſondern weil Unluſt, 
Entbehrung uſw. unter Umſtänden als etwas ſozial Minderwertiges 
gewertet werden, während das Bewußtſein, von Unluſtgefühlen und 
Entbehrung frei zu ſein, in dem beſtimmten Menſchen ſein 
Perſönlichkeitsgefühl erhöht, insbeſondere dann, wenn der Ver⸗ 
gleich mit den Nebenmenſchen, mit dem größeren oder ge⸗ 
ringeren UÜberfluffe bzw. der größeren oder geringeren Entbehrung 
bei Anderen pſychiſch mitverarbeitet wird. Hat einmal die Trieb⸗ 
befriedigung eine beſtimmte, ziemlich niedrig anzuſchlagende Grenze 
überſchritten (vielleicht dermaßen, daß der unmittelbare biologiſche 
Zweck erfüllt iſt), ſo unterordnen ſich alle weiteren Strebungen dem 
Willen zur Geltung, dieſer erlangt den Primat. Alſo können wir 
im Anſchluſſe an das Vorhergehende hinzufügen, im ſozialen Leben 
werden auch ökonomiſche Werte nicht um der an ſich mit ihnen 
verbundenen Luſt willen allein angeſtrebt, ſondern auch wegen 
des allgemeinen ſozialen Wertes innerhalb der geſellſchaftlichen 
Stufenfolge, der ſich an ſie knüpft. 

In einem etwas anderen Zuſammenhange unterſcheidet Klages 
(Prinzipien der Charakterologie 1910) „Ich⸗Charaktere“ und „Ge⸗ 
fühls⸗Charaktere“: „Das Lebensgefühl der „Ich⸗Charaktere ſchwankt 
zwiſchen Erfolg und Mißerfolg, das der ‚Gefühls⸗Charaktere zwiſchen 
Freude und Trauer.“ (Siehe das Referat des Verfaſſers im „Zentral⸗ 
blatt für Pſychoanaly ſe“, Bergmann, II. Jahrgang, Nr. 6.) 

Bekannt iſt auch die im Volkswitz gemachte Unterſcheidung der 
beiden gegenſätzlichen Typen des Mannes, von denen der eine mit 
der Frau ſeiner Neigung zufrieden iſt, auch wenn ſie der ganzen 
Mitwelt mißfällt, während der andere jene Frau vorzieht, die allen 
gefällt und um derentwillen er beneidet wird, ſelbſt dann, wenn ſie 
ſeinen Trieben und Gefühlen nicht adäquat iſt. 

Sehen wir von gewiſſen Übertreibungen dieſes Prinzipes bei 
Adler ab, ſo erweiſen ſich die pſychologiſchen Gedankengänge, die 
gleichzeitig, wie wir ſehen werden, ſoziologiſch zu werten ſind, als 
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außerordentlich fruchtbar und jede unbefangene pſychologiſche Er⸗ 
fahrung wird dafür Beſtätigungen abgeben: Minderwertigkeitsgefühle 
und Reaktionen darauf, Bewertung des Lebens im Vergleichen, 
Triebbefriedigung nicht als letztes Ziel, ſondern unter Umſtänden 
dem Macht⸗ und Geltungsſtreben untergeordnet, Macht ſozuſagen 
als ſelbſtändige Kategorie neben und über dem nackten Selbſterhaltungs⸗ 
triebe. Die Pſychologie Nietzſches geht damit (abgeſehen von der 
oben notierten Differenz) ganz parallel: „Nicht Wille zum Leben, 
ſondern Wille zur Steigerung des Lebens ... nicht Trieb zur 
Selbſterhaltung, ſondern Trieb zum Selbſtzuwachs ... Wettkampf 
um Sieg und Übermacht war für Nietzſche das Weſen alles Ge⸗ 
ſchehens.“ (Einleitung von Eliſabeth Förſter⸗Nietzſche, 
S. zu Nietzſches „Jenſeits von Gut und Böſe“, Nietzſches 
Werke, Taſchen⸗Ausgabe, Bd. VIII.) 

Verletzung des Selbſtgefühles dient häufig (auch bei wilden 
Völkern) als ſchwerer Anreiz zum Groll. Schon Seneca („De ira“) 
wußte, daß „Beleidigungen uns mehr erzürnen als Schädigungen 
und Verletzungen“, und Plutarch ſchrieb („De cohibenda ira“), 
daß zwar verſchiedene Perſonen aus verſchiedenen Gründen in Zorn 
geraten, immerhin aber in faſt allen Fällen die Vorſtellung, ver⸗ 
achtet oder vernachläſſigt zu werden, eine Rolle ſpielt“ (Weſter⸗ 
marck, a. a. O. I, S. 32). 

Zuſammenfaſſend können wir fagen: Eine pfychologifche Trieb⸗ 
lehre kann nicht beim Selbſterhaltungs⸗ und Fortpflanzungstriebe 
ſtehen bleiben, ſie muß der Selbſtliebe, dem Geltungswillen, dem 
Willen nach ſozialer Wertſchätzung, nach Macht, Erfolg, Würde, 
Bedeutung innerhalb der Geſellſchaft mindeſtens dieſelbe, unter Um⸗ 
ſtänden eine weit höhere Bedeutung beilegen. 

Was für das einzelne Individuum gilt, wenn es ſich in einer 
menſchlichen Gemeinſchaft eingeſchloſſen findet und an den Neben⸗ 
menſchen als Vergleichspunkten ſich orientiert, das gilt mutatis 
mutandis für Gruppen, die nach irgendeinem weſentlichen Kriterium 
als homogen gedacht werden können, gegenüber anderen Gruppen 
oder Einzelperſonen, die außerhalb ihrer ſich befinden, ſoweit ſie in 
wirkliche oder ideelle Konkurrenz treten. Denn in ſolchen Gruppen 
wird der Einzelwille ſofort das Glied eines Geſamtwillens (Wundt), 
der auf den Einzelnen zurückreflektiert. 

Wir werden von dem Geltungsſtreben einer Klaſſe, eines 
Standes ſprechen dürfen, von Reaktionen ganzer Geſamtheiten (Raſſen, 
Nationen, Stände, Klaſſen) auf Minderwertigkeitsgefühle uſw. Es 
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wird nur notwendig, die Adlerſche Pſychologie, die zum großen 
Teile Neuroſenpſychologie iſt, in vielen Punkten erſt ins Sozio⸗ 
logiſche zu überſetzen, ſie ſozuſagen auf ein anderes Niveau zu über⸗ 
tragen. An Stelle der Organminderwertigkeit und der relativen 
Minderwertigkeit des Kindes gegenüber dem Erwachſenen, welche 
nach Adler das ätiologiſche Moment für die Neuroſen ausmachen, 
tritt für die ſoziologiſche Dynamik die mindere Bewertung der 
Klaſſen und Stände. Dem Einzelindividuum und der Gruppenpſyche 
gemeinſam iſt das antithetiſche Denken, das Denken in Gegenſätzen. 
Die treibende Kraft in der ſozialen Bewegung orientiert ſich an 
der gegebenen Realität von Macht, Geltung, Reichtum, ihr Ziel 
iſt zunächſt Beſeitigung des Gegenſatzes. Die Tendenz iſt 
entweder Erreichung des höheren Niveaus oder Herabdrückung 
der anderen Klaſſe auf das eigene Niveau, die Spannung treibt nach 
einer Löſung, die nur durch Niveauausgleich herbeigeführt werden 
kann. Iſt jedoch der Niveauausgleich einmal erfolgt, dann wird 
das umgekehrte Verhältnis angeſtrebt. In Analogie zu einem die 
Neuroſe betreffenden Satze Adlers kann für den ſoziologiſchen 
Vorgang geſagt werden: „Leitende Kraft und Endzweck von ſozialen 
Bewegungen iſt, von einem gewiſſen Stadium der Bewegung an, 
unter anderem auch die Erhöhung des ſozialen Niveaugefühles.“. 
Mit dieſer etwas vorſichtigen Faſſung ſoll nebenbei die Übertreibung 
abgewieſen werden, als ob jeder Trieb und jede Triebbefriedigung 
nur in dem Dienſte einer Leitidee für die Betrachtung Platz finden 
könnte. Es werden ſicherlich ökonomiſche Vorteile zunächſt um ihrer 
ſelbſt willen erſtrebt. Das gilt ſowohl für Einzelindividuen als auch 
für Klaſſen. Eine Hungerrevolte zum Beiſpiel gilt natürlich par 
excellence der primitiven Triebbefriedigung und auch vieles, was 
darüber hinausgeht, ſoll durchaus noch nicht aufgefaßt werden als 
getragen von dem Leitgedanken der ſozialen Niveauerhöhung. Die 
Grenze iſt natürlich ſcharf nicht zu beſtimmen, im übrigen aber find 
wir geneigt, auch abgeſehen von ſchwerer Entbehrung, der Trieb⸗ 
befriedigung an ſich eine ſelbſtändigere Rolle zuzuſchreiben. Aber 
iſt jene bis zu einem gewiſſen Grade erreicht, dann tritt der Ver⸗ 
gleich, die Apperzeption des Gegenſatzes auf und wirkt treibend als 
ſelbſtändige Kraft, die ſich dem biologiſchen Triebe beigeſellt und 
dieſen als an und für ſich wirkendes Agens in den Hintergrund 
drängt. N 
Wir haben bei der Unterſuchung der materialiſtiſchen Geſchichts⸗ 
auffaſſung die ökonomiſchen Triebfedern von den anderen Motiven, 
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insbeſondere den Kategorien der Macht und ſozialen Geltung ge⸗ 
ſchieden; wir können nunmehr hinzufügen, daß dieſe Unterſcheidung 
parallel geht mit unſerer ſo gewonnenen pſychologiſchen Scheidung 
zwiſchen Streben nach primärer Triebbefriedigung und dem univer⸗ 
ſelleren Streben nach Erhöhung der Perſönlichkeit, dem ſich das 


parimitive Triebleben ſpäter unterordnet!. Dort wurde ſchon dem 


Rein Okonomiſchen das Sozial⸗Pſychologiſche in der ſozialen Gegen⸗ 
ſatz⸗ und Abhängigkeits apperzeption gegenübergeſtellt. Bei der Gegen⸗ 
ſatzapperzeption handelt es ſich um das Vorhandenſein irgendwelcher 
Werte bei einer anderen Gruppe, deren Mangel i in der eigenen Gruppe 
als Gegenſatz empfunden wird. 
| Zunächſt muß noch nicht das Perſönlichkeitsgefühl ſelbſt ge⸗ 
troffen ſein. Dieſes aus dem Vergleichen reſultierende 
Gefühl der Unbefriedigung und der Unzufriedenheit kann 
vorerſt noch von dem Reſſentiment und dem Geltungs⸗ 
ſtreben frei bleiben und eine feinere pſychologiſche Analyſe muß 
hier wohl unterſcheiden, wenn auch praktiſch der Übergang ein fließender 
iſt, da ſich das zweite Gefühl dem erſtgenannten hinzugeſellt und 
meiſt eine Verſchmelzung eintritt. Gemeinſam bleibt als weſentliches 
pſychologiſches Merkmal, daß nicht die Entbehrung an ſich, nicht der 
biologiſche Trieb, ſondern der ſoziale Gegenſatz, die Ungleichheit, als 
treibender Faktor wirkſam wird. i 
Auch in der Abhängigkeitsapperzeption tritt ein ſoziales 

Spannungsverhältnis ins Bewußtſein, die Beziehung der perſönlichen 
Gebundenheit der Menſchen untereinander, wie ſie in den ſozialen 
Bindungen aller Art, insbeſondere in den Verhältniſſen der Über⸗ 
und Unterordnung erſcheinen. Hierher gehören die Abhängigkeits⸗ 
beziehungen, teils wie ſie aus gewiſſen Wirtſchaftsformen reſultieren 
(Sklaverei, Leibeigenſchaft, Hörigkeit, Arbeitsverhältnis und Arbeits⸗ 
biiziplin), teils wie fie aus der ſtaatlichen Organiſation notwendig 
werden (Untertanen⸗ und Obrigkeitsverhältnis, Beamtenhierarchie, 
militäriſche Diſziplin uſw.). Bei dieſen Relationen des ſozialen 
„Oben⸗ und „Untenſeins“ muß durchaus nicht die Rolle des „Unten⸗ 
ſeins“ unter allen Umſtänden abgelehnt werden, wenn auch die 
Adlerſche Pſychologie dies anzunehmen ſcheint. Im Gegenteil, es 
handelt ſich hier um ein Ambivalenzverhältnis (Bleuler) von 
Unterwerfungs⸗ und Herrſchaftsbedürfnis., 


1 Ahnliche Unterſcheidungen finden ſich übrigens ſchon bei älteren Sozio⸗ 
logen, zum Beiſpiel bei Lacombe. | 
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Je nach dem Überwiegen des einen oder anderen Faktors werden 
ſich Menſchen und Epochen unterſcheiden, ja es läßt ſich vielleicht 
ſagen, daß von dem Verhältnis dieſer beiden Komponenten die 
geſchichtliche Färbung einer Epoche mitbeſtimmt wird. Auch hier 
wird, wie bei der vorhergehenden Analyſe zu fragen ſein, inwieweit 
das Unterordnungsverhältnis primär eine beſtimmte Luſteinbuße 
mit bedingt, was zum Beiſpiel ſicher bei den ſchweren Formen von Knecht⸗ 
ſchaft, Hörigkeit, Ausbeutung (dieſe wird uns ſpäter noch mehr be⸗ 
ſchäftigen) der Fall iſt und inwieweit darüber hinaus, aber im all⸗ 
mählichen Übergange dazu, unabhängig vom Reinökonomiſchen, d. h. 
alſo von der phyſiſchen Triebbefriedigung, der Begriff „Freiheit“ 
ſelbſtändig im Perſönlichkeitsbewußtſein auftritt und die Abhängigkeit 
des Menſchen vom Menſchen ſchlechthin — in den geiſtigeren 
Regionen — als Verletzung, Einſchränkung der Perſönlichkeit, als 
Schmach, Entwürdigung, als unerträglich empfunden wird, wo alſo 
nicht mehr der faktiſche phyſiſche Druck oder die phyſiſche Entbehrung, 
ſondern ſchon die Vorſtellung, das Bewußtſein der Ungleichheit in 
der Form der Abhängigkeit und Unfreiheit die Reaktion hervor⸗ 
ruft und wir es mit den verſchiedenen Formen der Verletzung des 
Selbſtgefühles zu tun haben. 

Eine große Fülle von geſchichtlichen Tatſachen und von Beob⸗ 
achtungen des täglichen ſozialen Lebens belegt das Vorhandenſein 
dieſer ſozialpſychiſchen Kategorien, deren reinlich analytiſche Scheidung 
aber in Praxis kaum durchführbar iſt und für unſeren Zweck auch 
nicht notwendig erſcheint. 

Dabei fällt auch ein gewiſſes Licht auf die Frageſtellung, ob 
Wille zur Macht auch als primärer Faktor in Funktion tritt oder 
ſtets nur als Reaktion auf ein Minderwertigkeitsgefühl, als Kompen⸗ 
ſationsſtreben, quaſi als die andere Seite des Reſſentiments, des 
„Aufſtands der Schlechtweggekommenen“ entſteht. Ohne das Problem 
löſen zu wollen, ſcheint folgende Betrachtung gewiſſermaßen eine 
Vermittlung zwiſchen beiden Standpunkten bewirken zu können: 

Menſchen und Klaſſen, wenn ſie beſonders niedrig geſtellt ſind, 
pflegen ihre Rolle vielfach als eine ſelbſtverſtändliche, gott⸗ oder 
naturgewollte hinzunehmen; ihre Unterordnung unter höhergeſtellte 
Befehls⸗ oder Machthaber, die niedrige Stellung gegenüber bevor⸗ 
zugten Perſonen und Ständen gilt ihnen als unabwendbares Fatum. 
Wird der Druck irgendwo allzu ſtark, ſo entladet er ſich in eruptiven 
Außerungen, in blinder Zerſtörung, jede Zielſetzung fehlt, ein be⸗ 
wußter Wille zum höheren Werte iſt nur in Anſätzen vorhanden. 
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Das Geltungsſtreben entwickelt ſich erſt mit zunehmender Bewußtheit; 
man könnte von einer urſprünglichen „Enge des Bewußtſeins“ reden, 
die allmählich einer Erweiterung des Bewußtſeins Platz macht, in 
das nunmehr neue Zielvorſtellungen und damit neue Strebungen 
eintreten. Macht⸗ und Geltungsſtreben entſteht meiſt erſt dann, wenn 
irgendwo ein Loch entſteht, durch das die Möglichkeit des Auf- 
ſtieges erkennbar wird. Iſt daher durch einen, vielleicht ganz 
nebenſächlichen Kampf irgendeine Poſition erreicht, ſo wird dadurch 
das Gefühl der Minderwertigkeit (von der unmittelbaren Befriedigung 
in einer kurz begrenzten Zeit abgeſehen) unter Umſtänden erſt erzeugt, 
jedenfalls aber gar nicht vermindert, ſondern erhöht, die Gegen⸗ 
ſätzlichkeit zu anderen noch nicht erreichten Poſitionen tritt dadurch 
nur ſchärfer hervor, die Kampfesfreudigkeit wird durch den Erfolg 
erhöht, das Selbſtbewußtſein geſteigert und damit 
gerade die Möglichkeit der Erreichung weiterer Ziele 
j ichergeſtellt. Dieſe weiteren Ziele, die früher teils gar nicht 
gekannt, teils wegen ihrer vermeintlichen Unerreichbarkeit infolge 
des mangelnden Selbſtbewußtſeins gar nicht präziſe apperzipiert 
ſein konnten, werden nun mit Macht erſtrebt; der Wille wird kräftiger, 
gleichzeitig planmäßig und zielbewußt. Im Volksmund wird dieſer 
Sachverhalt durch den Ausſpruch: „Reicht man einem den kleinen 
Finger, jo will er gleich die ganze Hand“ gut bezeichnet. Hat der 
Aufſtieg einmal begonnen, ſo wird der Zielpunkt immer höher ge⸗ 
ſteckt. „L'appétit vient en mangeant“ gilt auch für den Macht⸗ 
hunger. Genügte urſprünglich eine Annäherung an irgendeine 
höher gewertete Poſition, ſo wird ſpäter die völlige Angleichung 
erſtrebt, was aber auch nur einen Durchgangspunkt bedeutet zu dem 
weiteren Ziele des Überſchreitens dieſes Zielpunktes und damit der 
Umkehr des Verhältniſſes. Es iſt dann kaum mehr feſt⸗ 
zuſtellen, ob nunmehr der Wille zur Macht eine ſelbſtändige Valenz 
hat oder noch immer als Auswirkung des urſprünglichen Minder⸗ 
wertigkeitsgefühles fungiert. Da aber auch Adler im Willen zur 
Macht die Ausdrucksform eines Strebens und Begehrens erblickt, 
„deren Anfänge tief in der menſchlichen Natur begründet ſind“ und 
wir auch herriſchen Individuen ſowie insbeſondere Herrenklaſſen 
und Herrenvölkern begegnen, bei denen kaum ein Minderwertigkeits⸗ 
gefühl aufzeigbar iſt (man denke an mächtige Völker, deren Macht⸗ 
ſtreben nicht am Vergleich mit höherwertigen orientiert ſein kann), 
ſo wird man ſich eher der Anſicht zuneigen können, den Willen zur 
Macht ſowohl als primär wirkend wie als ſekundär begünſtigt zu erfaſſen. 
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Wie immer man ſich die letzte Frage beantworten möge, der 
oben geſchilderte Entwicklungsgang des ſozialen Strebens ſcheint von 
der größten Wichtigkeit zu ſein. Nach dieſem Schema entwickelte ſich 
zum Beiſpiel die Arbeiterbewegung, wie wir oben bei Unterſuchung 
der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung durch die Bemerkungen 
Kautskys von der zunehmenden ſozialen Verelendung des Prole- 
tariats ſahen. Bekanut iſt die große Rolle, welche die Intellektuellen 
bei der Aufrüttelung von Volksmaſſen ſpielen, inſolange dieſe durch ihre 
„Enge des Bewußtſeins“ es nicht vermögen, ſich ſelbſt ihre Ziele zu 
ſetzen. Über die franzöſiſche Revolution berichtet Tocqueville: 
„Die Revolution, deren eigentlicher Zweck Aufhebung aller Ein⸗ 
richtungen des Mittelalters war, brach nicht in Gegenden aus, wo 
ſich dieſe Einrichtungen und Geſetze am beſten erhalten hatten und 
wo ihre Strenge und Unbequemlichkeit auf dem Volke am ſchwerſten 
laſtete, ſondern in Gegenden, wo ſolche ſich weniger fühlbar machten, 
ſo daß ihr Joch am unerträglichſten dort zu ſein ſchien, wo es 5 
Wahrheit leichter als anderswo war.“ 

Das Selbſtbewußtſein einer Klaſſe oder eines Standes und 
damit die höhere Anſetzung ihrer Anſprüche tritt auch dann oft ein, 
wenn Leiſtungen von ihnen verlangt werden, die deren ſoziale Bedeut⸗ 
ſamkeit oder Unentbehrlichkeit erweiſen. So ſteigerte ſich das Selbſt⸗ 
bewußtſein der Stände, als ſie zum Bewilligen von Staatsausgaben 
berufen wurden und das Aufſteigen der Arbeiterklaſſe während des 
Krieges und nach dem Kriege iſt nicht zum Geringſten auf die 
erhöhten Anforderungen zurückzuführen, die an die untere Volks⸗ 
klaſſe geſtellt wurden — im Schützengraben, in Kriegsbetrieben uſw. 
Die Macht der engliſchen Gewerkſchaften ſteigerte ſich in England 
im Laufe des Krieges darum ſo ſehr, weil man ihre Mitwirkung 
für die Bewilligung der allgemeinen Wehrpflicht nicht entbehren 
konnte. Dieſe Beiſpiele ſind nicht nur ſo zu verſtehen, daß die 
Unentbehrlichkeit und Wichtigkeit der ſozialen Funktion an ſich eben 
ſchon Macht verleiht, ſondern es tritt außerdem damit eine erhöhte 
Selbſteinſchätzung der Gruppe ein. Aus dieſem verſtärkten Selbſt⸗ 
gefühle erfließen dann neue Forderungen nach Gütern, nach Macht 
und Bedeutung innerhalb der Geſamtheit. 

Bei alledem muß aber immer wieder feſtgehalten werden: Die 
dargelegten Motivreihen ſind nicht die einzigen. Der 
pſychologiſche, ſoziologiſche, geſchichtliche Geſamtvorgang iſt immer 
komplizierter. Allen Triebfedern des Handelns von Einzelindividuen 
und ſozialen Verbänden tritt (abgeſehen von ihrer gegenſeitigen 
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Bindung) vornehmlich eines hemmend entgegen: die Trägheit, der 
Traditionakismus, der Konſervativismus des Einzelnen und der 


Gruppe. 


In den bie Aufſtellungen haben wir den allmählichen Auf⸗ 
ſtieg der Klaſſen einem pſychologiſchen Verſtändniſſe näherzubringen 


verſucht und damit das wichtigſte Gebiet der Soziologie, die Dynamik 


der Gruppen, berührt. Auf die Frage der Entſtehung der 


Klaſſen kann in dieſem Rahmen nicht näher eingegangen werden. 


In großem Umfange wird hier die Annahme von Gumplowicz 


zutreffen: „Es entſteht geſellſchaftliche Ungleichheit originär durch 
Zuſammentreffen zweier heterogener ethniſcher Elemente von ungleicher 


Macht“ (Gumplowicz, Grundriß der Soziologie. 2. Aufl. S. 229). 
„Nie und nirgends ſind Staaten anders entſtanden als durch Unter⸗ 
werfung fremder Stämme ſeitens eines oder mehrerer verbündeten 
Stämme“ (a. a. O. S. 194), d. h. alſo: Die urſprüngliche ethniſche 
Ungleichheit bedingt die ſpätere Klaſſenteilung, die Spaltung zwiſchen⸗ 
herrſchender und beherrſchter Gruppe. 

Sch moller hat neben dem Raſſetypus die Berufs⸗ und Arbeits⸗ 
teilung für die ſoziale Klaſſenbildung verantwortlich gemacht, worauf 
aber in richtiger Weiſe entgegnet wurde, daß die arbeitsteilige Wirt⸗ 
ſchaft eine ſoziale Schichtung bereits vorausſetzt, weil es ſonſt unver⸗ 
ſtändlich bliebe, warum ſich einzelne Gruppen untergeordnete Funktionen 
zuweiſen laſſen. Es ſcheint alſo Bücher in dieſem Streite prinzipiell 
recht zu behalten, der, indem er den Satz Schmollers umkehrt, 
ſagt: „Die Verſchiedenheit des Beſitzes und Einkommens iſt nicht die 
Folge der Arbeitsteilung, ſondern deren Haupturſache (Bücher, 
Entſtehung der Volkswirtſchaft. 5. Aufl. S. 342). | 

Die Arbeitsteilung wirkt jo erſt ſekundär. Primär liegt die 
größere Macht vor, die eine beſtimmte Form der Arbeitsteilung 
erzwingt. Die Angehörigen der herrſchenden Kaſte nehmen die vor⸗ 
nehmſten und angenehmſten Berufe für ſich in Anſpruch und weiſen 
alle niedrigeren Funktionen den anderen Ständen zu. Dieſe faktiſche 
Überlegenheit eines Elementes über das andere, die meiſt im Sinne 
von Gumplowicz auf ethniſche Verſchiedenheit und kriegeriſche 
Überwindung zurückgeht, iſt die äußere Tatſache, auf der die Klaſſen⸗ 
ſcheidung urſprünglich beruht und auf welche die obigen pſychologiſchen 
Argumentationen richt anzuwenden find. Die urſprüngliche Unter⸗ 
drückung der einen Schicht durch die andere, die Zuweiſung der 
groben Arbeit an die beherrſchte Klaſſe, der beſten Erzeugniſſe an 
die Herrenſchicht, kann natürlich zunächſt nur unmittelbar nach dem 
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Luſt⸗ und Unluſtprinzip verſtanden werden, ohne daß auf die feineren 
oben angedeuteten pſychiſchen Mechanismen rekurriert werden müßte. 
Dieſe können erſt im weiteren Verlaufe der Geſchichte und der 
Klaſſenſchichtung vorgefunden werden. 

Auch die Trachten „geben Zeugnis nicht bloß von den äſthetiſchen 
Anſchauungen, ſondern auch von Gefühlen der Macht, Hoheit, des 
Stolzes, dem Streben zu imponieren, prächtig und reich zu erſcheinen, 
ſexuell zu gefallen, kurz ſich als das darzuſtellen, was man teils iſt, 
teils ſein möchte. Die Tracht ſoll den Unterſchied einer ſozialen 
Gruppe den anderen ſofort erkennen laſſen ... darum achten nicht 
bloß diejenigen, die eine Tracht tragen, ſo lange als möglich auf 
deren Bewahrung, ſondern es ſind auch die oberen Klaſſen und 
Stände, welche den unteren lange Zeit den Gebrauch ihnen nicht 
angemeſſener Trachten verbieten“ (Eisler, Soziologie, S. 140/141). 

Wir ſehen hier, wie etwas, das zunächſt an ſich einen Wert hat, 
zum Beiſpiel äſthetiſchen, ſexuellen Wert, nunmehr einen ſozialen 
Wert erhält, nämlich als Mittel zur Abhebung von anderen, als 
Mittel zu imponieren, im Dienſte des „Pathos der Diſtanz“. Der 
vulgäre Ausdruck „protzen“ drückt vielleicht am beſten dieſe Seite 
des pſychologiſchen Sachverhaltes aus. 

Wie auch die Begriffe „reich“ und „arm“ nicht bloß ökonomiſche 
Kategorien ſind, ſondern wie ganz im Sinne der Behauptung Alfred 
Adlers die Triebbefriedigung in den Dienſt der Erhöhung des 
Perſönlichkeits⸗ und Kaſtengefühles geſtellt wird, ergibt ſich aus den 
Mitteilungen der Ethnologen über die Sitten der Wilden: „Je reicher 
ein Hottentotte iſt ... deſto mehr Fett und Butter verwendet er 
zum Beſchmieren ſeiner ſelbſt und ſeiner Familie. Dies iſt das 
große Unterſcheidungsmerkmal zwiſchen den Reichen und Armen 
Eines jeden Wohlſtand, Pracht und feiner Geſchmack werden bemeſſen 
nach der Menge und der guten Beſchaffenheit der Butter oder des 
Fettes, das auf ſeinem Körper und ſeinem ganzen Anzug glänzt 
(Spencer, „Prinzipien der Soziologie“, III. Bd., 4. Teil, S. 236). 
Die große Bedeutung, welche die Begriffe Macht und Zurückſetzung 
in der franzöſiſchen Revolution hatten, wurde ſchon erwähnt. Der 
zitierte Ausſpruch Taines von den zwei Flüſſen, die ſich zu einem 
Strome vereinigen, trifft die Sachlage ſehr gut: Die Leidenſchaften 
des Magens auf der einen Seite, die Leidenſchaften des Ge⸗ 
hirns der von Herrſchſucht erfüllten Männer auf der 
anderen Seite. Lacretelle („Dix ans d’öpreuves* Ri Taine 
a. a. O., S. 162) ſpricht von einer der bedeutſamſten Perſönlichkeiten 


97] Das ſoziologiſche Problem der Gleichheit | 97 


der franzöſiſchen Revolution, N als von dem „leib⸗ 
haftigen Typus des Neides“ 

Auch die revolutionäre Bewegung in den beſiegten Staaten nach 
dem Ende des Weltkrieges zeigt in mannigfachen Verflechtungen die 
oben aufgezeigten Kategorien. Die Revolution war zum Teil eine 
nationale, zum Teil eine ſoziale und politiſche. Durch die nationale 
Revolution, die als Auswirkung des Weltkrieges erſcheint, wird der 
Traum von nationaler Größe und Macht verwirklicht, die auf jeden 
einzelnen Stammeszugehörigen zurückreflektiert. Wie wenig ökonomiſche 
Momente allein die Bewegung bewirkten, beziehungsweiſe die Sieges⸗ 
freude zu erklären vermögen, kann jeder unbefangene Beobachter der 
Volkspſyche beſtätigen. Haß gegen vermeintliche oder wirkliche Unter⸗ 
drückung, Freude über rein ideelle Errungenſchaften, Macht⸗ und 
Siegesrauſch von Völkern, für die einſt die Geſchichte den Beinamen 
von „Bedienten⸗Völkern“ regiſtrieren mußte, geben den pſychologiſchen 
Aspekt. Angehörige der Irredenta in dem nunmehr „erlöſten“ Trieſt 
pflegten vorſichtige Erwägungen einer Gefährdung des Handels durch 
den Anſchluß an Italien mit dem typiſch gewordenen Satze zu be⸗ 
antworten: „Wir wollen die Abſchüttelung des verhaßten Joches auch 
für den Fall, daß dadurch in den Straßen Trieſts Gras wachſen 
ſolte.“ Die Affektivität von Macht und Reſſentiment kann wohl 
von Erwägungen praktiſcher Klugheit bis zu einem gewiſſen Grade 
eingeſchränkt werden, an ſich iſt fie natürlich irrational. — Auch in 
der politiſchen und ſozialen Revolution kommt zu der abſoluten 
prekären Lage der arbeitenden Schichten noch die ſoziale Umwälzung 
und Umſchichtung hinzu, welche die Revolutionsſtimmung bedingt. 
(Man denke unter anderem an die aufrühreriſche Wirkung des Kriegs⸗ 
gewinners.) Aber auch ſonſt wäre es verfehlt, in den ökonomiſchen 
Konflikten die Motive der Revolution erſchöpft zu ſehen. 

Auch dieſe Revolution, wie die vorangegangenen, war indi⸗ 
vidualiſtiſch im Zeichen der Ablehnung von Bindungen: Zu ihren 
ſymptomatiſchen petits faits gehört auch die Wahl von ... Schüler⸗ 
täten. Die Menſchen wollen nicht mehr Objekt, 1119 Subjekt 
der Geſetzgebung, nicht mehr Objekt, ſondern Subjekt der Wirtſchaft 
ſein. Der autoritativen Form wird die demokratiſche in Staat und 
Wirtſchaftsbetrieb gegenübergeſtellt. Die Fabrik ſoll eine Konſtitution 
in dem Betriebsrate erhalten. Aus der Idioſynkraſie gegen die 
Macht der anderen, gegen die Alleinherrſcher in der Fabrik will man 
die Feſſeln der Abhängigkeit vom Unternehmer, Arbeitsleiter, von 


Angehörigen einer fremden, bevorzugten Klaſſe entfernen; damit er⸗ 
Schmolters Jahrbuch XLV I. 7 
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langt die eigene Klaſſe Macht und Bedeutung; in dem Einfluſſe des 
Betriebsrates, der Gewerkſchaft, der politiſchen Vertretung wird die 
Macht der Klaſſe reflektiert, ſpiegelt ſich das Selbſtbewußtſein, die 
Erhöhung der Gruppe und damit des einzelnen. Mögen dabei ſicher— 
lich praktiſch⸗ökonomiſche Vorteile mit angeſtrebt ſein, fie erſchöpfen 
aber nicht den Geſamtgehalt des Vorganges. 

Vom ruſſiſchen Bolſchewismus ſagt Sombart: „Wahrſcheinlich 
iſt, daß ein beträchtlicher Teil der Antigeſinnung, des Negierens alles 
Beſtehenden aus Reſſentiment“ ſtammt (a. a. O., 7. Aufl., 5. Kap. VI). 
Die ungeheuere Rolle, die das unergründlich tiefe Reſſentiment der 
Oſtjuden in dieſer Bewegung ſpielt, liegt auf der Hand. Eine ſpe⸗ 
zielle Würdigung dieſes Kapitels, etwa im Zuſammenhange mit der 
Rolle, die die Juden bei der Entſtehung des Chriſtentums ſpielten, 
müßte erſt verſucht werden. j 

Dieſe kleinen Beiträge zur Revolutionspſychologie wollen die 
hiſtoriſche Bedeutung der letzten Revolution nicht herabſetzen, deren 
künftige Auswirkungen übrigens heute noch nicht erkannt werden 
können. 

»Gehen wir nun von dieſen ſymptomatiſchen Erſcheinungen der 
Revolution zur Pſychologie des Kapitalismus und der modernen 
ſozialen Bewegung in ihrem Geſamtzuſammenhange über. Da können 
wir den allgemeinen Satz niederſchreiben, daß für das Sozial⸗Pſychiſche 
das Wirtſchaftliche nie letzter Zweck iſt. „Für den Sozialwillen 
iſt das wirtſchaftliche Moment bewußt oder unbewußt (impulfiv) 
letzten Endes nur ein Durchgangsſtadium, ein Glied in der Kauſal⸗ 
und Zweckreihe, deren jeweiliger Abſchluß auf ſeiner Höhe ein über⸗ 
wirtſchaftlicher iſt“ (Eisler, a. a. O., S. 74). Dazu kommt 
noch, daß nach dem Satze eines Nationalökonomen die Konſumtion 
ſehr bald ihre Grenze in der Aufnahmefähigkeit des Magens findet. 
Hammacher hat den Sachverhalt treffend mit den Sätzen: „Ab⸗ 
nehmende Bedeutung des Okonomiſchen als Zweck ... zunehmende 
Bedeutung des Okonomiſchen als Mittel“ formuliert (a. a. O., 
S. 487). 


1 Bezeichnend hierſür iſt u. a. ein Artikel von Wilhelm Wilhelm 
(„Der Kampf“, XII, 1), betitelt „Die Befreiung der Arbeitsleiſtung von der 
dienſtherrlichen Untertänigkeit“, in dem auch für den kommenden ſozia⸗ 
liſtiſchen Staat mit Recht die Abhängigkeit von einem kontrollierenden 
Beamtenapparat vorausgeſehen wird und daher Mittel vorgeſchlagen werden 
(u. a. die Wiedereinführung der Akkordarbeit), um der erniedrigenden Unter⸗ 
tänigkeit gegenüber Aufſichtsorganen der Arbeit zu entgehen. 
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| Ebenſo wie der Kapitalismus letztlich außerwirtſchaftlichen Ur: 
ſachen ſeine Entſtehung verdankt, ebenſo wie das Aufſtreben des 
ſtädtiſchen Bürgertums im Mittelalter dem Unabhängigkeits⸗ und 
| Machtſtreben gegenüber dem Feudaladel entſprang, fo ift auch die 

Pleonexie des modernen Kapitaliſten Wille zur Macht, Drang nach 
Beſiegung der Konkurrenz, nach, Beherrſchung der Wirtſchaft, Er⸗ 
weiterung der Einflußſphäre, nach dem ſozialen Oben⸗Sein; bekannt 

iſt zum Beiſpiel die außerordentliche perſönliche Anſpruchsloſigkeit 

vieler amerikaniſcher Milliardäre, die aber ihrem wirtſchaftlichen 

Expanſionsſtreben nicht im geringſten Abbruch tut. Und ſchließlich 

darf nicht vergeſſen werden, daß ein großer Teil der wirtſchaftlichen 
Grüter direkt zur Differenzierung von Menſchen und Klaſſen dient. 

Die ſoziale Bewertung wird oft durch das Vorhandenſein 

von Bedürfniſſen und die Möglichkeit ihrer Befriedigung be⸗ 
ſtimmt, wodurch neue Bedürfniſſe erſt geſchaffen, dieſe in den Dienſt 
der ſozialen Bewertung geſtellt werden. Armut wird nicht bloß be⸗ 

dauert, ſondern auch geringgeſchätzt (Notiger Kerl !). 
Es unterliegt keinem Zweifel, daß auch der Sozialismus die 

Fortſetzung des individualiſtiſchen Kampfes gegen Zwang und Macht 
iſt: Die ganze geſchichtliche Entwicklung beweiſt es ebenſo wie der 
| oben erwähnte Kampf gegen den kapitaliſtiſchen Fabrikabſolutismus 

und gegen die Arbeitsaufſicht ſowie die Tatſache, daß der Sozialis⸗ 

mus ſeine Anhänger beim abhängigen Induſtriearbeiter hat und un⸗ 

vergleichlich ſeltener beim ſelbſtändigen, wenn auch oft ärmeren Hand⸗ 

werksmeiſter. Dieſelbe Form menſchlicher Affektivität, durch welche 

die patriarchaliſche Familie aufgelöſt wurde, erzeugt den Kapitalismus, 

rüttelt in der Aufklärungszeit gegen die Autorität von Kirche und 
Staat, proklamiert die Menſchenrechte, läßt in der Folge im Kampfe 
um Freiheit und Gleichheit den Sozialismus erſtehen, was wir im 
folgenden noch klarer zu machen verſuchen werden. 

Werner Sombart betont auch, daß das abſolute Elend nicht 
die Quelle des Haſſes und der Empörung des Proletariats ſei, denn 
manche Lohnarbeiter ſelbſt in Europa verdienten mehr als ein 
Univerſitätsprofeſſor (bekanntlich hat ſich jetzt das Verhältnis noch 
ſtärker nach dieſer Richtung verſchoben). Zu den Gründen der 
Empörung zählt Sombart den Kontraſt gegen den Reichtum der 
Unternehmer, „deren Überfluß er ſeiner Meinung nach erzeugt“, und 
die Ungewißheit der Exiſtenzmöglichkeit. Dieſer zweite Punkt iſt 
allerdings ein wirtjchaftliher im engeren Sinne des Wortes. Alle 
Beſtrebungen nach einem „Recht auf Exiſtenz“ ſind ſpezifiſch⸗ a 
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und haben mit der dargelegten Sozialpſychologie nichts zu tun. Dies 
muß unbedingt und ausdrücklich anerkannt werden. Überhaupt iſt 
der Geſichtspunkt der mehrfachen Determinierung ſtets feſt⸗ 
zuhalten; am allerwenigſten in dem ungeheueren Fragenkomplexe des 
Sozialismus iſt eine vereinfachende Betrachtungsweiſe am Platze. 
Aber die unmittelbare Bedürfnisbefriedigung und Sicherung der 
Exiſtenz iſt immer erſtes, nie aber letztes Ziel. Das pſychologiſch 
Bemerkenswerte beginnt erſt dann, und für die Betrachtung des 
ganzen Verlaufes beziehungsweiſe des Geſamtaſpektes einer Bewegung 
bilden Motive wie „Recht auf Exiſtenz“ uſw. nur Einzelelemente 
des Verſtändniſſes. 

Ferner: Die Auffaſſung des Lohnes lediglich als eines Mittels 
zur Anſchaffung wirtſchaftlicher Güter iſt unzureichend. Selbſt Marx 
betont ſchon, daß „die Wertbeſtimmung der Arbeitskraft ein hiſtoriſches 
und moraliſches Element“ enthält (Kautsky, „Karl Marx' öko⸗ 
nomiſche Lehren“, S. 6). Aber darüber hinaus iſt die höhere Be⸗ 
zahlung gleichzeitig auch Ausdruck einer höheren Bewertung der 
Perſönlichkeit, des Standes, des Berufes uſw. Bekannt iſt, daß 
zum Beiſpiel Angehörige gewiſſer Berufe unter Umſtänden lieber 
eine berufliche Inanſpruchnahme unentgeltlich vornehmen, denn gegen 
eine geringere Bezahlung, als deren Standard entſpricht. — (Arzte uſw. 
— Bezeichnung gewiſſer Form von Entlohnung als Honorar.) Auch 
in den Löhnen der Handarbeiter treten dieſe Erſcheinungen zutage. 
Qualifizierte Arbeiter bleiben oft lieber arbeitslos, als ſich zu anderen 
Arbeiten zu erniedrigen oder unter einem Standardlohn zu arbeiten. 
Die Höhe des Lohnes iſt gleichzeitig Maßſtab ihrer perſönlichen und 
geſellſchaftlichen Bewertung und nicht bloß Maßſtab für den Anteil 
an der Konſumtion, beſtimmt daher die Rangſtufe innerhalb der ver⸗ 
ſchiedenen Zweige und Schichten des Proletariats. Auf der anderen 
Seite wieder findet ſich die umgekehrte Relation: Die Bewertung 
des Menſchen und des Berufes vollzieht ſich nicht durch Gegen⸗ 
überhalten des Arbeitsentgeltes, ſondern durch die ſoziale Stellung 
(gelehrte Berufe, höhere Beamte), durch ſtändiſche Qualitäten (vor⸗ 
nehme Lebensführung, Bildung, Ehre). Max Weber berichtet 
auch von gewiſſen Arbeiterkategorien (Weißnäherinnen), die wegen 
ihrer reinlichen Arbeit von anderen Arbeitern jogar desſelben Be⸗ 
triebes, trotz gleicher oder geringerer Entlohnung, geſellſchaftlich ge⸗ 
ſchieden ſind. 

So iſt auch die Lohnfrage nicht Magenfrage allein, ſondern 
mannigfach pſychologiſch verzweigt. 
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In jedem ſozialen Kampfe um Geltung und Bedeutung iſt ein 
Zweifaches zu beobachten: Es iſt entweder die Stellung der höheren 
Klaſſen ſelbſt ein Ziel, das angeſtrebt wird oder aber (wenn dies 
für die ganze Gruppe nicht möglich iſt) tritt eine Umkehrung der 
Werte ein; die eigene Lebensform erfährt eine höhere 
Bewertung. Die Arbeit an ſich ohne Rückſicht auf Quali⸗ 
ſikation wird geadelt, ſie wird das einzige Mittel, „den einzelnen, 
der nichts iſt als ein Teil der Maſſe, zur Geltung zu bringen“ 
(Sombart). Das herabſetzende Gefühl der Ungleichheit wird kom⸗ 
penſiert durch eine Selbſterhöhung der Klaſſe: „Proletarius sum“ 
(Sombart). 

In der Mehrwert⸗ und Ausbeutungstheorie erfahren dieſe Dar: 


legungen vielfältige Beſtätigung. Ihre rein volkswirtſchaftliche Seite 


braucht hier nur geſtreift zu werden. Bekanntlich hat die urſprüngliche 
Ausbeutungstheorie durch den dritten Band von Marx' „Kapital“ 
eine Modifikation erfahren, die ihre Bedeutung einſchränkt. Während 
es in früheren Darſtellungen hieß, daß die einzelnen Kapitaliſten 
ihre Arbeiter ausbeuten, hieß es nunmehr, daß nicht die individuelle 
Arbeit, ſondern die Geſamtarbeit wertbildend ſei. Philippovich 
weiſt demgemäß darauf hin, dies führe auf die einfache Feſtſtellung 
des Rod bertus zurück, daß aus dem Arbeitsertrage aller auch die 
Rentner uſw. bezahlt werden (Philippovich, „Grundriß der 
politiſchen Okonomie“, I. Bd., 4. Buch § 116, 7. Aufl.). Aber der 
theoretiſche Streit um die nationalökonomiſch einwandfreie Faſſung 
des Mehrwertproblems iſt für die Tatſachenbeurteilung irrelevant. 
Das erkennt der für die Tatſächlichkeiten des ſozialen Lebens immer 
klare Blick Bernſteins ganz deutlich: „Von der geſamten in der 


Produktion enthaltenen Arbeit lebt eine bedeutend größere Zahl von 


Menſchen, als daran tätig mitwirkten ... Die Mehrarbeit dieſer 
letzteren iſt eine empiriſche, aus der Erfahrung nachweisbare 
Tatſache, die keines deduktiven Beweiſes bedarf. Ob die Marxſche 
Werttheorie richtig iſt oder nicht, iſt für den Nachweis der Mehr⸗ 
arbeit ganz. und gar gleichgültig“ (Bernſtein, „Die Vorausſetzungen 


des Sozialismus uſw.“, S. 42). Die empiriſche Mehrarbeit 


liegt, ungeachtet aller Schwierigkeiten der Mehrwerttheorie, auf der 
Hand. Welche Bedeutung hat nun aber dieſe Tatſache in volks⸗ 
wirtſchaftlicher und pſychologiſcher Hinſicht? | 
Volkswirtſchaftlich, zahlenmäßig in Beziehung zur Distribution 
ausgedrückt, iſt ihre Bedeutung von verſchwindender Größe. Wenn 
mit aller erforderlichen Schärfe feſtgehalten wird, daß nur ein Teil 
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der Revenue (die Revenue im engeren Sinne) vom Kapitaliſten 
konſumiert wird, während der andere Teil zur Vergrößerung des 
Kapitals verwendet, akkumuliert wird (was natürlich von Marx 
nicht überſehen wird), ſo ergibt ein Entzug dieſer Vorzugskonſumption, 
alſo letztlich die Aufhebung der „Ausbeutung“, für die Geſamtheit 
gar keinen nennenswerten Erfolg. Dieſe Feſtſtellung iſt durchaus 
nicht neu, aber für unſere Unterſuchung nicht unwichtig. Walter 
Rathenau hat dieſe Verteilungsverhältniſſe folgendermaßen aus⸗ 
gedrückt: „Wir beginnen einzuſehen, daß die Kapitalrente nichts 
weiter bedeutet als die Rücklage, deren die Induſtrialwirtſchaft der 
Welt alljährlich für ihr eigenes Wachstum bedarf, daß dieſer Renten⸗ 
betrag nach Abzug eines mäßigen — allerdings willkürlichen — Ver⸗ 
brauchsanteiles des Kapitaliſten reſtlos wieder der Wirtſchaft zu⸗ 
geſchlagen wird ... ich habe ... dargelegt, daß ... die Be 
meſſung dieſes Verbrauchsanteiles ſittlicher und wirtſchaftlicher Kor⸗ 
rekturen bedarf, doch ſelbſt die Aufhebung des Vorzugsverbrauches 
würde die Lebensbedingungen der Geſamtheit nicht weſentlich ver⸗ 
beſſern.“ (Rathenau, „Die neue Wirtſchaft“, S. 31). 

Der Marxismus will allerdings dieſe Feſtſtellungen nicht als 
Argumente gegen ſeine Theorie gelten laſſen. Engels hat im 
Vorwort zum „Elend der Philoſophie“ auf die Mehrwerttheorie 
Bezug genommen: „Marx hat denn auch nie ſeine kommuniſtiſchen 
Forderungen hierauf (auf den Mehrwert) begründet, ſondern auf 
den notwendigen, ſich vor unſeren Augen täglich mehr und mehr 
vollziehenden Zuſammenbruch der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe.“ 

Gemeint iſt natürlich, daß dieſer Zuſammenbruch der kapitaliſti⸗ 
ſchen Produktionsweiſe, abgeſehen von deſſen „Notwendigkeit“, auch 
etwas Wünſchbares, Anzuſtrebendes iſt. Die Motive des Strebens 
können ja doch nicht in der Naturnotwendigkeit des wirtſchaftlichen 
Prozeſſes ſelbſt gelegen ſein. Welches ſind aber die theoretiſchen 
Gründe, weswegen der ſozialiſtiſche Staat dem kapitaliſtiſchen vor⸗ 
gezogen wird? 

Da ſteht unter den wirtſchaftlichen Zwecken die produktivere 
Arbeitsweiſe wohl in erſter Linie: Erhöhung der Produktivität 
durch Beſeitigung der „Anarchie der Produktion“, Ausſchaltung 
aller jetzt notwendigen, ſpäter überflüſſigen Verrichtungen, Zentrali⸗ 
ſierung und Rationaliſierung der Wirtſchaft uſw. Das Kapital 
erſcheint der Theorie nicht bloß als Mittel der Produktion, ſondern 
auch als deren Schranke: „Die wahre Schranke der kapitaliſtiſchen 
Produktion iſt das Kapital ſelbſt: daß das Kapital ... als Aus: 
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gangspunkt und Endpunkt, als Motiv und Zweck der Produktion 
erſcheint.“ (Marx' „Kapital“ III, Geſammelte Schriften, III/ 1, 
S. 231—232.) 

Der Sozialismus zeigt hier nun eine merkwürdige Diskrepanz 
zwiſchen ſeiner Theorie und ſeiner Praxis. Denn auf den Einwurf, 
die Ausbeutung in der gegenwärtigen Geſellſchaftsordnung beſtehe 
zwar, aber nur in ganz geringem Umfange, weil ja deren Beſeitigung 
die Lebensbedingungen der Geſamtheit nicht weſentlich verbeſſern 
könnte, wird geantwortet, daß die Rechnung zwar ſtimme, daß aber 
in einer anderen, eben der ſozialiſtiſchen, kollektivierten Wirtſchaft 
durch die Erhöhung ihrer Produktivität auch der wirtſchaftliche 
Reichtum aller ihrer Angehörigen ſich bedeutend vermehren würde. 
Dann wäre aber nicht die Ausbeutung das Motiv des Kampfes 
und nicht die Aufhebung dieſer Ausbeutung das Ziel, ſondern eben 
die geringe Produktivität mit der ihr innewohnenden Verelendung 
wäre das Motiv, die Verbeſſerung der Wirtſchaftsweiſe hingegen 
das Ziel, das allerdings nur im Kampfe gegen Kapitalismus und 
deſſen Nutznießer erreicht werden könnte. Dann wäre es aber nicht 
einzuſehen, warum immer wieder von Ausbeutung geſprochen wird, 
da doch nicht dieſe, ſondern nur die unvollkommene Wirtſchaftsweiſe 
ſchlechthin der Kern des Übels if. Zu dem kommt noch, daß wir 
von jener „objektiven Schranke“ oben ausſagen mußten, daß die ihr 
zugeſchriebene „Verelendungstendenz“ nicht beſteht, und daß ſich da⸗ 
her Kautsky zu einer pſychologiſchen Lesart verſtehen mußte, nach 
der die wachſende Verelendung des Proletariats im ſozialen Sinne 
auf den wachſenden ſozialen Gegenſatz zurückgeht, weshalb er jene 
pſychiſche Verelendung damit identifiziert, was der „Bourgeois“ 
„Begehrlichkeit“ nennt. 

Alles drängt daher zur Deutung, daß dem Begriffe des Mehr⸗ 
wertes, nämlich der Ausbeutung an ſich, unbekümmert um deſſen 
theoretiſche Zweifelhaftigkeit einerſeits und um die geringe praktiſche 
Wirkung anderſeits, der Wert einer affektiven Triebfeder zukommt und 
daß dieſe, verbunden mit dem Bewußtſein der Gegenſätzlichkeit zum 
Kapitaliſten, die affektive Gewalt der Bewegung erklärt. Die Frage 
kann uns in dieſem Zuſammenhange natürlich gar nicht 
intereſſieren, ob die Ausſicht auf eine enorme Steigerung der Pro⸗ 
duktion begründet iſt oder nicht, bzw. ob nicht derſelbe Erfolg durch 
eine Syntheſe von Kapitalismus und ſtaatlicher Einflußnahme er⸗ 
zielt werden könnte. Denn wie immer man dieſe Fragen beantworten 
möge, für die pſychologiſche Beurteilung wird der Mehrwert, die 
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Ausbeutungsrate nunmehr zum Symbol der Ungleichheit, des Gegen⸗ 
ſatzes, des Gefühles der Herabſetzung der Arbeiterklaſſe gegenüber 
dem „Bourgeois“. Die Größe der Ausbeutung, ihre praktiſche 
Wirkung in der Realität kommt demgegenüber gar nicht zum Aus⸗ 
druck. Der Begriff der Ausbeutung kann gar nicht aus dem Arſenal 
der ſozialiſtiſchen Agitation verſchwinden und das nicht in dem groben 
Sinne, als ob ſchlaue Demagogen in bewußter Abſicht die Maſſen 
damit haranguieren wollten, ſondern in der tieferen Bedeutung, daß 
die affektive Einſtellung der Maſſe ſozuſagen primär vorhanden ifl 
und die dazugehörigen Vorſtellungen ausgeſucht und feitgehaltex 
werden, ſo daß es ausſichtslos wäre, durch theoretiſche oder zahlen⸗ 
mäßige Hinweiſe irgendeine Veränderung des Vorſtellungsablaufes 
zu bewirken. Motor der ſozialiſtiſchen Bewegung iſt 

das populariſierte, individualiſtiſche Recht auf den 
vollen Arbeitsertrag, nicht die vollkommenere nu 
dufltionsmethode. 


Der Sozialismus, ebenſo wie die früheren Revolutionen und 
geſchichtlichen Bewegungen, iſt zum großen Teile ein Kampf gegen 
die Vorrechte der Geburt; früher gegen den Geburtsadel, jetzt gegen 
die Träger des ererbten Kapitals. Der Wegfall des perſönlichen 
Verdienſtes beim Beſitzeinkommen findet hier ſeine revolutionierende 
Wirkung. — Marx ſagt: „Der Kapitaliſt iſt nicht Kapitaliſt, weil 
er induſtrieller Leiter iſt, ſondern er wird induſtrieller Befehls⸗ 
haber, weil er Kapitaliſt * Zitiert bei mn „Die 
Darwinſche Theorie uſw.“, S. 325.) 

Die Pſychologie des Sozialismus kann daher reſumiert ne 
Auch dieſer kann im Geſamtverlaufe der ſozialen Dynamik nur als 
Fortwirkung der individualiſtiſchen Naturrechtsforderungen, als Aus⸗ 
drucksform des Geltungsſtrebens und Reſſentiments begriffen werden. 
Auf dem Unterbau der pſychologiſchen Faktoren erhebt ſich der Über 
bau der einſeitig⸗ökonomiſchen Theorie. nu 


III. Die ſoziologiſchen Konſequenzen 


Die Konſequenzen, die ſich aus den bisherigen Erörterungen 
für die Frage der Abſchätzung künftiger Möglichkeiten von Gleichheit 
und Ungleichheit ergeben, liegen nun offen zutage. Jede Berufung 
auf die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung, die ſozuſagen die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Gewähr für das Eintreten eines Wala in ſich 
enthalte, muß nun abgelehnt werden. 


won. 
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Die objektive Hypotheſe könnte eine Angleichung, die „Auf⸗ 
löſung aller Widerſprüche“, die Erfüllung des uralten Gleichheits⸗ 
ideals gewährleiſten. Denn da jedes ſoziale Bewußtſein nach der 
Theorie nur Spiegelbild der wirtſchaftlichen Situation, genauer 
geſagt der Produktionsverhältniſſe iſt, ſo müßte der Zukunftsſtaat 
natürlich eine Sozialpſyche zeitigen, in der es Antriebe zur Une 
gleichheit ſchlechthin nicht geben würde. = 

Aber dieſe objektive Faſſung der Theorie, nach der ein Groß⸗ 
teil der menſchlichen Pſychologie nur Ideologie, alſo falſches Bewußt⸗ 
ſein und Spiegelbild ökonomiſcher Verhältniſſe vorſtellt und ſich die 
Entwicklung zum Zukunftsſtaate naturgeſetzlich, notwendig, alſo un⸗ 


vermeidlich vollzieht, iſt nichts anderes als eine unbeweisbare, von 
Widerſprüchen durchſetzte Hypotheſe. 


Auch die pſychologiſche Hypotheſe wäre imſtande, die Stabili⸗ 


| fierung eines Idealzuſtandes wahrscheinlich zu machen. Denn wenn alle 
Kämpfe Klaſſenkämpfe waren, alle ſozialen Tendenzen nur ökonomiſche 


find, dann würden im „klaſſenloſen“ Staate, in einer mit reichlichſter 
Produktivität (die nach der Theorie ſich einſtellen müßte) geſegneten 


Wirtſchaft jeder Anlaß zu politiſchen und ſozialen Konflikten, jedes 


Motiv zur Veränderung des ſozialen Gleichgewichts entfallen. Haben 
wir aber im vorigen Abſchnitte das Okonomiſche auf ſein richtiges 
Maß zurückgeführt, dieſes nicht immer als Zweck, ſondern unter 
Umſtänden häufiger noch als Mittel erkannt und hinter dem Oko⸗ 
nomifchen bzw. über dieſem die pſychologiſchen Triebfedern entdeckt, 


die als Motoren der Geſchichte wirkſam ſind und in den Begriffen 


„Wille zur Macht“, Abwehr von ſozialer Minderwertigkeit, Ablehnung 


menſchlicher Abhängigkeiten, Erhöhung des ſozialen Niveaugefühles 


charakteriſiert wurden, ſo drängt ſich uns von ſelbſt der Schluß auf, 
daß dieſe Ureigentümlichkeiten menſchlicher Affektivität, verbunden 
mit der allgemeinen Kampfnatur des Menſchen, welche in die 
materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung überhaupt keinen Eingang ge⸗ 
funden haben, den Gang des ſozialen Geſchehens ganz anders be⸗ 
einfluffen werden. Hört der Kampf um des Lebens Notdurft auf, 
ſo nicht der um die ſoziale Bevorzugung; verſchwinden die „Leiden⸗ 
ſchaften des Magens“, ſo werden die „Leidenſchaften des Gehirns“ 
damit nicht beſeitigt; der Wille zur Macht und zur Geltung wirkt 
fouverän und zwingt das Okonomiſche in feinen Dienſt. Aus der 
ſozialen Minderwertigkeit entſteht das Streben nach Gleichheit, iſt 


dieſe erreicht, nach Höherwertung. Dieſe Kategorie kennt und will 


keine Gleichheit, ſondern ſtrebt nach Ungleichheit, Überlegenheit, 
Differenzierung. | 


e 
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Zur Beſeitigung menſchlicher Rivalität und 
menſchlichen Überlegenheitswillens iſt Gemeinwirt— 
ſchaft ein unzureichendes Mittel. Denn die Arbeitsteilung 
kann niemals aufhören; aus der bloßen Steigerung der Produktivität 
der Arbeit kann nicht die Möglichkeit abgeleitet werden, die Arbeits⸗ 
teilung zu beſeitigen . In den techniſchen Sachverhalt greift der 
pſychologiſche Zwang ein: das iſt der allgemeine Grund für 
die Stabiliſierung der Ungleichheit, die allgemeine, ſoziologiſche 
Konſequenz, wie ſie ſich auch aus unſerer ſozialpſychologiſchen 
Einzelunterſuchung ergeben hat. Eine Anzahl von weiteren Über⸗ 
legungen können wir nun anſchließen und mehrfach Gedanken ver⸗ 
ſchiedener Autoren zwanglos in unſeren Zuſammenhang einbeziehen. 

In einer kleinen Schrift ſpricht Roſa Mayreder von der 
„Machtkauſalität“: Es muß dahingeſtellt bleiben, ob die Er⸗ 
löſung von der Machtkauſalität nicht gegenüber der Wirklichkeit ſo 
wenig Ausſicht hat wie etwa die Erlöſung von der Erbſünde oder 
von anderen Grundübeln, die der Menſchheit als unabänderliche 
Folge ihres Gattungscharakters anhaften. Der Wille zur Macht iſt 
eine alle Lebenserſcheinungen ſo allgemein beherrſchende Tatſache, 
daß Nietzſche ihn ſogar als das metaphyſiſche Weſen der Welt 
bezeichnet und ſeine Erlahmung bloß als Erſchöpfungsſymptom be⸗ 
trachten konnte.“ (Roſa Mayreder, „Der twypiſche Verlauf 
ſozialer Bewegungen“, „Der Aufſtieg“ Nr. 3, Anzengruber⸗Verlag.) 

Mit jeinem pſychologiſchen Scharfblide hat Nietzſche in großen 
Umriſſen das Typiſche im ſozialen Willen gezeichnet: „Der Indivi⸗ 
dualismus iſt die beſcheidenſte Stufe des Willens zur Macht. Hat 
man eine gewiſſe Unabhängigkeit erreicht, ſo will man mehr: Es 
tritt die Sonderung heraus nach dem Grade der Kraft... Auf 
den Individualismus folgt die Glieder und Drganbildung . . . 
Erſtens: die Individuen machen ſich frei; zweitens: ſie treten in 
Kampf, ſie kommen über Gleichheit der Rechte überein („Gerechtig⸗ 
keit“ als Ziel); drittens: iſt das erreicht, ſo treten die tatſächlichen 
Ungleichheiten der Kraft in eine vergrößerte Wirkung; — 
jetzt organiſieren ſich die einzelnen zu Gruppen; die Gruppen 


1 Die Auffaſſung von Engels (Antidühring, S. 213), „daß es einmal 
keine Karrenſchieber und keine Architekten von Profeſſion mehr geben ſoll, und 
daß der Mann, der eine halbe Stunde lang als Architekt ſeine Anweiſungen 
gegeben hat, auch eine Zeitlang die Karre ſchiebt, bis ſeine Tätigkeit als Architekt 
wieder in Anſpruch genommen wird“, iſt allzu naiv, um ernſthaft in Erwägung 
gezogen zu werden. 


... „„ 
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ſtreben nach Vorrechten und Übergewicht. Der Kampf, in milderer 
Form, tobt von neuem. Man will Freiheit, ſolange man nicht 
die Macht hat. Hat man ſie, will man Übermacht; erringt man ſie 
nicht (iſt man noch zu ſchwach zu ihr), will man „Gerechtigkeit“, 
d. h. „gleiche Macht“. (Nietzſche, „Der Wille zur Macht“, 
nachgelaſſene Werke, S. 359— 360.) Die Richtigkeit dieſer Auf⸗ 
ſtellung iſt natürlich ganz unabhängig von der Annahme oder Ab⸗ 
lehnung der Konzeption von Nietzſches Kulturideal. 

Streifen wir nun hier die Beziehung des Freiheits⸗ zum 
Gleichheitsproblem. Das 18. Jahrhundert erſtrebte Befreiung von 
allen menſchlichen und geſellſchaftlichen Abhängigkeiten, von politiſchen, 
religiöſen und ökonomiſchen Bindungen. Aber dem lag — in der 
Theorie — die Vorausſetzung zugrunde, daß der „Menſch ſchlecht⸗ 
hin“, der vollkommeſle, gute Menſch in die neuen Beziehungen ein- 
treten würde, nachdem er von allen Schlacken befreit worden wäre, 
die künſtliche Feſſelungen in ihm zurückgelaſſen hatten. Freiheit und 
Gleichheit waren zwei Begriffe, die einander ergänzten. Die Folge 
zeigte, auf welch irrigen Vorausſetzungen die Theorie aufgebaut 
war. Der Rationalismus hatte die menſchliche Affektivität über⸗ 
leben. Dieſelbe Lehre erlebt aber eine Auferſtehung im modernen 
Sozialismus: Ein neuer Glaube tritt auf, nicht mehr an die an⸗ 
geborene Güte des Menſchen, aber an deſſen, aus der. 
künftigen geſellſchaftlichen Produktion reſultierende, 
vollkommene Soziabilität und Nivellierungsfähigkeit. 
Aber es iſt nun einfach unerfindlich, woher die Möglichkeit einer herr⸗ 
ſchaftsloſen „freien“ Geſellſchaft, die auf den Zwang des autoritativen 
Staates verzichtete, kommen ſollte, wenn man von der vorhin ab⸗ 
gelehnten Annahme einer ſchlechthin vorhandenen Abhängigkeit des 
menſchlichen Affektlebens von der ökonomiſchen Produktionsform ab⸗ 
ſieht. Ja, man muß ſich fragen, wie ſich denn ein — angenommener — 
Zuſtand einer ungeheueren Produktivaſſoziation, die keine Vorzugs⸗ 
rechte und keine Vorzugsſtellungen kennt, auch nur einen Tag ohne 
ſtaatlichen mit Strafſanktionen verbundenen Zwang erhalten könnte. 
Tatſächlich umfaßt der ſozialiſtiſche Zukunftsſtaat zwei heterogene 
Momente: den Individualismus und die allſeitige Regulierung 
durch die Staatsallmacht 1. Der theoretiſche Sozialismus in feinem 
Widerſpruche iſt eben ganz das Kind jener optimiſtiſchen Natur⸗ 
rechtsidee, der Ausdruck eines unerfüllbaren Menſchheitstraumes. 


1 Othmar Spann behauptet, der Marxismus enthalte unter einer uni⸗ 
verſaliſtiſchen Maske eine individualiſtiſche Seele. 
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Losgelöſt von der ſozialiſtiſchen Zukunftserwartung hat Simmel 
— zum Teil ganz parallel mit der oben zitierten Skizzierung 
Nietzſches — über dieſe Zuſammenhänge ſehr zutreffende Sätze 
geſchrieben, die wir hier wiedergeben müſſen. „Die Gleichheit, die 
fo als die erſte Folge ... der Freiheit auftritt, iſt in Wirklichkeit 
nur der Durchgangspunkt, den die Pleonexie der Menſchen paſſieren 
muß, ſobald ſie die unterdrückten Maſſen ergreift. Niemand begnügt 
ſich, typiſcherweiſe, mit der Stellung, die er feinen Mitgeſchöpfen 
gegenüber einnimmt, ſondern jeder will eine in irgendeinem Sinne 
günftigere erobern ... Die Gleichheit mit den Höheren ift der 
erſte ſich darbietende Inhalt, mit dem ſich der Trieb eigener Er⸗ 
höhung erfüllt, wie es ſich in jedem beliebigen engeren Kreiſe zeigt, 
mag es eine Schulklaſſe, ein Kaufmannsſtand, eine Beamtenhierarchie 
ſein ... Der Niedere will zunächſt dem Höheken gleich fein, iſt er 
ihm aber gleich, ſo zeigt tauſendfache Erfahrung, daß dieſer Zuſtand, 
früher der Inbegriff ſeines Strebens, nichts weiter als der Aus⸗ 
gangspunkt eines weiteren iſt, nur die erſte Station des ins Unend⸗ 
liche gehenden Weges zur begünſtigteſten Stellung ...“ (a. a. O. 


S. 219220). 


Es kommt nun ein wichtiges Moment hinzu: Nicht abſ Aude 


. Größendifferenzen innerhalb der ſozialen Geſamtheit kommen für 


die Frage in Betracht. Da es ſich ja doch immer nur um Reak⸗ 
tionen des menſchlichen Bewußtſeins handelt, ſo iſt nur maßgebend, 
wie Differenzen irgendwelcher Art empfunden werden und da können 
natürlich kleine Niveauunterſchiede in einer teilweiſe nivellierten 
Geſellſchaft bei den Betroffenen genau denſelben Grad von Unluſt⸗ 
gefühlen hervorrufen, wie ſie ſonſt in einer von vornherein auf 
Ungleichheit angelegten Geſellſchaft auftreten, ebenſo wie auch um⸗ 
gekehrt zur Betätigung des Herrſchtriebes immer noch genügend 
Raum bleibt. | 

Wir haben oben konſtatiert, daß ein Gleichheitszuſtand nur 
durch die ſtaatliche Gewalt möglich wäre und fügen jetzt vorgreifend 
hinzu, daß dieſe Sachlage notwendig die Schaffung einer Bureau⸗ 
kratie bedingt und daß in dieſer ſoziologiſch notwendigen Struktur 
wiederum die Prädispoſition zur ſozialen Bevorzugung liegen wird, 
wodurch der oben erreichte Gleichheitszuſtand wieder verſchoben 
würde. Abgeſehen aber von dieſen ſpeziellen, in dem Weſen des 
Zukunftsſtaates gelegenen Verhältniſſen, auf die wir bei Beſprechung 
der Bureaukratie noch zurückkommen, erhebt ſich gegen die Annahme 
eines ſtabiliſierten, wenn auch nicht vollkommenen Gleichheitszuſtandes 
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ein ganz allgemeiner Einwand aus dem von Spencer fo bezeichneten 
Geſetze von der „Vervielfältigung der Wirkungen“. Leiter Ward, 
der es auf die ſoziologiſche Gleichheit anwendet, ſagt: „Eine einmal 
nach einer gewiſſen Richtung hin begonnene Handlung ſtrebt immer 
nach dieſer Richtung hin, bis alle Homogeneität zerſtört iſt. Vor⸗ 
teil ſchafft Vorteil. Der kleinſte Riß in einem Damm hilft dieſen 
Riß vergrößern, bis der Damm untergraben und vernichtet iſt. 
Die geringſte Rinne an einem Bergabhang macht ſie zum Mittel⸗ 
punkt der Eroſion und erzeugt eine Schlucht. Je mehr ein Fluß 
ſich windet, um ſo mehr höhlt er die Ufer aus, und die Windungen 
werden immer größer. Dasſelbe Geſetz iſt in der Geſellſchaft wirk⸗ 
fam .. . ein Zuſtand der Gleichheit, wenn wir uns ihn auch vor⸗ 
ſtellen könnten, wäre vergänglich. Er würde ſchnell wieder von 
einem Zuſtand der Ungleichheit abgelöſt werden.“ (Leſter Ward, 
„Reine Soziologie“, S. 305.) Jedes erreichte Plus an 
Macht gibt einen weiteren Vorſprung zum Erwerbe 
einer weiteren Machtzunahme. Damit wollen wir die 
allgemeine Erörterung über die Möglichkeit künftiger An⸗ 
gleichung ſchließen und uns der Unterſuchung ſpezieller Formu⸗ 
lierungen zuwenden. 

Bleibt man ſelbſt bei der erſten Stufe des Marx ſchen Zukunfts⸗ 
ideals ſtehen (Verteilung nach den Leiſtungen), ſo ſtellt ſich die Frage 
nach der Bewertung der Leiſtung ſoſort ein. Soll fie wieder 
nach Angebot und Nachfrage, alſo nach ihrem Seltenheitswerte be⸗ 
meſſen werden? Eine ſolche Zumutung würde wahrſcheinlich ab⸗ 
gelehnt werden, obwohl es praktiſch unzweifelhaft iſt, daß zum Bei⸗ 
ſpiel ein Operntenor kraft ſeines Seltenheitswertes ſich ein Vielfaches 
des Durchſchnittsäquivalentes erzwingen könnte. Welche Inſtanz 
ſoll aber für die Aufſtellung irgendeiner objektiven Leiſtungsbewertungs⸗ 
ſkala maßgebend werden? Und wird ihr wirtſchaftlicher oder auch 
ihr kultureller Wert in Rechnung gezogen werden? Es iſt klar, daß 
darüber und über manches andere nur die effektive Machtſtellung 
der einzelnen Kategorien entſcheidend ſein wird. 

Von hier gelangen wir zu jenen Aufſtellungen im modernen 
Sozialismus, in denen ſtreng genommen keine Gleichheit ſondern 
nur eine Umſchichtung als Ziel geſetzt iſt. Von dieſer Seite könnte 
auch der Einwurf erhoben werden, Sozialismus erſtrebe ja gar keine 
Gleichmacherei. 

So verlangt zum Beiſpiel Parvus „die ſoziale Gleichheit, 
um die natürliche Ungleichheit der Menſchen zur Geltung und zur 
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Entwicklung kommen zu laſſen“ (zitiert bei Maſaryk, a. a. O., 
S. 425). Der ſchon in der Einleitung zitierte Satz Woltmanns 
beſagt Ahnliches. Ebenſo die folgende Stelle: „Alle Sozialiſten er⸗ 
heben die Forderung der gleichen ſozialen Gelegenheit“ (Woltmann, 
a. a. O., S. 126). Mit anderen Worten: Woltmann will durch 
einen Kollektivismus der Produktionsmittel nur eine neue Ausleſe der 
wirklich beſten Individuen. „Auch wir ſind mit Treitſchke der 
Meinung, daß das Gemeine dem Edlen dienen ſoll, wir bezweifeln 
aber ganz entſchieden, daß dies in der angeblich natürlichen Ariſto⸗ 
kratie der Klaſſenherrſchaft wirklich geſchieht“ (a. a. O., S. 393). 

Zunächſt iſt ohne weiteres klar, daß hier auch eine Beziehung 
zur Gleichheit, Gleichberechtigung, Gleichwertigkeit enthalten iſt. 
Das Ideal, das uns hier entgegentritt, iſt das der gleichen ſozialen 
Gelegenheit für die Ausfüllung einer neuen richtigeren Rang⸗ 
ordnung. Halten wir damit unſere frühere Einſicht zuſammen, daß 
eine kollektivierte Wirtſchaft keineswegs die Arbeitsteilung, alſo 
irgendeine Form der Hierarchie wird entbehren können, ſo ſtellt ſich 
das Ganze als eine Forderung nach einer Neuordnung auf dem 
Prinzipe der Gleichberechtigung dar, wonach es in gar keinerlei 
ſozialer Hinſicht Geburtsvorrechte geben ſollte. Die Formel würde 
nicht mehr lauten: „Jedem das Gleiche“, ſondern „Jedem das Seine“. 
Sie deckt ſich alſo zum Teile mit der Formel des „leiſtungsverhälinis⸗ 
mäßigen Einkommens“, woran wir ſchon eine Kritik geübt haben, 
aber die jetzige Formulierung iſt nicht auf den Verteitungsmechanis⸗ 
mus der ökonomiſchen Güter eingeſchränkt, ſondern auf alle geiel- 
ſchafrichen Verhältniſſe erweitert. 

Gliedern wir die Frage nach der pſychologiſchen Wirkung und 
nach der Möglichkeit einer ſolchen Rangordnung. Die pſychologiſche 
Wirkung einer „natürlichen“ Rangordnung, bei der alſo angenommen 
wird, daß die Befähigung zu jeder übergeordneten Stellung die 
einzige Vorausſetzung für ihre Bekleidung ſein ſoll, iſt durchaus keine 
einheitliche. Gewiß erzeugt das Erbprinzip bei dem Enterbten viel⸗ 
fach das Gefühl des Reſſentiments und der Haß iſt um fo größer, 
wenn ein perſönliches Verdienſt um die Erwerbung einer Stelle nicht 
erkennbar iſt. Aber gleichzeitig darf nicht überſehen werden, daß 
die durch Geburt beſtimmte Ausleſe innerhalb gewiſſer Grenzen 
auch die umgekehrte Wirkung hat. Die aus dem Erbprinzipe folgende 
relative Stabilität ruft eine gewiſſe Reſignation, die Vorſtellung 
des einmal Gegebenen, Unveränderlichen hervor. Der ſozial weniger 
Begünſtigte iſt gewiſſermaßen des Gefühls der Verantwortung für 
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jeine Stellung enthoben, was dem durchſchnittlichen Glücksempfinden 
nicht abträglich iſt. Wird hingegen das Geburtsvorrecht radikal 
beseitigt, fo ſchwindet damit wohl eine Komponente des ſozialen 


baſſes, aber für die neue Geſellſchaft wirft ſich drohend die Frage 


auf, ob nicht der Stachel der Minderwertigkeit noch viel empfind⸗ 
licher ſchmerzen würde, wenn jeder mildernde Hinweis auf die Un⸗ 
veränderlichkeit der ſtändigen Gliederung wegfiele. Wir kommen 
nun zur Beantwortung der Frage nach der Möglichkeit einer ſolchen 
Rangordnung. 

Allen Vorſchlägen, die ſich zutrauen, den zu einer übergeordneten 
Stellung Befähigten auch tatſächlich in dieſe zu bringen, haftet zu⸗ 
nähft eine prinzipielle Schwierigkeit an: daß das Streben nach 
Nacht von Gruppen und Menſchen mit der entſprechenden techniſchen 
und perſönlichen Qualifikation zur höheren Poſition nicht parallel 
geht, ſondern ſich beſtenfalls nur zufällig deckt, ſo daß ſich ſchon aus 
diefem Grunde eine natürliche Rangordnung der Qualifikation nicht 
ergeben kann. 

Es gibt aber noch einen anderen, außerordentlich wichtigen 
Grund für die Unmöglichkeit der Realiſierung eines Zuſtandes, in 
dem die perſönliche Qualifikation und die Stelle auf der ſozialen 
Rangleiter ſich voll decken. Der Grund liegt in einer Tatſache, auf 
die Simmel mit großer Entſchiedenheit aufmerkſam macht, und von 
ber er mit Recht ſagt, daß ſie für das Verhältnis des Einzelnen 
jur Geſamtheit von der größten Bedeutſamkeit ſei. Die Ausführungen 
Simmels zu dieſem Punkte müſſen hier in extenso wiedergegeben 
werden: „Daß perſönliche Qualifikation und ſoziale Stellung in der 
Reihe der Über- und Unterordnungen ſich durchgehends und reſtlos 
entſprächen, iſt prinzipiell unmöglich, welche Organiſation man auch 
zu dieſem Zwecke vorſchlagen möge. Und zwar auf Grund der Tat⸗ 
ſache, daß es immer mehr Menſchen gibt, die zu übergeordneten 
Stellen qualifiziert ſind, als es übergeordnete Stellungen gibt. 
Von den gewöhnlichen Arbeitern einer Fabrik gibt es ſicher ſehr 
viele, die ebenſogut Werkführer oder Unternehmer ſein könnten, von 
den gemeinen Soldaten ſehr viele, die die volle Befähigung zum 
Offizier beſäßen, von den Millionen Untertanen eines Fürſten zweifel⸗ 
los eine große Anzahl, die ebenſo gute oder beſſere Fürſten ſein 
würden. Das Gottesgnadentum iſt gerade der Ausdruck dafür, daß 


die ſubjektive Qualität nicht entſcheiden ſoll, ſondern eine andere, 
über die menſchliſchen Maßſtäbe erhabene Inſtanz. In Wirklichkeit 


ſind die rein individuellen Unzulänglichkeiten leitender Perſönlichkeiten 
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relativ ſelten. Bedenkt man die unfinnigen und unkontrollierbaren“ 
Zufälle, durch die die Menſchen auf allen Gebieten in ihre Poſitionen 
gelangen, ſo wäre es ein unbegreifliches Wunder, daß nicht eine ſehr 
viel größere Summe von Unfähigkeit in deren Ausfüllung hervor⸗ 
tritt, wenn man nicht annehmen müßte, daß die latenten Qualifikationen 
für die Stellungen in ſehr großer Verbreitung vorhanden find... 
Dies iſt das tiefe Recht des Sprichwortes: Wem Gott ein Amt 
gibt, dem gibt er auch den Verſtand dazu. Denn der zur Ausfüllung 
höherer Stellungen erforderte ‚Verſtand“ iſt eben bei vielen Menſchen 
vorhanden, aber er bewährt, entwickelt, offenbart ſich erſt, wenn ſie 
die Stellung einnehmen ... Mit dieſem allen ſozialen Bildungen 
eigenen Widerſpruche zwiſchen dem gerechten Anſpruch auf über⸗ 
geordnete Stellung und der techniſchen Unmöglichkeit, ihm zu genügen, 
findet ſich das ſtändiſche Prinzip und die jetzige Ordnung ab, indem 
ſie Klaſſen pyramidenförmig mit einer immer geringeren Mitglieder⸗ 
zahl übereinander bauen und dadurch die Zahl der zu leitenden 
Stellungen „Qualifizierten“ a priori einſchränken“ (Simmel, 
„Soziologie“, S. 243— 245). 

Es ergibt ſich daher die wichtige Frage, welche Umſtände im 
allgemeinen die ſoziale Rangordnung bisher beſtimmten und aller 
Vorausſicht nach auch weiterhin beſtimmen werden. In Beziehung 
auf die Entſtehung der Klaſſen und Stände haben wir uns früher 
im allgemeinen an Gumplowicz angeſchloſſen, alſo die Erklärung der 
Entſtehung geſellſchaftlicher Ungleichheit originär durch Zuſammen⸗ 
treffen zweier heterogener ethniſcher Elemente von ungleicher Macht 
akzeptiert. Dann folgt aber erſt der Kampf der Gruppen um die 
ökonomiſchen Güter und um Macht, wobei, wie wir ſahen, das 
Okonomiſche oft dem Machtwillen untergeordnet wird, in das Ver⸗ 
hältnis des Mittels zum Zweck gerät. Aus dieſer Situation ergeben 
ſich ökonomiſche und politiſche Kämpfe, Machtſtellungen werden neu 
beſetzt, neue ökonomiſche Methoden werden eingeführt. Irgendwie 
iſt nun jede ökonomiſche — und Machtverſchiebung, zum Beiſpiel 
auch die Entſtehung von Kapitalien uſw., primär durch ein perſön⸗ 
liches „Verdienſt“ entſtanden, wenn man nur Verdienſt nicht im 
ethiſchen Sinne faßt, ſondern einfach die perſönliche Urheberſchaft 
darunter verſteht. So waren es ſicher die findigſten Feudalherren 
mit dem ſtärkſten ſozialen Auftriebe, welche, um der Marxſchen 
Darſtellung zu folgen, ſeinerzeit beſchloſſen, ihre landwirtſchaftlichen 
Produkte nicht mehr für den Selbſtgebrauch, ſondern zum Verkaufe 
zu erzeugen, ſo auf Koſten der Bauernſchaft Produzenten wurden 
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und damit den Boden für den Kapitalismus vorbereiteten. Das⸗ 
ſelbe gilt für die Kapitalskonzentration in den Händen der 
Kaufleute zu Beginn der Neuzeit und für jene „beſſeren Krämer“ 
und „Winkelwucherer“, bei welchen nach Sombart „die Menſch⸗ 
werdung des kapitaliſtiſchen, Geiſtes zu vermuten iſt“ (Som⸗ 
bart, „Der moderne Kapitalismus“, I. Bd., S. 388 — 390). 
Auch für die Entſtehung des kapitaliſtiſchen Geiſtes aus dem 
Proteſtantismus, wie ſie Max Weber beſchrieben hat, gilt das 
Gleiche. 

Faßt man nun zum Beiſpiel den Kapitalismus irgendwie als 
einen Fortſchritt auf, ſo iſt jenen Individuen auch ein ſoziales Ver⸗ 
dienſt nicht abzuſprechen. Aber dieſes Verdienſt bzw. dieſe perſön⸗ 
liche Urheberſchaft gilt meiſtens ſozuſagen nur erſtmalig; in der 
nächſten Generation wird dieſes Prinzip durch das Erbprinzip ſo⸗ 
fort wieder negiert. Und dieſes neu hinzukommende Erbprinzip iſt 
durchaus nicht auf die Vererbung von Eigentum beſchränkt, ſondern 
erſtreckt ſich auch auf ſozialen Rang, auf Prärogativen aller Art. 
Klar iſt ohne weiteres, daß die urſprüngliche Erobererkaſte ihre 
Herrſchaftsſtellung durch Vererbung aller ihrer Poſitionen auf An- 
gehörige der eigenen Kaſte zu verewigen trachtet, welcher Um⸗ 
ſtand durch Konnubium oft verſchärft wird. Aber darüber weit hin⸗ 
ausgehend, iſt eine ganz allgemeine ſoziologiſche Tendenz wahrnehm⸗ 
bar, jede neu erworbene Prärogative ſofort auf die eigene Nach⸗ 
kommenſchaft zu übertragen. Schon Rouſſeau, der überhaupt, trotz 
ſeines chimäriſchen Naturzuſtandes und ſeiner unhiſtoriſchen Konzeption 
des „Geſellſchaftsvertrages“, einen richtigen Blick für die Entſtehung 
geſellſchaftlicher Zuſtände erkennen läßt, macht auf dieſen Zuſammen⸗ 
hang aufmerkſam. So ſagt er: „Zuerſt wurden die Magiſtrats⸗ 
perſonen gewählt, und wenn der Reichtum nicht den Preis davon⸗ 
trug, jo erhielt das Verdienſt den Vorzug ... oder das hohe Alter 
Die älteſten der Hebräer, die Geronten der Spartaner, der Senat 
zu Rom und ſogar die Etymologie des Wortes Seigneur beweiſt 
das. .. Später entſtand Zwieſpalt, Bürgerkrieg daraus. Die 
ehrgeizigen Vornehmen machten ſich dieſe Umſtände zunutze, um die 


„Ehrenämter, die ſie bekleideten, auf ihre ganze Familie zu verewigen“ 


(Rouſſeau, „Abhandlung von dem Urſprunge der Ungleichheit unter 
den Menſchen“, Berlin 1756, S. 135—136). 

Es tritt uns hier die beſonders wichtige Außerungsform des 
Unſterblichkeitswunſches entgegen: Der Menſch will ſeine ſonſt ephemere 
Macht verewigen, indem er die innegehabte Poſition auf ſeine direkte 
Schmollers Jahrbuch XLV 1. 8 


114 Gaſton Roffenſtein [114 


Nachkommenſchaft zu übertragen ftrebt. Mutter: und Vaterliebe wirken 
natürlich im ſelben Sinne zuſammen. Aber auch demokratiſche Ver⸗ 
faſſungseinrichtungen waren nicht im Stande, der natürlichen Bildung 
einer ſolchen Erbariſtokratie entgegenzuwirken: „Die Ephoren waren 
urſprünglich vom König ernannt worden, um beſtimmte Obliegenheiten 
zu erfüllen; ſie machten ſich dann aber die Könige untertan und 
brachten ſpäter auch den Senat unter ihre Botmäßigkeit, jo daß fie 
im weſentlichen die Herrſcher wurden. Von da können wir 
zum Beiſpiel zu Venedig übergehen, wo die Gewalt, einſtmals vom 
Volke ausgeübt, allmählich in die Hände eines Exekutivpkörpers über⸗ 
ging, deſſen Mitglieder in der Regel wiedergewählt und nach ihrem 
Tode von ihren Söhnen erſetzt wurden, jo daß daraus eine Ariſto⸗ 
kratie entſtand, aus der ſich ſchließlich der Rat der Zehn entwickelte, 
. . . welche ... von keinem Geſetze eingeſchränkt, die tatſächliche 
Herrſchaft in Händen hatten“ (Spencer, „Die Prinzipien der 
Soziologie“, III. Bd., 5. Teil, S. 458 —459). 

Selbſt wenn man auch im ſtrengſten demokratiſchen Sinne eine 
„volonté générale“ annimmt, die die ſtaatlichen Machtfunktionen 
überträgt, beſteht keine Gewähr dagegen, daß dieſe ſtaatliche Macht⸗ 
funktion den ökonomiſchen und Machtintereſſen einer beſtimmten 
Schicht nutzbar gemacht wird. 

So entſteht eine Erbariſtokratie im weiteſten Sinne des Wortes. 
Gewalt, Zufall, Befähigung, Alter, Wahl verurſachen die. Standes⸗ 
erhebung, die Bevorrechtung, die Amtsbekleidung Einzelner oder eine 
Vermögens- bzw. Kapitalsanſammlung in Händen Weniger und das 
Erbprinzip ſorgt für die Erhaltung in derſelben blutsverwandt⸗ 
ſchaftlichen Linie. So wurde bisher der Wettbewerb automatiſch 
eingeſchränkt. Wird das Streben nach Macht nicht manifeſt ſein 
dürfen, ſo wird es verhüllt unterirdiſch verlaufen. Die Demagogie 
und „mise en scène“, die auch jetzt für das ſoziale Emporkommen 
ſo häufig unentbehrlich ſind, werden noch mehr an Bedeutung gewinnen. 

Es kommt aber noch ein wichtiger Umſtand hinzu. Die techniſch 
notwendige Über: und Unterordnung im Wirtſchaftsbetriebe iſt in 
einem demokratiſch regierten Unternehmen undurchführbar. Der Sozial⸗ 
demokrat Bernſtein zum Beiſpiel gibt dies unumwunden zu: „Für 
die Aufgabe, welche die Leitung eines Fabrikunternehmens mit ſich 
bringt ... geht es einfach nicht, daß der Leiter der Angeſtellte der 
Geleiteten, in ſeiner Stellung von ihrer Gunſt und ihrer üblen 
Laune abhängig ſein ſolle“ (Bernſtein, Die Vorausſetzungen des 
Sozialismus uſw. S. 101 — 102). 
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Man müßte daher ſehr bald zu einer autoritativen Form zurück⸗ 
kehren, nach der Stahl ſchen Maxime: Autorität nicht Majorität! 
Natürlich würden dadurch neue Machtpoſitionen geſchaffen werden, 
„die naturgemäß aus allen vorgenanten Gründen die Tendenz hätten, 
einer eingeſchränkten Schichte vorbehalten zu bleiben. Es bleibt 
ſozuſagen nur die Alternative: entweder wüſteſter Wahlkampf, ununter⸗ 
brochenes Ringen um die bevorzugte Stelle, wobei nichts weniger 
als die natürliche Ariſtokratie jedesmal obſiegen würde, mit ſchwerer 
Schädigung der Wirtſchaft und des ganzen fozialen Organismus, 
oder irgendeine neue Form ſtändiſcher Gliederung. Wahrſcheinlich 
iſt, daß die Realität eine Kreuzung dieſer beiden Prinzipien ergeben 
wird. Die Fähigkeit zur Unterordnung ſcheint überhaupt in gewiſſem 
Grade die Bedingung für die Exiſtenz⸗ und Entwicklungsfähigkeit 
ſozialer Organismen zu fein. Die Geſchichte zeigt ferner genug 
Beiſpiele, wie aus freien Einrichtungen infolge mannigfacher Urſachen 
neue Machtkonſtellationen entſtehen. Eine „einſchichtige Geſellſchaft“ 
(Rathenau) iſt nicht zu erreichen. 

Auf dieſe Art ergibt ſich uns eine Betrachtungsweiſe, die ſtatt 
einer kontinuierlichen Entwicklung einen Zyklus der Erſcheinungen 
annimmt. Die geſellſchaftliche Funktion wird vererbt, ſie wird dadurch 
auf Perſonen übertragen, die ihr unter Umſtänden nicht im ſelben 
Naße wie der urſprüngliche Inhaber gewachſen findg Hierzu kommt 
aber noch, daß Beſitz und Stellung oft die Urſachen ihrer Entſtehung 
lange überdauern; Funktionen werden infolge der geänderten äußeren 
oder inneren Situation überflüſſig, oder ſie verlieren ihre Ausnahme⸗ 
bewertung, weil die dazugehörigen Befähiguugen alltäglich geworden 
ſind, zum Beiſpiel u. a. auch die ſeinerzeit aus der Kenntnis des 
Leſens und Schreibens hervorgegangene Qualifikation 1. Eine Zeit⸗ 
lang über dauert die Funktion und die Achtung vor deren Trägern 
ihre Wichtigkeit und objektive Nützlichkeit, ein Zuſtand, den natür⸗ 
lich der bevorrechtete Stand durch ſoziale Suggeſtionen möglichſt 
zu erhalten trachtet, was aber natürlich die ftet3 latente Auflehnung 
der Schlechtweggekommenen auf die Dauer nicht zu verhindern 
vermag. 

Die Revolution macht dieſen Alterserſcheinungen einer Inſtitution 


ein Ende, ohne natürlich irgendwie an dem naturnotwendigen ſozialen 


2 Dieſer Umſtand ſcheint auch in der aktuellen Frage der „geiſtigen Ar⸗ 
beit“, zu der bekanntlich jede Augeſtellten⸗ und Beamtentätigkeit gerechnet wird 
— abgeſehen von ihren rein ökonomiſchen Abhängigkeiten —, eine Rolle zu 
ppielen. i Bu 
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Mechanismus für die Zukunft etwas ändern zu können. Die Analogien 
mit der gegenwärtigen Revolutionsperiode liegen auf der Hand. 
Speziell in bezug auf die Leitung des Produktionsprozeſſes wird 
die Frage, ob der ererbte Beſitz dazu einzig berechtigen ſoll, auf: 
geworfen und verneint und dies um ſo mehr, als beide Faktoren bei 
der Aktiengeſellſchaft eigentlich ſchon getrennt ſind. Das iſt mit 
eine der vielen Willenskomponenten für die Verneinung der kapita⸗ 
liſtiſchen Ordnung. | 

Denken wir uns nun in der Folge irgendeine gemeinwirt⸗ 
ſchaftliche Ordnung, welche die beſeitigte kapitaliſtiſche Wirtſchafs— 
verfaſſung erſetzen ſoll. Es braucht wohl nicht hervorgehoben zu 
werden, daß unſer Gleichheitspeſſimismus mit der Frage der Möglichkeit 
einer weitgehenden Gemeinwirtſchaft nichts zu tun hat. Im Gegen⸗ 
teil, unſere Aufgabe iſt es, zu zeigen, daß Gemeinwirtſchaft, wenn 
möglich, keine Panacee gegen empfundene ſoziale Übel vorſtellt. 
Den Untergang der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft aus immanenter wirt⸗ 
ſchaftlicher Notwendigkeit haben wir allerdings abgelehnt, aber ihr 
allmähliches Abbröckeln durch das Reſſentiment und den Machtwillen 
einer politiſch erſtarkten Arbeiterklaſſe, insbeſondere wenn der ſo⸗ 
genannte geiſtige Arbeiter ſich ihr anſchließen ſollte, iſt durchaus 
nicht unmöglich, um ſo mehr, als auch ſonſt eine „fortſchreitende Aus⸗ 
dehnung der zwangsgemeinwirtſchaftlichen Unternehmung“ (Adolf 
Wagner) nachbeisbar iſt. Zwar laſſen manche Erwägungen eher 
auf die Tendenz zu einer Syntheſe der Wirtſchaftsformen ſchließen, 
wie fie uns zum Beifpiel in der Konzeption Rathen aus entgegen⸗ 
treten. Dieſe Syntheſe würde uns auch als die wirtſchaftlich zweck⸗ 
mäßigere erſcheinen, weil ſie die Vorzüge beider Produktionsformen 
in ſich vereinigte; da aber in der Geſellſchaft ſich nicht immer das 
Zweckmäßigſte herausbildet, können wir auch die kollektivierte Geſell⸗ 
ſchaft durchaus in den Bereich des Möglichen ziehen. 

In dieſe kollektivierte Geſellſchaft werden, ſo wollen wir fingieren, 
die Menſchen „als Parallelen beginnen“. Vergegenwärtigt man ſich 
aber die Wirkung des oben von Simmel betonten Mißverhältniſſes 
zwiſchen der Anzahl der Befähigten und der vorhandenen Stellen, 
das natürlich für jede beliebige ſoziale Ordnung gilt, woraus allein 
ſchon die Unmöglichkeit einer natürlichen Rangordnung hervorgeht, 
und hält damit die pſychologiſche Unmöglichkeit einer Gleichheit 
ſchlechthin zuſammen, ſowie die große, unveränderte Bedeutung des 
Wunſches nach Vererbung der Poſition, nach ſozialer Erhebung der 
Familie über den eigenen Tod hinaus, ſo folgt daraus mit großer 
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Wahrſcheinlichkeit, daß dieſe uralten ſoziologiſchen Mechanismen, die 
für jede Produktionsbaſis Gültigkeit haben, auch weiterhin die ſoziale 


Struktur weſentlich mitbedingen werden. 


Dazu kommt noch etwas ungemein Naheliegendes: Die freie 
Konkurrenz um die Stellen erzeugt ein Protektionsſyſtem; ſoll aber 
dem Gewaltmißbrauch der beſtellten Leiter durch gewählte Parlamen⸗ 
tarier geſteuert werden, fo beſteht ebenſo die Möglichkeit, daß der 


Parlamentarier ſelbſt ſeine Stellung mißbraucht, wie das gerade in 


ausgeſprochen demokratiſch regierten Staaten regelmäßig beobachtet 
wird. Protektion bringt Nepotismus mit ſich, und beide find die 
Schrittmacher einer neuen Erblichkeit. 

So können wir im allgemeinen folgenden Zyklus 
nachweiſen und deſſen Weiterbeſtehen für die Zukunft 
vermuten: Soziale Prärogativen entſtehen durch irgend⸗ 
welche Form perſönlicher Urheberſchaft, haben die 
Tendenz, ſich leicht zu vererben, ſomit auf einen 
„Stand“ eingeſchränkt, monopoliſiert zu werden, ver⸗ 
lieren im Laufe der Zeiten oft ihre ſoziale Bedeutung, 
rufen die Auflehnung der langſam erſtarkenden Maſſe 
oder Teile derſelben hervor, werden dann in Revolu⸗ 
tionen beſeitigt, worauf nach einem kurzen oder langen 
bergan ge eine neue Ariſtokratie erſteht. Der Kreis iſt 
geſchloſſen. 

Dieſer Vorgang ermangelt aber nicht einer gewiſſen ſozialen 


und kulturellen Nützlichkeit. Die Bildung einer Ariſtokratie bedingt 


nämlich die Züchtung von ſozial und kulturell wertvollen Eigen⸗ 
ſchaften, iſt alſo für die ſoziale Arbeitsteilung äußerſt zweckentſprechend. 
In dieſem Sinne hat Maines Ausſpruch recht: „Die Geſchichte 
iſt eine Ariſtokratin“, in demſelben Sinne wird ſie es vermutlich in 
der Zukunft bleiben. 

Für die ſpezielle Geſtaltung der Verhältniſſe im ſozialiſtiſchen 
Staate wird der Beamte maßgebend ſein. Erinnern wir uns, daß 
es im ganzen Geſchichtsverlaufe zwei Mittel der Macht gegeben hat: 


die Erwerbung von Grund und Boden und der Beſitz der Amter 


ſo iſt wohl klar, daß die ſozialen Prärogativen in dieſer äußerſt zentra⸗ 
liſierten Wirtſchaftsorganiſation dem Beamten vorbehalten ſein 
werden. 

Auf dieſe Entwicklungsmöglichkeit iſt denn auch ſchon ſehr oft 
hingewieſen worden. So meint Ham macher: „Der Sozialismus 
bedeutet eine große allgemeine Beamtenariſtokratie“ (a. a. O. S. 694), 
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und Max Weber ſpricht ſogar von der „Diktatur des Beamten“, 
die im Vormarſche begriffen ſei. Es werde ſich, meint Max Weber 
weiter, „die Berufsſpezialiſierung und das Erfordernis der Fach— 
ſchulung bei allen innerhalb der Produktion über der Arbeiter⸗ 
ſchicht ſtehenden Schichten“ ſteigern. Dadurch entſteht aber von 
ſelbſt eine Beamtenſchicht, die in ganz beſtimmter Art gebildet 
ſein muß und die deshalb „einen ganz beſtimmten ſtändiſ chen 
Charakter trägt“. 

In einer Kontroverſe gegen Edgar Jaffè erwähnt Kämmerer: 
„Wenn man den Unternehmergewinn durch Verſtaatlichung der Wirt⸗ 
ſchaft ausſchalten wollte, ſo würde der ebenſo unausrottbare wie 
legitime Trieb zur materiellen Exiſtenzverbeſſerung damit nicht 
ertötet werden. Er würde ſich nur auf anderem Gebiete geltend 
machen, nämlich bei dem Kampfe um die beſſer dotierten 
Staatsſtellungen“ („Archiv für Sozialwiſſenſchaften und Sozial⸗ 
politik“, XI). 

Auch während der franzöſiſchen Revolution ſind alle Offiziers⸗ 
und Beamtenſtellen zunächſt durch Wahl hervorgegangen. Das Ziel 
der Jakobiner war die vollſtändige Gleichheit auch in den Verwaltungs⸗ 
poſten. Es konnte zum Beiſpiel jedermann Richter werden, ohne 
als Juriſt praktiziert zu haben; auch der Generalſtab der National⸗ 
garde und die Poſtdirektoren wurden gewählt. Unter dem Kaiſer⸗ 
reiche, der Reſtauration und der dritten Republik aber wurden und 
werden die wichtigſten Beamten wieder von Staats wegen ernannt, 
da man eingeſehen hat, daß die „Majoritätenwirtſchaft einer rohen 
und blinden Kraft gleicht, deren Wirkungen ohne Gegengewicht 
verhängnisvoll wären“ (Taine, a. a. O., 4. Buch, S. 348). In 
der Wirtſchaftsleitung wäre ſie noch weit verhängnisvoller. — 

Bekanntlich gibt es auch in verſchiedenen Staaten „Beamten⸗ 
familien“, die die höheren Beamten hervorbringen. | 

Die bisherige Entwicklung weiſt aljo mit Notwendigkeit die 


Richtung an, die die ſozialiſtiſche Zukunft gehen muß: Bildung eines 


ſpezifiſchen und mächtigen Beamtentums mit der Tendenz zur Ab⸗ 
ſonderung in einem eigenen Stande und allen den ſoziologiſchen 
und ſpychologiſchen Begleiterſcheinungen; dabei darf auch die höhere 
Entlohnung nicht vergeſſen werden, damit die wirtſchaftliche Eigen⸗ 
intereſſiertheit nicht erlahme !. 


1 Sicher erhoffte ein Teil der „geiftigen Arbeiter“ — inzbeſondere die 
Ingenieure in Privatbetrieben uſw. — zu Beginn der Revolution einen Um⸗ 
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Der Staat bekommt eine ungeheure Machtfülle 1. — Nicht in 
dem oberflächlichen Sinne bureaukratiſcher „Mißſtände“, ſondern in 
dem tieferen Sinne einer unausweichlichen ſozialen Antinomie behält 
der Satz des Herzogs d' Audiffret⸗Pasquier ſeine Richtigkeit: 
„Kaiſerreiche fallen, Miniſterien vergehen, aber die Bureaux bleiben“ 


| Dyencen, Einleitung in das Studium der Soziologie, I. Teil, 


S. 150). 


ſanung⸗ durch den die bisherigen erblichen Vertreter der Wirtſchaftsführung zu 
ihren Gunſten abgeſetzt werden würden. Die Entwicklung iſt allerdings dieſen 
Weg bisher nicht gegangen. Die derzeitige hohe Konjunktur gewiſſer Zweige 
von manuellen Arbeitern innerhalb der noch beſtehenden kapitaliſtiſchen Ordnung 
hat natürlich mit den obigen Fragen nichts zu tun. Jedenfalls ſteht ein äußerſt 
hartnäckiger Kampf zwiſchen. „manuellen“ und „geiſtigen“, zwiſchen qualifizierten 
und nichtqualifizierten Arbeitern bevor. 

1 Der Hiſtoriker Hellmann vergleicht ſie ſogar mit jener der mittel⸗ 


u alterlichen Kirche (Siegmund Hellmann, „Die großen europäiſchen Revolu⸗ 
tionen“, 1919). 
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Die Eiſenbahnpolitik der Vereinigten 
Staaten von Amerika bis zum Ende 
des Weltkrieges 


Von Alfred v. der Leyen ⸗ Berlin 


Inhaltsverzeichnis: I. Einleitung S. 121. — II. Das Bundesverkehrsgeſetz 
und ſeine Novellen S. 125. — III. Präſident Wilſon als Verkehrspolitiker 
S. 132. — IV. Wilſons Stellung zur Eiſenbahntarif⸗ und zur Arbeiterfrage. 
Vor Eintritt der Vereinigten Staaten in den Weltkrieg S. 136. — 
V. Während des Weltkriegs. Vorübergehender Staatsbetrieb. General⸗ 
direktor Me. Adoo S. 144. — VI. Nach dem Weltkrieg. Das Eiſenbahn⸗ 

beförderungsgefe vom 18. Februar 1920. übergangsbeſtimmungen. Arbeiter⸗ 

| frage S. 149. — VII. Die Anderungen des Bundesverkehrsgeſetzes S. 156. — 

Ä VIII. Rückblick und Ausblick S. 162. | | 


I 


In keinem Staat hat, die Regelung der Eiſenbahnverhältniſſe 
ſolche Schwierigkeiten gemacht, wie in den Vereinigten Staaten 
von Amerika. Ob es gelungen iſt, durch das neueſte umfaſſende 
f Eiſenbahngeſetz, das Beförderungsgeſetz vom 28. Februar 1920 
| ( Transportation Act), dieſer Schwierigkeiten Herr zu werden, ob 
| dieſes Geſetz eine brauchbare Grundlage für die Schaffung dauernd 
geſunder Zuſtände im amerikaniſchen Eiſenbahnweſen ſein wird, iſt 
| eine heute noch offene Frage. Jedenfalls bildet es den Abſchluß 
einer Bewegung, die mehrere Jahre vor dem Weltkrieg einſetzt, 
während des Weltkriegs, beſonders nachdem die Vereinigten Staaten 
f in dieſen eingetreten ſind, hin und her geſchwankt hat, und, nach⸗ 
dem nochmals länger als ein Jahr immer wieder neue Probleme 
aufgetaucht, neue Ermittlungen aller Art, diesmal beſonders in den 
parlamentariſchen Körperſchaften angeſtellt ſind, endlich in dem nach 
ſchweren Geburtswehen verabſchiedeten vorerwähnten Bundesgeſetz 
ihren wenigſtens vorläufigen Abſchluß gefunden hat. Zum Verſtänd⸗ 
nis dieſes Geſetzes und ſeiner Entſtehung iſt ein kurzer Rückblick 
auf die Entwicklung der Eiſenbahnen der Vereinigten Staaten er⸗ 
forderlich. | 


1 Erweiterung eines in der Berliner Staatswiſſenſchaftlichen Geſellſchaft 
gehaltenen Vortrags. 
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Seit Beginn des Zeitalters der Eiſenbahnen iſt in den Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika das Privatbahnſyſtem das allein und 
unbeſchränkt herrſchende. Zwar wurden einige Strecken der älteſten 
Eiſenbahnen von Einzelſtaaten gebaut und kurze Zeit betrieben, aber 
ſie ſind bald von Privatbahnen aufgeſaugt, und daß heutzutage die 
Bahn über die Landenge von Panama, gleichſam als Zubehör zu 
dem Panamakanal, daß ferner an der äußerſten Nordweſtgrenze die 
zum Teil erſt im Bau begriffenen Eiſenbahnen Alaskas Staats⸗ 
bahnen ſind, iſt für die grundſätzliche Syſtemfrage ohne Bedeutung. 
Das Privatbahnnetz der Vereinigten Staaten hatte im Jahre 1914 
einen Umfang von 410 918 km, ein Umfang, der ſich während des 
Krieges nur wenig geändert hat. In dieſer Zahl ſind nicht ent⸗ 
halten die ſtädtiſchen, die Vorortbahnen und die elektriſch betriebenen 
ſogenannten Überland⸗ oder auch Städtebahnen (overland, inter- 
urban Railways). Die Bedeutung dieſer Zahl ſpringt in die Augen, 
wenn man ſich vergegenwärtigt, daß der Umfang der Eiſenbahnen 
der Erde ſich um dieſelbe Zeit auf 1104217 km ſtellte, und daß 
das europäiſche Eiſenbahnnetz 346 235 km, alſo rund 64 000 km 
weniger lang war! als das der Vereinigten Staaten. Die Ent⸗ 
wicklung des Eiſenbahnbaues iſt eine ſprungweiſe, ganz unregel⸗ 
mäßige, Die Höchſtzahl der neu gebauten Kilometer weiſt das Jahr⸗ 
zehnt 1880—1890 mit 117 700 km auf, im folgenden Jahrzehnt 
find es nur noch 42 000 km, im Jahrzehnt 1900—1910 wieder 
77000 km. Seit der Zeit zeigt ſich wieder ein ſtarker Rückgang; in 
den letzten Kriegsjahren hat der Eiſenbahnbau völlig geſtockt. 

Eigentum und Verwaltung der Bahnen ſind in den Händen 
von Privatgeſellſchaften, meiſt Aktiengeſellſchaften, von denen rund 
2200 in der Statiſtik aufgewieſen ſind, aber nur etwa 800 ſich 
formell einer gewiſſen Selbſtändigkeit erfreuen. Tatſächlich iſt das 
ganze Netz in fünf bis ſechs große Gruppen eingeteilt, deren jede 
von einem oder einer Anzahl vereinigter Geldfürſten beherrſcht 
wird. Sie werden Eiſenbahnkönige genannt. | 

In den erſten Jahrzehnten enthielt ſich die Staatsgewalt — die 
Bundesregierungen ſowohl als die Regierungen der Einzelſtaaten — 
jeder Einmiſchung in die Konzeſſionierung, die Verwaltung und den 
Betrieb der Eiſenbahnen. Jedermann kann Eiſenbahnen bauen, 


1 Selbſtverſtändlich beweiſen dieſe Zahlen nicht die Überlegenheit der 
Hamerikaniſchen über die europäiſchen Eiſenbahnen. Für die Vergleichung des 
Eiſenbahnnetzes verſchiedener Länder ſind außer der Längenausdehnung viele 
andere Geſichtspunkte zu beachten, auf die hier nicht eingegangen werden kann. 
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wenn er das nötige Geld findet; es bleibt ihm überlaſſen, wie er 
ſich in den Befig des Grund und Bodens ſetzt, ein Enteignungsrecht 
wird den Eiſenbahnen nicht verliehen, es genügt ihre Eintragung 
in das Handelsregiſter. Die Eiſenbahnhoheit lag bei den Einzel⸗ 


ſtaaten. Wenn das Land auch mit Eiſenbahnen reichlich verſehen 


wurde, ſo wurde doch ſchon in der erſten Zeit grober Mißbrauch 


mit den Eiſenbahnen getrieben. Wilde Spekulanten — ich brauche 


nur die Namen eines Robert Field Stockton, der mit der Camden and 
Amboy⸗Eiſenbahn eng verbunden iſt, eines Daniel Drews, des Ver⸗ 
derbers der Erie⸗Bahn, eines Commodore Vanderbilt, des Gründers 
der New Pork⸗Central⸗Bahn, eines Jay Gould zu nennen — be 


nächtigten ſich der Eiſenbahnen, betrieben ſie in ihrem Intereſſe, 
ergingen ſich in wildem Börſenſpiel mit den Eiſenbahnwerten. 


Ganze Landesteile litten unter ſolcher Wirtſchaft. Schlimmer 
wurden dieſe Zuſtände noch, als die Eiſenbahnen ſich zu größeren 
Netzen zuſammenſchloſſen und ihre Mißwirtſchaft ſich immer weiter⸗ 


erſtreckte. Schon zu Beginn der ſiebziger Jahre des vorigen Jahr⸗ 


hunderts wird lebhaft geklagt über die Eiſenbahntarife. Die faſt 
revolutionäre Bewegung der Landwirte, der Grangers (1872 ff.), 


nimmt ihren Ausgang von den Eiſenbahntarifen, der Schädigung 


der Landwirtſchaft durch zu hohe Lokaltarife im Verhältnis zu den 


billigen durchgehenden Tarifen. Sodann die verheerenden Tarif⸗ 


kriege der großen weſtöſtlichen Bahnen mit ihren verhängnisvollen 
wirtſchaftlichen und finanziellen Erſcheinnngen. Allgemeine Klagen 
über die Unſicherheit, die Ungleichmäßigkeit der Tarife, über die 
maßloſe Ausdehnung der heimlichen Frachtvergünſtigungen für 
einzelne Perſonen und einzelne Handels⸗ und Induſtriegegenden 
hören nicht auf. Mit den Tarifen iſt ein ungezügelter Wettbewerb 


der konkurrierenden Eiſenbahnen verbunden, der zu einer Vernichtung 


der ſchwächeren durch die mächtigen führt und ſchwere finanzielle 
Verluſte der Aktionäre und Gläubiger zur Folge hat und wiederum 
ju Verſchmelzungen der Bahnen und der Kräftigung der Monopol⸗ 
wirtſchaft führt. In Verbindung damit ſteht die unklare und un⸗ 
geregelte Finanzwirtſchaft, ein ungeſundes Verhältnis zwiſchen den 
Aktien und Obligationen; von dem Aktienkapital werden nur geringe 
Beträge eingezahlt, die Aktien zu Beſtechungen der Behörden, der 
Parlamente verwendet. Das Aktienkapital wird verwäſſert, die 
Bilanzen ſind unverſtändlich, die finanzielle Lage verſchleiert. Die 
Folgen davon find Zahlungseinſtellungen und Bankerotte der Eiſen⸗ 
bahnen in einem Umfang, wie ſie ſonſt nirgends vorkommen. Dieſe 
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Erſcheinungen ziehen ſich durch die ganze Geſchichte der Eiſenbahnen 
hindurch. Die großen Handelskriſen der Jahre 1857, 1873, 1883, 
1893, 1904, 1908 werden weſentlich beeinflußt durch die Finanz- 
kriſen der Eiſenbahnen !. Im Jahre 1893, allerdings dem ſchlimmſten, 
ſtellten 74 Eiſenbahnen im Umfang von 47237 km und mit einem 
Anlagekapital von mehr als 7 Millarden Mk. ihre Zahlungen ein. 

Solche ſchlimmen Folgen einer zügelloſen Eiſenbahnwirtſchaft 
haben immer wieder die Offentlichkeit beſchäftigt, und man hat nach 
Mitteln geſucht, eine Beſſerung herbeizuführen. Ein ſolches ſchien 
zunächſt die Einführung einer ſtrengen Staatsaufſicht. Es wurden 
in einer Anzahl von Staaten Aufſichtsbehörden, Railway Com- 
missions, eingeſetzt, deren Befugniſſe durch Geſetze geregelt wurden, 
Das erſte dieſer Eiſenbahngeſetze wurde im Jahre 1844 für den 
kleinen Staat New Hampfſhire erlaſſen; es folgten nach Bedarf 
andere Staaten. Als das beſte dieſer Geſetze gilt das für Maſſa⸗ 
chuſetts vom Jahre 1869, deſſen Urheber der rühmlichſt bekannte 
Eiſenbahnfachmann (Juriſt) Chs. Francis Adams jun. war. 
Durch dieſe Geſetze wurden den Behörden Aufſichts⸗ und in gewiſſem 
Umfang ſchiedsrichterliche Befugniſſe erteilt. Die Tätigkeit der Be⸗ 
hörden beſchränkte ſich aber auf Überwachung des Eiſenbahnbetriebes 
und Erteilung guter Ratſchläge, wenn ſie fanden, daß etwas nicht 
in Ordnung war. Eine zweite Gruppe führte ihren Urſprung zurück 
auf die vorerwähnte Granger⸗Bewegung. Das erſte dieſer Amter war 
das für den Staat Illinois, das bald von andern Staaten nach- 
geahmt wurde. Dieſen Ämtern wurde auch eine Mitwirkung bei 
Feſtſtellung der Eiſenbahntarife gewährt. Ihre Befugniſſe ſind von 
den Eiſenbahnen als im Widerſpruch mit der Verfaſſung ſtehend 
mit Erfolg angegriffen und ſodann eingeſchränkt worden. Nach und 
nach in langſamem Fortſchreiten ſind ſolche Eiſenbahnämter in allen 
Staaten der Union errichtet worden?. Ihre Befugniſſe ſind nicht 
die gleichen, ſie laſſen ſich aber weſentlich nach den für die beiden 
vorſtehenden Gruppen beſtehenden Grundbedingungen einteilen. 

Die Zuſtändigkeit dieſer ſtaatlichen Aufſichtsämter erſtreckte ſich 


1 Vgl. zum Beiſpiel die Tabelle im Archiv für Eiſenbahnweſen, 1914, 
S. 1686, 1687. ö 

2 Vgl. die Einzelheiten bei v. der Leyen, Die Finanz⸗ und Verkehrs⸗ 
politik der nordamerikaniſchen Eiſenbahnen. 2. Aufl. (1895), S. 8 ff. Eine neuere 
amtliche Zuſammenſtellung enthält das Werk der Interstate Commerce Com- 
mission: Railways in the United States, 1902. Part IV. State regulation 
of Railways. Wajhington 1908. 
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nur auf das Gebiet der Einzelſtaaten, während die meiſten, vor⸗ 
nehmlich die größten und mächtigſten Eiſenbahnen der Vereinigten 
Staaten das Gebiet von zwei oder mehr Staaten durchziehen. Ihre 
Strecken unterſtanden alſo verſchiedenen Gerichtsbarkeiten oder waren 
völlig unbeaufſichtigt. Daß mit einer ſolchen in viele Teile ge⸗ 
trennten Aufſicht wirkſame Erfolge nicht erzielt werden konnten, lag 
auf der Hand. Wollte man wirklich Wandel ſchaffen, ſo mußte dahin 
geſtrebt werden, eine nach einheitlichen Grundſätzen gebildete Bundes⸗ 
aufſicht einzuführen. Dieſer Gedanke wurde zuerſt mit Nachdruck 
zur Erörterung geſtellt in den öffentlichen Erörterungen, die ſich an 
die Enthüllungen der großen Unterſuchungskommiſſion anſchloſſen, 
die im Staate New Pork im Jahre 1879 getagt hat. Das Ziel 
dieſer Erörterungen war die Errichtung einer Bundesauſſichts⸗ 
behörde, deren Befugniſſe ſich auf den zwiſchen den Einzelſtaaten 
bewegenden Verkehr zu erſtrecken hatte. Die Frage wurde zunächſt 
im Senate der Vereinigten Staaten unterſucht, und nach längeren 
Verhandlungen in beiden Häuſern des Kongreſſes wurde die Inter- 
state Commerce Act vom 4. Februar 18871 erlaſſen, die am 

5. April 1887 in Kraft getreten iſt. | 


II 


Die Befugnis zum Erlaß dieſes Geſetzes (ich habe den auch in 
der Fachpreſſe angenommenen Vorſchlag gemacht, es in deutſcher 
lberſetzung Bundesverkehrsgeſetz, die darin eingeſetzte Behörde 
Bundesverfehrsamt zu nennen) gründet ſich auf Art. I, Abſchnitt 8, 
93 der Verfaſſung, der lautet: 

The Congress shall have power to regulate commerce 
with foreign nations and among the several States and 
with the Indian tribes, und weiterhin: to make all laws 
which. shall be necessary and proper for carrying into 
execution the foregoing powers. 

Natürlich hat im Erlaß dieſer Verfaſſungsbeſtimmung niemand an 
Eiſenbahnen denken können. Der Kongreß hat aber mit Recht 
lein Bedenken getragen, dieſe Beſtimmungen auf die Eiſenbahnen 
auszudehnen. 

Dieſes Geſetz bildet ſeitdem die Grundlage des öffentlichen 
Eiſenbahnrechts der Vereinigten Staaten. Es bezieht ſich, wie be⸗ 


’ Der amtliche Titel lautet Act to regulate commerce. 
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merkt, nur auf den Verkehr zwiſchen den Einzelſtaaten (inter- 
state commerce), in dem innerhalb der Grenzen der Einzelſtaaten 
ſich bewegenden Verkehr (intra state commerce) bleiben die Ge⸗ 
ſetze der Einzelſtaaten beſtehen, deren materielle Beſtimmungen viel⸗ 
fach mit denen des. Bundesgeſetzes nicht übereinſtimmen. Doch hat 
man in den Vereinigten Staaten nicht verkannt, daß für den Ver⸗ 
kehr eine ſachliche Übereinſtimmung des bundes⸗ und des binnen⸗ 
ſtaatlichen Eiſenbahnrechts erwünſcht iſt. Um dieſes Ziel zu er⸗ 
reichen, finden alljährlich Konferenzen zwiſchen den Beamten der 
binnenſtaatlichen Aufſichtsämter unter Vorſitz des Bundesverkehrs⸗ 
amtes ſtatt, in denen über die Beſeitigung der Verſchiedenheiten be⸗ 
raten wird. Dieſe Konferenzen haben dazu geführt, daß allmählich 
die einzelſtaatlichen Geſetze ſowohl untereinander als auch mit dem 
Bundesverkehrsgeſetz immer mehr übereinſtimmen. Ahnlich, wie man 
ſich in Europa mit Erfolg bemüht hat, das Frachtrecht des Berner 
Internationalen Übereinkommens mit dem Binnenfrachtrecht der 
Vertragsſtaaten in Einklang zu bringen und es im Einklang zu er⸗ 
halten. ö 5 | 

Das Bundesgeſetz enthält einmal die Beſtimmung, daß zur 


Wahrnehmung der Aufſicht eine eigene, aus fünf Mitgliedern be⸗ 


ſtehende Bundesbehörde, die Interstate commerce Commission 
(das Bundesverkehrsamt) errichtet wird, das die Beſchwerden über 
die Eiſenbahnen unterſucht, Berichte von ihm über den Verkehr, die 
Finanzen uſw. einfordern kann und alljährlich dem Kongreß einen 
allgemeinen Bericht und einen ſtatiſtiſchen Bericht vorlegt. Die ſach⸗ 
lichen Beſtimmungen beziehen ſich faſt nur auf die Tarife, deren 
formelle Geſtaltung, Veröffentlichung, Gleichmäßigkeit uſw. angeordnet 
wird. Zwei der wichtigſten, am meiſten angefochtenen Beſtimmungen 
find die ſogenannte Long and short haul clause ($ 4) und die 
antipooling clause ($ 5). Nach der erſteren iſt verboten, auf dere 
ſelben Strecke unter ſonſt gleichen Umſtänden eine höhere Fracht 
für die geringere als für die weitere Entſernung zu erheben, nach 
der letzteren find Tarifverbände und Vereinbarungen über die Teilung 
des Verkehrs und der Einnahmen (ſogenannte pools) verboten. 
Alle Entſcheidungen des Bundesamtes konnten durch Anrufen der 
ordentlichen Gerichte angefochten werden, und ſie wurden häufig mit 
Erfolg angefochten was natürlich nicht dazu beitrug, das Anſehen 
des Amtes zu heben. | 

Dieſes Geſetz hat nun nicht genügt, um die im Eiſenbahnweſen 
beſtehenden Mißſtände zu beſeitigen. Es iſt daher wiederholt der 


U 
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Verſuch gemacht worden, die bei ſeiner praktiſchen Handhabung 
hervorgetretenen Mängel durch Anderung ſeiner Beſtimmungen und 
Einführung neuer Beſtimmungen zu beſeitigen, ohne den Boden, auf 
dem das Geſetz ſteht, zu verlaſſen. Zu dieſem Zwecke ſind eine 
Reihe von Novellen erlaſſen, von denen vor Beginn des Weltkrieges 
die wichtigſten ſind die Novelle vom 19. Februar 1903 mit den 
Anderungen vom 29. Juni 1916, die ſogenannte Elkins Act, 
und die Novelle vom 18. Juni 19101. 

Durch dieſe Novellen, deren erſtere unter dem Einfluß, des da⸗ 
maligen Präſidenten Rooſevelt entſtanden iſt, während zu der letzteren 
eine Botſchaft des Präſidenten Taft unmittelbar angeregt hat, wird 
zunächſt die Zuſtändigkeit des Bundesverkehrsamts erweitert. Seiner 
Aufſicht unterſtanden bis dahin nur die Eiſenbahnen und die Waſſer⸗ 
-ftraßen. Sie erſtreckt ſich nunmehr auf die Expreßgeſellſchaften, 
die Schlafwagen⸗, Speiſewagen⸗ und andere Geſellſchaften, die 
Wagen vermieten, ferner auf die Röhrenleitungen, ausſchließlich 
der Gas⸗ und Waſſerleitungen, d. h. hauptſächlich auf Röhren⸗ 
leitungen für Petroleum, ferner auf die Telegraphen⸗, Telephon⸗ 
und Kabelgeſellſchaften, überall nur im zwiſchenſtäatlichen Verkehr. 

Ferner ſind die Rechte des Bundesverkehrsamtes auf dem Ge⸗ 
biet des Eiſenbahnweſens weſentlich erweitert. Nach dem Geſetz 
von 1887 konnte das Bundesverkehrsamt zwar auf Beſchwerde feſt⸗ 
ſtellen, daß ein Tarif ungerecht und unbillig ſei. Hingegen ſtand 
der Eiſenbahn die Berufung an die ordentlichen Gerichte zu, und 
wenn dieſe auch die Entſcheidung des Bundesamtes beſtätigten (was 
häufig nicht geſchah), ſo blieb der Eiſenbahn immer überlaſſen, welche 
Tarife ſie an Stelle des verworfenen feſtſetzen wollte, und es war 
nicht ausgeſchloſſen, daß dieſe wiederum anfechtbar waren. — Nach 
der Novelle von 1906 iſt nun das Amt auch berechtigt, nach Unter⸗ 
ſuchung und Anhörung der Parteien den Höchſttarif feſtzuſtellen, 
der gerecht und billig iſt. Dieſer Höchſtſatz tritt nach 30 Tagen in 

Kraft und bleibt nicht länger als 2 Jahre beſtehen. 


1 Vgl. B. H. Meyer, Das neue Bundeseiſenbahngeſetz in den Vereinigten 
Staaten, Archiv für Eiſenbahnweſen, 1907, S. 1 ff. und A. v. der Leyen, 
Der neueſte Stand der Bundesgeſetzgebung über das amerikaniſche Eiſenbahnweſen, 
daf. 1913, S. 1 ff. In dem erſteren Aufſatz wird die Entwicklungsgeſchichte der 
Geſetzgebung über den Eiſenbahnverkehr bis zur Novelle vom 29 Juni 1906, 
in der letzteren dieſe Geſchichte bis zur Novelle vom 18. Juni 1910 ausführlich 
in allen Einzelheiten, auch unter Berückſichtigung einer Anzahl kleinerer Novellen 
von geringerer Tragweite, dargeſtellt. Hier konnten nur die wichtigſten Ande⸗ 
rungen beſprochen werden. Im übrigen ſei auf dieſe beiden Aufſätze verwieſen. 
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Weiterhin iſt dem Amt das Recht verliehen, die Rechnung3- 
führung der Bahnen zu prüfen und die Bücher durchzuſehen. 

Eine eigentümliche Beſtimmung iſt die neu eingefügte ſogenannte 
Commodity clause, wonach den Eiſenbahnen unterſagt wird, 
nach dem 1. Mai 1908 die Erzeugniſſe eigener Induſtrie, außer 
Holz, Erzeugniſſen aus Holz und Eiſenbahnmaterial, zu befördern. 
Viele der großen Eiſenbahnen beſitzen Kohlen- und Erzbergwerke und 
andere induſtrielle Unternehmungen. Es wurde ihnen vorgeworfen, 
daß, wenn Erzeugniſſe derartiger Unternehmungen von fremden Per— 
ſonen aufgegeben würden, die Eiſenbahnen dafür bedeutend höhere 
Tarife als für die Erzeugniſſe der eigenen Unternehmungen erhöben 
und auf dieſe Weiſe den Wettbewerb tot machten !. — Dieſe Be⸗ 
ſtimmung hat ein eigenes Schickſal gehabt. Sie wurde allgemein 
ſo aufgefaßt, daß eine Vereinigung der Eiſenbahnen und induſtriellen 
Unternehmungen in einer Hand verboten ſein ſolle, und daß das Ge— 
ſetz den Eiſenbahnen eine Friſt bis zum 1. Mai 1908 gebe, um ſich 
ſolchen Beſitzes zu entäußern. Die Eiſenbahnen dachten nicht daran, 


einem ſolchen Verlangen ſtattzugeben, ſie fuhren auch ruhig nach 


dem 1. Mai 1908 die Erzeugniſſe ihrer eigenen Werke im zwiſchen⸗ 
ſtaatlichen Verkehr. Hiergegen erhob der Generalſtaatsanwalt Ein⸗ 
ſpruch. Die Sache kam vor das oberſte Bundesgericht, deſſen Ent⸗ 
ſcheidung die Eiſenbahnen mit der Begründung anriefen, daß die 


Commoditys clause verfaſſungswidrig ſei, die Verfaſſung enthalte 


keine Beſtimmung, die den Geſetzgeber ermächtige, die Beförderung 
eines Gegenſtandes vollſtändig zu unterſagen?. Das oberſte Bundes- 
gericht fällte am 8. Mai 1909 ein wahrhaft ſalomoniſches Urteil. 
Es erklärte, der Generalſtaatsanwalt habe allerdings die angefochtene 
Beſtimmung nicht richtig verſtanden. Dieſe ſei vielmehr dahin aus⸗ 
zulegen, daß die Beförderung ſolcher Gegenſtände nur verboten ſein 
ſolle, ſolange ſie im Beſitz der Eiſenbahn ſeien oder dieſe zur Zeit 
der Beförderung ein mittelbares oder unmittelbares Intereſſe an 
dem Gegenſtand habe. Wenn die Eiſenbahn die Güter vor der 
Beförderung veräußere, ſo finde die Beſtimmung keine Anwendung. 
Damit war der Commodity's clause die Spitze abgebrochen. Die 
Eiſenbahnen veräußerten alsbald alle ihre in Frage kommenden Unter: 
nehmungen an eine beſondere Geſellſchaft, deren Vorſtand die 
Direktoren der Eiſenbahnen waren. So gründete zum Beiſpiel die 


1 Vgl. B. H. Meyer, a. a. O. S. 20. 
2 Pgl. v. der Leyen, a. a. O. S. 7-9. 
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große Kohlenbahn, die Delaware Lakawanna and Western⸗Eiſen⸗ 
bahn eine Delaware Lakawanna and Western Coal Company, 
mit der ſie gleichzeitig einen Vertrag abſchloß mit der Verpflichtung, 
alle ihre Kohlen der Eiſenbahn zu verkaufen, und zwar in offenen 
Wagen, ſobald ſie aus der Grube gefördert waren. Es blieb alſo 
tatſächlich alles beim alten, die Beſtimmung konnte ruhig in dem 
Bundesgeſetz beſtehen bleiben, ſie war ohne praktiſche Bedeutung. 
Durch die Novelle von 1906 wurde ferner das Freifahrtweſen, 
das auf den amerikaniſchen Eiſenbahnen eine unabſehbare Aus⸗ 
dehnung angenommen hatte, teils beſeitigt, teils weſentlich eingeſchränkt, 
und eine Reihe ſonſtiger Beſtimmungen, unter anderem über die Er⸗ 
höhung der Strafen für Übertretung des Geſetzes, über die Ver⸗ 
pflichtung der Eiſenbahn, dem Bundesamt alle wichtigen Verträge uſw. 
vorzulegen, getroffen, auf die hier nicht eingegangen werden ſoll. 
Die Novelle vom 18. Juni 1910 hat ſich einen Vorſchlag des 
Präſidenten Taft angeeignet, wonach ein beſonderes Bundes⸗ 
gericht United States Court of Commerce) errichtet 
werden ſollte, das an Stelle der unteren Gerichte für Beſchwerden 
der Eiſenbahnen über Entſcheidungen das Bundesverkehrsamt zu⸗ 
ſtändig ſein und gegen deſſen Entſcheidungen nur die Berufung an 
das oberſte Bundesgericht zuläſſig ſein ſolle. Dieſer Bundesverkehrs⸗ 
gerichtshof iſt alsbald in Tätigkeit getreten und hat eine Anzahl 
meines Erachtens richtiger Urteile teils zugunſten der Verfrachter, teils 
zugunſten der Eiſenbahnen gefällt. Gleichwohl hat ſich dieſes Bundes⸗ 
gericht das Vertrauen der Beteiligten nicht erworben und iſt bereits 
durch Geſetz vom 22. Oktober 1913 mit Wirkung vom 31. Dezember 
1913 aufgehoben worden!. 
| »Die übrigen wichtigen Beſtimmungen der Novelle betreffen eine 
weitere Ausgeſtaltung des Tarifrechts. Die Eiſenbahnen haben 
in Zukunft nicht nur gerechte und billige Tarife, ſondern auch 
ſolche Güterklaſſifikationen, Ausführungsbeſtimmungen und Dienſt⸗ 
vorſchriften zu erlaſſen. Über die äußere Form der Tarife und 
Tarifnachträge werden genauer ins einzelne gehende Vorſchriften ge⸗ 
troffen. Die Eiſenbahnen müſſen auf allen wichtigen Stationen 
Beamte anſtellen, die über die Tarife Aufklärung geben können. 
Dem Bundesamt iſt nunmehr die Befugnis erteilt, auf Beſchwerden 
und von Amts wegen nicht nur Höchſttarife, ſondern die wirklich ein⸗ 


1 Vgl. auch Zeitung des Vereins Deutſcher Eiſenbahnverwaltungen, 1912, 
. 25. 
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zuführenden Tarife feſtzuſetzen. Erheben die Eiſenbahnen hiergegen 
Einſpruch, ſo kann das Amt anordnen, daß die Einführung der 
Tarife zunächſt für einen Zeitraum von 120 Tagen ausgeſetzt wird. 
Während dieſer Zeit wird eine Unterſuchung über die Angemeſſen— 
heit der Tarife angeſtellt. Die Friſt kann unter Umſtänden auf 
ſechs Monate verlängert werden. Dieſe Beſtimmung ſollte rück⸗ 
wirkende Kraft auf den 1. Januar 1910 haben, wodurch die zu dieſer 
Zeit beſtehenden Tarife gleichſam die Bedeutung von Höchſttarifen 
erhielten. Das geſchah deswegen, weil eine Anzahl der größten 
Eiſenbahnen ſofort nach Bekanntwerden des Entwurfs der Novellen 
ihre Tarife bis zu 25% erhöhten. Hiermit wollten die Eiſenbahnen 
durch eine vollendete Tatſache die geplanten Beſtimmungen unwirk⸗ 
ſam machen. Der Generalſtaatsanwalt erhob auf Grund des Sherman⸗ 
Geſetzes von 1890 (des ſogenannten Antitruſt⸗Geſetzes)! hiergegen 
Einſpruch. Die Eiſenbahnen beſchwerten ſich hierüber beim Präſi⸗ 
denten der Vereinigten Staaten, erklärten ſich aber bereit, die-Tarif- 
erhöhungen bis zum Inkrafttreten des neuen Geſetzes auszuſetzen, 
wenn inzwiſchen das Bundesverkehrsamt ſchleunigſt eine Unterſuchung 
über die Angemeſſenheit her Erhöhungen vornehme. Die Unter⸗ 
ſuchung hatte ſofort ſtattgefunden mit dem Ergebnis, daß die an⸗ 
geſtrebten Erhöhungen ſich nicht begründen ließen. Die Eiſenbahnen 
haben ſich dieſem Spruch gefügt ?. 

Eine andere wichtige tarifariſche Anderung iſt die des § 4 des 
Geſetzes, der die Long and short haule clause (vgl. oben S. 126) 
behandelt. Dieſe Beſtimmung war nicht nur den Eiſenbahnen un⸗ 
bequem, da ſie in ihre Tariffreiheit eingriff, ſondern ſie war auch 
in vielen Fällen den Verfrachtern unerwünſcht, da ſie den Eiſen⸗ 
bahnen oft unmöglich machte, die Tarife auf gewiſſe längere Strecken 
zu ermäßigen. Überdies konnte ſie leicht umgangen werden. Nun 
iſt durch die Novelle das Bundesamt ermächtigt worden, unter Um⸗ 
ſtänden eine Eiſenbahn von der Beachtung dieſer Beſtimmung zu 
entbinden. Die Anderung geltender Frachtſätze kann aber erſt 
ſechs Monate nach dem Inkrafttreten der Novelle erfolgen, und auch 
ſpäterhin ſind angemeſſene Friſten für das Inkrafttreten zu ge⸗ 
währen. — Frachtſätze aber, die mit Rückſicht auf den Wettbewerb 
der Waſſerſtraßen ermäßigt ſind, dürfen nach Beſeitigung dieſes 


1 Vgl. v. der Leyen, a. a. O. S. 6 und 7, la in der Zeitung des 
Vereins Deutſcher Eiſenbahnverwaltungen, 1914, Nr. 72 uud 87. 
2 Pgl. unten S. 134 Anm. 1. 
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Wettbewerbs nicht erhöht werden, es ſei denn, daß nach Unter⸗ 
ſuchung durch das Bundesamt die Ermäßigung noch aus anderen 
Gründen als mit Rückſicht auf den Wettbewerb der Waſſerſtraßen 
eingeführt war. 

Die übrigen Beſtimmungen der Novelle von 1910 ſind weniger 
wichtig und kommen für dieſe Unterſuchung nicht in Betracht. 

In einem wichtigen Punkt iſt der Kongreß den Wünſchen des 
Präſidenten nur halb entgegengekommen. Dieſer hatte eine weitere 
Beſſerung der Eiſenbahnverhältniſſe auch vor der Einführung einer 
ſchärferen Beaufſichtigung ihrer Finanzwirtſchaft ſich verſprochen und 
die Aufnahme von Beſtimmungen angeregt, wonach die Eiſenbahnen 
verpflichtet wären, künftighin nur Aktien und Obligationen gegen 
Zahlung des vollen Nennwertes in bar auszugeben. Die Ausgabe 
ſolcher Wertpapiere unter dem Nennwert ſollte nur mit Genehmigung 
des Bundesverkehrsamts geſtattet ſein, und dieſes ſollte auch ermächtigt 
werden, bei Reorganiſation zahlungsunfähiger Eiſenbahnen den Be⸗ 
trag der neu auszugebenden Werte feſtzuſetzen. Der Senat hat die 
Aufnahme ſolcher Beſtimmungen in das Geſetz abgelehnt, dagegen 
iſt der Präſident in § 16 der Novelle ermächtigt worden, einen beſonderen 
Ausſchuß zur Unterſuchung der mit der Ausgabe von Aktien und 
Obligationen zuſammenhängenden Fragen zu berufen. Dieſer Aus⸗ 
ſchuß iſt im Oktober 1910 eingeſetzt worden, hat eine eingehende 
Unterſuchung auch durch Vernehmung von Sachverſtändigen im Laufe 
der Jahre 1910 und 1911 abgehalten und am 1. November 1911 
an den Präſidenten der Vereinigten Staaten einen Bericht eingereicht, 
den dieſer am 8. Dezember dem Kongreß vorgelegt hat. Vorſitzender 
des Ausſchuſſes war der Präſident des Lale college, der auch 
bei uns geſchätzte gründliche Kenner des Eiſenbahnweſens Arthur 
T. Hadley. In dem Bericht! wird auch ſehr eingehend die Frage 
erörtert, welche Tarife als gerecht und billig zu gelten haben, und 
welchen Einfluß die Höhe des Anlagekapitals auf die Bemeſſung der 
Tarife hat; er gelangt über dieſe Frage aber nicht zu feſten poſitiven 
Ergebniſſen. Er hält ferner ein Einſchreiten der Geſetzgebung auf 
dieſem Gebiet inſofern für erforderlich, als genaue Beſtimmungen 
darüber getroffen werden müſſen, was und in welcher Form die 
Eiſenbahnen in Zukunft über ihre Finanzgebaren zu veröffent⸗ 


1 Vgl. weitere Einzelheiten bei v. der Leyen, in der Deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftszeitung, Jahrgang 1912, Nr. 1 und Nr. 12 (Die Anlagekoſten der Eiſen⸗ 
bahnen der Vereinigten Staaten von Amerika). 
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lichen haben. Die Grundſätze eines Geſetzentwurfes hierüber werden 
vorgelegt. 

Auf dieſem Wege iſt der Geſetzgeber weiter vorgeſchritten in der 
Novelle vom 1. März 1913, durch die ein neuer $ 19° in das 
Bundesverkehrsgeſetz aufgenommen iſt. In dieſem wird das Bundes⸗ 
verkehrsamt beauftragt, eine eingehende Unterſuchung über den Wert 
alles Eigentums anzuſtellen, das die dem Bundesverkehrsgeſetz unter⸗ 
worfenen, gemeinen Frachtführer beſitze oder benutze. Dem Amt werden 
genaue Vorſchriften über den Umfang und die Art der Veranſtaltung 
dieſer Unterſuchung gegeben. Dieſe Unterſuchung, die das Amt ſofort 
in Angriff genommen hat, iſt außerordentlich ſchwierig, langwierig 
und koſtſpielig. Sie iſt heute noch lange nicht beendigt; ihre Ergeb⸗ 
niſſe find nur für einen Teil der Eiſenbahnen bis jetzt veröffent⸗ 
licht. Der ausgeſprochene Zweck auch dieſer Unterſuchung iſt, eine 
Unterlage für die ſachgemäße Feſtſtellung der Eiſenbahntarife au ge⸗ 
winnen. . 


III 


Durch das Bundesverkehrsgeſetz von 1887 war eine gründliche 
Beſeitigung der Mißſtände im Eiſenbahnweſen nicht erreicht. Auch 
ungeachtet der zumeiſt zweckmäßigen Anderung einiger ſeiner wichtigen 
Beſtimmungen waren bei Beginn des Weltkriegs im Sommer 1914 
die Eiſenbahnzuſtände der Union keineswegs befriedigende, weder für 
die Eiſenbahnen noch für das Publikum. Den Eiſenbahnen war die 
ſchärfere Handhabung der Bundesaufſicht, die Eingriffe in ihre Selbſt⸗ 
herrlichkeit unbequem, ſie waren mißgeſtimmt, daß ihnen die für 
notwendig erachtete Erhöhung ihrer Tarife nicht geſtattet wurde. 
Dazu kam, daß ihre Finanzlage ſich ſchon damals weſentlich ver⸗ 
ſchlechtert hatte. Das Publikum war mit den Tarifen noch immer 
nicht zufrieden, und die Klagen über eine finanzielle Mißwirtſchaft 
der Eiſenbahnen zogen immer weitere Kreiſe. Dazu kamen die immer 
ſteigenden Befürchtungen, daß die fortſchreitenden Zuſammenſchlüſſe 
der Eiſenbahnen zu größeren, finanziell einheitlich verwalteten Netzen 
die Macht dieſer Körperſchaften ſo ſteigern würde, daß ſie ſich über 
alle Geſetze hinwegſetzen und über den Verkehr nach freier alle 
ſchalten und walten könnten. 

Wir haben geſehen, daß die Präſidenten Rooſevelt und Taft 8 
artige Beſtrebungen mit einem gewiſſen Erfolg entgegengearbeitet 
haben. Am 4. März 1913 trat Thomas Woodrow Wilſon ſein 
Amt als Präſident der Vereinigten Staaten an. Dieſer Mann hat 


— 


BR „„ „„ ! a an > ee er 
Be a — nz 1 5 er 8 ir 


133] Die Eiſenbahnpolitik der Vereinigten Staaten von Amerika 133 


in ganz anderer Weiſe als ſeine beiden Amtsvorgänger während ſeiner 
beiden Amtsperioden ſelbſtändig in die Eiſenbahnpolitik eingegriffen, 
einmal unter dem Einfluß der Eiſenbahnmagnaten und der großen 
Finanzmächte, dann wieder unter dem Druck der Eiſenbahnarbeiter, 
immer aber im Hinblick auf ſeine eigenen, unter Umſtänden höchſt 
perfönlichen Intereſſen. Erſt als er die Erfahrung machte, daß er 
ſein eigentliches Ziel, die Verſtaatlichung der Eiſenbahnen, durch ſeine 
Gewaltmaßregeln nicht erreichen konnte, und als er als ein geſchlagener 
und blamierter Politiker von Verſailles nach ſeiner Heimat zurück⸗ 
kehrte, hat er ſeit Beginn des Jahres 1919 ſich um die Eiſenbahnen 
nicht mehr gekümmert und die Verhandlungen des Kongreſſes über 
eine neue geſetzliche Regelung des Eiſenbahnweſens nicht mehr geſtört. 
Dieſe Verhandlungen haben dann zu dem Transportgeſetz vom 
28. Februar 1920 geführt, das ſeit dem 1. März 1920 die Grund⸗ 
lage des öffentlichen Eiſenbahnrechts bildet. 

Wilſon wurde von den großen Eiſenbahnen mit Sorge emp⸗ 
fangen. Hatte er ſich doch in ſeinen Wahlreden als ein entſchiedener, 
leidenſchaftlicher Gegner der Truſts und Monopole bekannt. Ein 
Teil dieſer Wahlreden iſt in dem auch in Deutſchland viel ver⸗ 
breiteten“, ſtark überſchätzten Werkchen: The new freedom, a call 

for the emancipation of the generous energies of a people 
zuſammengeſtellt. Dieſes Buch widmete er „aus pollem Herzen jedem 
Mann und jeder Frau, die daraus, wenn auch in beſcheidenem Maße, 
die Anregung zu einem ſelbſtloſen Dienſt für das Gemeinwohl mit⸗ 
nehmen mögen“. In einigen dieſer Wahlreden (zum Beiſpiel No. 
VIII: Monopoly or opportunity, No. XI: The emancipation 
of business, No. XII: The liberation of a people's vital energies) 
beſchäftigt er ſich nahezu ausſchließlich mit der Bekämpfung der 
Monopole. Dieſe müſſe das Hauptziel der Regierungspolitik ſein, 
ſie ſeien das Haupthindernis für die Wiederherſtellung der wahren 
Freiheit. „Die Hauptgefahr in unſerem Vaterland“, ſo heißt es in 
einer Rede, „iſt nicht das Beſtehen großer Einzelgeſchäfte, ſondern 
die Vereinigung der Geſchäfte miteinander, der Eiſenbahnen, der 
Fabriken, der Bergwerke, der großen Unternehmungen zur Ausbeutung 
der natürlichen Waſſerkräfte des Landes. Dieſe Geſchäfte ſind dann 
zuſammengeſchweißt durch eine Anzahl von Direktionen zu einer 
Intereſſengemeinſchaft, furchtbarer als irgendein denkbares Einzel⸗ 
geſchäft.“ Wie dieſe Gemeinſchaften ſich nun auf das ganze Land 


1 Tauchnitz edition 1913. 
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erſtrecken, wird auseinandergeſetzt und dann fortgefahren: „Unſere 
Aufgabe iſt, und dieſe Aufgabe iſt eine gewaltige, ſie bedarf eines 
offenen Kopfes und eines geſunden Verſtandes, dieſe gewaltige Ge— 
meinſchaft auseinanderzuziehen, eine derartige Intereſſengemeinſchaft 
bildet eine Gefahr ſelbſt für die Regierung des Landes. Sie muß 
beſeitigt werden durch Geſetz, ſie muß mit kaltem Blut und mit feſtem 
Griff auseinandergeriſſen werden.“ 

In ſeiner erſten Botſchaft an den Kongreß äußert ſich Wilſon 
in demſelben Sinn. Er behandelt darin hauptſächlich die damals 
brennende mexikaniſche Frage und landwirtſchaftliche Probleme und 
bemerkt dann gegen den Schluß, alle denkenden Beobachter würden 
mit ihm darin übereinſtimmen, daß wir den Geſchäften des Landes 


es ſchuldig ſind, ſie gegen die Privatmonopole wirkſamer zu ſchützen, 


als dies bisher geſchehen ſei. Er meint, dies werde am zweckmäßigſten 


geſchehen durch zeitgemäße Anderung und Ergänzung des Sherman⸗ 
Geſetzes !. Dies werde eine Hauptaufgabe der Verhandlungen der 
nächſten Seſſion des Kongreſſes ſein. Das ſei aber eine ſo vielſeitige 
und ſchwierige Aufgabe, daß er — Wilſon — ſich vorbehalte, in 
einer beſonderen Botſchaft darauf zurückzukommen. Dies Verſprechen 
erfüllte der Präſident in der Botſchaft vom 20. Januar 1914. Nach⸗ 
dem er zuerſt in behaglicher Breite ausgeführt hat, daß der Regierung 
nichts ferner liege, als ſtörend in das Geſchäftsleben einzugreifen, 
daß es aber anderſeits ihre Pflicht ſei, das ehrliche Geſchäft gegen 
die Auswüchſe der Monopole zu ſchützen, macht er eine Reihe von 
Vorſchlägen über die Mittel, dieſen Zweck zu erreichen. Erſtens 
müſſe durch Geſetz der Zuſammenſchluß der leitenden Perſonen ver⸗ 
ſchiedener Unternehmungen — zum Beiſpiel Banken und Eifenbahnen, 
Handels⸗ und Gewerbeunternehmungen uſw. — verboten werden. 
Zweitens (wörtlich): „Geſchäftsleute und die Leiter gemein- 
nütziger Unternehmungen erkennen heute mit peinlicher Gewißheit 
die großen Schäden und die Ungerechtigkeiten, die vielen von ihnen, 
wenn nicht allen gegenüber durch die großen Eiſenbahnen verurſacht 
ſind, durch die Art ihrer Finanzierung, bei der ſie ihre eigenen, von 
den anderen verſchiedenen Intereſſen denen der Finanzmänner und 
anderer Unternehmer untergeordnet haben, die jene Männer zu fördern 
wünſchten.“ Es müſſe daher das Bundesverkehrsgeſetz durch Be⸗ 
ſtimmungen ergänzt werden, wonach die Eiſenbahnen verpflichtet 


1 Genauer Titel dieſes, auch Antitruſt⸗Geſetz genannten Geſetzes vom 
2. Juli 1890 ift: An act to protect trade and commerce against unlawful 
restraints and monopolies (26 Stat. at Large 209). 
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würden, die ihnen zufließenden Gelder auch zum Beſten der geſamten 
Bevölkerung durch Transporterleichterungen zu verwenden. Dieſe 
Maßregel vertrage keinen Aufſchub, zumal die Eiſenbahnen ſelbſt davon 
überzeugt ſeien, daß das Wohl des Landes untrennbar mit dem 
ihrigen verbunden ſei. — Es werde das alſo ein wichtiger Schritt 
ſein, um die Intereſſen der geſchäftlichen Unternehmungen von denen 
des Beförderungsgeſchäftes zu trennen. Weiterhin empfiehlt die Bot⸗ 
ſchaft eine Reviſion des Antitruſt⸗Geſetzes, aus dem verſchiedene Un⸗ 
klarheiten beſeitigt werden müßten, die Errichtung eines beſonderen 
zwiſchenſtaatlichen Handels amtes (Interstate trade commission), 
deſſen Hauptaufgabe die Überwachung der Handelsunternehmungen, 
vornehmlich der Monopole ſein werde. Es müßten alsdann ſtrenge 
Strafen für die Übertretung aller dieſer Geſetze eingeführt, die ſo⸗ 
genannten holding companies ! verboten und die Unternehmer, durch 
deren Geſchäftsgebahren Privatperſonen geſchädigt ſeien, zur Wieder⸗ 
gutmachung des Schadens verpflichtet werden. 

Man ſieht, ein zwar etwas verſchwommenes, aber immerhin 
reichhaltiges Programm, das mit den bei Wilſon üblichen tönenden 
Worten eingeführt wird. Die Botſchaft hatte damals auch eine 
Erſchütterung der Börſe zur Folge. Anders aber war es mit der 
Verwirklichung dieſes Programms, bei der der Kongreß auch ein 
Wort mitzuſprechen hatte: Einmal iſt durch Geſetz vom 26. September 
1914 das Bundeshandelsamt errichtet und deſſen Befugniſſe feſt⸗ 
geſtellt worden?. Die Hauptaufgabe dieſes Amtes iſt die Verhütung 
unlauteren Wettbewerbs und die Überwachung der Unternehmungen, 
die monopoliſtiſcher Beſtrebungen zum Schaden des Publikums ver⸗ 
dächtig ſind. — Von der Tätigkeit dieſes Amtes hat man hier nichts 
gehört. — Ein zweites Geſetz vom 15. Oktober 1914 hat den Zweck, 
die gegen ungeſetzliche Beſchränkungen des Handels und gegen die 
Monopole beftehenden Geſetze zu ergänzen?. Es enthält eine Reihe 


1 Es ſind das Unternehmungen, deren Zweck dahin geht, eine Intereſſen⸗ 
gemeinschaft zwiſchen mehreren in Wettbewerb ſtehenden Unternehmungen, haupt⸗ 
ſächlich Eiſenbahnen, herbeizuführen, wobei jede Geſellſchaft ſcheinbar und nach 
außen hin ihre Selbſtändigkeit behält. Vgl. den Artikel Holding Company in 
Rolls Encyklopädie des Eiſenbahnweſens VI, 221 und die dort angegebene Lite⸗ 
ratur, u. a. Melchior im Bankarchiv VIII, Nr. 19, S. 229 ff. v. der Leyen, 
daſ. Nr. 21, 22. 

3 Act to create a federal trade commission, to define its powers and 
duties and for other purposes. 

® Act to supplement existing laws against unlawful restraints and 
monopolies and for other purposes. 
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zum Teil ſehr ins einzelne gehender, oft recht kaſuiſtiſcher Beſtimmungen, 
durch die Unklarheiten, die bei der Handhabung beſonders des Antitruſt⸗ 
geſetzes hervorgetreten find, beſeitigt werden ſollen. 

Der Präſident Wilſon hat ſich offenbar bei dieſen recht be⸗ 
. cheidenen Ergebniſſen ſeines Vorſtoßes gegen die Monopole beruhigt, 
von einem weiteren Vorgehen gegen die Eiſenbahnen im Wege der 
Geſetzgebung iſt es einſtweilen ganz ſtill gewor den. Dagegen hat 
der Präſident ſich durch ſein tatſächliches Verhalten gegenüber den 
Monopolen keineswegs als ein Gegner dieſer ſtaatsgefährlichen Ver⸗ 
einigungen, die auseinander geriſſen werden müſſen, gezeigt. Durch 
ſeine Politik gegenüber Mexiko, durch die er unter anderem die Ver⸗ 
ſuche, ein ſelbſtändiges, unabhängiges Unternehmen zur Ausbeutung 
der dortigen Petroleumquellen zu gründen, vereitelt hat, hat er eines 
der mächtigſten und gemeingeſährlichſten Monopole, das der Standard 
Oil Company des Herrn J. D. Rockefeller, neu gekräftigt, indem 
ein unbequemer Wettbewerb dagegen beſeitigt worden iſt. Ferner 
hat er die großen Finanzmonopole, die gewaltigen Eiſen⸗ und Stahl⸗ 
werke, die den Markt monopoliſtiſch beherrſchen, dadurch gekräftigt 
und neu bereichert, daß er die Aufnahme von Anleihen durch unſere 
Gegner, nachdem er ſie anfangs verboten, nachträglich geſtattet hat. 
Genau ebenſo hat er ſich gegenüber der Waffenausfuhr zugunſten 
unſerer Feinde verhalten. Als in Mexiko kurz vorher der Bürgerkrieg 
ausgebrochen war, hatte Woodrow Wilſon die Waffenausfuhr dorthin 
an beide oder eine der kämpfenden Parteien als im Widerſpruch 
mit der Neutralität ſtehend verboten. Jetzt, wo es ſich um Förde⸗ 
rung eines glänzenden Geſchäftes des Herrn Carnegie und Genoſſen 
handelte, wurde die Waffenausfuhr ausdrücklich erlaubt. Das ſind 
nur zwei Beiſpiele, die deutlich zeigen, daß die Handlungen dieſes 
Präſidenten mit ſeinen Worten nichts weniger in Einklang ſtehen. 
Ob und welche Einflüſſe durch die Truſts und Monopole eine ſolche 
merkwürdige Umſtimmung bewirkt haben, darüber laſſen ſich nur Ver⸗ 
mutungen aufſtellen. 


IV 


Den eigenartigen Gang der Eiſenbahnpolitik Wilſons können 
wir genau verfolgen. Wir haben oben geſehen, daß der erſte Ver⸗ 
ſuch der Eiſenbahnen, fi) eine Erhöhung ihrer Tarife um 25% zu 
ſchaffen, mißglückte. Sie fügten ſich einer Entſcheidung des Bundes⸗ 
verkehrsamts vom 22. Februar 1911, das dieſe Erhöhung für un⸗ 
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zuläſſig erklärte. Aber ſie beruhigten ſich nicht lange. Ob ſie 
vor weiterem Vorgehen das Ende der Präſidentſchaft von Taft ab- 
gewartet haben, unter deſſen Regierung ſie eine Anderung der Ent⸗ 
ſcheidung für unwahrſcheinlich hielten, läßt ſich nicht feſtſtellen. Jeden⸗ 
falls war es wenige Wochen nach dem am 4. März 1913 erfolgten 


Amtsantritt des Präſidenten Wilſon, als 35 große und zum Teil 
ſehr ertragreiche Bahnen aufs neue eine Erhöhung ihrer Tarife 


um durchſchnittlich 5% beantragten. Die Erhöhungen bei den 
einzelnen Gütern bewegten ſich zwiſchen 3% und 50% . Man er: 
wartete von ihr eine Mehreinnahme von 50 Mill. Doll. Die 
erhöhten Preiſe wurden veröffentlicht, und nun ſchritt das Bundes⸗ 
amt von neuem ein. Es ſtellte in der Zeit vom 24. November 1913 
bis 1. Mai 1914 eine genaue Unterſuchung der Wirkungen dieſer Er⸗ 
höhung an und traf am 29. Juli 1914 mit 5 gegen 2 Stimmen eine 


Entſcheidung, in der die Erhöhung nur für die im weſtlichen Gebiet 


der Vereinigten Staaten belegenen Bahnen mit gewiſſen Vorbehalten 
genehmigt, für die übrigen abgelehnt wurde. Da taten die Bahnen 
einen ganz eigentümlichen, bisher nie-dageweſenen Schritt, am 9. Sep⸗ 


tember 1913 begab ſich eine Deputation zum Präſidenten Wilſon 


und überreichte dieſem eine Eingabe, in der mit beweglichen Worten 
der Präſident um Hilfe gegen dieſe Entſcheidung angefleht wurde. 
Der Schritt war um ſo eigenartiger, als die Eiſenbahnen aus den 
Botſchaften des Präſidenten deſſen grundſätzliche Stellung gegenüber 
den Eiſenbahnen kennen mußten. In der Eingabe wird darauf 
hingewieſen, daß ihr Kredit ſchon vor dem Kriege geſunken, ſeitdem 
aber ſtark erſchüttert ſei. Teils infolge der durch die Bundesgeſetz⸗ 
gebung ihnen aufgezwungenen Ausgaben, teils infolge der immer 
ſteigenden Anſprüche des Publikums ſeien die Ausgaben der Eiſen⸗ 
bahnen ſtark geſtiegen. Gleichzeitig ſeien die Einnahmen herabgegangen 


und die Eiſenbahnen ſeien nicht imſtande, ihre Betriebskoſten noch 


weiter herabzuſetzen. Insbeſondere ſeien die Eiſenbahnen des 
Weſtens durch einen Schiedsſpruch gezwungen worden, die Löhne der 
Arbeiter zu erhöhen. Die Reineinnahmen ſeien im Rechnungsjahr 
1913/14 um 120 Mill. Doll. geringer als im Vorjahre, die Rohein⸗ 
nahmen ſeien um 44 Mill. Doll. geſunken, die Ausgaben hätten 
ſich um 76 Mill. erhöht. Zur Aufrechterhaltung ihres Kredits 
müßten die Eiſenbahnen auf erhöhte Einnahmen Bedacht nehmen, 
das ſei auch vom Bundesverkehrsamt in ſeiner letzten Entſcheidung 
anerkannt. Bei der Lage des Geldmarktes ſei auf Anleihen weder 


im Inland noch aus Europa zu rechnen. Es ſei ſogar zweifelhaft, 
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ob die Eiſenbahnen noch in der Lage wären, die im nächſten Jahre 
verfallenden Zinſen und Tilgungsbeträge von 520 Mill. Doll. zu zahlen, 
und die Folge davon werde ein ſtarkes Sinken der Eiſenbahnwerte 
ſein, was leicht zu einer allgemeinen Finanzkriſis führen könne. Das 
Erſuchen der Eiſenbahnen an den Präſidenten geht dahin, er möge 
das Land auf die traurige Lage der Eiſenbahnen und auf die dringende 
Notwendigkeit aufmerkſam machen, daß den Eiſenbahnen, ſei es durch 
die Regierung, ſei es durch das Publikum, keine neuen Laſten auf⸗ 
gebürdet werden dürften. Weiterhin möge er dahin wirken, daß 
unter den gegenwärtigen Verhältniſſen im öffentlichen Intereſſe eine 
Vermehrung der Einnahmen als unbedingt notwendig anerkannt 
und daß ein Weg gefunden werde, wie dieſem Bedürfnis ſo ſchnell 
als möglich entſprochen werden könne. 

Nun war der Präſident zu einem Einſchreiten in dieſer An⸗ 
gelegenheit gar nicht zuſtändig. Das Bundesverkehrsamt, das die 
den Eiſenbahnen unbequeme Entſcheidung getroffen hatte, iſt eine un⸗ 
abhängige Behörde. Wie Wilſon über die Eiſenbahnen und ihr Finanz⸗ 
gebaren dachte, haben wir geſehen. Gleichwohl erteilte er ſchon am 
folgenden Tage, am 10. September, dem Vorſitzenden der Deputation 
eine ſehr entgegenkommende Antwort. Er habe ſich (NB. ohne Nach⸗ 
prüfung und innerhalb 24 Stunden!) davon überzeugt, daß die 
Schilderung der Lage der Eiſenbahnen in der ihm überreichten Ein⸗ 
gabe zutreffend ſei, und er ſei daher auch bereit, den Wünſchen zu ent⸗ 
ſprechen. Gleichwohl könne er die Lage der Eiſenbahnen nicht allzu 
tragiſch nehmen, da die Aufrechterhaltung der Leiſtungsfähigkeit der 
Eiſenbahnen im Intereſſe aller Kreiſe liege. „Sie ſind unentbehrlich 
für unſer ganzes öffentliches Leben, die Eiſenbahnwerte gehören zu 
den wichtigſten aller unſerer Papiere für große und kleine, öffentliche 
und private Anlagen, ſowohl von Einzelperſonen als auch Körper⸗ 
ſchaften.“ Der Präſident vertraut, daß dies von allen Seiten ge⸗ 
würdigt wird. Vor allem aber müßten die Geſetze beachtet und 
ausgeführt werden und den ehrlichen Unternehmungen gegenüber 
unbedingte Gerechtigkeit obwalten. 

Das waren nun alles nur allgemeine Redensarten, keine Ver⸗ 
ſprechungen. Die Antwort wurde von den Eiſenbahnen jedoch in 
der Preſſe verbreitet und dahin aufgefaßt, daß dem Präſidenten 
eine Erhöhung der Tarife erwünſcht ſei. Die Eiſenbahnen richteten 
denn auch bereits am 15. September eine neue Eingabe an das 
Bundesamt um erneute Prüfung der Sachlage und Anderung der 
früheren Entſcheidung. Schon am 19. September ordnete das Bundes⸗ 
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amt die neue Unterſuchung an, die ſich aber auf die ſeit der früheren 
neu eingetretenen Tatſachen beſchränken ſollte. Es wurden vom 
18. bis 23. Oktober Zeugen und Sachverſtändige vernommen, am 
29. und 30. Oktober verhandelten die Parteien mündlich vor dem 
Amt, und am 18. Dezember wurde den Eiſenbahnen mit einer 
neuen Entſcheidung ein ſchönes Weihnachtsgeſchenk gemacht, wie ihre 
Preſſe ſich ausdrückte. Die Entſcheidung vom 29. Juli wurde — 
wieder mit 5 gegen 2 Stimmen — umgeſtoßen und die Anträge 
der Eiſenbahnen mit einer geringen Einſchränkung genehmigt !. Die 
Gründe der Mehrheit waren, daß 1. nunmehr die vollſtändigen 
Zahlen über die ungünſtigen Betriebsergebniſſe des Jahres 1913 / 14 
vorlägen, 2. der europäiſche Krieg inzwiſchen ausgebrochen ſei und 
3. die durch die Entſcheidung vom 29. Juli geſchaffene Lage ſich 
jetzt vollſtändig überſehen laſſe. Die beiden in der Minderheit ge⸗ 
bliebenen Mitglieder des Amts hatten weſentlich grundſätzliche Be⸗ 
denken gegen die vorgeſchlagenen Erhöhungen, bezweifelten auch, ob 
infolge des Herabgehens des Verkehrs die erwarteten Mehreinnahmen 
erreicht werden würden. 

Wie weit dieſe den Eiſenbahnen günſtige Entſcheidung auf den 
unmittelbaren Einfluß ihres früheren bitteren Feindes Wilſon zurück⸗ 
zuführen iſt, läßt ſich nicht feſtſtellen. Daß dieſer Einfluß ein nur 
moraliſcher geweſen ſein kann, unterliegt für mich keinem Zweifel, denn 
die Mitglieder des Bundesamts, die ihre Anſichten innerhalb eines halben 
Jahres geändert haben, ſind durchaus ehrenhafte, charakterfeſte Männer. 
Aber gerade der Umſchwung in der Auffaſſung des Präſidenten über 
die Eiſenbahnfrage hat vielleicht doch einen gewiſſen Eindruck auf 
ſie gemacht. Anders liegt es vielleicht beim Präſidenten. Ein ehr⸗ 
licher Wechſel der Überzeugung iſt mir bei dieſem Manne unwahr⸗ 
ſcheinlich. Die wenigen, zudem allgemein bekannten Tatſachen, die 
ihm in der Eingabe der Eiſenbahndeputation vorgeführt wurden, 
können ihn kaum davon überzeugt haben, daß die Stellung, die er 
wenige Wochen vorher in einer amtlichen feierlichen Botſchaft in ſo 
ſchroffer Weiſe verkündet hatte, ſich nicht aufrechterhalten ließe. 

Eine Beſſerung der wirtſchaftlichen Lage der Eiſenbahnen trat, 
ungeachtet der Erhöhung ihrer Gütertarife (die Perſonentarife waren 
ſchon früher erhöht worden) nicht ein. Die Einnahmen haben ſich 
zunächſt nur wenig gehoben. Trotz der gewaltigen, mit der Munitions⸗ 


1 Vgl. das Nähere in meinem Aufſatz in der Zeitung des Vereins Deut- 
ſcher Eiſenbahnverwaltungen, Jahrg. 1915, Nr. 10, S. 101 ff. 
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lieferung an unſere Feinde verbundenen Vermehrung der Trans⸗ 
porte, machte ſich erſt in den letzten Monaten des Jahres 1915 eine 
langſame Steigerung bemerkbar. Dazu kam eine ſtark verminderte 
Bautätigkeit. Im Jahre 1915 hat ſich das Eiſenbahnnetz der Ver⸗ 
einigten Staaten nur um 933 engl. Meilen (= rund 1500 km) 
vergrößert, das iſt die kleinſte Zahl ſeit dem Jahre 1864. Anderer⸗ 
ſeits iſt die Meilenzahl der im Jahre 1915 in Konkurs verfallenen 
Eiſenbahnen (20 143 engl. Meilen = 32430 km) mit einem An⸗ 
lagekapital von 1070 Mill. Doll. (= 4 Milliarden Mk.) die größte 

ſeit dem Unglücksjahr 1893. Der Rückgang in der Bautätig⸗ 
keit hat naturgemäß eine Verminderung des Baus der Perſonen⸗ 
und Güterwagen und der Lokomotiven zur Folge gehabt, was die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Wagenbauanſtalten vielleicht des⸗ 
wegen weniger berührt hat, weil viele von ihnen auf die Herſtellung 
von Munition umgeſtellt waren. — Dieſe bedenklichen Erſcheinungen 
wurden von den Eiſenbahnen nicht dem europäiſchen Krieg zur Laſt 
geſchrieben, denn durch dieſen waren die amerikaniſchen Eiſenbahnen 
bis dahin überhaupt nicht unmittelbar betroffen. Der Niedergang, 
meinten die Eiſenbahnen, ſei vielmehr die Folge der falſchen Eiſen⸗ 
bahnpolitik. Die Ausgaben der Eiſenbahnen ſeien ununterbrochen 
geſtiegen nicht nur infolge der fortſchreitenden Erhöhung der Löhne 
und der Steuern, ſondern auch infolge der ſtrengeren Aufſicht des 
Bundes und der Einzelſtaaten, die ein Herabgehen der Ein⸗ 
nahmen zur Folge gehabt hätten. „Gemahlen zwiſchen dieſen beiden 
Mühlſteinen,“ jo bemerkte eine amerikaniſche Fachzeitſchrift, „iſt das 
für Zinſen und Dividenden verfügbare Einkommen ununterbrochen 
zurückgegangen.“ Die ganze Lage war während des Jahres 1915 
eine ſo unerquickliche, daß Präſident Wilſon ſich veranlaßt ſah, in 
einer Botſchaft vom 7. Dezember 1915 wiederum auf die Eiſen⸗ 
bahnfrage zurückzukommen: „Die Beförderungsfrage,“ ſo bemerkt er 
darin, „iſt in unſerem Vaterlande eine außerordentlich ernſte. Von 
Zeit zu Zeit wird neuerdings mit Recht die Befürchtung aus⸗ 
geſprochen, daß die Eiſenbahnen nicht länger imſtande ſind, mit 
ihrem jetzigen Betriebsnetz und ihren Betriebsmitteln eine erfolg⸗ 
reiche Tätigkeit fortzuführen.“ Wie den Eiſenbahnen zu helfen 
ſei, weiß der Präſident nicht. Er ſchlägt daher vor, wieder einmal 
einen Ausſchuß einzuſetzen zur gründlichen Unterſuchung der ganzen 
Eiſenbahnfrage. Dieſer ſolle dann auch feſtſtellen, „ob unſere Geſetze 
in ihrer jetzigen Faſſung und Handhabung für die Löſung dieſer 
Frage ſo dienlich ſind, wie ſie es ſein müßten.“ Der Senat ſtimmte 
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dieſem Vorſchlag ſchon bald bei. Größere Schwierigkeiten machte 


das Repräſentantenhaus. Erſt im Auguſt 1916 hatten ſich beide 
Häufer des Kongreſſes über die Zuſammenſetzung des Ausſchuſſes 


(fünf Mitglieder des Senats und fünf Mitglieder des Repräſentanten⸗ 
hauſes) und über das Programm verſtändigt. Der Ausſchuß ſollte 
ſeine Arbeiten ſofort beginnen und ſo fördern, daß Anfang 1917 
dem Kongreß ſein Bericht vorgelegt werden könne. Über die Tätig⸗ 
keit dieſes Ausſchuſſes iſt mir nichts bekannt geworden, einen Bericht 
ſcheint er jedenfalls nicht erſtattet zu haben, wohl auch aus dem 
Grunde, weil ſchon bald die politiſchen Ereigniſſe eine ſo ernſte 


Wendung nahmen, daß vorerſt niemand mehr an der Eiſenbahn⸗ 


frage ernſtlich Intereſſe nahm. In der Fachpreſſe, in Vereinen und 
Verſammlungen wurde viel über die Aufgaben dieſes Ausſchuſſes 
geſprochen. Die Eiſenbahnangelegenheiten aber nahmen eine ganz 
andere Wendung, als man damals erwartete. | 
Zunächſt war es die Arbeiterfrage, die die Eifenbahnen 
und die Regierung ſchon ſeit Ende des Jahres 1915 lebhaft be⸗ 
ſchäftigte . Die in vier ſogenannte Brüderſchaften (brotherhoods) 


geteilten gewerkſchaftlichen Vertretungen der Eiſenbahner haben ſeit 


dieſer Zeit eine lebhafte Bewegung für die geſetzliche Einführung 
des Achtſtundentages auch für das Zugperſonal entfeſſelt. Es 


handelte ſich hierbei nicht ſowohl um eine Verkürzung der Arbeits⸗ 


zeit, als um eine Erhöhung der Löhne. Die Arbeiter verlangten 


für eine Arbeit von acht Stunden denſelben Lohn, den ſie für eine 


zehnſtündige Arbeitszeit erhielten. Überſtunden ſollten beſonders 
bezahlt werden. Für die Eiſenbahnen bedeutete das eine jährliche 
Mehrausgabe von 100 Mill. Doll. Es wurde zunächſt in den erſten 
Monaten 1916 über die Forderungen zwiſchen beiden Parteien hin 
und her verhandelt, ohne daß man zu einem Ergebnis gelangte. 
Die Verhandlungen, die zuletzt in New Pork vom 1. bis 15. Juni 1916 
unter den Vertretungen der beiden Parteien ftattfanden, wurden 
abgebrochen. Jetzt ſchlugen die Eiſenbahnen die Anrufung eines 
Schiedsgerichtes unter Führung des Bundesverkehrsamts vor. Dieſer 
Vorſchlag wurde don den Gewerkſchaften abgelehnt und nunmehr 


1 Eine eingehende, gründliche Darſtellung dieſer Epiſode im amerikaniſchen 
Eiſenbahnleben findet ſich in dem Aufſatz von Röhling: Der geſetzliche Acht⸗ 
ſtunden⸗Arbeitstag des Zugperſonals der Vereinigten Staaten von Amerika. 
Archiv für Eiſenbahnweſen, 1917, S. 460 ff. Für die Einzelheiten verweiſe ich 
auf dieſen Aufſatz. Vgl. auch Zeitung des Vereins Deutſcher Eiſenbahn⸗ 
verwaltungen, 1916, Nr. 86, S. 974 ff. 
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für den Streik und zwar den Generalſtreik des geſamten Zugperſonals 
aller Eiſenbahnen geſtimmt. Das erregte natürlich gewaltige Un- 
ruhe im ganzen Lande, zumal damals mit Mexiko ernſte Zerwürf⸗ 
niſſe beſtanden, die leicht zu einem Krieg hätten führen können. Bis 
zum Auguſt wurde aufs neue verhandelt, und die Eiſenbahnen 
waren jetzt bereit, die Streitfrage dem ordentlichen, geſetzlich vor⸗ 
geſehenen Schiedsgericht zur Entſcheidung vorzulegen. Auch dieſer 
Vorſchlag wurde von den Gewerkſchaften abgelehnt, und nunmehr 
erklärt, daß, wenn bis zum 4. September die Forde⸗ 
rungen des Eiſenbahnperſonals nicht voll bewilligt 
würden, an dieſem Tage der Generalſtreik beginnen 
ſolle. Da trat Präſident Wilſon auf den Plan. Am 13. Auguſt 
lud er die Vertreter beider Parteien zu einer gemeinſamen Ver⸗ 
handlung auf den 25. Auguſt nach Waſhington eim. Der Präſident 
ſchlug eine vergleichsweiſe Erledigung vor. Er wollte, wie er ſaͤgte, 
nicht als Schiedsrichter vermitteln, „ſondern als der erſte Sprecher 
der Nation, als wahrer Freund ſowohl der Eiſenbahnen als ihrer 
Bedienſteten, als Vertreter der 100 Mill. Einwohner der Vereinigten 
Staaten, Männer, Frauen und Kinder, die, wenn der Ausſtand 
verwirklicht würde, ſchließlich die Zeche bezahlen müßten.“ Neue 
Vorſchläge der Eiſenbahnen ſcheiterten an dem hartnäckigen Wider⸗ 
ſtand der Bedienſteten. Es wurden die letzten Anordnungen für. 
den Beginn des Generalſtreiks getroffen. Wilſon hatte von Anfang 
an mehr auf Seiten der Arbeiter geſtanden, er hielt die Forderung 
des Achtſtundentages für nicht unberechtigt. Anderſeits erſchien 
es ihm angemeſſen, daß den Eiſenbahnen zur Ausgleichung ihrer 
finanziellen Einbußen entgegengekommen werde. Solche Vorſchläge 
konnten nicht ohne die Mitwirkung der geſetzgebenden Körperſchaften 
verwirklicht werden, und der Präſident wandte ſich in einer Bot⸗ 
ſchaft am 29. Auguſt an den Kongreß und bat um deſſen Mit⸗ 
wirkung. Die Botſchaft wurde von ihm ſelbſt vor beiden Häuſern 
des Kongreſſes verleſen 1. Er ſchilderte darin den bisherigen Ver⸗ 
lauf der Sache und in beweglichen Worten die Folgen eines Streiks. 
„Der Geſamt⸗Güterverkehr der Vereinigten Staaten wird ſtillſtehen. 
Die Städte werden von der Nahrungszufuhr abgeſchnitten, der ganze 
Handel der Nation wird gelähmt werden, die werktätige Bevölkerung 
wird arbeitslos gemacht, viele Tauſende werden in ähnliche Lage 


1 Eine Überſetzung der Botſchaft findet ſich bei Röhling, a. a. O. 
S. 487 ff. 
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kommen, es kann geradezu Hungersnot entſtehen, und eine wahrhaft 
tragiſche Not wird zu den übrigen Mißſtänden der Zeit hinzutreten, 
wenn es nicht gelingt, eine Grundlage für die Einigung der Parteien 
zu finden.“ Da jedes ſchiedsrichterliche Verfahren abgelehnt war und 
es an einer geſetzlichen Handhabe zur Erzwingung eines ſolchen. 
fehlte, ſo ſchlägt der Präſident vor, den Achtſtundentag und die 
Erhöhung der Löhne bei Überſtunden zu bewilligen, dann aber einen 
dreigliedrigen Ausſchuß mit der Prüfung der Wirkung dieſer Maß⸗ 
nahmen und einer Unterſuchung der Lohnfrage zu beauftragen. Als 
Entgelt ſoll das Bundesverkehrsamt ausdrücklich ermächtigt werden, 
eine Erhöhung der Gütertarife zur Deckung der mit der Einführung 
des Achtſtundentags verbundenen Mehrausgaben der Bahnen zu er⸗ 
wägen, ſoweit dieſe nicht durch Verwaltungsreformen und Erſparniſſe 
ausgeglichen werden. Weiterhin ſollen die über das ſchiedsrichterliche 
Verfahren beſtehenden Geſetze dahin ergänzt werden, daß im Falle des 
Verſagens des Schlichtungsausſchuſſes eine gründliche öffentliche 
Unterſuchung der Streitigkeiten ſtattzufinden hat, bevor ein Ausſtand 
oder eine Ausſperrung geſtattet iſt. — Der Kongreß hat den Wünſchen 
des Präſidenten entſprochen und in wenigen Tagen das Geſetz durch⸗ 
beraten und angenommen, das am 3.5. September 1916 verkündigt 
worden iſt. Das Geſetz führte die Bezeichnung Adamson Law!. 
Hiernach iſt der Achtſtundentag in vollem Umfang bewilligt, ebenſo 
der Präſident zur Einſetzung der dreigliedrigen Unterſuchungs⸗ 
»kommiſſion ermächtigt. Die vom Präſident vorgeſchlagenen Gegen⸗ 
leiſtungen für die Eiſenbahn und die Reform des ſchiedsrichterlichen 
Verfahrens werden mit Stillſchweigen übergangen. 

Mit Hilfe des Herrn Wilſon haben alſo die Arbeitnehmer einen 
vollen Sieg über die 1 davongetragen, ſie haben ihren 
Willen durchgeſetzt. 

Der Präſident, der den Eiſenbahnen ſeit ſeinem Amtsantritt 
ein ſo freundliches Geſicht zeigte, ihnen, wo er konnte, geholfen hat, 
hat nunmehr ſeinen vorpräſidentiellen, feindlichen Standpunkt ihnen 
gegenüber wieder eingenommen, er hat einmal wieder ſeine Über⸗ 
zeugung gewechſelt. Die Gründe hierfür liegen auf der Hand. Er 
ſtand wenige Monate vor ſeiner damals noch ſtark angefochtenen 
Neuwahl. Das Eintreten für die Eiſenbahnarbeiter ſicherte ihm mit 
ziemlicher Gewißheit 1,8 Mill. Stimmen, die ihm natürlich mehr 


1 Eine Überſetzung des Geſetzes findet ſich bei Röhling, a. a. O. 
S. 492/97. | 
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wert waren, als die paar Tauſend Stimmen, die die Eiſenbahnen 
und ihr Anhang für ihn hätten aufbringen können. 

| Mit dem Adamſon⸗Geſetz war aber der Streit der Eiſenbahnen 
und ihrer Bedienſteten tatſächlich noch nicht zu Ende. Es kam zu⸗ 
nächſt zwiſchen den Gewerkſchaften und den Vertretern der Eiſen⸗ 
bahnen zu Verhandlungen über die Ausführung des Geſetzes, die 
zu einem Ziel nicht führten. Die Eiſenbahnen brachen die Ver⸗ 
handlungen ab, ſie erklärten das ganze Geſetz für verfaſſungswidrig 
und erhoben dahin gerichtete Klage bei verſchiedenen Kreisgerichten. 
Um aber die Streitfrage möglichſt bald vor den Oberſten Gerichts- 
hof zu bringen, verſtändigten ſie ſich dahin, den Prozeß nur vor 
einem Gericht durchzuführen, worauf dann, die Entſcheidung möge 
ausfallen, wie ſie wolle, Berufung an den höchſten Gerichtshof ein⸗ 
zulegen ſei. Am 22. November 1916 wurde durch ein Kreisgericht 
das Geſetz für verfaſſungswidrig erklärt und alsbald Berufung ein⸗ 
gelegt. Eine Entſcheidung des Oberſten Gerichtshofes lag aber bis 
zum 1. Januar 1917, an dem das Geſetz in Kraft treten ſollte, nicht 
vor. Es kam zu erneuten erregten Verhandlungen zwiſchen den 
Gewerkſchaften und den Eiſenbahnen. Als dieſe nicht zum Ziel 
führten, ſagten die Gewerkſchaften aufs neue auf den 17. März 1917 
den Generalſtreik an. Der Präſident Wilſon griff wiederum ein 
und erreichte es, daß der Ausbruch des Generalſtreiks auf 48 Stunden 
hinausgeſchoben wurde. Nunmehr aber erklärten ſich die Eiſenbahnen 
angeſichts der nationalen Kriſis (die Kriegserklärung der Vereinigten 
Staaten an das Deutſche Reich ſtand unmittelbar bevor) bereit, den 
Arbeitern alle von ihnen verlangten Zugeſtändniſſe zu machen. Am 
18. März 1917 erklärte der Oberſte Gerichtshof mit fünf gegen vier 
Stimmen das Adamſon⸗Geſetz für rechts gültig, damit war die 
Sache endgültig erledigt !. | 
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Der im Frühjahr 1917 erfolgte Eintritt der Vereinigten Staaten 
in den Weltkrieg machte ſofort ſeinen vollen Einfluß auch auf die 
Eiſenbahnen geltend. Sie wurden durch die Beförderung von Truppen, 
von Kriegsmaterial, durch Beförderung der Rohſtoffe an die Munitions⸗ 
fabriken voll in Anſpruch genommen und ſie konnten dieſem An⸗ 
ſprüchen nicht genügen. Verſtopfungen der Bahnhöfe, Wagenmangel 


1 Ngl. hierüber Robbins, The trainmen's Eight hour day. Political 
science quarterly, Bd. 31, S. 541 ff.; Bd. 32, S. 412, und an Köhling, 
Archiv für Eiſenbahnweſen, 1920, S. 707 ff. 
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häuften ſich in erſchreckendem Maße. Die Anſchaffung neuer Betriebs⸗ 
mittel wurde dadurch erſchwert, daß immer mehr Wagenbauanſtalten 
in Munitionsfabriken umgewandelt werden mußten. Der Verkehr 
ſeufzte unter dieſen Mißſtänden, die finanzielle Lage der Eiſenbahnen 
wurde geradezu troſtlos, denn ihre Ausgaben ſteigerten ſich unge⸗ 
meſſen, die Einnahmen erhöhten ſich nicht entfernt in demſelben 
Maße. Da überraſchte der Präſident Wilſon die Welt durch eine 
feierliche Kundgebung (proclamation) vom 26. Dezem⸗ 
ber 1917, in der er verkündigte, daß er am 28. Dezember 
1917 von allen Eiſenbahnen der Vereinigten Staaten, 
ihren Anlagen undihrem Zubehör Beſitz ergreifen und 
fie in feine Verwaltung übernehmen werde. Zum General- 
„direktor der Eiſenbahnen ernannte er feinen Finanzſekretär und 
Schwiegerſohn William G. Me. Adoo. 

Seine Ermächtigung zu dieſer einſchneidenden Maßregel folgte 
aus der ſogenannten Federal control and possession 
Act, vom 29. Auguſt 1916. Dieſes Geſetz lautet: In Kriegs⸗ 
zeiten iſt der Präſident mit Zuſtimmung des Kriegsſekretärs ermächtigt, 
Beſitz zu ergreifen und in Verwaltung zu nehmen alle Beförderungs⸗ 
anſtalten oder Teile davon und ſie zur Beförderung von Truppen, 
Kriegsmaterial und Ausrüſtungsgegenſtänden und für andere mit dem 
Krieg zuſammenhängende Gegenftände, ſoweit dies nötig und wünſchens⸗ 
wert iſt zu verwenden. Aller ſonſtiger Verkehr iſt, ſoweit erforderlich, 
aufzuheben. * 

Dieſe Kundgebung 9 von den Eiſenbahnen mit Jubel be⸗ 
grüßt. Sie erblickten darin einen Ausweg aus ihrer troſtloſen Lage. 
Die Kurſe der Eiſenbahnwerte gingen ſprungweis in die Höhe, und 
alle die Glücklichen, die von der Kundgebung vorher gewußt und 
ſich rechtzeitig mit Eiſenbahnpapieren zu den niedrigen Kurſen ein⸗ 
gedeckt hatten, machten glänzende Geſchäfte. Daß Herr Wilſon ſeinen 
Schwiegerſohn, einen verwegenen Spekulanten, der mit dem Bank. 
haus Morgan & Cie. in naher geſchäftlicher Beziehung ſtand, nicht 
in das Geheimnis gezogen, iſt unwahrſcheinlich. 

Me. Adoo trat ſein Amt ſofort an. Aber erſt durch Geſetz vom 
21. März 1918 wurden die Bedingungen, insbeſondere die finan⸗ 
ziellen Bedingungen für die Übernahme der Eiſenbahnen in Bundes⸗ 
verwaltung feſtgeſtellt !. Dieſes Geſetz iſt ein Notgeſetz (omergency 

1 Federal Control Act (as amended). An Act to provide for the 
operation of transportation systems while under federal control, for the 


just compensation of their owners and for other purposes. 
Scwollers Jahrbuch XLV I. 10 
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act), das lediglich durch den Krieg veranlaßt iſt, und ſoll der zu— 
künftigen Entwicklung der Eiſenbahnen in keiner Weiſe vorgreifen 
(§ 16). Es enthält eine Reihe ungemein ins einzelne gehende, 
breitere Beſtimmungen, von denen die wichtigſten hier in Frage 
kommenden ſind: Während der Dauer der Staatsverwaltung erhalten 
die Eiſenbahnen eine jährliche Entſchädigung in Höhe des Durch⸗ 
ſchnittseinkommens der drei Rechnungsjahre (1. Juli bis 30. Juni) 
1914/15 bis 1916/17, alſo der drei letzten Friedens jahre. (§ 1.) 
Dem Generaldirektor wird ein Betriebs⸗ und Dispoſitiousfonds 
von 500 Millionen Dollar zur Verwendung für die Zwecke ſeiner 
Verwaltung überwieſen. ($ 6.) Die Bundesverwaltung dauert 
während des Kriegs und eine angemeſſene Zeit nach Ratifikation des 
Friedensvertrags, jedoch höchſtens noch 21 Monate lang. Für die 
Verwaltung, den Betrieb, die Inſtandhaltung und den Ausbau des 
Eiſenbahnnetzes erhält der Präſident unbeſchränkte Vollmachten, die 
er an Vertreter übertragen kann. Insbeſondere kann er auch Tarife 
und Gebühren nach ſeinem Ermeſſen feſtſtellen, ohne an die Zuſtimmung 
des Bundsverkehrsamtes gebunden zu ſein. 

Auf Grundlage dieſes Geſetzes hat der Staatsbetrieb der Eiſen⸗ 
bahnen der Vereinigten Staaten vom 28. Dezember 1917 bis zum 
29. Februar 1920, alſo zwei Jahre und zwei Monate gedauert. 
Generaldirektor blieb im Jahre 1918 Me. Adoo, ihm folgte am 
1. Januar 1919 ein Eiſenbahnfachmann Walter Hines. 

Me. Adoo hat nur fein Amt mit der rückſichtsloſen Unbefangenheit 
eines Dilettanten verwaltet, jedoch, wie ſelbſt die Eiſenbahnen an⸗ 
erkennen, für die Verbeſſerung und Geſundung des Betriebs, beſonders 
für die Zwecke der Kriegsverwaltung, Erſprießliches geleiſtet. Für 
das geſamte rieſige Netz der Eiſenbahnen wurde eine einheitliche 
Organiſation eingeführt, bei der die einzelnen Eiſenbahnſtrecken ohne 
Rückſicht auf die Eigentumsverhältniſſe lediglich nach Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen zuſammengelegt wurden. An der Spitze ſtand der General— 
direktor, unter ihm drei, ſpäter ſieben Bezirksverwaltungen, die 
unterſte Inſtanz bildeten die Staatsbahndirektoren. Bei der Beſetzung 
der Beamtenſtellen wurde mit größter Willkür verfahren, die Direktoren 
der beſtehenden Geſellſchaften entweder abgeſetzt (worauf ſie von 
ihrer Direktion entſchädigt werden mußten) oder an andere Stellen, 
oft in Landesteile verſetzt, die ihnen ganz fremd waren. Eine Reihe 
höherer Stellen wurde mit anderem Perſonal, darunter vielen 
Nicht⸗Fachmännern beſetzt, die hohe Gehälter, 40—50 000 Dollar, 
erhielten. Die Transporte wurden ſoweit tunlich über die kürzeſte 
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Linie, wiederum ohne Rückſicht auf die Eigentumsverhältniſſe der 
einzelnen Strecken, geleitet. Viele Bahnhöfe wurden zuſammengelegt, 
eine Reihe von Dienſtſtellen aufgehoben, dann z. B. die Fahrkarten⸗ 
bureaus, die Auskunftsſtellen vermindert, oft ganz abgeſchafft. Auf 
die Verfrachter wirkte der Generaldirektor dahin ein, daß die Wagen 
bis zur vollen Tragfähigkeit ausgenutzt, die Be⸗ und Entladung 
beſchleunigt wurde, ſo daß die Wagen nicht mehr als Lagerraum 
für die Güter benutzt werden konnten, wobei ſie oft tagelang auf der 
Station ſtehen blieben. Außerdem wurden die Tarife um reichlich 
25% erhöht und die Löhne der Arbeiter um etwa 300 Millionen 
Dollars jährlich geſteigert und Betriebsmittel in großen Mengen 
beſchafft, ohne Rückſicht auf die gewaltig geſteigerten Preiſe. Dabei 
reiſte der Generaldirektor ununterbrochen im Lande hin und her, 
hielt Reden an das Volk und machte für ſich und ſeine Verwaltung 
ſtark Propaganda 1. 

Die Eiſenbahnen ließen ſolche Gewaltmaßregeln — in der Preſſe 
hieß es, Me. Adoo behandle die geltenden Geſetze wie scraps of 
paper (Fetzen Papier) — über fich ergehen, in der ſtillen Hoffnung, 
daß ihnen der ihnen erwachſene Schaden auch vergütet werden würde. 
Einſtweilen waren ſie ja durch die vom Staat verbürgten Einnahmen 
gefihert. Über die Stimmung des Publikums iſt wenig in die 
Offentlichkeit gedrungen. Im ganzen hatte Me. Adoo für eine gute 
Preſſe geſorgt. An Geldmitteln dafür fehlte es nicht. 

Gleichwohl ſcheint ihm mit der Zeit der Boden unter den Füßen 
zu heiß geworden zu ſein. Während er ſich auf einer Dienſtreiſe 
befand, reichte er plötzlich ohne äußere Veranlaſſung am 14. November 
1918 ein Entlaſſungsgeſuch zum 31. Dezember 1918 an ſeinen 
Schwiegervater ein. Er begründete es mit Amtsmüdigkeit im all⸗ 
gemeinen, ſowie damit, daß er als Staatsſekretär des Finanzamtes, 
als welcher er ein Jahresgehalt von 12 000 Dollars bezog, ſowie 
als Generaldirektor der Bundesbahnen, welches Amt ihm überhaupt 
kein Einkommen brachte, einen großen Teil ſeines Privatvermögens 
aufgezehrt habe, das er nunmehr ſeiner Familie wegen neu auffüllen 
müſſe. Dieſe Begründung fand wenig Glauben. Indes mit der 


1 Eine vortreffliche Zuſammenſtellung über den Staatsbetrieb der Eiſen⸗ 
bahn der Vereinigten Staaten, auf Grund amtlicher Quellen, findet ſich in den 
Nummern 76, 77, 78 des Jahrgangs 1918 der Zeitung des Vereins Deutſcher 
Eiſenbahnverwaltungen von Dr. Sarter. Ein näheres Eingehen hierauf habe 
ich unterlaſſen, da dieſe Vorgänge nur vorübergehender Natur ſind und aus⸗ 
ſchließlich e Bedeutung e 
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Tatſache mußte gerechnet werden. Und da machte es erneutes Aufs 
ſehen, als ein Brief Me. Adoos vom 11. Dezember 1918 an die 
Vorſitzenden der Ausſchüſſe beider Häuſer des Kongreſſes für den 
zwiſchenſtaatlichen Verkehr veröffentlicht wurde, in dem er im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Präſidenten Wilſon Vorſchläge über 
die zukünftige Geſtaltung des Eiſenbahnweſens der Vereinigten Staaten 
machte. Er erklärte darin, es gebe nur zwei Möglichkeiten, entweder 
müßten die Eiſenbahnen ſobald als möglich ihren Eigentümern zurück⸗ 
gegeben oder die Staatsverwaltung müſſe auf weitere fünf Jahre bis 
zum 1. Januar 1924 ausgedehnt werden. Alſo entweder eine Ver⸗ 
kürzung oder eine erhebliche Verlängerung der im Geſetz vom 21. März 
1918 vorgeſehenen Friſt von 21 Monaten, nach Austauſch der 
Ratifikation des Friedensvertrags. Bei Erlaß jenes Geſetzes iſt 
man offenbar von der Annahme ausgegangen, daß die Vereinigten 
Staaten gleichzeitig mit den übrigen Ententemächten den Frieden 
von Verſailles ratifizieren würden, was bekanntlich bis heute nicht 
geſchehen iſt. Der Brief Me. Adoos gab zu leidenſchaftlicher Er⸗ 
örterung den Anlaß. Eine ſofortige Rückgabe der Eiſenbahnen an 
ihre Eigentümer und damit Wiederherſtellung des Zuſtandes vor dem 
28. Dezember 1917 hielten die Eiſenbahnen für unmöglich. Es 
werde zu einem wirtſchaftlichen Chaos, dem finanziellen Ruin der 
Eiſenbahnen führen. Eine Verlängerung des Staatsbetriebes um 
fünf Jahre bedeute aber nichts anderes, als die Vorbereitung zur 
Verſtaatlichung (nationalisation) der Eiſenbahnen, und auf dieſes 
Ziel ſchien auch Präſident Wilſon hinauszugehen. | 
Die Frage der Einführung des reinen Staatsbahnſyſtems in 
den Vereinigten Staaten ſteht ſeit Jahren auf der Tagesordnung. 
Der Gedanke hat unter den Vertretern der Volkswirtſchaft und in 
den Kreiſen der Arbeiterſchaft zahlreiche Anhänger. Andererſeits 
ſtehen nicht nur die Eiſenbahnen und ihre finanziellen Freunde, 
ſondern auch große Kreiſe der Bevölkerung dem Gedanken feindlich 
gegenüber. Die Behauptung, daß durch die Kundgebung vom 
26. Dezember 1917 der Präſident Wilſon dieſe Reform gleichſam 
mit einem Federſtrich durchgeführt habe, zu deren Verwirklichung die 
meiſten Staaten jahrelanger Vorarbeiten bedurft haben, iſt natürlich 
ein barer Unſinn. Mit dieſem Gewaltſtreich war nur die Verwaltung 
der Bahnen bis auf weiteres in die Hände des Staates übernommen 
worden. Die Fragen, wer denn Eigentümer der Bahnen werden 
ſolle, ob der Bund oder die Einzelſtaaten, welche Bedingungen 
für die Übernahme gewährt, welcher Preis gezahlt werden ſolle, 


149 Die Eiſenbahnpolitik der Vereinigten Staaten von Amerika 149 


waren nicht einmal angeſchnitten worden. Gegen Übernahme der 


Verwaltung konnten die Eiſenbahnen ſich nach dem Geſetz vom 


29. Auguſt 1916 nicht wehren, unter den damaligen wirtſchaftlichen 
und finanziellen Verhältniſſen war ihnen eine derartige Maßregel 
ſogar recht erwünſcht, da damit viele Verlegenheiten und Unbequem⸗ 
lichkeiten vorerſt beſeitigt waren. Jetzt aber nahm die Frage ein ſehr 
ernſtes Geſicht an, und nunmehr wurde mit allem Nachdruck gegen 
Wilſons Pläne angekämpft. Der Kampf wurde dadurch erleichtert, 
daß Wilſon nach ſeiner Rückkehr aus Verſailles jeden Kredit im 
-Lande verloren hatte, ſein Anſehen auf den tiefſten Nullpunkt ge⸗ 
ſunken war. Dazu kam, daß im Jahre 1919 ein neues Repräſentanten⸗ 
haus mit einer republikaniſchen, Wilſon feindlichen Mehrheit zuſammen⸗ 
treten mußte, es alſo nur darauf ankam, den noch tagenden Kongreß 
von bedenklichen geſetzlichen Maßnahmen abzuhalten. Anderſeits 
waren die Eiſenbahnen klug genug, gewiſſe, von der Offentlichkeit 
geforderte Reformen in der Eiſenbahngeſetzgebung zuzugeſtehen. 

Den Eiſenbahnen iſt es gelungen, den neuen Angriff auf ihre 
Selbſtändigkeit zurück zu ſchlagen. Für Verlängerung des Staats⸗ 
betriebes war eine Anderung des Geſetzes vom 21. März 1918 er⸗ 
forderlich. Der Entwurf eines Geſetzes hierüber iſt, ſoweit die Nach⸗ 
richten gehen, überhaupt nicht vorgelegt. Dagegen war im Januar 
1919 ein Geſetzentwurf eingegangen, nach dem dem Generaldirektor 
ein neuer Kredit von 750 Millionen Dollar zur Aufrechterhaltung 
des Eiſenbahnbetriebes bewilligt werden ſollte. Über dieſen Entwurf 
hat der Kongreß gar nicht beraten. Am 19. Mai 1919 trat der 
neue Kongreß zuſammen. Am 20. Mai verkündigte der Präſident 
eine neue Botſchaft: „Am Ende des Jahres 1919 werden 
die Eiſenbahnen W Eigentümern nen 
W 


VI 


Über die Verwaltung und den Betrieb der Eiſenbahnen während 
des Jahres 1919 durch den neuen Generaldirektor Walter Hines iſt 
nichts beſonderes zu bemerken. Dagegen wurde während des ganzen 
Jahrs über die Reform des Eiſenbahnweſens in der Tages⸗ und 
Fachpreſſe und in beiden Häuſern des Kongreſſes ſehr gründlich ver⸗ 

handelt. Bei der Reform handelte es ſich einmal um den Erlaß ge⸗ 
wiſſer Übergangsbeſtimmungen für die Überleitung der Staats⸗ in 
die Privatverwaltung, ferner um die alten Probleme, die Tariffrage, 
die Finanzfrage und die Arbeiterfrage. Es ergab ſich, daß es nicht 
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möglich war, bis zum 1. Januar 1920, dem von Wilſon feſtgeſetzten 
Termin, das erforderliche Geſetz unter Dach zu bringen. Der Termin 
wurde daher bis zum 1. März 1920 hinausgeſchoben, und am 28. Fe⸗ 
bruar 1920, alſo im letzten Augenblick, hat ſich der Kongreß über 
das neue Geſetz verſtändigt, wodurch nunmehr beſtimmt wurde, 
„daß der Bundesbetrieb der Eiſenbahnen der Ver⸗ 
einigten Staaten am 1. März 1920 eine Minute nach 
Mitternacht aufhört, und daß gleichzeitig alle dem 
Präſidenten der Vereinigten Staaten durch die Ge— 
ſetze vom 29. Auguſt 1916 und 21. März 1918 verliehenen 
Vollmachten erlöſchen!. | 

Das neue Geſetz: „An act to provide for the termination 
of federal control of railroads and systems of transportation, 
to provide for the settlements of disputes between carriers 
and their employees; to further amend an Act entitled: An 
Act to regulate commerce, approved February 4. 1837 as 
amended and for other purposes,“ hat den kurzen Titel: „Trans- 
portation Act 1920“, d. h. Beförderungsgeſetz von 1920. Es 
bildet, wie früher bemerkt, die Grundlage des nunmehr geltenden 
öffentlichen Eiſenbahnrechts. 

Durch die wiſſenſchaftlichen Betrachtungen über die in dem 
Geſetz entſchiedenen Fragen ſind neue Geſichtspunkte nicht zutage 
gefördert. Das Thema war durch die auf viele Jahre ſich aus⸗ 
dehnenden Unterſuchungen der Vertreter der Volkswirtſchaft und der 
Eiſenbahnen nach allen Richtungen erſchöpft. Dies ergibt ſich aus 
den langen, ausgedehnten Reden in beiden Häuſern des Kongreſſes, 
ſoweit ich ſolche habe einſehen können. Die hauptſächlichſten Beſtim⸗ 
mungen der bedeutenderen Geſetzentwürfe, die im Kongreß eingebracht 
und in dem Plenum und den Ausſchüſſen durchberaten ſind, ſind in 
der unten aufgeführten Schrift? in Tabellenform überſichtlich zu⸗ 
ſammengeſtellt. Es ſind dies 1. ein Entwurf des Senators Cummins, 
der vom Ausſchuß des Senats für den zwiſchenſtaatlichen Verkehr 


1 Eine ausgezeichnete Zufammenftelung des Ganges der Eiſenbahngeſetz⸗ 
gebung des Jahres 1919 und der wiſſenſchaftlichen Erörterungen hierüber enthält 
Band VIII, Nr. 4 der Proceedings of the Academy of political science, 
Januar 1920, herausg. von Thurman William von Metre Vgl. auch 
meinen Aufſatz: Die Rückkehr zum Privatbahnſyſtem in den Vereinigten Staaten 
und das neue Eiſenbahngeſetz. Zeitung des Vereins Deutſcher Eiſenbahn⸗ 
verwaltungen, 1920, Nr. 33, 34. 

2 S. 75 und 75 b. 
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angenommen iſt; 2. die Eſch⸗Pomerence⸗Bill, die vom Bundes⸗ 
verkehrsamt verfaßt und im weſentlichen von dem Repräſentantenhaus 
angenommen iſt; 3. die von dem Abgeordneten J. D. Cuyler, 
Präſidenten der Eiſenbahnbetriebsbeamten eingebrachte Bill; 4. der 
Entwurf Frelinghuyſon, der in einer Konferenz der Nationalen 
Transportgeſellſchaft unter Anregung der Handelskammer der 
Vereinigten Staaten beraten iſt; 5. der Entwurf Warfield von 
der Nationalen Vereinigung der Beſitzer von Eiſenbahnwertpapieren; 
6. der Entwurf Lenroot, ausgearbeitet von dem Präſidenten 
Amſter der Citizens National Railroad League; 7. die Sims⸗ 
Bill, ausgearbeitet von dem Präſidenten zum der Eiſenbahn⸗ 
gewerkſchaften. 

Von den Entwürfen ſprechen ſich die ſechs zuerſt genannten 
übereinſtimmend für die Rückkehr zum Privatbahnſyſtem unter ver⸗ 
ſchiedenen Formen und unter mehr oder weniger ſtrenger Staats⸗ 
aufſicht aus. Nur der letzte, allgemein Plumb-Bill genannt, 
iſt für den Übergang der Eiſenbahnen in das Eigentum des Bundes. 

Von den Ausſchüſſen des Kongreſſes ſind ſchließlich vom Senat 
die Cummins⸗Bill, vom Repräſentantenhaus die Eſch⸗Bill zur Grund⸗ 
lage der Beratungen gemacht, wobei die beiden Ausſchüſſe in ſteter 
Fühlung blieben. Das Geſetz ſtellt ein in dem Vereinigungs⸗ 
ausſchuß beider Häuſer, dem Conference Commitee vereinbartes 
und dann in beiden Häuſern angenommenes Kompromiß dar. Der 
Präſident Wilſon hat ſich offenbar, nachdem er ſich überzeugt hatte, 
daß ſein Spiel zu Ende war, um die Beratungen des Kongreſſes 
nicht mehr gekümmert und das Geſetz ſchlankweg vollzogen. 

Während es ſich bei den vier übrigen Entwürfen um mehr 
oder weniger grundſätzlich gleichartige Vorſchläge handelte, ſteht die 
Plumb⸗Bill auf einem radikal anderen Standpunkt. Sie hat das 
größte Aufſehen erregt und die öffentlichen Erörterungen im Kongreß 
und in der geſamten Preſſe haben ſich wohl am lebhafteſten mit ihr 
beſchäftigt. Ihre Grundzüge ſind: Bildung eines großen, einheit⸗ 
lichen Staatsbahnſyſtems unter Ausſchaltung jeglichen Wettbewerbs, 
verwaltet durch 15 Direktoren, von denen 5 durch den Präſidenten 
der Vereinigten Staaten und je 5 durch die Verwaltungsbeamten 
und die feſtangeſtellten Arbeiter gewählt werden. Der Preis für 
die Bahnen wird feſtgeſtellt durch ein beſonderes Amt, beſtehend aus 
den Mitgliedern des Bundesverkehrsamts und drei weiteren von den 
Eiſenbahndirektionen gewählten Mitgliedern. An Stelle der Aktien 
und Obligationen der jetzigen Bahnen werden Bundeseiſenbahnſchuld⸗ 


152 Alfred v. der Leyen 1152 i 


ſcheine ausgegeben, ebenſo zur Beſtreitung der Koſten weiterer Eiſen⸗ 
bahnbauten, die Tarife werden auf Antrag der Bundeseiſenbahn⸗ 
direktion vom Bundesverkehrsamt, das in ſeiner jetzigen Verfaſſung 
beſtehen bleibt, feſtgeſtellt. Alle Einnahmen fließen dem Bund zu, 
der daraus die Ausgaben zu beſtreiten hat und für Fehlbeträge auf⸗ 
kommt. Ein etwaiger Überſchuß der Einnahmen über die Ausgaben 
fällt nach Deckung aller Betriebskoſten und der Zinſen des Anlage⸗ 
kapitals zur Hälfte an die Bundeskaſſe, zur anderen Hälfte an die 
Eiſenbahnbedienſteten. Die Beſoldung und Löhne ſtellt die Bundes⸗ 
eiſenbahndirektion feſt. Zur Schlichtung von Meinungsverſchieden⸗ 
heiten zwiſchen der Direktion und den Bedienſteten wird ein be⸗ 
ſonderes Amt errichtet, zu dem die Direktion und die Bedienſteten 
je fünf Mitglieder wählen. 

Hier haben wir alſo ein ganz radikales Sozialiſierungsprojekt. 
Daß es außerhalb der Arbeiterkreiſe wenig Anklang fand, iſt bei 
dem Volkscharakter der Vereinigten Staaten begreiflich. Zu ſeiner 
Verwirklichung ſcheint mir wenig Ausſicht. Der Kongreß verhielt 
ſich durchaus ablehnend. 

Das Geſetz vom 28. Februar 1920, wie es jetzt vorliegt, be⸗ 
ſteht aus fünf ſelbſtändigen Abſchnitten (Titeln). Außerlich werden 
die Paragraphen (sections) nicht fortlaufend gezählt, ſondern jeder 
Abſchnitt iſt für ſich in Paragraphen eingeteilt, und beginnt mit 
einer Hundertzahl. Der erſte Abſchnitt (zwei Paragraphen) enthält 
die üblichen Begriffsbeſtimmungen, der zweite Abſchnitt (§§ 200 bis 
211) behandelt die aus Anlaß der Beendigung des Bundesbetriebs 
erforderlichen Beſtimmungen. Abſchnitt III (§88 300 —315) iſt ein 
vollſtändiges Geſetz über die Schlichtung von Streitigkeiten zwiſchen 
den Eiſenbahnen und ihren Angeſtellten. Der vierte Abſchnitt 
(85 400—441) bildet eine neue Novelle zum Bundesverkehrsgeſetz 
und der letzte, fünfte Abſchnitt (§§ 500 — 502) enthält verſchiedene 
Übergangsbeftimmungen, beſonders auch über Beziehungen der Eiſen⸗ 
bahnen zu den Waſſerſtraßen. 

Der zweite Abſchnitt enthält die für die Eiſenbahnen beſonders . 
wichtigen Beſtimmungen über die Auseinanderſetzung mit dem Bunde 
nach Beendigung des Bundesbetriebs. Wir haben geſehen, daß 
während des Bundesbetriebs die Transporte lediglich nach Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen und ohne Rückſicht auf die Eigentumsverhält⸗ 
niſſe der Beförderungsſtrecken geleitet ſind, während der Bund den 
einzelnen Eiſenbahnen eine Reineinnahme mit dem Durchſchnitt der 
drei Vorkriegsjahre gewährleiſtet hat. Hieraus ſind Forderungen 
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und Anſprüche des Bundes gegenüber den Eiſenbahnen und der Eiſen⸗ 
bahnen gegenüber dem Bund entſtanden. Die Rechnungen hierüber 
ſollen innerhalb ſechs Monaten nach dem 1. März 1920 fertig ge⸗ 
ſtellt ſein. Kommt hiernach den Eiſenbahnen ein Saldo zu, fo hat der 
Bund dieſen ſoſort auszuzahlen. Haben die Eiſenbahnen eine Schuld 
an den Bund, ſo brauchen ſie dieſe erſt innerhalb zehn Jahren nach 
dem 1. März 1920 zurückzuzahlen. Die Gewährleiſtung des Bundes 
für die Einnahmen nach dem Durchſchnitt der drei letzten Friedens⸗ 
jahre dauert ſechs Monate nach dem 1. März 1920 fort, ſoweit 
nicht andere Vereinbarungen getroffen ſind. Während dieſer ſechs 
Monate bleibt das Recht des Präſidenten zur überwachung des Be⸗ 
triebs und der Finanzlage der Eiſenbahnen beſtehen. — Alle während 
des Bundesbetriebs vorgenommenen Erhöhungen der Tarife und 
Gebühren bleiben bis auf weiteres in Geltung, ihre Herabſetzung 
kann vor dem 1. September 1920 weder von der Bundesregierung, 
noch vom Bundesverkehrsamt, noch von einer Einzelregierung ver⸗ 
langt werden. | | 

Die Eiſenbahnen waren, wie wir geſehen haben, Ende des 
Jahres 1917 in einer äußerſt mißlichen Finanzlage, die Beſchaffung 
von Mitteln für Bau, Betrieb und Unterhaltung war für ſie mit 
den größten Schwierigkeiten verbunden. Während des Bundes⸗ 
betriebs hat der Bund die für dieſe Zwecke erforderlichen Mittel 
beſchafft, deren ſofortige Rückzahlung den Eiſenbahnen nicht möglich 
fein würde. Es werden ihnen daher innerhalb zwei Jahren nach 
Beendigung des Bundesbetriebs Darlehen von der Bundesregierung 
gewährt, die mit 6% zu verzinſen ſind. Anträge auf Bewilligung 
eines ſolchen Darlehns ſind an das Bundesverkehrsamt zu richten, 
das prüft, ob ſie für die von den Eiſenbahnen angegebenen Zwecke 
notwendig ſind und welche Sicherheit die Eiſenbahnen zur Rück⸗ 
zahlung dieſer Darlehen, die innerhalb fünf Jahren erfolgen muß, 
ſtellen können. Das Bundesverkehrsamt kann ſich bei ſeinen Unter⸗ 
ſuchungen der Hülfe des Federal Reserve Board bedienen. Dem 
Bundesſchatzſekretär wird ein Dispoſitionsfonds von 300 Mill. Doll. 
überwiefen, aus dem dieſe Darlehen gewährt werden können. 

Alle während des Bundesbetriebes entſtandenen, noch ſchwebenden 
Rechtsſtreitigkeiten ſind in dem Stande, in dem ſie ſich befinden, zur 
Erledigung zu bringen.“ | 

Dieſe Beſtimmungen, deren weſentlicher Inhalt hier nur wieder⸗ 
gegeben iſt, ſind den Eiſenbahnen durchweg günſtig und erleichtern 
ihnen die Rückkehr in die alten Verhältniſſe, vor allem werden ſie 
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der finanziellen Sorgen enthoben und fie können mit Ruhe an die 
Wiederherſtellung des Zuſtandes vor dem Kriege herangehen. 

Der dritte Abſchnitt iſt ein neues Geſetz über die Schlichtung 
von Streitigkeiten zwiſchen den Eiſenbahnen einer- 
ſeits und ihren Arbeitern und Unterbeamten anderer⸗ 
ſeits!. Der Grundgedanke dieſes Geſetzes iſt, daß die Eiſenbahnen 
und ihr Perſonal verpflichtet ſind, in allen Streitigkeiten, die Ver⸗ 
kehrsſtörungen zur Folge haben können, zunächſt eine Beilegung 
durch neu errichtete Schlichtungsämter zu verſuchen. Es ſind dies 
zwei, zunächſt Arbeiterſchlichtungsämter (Railway boards 
of labor adjustment), deren eine ganze Anzahl durch 
Vereinbarungen zwiſchen den Frachtführern und ihren Angeſtellten 
gebildet werden können. Über und neben dieſen ſteht als höhere 
Inſtanz ein Eiſenbahn arbeitsamt (Railroad labor 
board). Dieſes iſt eine ſtändige Zentralbehörde von neun Mit⸗ 
gliedern, deren je drei von den Frachtführern, den Angeſtellten und 
dem Präſidenten der Vereinigten Staaten ernannt werden. Die 
Mitglieder beziehen ein Gehalt von 10 000 Doll., der Sekretär ein 
ſolches von 5000 Doll. Das Amt hat ſeinen Sitz in Chicago, kann 
aber auch an anderen Orten der Vereinigten Staaten tagen. Die 


Beſtimmungen des Geſetzes über die Zuſtändigkeiten dieſer beiden 


Amter, ihr Verhältnis zueinander und das Verfahren ſind ziemlich 
unklar, ebenſo iſt es kaum möglich, ſich ein Bild davon zu machen, 
wie ſich der Geſetzgeber das Fortbeſtehen der früheren, auf dem⸗ 
ſelben Gebiet ſich bewegenden Geſetze neben den neuen gedacht hat. 
Es rührt dies meiſt wohl daher, daß eine Reihe der neuen Beſtim⸗ 
mungen durch Kompromiſſe zwiſchen den verſchiedenen, dem Kongreß 
vorliegenden, Anträgen entſtanden ſind, bei denen auf die frühere Ge⸗ 
ſetzgebung nicht Rückſicht genommen iſt. In dem unten angezogenen 
Aufſatz werden Beiſpiele davon angeführt, auf die ich hier verweiſe. 
Nur eine Beſtimmung möchte ich herausheben. Senator Cummins 
hatte in ſeinem Entwurf eine Beſtimmung folgenden Inhalts vor⸗ 
geſchlagen: Bildung eines Ausſchuſſes für Löhne und Arbeits⸗ 
bedingungen zur Beilegung von Streitigkeiten zwiſchen der Eiſenbahn 
und ihrem Perſonal, Berufung an das (von Cummins) vorgeſchlagene 


1 Vgl. hierzu Röhl ing, Die Beilegung der Arbeitsſtreitigkeiten zwiſchen 
den Eiſenbahnen und ihrem Perfonal nach dem Transportgeſetz vom 28. Februar 
1920. Archiv für Eiſenbahnweſen, 1920, S. 775 ff. Dem Auſſatz iſt eine Über⸗ 
ſetzung des Abſchnittes III des Geſetzes beigefügt. 
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Bundesbeförderungsamt! (transportation board) im Falle der 
Nichtannahme des Schiedsſpruchs. Die Entſcheidung dieſes Bundes⸗ 
amtes iſt endgültig, Ausſtände und Ausſperrungen ſind 
verboten. Cummins hatte ſich dabei an die von Wilſon in der 


Botſchaft vom 29. Auguſt 1916 vertretene Auffaſſung angeſchloſſen. 
In einer Rede im Senat legte er dieſer Beſtimmung ganz beſonderen 


Wert bei, er wollte obligatoriſche Schiedsrichter. „Ich 
ſpreche nicht nur im eigenen Namen,“ ſo ſagte er, „ſondern 
im Namen der großen Mehrheit des Senatsausſchuſſes, 
wenn ich feierlich erkläre, daß es unſere aufrichtige 
volle Überzeugung iſt, daß die Ziviliſation von 
Amerika, ich hätte beinahe geſagt die Ziviliſation 
der ganzen Welt, nicht aufrecht zu erhalten iſt, nicht 
weiterbeſtehen kann, wenn es der organiſierten Ge⸗ 
ſellſchaft nicht glückt, Mittel zu finden zur Erhaltung 
von Frieden und Ordnung in der Induſtrie.“ Trotz 
einer ſo warmen Befürwortung hat der Kongreß ſich nicht ent⸗ 
ſchließen können, die Entſcheidung ſeines Bundesarbeitsamts für 
unanfechtbar zu erklären. Es heißt vielmehr in § 313 des Geſetzes, 
daß im Falle der Nichtbeachtung einer Entſcheidung des Bundes⸗ 
arbeitsamtes dieſes aus eigenem Antrieb nach Anhören der Parteien 
beſtimmen kann, ob ſeiner Meinung nach eine Zuwiderhandlung 
vorliegt, und daß es dieſe Entſcheidung nach ſeinem Ermeſſen ver⸗ 
öffentlichen kann. Der engliſche Text lautet: (The Labor Board 
may) „determine, whether in its opinion such violation has 
occurred and make public its decision in such manner as 
it may determine.“ Mit anderen Worten, man hofft auf eine 
moraliſche Wirkung folder Schiedsſprüche. Es muß ſich zeigen, ob 
eine ſolche Erwartung nicht, wie ſo viele, zuſchanden wird. 

Eine wichtige Beſtimmung enthält auch der § 312, wonach die 
während des Bundesbetriebs von den Frachtführern an ihre Arbeiter 
und Unterbeamten gezahlten Löhne und Gehälter bis zum 1. Sep⸗ 
tember 1920 nicht herabgeſetzt werden dürfen. Dies entſpricht der 
oben erwähnten zugunſten der Eiſenbahnen getroffenen Be⸗ 
ſtimmung über Beibehaltung der während des Bundesbetriebs er⸗ 
höhten Preiſe und Gebühren. 


1 Vgl. darüber unten S. 162. 
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VII 


Der Abſchnitt IV, vielleicht der wichtigſte des ganzen Geſetzes, 
iſt eine umfaſſende Novelle zu dem Bundesverkehrsgeſetz vom 4. Fe⸗ 


bruar 1887. Er enthält 41, zum Teil recht umfangreiche Para⸗ 


graphen, durch die Beſtimmungen des Urgeſetzes und ſeiner Novellen 
geändert und neue Zuſätze beigefügt werden !. 

Ich beſchränke mich hier darauf, die wichtigſten Beſtimmungen 
dieſer Novelle, ſoweit durch ſie die entſprechenden bisherigen Be⸗ 


ſtimmungen ergänzt oder abgeändert werden, Ju erläutern. Die 


Grundlage des Geſetzes vom 4. Februar 1887 iſt auch durch dieſe 
Novelle nicht geändert, ebenſo ſind die früher von mir beſprochenen 
beſonders wichtigen Beſtimmungen unverändert beſtehen geblieben. 
Gleichwohl wäre es vorzuziehen geweſen, wenn der Geſetzgeber ſich 
entſchloſſen hätte, das ganze Geſetz umzuarbeiten und damit ein ein⸗ 
heitliches, klares, leichter verſtändliches Geſetz zu ſchaffen. 

1. Die vielleicht wichtigſte neue Beſtimmung iſt die um⸗ 
geſtaltung des § 5 des Geſetzes, der kurz Antipooling Clause ge⸗ 


nannt wird. Das Verbot erfolgte ſeinerzeit, weil man beſorgte, 


daß durch die Pools die Monopolſtellung der Eiſenbahnen neu 


gekräftigt werde. Ich kann hier auf die Gründe für und gegen 


ſolche Befürchtungen, auf die Umgehung der Beſtimmung, auf 
die eigenartige Rechtſprechung der Bundesgerichte nicht näher ein⸗ 
gehen, ſo anziehend eine Darſtellung dieſer eigenartigen Vorgänge 
fein würde. Durch den neuen $ 5 lerſter Abſatz) iſt nun zwar das 
Verbot aufrecht erhalten, es wird aber dann ſofort wieder auf⸗ 


gehoben, denn das Bundes verkehrsamt kann, wenn es ſich 


davon überzeugt, daß durch ſolche Vereinigungen 
der Verkehr verbeſſert wird, daß ſie geeignet ſind, 
die Betriebskoſten zu vermindern, und daß der Wett⸗ 


1 Das Bundesverkehrsamt hat ſich der dankenswerten Mühe unterzogen, 
das Bundesverkehrsgeſetz in ſeiner jetzigen Faſſung unter Beifügung aller auf 


den zwiſchenſtaatlichen Verkehr bezüglichen anderen Bundesgeſetze neu zu 
veröffentlichen. Der Titel dieſes Bandes, der einſchließlich eines vortrefflichen 


alphabetiſchen Inhaltsverzeichniſſes 282 Seiten ſtark iſt, lautet: The Interstate 


Commerce Act, including text of related sections of (different Acts). 


Published by the Interstate Commerce Commission. Revised to April 1, 
1920. Washington. Governement printing office 1920: Eine deutſche 


Überjegung des Bundesverkehrsgeſetzes wird im Archiv für nn 


Januar / Februar 1921 veröffentlicht werden. 
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bewerb dadurch nicht eingeſchränkt wird, auf Anträg 
ſolche Vereinigungen zulaſſen. Unter denſelben Voraus⸗ 
fetungen kann auch der Erwerb und die Erweiterung des Kontroll⸗ 
rechtes einer Eiſenbahn gegenüber einer anderen geſtattet werden. 
Iſt ſchon hierdurch das Verbot der pools fo gut wie beſeitigt 
— denn ſolche Fälle der Unſchädlichkeit werden ſich ſtets begründen 
laſſen —, fo ſoll nach den weiteren Beſtimmungen das ganze Eiſen⸗ 
| lahnamt des amerikaniſchen Feſtlandes ſo umgebildet werden, daß 
es aus einer Reihe organiſch geſtalteter und in ſich geſchloſſener, ein⸗ 
heitlich verwalteter Netze beſteht, die, wenn man ſie vielleicht auch 
nicht als pools bezeichnen kann, doch die größte Ahnlichkeit mit 
dieſen haben. Das Bundesverkehrsamt ſoll nämlich nach § 5 (4) des 
Geſetzes „einen Plan für die Teilung des geſamten Eiſenbahnnetzes 
des Feſtlandes der Vereinigten Staaten in eine beſchränkte Anzahl 
organiſch gebildeter, in ſich zuſammengeſchloſſener Gruppen aufſtellen. 
Dabei iſt der Wettbewerb (zwiſchen dieſen Gruppen?) und die Ver⸗ 
kehrsleitung, ſoweit angängig, beizubehalten. Die Gruppen ſind ſo 
zuſammenzulegen, daß die Beförderungskoſten wie zwiſchen Wett⸗ 
bewerbslinien und mit Rückſicht auf den tatſächlichen Wert der 
eeinzelnen Strecken, auf denen die Beförderung erfolgt, tunlichſt die⸗ 
ſelben find, fo daß dieſe Gruppen einheitliche Tarife einführen und 
dei tüchtiger Verwaltung im weſentlichen dieſelben Erträge für die 

einzelnen Strecken herauswirtſchaften können“. Die Entwürfe ſolcher 
Umbildungspläne ſind den Gouverneuren der beteiligten Staaten 
einzureichen, öffentlich aufzulegen und nach Prüfung der Bedenken 
endgültig feſtzuſtellen. — Es iſt ferner den Eiſenbahnen unbenommen, 
ſich ſelbſt über Bildung ſolcher Gruppen zu verſtändigen, die der 
Prüfung und Genehmigung des Bundesverkehrsamts unterliegen. 
Die Aktien und Obligationen der beteiligten Bahnen ſind nach dem 
Nennwert in die Gemeinſchaft einzubringen. 

Dies iſt der weſentliche Inhalt des jetzigen 8 5. Senator 
Cummins wollte ihn anders geſtalten. Sein Antrag ſchrieb zunächſt 
die Anzahl (20 bis höchſtens 35) der zu bildenden Gruppen vor 
und beſtimmte ferner eine Friſt von ſieben Jahren, innerhalb derer 
die Eiſenbahnen ſich über die Gruppenbildung zu verſtändigen hätten, 
widrigenfalls dieſe zwangsweiſe durch die oberſte Bundesbehörde 
durchgeführt werde. — Von ſolchen Beſchränkungen ſieht das Geſetz 
ab, es wird auch keine Zeit beſtimmt, innerhalb der eine fo ge⸗ 
waltige Neuerung abgeſchloſſen ſein ſoll. 

„Die Tendenz des neuen § 5 iſt zweifellos eine geſunde. Die 
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Zerſplitterung des Eiſenbahnnetzes, das Durcheinander der ver⸗ 
ſchiedenen Eigentümern gehörigen Linien iſt einer der größten 
Mängel, ein nahezu unüberwindliches Hindernis für die Aufſtellung 
geſunder Tarife und zweckmäßiger Beförderungsverhältniſſe. Die 
Erfolge des Staatsbetriebes während des Krieges ſind hauptſächlich 
dem Umſtande zu verdanken, daß ſich der Generaldirektor über alle 
dieſe Hinderniſſe hinwegſetzte und damit eine einheitliche Betriebs⸗ 
führung möglich machte. Aber dem Bundesverkehrsamt wird eine 
ganz außerordentlich ſchwierige, ich möchte beinahe ſagen unlösliche 
Aufgabe mit der Aufſtellung eines folchen Umbildungsplanes über⸗ 
tragen. Die einzelnen Bahnen müſſen auseinandergeriſſen und 
wieder mit anderen zuſammengelegt werden, wobei gewaltige Inter⸗ 
eſſengegenſätze und die ſchwierigſten Finanzfragen auszugleichen ſind. 
Wie man ſich „die Aufrechterhaltung des Wettbewerbs“ dabei denkt, 
iſt mir ganz unklar. Ebenſo wird es kaum möglich ſein, die Wünſche 
von Handel, Gewerbe und Landwirtſchaft gleichmäßig zu berückſich⸗ 
tigen und ſo zu befriedigen, daß alle Teile einigermaßen einverſtanden 
ſind. Wenn überall der gute Wille herrſcht und dem Amt hilfreich 
zur Seite geſtanden wird, ſo kann man vielleicht über die Schwierig⸗ 
keiten, wenigſtens über die größten Schwierigkeiten hinwegkommen. 
Aber iſt darauf zu rechnen? Unter ſolchen Umſtänden war es viel⸗ 
leicht ganz verſtändig, von einer Friſt für die Durchführung der 
Neuerung abzuſehen, freilich auf die Gefahr hin, daß ſie ſchließlich 
ad calendas Graecas verſchoben wird, und daß dieſer Kernpunkt 
der Reform unausgeführt bleibt. Cummins hat auch auf dieſe Reform 
(the charter of the new system, wie er ſich ausdrückt) den größten 
Wert gelegt. 

2. Die zweite wichtige und grundſätzliche Frage, mit der die 
Novelle vom 28. Februar 1920 ſich beſchäftigt, iſt die Tariffrage. 
Wir haben oben gejehen !, wie ſchon die beiden früheren Novellen dem 
Bundesverkehrsamt die Befugnis gegeben haben, unter Umſtänden die 
Höhe der Tarife auf Grund von Beſchwerden ſelbſt feſtzuſtellen. 
Dieſe Befugnis iſt nun weſentlich erweitert worden. Man kann 
wohl ſagen, daß die Tarifhoheit, ſowohl was die Form als was 
die Höhe der Tarife im zwiſchenſtaatlichen Verkehr betrifft, von den 
Einzelſtaaten auf den Bund übergegangen und daß dieſem ſogar 
ein gewiſſer Einfluß auf die Geſtaltung binnenſtaatlicher 
Tarife eingeräumt iſt. Es handelt ſich hier um Anderungen der 


1 Vgl. S. 127, 128. 
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88 4, 13, 15 und 16 und den neuen $ 15a. Auf Beſchwerde von 
Privatperſonen, Körperſchaften oder öffentlichen Anſtalten und Be⸗ 
hörden kann jetzt das Bundesamt Tarife, Gebühren, Güterklaſſifika⸗ 
tion, alles, was mit den Eiſenbahnpreiſen zuſammenhängt, ſelbſtändig 
feſtſetzen. Sind die Bahnen hiermit nicht einverſtanden, ſo hat das 
Amt eine Unterſuchung anzuſtellen und kann beſtimmen, daß die 
Tarife einſtweilen nicht in Kraft treten. Die Unterſuchung muß in 
120 Tagen abgeſchloſſen ſein, welche Friſt um 20 Tage verlängert 
werden kann. Nach ihrem Ablauf treten die vom Bundesamt feſt⸗ 
geſetzten Tarife unbedingt in Geltung. Die vielumſtrittene Long 
and short haul clause! des § 4, von der ſchon nach den Novellen 
von 1910 Ausnahmen geſtattet werden konnten, iſt dahin geändert, 
daß bei Herabſetzung der Friſt für die längere Strecke der Frachtſatz 
ſo zu bemeſſen iſt, daß der Eiſenbahn aus dem Beförderungsgeſchäft 
Gewinn zufließt. Ferner wird beſtimmt, daß, wenn bei Wettbewerbs⸗ 
linien die Frachtſätze für die längere (Umweg⸗) Strecke nach der 
Fracht für kürzere Strecke reguliert wird, dieſe Ermäßigungen auf 
die zwiſchenliegenden Stationen der Umwegſtrecke keine Anwendung 
findet. | | 

Auch über die ſchwierige Frage des Widerſtreits zwiſchen den 
zwiſchenſtaatlichen und dem binnenſtaatlichen Tarifen iſt 
Entſcheidung getroffen. Es liegt die Möglichkeit vor, und es iſt 
tatſächlich wiederholt vorgekommen, daß Tarife für den zwiſchen⸗ 
ſtaatlichen Verkehr in der Weile von konkurrierenden Eiſenbahnen 
unterboten werden, daß ſie für die Binnenverkehre billigere Tarife 
erheben, die bei Umkartierung an der Grenze zuſammengeſchloſſen 
werden und zuſammengerechnet billiger ſind, als die direkten zwiſchen⸗ 
ſtaatlichen Tarife. Da das Bundesamt nur für den zwiſchenſtaatlichen 
Verkehr zuſtändig iſt, ſo konnte es derartige Wettbewerbstarife nicht 
verhindern. Durch die Novelle von 1920 iſt nun beſtimmt, daß 
Beſchwerden über ſolche Tarife beim Bundesverkehrsamt erhoben 
werden können. Erweiſen ſich dieſe als begründet, ſo ſtellt das 
Bundesamt auch die binnenſtaatlichen, in Frage kommenden 
Tarife feſt, die bindend ſind und auch von den Regierungen und 
Aufſichtsbehörden des Einzelſtaates anerkannt werden müſſen. Zu⸗ 
widerhandlungen gegen dieſe, wie gegen alle Übertretungen der Be⸗ 
ſtimmungen werden mit hohen Geldbußen oder auch Gefängnis be⸗ 
ſtraft. Ob dieſe Beſtimmung verfaſſungsmäßig iſt — nach der 
Verfaſſung erſtreckt ſich die Zuſtändigkeit des Bundes, wie wir ge⸗ 


1 Bgl. S. 126, 130, 131. 
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ſehen haben, nur auf den zwiſchenſtaatlichen Verkehr —, 
darüber kann man meines Erachtens mindeſtens zweifelhaft ſein. 
Ich habe nicht feſtſtellen können, ob dieſe Frage in dem Kongreß 
überhaupt aufgeworfen iſt und aus welchen Gründen man ſich über 
dieſes Bedenken hinweggeſetzt hat. Vielleicht ſehen wir hier den 
erſten Schritt zu einer einheitlichen Ordnung der Eiſenbahntarife | 
für den geſamten, auch binnenſtaatlichen Verkehr. 

Nach dem Bundesverkehrsgeſetz ſollen die Tarife Just and rea- 
sonable“, gerecht und billig ſein. Das iſt ein allgemeiner, un⸗ 
beſtimmter Begriff, mit deſſen näherer Feſtſetzung man ſich ſeit Jahr⸗ 
zehnten in der Literatur und der Rechtſprechung der Vereinigten 
Staaten abquält. Die gemeine Meinung geht in den Vereinigten 
Staaten dahin, daß die Tarife ſo bemeſſen ſein müſſen, daß die 
Reinerträge der Eiſenbahnen im richtigen Verhältnis zu dem Werte 
der Eiſenbahnen ſtehen. Um das beurteilen zu können, iſt zunächſt 
der wirkliche Wert des Eiſenbahnbeſitzes feſtzuſtellen, und wir haben 
oben geſehen, daß das Bundesverkehrsamt durch die als § 19a in 
das Geſetz aufgenommene Novelle vom 1. März 1913 mit einer 
Unterſuchung dieſes Werts beauftragt worden iſt. Dieſe Unter⸗ 
ſuchung ſchwebt noch. In der neuen Novelle iſt ausdrücklich beſtimmt, 
daß dieſer Auftrag des Amts aufrechterhalten bleibt. Aber die 
Novelle von 1920 hat den allgemeinen Grundſatz über die richtige 
Bemeſſung der Tarife dahin formuliert, daß ſolche Tarife als Just 
and reasonable gelten, „bei denen die Eiſenbahnen unter ehrlichem, 
ſachgemäßem und wirtſchaftlichem Betrieb und bei vernünftigen Aus⸗ 
gaben für die Unterhaltung des Oberbaues, der baulichen. Anlagen 
und der Betriebsmittel ein jährliches Reineinkommen haben, durch 
das das Anlagekapital angemeſſen verzinſt wird“. Weiterhin iſt 
aber im $ 15 a beſtimmt, daß ein augemeſſener Reinertrag ein ſolcher 
von 5½ % und zwar zunächſt für zwei Jahre, vom 1. März 1920 
ab gerechnet, iſt. Überſteigt der Reinertrag dieſen Betrag um / %o, 
ſo iſt der Mehrertrag zur Verbeſſerung des Bahnkörpers und der 
Betriebsmittel zu verwenden. Wenn von mehreren zu einer Gruppe 
vereinigten Eiſenbahnen die eine mehr, die andere weniger als 5 ¼ %o 
verdienen, ſo ſind die Einnahmen ſo zu verteilen, daß auf jede Bahn 
5½ % kommen. Werden nun mehr als 6% p verdient, fo iſt aus 
der einen Hälfte dieſes Mehrertrages ein Reſervefonds der Eiſenbahn 
zu bilden, die andere Hälfte an das Bundesverkehrsamt abzuliefern, 
das daraus einen, dem Bunde gehörigen, allgemeinen Reſervefonds 
bildet (eine General Railroad contingent fund). Dieſer wird 
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verwendet zu Beihilfen aller Art (Barzuſchüſſen, Darlehen, Abgabe 
von Betriebsmitteln u. dgl.) an minder ertragreiche Bahnen. Der 
Reſervefonds hat die Bedeutung eines Dispoſitionsfonds. Überſteigt 
der Reſervefonds der Eiſenbahnen 5% ihres Anlagekapitals, fo 
können die Eiſenbahnen über weitere Überſchüſſe nach ihrem pflicht- 
mäßigen Ermeſſen verfügen. 

Das iſt ein ſtarker Eingriff in die finanzielle Selbſtändigkeit 
der Eiſenbahnen, den ſich dieſe vermutlich in der Annahme gefallen 
laſſen, daß für abſehbare Zeit ein höherer Reinertrag als 6% nicht 
erwartet werden kann. Denn es handelt ſich nicht etwa um Zahlung 
einer Dividende auf daͤs Aktienkapital, von der mit keinem Wort ge⸗ 
ſprochen wird, ſondern um ein „fair return of the aggregate value 
of the property“, d. h. um angemeſſene Erträge aus dem geſamten 
Anlagekapital, das, wie bei -unſeren Privatbahnen, auch in Amerika 
aus Aktien und Obligationen (bonds) zuſammengeſetzt iſt, deren 
letztere einen Zinsfuß von 3, 4, 4½ „ uſw. haben, was bei Bemeſſung 
der Durchſchnittserträge des ganzen Anlagekapitals ſtark ins Gewicht 
fällt. Die Beſtimmung iſt auch zunächſt nur für zwei Jahre erlaſſen. 

3. Einen weit bedeutſameren Eingriff in die finanzielle Selb⸗ 
ſtändigkeit bildet der neue § 20 a, deſſen Zweck es iſt, der ſogenannten 
Verwäſſerung des Anlagekapitals, d. h. der künſtlichen Erhöhung 
der Anlagekapitals durch Ausgabe neuer Aktien oder Obligationen 
ohne ſachlichen Grund, wirkſam entgegenzutreten. Um dieſen viel⸗ 
beklagten Mißbrauch zu verhüten, iſt es 120 Tage nach dem In⸗ 
krafttreten des Geſetzes dem Frachtführer verboten, ohne vorherige 
Genehmigung des Bundesverkehrsamts neue Aktien oder Obliga⸗ 
tionen auszugeben, oder ſonſtige dauernden Verpflichtungen einzugehen. 
Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf Wechſel mit einer Umlaufs⸗ 
zeit bis zu zwei Jahren. In dem Antrag an das Bundesamt iſt 
der Zweck der Neuausgaben anzugeben und zu begründen, und das 
Bundesamt hat die Angaben des Frachtführers auf ihre Richtigkeit 
zu prüfen und hiernach die für den angegebenen Zweck notwendigen 
Beträge feſtzuſtellen, auch deren ſachgemäße Verwendung zu über⸗ 
wachen. Dieſer neue § 20 à iſt jo allgemein gehalten, daß er ſich 
auf das ganze zukünftige Finanzgebaren der Eiſenbahn der Ver⸗ 
einigten Staaten erſtreckt, das ſomit unter eine ſcharfe Bundes⸗ 
kontrolle genommen wird. Ob er ſich auch auf die im § 210 des 
Geſetzes vom 28. Februar 1920 behandelten Darlehen bezieht !, 


ı Siehe S. 151 ff. N 
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iſt nicht ausgeſprochen. Da dieſe Darlehen nur für eine Übergangs⸗ 
zeit gewährt werden und ihre Höhe und Notwendigkeit, ſowie ihre 
Verwendung beſonders vom Bundesverkehrsamt geprüft werden 
ſollen, ſo liegt eine unbedingte Notwendigkeit, fie unter den $ 20 a 
zu ſtellen, wohl nicht vor. Werte, die ohne Genehmigung des Bundes⸗ 
amts ausgegeben werden, ſind nichtig, Frachtführer, die ſolche aus⸗ 
geben, verfallen in eine Geldſtrafe von 1000 bis 10 000 Doll. 
oder eine Gefängnisſtrafe von einem bis drei Jahren oder in beide 
Strafen. 
Im Zuſammenhang mit dieſer Beſtimmung ſteht die weitere, 


daß nach dem 31. Dezember 1921 kein Direktor oder anderer An⸗ ö 


geſtellter einer Eiſenbahn bei mehr als einem Unternehmen tätig 
ſein, auch keinerlei Vergütung dafür annehmen darf, daß er Kredit⸗ 


geſchäfte des Unternehmens vermittelt. Auch gegen Übertretung diefer 


Beſtimmung ſind hohe Strafen vorgeſehen. 

Die drei hier eingehend betrachteten grundſätzlichen Beflimmungen 
find von größter Tragweite und kennzeichnen die ganze Tendenz der 
neuen Novelle. Eine große Anzahl anderer Verbeſſerungen, beſonders 
auch über die Verſchärfung und Ausdehnung der Kontrolle über die 
Tarife und die Rechnungsführung, die Erhöhung der Strafen, 
Anderungen des Verfahrens uſw. würde hier zu weit führen, zumal 
ſie ungemein kaſuiſtiſch gehalten und ohne grundſätzliche Bedeutung 
ſind. Der Geſchäftskreis des Bundesverkehrsamts iſt durch die ihm 
neu übertragenen Befugniſſe ſo erweitert, daß die Zahl ſeiner Mit⸗ 
glieder nunmehr auf elf erhöht worden iſt. Auch iſt das Amt er⸗ 
mächtigt, Abteilungen von je drei Mitgliedern zu bilden, die an 


beliebigen Orten tätig ſein und ſelbſtändig Entſcheidungen treffen 


können. Senator Cummins hatte beantragt, die neuen Befugniſſe 
einer neu zu errichtenden Bundesbehörde, einem Railway transpor- 
tation Board zu übertragen, das neben dem Bundesverkehrsamt 
beſtehen ſolle. Der Kongreß hat — wie mir ſcheint mit Recht — 
vorgezogen, es bei der einen bewährten Behörde zu belaſſen, deren 

Mitgliederzahl dann natürlich erhöht werden mußte. | 


VIII RE 
Vergegenwärtigen wir uns den Gang der Entwicklung der Eifen- 
bahnpolitik der Vereinigten Staaten in den letzten zehn Jahren, ſo 
ſehen wir, daß der Gedanke, die Eiſenbahnen für den Bund zu er⸗ 
werben und das Privatbahnſyſtem durch das Staatsbahnſyſtem zu 
erſetzen, vorerſt wenigſtens ganz zurückgeſtellt iſt. Dieſer Gedanke 
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| ift ſchon lange vor der hier betrachteten Periode von vielen Seiten, 


beſonders auch von Lehrern der Staatswirtſchaft als ein wirkſames 


worden. Er iſt während des letzten Jahrzehntes von der Arbeiter⸗ 


ſchaft aus allgemein ſozialen Gründen aufgegriffen und aus den 


Reden des Präſidenten Wilſon vor feiner Präſidentſchaft, aus feinem 


Verhalten nach Eintritt der Vereinigten Staaten in den Weltkrieg 
kann man wohl ſchließen, daß auch er die Verſtaatlichung als Ziel 


ſeiner Eiſenbahnpolitik ins Auge gefaßt hat. Die Sozialifierungs- 
pläne der Arbeiter, deren Niederſchlag wir in der Plumb- Bill kennen 


gelernt häben, haben viel Staub aufgewirbelt, aber weder in der 


öffentlichen Meinung noch im Kongreß durchdringen können. Die 
. hinterhältige und zweideutige Politik Wilſons, der, je nachdem es in 


ſeinem Intereſſe liegt, einmal als Gegner, dann wieder als Freund 
der mächtigen Privatbahnen ſpricht und handelt, hat kläglichen 


Schiffbruch gelitten: Der letzte, durch feinen Schwiegerſohn Me. Adoo 


zu Ende des Jahres 1918 unternommene Vorſtoß iſt vom Kongreß 


mit Verachtung zurückgewieſen, man hat über die Verlängerung des 


Staatsbahnbetriebs auf fünf Jahre nicht einmal geſprochen. Dieſer 
charakterloſe Heuchler hat auch auf dieſem Gebiet jeden Kredit ein⸗ 
gebüßt. N | 

Ich habe feit Jahren die Anficht vertreten, daß das Haupt⸗ 


hindernis für die Einführung des Staatsbahnſyſtems in den Ver⸗ 


einigten Staaten die Beamtenfrage iſt. Solange die civil service 


reform nicht durchgeführt und die Beſetzung aller Beamtenſtellen 


durch Fachmänner unabhängig von ihrer politiſchen Stellung ſicher⸗ 


geſtellt iſt, ſcheint mir eine wirkſame Staatsbahnpolitik ausgeſchloſſen. 
Das hat ſich auch bei dem zweijährigen Verſuch eines Staats⸗ 
betriebs gezeigt. Dieſe Frage iſt bei den neuen Erörterungen kaum 
geſtreift worden. 

»Das Privatbahnſyſtem iſt alſo grundſätzlich beſtehen ge⸗ 


blieben, aber — und das iſt vom wiſſenſchaftlichen und wirtſchaft⸗ 
lichen Standpunkt aus ein unleugbarer Fortſchritt — der Einfluß 


des Staates, vorerſt des Bundes auf die Geſchäftsführung und 
die Finanzverwaltung der Privatbahnen iſt weſentlich geſtärkt worden. 
Die Tarife, die Rechnungsführung der Privatbahnen ſind unter ſcharfe 


Auffſicht genommen, und es find zum erſtenmal Maßregeln durch Geſetz 
feſtgeſtellt worden, die der planloſen Finanzwirtſchaft ernſtlich zu 


Leibe gehen. Alle dieſe Beſtimmungen beziehen ſich aber nur auf 
den zwiſchenſtaatlichen Verkehr; die Rechte der Einzelſtaaten 
. 11* 
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gegenüber den Eiſenbahnen find durch die neuen Geſetze nur in einer 
einzelnen Tariffrage berührt worden. Das einheitliche Bundes⸗ 
recht kann alſo immer noch durch das vielgeſtaltete Recht der Einzel⸗ 
ſtaaten durchkreuzt werden. Auf dieſes Bedenken iſt aber vielleicht 
kein allzu großer Wert zu legen, weil faſt alle größeren Eiſenbahnen 
das Gebiet mehrerer Staaten durchſchneiden, alſo dem zwiſchen⸗ 
ſtaatlichen Verkehr dienen. Die eine Tarifbeſtimmung weiſt aber, 
wie ich oben ſchon bemerkt habe, darauf hin, daß die Tendenz dahin 
geht, auch den binnenſtaatlichen Verkehr der Bundesaufſicht zu unter⸗ 
werfen. 

Die neuen Tarifbeſtimmungen ſind ſo, daß die Eiſenbahnen, 
ſchon um den unerquicklichen, ununterbrochenen Verhandlungen 
darüber zu entgehen und um des lieben Friedens willen ſich ihnen 
unterworfen haben, zumal ihnen erhebliche Erhöhungen der Tarife 
geſtattet ſind. Die bitterſte Pille für ſie, für die ſie wohl beſonders 
Herrn Wilſon zu danken haben, iſt der Eingriff in ihre Finanzhoheit, 
eine Pille, die dadurch verſüßt iſt, daß ihnen ihre finanziellen Sorgen 
wenigſtens vorerſt durch den Bund abgenommen ſind. Überdies 
werden wohl noch manche Jahre dahingehen, bis die Unterſuchung 
des Bundesamts über den wirklichen Wert des Eiſenbahnbeſitzes 
beendigt und dieſer feſtgeſtellt iſt. 

Die ſchwierigſte, jetzt zu löſende Frage bleibt die Umgruppierung 
des ganzen rieſigen Eiſenbahnnetzes des feſtländiſchen Amerikas. 
Hierauf habe ich oben ſchon hingewieſen. Wenn es dem Bundes⸗ 
verkehrsamt gelingt, dieſer Schwierigkeiten Herr zu werden, die 
Senator Cummins, der unermüdliche Vorkämpfer der Eiſenbahn⸗ 
reform, wie oben geſagt, als den Mittelpunkt, das Herz der Reform 
bezeichnet hat, ſo würde es ſeinen bisherigen Verdienſten ein neues 
Ruhmesblatt hinzufügen. Aber gerade hier, ſo beſorge ich, werden 
die auf ihre Macht eiferſüchtigen Eiſenbahnkönige den Hebel anſetzen, 
um die neuen Beſtimmungen möglichſt unſchädlich zu machen. Dieſe 
gewaltigen Finanzmächte werden es ſich ſchwerlich auf die Dauer 
gefallen laſſen, daß ſie nach dem erſten Rezept Wilſons auseinander⸗ 
geriſſen werden. Und ihre Mittel und Wege, Zuſtände wieder herbei⸗ 
zuführen, die auch für ſie erträglich ſind, ſind noch lange nicht 


erſchöpft. 
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die Brüſſeler internationale Finanz- 
konferenz von 1920 


Von Walther Lotz 


o. Profeſſor an der Aniverſität München 
(Fortſetzung) 


Inhalts verzeichnis: Vorbemerkung S. 165. — I. Das finanzielle Reform⸗ 
programm S. 171. — II. Kredit⸗ und Währungsreformprogramm S. 173. — 
III. Handelsreformprogramm S. 178. — IV. Internationale Kredit⸗ 
beſchaffung S. 179. | | 


Vorbemerkung 


in großer und wichtiger Teil der Brüſſeler Beratungen vom 
September und Oktober 1920 ſpielte ſich derart ab, daß nach⸗ 
einander die Delegierten der verſchiedenen Länder über den finan⸗ 
ziellen Zuſtand, die Währungsverhältniſſe und die Lage des aus⸗ 
wärtigen Handels Bericht erſtatteten “!. Das Ergebnis dieſer in 
franzöſiſcher und engliſcher Sprache zugänglich gemachten Berichte 
über die einzelnen Länder iſt dann zuſammengefaßt worden in einem 
unter Mitarbeit verſchiedener Sachverſtändiger vom Generalſekretariat 
des Völkerbundes verfaßfen Geſamtbericht?. 
Man unterſchied in dieſer Geſamtüberſicht vier Gruppen von 
Ländern: 
a) die europäiſchen Kriegführenden, ſoweit ſich nicht ihr Gebiet 
von Grund aus verändert hat, 
b) die europäiſchen Kriegführenden mit radikaler Veränderung 
des Gebiets und die neuentſtandenen europäiſchen Staaten, 
o) die neutral gebliebenen europäiſchen Länder, 
d) die außereuropäiſchen Länder. 
Für Gruppe a) (europäiſche am Krieg beteiligte Länder ohne 
grundsätzliche Anderung des bisherigen wirtſchaftlichen Charakters) 


1 Inzwiſchen find im Buchhandel ſämtliche Veröffentlichungen der 1920er 
Brüſſeler internationalen Finanzkonferenz zugänglich gemacht und für 100 Free. 
von der Firma Vromant & Co., Imprimeurs-Editeurs, Brüssel, 3 Rue de 
la Chapelle, zu beziehen. Die Bände I—1III — enthaltend den Bericht, das 
Stenogramm der Debatten und die Berichte der Delegierten — ſind bereits er⸗ 
ſchienen, der IV. und V. Band, welcher die Denkſchriften und Statiſtiken ſamt 
Nachträgen enthält, ſoll nachfolgen. 

2 Vgl. Bd. III der oben zitierten Veröffentlichungen, S. V ff. 
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ergibt ſich, daß das Defizit im Budget vorherrſcht, aus dem 
ſich nur England und einigermaßen Belgien bereits herausarbeiten. 
Die Ausgaben find geſtiegen durch die Aufwendungen für den Dienſt 
der Kriegsſchulden und die mit dem Krieg zuſammenhängenden 
Penſionslaſten, durch Demobiliſierungskoſten, durch finanzielle Opfer 


bei wohlfeiler Abgabe von aus dem Auslande eingekauften Leben ⸗ 


mitteln uſw. an das Volk, in beſtimmten Ländern durch Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung ſeit dem Waffenſtillſtand, durch Erhöhung der 
Perſonalausgaben der Verwaltungen einmal infolge der herrſchenden 
Teuerung, dann aber auch infolge Vermehrung der Beamten. Die 
Staatsbetriebe, insbeſondere Poſt und Eiſenbahnen, pflegen mit 
Verluſt zu arbeiten, man iſt allenthalben zu Tariferhöhungen ge⸗ 
ſchritten, um dem entgegenzuwirken. Ob man damit Erfolg erzielt, 
iſt noch nicht abzuſehen; außer den erhöhten Perſonalausgaben iſt 
insbeſondere bei den Eiſenbahnen eine Urſache der ſchlechten Finanz⸗ 
lage, daß im Kriege das Material abgenutzt wurde und die Er⸗ 
neuerung ungeheuere Koſten verurſacht. Auffallend iſt, daß auch 
ſeit dem Waffenſtillſtand und Frieden die Rüſtungsausgaben überaus 
groß ſind. Bei Deutſchland erklärt ſich dies daraus, daß der Friedens⸗ 
vertrag zwang, an Stelle einer auf allgemeiner Dienſtpflicht be⸗ 
ruhenden Wehrverfaſſung eine Söldnerarmee zu ſchaffen, die bei 
geringer Kopfzahl doch weit koſtſpieliger iſt !. 

Eine korrekte Überſicht über die Frage, wieweit die bisher 
kriegführenden Staaten mit Defizit wirtſchaften, iſt jedoch nicht zu 
geben, da unter Umſtänden die wiederkehrenden Ausgaben durch 
wiederkehrende Einnahmen nach den Voranſchlägen gedeckt ſind und 
es abzuwarten iſt, ob die Veranſchlagungen ſich zutreffend erweiſen. 
Wo das Defizit nur im außerordentlichen Budget begegnet, das 
ordentliche aber glatt abſchließt, iſt die Lage nicht verzweifelt. Es 
kommt dann darauf an, welche Ausgaben ins außerordentliche Budget 
aufgenommen ſind, und ob eine Deckung nicht wiederkehrender Aus⸗ 
gaben in einer Weiſe möglich wird, daß nicht der Notenumlauf ge⸗ 
ſteigert wird, zum Beiſpiel durch fundierte Schulden oder durch 
ſchwebende Schulden mit feſter Verzinſung und mehrjähriger Ver⸗ 
fallzeit. 


1 Der Hinweis auf die auch bei den Siegerſtaaten noch immer riefigen 
Rüſtungsausgaben und auf die Wirkungen der durch den Frieden erzwungenen 
veränderten Wehrverfaſſung für Deutſchland fehlt in dem zuſammenfaſſenden 
u des Völkerbundes. 
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Die Verf Guldung der am Kriege beteiligten Staaten 
Europas iſt nach einer Berechnung des Generalſekretariats des 
Völkerbundes — umgerechnet in amerikaniſche Dollars zur Friedens⸗ 
parität — von insgeſamt 17 Milliarden Dollars 1913 auf ungefähr 
155 Milliarden Dollars geſtiegen, wobei hervorgehoben wird, daß 
überall, wo ſich die heimiſche Währung gegenüber dem Dollar. ſtark 
entwertet hat, insbeſondere die auswärtige Schuld eine viel größere 
Belaſtung darſtellt, als aus dieſen Ziffern hervorgeht. Die am 
Kriege beteiligten Ententeſtaaten ſchulden 11 Milliarden Dollars 
an die Vereinigten Staaten und 1 Milliarden Pfd. Sterling an 
Großbritannien. ö N 

Wie groß ſich ſchließlich die Verpflichtungen in Goldwährung 
an andere Länder bei Deutſchland und anderen Mitteleuropaſtaaten 
belaufen würden, war bei der Unſicherheit der Höhe der von 
Deutſchland uſw. an die Entente zu be Summen nicht zu 
ſchätzen. 

Für die Deckung der Koſten iſt überwiegend der Weg der Auf⸗ 
nahme kurzfriſtiger Schulden gewählt worden. 
Außer den Regierungen haben auch die Privatleute der am 
Krieg beteiligten europäiſchen Staaten Schulden im Auslande in 
fremder Währung kontrahiert. 
| Ein Starker Verkauf des früheren reichen Beſtandes an fremden 
Wertpapieren und ſonſtigen Auslandsforderungen iſt ſeitens der 
europäiſchen am Krieg beteiligten Länder erfolgt. Dabei find die 
Einbußen noch nicht inbegriffen, die Deutſchland durch Wegnahme 
ſeiner geſchäftlichen Forderungen an Bürger der Ententeſtaaten in⸗ 
folge des Friedensvertrages erleidet l. 

Typiſch iſt für die am Krieg beteiligten europäiſchen Staaten 

eine enorme Verminderung ihres Goldvorrats und eine ver- 


breitete Inflation infolge Zettelwirtſchaft. Zuerſt ſcheint es England 


zu gelingen, ſeinen Zettelumlauf einzuſchränken. Den höchſten Zettel⸗ 
umlauf wieſen Ende 1919 Deutſchland mit 62 Milliarden Mark 
und Frankreich mit 37 Milliarden Franken auf, doch ſcheint Frank⸗ 
reich des Übels ſchneller Herr zu werden als Deutſchland. Daß 
Deutſchland beſonders darunter leidet, daß ſeine Einnahmequellen 


1 Ein Hinweis auf dieſe Einbußen Deutſchlands und auf die durch Ent⸗ 
ſchädigungspflicht Deutſchlands gegenüber ſeinen Staatsangehörigen herbeigeführte 
enorme Schuldvermehrung iſt in dem Geſamtbericht des Generalſekretariats des 
Völkerbundes nicht enthalten. 
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der Entente infolge des Friedensvertrags haften und ſich daher die 
Inanſpruchnahme eines gegen Kündigung geſicherten langfriſtigen 
Kredits zur Konſolidierung der ſchwebenden Schuld und zur Ver⸗ 
minderung des Zettelumlaufs äußerſt dornenvoll erweiſt, erwähnt 
wie andere Deutſchlands Lage erſchwerende Umſtände der Geſamt⸗ 
bericht des Völkerbundes nicht. 

Die reicheren Länder Europas wieſen auch früher paſſive 
Handelsbilanzen auf. Dafür hatten ſie aus Schiffahrt, aus⸗ 
wärtigen Guthaben und Wertpapieren, Fremdenverkehr Mittel zur 
Abgleichung der Zahlungsverpflichtungen. An ſich war durch die 
Blockade im Krieg es den Mitteleuropaſtaaten mehr als den Entente⸗ 
ländern erſchwert, ihre Wareneinfuhr zu ſteigern. Nach dem Waffen⸗ 
ſtillſtand iſt überall, ſofern die Handelsſtatiſtik nicht trügen ſollte, 
infolge Warenknappheit ſtarke Mehreinfuhr zu bemerken. Scheinbar 
günſtigere Ziffern Deutſchlands für einige Monate 1920 erklären 
ſich aus Ungenauigkeiten der Wertberechnung in der Handelsſtatiſtik. 
Für Länder wie Deutſchland, denen durch den Friedensvertrag der 
Ausgleich aus Schiffahrt und Auslandszinſen weggenommen wurde, 
ergeben ſich die größten Schwierigkeiten. 

In vielen der am Krieg beteiligten Staaten Europas hat man 
durch die Regierung die unerwünſchte Einfuhr zu beſchränken, die 
Ausfuhr zu kontrollieren verſucht, jedoch ohne der paſſiven Handels⸗ 
bilanz wirklich Herr zu werden. 

Gegenüber dem amerikaniſchen Dollar weiſen die Valuten 
der am Krieg beteiligten europäiſchen Länder ein Disagio auf, am 
wenigſten in England. R 
* * 

* | 

Für Gruppe b, zu der Deutſchöſterreich, Ungarn, die ſlawiſchen 
Nachfolgeſtaaten der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie, die ſlawiſchen 
Balkanländer und die ruſſiſchen Randſtaaten einſchließlich Polens 
ſowie Armenien gehören, iſt gemeinſam die Tatſache des Defizits 
der Budgets. Die Neuorganiſation der Staatseinnahmen iſt noch 
nicht abgeſchloſſen, zum Teil herrſchen noch Kriegszuſtände und dem 
entſprechend große Rüſtungsausgaben. Soweit es ſich um agrariſche 
Überſchußgebiete handelt, iſt eine wirtſchaftliche und finanzielle Wieder⸗ 
geſundung von günſtigen Ernten in der Zukunft vielleicht zu er⸗ 
warten. Am vorteilhafteſten iſt die Lage der auch induſtriell ſtark 
entwickelten Tſchecho⸗Slowakei, am troſtloſeſten die Deutſchöſterreichs 
und Ungarns. | 


| 
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In dieſer Gruppe herrſcht nicht nur Zettelwirtſchaft 


ſchlimmſter Art, ſondern auch vielfach eine uneinheitliche Zettel⸗ 


wirtſchaft, da aus dem Krieg Zettel auswärtigen Urſprungs zurück⸗ 
geblieben ſind. Eine ſehr radikale Politik zur Bekämpfung dieſer 
Schwierigkeiten hat der wirtſchaftlich günſtigſt ſituierte unter dieſen 
Staaten, die Tſchechoſlowakei, unternommen. Hier iſt auch die 
Finanzlage leidlich. 

Die paſſive Handelsbilanz iſt auch für dieſe Gruppe typiſch. 


* ü * 
** 


In Gruppe c, die im Kriege neutral gebliebenen europäiſchen 
Staaten umfaſſend, hat ſich die Laſt der Staatsausgaben ebenfalls 
geſteigert teils durch Rüſtungsausgaben im Krieg, teils durch Maß⸗ 
nahmen, welche mit der auch hier fühlbaren Teuerung zuſammen⸗ 
hängen: Steigerung des Perſonalaufwandes und Opfer für wohl⸗ 
feilere Volksverſorgung. Für Holland wird berichtet, daß eine 
Zwangsanleihe ſich nötig machte, im übrigen habe man dort an 
auswärtigen Kapitalanlagen, die früher ſehr beliebt waren, durch 
die Kriegsereigniſſe und die Kriegsnachwirkungen große Verluſte 


erlitten. Die Steuern mußten auch in den neutralen Ländern 


gewaltig geſteigert werden. 

Auswärtige Schulden ſpielen bei dieſen Ländern keine nennens⸗ 
werte Rolle, wohl aber Forderungen an das übrige Europa. 

Der Goldvorrat der Neutralen hat ſich vergrößert. Eine 
Preisſteigerung iſt auch in dieſen Ländern bemerkbar, wenn er auch 
anderen Urſachen wie bei ben Kriegsteilnehmern zuzuſchreiben iſt. 

Der auswärtige Handel erlebte trotz der Lieferungen an 
kriegführende Länder bei den Neutralen im Kriege Schwierigkeiten 
infolge der Blockade. Seitdem tritt angeſichts der Warenknappheit 
eine beträchtliche Mehreinfuhr an Waren auf. 

Die Valuta pflegt hier weit günſtiger als in den am Krieg 
beteiligten Ländern zu ſtehen, gerade dieſer Umſtand aber lähmt die 
Ausfuhr nach den am Krieg beteiligten Ländern mit entwerteter 
Papiervaluta, ſo daß auch dieſe Länder trotz der im Krieg gemachten 
Gewinne Grund zu Klagen haben. 

* a * | 

Am günſtigſten ſtehen in Gruppe d die außereuropäifchen 
Länder da. Außer Japan, bei dem die Einnahme an Schiffahrt 
einen unſichtbaren Ausfuhrpoſten darſtellt, pflegen ſie einen Ausfuhr⸗ 
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uͤberſchuß aufzuweiſen. Sie haben reichlich Gold an ſich gezogen, 
eine Preisſteigerung aus anderen Urſachen als in Europa macht 
ſich auch hier fühlbar. Die neue Welt iſt nicht mehr überwiegend 
Schuldner Europas, ſondern Gläubiger geworden. Am ſtärkſten iſt 


die Wandlung bei den Vereinigten Staaten. Aber auch ſüd⸗ 


amerikaniſche Staaten haben ihre Poſition verändert. Charakteriſtiſch 
iſt, daß Argentinien berichtet, man habe die auswärtige Schuld 
nicht nur durch Tilgung verringert, ſondern in hohem Maße argen⸗ 


tiniſche Werte zurückgekauft. Das einſtige Schuldnerland Argen⸗ 


tinien hat 200 Millionen Goldpiaſter zur Finanzierung der Ausfuhr 
an England und Frankreich dargeliehen, wovon bereits einiges 
zurückbezahlt iſt. 


Die außereuropäiſchen Länder haben günſtigere Valutaverhältniſſe 


wie die am Krieg beteiligten europäiſchen Länder. Außer den 
Vereinigten Staaten ſind vor allem die Japaner in günſtigſter Lage; 


übrigens iſt auch vielfach in außereuropäiſchen Ländern die Steuer⸗ 


laſt geſtiegen. 


Die in Brüſſel im September und. Oktober 1920 e 


Berichte über die finanzielle, valutariſche und kommerzielle Lage der 


verſchiedenen Länder liefern ein überaus wertvolles Material, deſſen 


Herbeiſchaffung vielleicht den dauernden Nutzen der Konferenz bilden 


wird. Man wollte aber nicht nur feſtſtellen, ſondern auch diskutieren 
und zu praktiſchen Ergebniſſen gelangen. Hierbei waren Erörte⸗ 


rungen über Abänderungen der Friedensverträge von vornherein 
ausgeſchloſſen. Ebenſo war den Delegierten nicht Vollmacht gegeben, 


ihre Regierungen durch Beſchlüſſe zu binden. Vielmehr konnten nur 
Empfehlungen von Maßregeln dem Völkerbund und den an der 


Konferenz beteiligten Regierungen ausgeſprochen werden, die als 
perſönliche Meinung der in Brüſſel anweſenden Fachleute ſoviel 
Gewicht haben, als ihnen ſachlich zukommt. 

In der Vollverſammlung wurde nur einzelnes Prinzipielle er⸗ 
örtert, die Hauptarbeit wurde in Kommiſſionen geleiſtet; die 
Kommiſſionen legten Berichte und Reſolutionen vor, die Vorſchläge 


wurden durchweg einſtimmig angenommen. Um die Einſtimmigkeit 


zu erreichen, mußten ſich die Vorſchläge auf ziemlich allgemeine 


Dinge beſchränken. Trotzdem ſind ſie nicht bedeutungslos, wenn 


wirklich einmal überall guter Wille ſich geltend machen ſollte. 
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I. Das finanzielle Neformprogramm 
In der Vollverſammlung hatte am 26. September vormittags 


8 g der engliſche Vizepräſident Brand, einer der Unterzeichner des Haager 


Memorandums, Grundgedanken zur finanziellen Sanierung der 
beteiligten Länder entwickelt, die in folgendem gipfelten: Eine 
finanzielle Beſſerung ſei nicht möglich ohne Beſſerung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe. Der Krieg habe eine rieſige Kapitalzerſtörung 


bedeutet. Wirtſchaftliche Hauptbedürfniſſe ſeien: Kapital und 


Stabilität der Wechſelkurſe. Zuerſt müßten die Staatsbudgets ins 


Gleichgewicht gebracht werden. Hierfür erforderlich ſei Abſtand⸗ 


nahme von weiteren Schuldaufnahmen der Staaten und Einſchränkung 
der Staatsausgaben, eine ergiebige, aber erträgliche Beſteuerung. 
Man müſſe davon Abſtand nehmen, aus Staatsmitteln Zuſchüſſe 


zur wohlfeilen Verſorgung des Volkes mit Lebensmitteln uſw. zu 


leiſten, durch Tariferhöhungen das Defizit in ſtaatlichen Unter⸗ 
nehmungen beſeitigen, die Rüſtungsausgaben einſchränken, vor allem 
nicht fortfahren, die ſchwebende Schuld bei Notenbanken zu dis⸗ 
kontieren, und ſchleunigſt die Inflation abbauen. Auf planmäßige 


Schuldentilgung müſſe hingearbeitet werden. Ausgaben für un⸗ 


produktive Erwerbsloſenfürſorge müßten verſchwinden, die Aus⸗ 
dehnung der Staatstätigkeit müſſe aufhören. Einige politiſche 
Schwierigkeiten dieſes Programmes ſeien zuzugeben. Die Herab⸗ 
ſetzung der Rüſtungsausgaben ſetze internationales Zuſammenwirken 


voraus. Einige der Forderungen Brands würden auf Widerſtand 


der Sozialiſten ſtoßen. 

Eine Konſolidierung der ſchwebenden Schulden ſei Bedürfnis. 
Bedenklich ſeien gewaltſame Methoden der Finanzpolitik wie große 
reelle Vermögensabgaben, Zwangsanleihen uſw., die die Kapital⸗ 
bildung erſchwerten. | 

Bei ihm wie bei vielen Rednern aus angelſächſiſchen Ländern 
— übrigens auch ähnlich in der Denkſchrift des Schweden Caſſel, 
die eine beſondere Betrachtung verdienen würde — begegnet im 
übrigen die Anſchauung, daß eine Politik hoher Diskontſätze eine 
Bedingung der Geſundung Europas ſei. Außerdem ſei wirklicher 
dauernder Friede und Zuſammenarbeiten der bisher Verfeindeten 
unumgänglich nötig, wobei Brand auf die verſöhnliche Politik Englands 
gegenüber den beſiegten Buren Südafrikas und deren Erfolge hinwies. 

In der Vollverſammlung wandte ſich hieran anſchließend der 
belgiſche Miniſter Delacroix gegen die Idee einer großen reellen 


172 Walther Loh 172 


Vermögensabgabe, unter Hervorhebung der Vorzüge der Erbſchafts— 
ſteuer. Bei ſeiner Behauptung, daß eine reelle Vermögensabgabe 
nirgends verwirklicht ſei, ſchien ihm das deutſche Reichsnotopfer 
nicht bekannt zu ſein, da er bloß auf den Wehrbeitrag als eine nur 
nominelle Vermögensſteuer exemplifizierte. 

Den Brandſchen Ideen ſchloß ſich der Engländer Lord Chalmers 
an. Einer Nation, die ſich auf Zettelwirtſchaft zur Deckung der 
laufenden Ausgaben verlaſſe, ſei nicht zu helfen. Alle Nationen 
müßten hart arbeiten, beſcheiden leben und ſparen. 

Intereſſant war in der Vollverſammlung noch eine Rede des 
franzöſiſchen Delegierten Avenol, der berichtete, daß in Frankreich 
eineinhalb Millionen Hektar verwüſtetes Gebiet wieder in Kultur gebracht 
und daß im Eiſenbahnnetz die Kriegsſchäden im weſentlichen beſeitigt 
ſeien. Die dringende Nachfrage nach ausländiſchem Getreide in 
Frankreich habe weſentlich nachgelaſſen. Man habe Kredit in 
Frankreich zu beſchaffen vermocht durch Unterbringung verzinslicher 
Schatzbons bei den kleinen Sparern und ohne Steigerung des Zettel⸗ 
umlaufs. Überhaupt iſt ja die Inanſpruchnahme der Bank von 
Frankreich durch den Staat im allgemeinen mit Zurückhaltung erfolgt. 
Daß die deutſchen Delegierten aus dieſen für Frankreich erfreulichen 
Feſtſtellungen mit Rückſicht auf Frankreichs fortwährende Wieder⸗ 
gutmachungsanſprüche in den Brüſſeler Diskuſſionen Folgerungen 
zogen, war durch bereits erwähnte Umſtände ausgeſchloſſen. Doch 
dürften dieſe Außerungen ſpäter für unſere Unterhändler nicht ohne 
Wert ſein. | 

Am 7. Oktpber erſtattete an Stelle des erkrankten Herrn Brand 
Lord Chalmers der Vollverſammlung im Namen der Finanzreform⸗ 
kommiſſion Bericht. Drei Viertel der vertretenen Völker und elf 
Zwölftel der europäiſchen Staaten ſeien in der Lage, für das 
laufende Jahr mit einem Defizit zu rechnen. Durchſchnittlich machten 
die Rüſtungsausgaben noch 20% aller Ausgaben aus. Überall 
gewahre man ſoziale Forderungen. Bei der herrſchenden Inflation 
drohten weitere Mehrausgaben. Man empfahl in den Reſolutionen: 
Die öffentliche Meinung müſſe überall darüber aufgeklärt werden, 
daß eine wirkſame ſoziale Reformpolitik, welche die Welt fordere, 
ohne Geſundung der Staatsfinanzen nicht erreichbar ſei. Dringendſtes 
Bedürfnis ſei eine Einſchränkung der Ausgaben; ſonſt drohe neue 
Zunahme des Zettelumlaufs und der Warenverteuerung ſowie Ver⸗ 
ſchlechterung und Unſicherheit der Wechſelkurſe. Deckung der 
ordentlichen Ausgaben einſchließlich des Schulddienſtes durch wieder⸗ 
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kehrende Einnahmen, Einſchränkung der Rüſtungsausgaben, Verzicht 
auf alle unproduktiven Staatsausgaben und Einſchränkung auch der 
produktiven Staatsausgaben ſei eine unabweisliche Forderung. | 

Die Regierungen müßten aufhören, durch Zuſchüſſe ihren Völkern 
den Bezug von Brot und Kohlen zu verbilligen und an Erwerbsloſe 
Unterſtützung, welche demoraliſiere, zu gewähren. Die Tarife der 
Poſt und der Eiſenbahnen müßten ſo erhöht werden, daß das Defizit 
ſchwinde. Genüge all dies nicht, ſo müſſe die Beſteuerung ſoweit 
geſteigert werden, daß ein Gleichgewicht im Budget erzielt wird. 
Individuell habe jedes Land zu entſcheiden, ob es hiefür indirekte 
oder direkte Steuern, eventuell auch zur Schuldabbürdung eine reelle 
Vermögensſteuer für richtig erachte. 

Der Kredit dürfe nur für außerordentliche Ausgaben beansprucht 
werden, z. B. für Wiederherſtellung verwüſteter Gebiete. In der 
Wahl der Kreditbeſchaffungstechnik müſſe darauf geſehen werden, 
nur wirkliche Erſparniſſe heranzuziehen. Im übrigen ſei in der 
Kredittechnik die dringendſte Aufgabe, ſchwebende Schulden in fundierte 
zu verwandeln. Dies e auch Mi die auswärtige Verſchuldung 
in Betracht. 

Praktiſch beſonders wertvoll war ſchließlich noch eine Anregung, 
welche den Regierungen empfohlen hat, daß das Sekretariat des 
Völkerbundes zu einer permanenten Sammelſtelle von Material für 
Finanzſtatiſtik und finanzielle Geſetzgebung entwickelt werde und 
der Offentlichkeit dieſes Material in weiteſtem Maße zugänglich 
machen ſolle. 

Erwähnt ſei noch, daß über den Gedanken einer reellen Ver⸗ 
mögensſteuer, den Delacroix zurückgewieſen hatte, in der Voll⸗ 
verſammlung ſich eine Diskuſſion entwickelt hatte, bei der verſchiedene 
Nationen zu Wort kamen und insbeſondere der Vertreter der Schweiz, 
von Haller, warnte, dieſe Probleme nur vom kapitaliſtiſchen Stand⸗ 
punkt aus zu betrachten. 


II. Kredit⸗ und Währungsreformprogramm 


Ehe die Kommiſſionsberatungen über Kredit⸗ und Währungs⸗ 
fragen begannen, entwickelte der Niederländer Dr. Viſſering in der 
Vollverſammlung am 29. September vormittags einen Plan, der 
anregende Gedanken eines kenntnisreichen Fachmanns enthielt, aller⸗ 
dings aber zu praktiſchen Konſequenzen nicht geführt hat. Vor dem 
Kriege habe man in Gold gerechnet, wenn auch eine Menge Erſatz⸗ 
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mittel für Gold im Umlaufe verwendet wurden. Das Gold habe 
jedenfalls die Aufgabe gehabt, den Spitzenausgleich im internationalen 
Zahlungsverkehr zu ermöglichen. Im Kriege ſei die Goldeinlöſung 
der Forderungen weggefallen, die Goldausfuhr von den verſchiedenſten 
Ländern verboten worden. Eine Preisſteigerung habe allenthalben 
eingeſetzt. Verurſacht ſei ſie 1. durch dringliche Nachfrage der 
Kriegsverwaltungen nach Kriegsmaterial; 2. durch Warenknappheit 
und Verminderung der Produktion, Wegnahme vieler Arbeitskräfte 
durch den Kriegsdienſt, Störungen des internationalen Austauſches; 
3. durch eine Vermehrung der Zahlungsmittel, die über den Bedarf 
auch bei ſteigenden Warenpreiſen hinausging und zwar in Geſtalt 
von Banknoten, Staatsnoten und Gemeindenotgeld. An ſich fei _ 
zwar der Bedarf an Zahlungsmitteln geſtiegen durch Zahlungen an 
die Krieger und deren Angehörige, ſtärkere Ausbildung prompter 
Regulierung ſtatt Kreditgewährung, Aufſpeichern von Zahlungsmitteln. 
Aber infolge der übermäßigen Vermehrung der Zahlungsmittel ſei 
die Kaufkraft des Gelds geſunken, wenn auch im Inlande nicht ſo 
ſtark als gegenüber dem Ausland. Lohn⸗ und Gehaltserhöhungen 
ſeien eingetreten, aber der Erfolg ſei enttäuſchend, ſofern die Inflation 
nicht beſeitigt werde. Außer den Wirkungen der Geldverfaſſung ſei 
der Wegfall der Getreideausfuhr aus Rußland und Rumänien eine 
Urſache der Preisſteigerung. Streiks, kürzere Arbeitszeit, verminderte 
Produktion machten es begreiflich, daß die Staatseingriffe zur künſt⸗ 
lichen Niederhaltung der Preiſe das Übel nicht an der Wurzel faßten. 
Notwendig ſei ebenſo eine Vermehrung der Produktion wie eine Reform 
der Geldverfaſſungen. In letzterer Hinſicht komme es ebenſo auf eine 
Verminderung des Zettelumlaufs (Deflation) wie auf eine Befeſtigung 
der Wechſelkurſe (Stabiliſation) an. Die Deflation erreiche man nicht 
mit den alten Mitteln der Diskontpolitik, denn die Erhöhung des 
Diskontſatzes nütze nicht Thon im Sinne einer Verminderung des 
Zettelumlaufs. Wirkſam könne nur ſein, die ſtaatlichen und gemeind⸗ 
lichen Schulden zu tilgen, und eine Rationierung des Kredits unter 
Leitung der Zentralnotenbanken. Was die Stabiliſation der Wechſel⸗ 
kurſe anlange, ſo ſei eine Devalvation ein ungeeignetes Mittel und 
wegen der aus dem Friedensvertrag folgenden Goldverpflichtungen 
unwirkſam. Hierin betont Viſſering einen Geſichtspunkt, der in dem 
ſchon erwähnten Gutachten von Caſſel vielleicht nicht genügend ge= 
würdigt worden war. Die frühere Goldbaſis müſſe wieder gewonnen 
werden. Das Reformprogramm Viſſerings fordert 1. eine unab⸗ 
hängige Notenbank in jedem Lande, welche dem Kreditbegehr des 
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Staats Widerſtand leiſten könne; 2. ein Syſtem der Parallelwährung 


nach dem Muſter Chinas. Für internationale Beziehungen kämen in 
Gold einlösliche Zahlungsverſprechungen der neuen Zentralbank in 
Betracht, daneben im Inlande das bisherige entwertete Papiergeld 


als Kurantgeld von wechſelndem Kurſe und ohne feſten Umrechnungs⸗ 
kurs gegenüber den auf Gold lautenden Zahlungsverſprechungen. 
Es ſei unmöglich, einen feſten Kurs in Gold dieſen Zetteln beizulegen. 
Merkwürdigerweiſe wird dabei von Viſſering auf die Amſterdamer 


und Hamburger Bank hingewieſen, obwohl dieſe Banken keinerlei 


eigenes Kreditgeſchäft trieben, die von Viſſering projektierte Bank 
aber eine Rationierung des Kredites durchführen ſoll. Es iſt ferner 
nicht erſichtlich, wie bei dieſem Syſtem die Wirkungen der Geld⸗ 


entwertung von den Arbeitern und kleinen Leuten, die ſich nicht des 


ix international geficherten Zahlungsmittels, ſondern des entwerteten 


und im Kurſe ſchwankenden Kurantgeldes bedienen müßten, ab⸗ 
gewendet werden könnten. Er ſtellt feſt, daß die Goldverteilung 
ſeit dem Kriege ſich zugunſten der Neutralen, der Vereinigten Staaten 
und Japans geändert habe. Den Vereinigten Staaten ſeien im 
Krieg große Goldmengen zugeſtrömt, ſo daß ſie mehr als 4 Milliarden 
Dollar Gold, etwa vier Neuntel des Goldvorrates der Welt, beſäßen. 
Nur Britiſch⸗Indien, Japan, Argentinien, Chile hätten noch beſſeren 


LValutaſtand als die Vereinigten Staaten. Der Welt fehle es an der 


Möglichkeit, nach Amerika für Bezüge von Waren zu remittieren. 


Es beſtehe die ernſte Gefahr, daß für Amerikas europäiſche Kunden 


das Daſein eine Hölle werde und ſich bei ihnen der Bolſchewismus 
ausbreite. 

An der Diskuſſion über das Projekt Viſſering in der Voll⸗ 
verſammlung nahmen verſchiedene Delegierte teil, unter anderem 


Rauch der deutſche Vertreter Urbig. Die in Kreiſen der Hochfinanz 


in England verbreiteten Anſchauungen entwickelte Lord Cullen. Er 
betonte, daß neben Banknoten auch die Verfügung durch Scheck 
über Bankguthaben zur Inflation beitragen könne. Die Preisſteigerung 
dürfe überhaupt nicht zu ſehr der Zettelinflation zur Laſt geſchrieben 


werden, denn auch in Gold gemeſſen ſeien die Preiſe am Weltmarkt 
hoch. Wie Brand ſprach er ſich gegen Ausdehnung der Staats⸗ 


tätigkeit aus, insbeſondere die Zettelausgabe müſſe überall der 
direkten Einwirkung des Staates entzogen werden. Als Hauptmittel 
zum Preisabbau und zur Herbeiführung der „Deflation“ empfahl er, 
wie dies auch der Schwede Caſſel in ſeinem Gutachten getan hatte, 
Erhöhung der Diskontſätze. Dies werde die Spekulation eindämmen. 
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Daß die angelſächſiſchen Delegierten in erſter Linie für hohe Diskont⸗ 
ſätze eintraten, dürfte ſich übrigens zunächſt daraus erklären, daß 
man bereits in England und Amerika die erſten Anzeichen des in 
der Welt eintretenden Preisfalles erkannte, und daß anſcheinend in 
England der kaufmänniſche Wechſel in den Bankportefeuilles eine 
größere Rolle ſpielt als im heutigen Deutſchland. Hier iſt es wichtiger, 
den im Kontokorrent belaſteten Zins als den Diskontſatz heran⸗ 
zuziehen, denn ſeitdem ſich die prompte Regulierung ſo ſtark ent⸗ 
wickelt hat, iſt der Beſtand der Notenbanken an Handelswechſeln des 
Inlandes unerheblich geworden und in erſter Linie kommt dann der 
Diskontſatz faſt nur gegenüber ſtaatlichen Schatzſcheinen zur Anwendung. 
Bei dringender Finanznot wird aber das Reich als Kreditnehmer 
nicht durch hohen Diskont abgeſchreckt — um ſo weniger, da ihm der 
Diskontgewinn durch Beteiligung am Reichsbankerträgnis wieder 
zufließt. Die Induſtriellen aber bezahlen trotz des niedrigen Diskont⸗ 
ſatzes gegenwärtig in Deutſchland dem Vernehmen nach einſchließlich 
Proviſionen an Kontokorrentzinſen für Bankvorſchüſſe vielfach 9 . 
Daß dagegen in Ländern mit beträchtlichem Trattenumlauf ein hoher 
Diskontſatz zu rechtzeitiger Einſchränkung der Hauſſeſpekulation bei⸗ 
tragen kann, iſt einleuchtend und ſchwebt bei der Forderung höherer 
Diskontraten offenbar vor. Man redete alſo eigentlich in dieſer Sache 
aneinander vorbei. Künſtliche Regulierung des Wechſelkurſes und 
ein Hinarbeiten auf internationale Zahlungsmittel erſchienen Lord 
Cullen verwerflich. Im ganzen ſind Viſſerings Pläne nicht beſonderer 
Zuſtimmung begegnet, ſo hohe Achtung auch dem Fachmann wegen 
ſeiner unleugbar feinen, aber komplizierten Ideen entgegengebracht 
werden mußte. In dem Bericht über die Verhandlungen der Kom⸗ 
miſſion, welche ſich mit Kreditfragen und Währung beſchäftigte, 
führte Viſſering als Vorſitzender dieſer Kommiſſion aus, daß zum 
Umlaufe an Zahlungsmitteln außer geſetzlichen Zahlungsmitteln auch 
alle mobiliſierten Bankguthaben zu rechnen ſeien. Die Inflation beſtehe 
darin, daß im Krieg zuſätzliche Kaufkraft ohne Vermehrung der Sach⸗ 
güter eingetreten ſei. Die Kommiſſion empfahl gegenüber der In⸗ 
flation eine Reihe Abhilfsmittel, den Beſchlüſſen wurden wie den Vor⸗ 
ſchlägen der übrigen Kommiſſionen von der Vollverſammlung ein⸗ 
ſtimmig zugeſtimmt. Da die Vermehrung des Zettelumlaufs und 
der mobiliſierten Bankguthaben ſich dadurch vollziehe, daß die Re⸗ 
gierungen Schatzſcheine bei der Zentralnotenbank zur Deckung ihres 
Bedarfes diskontieren, ſo ſei zunächſt Geſundung der Finanzen, in⸗ 
dem die Regierungen ihre Ausgaben nach den Einnahmen regeln, 


177] Die Brüffeler internationale Finanzkonferenz von 1920 177 


die Vorbedingung der Geſundung der Valuta. Die Zentralnoten⸗ 
banken müßten politiſchen Beeinfluſſungen entzogen werden. Die 
Staaten und Gemeinden müßten aufhören, ſchwebende Schulden zu 
machen und die bisherigen Schulden konſolidieren oder zurückzahlen; 
letzteres könne natürlich erſt allmählich erfolgen. Solange nicht eine 
wünſchenswerte Diskonterhöhung durchzuſetzen ſei — und für die 
Diskonthöhe gebe es in der Tat nicht eine allgemein gültige Regel —, 
müſſe die Kreditgewährung jedenfalls auf wirklich wirtſchaftliche 
Zwecke beſchränkt werden. Die Produktion müſſe geſteigert werden. 
Um dies zu erreichen, müſſe dem internationalen Warenaustauſch 
die größte Freiheit gewährt werden. Im Bericht kommt nicht zum 
Ausdruck, daß für verſchiedene Länder die Möglichkeit, am freien 
Austauſch im Welthandel gleichberechtigt teilzunehmen, durch Be⸗ 
ſtimmungen beeinträchtigt wird, deren Beſeitigung nicht in ihrer 
Macht allein liegt. So hatte China in ſeinem Bericht geklagt, daß 
durch die europäiſchen Mächte ſeine Zollpolitik in veralteter Weiſe 
feſtgelegt ſei. So hätte Deutſchland, wenn es in der Sache zu 
Wort gekommen wäre, klagen können, daß durch den Berfailler. 
Frieden ihm zwar die Verpflichtung zur Gewährung von Meiſt⸗ 
begünſtigung auferlegt iſt, aber ohne Zuſicherung der Gegenſeitigkeit. 

Nach einer Mahnung, die öffentliche Meinung über die Not⸗ 
wendigkeit der Vermeidung überflüſſiger Ausgaben aufzuklären, empfahl 
die Kommiſſion Rückkehr zur Goldwährung, jedoch mit dem Zuſatz, 
daß es vergeblich ſei, eine Relation zwiſchen Gold und den augen⸗ 
blicklich entwerteten Währungen zu fixieren. Nächſte Aufgabe ſei 
vielmehr, allmählich und mit größter Vorſicht auf eine Deflation 
hinzuwirken, ſonſt drohe eine Umwertung der Werte, die Handel 
und Kredit aufs äußerſte bedrohe. Von Verſuchen einer Stabili⸗ 
ſierung des Goldwertes verſpreche man ſich wenig, ebenſo wenig von 
einer internationalen Münzeinheit oder einer internationalen Rech⸗ 
nungseinheit. Gegenüber ſolchen Plänen hatte bereits der Schwede 
Caſſel in ſeinem Gutachten darauf hingewieſen, daß ſehr wohl 
Valutadifferenzen bei Münzgemeinſchaft nach den Erfahrungen des 
lateiniſchen und des ſkandinaviſchen Münzbundes möglich ſind. Die 
Kommiſſion billigt es ferner nicht, ausländiſche Inhaber von Bank⸗ 
noten oder Bankguthaben anders als inländiſche zu behandeln. 
Mündlich wurde hinzugefügt, daß dieſer Grundſatz nicht verhindern 
ſolle, daß Depots in ausländiſchen Münzen reſpektiert werden. Über⸗ 
all ſei eine Zentraliſierung des Notenbankweſens anzuſtreben. Die 


künſtliche Reglementierung des Deviſenverkehrs, welche noch immer 
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vielfach feſtgeſtellt wurde, ſei abzulehnen, da fie den Zweck der Be⸗ 


feſtigung der Wechſelkurſe verfehle und die natürlichen Korrektive 


hindere, wirkſam zu werden. Eine Kommiſſion ſolle geſchaffen 


werden, um ſtatiſtiſche Daten zu ſammeln und das. Studium der 


Valutafragen zu fördern. 


III. Handelsreformprogramm 


\ 


In der Vollverfammlung vom 30. September vormittags ent⸗ 


wickelte der belgiſche Miniſter de Wouters d'Oplinter eine Reihe 
intereſſanter Gedanken. Seit dem Kriege ſeien in Südamerika neue 
Induſtrien entſtanden, bisherige Induſtrien erſtarkt. Die Vereinigten 


Staaten von Amerika hätten neue Märkte erobert. Ihre Waren⸗ 


ausfuhr ſei von 2 auf 4,8 Milliarden Dollars von 1914 bis 1919/0 
geſtiegen, ihre Einfuhr von 2300 auf 1200 Millionen Dollars ge⸗ 
ſunken. Auch die Ausfuhr Japans und Chinas ſei geſtiegen. Ruß⸗ 
land fehle auf dem Weltmarkt. Europa habe Mangel an Rohſtoffen 


und Lebensmitteln. Seit Ende des Krieges ſei der Verbrauch, aber 
nicht entſprechend die Produktion Europas geſtiegen; die europäiſchen 
Handelsbilanzen wieſen ſeit dem Frieden Mehreinfuhr auf. Es 
herrſche Unzufriedenheit der Arbeiter. Die europäiſche Valutanot 
erſchwere die Verſorgung und führe zu Ausfuhr mit vermindertem 


Gewinn. Abgeſehen von Amerika begegnen überall ſtaatliche Ein⸗ 


griffe in den auswärtigen Handel. In der Übergangszeit ſeit 


Friedensſchluß werde noch immer eine Differenzierung der Preiſe 
im inländiſchen und ausländiſchen Verkehr aufrechterhalten. Die 


Tonnage der Seeſchiffahrt ſei bereits wieder dank Englands und 


der Vereinigten Staaten Schiffsbauten größer als 1914. Die Neu⸗ 


tralen hätten große Fortſchritte gemacht. Aufgabe der am Krieg be⸗ 


teiligten Länder ſei es, in Produktion und Handel den Vorſprung 


einzuholen, den andere Länder gewonnen hätten. Hierzu müßten 


die Nationen zuſammenwirken. In der Diskuſſion in der Voll⸗ 


verſammlung ſprachen ſich, hieran anknüpfend, ein Vertreter Englands. 
und Italiens für den Freihandel aus, während ein Vertreter Indiens, 
der den Aufſchwung dieſes Landes im Kriege nicht genügend fand, 
für induſtriellen Schutzzoll eintrat. Ein Spanier trat für Be⸗ 
ſeitigung der ſtaatlichen Handelsreglementierung, jedoch unter Ein⸗ 


ſchränkungen im Falle der Nahrungsmittelverſorgung, ein. Gegenüber 
denen, die auf Japans Aufſchwung hinwieſen, betonte der japaniſche 


Delegierte Kengo Mori, daß der belgiſche Miniſter Japans Lage 


— 
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zu optimiftifeh beurteilt habe. Die Zeit billiger Lebenshaltung und 
billiger Arbeit ſei in Japan verſchwunden, der Aufſchwung ſei viel⸗ 


lleieicht bloß vorübergehend. 


Namens der Kommiſſion, die unter ſeinem Borfit dieſe Fragen 
zu ſtudieren hatte, ſchlug der belgiſche Miniſter de Wouters d'Oplinter 
der Vollverſammlung eine Reihe von Beſchlüſſen vor, die auch ein⸗ 
ſtimmige Annahme fanden. Man erwarte vom Völkerbund, daß er 
auf dauernden Frieden und Sicherheit der Länder im Innern hin⸗ 
arbeite. Es ſei zu wünſchen, daß die im Kriege eingeführten Handels⸗ 
beſchränkungen und die Praxis, verſchiedene Preiſe für Inland und 
Ausland zu fordern, ſchwinden. Man würde es ferner mit großer 
Freude begrüßen, wenn der Völkerbund Wege fände, um den Ländern, 
welche der Rohſtoffe zu ihrer Wiedererholung bedürfen, zeitweilige 
kaufmänniſche Kredite zu deren Erlangung zu verſchaffen. Endlich 
wird auf die Wichtigkeit der Wiederinſtandſetzung des Verkehrs⸗ 
weſens der Welt und ö der vom Krieg berührten Gebiete 
hingewieſen. 


IV. Sers nale Kreditbeſchaffung 


Von der öffentlichen Meinung war die Brüſſeler Konferenz 
vielfach in der Erwartung begrüßt worden, es werde den kredit⸗ 
bedürftigen Ländern eine Unterſtützung durch eine große Aktion zu⸗ 
teil werden. Im Laufe der Debatten war auch wiederholt betont 
worden, daß eine Umwandlung der ſchwebenden in fundierte Schulden 
eine Vorbedingung der Zettelverminderung ſei. Der Aufnahme 
größerer feſter Anleihen aber ſtehen in Ländern, die im Krieg ihre 
Schuld ſehr geſteigert haben, Schwierigkeiten entgegen. So richteten 
ſich die Hoffnungen auf dieſe Zuſammenkunft von Finanzleuten und 
vielfach wurde den Kredithoffnungen in den Berichten der Delegierten 
über die finanzielle und wirtſchaftliche Lage einzelner Länder Aus⸗ 
druck gegeben. 

Der belgiſche Miniſter Delacroix hatte in einer Denkſchrift! 
den Kongreßteilnehmern ein Projekt zur Prüfung unterbreitet, welches 
darauf ausging, eine internationale Bank zu empfehlen, welche ver⸗ 
zinsliche Goldbons gegen Sicherſtellung den kreditbedürftigen Staaten 
als Darlehen aushändigen ſolle. Dieſe internationale Bank ſolle 
über die kreditnehmenden Staaten eine Finanzkontrolle ausüben. 
Die verzinslichen Bons dürfen nach der Idee des Projekts nur 
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zum Kauf von Waren aus dem Auslande, nicht zum Goldankauf 
verwendet werden und werden von den Kaufleuten der Exportländer 
bei Privatbanken durch Begebung verwertet. Die Rohſtoffverſorgung 
der wegen ſchlechter Valuta nicht am Weltmarkt einkaufsfähigen 
Länder werde ſo ermöglicht werden, allerdings um den Preis der 
Unterwerfung unter eine Finanzkontrolle. Gegenüber dieſem Pro⸗ 
jekte war ein Bedenken, daß die Staaten als Käufer auftreten 
müßten. Im übrigen hing die Möglichkeit der Durchführung von 
der Bereitwilligkeit ab, welche zur Geldbeſchaffung in Ländern⸗ mit 
Kapitalreichtum entgegentreten würde. Die Aufmerkſamkeit der An⸗ 
hänger dieſes wie anderer ebenfalls der Konferenz unterbreiteter 
Projekte der internationalen Kreditbeſchaffung war vor allem auf 
die Vereinigten Staaten gerichtet. Schon vor dem Zuſammentreten 
der Brüſſeler Konferenz hatten offizielle Perſönlichkeiten in England 
und den Vereinigten Staaten ſich ſehr zurückhaltend in der Frage 
der Kreditgewährung an kapitalbedürftige Staaten geäußert. Auf 
der Brüſſeler Konferenz wirkte eine Rede, die der amerikaniſche 
Delegierte Boyden in der Vollverſammlung am 28. September nach⸗ 
mittags hielt, wie ein kalter Waſſerſtrahl. Er führte aus, daß die 
Brüſſeler Konferenz viel zur Belehrung der öffentlichen Meinung 
nützen könne, wenn ſich die Einſicht verbreite, daß bei 20 Schilling 
Einkommen 20 Schilling Ausgaben Unheil, 19 ½ Schilling Aus: 
gaben Glück bedeute. Im übrigen werde man enttäuſcht ſein, wenn 
man ein radikales Heilmittel für finanzielle und wirtſchaftliche Nöte 
von der Konferenz erwarte. Amerika habe für ſein Kapital daheim 
reichliche und lohnende Anlagegelegenheit und wenig Neigung, 
riskante Kapitalanlagen außer Landes zu wählen. Wenn Neigung 
zur Kreditgewährung an Europa entſtehen ſolle, müſſe Amerika erſt 
überzeugt ſein, daß der Geiſt der Feindſeligkeiten unter den euro⸗ 
päiſchen Staaten ſchwinde; es ſei ein den Amerikaner befremdender 
Kontraſt, innerhalb des rieſigen Gebietes in Nordamerika freien, 
durch keine Zölle gehinderten Verkehr und dagegen in Europa gegen⸗ 
ſeitige Abſperrung der einzelnen Länder durch e innerhalb 
des Kontinents zu gewahren. 

Stellen wir uns einmal einen Augenblick vor, die Europäer 
hätten hierauf mit Gründung eines Bundesſtaates „Vereinigte 
Staaten von Europa“ mit einheitlichem Zollgebiet antworten können. 
Der Amerikaner mußte wiſſen, daß dieſe Möglichkeit bei den jetzigen 
Zuſtänden, den Mängeln des Völkerbundes, endlich den eigenartigen 
Intereſſen Englands als einer über Europa hinaus in der ganzen 
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Welt verankerten Macht nicht verwirklicht wird, jo wünſchenswert 
und geſund vielleicht der Gedanke erſcheinen mag, wenn man ernſt⸗ 
lich an eine Wiedererhebung Europas aus ſeiner durch den Krieg 
geſchädigten Poſition denkt. Wie die Dinge lagen, bedeutete die 
Rede des Amerikaners eine Kreditverweigerung durch den zur Wieder⸗ 
aufrichtung der Welt befähigten Teil, ein desinteressement gegen⸗ 
über den Weltnöten, eine Politik der zugeknöpften Taſchen. 

Angeſichts deſſen haben die Verhandlungen und Beſchlüſſe über 
internationale Kredite einen ſehr akademiſchen Charakter gehabt, 
da zur Kreditbeſchaffung immer eine ſehr weſentliche Vorausſetzung 
das Vorhandenſein eines zum Darleihen geneigten Kapitaliſten iſt. 

Man ging jedoch unverdroſſen und mit Gründlichkeit an die 
Behandlung der Frage. In der Vollverſammlung am 1. Oktober 
vormittags entwickelte der Franzoſe Cellier eine Reihe von Geſichts⸗ 
punkten, die allerdings ein ſehr beſcheidenes Programm enthielten. 
Kredit ſei nötig zur Konſolidierung der im Kriege entſtandenen 
ſchwebenden Staatsſchulden, zur Beſeitigung der Kriegsverwüſtungen, 
zum Ausbau der neuen Staaten. Es fehle der Ausgleich der 
Zahlungsbilanzen durch Goldverſendung. Das Projekt Delacroix 
habe den Nachteil, die Autonomie der Schuldnerländer ſehr ein- 
zuſchränken. Wichtig ſei der Grundgedanke, die Einfuhr durch 
Kredit zu finanzieren. Gegenwärtig ſei das eigentümliche Phänomen, 
daß die Gläubigerländer hohen, die Schuldnerländer niedrigen 
Diskont hätten. Dieſer Umſtand hindere das Einſtrömen kurzfriſtig 
anzulegender Kapitalien in die Schuldnerländer. Für den lang⸗ 
friſtigen Kredit ſei größere Publizität, ferner eine gleichmäßige Ge⸗ 
ſetzgebung über Wertpapiere ein Bedürfnis. Vielleicht gelinge es 
dem Völkerbund, ſich der auswärtigen Gläubiger gegenüber in⸗ 
ſolventen Staaten anzunehmen. 

In der Diskuſſion kam der Belgier Delacroix auf ſein Projekt 
zurück. Der Rat, weniger zu konſumieren und mehr zu produzieren, 
genüge nicht. Man müſſe kaufen können, wenn man die Produktion 
und die Warenausfuhr ſteigern wolle. Die kleinen Mittel zur Wechſel⸗ 
kursſtabiliſierung reichten nicht aus. Ein internationales Geldſyſtem 
jet nicht anzuſtreben. Kredite müßten beſchafft werden. Er empfehle 
hiefür die kurzfriſtigen verzinslichen Staatsbons ſeines Projektes. 

Es war zu erwarten, daß die Bedenken gegenüber dem Projekt 
Delacroix bei der Konferenz überwogen. In der weiteren Verhandlung 
trat der Niederländer Ter Meulen mit einer Variante des Projekts 
Delacroix hervor, die ſchließlich Beifall fand. Er entwickelte am 
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2. Oktober vormittags in der een folgende Grund⸗ 
gedanken: 

Die Verkäufer in den Rohſtoff exportierenden Ländern ſeien an 
Aufrechterhaltung und Ausdehnung ihres Exports lebhaft intereſſiert. 
Sie ſeien nicht mißtrauiſch gegenüber der Solvenz der Geſchäfts⸗ 
leute in den einfuhrbedürftigen Ländern, ſondern zweifelten, ob ſie 
in geſunder Währung bezahlt werden könnten. Es komme darauf 
an, Kreditgewährung an vertrauenswürdige Privatleute zu finanzieren. 
Kredit an Regierungen komme nur in Betracht, ſoweit die Handels⸗ 
gegenſtände in dem Einfuhrlande monopoliſiert oder nationaliſiert 
ſeien. Nötig ſei, daß in den einfuhrbedürftigen Ländern ein Reſervoir 
von Sicherheiten geſchaffen werde, aus welchem Kredite an Händler 
und fremde Exporteure entnommen werden könnten. Der Völker⸗ 
bund ſolle eine Zentralkommiſſion einſetzen, die den Kreditbedarf der 
kapitalbedürftigen Länder ermitteln und die dafür von dieſen Ländern 
zu leiſtenden Garantien prüfen und überwachen ſolle. Die Zentral⸗ 
kommiſſion ſolle Höchſtſummen in Goldwert für die Importkredite 
feſtſetzen. Die Regierungen der einfuhrbedürftigen Länder ſollten 
verzinsliche fünf⸗ bis zehnjährige Schuldverſchreibungen zur Ver⸗ 
fügung ſtellen. Für dieſe Bons, die in der Währung des Ausfuhr⸗ 
landes zahlbar geſtellt werden, haften beſtimmte Einnahmen des 
Schuldnerlandes. Dieſe Einnahmen können von dem Schuldner⸗ 
land ſelbſt verwaltet werden. Bei Gefährdung der verpfändeten 
Sicherheiten müſſe die Zentralkommiſſion eingreifen. Die Zentral- 
kommiſſion muß eine Einfuhrerlaubnis gewähren, ehe mit den ver⸗ 
zinslichen Bons die internationale Warenbewegung finanziert wird. 
Beſonders bei Zuſicherung der Wiederausfuhr der aus eingeführten 
Rohſtoffen hergeſtellten Fabrikate ſei dies ungefährlich. Nachdem 
ſich der Einfuhrhändler mit dem Händler des Ausfuhrſtaates über 
die Geſchäftsbedingungen geeinigt hat, verlangt der Einfuhrhändler 
Bons von ſeiner Regierung. Wenn das Einfuhrgut in ausländiſcher 
Währung bezahlt iſt, wandert der Bon wieder an den Einfuhr⸗ 
händler und an deſſen Regierung zurück. Dieſelben Bons konnen 
wiederholt für verſchiedene Geſchäftstransaktionen verwendet werden. 
Die Verfallszeit der Bons hat mit den Abwicklungsfriſten der einzelnen 
Einfuhrgeſchäfte nichts zu tun. Wird die Einfuhr vom Einfuhr⸗ 
händler dem Händler des Ausfuhrlandes nicht prompt bezahlt, ſo 
hat die ſchuldneriſche Regierung die von ihr ausgegebenen Bons 
einzulöſen. Es bleibt jedem Kaufmann frei, wenn es ihm vorteil⸗ 
hafter dünkt, auch ohne Bons Geſchäfte abzuſchließen. 
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In der Diskuſſion verhielt ſich der Vertreter Englands ziemlich 


ſteptiſch. Der Vertreter Indiens beſchäftigte fi mit dem Projekt 


Delacroix und bezeichnete deſſen Maſchinerie als zu verwickelt, 


während der Vertreter Rumäniens trotz der dadurch bedingten Ein⸗ 


buße an ſtaatlicher Selbſtändigkeit es ſympathiſcher begrüßte. Der 
Schweizer Heer verwies auf bisherige Verſuche der Exportfinanzierung 
in England, den Vereinigten Staaten und Frankreich, die man zu⸗ 


nächſt ſtudieren müſſe. Wichtig ſei vor allem feſtzuſtellen, welche 


Pfänder für die Finanzierung noch verfügbar ſeien. Der Argentiner 
Blancas erörterte die Schwierigkeiten, welche darin beſtänden, daß 
England und die Vereinigten Staaten nicht geneigt ſeien, für den 


Handel anderer Länder Geld herzugeben, ferner daß die Gold⸗ 


ausfuhr keineswegs in allen europäiſchen Staaten freigegeben ſei. 
Nachdem ſich noch der Franzoſe Avenol geäußert hatte, daß er dem 
Projekt Ter Meulen vor demjenigen von Delacroix den Vorzug 
gebe, wurde eine Kommiſſion mit Behandlung der Frage betraut. 
Für dieſe berichtete der Franzoſe Cellier. Die Kommiſſion ſchloß ſich 
zunächſt den übrigen Kommiſſionen darin an, daß dauernder Frieden 
zwiſchen den Völkern herrſchen, Ordnung in der Finanzwirtſchaft 
herbeigeführt, Geſundung der Valuta und Freigabe der Handels⸗ 
beziehungen der Nationen angeſtrebt werden müſſe. Es gebe aber 


Falle, in denen baldige Hilfe durch Einfuhrkredite dringendes Be⸗ 


dürfnis ſchon vor Beendigung dieſer Reformen ſei. Die Mittel für 
ſolche Kredite müßten aus nationalen Erſparniſſen und nicht aus 
Zettelvermehrung gewonnen werden. Im Anſchluß daran wird das 
Projekt Ter Meulen empfohlen. 

| c * * 

Es bleibt abzuwarten, ob dem Völkerbund die Verwirklichung 
dieſer Gedanken gelingen wird, ferner ob der Geiſt der gegenſeitigen 
Freundſchaft und Verſtändigung in Europa und auf der Erde ein⸗ 
mal ernſthafte Fortſchritte macht. Die Erfahrungen, welche Deutſchland 
ſeit der internationalen Konferenz vom September und Oktober 1920 
zu machen Gelegenheit hatte, ſind nicht ermutigend in dieſer Richtung. 

Was iſt eigentlich das Ergebnis jener Konferenz bisher geweſen? 
Erſtens eine Fülle von Information über Zuſtände in verſchiedenen 
Ländern, zweitens der Geſamteindruck, daß ſich eine weltgeſchichtliche 
Wandlung im Anſchluß an den Weltkrieg vollzogen hat: eine Ver⸗ 
ſchiebung der Stellung Europas gegenüber der übrigen Welt. Die 
Europäer, Sieger und Beſiegte wie Neutrale, laufen Gefahr, aus 
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der einſt beherrſchenden Stellung, welche alte Kultur, Kapital: 
reichtum, überlieferte Geſchicklichkeit und Handelsverbindungen ihnen 
gegenüber der neuen Welt und Aſien boten, verdrängt zu werden. 
Im Aufſteigen ſind Amerika und Japan. Ob Englands Intereſſen 
mit denen Geſamteuropas noch zuſammenfallen, iſt nicht ſicher. 
Immerhin droht auch Englands einſt überragender Weltſtellung der 
Wettbewerb der Amerikaner mehr wie je. Es erſcheint zweifelhaft, 
ob es eine für England lohnende Entwicklung iſt, wenn ſeine Kunden 
auf dem europäiſchen Kontinent an Kauffähigkeit einbüßen und alle 
Staatskunſt darauf verwendet wird, Unfrieden zwiſchen Deutſchland 
und Frankreich durch Begünſtigung der franzöſiſchen finanziellen und 
politiſchen Aſpirationen zu ſäen. Es wird für die Zukunft Europas 
ausſchlaggebend ſein, ob in England, das am wenigſten geſchädigt 
von allen europäiſchen Kriegführenden aus dem Weltkriege hervor⸗ 
gegangen iſt, die Einſicht ſich durchringt, daß es Europa nicht zurück— 
ſinken laſſen kann, ohne ſelbſt Schaden zu leiden. Amerika hat ein⸗ 
mal die Entſcheidung der Zukunft der Welt in Händen gehabt. 
Präſident Wilſon zeigte ſich der Aufgabe nicht gewachſen. Immer 
mehr wird England jetzt in die Rolle des Herrn über Europa ver⸗ 
ſetzt. Es fragt ſich, ob es die Gelegenheit wahrzunehmen verſteht, 
eine Politik durchzuſetzen, welche die Wunden des Krieges heilt und 
die Gefahren gewaltſamer ſozialer Umwälzungen beſchwört. Sonſt 
droht ein Niedergang in Europa, der nicht England unberührt 
laſſen kann. i 6 
Die Grundlagen für eine finanzielle und wirtſchaftliche Rettungs⸗ 
aktion hat die Brüſſeler Konferenz vom Herbſt 1920 nicht geſchaffen, 
wohl aber Vorarbeiten, die verwertet werden können, wenn zu ſolcher 
Aktion einmal Bereitwilligkeit da iſt. In einem aber war ſie erfolg⸗ 
reich. Es war eine Zuſammenkunft, bei welcher ziviliſierte Menſchen 
ohne Unterſchied der Nation ſich einander ziviliſiert begegneten. Es 
iſt vielleicht beſchämend, daß es Zeiten gibt, in welchen eine ſolche 
Tatſache als ein beſonderes Ereignis gerühmt werden mußte. 
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Die 
Sozialiſierung des Kohlenbergbaues 
Ein Vortrag! 


Von Geſtaldio 


Inhaltsverzeichnis: Die Sozialiſierungsbewegung S. 185. — Das Kohlen- 
wirtſchaftsgeſetz und ſeine Wirkungen S. 188. — Die Stellungnahme der 
Sozialiſierungskommiſſion S. 190. — Kritik S. 194. — Gegenwärtiger 
Stand der Sozialiſierungsfrage S. 205. 


De Sozialiſierung iſt ein Schlagwort in dem wirtſchaftlichen 
und politiſchen Kampfe, der gegenwärtig in Deutſchland ge⸗ 
führt wird. Dieſer Kampf geht, wenn man das Ziel hüllenlos ins 
Auge faßt, darum, ob die, die zur Zeit weniger Geld und Macht 
haben, an die Stelle derjenigen treten ſollen, die hierüber in größerem 
Maße verfügen. Die weltgeſchichtliche Bedeutung des Kampfes liegt 
darin, daß die Angegriffenen die Träger der Kultur ſind, nicht 
jeder Einzelne, aber die Geſamtheit. Der Kampf wird vorläufig 
nicht mit körperlichen Waffen, ſondern auf einem Rechtsboden aus⸗ 
gefochten, der Weimarer Verfaſſung, einem Rechtsboden, der aller⸗ 
dings nicht feſt iſt, ſondern einen ſchwankenden Untergrund hat, 
nämlich den Willen der Maſſen. Immerhin wird der Kampf zu⸗ 
nächſt im parlamentariſchen Rahmen geführt mit dem Beſtreben, 
Anhänger für Syſteme, Grundſätze, Schlagworte zu gewinnen. 

Ein ſolches Syſtem und zugleich Schlagwort iſt die Soziali⸗ 
ſierung. Sie hat ihre Quelle, wie ſchon der Name ſagt, im Sozia⸗ 
lismus, in der Lehre von Marx und dem Erfurter Programm, 
wonach ein Privateigentum an den Produktionsmitteln nicht beſtehen 
ſoll. Naturgemäß trat daher der Sozialiſierungsgedanke unmittelbar 
nach der Staatsumwälzung mit ſtarker Gewalt hervor, indeſſen fand 
von den damals Maßgebenden niemand einen Weg zur Durch- 
führung des Gedankens. Es gewann auch eine unbeſtimmtere Auf⸗ 
faſſung Raum, die unter Sozialiſierung ſchon die Durchdringung 
des Wirtſchaftslebens mit e und gemeinwirtſchaftlichen Ideen 
verſtehen wollte. 


1 Vortrag, gehalten im ſtaatswiſſenſchaftlichen Kreiſe am 28. Januar 1921. 
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Mangels feſter Entſchließungen der Reichsregierung griff man 
zur Selbſthilfe. Im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Kohlenbezirk machte im 
Januar 1919 die ſogenannte Neunerkommiſſion wilde Sozialiſierungs⸗ 
verſuche, indem ſie die Verwaltung einzelner Zechen und des Kohlen⸗ 
ſyndikats an ſich riß. Um einer weiteren Zuſpitzung der Lage ent⸗ 
gegenzuwirken, erließ damals die Regierung einen Aufruf, in dem 
ſie die Sozialiſierung dafür geeigneter Betriebe, insbeſondere des 
Bergbaues, in Ausſicht ſtellte. Sie ſetzte zugleich die ſogenannte 
Sozialiſierungskommiſſion ein. Der Gedanke der Soziali⸗ 
ſierung hat ſodann in dem Sozialiſierungsgeſetz vom 23. März 1919 
und in der Reichsverfaſſung geſetzliche Anerkennung gefunden mit der 
Maßgabe, daß die Sozialiſierung oder Vergeſellſchaftung ſich auf dafür 
geeignete oder reife Unternehmungen beſchränken ſollte. Die Sozia⸗ 
liſierung „marſchierte“, wie im März 1919 an den Straßenecken 
Berlins zu leſen war. Die Ergebniſſe der Sozialiſierungskommiſſion, 
die ſich an erſter Stelle der Sozialiſierung im Kohlenbergbau zu⸗ 
gewandt hatte, fanden indeſſen nicht den Beifall der Regierung. 
Ihr Gutachten wurde nicht veröffentlicht, und fie legte verſchnupft 
ihren Auftrag in die Hände der Regierung zurück. Es wurde viel⸗ 
mehr das Kohlenwirtſchaftsgeſetz erlaſſen, das auf weſentlich anderen 
Grundlagen beruht. 8 

Inzwiſchen ſchlief aber der Plan der Soztalifierung nicht ein, 
und zwar auch nicht in gewiſſen Kreiſen der Reichsregierung. Im 
Reichswirtſchaftsminiſterium wurden Richtlinien aufgeſtellt, wonach 
die Kohlenpreiſe um einen beſtimmten Betrag erhöht, die Einnahmen 
daraus den Bergwerksbetreibern zwecks Finanzierung von Erweite⸗ 
rungs⸗ und Neuanlagen überlaſſen, dem Reiche aber in Höhe des 
eingebrachten Kapitals ein Miteigentumsrecht an den betreffenden 
Werken eingeräumt werden ſollte. Dieſe Sozialiſierung „von hinten 
herum“, wie man ſie genannt hat, wurde überholt durch die Vor⸗ 
gänge nach dem Kapp⸗Putſch. Eine der Hauptforderungen, die die 
Gewerkſchaften damals aufſtellten, war die Sozialiſierung des Kohlen⸗ 
und Kalibergbaues. Die Regierung konnte ſich nach Lage der Dinge 
dieſer Forderung nicht entziehen und ſagte ihre Erfüllung in dem 
Bielefelder Abkommen vom März 1920 zu. Die Sozialifierungs: 
kommiſſion wurde in etwas veränderter Zuſammenſetzung wieder 
einberufen und hat inzwiſchen ihr Gutachten erſtattet. Die Sozia⸗ 
liſierung trat damit aus dem ungefährlichen Bezirk akademiſcher 
Erörterungen heraus. Das Reichskabinett hat vor einiger Zeit 
einſtimmig die Vorlage eines Geſetzes zur Sozialiſierung des Kohlen⸗ 
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bergbaues beſchloſſen. Die Gutachten der Sozialiſierungskommiſſion 
ſind dem Reichswirtſchaftsrat vorgelegt worden, der ſeinerſeits eine 
Kommiſſion eingeſetzt hat, die zunächſt als Siebenerkommiſſion, dann 


als erweiterte Kommiſſion ſich noch jetzt mit der Frage beſchäftigt, 


ohne bisher zu einem beſtimmten Ergebnis gekommen zu ſein. 

Wenn bei allen dieſen Vorgängen in erſter Linie der Kohlen⸗ 
bergbau als Objekt der Sozialiſierung erſcheint, ſo hängt dies 
einerſeits damit zuſammen, daß der Kohlenbergbau, insbeſondere 
der Steinkohlenbergbau, ſich ſchon lange eng in Syndikaten zuſammen⸗ 
geſchloſſen und einen monopolähnlichen Charakter angenommen hat, 
anderſeits damit, daß die Kohle die. Grundlage unſeres ganzen 
Wirtſchaftslebens iſt, und daher wer die Kohle hat, auch das Wirt⸗ 
ſchaftsleben beherrſcht. Es kommt aber ferner dazu, daß die kapi⸗ 
taliſtiſche Wirtſchaft gerade in den Bergbauberechtigungen eine be⸗ 
ſonders angreifbare Fläche bietet. Nach dem deutſchrechtlichen 
Grundſatz der Bergbaufreiheit ſind zwar die Bergwerkſchätze an ſich 
der Allgemeinheit dienſtbar — inſofern ſpricht auch die Weimarer 
Verfaſſung nichts Neues aus —, indeſſen wird ihre nutzbringende 
Ausbeutung dem Privatunternehmer überlaſſen, der durch Schürfen, 
Finden, Mutung und Verleihung ein Recht auf den Abbau erwirbt. 
Da dieſes Recht vielfach einen erheblich höheren Wert hat als die 
auf ſeinen Erwerb verwandten Koſten, ſo ergibt ſich auch bei Be⸗ 
rückſichtigung des Riſikos oft ein Mißverhältnis zwiſchen der Leiſtung 
des Unternehmers und der Gegenleiſtung des Staates. Das Miß⸗ 
verhältnis wächſt, wenn infolge ſyſtematiſcher geologiſcher Forſchungen 
das Erdinnere bekannter wird und damit ſich das Riſiko des Schürfers 
- mindert. Man darf allerdings den hierin liegenden Kapitalprofit 
auch nicht überſchätzen, denn von dem Werte eines weſtfäliſchen 
Steinkohlenbergwerks ſtellt die Bergbauberechtigung als ſolche durch— 
ſchnittlich nur etwa ein Siebentel dar, die anderen ſechs Siebentel 
liegen in den Koſten der Schachtanlage uſw., bilden alſo heran⸗ 
gebrachtes Kapital. Immerhin iſt die Möglichkeit eines verhältnis⸗ 
mäßig hohen Kapitalprofits nicht abzuſtreiten, und dieſer kann ſich 
bei ſyſtematiſcher Abbohrung neuer Bergbaugebiete durch eine Bohr⸗ 
geſellſchaft ins übermäßige ſteigern. Auch ſind ohne völlig aus⸗ 
reichenden Grund diejenigen Bergwerksunternehmer bevorzugt, die 
ohne eigenes Zutun infolge ihrer günſtigeren Kohlenablagerung, in⸗ 
folge der „Intelligenz ihrer Flöze“, fi eines Mehrgewinnes, der 
ſogenannten Differentialrente, erfreuen. Gegen die Auswüchſe, die 
ſich aus dieſen Verhältniſſen ergeben, richtet ſich bereits die vor⸗ 
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revolutionäre Berggeſetzgebung der einzelnen Staaten. So iſt in 
Preußen ſeit 1905/07 die Bergbaufreiheit hinſichtlich der Stein— 
kohlen und Salze, d. h. das Recht, durch Mutung weiteres Berg— 
werkseigentum zu erwerben, überhaupt bis auf weiteres aufgehoben. 
Darüber hinaus haben die geſchilderten Verhältniſſe ſchon damals 
die Forderung einer Verſtaatlichung des Kohlenbergbaues aus⸗ 
gelöſt, die nicht nur von links, ſondern auch von rechts und von 
wiſſenſchaftlicher Seite erhoben wurde. Wagner und Schmoller 
waren Befürworter einer ſolchen Verſtaatlichung, und ein etwa 
20 Jahre alter Artikel der „Deutſchen Tageszeitung“, der mit 
ſcharfen Ausfällen gegen die „Schlotbarone“ die gleiche Forderung 
ſtellte, bildet jetzt für die Anhänger der Sozialiſierung ein hoch⸗ 
willkommenes und gründlich ausgenutztes Kampfmittel. 

Ich komme nunmehr auf das Kohlen-Wirtſchaftsgeſetz 
zurück, durch das in Ausführung der Gedanken des Sozialiſierungs⸗ 
geſetzes die Sozialiſierung des Kohlenbergbaues eingeleitet worden 
iſt und das vorläufig die Rechtsgrundlage der Kohlenwirtſchaft 
bildet. | 

Das Geſetz will den Grundgedanken der Gemeinwirtſchaft auf 
dem Gebiete des Kohlenbergbaues dadurch verwirklichen, daß es dieſe 
unter das Zeichen der Selbſtverwaltung ſtellt, einer Selbſt⸗ 
verwaltung, an der alle beteiligten Kreiſe, auch die Händler und 
Verbraucher, insbeſondere auch die Bergarbeiter und Angeſtellten teil⸗ 
nehmen. Die Organiſation ruht auf drei Trägern, den Syndikaten, 
die zum Teil ſchon beſtanden hatten und nunmehr Zwangscharakter 
erhielten, dem Reichskohlen verband, einer die Syndikate zu⸗ 
ſammenfaſſenden Aktiengeſellſchaft und dem Reichskohlenrate, 
einem öffentlich rechtlichen Organ, beſtehend aus 60 Perſonen, 
Vertretern der Bergwerksunternehmer, des Handels und der Ver⸗ 
braucher, der Bergarbeiter und Angeſtellten, ſowie aus Sachver⸗ 
ſtändigen. Der Reichskohlenrat hat die Kohlenwirtſchaft zu leiten, 
insbeſondere ihr die allgemeinen Richtlinien zu geben. Die oberſte 
Aufſicht, insbeſondere ein Vetorecht in Preisfragen, ſteht dem 
Reiche zu und wird durch den Reichswirtſchaftsminiſter 
ausgeübt. 

Ohne Frage war dies eine Löſung, mit der die Kohleninduſtrie 
nach Lage der Dinge recht zufrieden ſein konnte. Die Selbſt⸗ 
verwaltung war immer auch das Schlagwort der Unternehmerſchaft 
geweſen. Gemeinwirtſchaftliche Momente liegen nur in der Be⸗ 
teiligung der Bergarbeiter, Angeſtellten und Verbraucher an gewiſſen 
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Entſchließungen innerhalb der Kohlenwirtſchaft und in einer Staatlichen 
Kontrolle. Es iſt auch nicht zu leugnen, daß dieſe Momente während 
der allerdings nur ſehr kurzen Zeit des Beſtehens der Neuorganiſation 
praktiſch nicht ſehr in die Erſcheinung getreten ſind und jedenfalls 
eine ſtarke Betätigung der Privatintereſſen der Unternehmer nicht 
verhindert haben. Der Reichskohlen verband, der eigentlich als eine 
Spitzenorganiſation der Kohlenwirtſchaft mit allgemein wirtſchaftlichen 
Zielen gedacht war, entwickelte ſich zu einer reinen Zentralgeſchäfts⸗ 
ſtelle der Syndikate, die ſich im weſentlichen darauf beſchränkte, die 
Preis forderungen der Syndikate zum Ausdruck zu bringen. Der 
Reichskohlenrat ſuchte anfänglich ſeine Aufgabe lediglich in der Auf⸗ 
ſtellung allgemeiner Richtlinien und hielt ſich deshalb der Frage der 
einzelnen Preiserhöhungen fern. Das Vetorecht des Reichswirtſchafts⸗ 
miuiſters gegen ſolche erwies ſich als ein Recht, das ſchwer zu hand⸗ 
haben war. Einerſeits gelang es dem Reichswirtſchaftsminiſter nicht, 
die vol den Zechen aufgemachten Selbſtkoſtenberechnungen voll⸗ 
ſtändig zu durchleuchten. Bei Lohnerhöhungen war es ja nicht ſchwer, 
feſtzuſtellen, wann und in welcher Höhe dieſe eingetreten waren. 
Schwierigkeiten aber ergaben ſich wegen der Koſten der Materialien, 
und ſchließlich traten auch grundſätzliche Streitfragen hervor, zum 
Beiſpiel darüber, ob auch die Koſten von Erweiterungs⸗ und Neu⸗ 
anlagen zu den Selbſtkoſten zu rechnen wären Namentlich dadurch 
wurde das Vetorecht des Reichswirtſchaftsminiſters gelähmt, daß er 
ſich immer nicht nur den Unternehmern, ſondern auch den Arbeit⸗ 
nehmern gegenüber befand, da dieſen regelmäßig die geforderten 
Lohnerhöhungen unter der Bedingung der Preiserhöhung zu⸗ 
geſtanden waren. Die Vertreter der Verbraucher fielen wenig 
ins Gewicht, zumal ſie meiſt den weiterverarbeitenden Induſtrien 
angehörten, die mit der Abwälzung der erhöhten Preiſe auf die 
Selbſtverbraucher rechnen konnten. Das Ergebnis war, daß das 
Reichswirtſchaftsminiſterium in der erſten Zeit die geforderten Preis⸗ 
erhöhungen jedesmal nach längeren, zum Teil unerquicklichen Er⸗ 
örterungen zugeſtand. In neuerer Zeit iſt darin bekanntlich eine 
Anderung eingetreten. 

Die öffentliche Meinung wurde einerſeits durch die recht be⸗ 
trächtlichen Preiserhöhungen, andererſeits dadurch erregt, daß die 
Zechen verhältnismäßig hohe Dividenden zahlen konnten, die aller⸗ 
dings nicht hoch waren, wenn man ihren Papiermarkwert zu dem 
Goldmarkwert der Bergwerksanlagen in Beziehung ſetzt. Dazu kamen 
die Börſenhauſſen in Bergwerkspapieren, worauf allerdings nicht 
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der Ertrag der Bergwerke, ſondern andere Umſtände den Haupt⸗ 
einfluß ausübten. ö 
Trotz der vorhandenen unleugbaren Mängel erſcheint es aber 
nicht gerechtfertigt, über die Organe des Kohlenwirtſchaftsgeſetzes 
ohne weiteres den Stab zu brechen, wie es die Sozialiſierungs⸗ 
kommiſſion getan hat. Als dieſe ihr Gutachten erſtattete, hatten die 
Organe erſt etwa ein halbes Jahr Zeit gehabt, in Aktion zu treten 
Hat die Organiſation ſich auch bisher nicht voll bewährt, ſo iſt ihr 
doch die Entwicklungs⸗ und Fortbildungsfähigkeit nicht abzuſprechen. 
Ein wichtiger Schritt in dieſer Richtung iſt inzwiſchen bereits in⸗ 
fofern getan, als der Reichskohlenrat bereits daran gegangen iſt, 
die ſouveräne Machtvollkommenheit auf dem Gebiete der Brennſtoff⸗ 
wirtſchaft, die ihm das Geſetz beilegt, in die Tat umzuſetzen. Er 
hat im Mai 1920 den ſogenannten großen Ausſchuß gebildet, 
der in der Kohlenpreispolitik und bei allen ſonſtigen wirtſchaftlichen 
Aufgaben des Kohlenverbandes ein maßgebendes Wort milzureden 
hat. Es iſt ferner die Anlegung eines Brennſtoffwirtſchafts⸗ 
archivs in Angriff genommen worden, das dem Verlangen nach 
Durchſichtigmachung der Selbſtkoſtenrechnungen Genüge leiſten ſoll 
und bis zu einem gewiſſen Grade Genüge leiſten wird. Eine rein 


organiſatoriſche Frage iſt es ferner, ob es ſich empfiehlt, den Reichs⸗ 


kohlenverband, der allerdings zur Zeit, im weſentlichen das Syndikat 
der Syndikate iſt, vollſtändig in den öffentlich rechtlichen Reichs⸗ 
kohlenrat aufgehen zu laſſen. 

Die Frage einer Fortbildung der beftehenden. Kohlenorganiſation 
mit dem Ziele der Verſtärkung der gemeinwirtſchaftlichen Ideen hat 
die Sozialiſierungskommiſſion überhaupt nicht erörtert, vielmehr dahin⸗ 
gehende Vorſchläge des Reichswirtſchaftsminiſteriums als ungenügend 
bezeichnet und die vorhin erwähnten wichtigen Neuerungen mit Still⸗ 
ſchweigen übergangen. Sie will etwas völlig Neues fchaffen.- 

Es drängt ſich zunächſt der Zweifel auf, ob die Sozialiſierungs⸗ 
kommiſſion ihrer Zuſammenſetzung nach überhaupt berufen erſcheint, 
in der vorliegenden Frage, von der die Lebensfähigkeit der deutſchen 
Wirtſchaft abhängt, ein Gutachten mit autoritativer Wirkung abzu⸗ 


geben. Dieſe Frage wird von der Bergwerksinduſtrie mit Ent⸗ 


ſchiedenheit und mit Recht verneint. Unter den 23 Mitgliedern der 
Kommiſſion befinden ſich allein 9 ſozialiſtiſche Theoretiker, und nur 
4 Mitglieder entſtammen den Kreiſen, die bisher die Führung des 
deutſchen Wirtſchaftslebens hatten. Die Bergbauunternehmer ſind 
überhaupt nicht vertreten, allerdings ſind ſolche gelegentlich als 
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Bergbau⸗Sachverſtändige gehört worden, doch erſtreckte ſich dieſe Ver⸗ 
nehmung fowie auf die von Angehörigen des Reichskohlenrats immer 
nur auf einzelne Punkte, und jedenfalls blieben die einzelnen Bergbau⸗ 
kundigen von einer beſtimmenden Mitwirkung bei Aufſtellung des 


Gutachtens ausgeſchloſſen. Wenn man aber eine geſunde Weiter⸗ 


entwicklung eines Wirtſchaftszweiges anbahnen will, ſo darf man 
nicht diejenigen ausſchalten, die bisher in dieſem Wirtſchaftszweig 
mit größtem Erfolge tätig geweſen ſind. Die Sozialiſierungskommiſſion 

war daher, wie auch ein Mitglied derſelben ausdrücklich erklärt hat, 
kein Organ, von dem durchführbare Vorſchläge zu erwarten waren. 
Eine Doktorarbeit, auch wenn ſie das Prädikat „gut“ verdient, iſt 


noch kein praktiſch durchführbarer Vorſchlag. Es war daher auch 


völlig berechtigt, daß das Reichswirtſchaftsminiſterium die ihm auf⸗ 


getragene Geſetzesvorlage nicht auf Grund der Vorſchläge der 


Sozialiſterungskommiſſion ausgearbeitet, ſondern dieſe zunächſt dem 
Reichswirtſchaftsrat vorgelegt hat, neben dem jetzt überhaupt die 
Sozialiſierungskommiſſion keine Daſeinsberechtigung mehr haben dürfte. 
| Was nun den Bericht der Sozialijierungsfommiffion anlangt, 
ſo hat: ſie ſich zunächſt dahin geeinigt, daß eine weitgehende Aus⸗ 
ſchaltung kapitaliſtiſcher Gewinne im Kohlenbergbau geboten ſei. 
Man wird dieſen Gedanken unbedenklich mit der Maßgabe zuſtimmen 
können, daß die Ausſchaltung weit, aber nicht zu weit gehen darf, 
eine Einſchränkung, die ſich wohl auch mit der Zuſatzerklärung eines 
Mitglieds der Kommiſſion deckt, wonach er nur unberechtigte 
- Inpitaliftifche Gewinne treffen wolle. Die überwiegende Mehrzahl 
der Kommiſſion iſt ferner darüber einer Meinung, daß eine Über⸗ 
führung des Bergbaues auf eine ausſchließlich gemeinwirtſchaftliche 
Grundlage unter Ausſchaltung des Privateigentums an den 
Produktionsmitteln ein Erfordernis bildet. Das kann nur durch 
Enteignung geſchehen, und es beſtand auch Einſtimmigkeit darüber, 
daß den Bergwerksunternehmern Entſchädigung gewährt werden 
müſſe, da eine allgemeine Sozialifierung zur Zeit nicht in Betracht 
käme und eine einſeitige entſchädigungsloſe Enteignung einzelner 
Wirtſchaftsgruppen nicht zu billigen ſei. Die Scheidung der Geiſter 
in der Kommiſſion tritt erſt ein bei Beſtimmung des Zeitpunktes, 
zu dem die Aktion ohne ſchwere Gefährdung der Produktion durch⸗ 
geführt werden könne. 

| In dieſer Hinſicht ſtehen ſich zwei Vorſchläge gegenüber, die 
ungefähr gleichviele Anhänger haben. Der Vorſchlag I (Vorſchlag 
Lederer genannt) deckt ſich im weſentlichen mit dem Mehrheits⸗ 
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vorſchlag der erſten Tagung der Sozialiſierungskommiſſion. Er will 


ſofortige Vollſozialiſierung des geſamten Stein⸗ und 


Braunkohlenbergbaues mit allen Nebenbetrieben, der durch ſofortige 
Enteignung auf die Reichskohlengemeinſchaft, eine Perſon 
des öffentlichen Rechts, übergehen ſoll. Der Vorſchlag II (Vorſchlag 
Rathenau) ſieht demgegenüber eine allmähliche in längſtens dreißig 
Jahren durchzuführende Enteignung des Kohlenbergbaues vor und 
zwar durch Tilgung des Gegenwertes aus den Überſchüſſen der 
Werke. Der Vorſchlag 1 wird im allgemeinen damit begründet, 
daß er den Ideen des Sozialismus zum Ziele verhelfen ſolle. Er 
ſoll den erſten Schritt zur vollſtändigen Neugeſtaltung des Wirtſchafts⸗ 
körpers bilden, der durch Enteignung auf den gemeinwirtſchaftlichen 
Gedanken eingeſtellt werden ſoll, „ſo daß alle Triebkräfte der initiativen 
Perſönlichkeit im gemeinwirtſchaftlichen Rahmen gefördert werden 
und die innere Anteilnahme und lebendige Mitwirkung aller in den 
Betrieben Tätigen als neuer entſcheidender pfychologiſcher Antrieb 
und ſozialer Wert erzielt wird.“ ö 
Ahnlichen Gedanken begegnet man aber auch bei den Vertretern 


des Vorſchlags II. Sie wollen „an Stelle der reinen Wirtſchafts⸗ 


geſinnung die reine Gemeinſchaftsgeſinnung treten laſſen und hegen 
die Zuverſicht eines allmählichen Erſatzes der Triebkräfte des Erfolges 
durch die Triebkräfte des Gemeinſinns in einer Periode ſozialer 
Arbeit“. 


Im einzelnen ſind die Vorſchläge folgenderweiſe ausgeſtaltet. 


Nach Vorſchlag I ſoll, wie ſchon erwähnt, Eigentümerin aller bis⸗ 
herigen privaten und ſtaatlichen Kohlenbergwerke mit allen ihren Neben⸗ 
anlagen die deutſche Kohlengemeinſchaft werden, eine Körper⸗ 
ſchaft öffentlichen Rechts, die ihre vermögensrechtlichen Angelegenheiten 
ſelbſtändig auf Grund kaufmänniſcher Buchführung verwaltet, indeſſen 


Überſchüſſe an das Reich abzuführen hat und von der Reichsregierung 


auch inſofern abhängig iſt, als die Feſtſetzung der Kohlenpreiſe der 
Genehmigung der Regierung bedarf. Das oberſte Organ der Kohlen⸗ 
gemeinſchaft ſoll der Reichskohlenrat fein, ein Kohlen parlament, 
das aus 100 Vertretern aller beteiligten Gruppen und Sach⸗ 
verſtändigen beſteht und ſich in Perioden von 4 Jahren durch Wahlen 


erneuert. Unter der Oberaufſicht des Reichskohlenrats fol die Exe⸗ 


kutive das Reichskohlendirektorium ausüben, das aus 5 
vom Reichskohlenrat auf 5 Jahre ernannten, aber auch ſchon früher 
abberufbaren Mitgliedern beſteht und auf feſte Bezüge geſtellt iſt. 
Das Reichskohlendirektorium ſoll ſeine Geſchäfte auf Grund eines 


193] Die Sozialiſterung des Kohlenbergbaues 193 


Wirtſchaftsplanes führen, der alljährlich dem Reichskohlenrat 


zur Genehmigung vorzulegen iſt. Unter dem Reichskohlendirektorium 
ſtehen 20 Bergbaubezirke mit je einem Generaldirektor, der ebenſo 
wie die Direktoren durch Privatdienſtvertrag auf Zeit angeſtellt wird. 


Die Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe ſollen zwiſchen dem Reichskohlen⸗ 


direktorium und den Gewerkſchaften vereinbart werden. Neben den 
feſten Bezügen der Generaldirektoren und Direktoren ſowohl als auch 
der Arbeiter und Angeſtellten ſoll aber — und nun kommt der 
kapitaliſtiſche Pferdefuß zum Vorſchein — ein Anreiz zu Mehrleiſtung 
geſchaffen werden, der bei den Direktoren in Sondervergütungen 
nach Maßgabe der Betriebsergebniſſe, bei den Arbeitern und An⸗ 
geſtellten in Prämien entſprechend den Leiſtungen beſtehen ſoll. 


Alſo auch Vorſchlag I vertraut noch nicht völlig auf den Gemeinſinn. 


Der Vorſchlag II ſieht zunächſt von der Entziehung des Privat⸗ 
eigentums an den Bergwerken ab. Im übrigen legt auch er die 
oberſte Leitung in die Hand eines Reichskohlenrats, der hier die 
Stellung eines Zentralſyndikats einnimmt. Entſcheidender Grund⸗ 
ſatz tft, daß an dieſen die geſamte Kohlenerzeugung zu Selbſt⸗ 
koſten abzuliefern iſt, zu den Selbſtkoſten, die die Bilanz ergibt, 
daß alſo der Unternehmergewiun verſchwindet. Dieſe Selbſtkoſten 
bilden die Geſtehungskoſten des Reichskohlenrats. Zu ihnen treten 
die entſprechend der jeweiligen Kohlenpolitik zu bemeſſenden Verkaufs⸗ 
zuſchläge, und dieſe bilden nach Abzug der Vertriebskoſten den vom 
Reichskohlenrat vereinnahmten Gewinn. Aus dieſem Gewinn ſollen 
zunächſt gedeckt werden: der Schuldendienſt der einzelnen Unter⸗ 
nehmer, die dieſen ſelbſt an Stelle des bisherigen Unternehmer⸗ 
gewinns zu gewährende Kapitalverzinſung, deren Höhe ſich nach der 
bisherigen Rentabilität des einzelnen Betriebes richten ſoll und die 
Aufwendungen für Verzinſung und Tilgung der vom Reichskohlen⸗ 
rat vorgenommenen oder genehmigten Neuanlagen. Ferner ſind aus 
dem Gewinn zu zahlen laufende Prämien für Mehrerzeugung 
und Erzeugungsverbilligung an Betriebe und Belegſchaften. Durch 
dieſe Prämien ſollen, da das Geſchäftsergebnis des einzelnen Unter⸗ 
nehmens nur in der Zinsabfindung beſteht und ſowohl die Höhe 
des Abſatzes als auch die Höhe der Geſtehungskoſten den im Betriebe 
Tätigen an ſich gleichgültig ſein wird, ähnlich wie bei dem Vor⸗ 
ſchlage I, ein Anreiz zur Verbeſſerung, Steigerung und Verbilligung 
des Betriebes ausgeübt werden. Endlich ſollen dem Gewinn ent⸗ 
nommen werden: Tilgungsquoten zum allmählichen Erwerb der 


Bergwerke durch die Kohlengemeinſchaft, der ſich planmäßig inner⸗ 
Schmollerß Jahrbuch XLV I. 13 
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halb dreißig Jahren vollziehen fol, im Einzelfall aber nach Ermeſſen 
des Reichskohlenrats auch ſchon früher herbeigeführt werden kann. 
Während alſo zunächſt auf die Erfolgswirtſchaft nicht verzichtet 
werden ſoll, dieſe vielmehr in dem Gutachten mit ſehr beredten 
Worten als unentbehrlich bezeichnet wird, ſoll trotzdem nach dreißig 
Jahren Vollſozialiſierung eintreten. Dieſer offenbare Widerspruch 
wird dadurch zu verſchleiern verſucht, daß die Hoffnung auf all⸗ 
mähliche Erſetzung der Triebkraft des Erſolges durch die Triebkraft 
des Gemeinſinns ausgeſprochen wird. Die Anwendung der zivil⸗ 
rechtlichen Verjährungsfriſt auf dieſen Fall wird nicht jedem ohne 
weiteres einleuchten. 

Bei Prüfung dieſer Vorſchläge vom Standpunkt der Allgemein⸗ 
heit kann ſelbſtverſtändlich nicht den Ausſchlag geben, daß ſie mehr 
oder weniger ſozialiſtiſchen Grundſätzen entſprechen. Übrigens ſind 
auch in dieſer Hinſicht gewiſſe Bedenken nicht zu unterdrücken. 
Marx geht anſcheinend von der Vorſtellung aus, daß die Soziali⸗ 
ſierung ſich im Wege der Evolution vollziehen, daß die immer 
ſtärker werdende ſyndikatliche Konzentration ſchließlich gewiſſermaßen 
automatiſch den Übergang der Produktionsmittel an die Allgemein⸗ 
heit bewirken würde. Von der Sogialifierungsreife der Betriebe 
erwartet er einen Übergang ohne Störung des wirtſchaftlichen Erfolges. 
Ein Zuſtand dieſer Art beſteht zur Zeit nicht. Auch iſt zweifelhaft, 
ob die Sonderſozialiſierung einer einzelnen Gewerbegruppe im 
Sinne von Marx gelegen hat und liegen konnte. Der Gemein⸗ 
ſinn, der Träger der ſozialiſtiſchen Wirtſchaft ſein ſoll, kann ſich, 
wenn überhaupt, doch nur unter der Vorausſetzung entwickeln, daß 
das durch die Triebkraft des Gemeinſinns geleiſtete, einem auch hin⸗ 
ſichtlich der Güterverteilung durch und durch ſozialiſtiſch geſtalteten 
Gemeinweſens zufließe. Wenn aber nur ein Sondergebiet ſozialiſiert 
wird, und daher die „Expropriation der Expropriateure“ nicht ohne 
Entſchädigung vor ſich gehen kann, da es doch ein Nonſens wäre, 
die Bergwerksaktien zu konfiszieren, alle anderen Aktien aber weiter 
beſtehen und Dividende ziehen zu laſſen, ſo wird nicht nur für die 
Allgemeinheit, ſondern auch für die Ablöſungsrente der Bergwerks⸗ 
kapitaliſten gearbeitet werden, und das bedeutet vom ſozialiſtiſchen 
Standpunkt aus eine ſtarke Belaſtung des Gemeinſinns. Doch * 
nur nebenbei. 

Im allgemeinen beſteht Einverſtändnis bis in gemäßigte 
Sozialiſtenkreiſe hinein darüber, daß die Annahme der Vorſchläge 
davon abhängt, ob dadurch eine Steigerung der Produktion 
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und eine Verbilligung der Kohlenpreiſe herbeigeführt 
werden würde. Dieſe Vorausſetzung bedarf bei unſerer traurigen 
Wirtſchaftslage keiner beſonderen Rechtfertigung, und wenn ein Mit⸗ 
glied der Sozialiſierungskommiſſion erklärt hat, daß gerade die 
Unſicherheit der Lage beſonders zu Experimenten anreize, da ſolche 
bei geſunden Zuſtänden doch nicht gemacht werden würden, ſo iſt 
das ein Gedankengang, dem ich nicht folgen kann. 

Der Kern der Vorſchläge liegt darin, daß das kapitaliſtiſche 
Wirtſchaftsſyſtem durch das ſozialiſtiſche erſetzt werden ſoll. Gegen 
eine ſolche die Grundfeſten erſchütternde Umwälzung läßt ſich zu⸗ 
nächſt geltend machen, daß das kapitaliſtiſche Syſtem, insbeſondere 
die ſeit 1865 beſtehende Bergbaufreiheit den Steinkohlenbergbau aus 
beſcheidenen Anfängen zur höchſten Blüte geführt hat. Es liegt 
ferner ein Verdienſt des kapitaliſtiſchen Syſtems darin, daß die an⸗ 
dauernde Verwendung von Kapitalerträgen zu Zurückſtellungen, zu 
Stärkungen und Erweiterungen des Betriebes den Kohlenbergbau 
in den Stand geſetzt hat, die ſchweren Zeiten des Krieges und die 


noch ſchwereren nach dem Kriege durchzuhalten. 


Einen Grund zur Beſeitigung des kapitaliſtiſchen Syſtems findet 
die Sozialiſierungskommiſſion darin, daß die Kohleninduſtrie infolge 
ihrer Zuſammenfaſſung zu Syndikaten und Konventionen auf einem 
Gebiet, das die Grundlage unſeres Wirtſchaftslebens bildet, eine 
monopoliſtiſche Stellung einnehme, infolgedeſſen ſelbſtherrlich 
die Preiſe zu beſtimmen und entſprechende Gewinne zu ziehen in der 
Lage ſei. Ein wirkliches Monopol hat aber niemals beſtanden, es 
beſtand Wettbewerb zwiſchen den verſchiedenen Steinkohlenbecken 
mit der Braunkohleninduſtrie, mit der engliſchen Steinkohle und der 
böhmiſchen Braunkohle. Der Staat war vermöge ſeines eigenen 
Felderbeſitzes und beſonders auch infolge ſeiner Frachttarifhoheit in 
der Lage, übermäßigen Herrſchaftsgelüſten entgegenzuwirken. Immer⸗ 
hin beſtand, das iſt zuzugeben, vor dem Kriege die Gefahr einer 
wirtſchaftlichen Übermacht der Steinkohleninduſtrie; ſie hat in erſter 
Linie den Gedanken einer Antikartellgeſetzgebung hervorgerufen. 
Indeſſen beſteht dieſe Gefahr jetzt nicht mehr. Sie iſt beſeitigt 
durch das Kohlenwirtſchaftsgeſetz, insbeſondere durch das Vetorecht 
der Reichsregierung gegen Preiserhöhungen. 

Nun wird allerdings behauptet, daß die Kohleninduſtrie es ver⸗ 
ſtanden habe, ihre einſeitigen Gewinnintereſſen auch dem Reichs⸗ 


wirtſchaftsminiſterium gegenüber zur Geltung zu bringen, was nament⸗ 


lich an der Undurchſichtigkeit der von den Zechen aufgemachten Selbſt⸗ 
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koſtenberechnungen gelegen habe. Daß die Durchſichtigkeit zur Zeit 
keine vollkommene iſt, daß fie aber, wenn auch mit Schwierig⸗ 
keiten, zu erreichen iſt, und daher kein Grund vorliegt, das Kind 
gleich mit dem Bade auszuſchütten, habe ich bereits vorhin aus⸗ 
geführt. 

In dieſem Zuſammenhange möchte ich aber noch auf die Frage 
eingehen: Iſt denn die Rentabilität des Kohlenbergbaus 
wirklich eine ungewöhnlich hohe? Die Sozialifierungs- 
kommiſſion hat dies ſtillſchweigend vorausgeſetzt, da ſie eine weit⸗ 
gehende Ausſchaltung des Kapitaliſtengewinnes eintreten laſſen will. 
Eine Berechnung der tatſächlich erzielten Gewinne hat ſie aber nicht 
aufgemacht. Das iſt auch ſchwierig, da in eine ſolche Berechnung nicht 
alle Zechen einbezogen werden können. Bei den Familienzechen, bei 
den gemiſchten Werken, bei den gewerkſchaftlichen Gruben und auch bei 
den Staatswerken fehlt eine zum Vergleich geeignete rechneriſche 
Unterlage. Dagegen iſt von dem Bergbauverein in Eſſen auf Grund 
der Reichsſtatiſtik eine vergleichende Überſicht aufgeſtellt worden über 
die Jahresmehrgewinne in Prozenten des Unternehmungskapitals bei 
den reinen Steinkohlenbergbauaktiengeſellſchaften, die übrigens in 
Weſtfalen drei Viertel des geſamten Bergbaukapitals ausmachen, einer⸗ 
ſeits und den geſamten Aktiengeſellſchaften andererſeits. Dabei er⸗ 
gibt ſich der wenig erhebliche Unterſchied von 9,60 Jahresdurchſchnitt 
beim Steinkohlenbergbau gegenüber 8,16 beim Geſamtgewerbe. Dabei 
iſt noch das größere Riſiko des Bergbaues und die jahrelange Ertrags⸗ 
loſigkeit vom eriten Spatenſtich bis zur Ausſchüttung der erſten 
Dividende zu berückſichtigen. Allerdings beſtehen infolge der ſtarken 
Verſchiedenheiten der Steinkohlenvorkommen auch ſtarke Unterſchiede 
in der Rentabilität. Die gut ſituierten Werke erfreuen ſich der ſo⸗ 
genannten Differenzialrente, und einzelne Aktiengeſellſchaften ſind 
daher in der Lage, recht hohe Dividenden zu verteilen, die das Schlag⸗ 


wort von den Rieſengewinnen des Bergbaues geſchaffen haben. Aber 


dieſe Dividenden ſind nicht vom Unternehmungskapital, ſondern vom 
Nominalkapital berechnet, und gleich hohe und noch höhere Dividenden 
gibt es auch in anderen Gewerben. 

Von beſonderem Intereſſe iſt aber auch das Zahlen verhältnis 
der Ausbeute zum Arbeitslohn. Das Verhältnis war im 
Jahre 1910 etwa 14 zu 86 und ſtellt ſich im Jahre 1919 auf etwa 
3 zu 97. Die Verteilung der Ausbeute an die Arbeiter würde alſo 
für den einzelnen Arbeiter einen minimalen Vorteil bedeuten und 
an Bedeutung auch hinter der kleinſten Lohnſteigerung zurücktreten. 


Br 
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Von Intereſſe iſt endlich auch das Zahlenverhältnis der 
Ausbeute zu dem Geſamtwerte der Gewinnung. Dies 
ſtellte ſich 1910 auf 9% , 1919 auf 2% und 1920 auf 1%. Für 
den Kohlenverbraucher, zumal wenn noch erhebliche Frachtkoſten 
hinzukommen, ſpielt alſo der Gewinn des Unternehmers ſo gut 
wie gar keine Rolle. Ahnlich liegen die Verhältniſſe nach einer 
neuerdings veröffentlichten en auch beim Braunkohlen⸗ 
bergbau. 

| Diefe Zahlentatſachen werden ai von Kennern nicht ernſt⸗ 
haft beſtritten. Dagegen behauptet man jetzt, daß die Sache inſo⸗ 


fern einen Haken habe, als die Gewinne der Zechen nur zum Teil. 
als Dividenden ausgeſchüttet würden, dagegen zum großen Teil in 
hohen Abſchreibungen, Schaffung echter und ſtiller Reſerven und 


ähnlichen Rechnungsoperationen der „undurchſichtigen“ Gruben⸗ 
rechnungen aufgingen. Das iſt bis zu einem gewiſſen Grade richtig. 
Jedoch ſind auch hier durch die Natur der Sache Grenzen gezogen 
und vor allem iſt zu beachten, daß gerade dieſe Verwendung des 


Gewinnes dem Bergbau und damit dem Allgemeinwohle zugute 


kommt. Gerade dieſe von jeher geübte Bilanzpolitik hat den Berg⸗ 
bau inſtand geſetzt, den ſchweren Zeiten bis jetzt ſtandzuhalten. Die 
größten und ſtärkſten Bergwerksanlagen, die wir haben, ſind Einzel⸗ 
unternehmungen von Stinnes und Thyſſen, wo eine Dividende 
überhaupt nicht verteilt wird, ſondern der ganze Gewinn immer 
wieder in das Unternehmen hineinfließt. | 

Sind damit der Kritik des bisherigen Wirtſchaftsſyſtems die 
richtigen Grenzen gezogen, ſo ſtehen andererſeits ſeine Vorzüge außer 
Zweifel. Es iſt auffällig, daß gerade dieſe Vorzüge in der Be⸗ 
gründung des zweiten Vorſchlages der Sozialiſierungskommiſſion in 
das hellſte Licht geſetzt werden. Es wird dort geſagt, daß eine der 
ſchlimmſten Gefahren, die der geplanten Organiſation drohe, die 
Ausſchaltung freier Initiative und individueller 
Verantwortungsbereitſchaft wäre. Es heißt weiter: „Die 
hoch geſteigerte und lange eingebürgerte Schätzung des Erfolges hin⸗ 


gegen, die ſich in der Unternehmerwirtſchaft entwickelt hat und die 


Bezeichnung einer Erfolgswirtſchaft rechtfertigt, ſchafft einerſeits die 
ſcharfe Ausleſe, andererſeits die faſt unerſchütterliche Vertrauens⸗ 
ſtellung des erfolgreichen Führers, gewährt daher der Wirtſchaft An⸗ 
ſpruch und Ausſicht auf die ſtärkſten Kräfte und dieſen Kräften 
wiederum Entfaltung ihrer Initiative, Freiheit von perſönlichen Ab⸗ 
bängigfeiten und unſachlichen Rückſichtnahmen und ſomit einen be⸗ 


J 
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ruflichen Anreiz, der ſtärker wirkt, als geſteigerte materielle Ent- 
lohnung.“ Lauter kann das Lob der Erfolgswirtſchaft kaum ge⸗ 
ſungen werden. ‘ 

Es gibt aber auch ein tatſächliches Gegenbeiſpiel, nämlich den 
Staatsbergbau. Wenn auch die vernichtenden Urteile, die viel⸗ 
fach über den Staatsbergbau gefällt werden, über das Ziel hinaus⸗ 
ſchießen, ſo beſteht doch die Tatſache, daß der wirtſchaftliche Erfolg 
des Staatsbergbaues in den letzten Jahrzehnten erheblich niedriger 
geweſen iſt als der des Privatbergbaues, ſelbſt dann, wenn der 


Staatsbergbau wie in dem Falle der Hibernia in der Rechtsform 


einer Aktiengeſellſchaft betrieben wird. Dieſe Erkenntnis iſt es auch 
hauptſächlich geweſen, die die früheren Verſtaatlichungspläne zum 
Scheitern gebracht hat. Auch die Sozialiſierungskommiſſion bricht 
in ſcharfen Worten über den Staatsbergbau den Stab und lehnt 
eine Verſtaatlichung des Bergbaues grundſätzlich ab. Sie behauptet, 
daß ihre Vorſchläge eine Verſtaatlichung nicht bedeuteten und nicht 
die anerkannten Nachteile einer ſolchen zur Folge haben würden. 

Es iſt zu prüfen, ob das zutrifft. Die Schattenſeiten des 
Staatsbetriebes liegen anerkannter Maßen 1. in der geringeren 
Aktivität der Staatsbeamten; 2. in der Schwerfälligkeit der Rechnungs⸗ 
und Etatsvorſchriften, die den Entſchluß zu koſtſpieligen Neuanlagen 
oft nicht rechtzeitig zur Ausführung kommen läßt; 3. in der Be⸗ 
laſtung der Beamten mit der Erſtattung von Berichten und ſonſtiger 
Kleinarbeit und ganz beſonders 4. in der parlamentariſchen Kontrolle, 
die ein ſelbſtändiges Handeln lähmt. Wird es in dieſer Hinſicht 
bei den neuen Organiſationen anders fein? Die Frage iſt zu ver⸗ 
neinen. 

Zunächſt iſt in der neuen Organiſation kein Platz für Unter⸗ 
nehmer wie Stinnes und Thyſſen ſowie für Generaldirektoren, die 
es gewohnt ſind, mit ihrem Aufſichtsrat oft in wenigen Stunden 
weittragende Entſchlüſſe zu faſſen. Den Anreiz für dieſe Leute 
bildete nicht allein der materielle Gewinn, ſondern ganz beſonders 
das durch den wirtſchaftlichen Erfolg geſchaffene Selbſtbewußtſein 


nach innen und Anſehen nach außen, die wirtſchaftliche Macht. 


Dieſer Anreiz ſchwindet mit dem Fortfall des Unternehmergewinns. 
Die Anhänger des Vorſchlages 2 glauben, die jetzigen Führer des 
Bergbaus vorläufig gar nicht entbehren zu können und wollen ſie 
dadurch erhalten, daß ſie den Betrieben Prämien für Mehrerzeugung 
und Erzeugungsverbilligung in Ausſicht ſtellen. Zwei Unterzeichner 
des Vorſchlages haben ſogar ihre Zuſtimmung zu dieſem davon ab⸗ 
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hängig gemacht, daß feſte Regeln der Prämiengewährung aufgeſtellt 
werden, daß dieſe Regeln ſo gefaßt werden, daß der Unternehmer 
bei jeder Verbeſſerung, die er erzielt, auch wenn dieſe noch ſo gering 
iſt, auch bei den alltäglichen Verbeſſerungen mit Sicherheit auf eine 
entſprechende Prämie rechnen kann, und daß die Entſcheidungen über 
die Prämiengewährung nicht durch Mehrheitsbeſchlüſſe irgend eines 
mehr oder weniger geeigneten Gremiums ſtattfinden. Dem iſt durch⸗ 
aus zuzuſtimmen. Aber wenn ſich ſolche Regeln finden ließen, dann 
wäre es Aufgabe der Sozialiſierungskommiſſion geweſen, ſie auf⸗ 
zuſtellen. Das iſt aber nicht geſchehen. Die unüberwindliche Schwierig⸗ 
keit liegt nämlich darin, daß Betriebsänderungen nur in den ſeltenſten 
Fällen einen alsbald ſichtbaren Einfluß auf die Menge der Erzeugung 
und auf die Selbſtkoſtenergebniſſe zeigen. Meiſt können ſie, wie zum 
Beiſpiel die Anderung der Abbaumethoden, die Umſtellung der Wetter⸗ 
führung durch Niederbringung eines Schachtes, die Verwendung 
anderer oder vermehrter Maſchinen, erſt nach Ablauf vieler Jahre 
eine merkbare Wirkung ausüben, und ſind dann vielleicht durch eine 
ungünſtige Anderung der natürlichen Verhältniſſe wieder aufgezehrt. 
Daraus werden ſich Enttäuſchungen ergeben, und es liegt die Be⸗ 
fürchtung nahe, daß in Vorahnung ſolcher Betriebsverbeſſerungen 
überhaupt unterbleiben, und die Werke in einen Zuſtand der Stag⸗ 
nation geraten. Die Durchführbarkeit des Prämienſyſtems bleibt 
alſo noch nachzuweiſen, und ſelbſt wenn eine einigermaßen befriedigende 
Durchführung gelänge, ſo würde doch die wohlwollende Beurteilung 
durch die obere Inſtanz keinen Erſatz für den handgreiflichen Erfolg 
bieten. Die Generaldirektoren würden, ſoweit ſie ſich der neuen 
Organiſation zur Verfügung ſtellen ſollten, ſich allmählich auf den 
Geſichtskreis des bisherigen Staatsbeamten einſtellen. Das innige 
perſönliche Verhältnis zwiſchen Werksleiter und Werk, das oft über 
die ſchwerſten Wechſelfälle hinweggeholfen hat, würde aufhören. 
Mit der ſcharfen Führerausleſe wäre es vorbei. 

Den Betriebsleiter wird künftig der Gedanke beherrſchen: Finde 
ich auch die Billigung des Reichskohlenrats? Er wird ſich ſchwer 
hüten, Maßnahmen auf längere Sicht aus ſich heraus zu treffen. 
Schon deshalb, um nicht von ſeinen eigenen Leuten wegen des 
Prämienausfalls verantwortlich gemacht zu werden. Er wird an 
den Generaldirektor berichten, dieſer an das Reichskohlendirektorium, 
dieſes, da es ebenfalls ſehr vorſichtig ſein muß, um nicht vom Reichs⸗ 
kohlenrat an die Luft geſetzt zu werden, an den Reichskohlenrat 
und der Reichskohlenrat, der nur zum Teil aus Sachkundigen beſteht, 
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aber als oberſte Selbſtverwaltungsſtelle von niemandem verantwortlich 
gemacht werden kann, wird die Frage ſo oder ſo entſcheiden. Die 
Verantwortung wird in einem Kollegium von Leuten, die die Ver⸗ 
antwortung gar nicht tragen können, in unheilvoller Weiſe verwäſſert 


werden. 


Man darf auch nicht etwa glauben, daß die Karre unter gut 
bezahlten Direktoren ſchon weiter laufen werde, weil der Kohlen⸗ 
bergbau den Gipfel techniſcher Vervollkommnung bereits 
erreicht habe, alſo gewiſſermaßen in einen Beharrungszuſtand ein⸗ 
getreten ſei. Das iſt durchaus nicht der Fall. Im Gegenteil be⸗ 
reiten ſich grundlegende Veränderungen in der Verwendung der 
foſſilen Brennſtoffe vor. Wir werden in den nächſten Jahrzehnten 
vielleicht dazu kommen, die Steinkohlen nicht als ſolche zu verfeuern, 
weil das eigentlich Raubwirtſchaft iſt, ſondern ſie zunächſt in ihre 
Beſtandteile zu zerlegen, in Koks, Gas, Ol uſw., um dadurch eine 
viel höhere Ausnutzung der in der Kohle enthaltenen Kräfte zu erzielen. 
Das iſt ein Problem, von deſſen Löſung vielleicht die wirtſchaftliche 
Zukunft abhängt. Die beſten Kräfte arbeiten zur Zeit daran, an⸗ 
gereizt durch die Chancen des wirtſchaftlichen Erfolges. Alſo auch 
in techniſcher Hinſicht iſt der Steinkohlenbergbau nicht reif zur 
Sozialiſierung. 

Weiter iſt folgendes zu ſagen: Der Aufbau der Kohlenwirtſchaft 
nach beiden Vorſchlägen zeigt ein ſehr hohes Maß von Zentrali⸗ 
ſation. In Berlin, an ſchon an ſich unbeliebter Stelle, befinden 
ſich die beiden Zentralinſtanzen, der Reichskohlenrat und das Reichs⸗ 
kohlendirektorium, von denen aus der ganze deutſche Kohlenbergbau, 
der tauſend Unternehmungen mit 750 000 Arbeitern umfaßt und in 
ſich die größten Verſchiedenheiten zeigt, einheitlich geleitet werden 
fol. Dadurch iſt zwar die Einheitlichkeit der Produktionspolitik 
gewahrt, aber jede Zentraliſation trägt in ſich die Gefahr des 
Schematismus und unproduftiver Arbeit. Um dieſe Arbeit zu be⸗ 
wältigen, würde nicht nur bei dem Reichskohlendirektorium wie auch 
bei den Bezirksgeneraldirektionen ungeheure Beamtenkörper nötig 
werden, ſondern es würde auch der Betriebsleiter durch Berichte, 
Sitzungen, Verhandlungen über Gebühr in Anſpruch genommen 
und ſeiner Hauptaufgabe entzogen werden. Auch der Etat kehrt als 
der Wirtſchaftsplan, der vom Reichskohlendirektorium aufzuſtellen 
und dem Reichskohlenrat zur Genehmigung vorzulegen iſt, wieder. 
Die Zeiten, wo die größten Entſchlüſſe aus der Sachkunde und 
Initiative des Generaldirektors heraus auf Grund feines Vertrauens: 
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verhältniſſes zu feinem Aufſichtsrat in wenigen Stunden gefaßt 
wurden, würden alſo vorüber fein. Es beſteht, wie bei allen zu 
großen Organiſationen, die dringende Gefahr der Bürokratiſierung. 
Das alte „Direktionsprinzip“ der Bergordnungen und des Landrechts 
würde ſeine Wiederauferſtehung feiern. 

„Vor allem aber erweckt Grauen die parlamentariſche Kon⸗ 
trolle. Denn ſelbſtverſtändlich würde der Reichskohlenrat nichts anderes 


ſein als ein Kohlenparlament, das in Kohlenſachen als drittes Parla⸗ 


ment neben den Reichswirtſchaftsrat und den Reichstag treten würde, 
denn auch der Reichstag wird, da ja doch die Einnahmen des Reiches 
aus dem Kohlenbergbau durch den Reichshaushaltsplan laufen werden, 
ſich keineswegs den Mund verbieten laſſen. Zu welchen Monſtroſi⸗ 
täten die parlamentariſche Kontrolle gegenüber dem Bergbau führen 


kann, dafür ein Beiſpiel aus neueſter Zeit. Schon ſeit mehreren 
Monaten tagt eine von der preußiſchen Landesverſammlung ein⸗ 


geſetzte parlamentariſche Unterſuchungskommiſſion, um die Verhält⸗ 
niſſe des Steinkohlenbergbaues der ſtaatlichen Bergwerksdirektion 


Recklinghauſen einer genauen Prüfung zu unterziehen. Dieſer par⸗ 


lamentariſche Unterſuchungsausſchuß, der aus ſechs Herren beſteht, 
von denen nur einer einmal dem Bergbau näher geſtanden hat, 
hat auch Grubenbefahrungen vorgenommen und ſich mit Fragen 
beſchäftigt, wie die, ob Füllörter in der nötigen Dimenſionierung 


angelegt ſind, ob Querſchläge vor Jahren richtig aufgefahren ſind, 
ob die richtigen Dimenſionen, die richtigen Neigungsverhältniſſe an⸗ 


gewandt worden ſind uſw. Das gibt ein Bild, was die Kohlen⸗ 
wirtſchaft von einer ee Kontrolle in dreifacher Geſtalt 
zu erwarten hat. 

Alles in allem werden die Schattenſeiten des Staatsvetriebes 


im vollen Maße eintreten und die Angriffe, die die Sozialiſierungs⸗ 


kommiſſion gegen dieſen richtet, richten ſich auch gegen ihre eigenen 
Vorſchläge. 
Eine Verbeſſerung auf ſeiten der Betriebsleitung erhoffen wohl 


auch die Anhänger der Sozialiſierung nicht. Aber fie meinen, daß 


die Funktion der Betriebsleitung hinter der der Arbeiterſchaft zurück⸗ 
trete und von dieſer zu »erwarten ſei, daß fie intenſiver arbeiten 
werde, wenn ſie wiſſe, daß ſie nicht mehr für das Kapital, ſondern 
für die Allgemeinheit arbeitet. Selbſtloſe Arbeitsfreudigkeit und 
Frieden würden dann einkehren. Man kann aber mit voller Be⸗ 
ſtimmtheit ſagen, daß die Hoffnung trügen wird. 

Selbſt der Vorſchlag Lederer vermag eines nicht zu beſeitigen, 


— 
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das Syſtem der Lohnarbeit. Wer den Lohn zahlt, ob eine Aktien⸗ 
geſellſchaft oder der Staat oder ein gemeinwirtſchaftliches Gebilde, 
iſt dem Arbeiter ziemlich gleichgültig. Er iſt, wie die Erfahrung 
zeigt — man denke an die Eiſenbahnarbeiter und die Berliner 
Elektrizitätsarbeiter —, keineswegs beſcheidener in ſeinen Lohn⸗ 
anforderungen, wenn ihm als Arbeitgeber der Staat oder ein 
Kommunalverband oder etwas ähnliches gegenüberſteht. Im Gegen⸗ 
teil, er fühlt ſich ſolchen Einrichtungen gegenüber noch mehr als 
der Verſorgungsberechtigte. Auch bei ſogenannten werbenden Ver⸗ 
waltungen rührt es ihn nicht, ob ſie mit Plus oder Minus ab⸗ 
ſchneiden. 

Allerdings iſt es nicht unwahrſcheinlich, daß nach Erlaß eines 
Sozialiſierungsgeſetzes das Bewußtſein des politiſchen Sieges der 
Sozialdemokratie in weiten Kreiſen der Arbeiterſchaft eine gewiſſe 
Befriedigung und Bereitwilligkeit hervorgerufen würde, freilich nur 
bei Annahme des Vorſchlags Lederer, nicht des Vorſchlags Rathenau, 
der als Halbheit ohne moraliſche Wirkungen ſein würde. Der Zu⸗ 
ſtand der Befriedigung würde aber kaum lange vorhalten. Der 
Sinn des Arbeiters iſt viel zu praktiſch gerichtet, als daß ihn die 
Durchführung einer Idee auf die Dauer zufrieden ſtellen könnte, 
wenn ſich ſeine materielle Lage dadurch nicht verbeſſert, ſondern ver⸗ 
ſchlechtert. Bei erneuten Kämpfen würde aber ein ſtarker Damm 
nicht mehr vorhanden ſein, nämlich die Autorität der Unternehmer, 
die trotz allem immer noch beſteht, aber unwiederbringlich dahin 
wäre, wenn die Unternehmerſchaft das mißlungene Experiment mit⸗ 
gemacht hätte. Vor allem aber iſt zu beachten, daß ſelbſt der Vor⸗ 
ſchlag Lederer gar nicht das iſt, was der radikale Teil der Arbeiter 
eigentlich will. Nicht die Überführung des Privateigentums an den 
Bergwerken an eine kunſtvolle Organiſation, ſondern unmittelbare 
Überführung der Bergwerke an die Belegſchaften, eine Art Produktiv⸗ 
genoſſenſchaft der Arbeiter ſchwebt ihnen vor, ein Gedanke, der in 
der wildeſten Zeit mehrfach durch gewaltſame Beſetzung der Berg⸗ 
werke betätigt worden iſt und übrigens auch in einem Sozialiſierungs⸗ 
vorſchlag der „Freien Arbeiterunion“ in Gelſenkirchen klipp und klar 
zum Ausdruck kommt. Danach ſoll der Berwerkseigentümer ohne 
Entſchädigung enteignet und ſollen die Bergwerke in den Gemein- 
beſitz der Belegſchaften übergeführt werden. Jede Zeche ſoll für 
ſich wirtſchaften. Überſchüſſe ſollen für Neuanlagen, Lohnerhöhungen 
und Preisermäßigungen verwendet werden, und werden Zubußen 
nötig, ſo ſoll dieſe das Reich zahlen. Die ganze Kohlenwirt⸗ 
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ſchaft ſoll unter einer mit diktatoriſcher Gewalt ausgerüſteten Neuner⸗ 
kommiſſion ſtehen, an deren Sitzungen die Regierung mit beratender 
Stimme teilnehmen kann. Solche Gedanken werden von der So⸗ 
zialiſierungskommiſſion mit aller Entſchiedenheit abgelehnt. Das 
hieße „an Stelle eines Unternehmers einige hundert oder tauſend 
Unternehmer in der Geſtalt der bisherigen Arbeiter ſetzen, deren 
Intereſſenlage die der privaten Kapitaliſten, deren Eignung zur Geſchäfts⸗ 
führung aber geringer wäre.“ Dieſe Stellung der Sozialiſierungs⸗ 
kommiſſion ändert aber nichts daran, daß gerade dieſe Vorſtellungen 
weite, und zwar die politiſch aktivſten Kreiſe der Arbeiterſchaft be- 
herrſchen. | | 

Nach alledem iſt von der Sozialiſierung nicht eine Vervoll⸗ 
kommnung der Betriebe und Erhöhung der Kohlenmengen, ſondern 
das Gegenteil zu erwarten. Was den Preis betrifft, ſo werden 
ungehemmte Lohnforderungen nicht zur Senkung, ſondern zur Er⸗ 
höhung führen. Bei der Preisfrage dürfen außerdem auch die 
außerordentlichen finanziellen Belaſtungen der Kohlengemeinſchaft nicht 
außer acht gelaſſen werden. Als Aktivum hätte fie nur den Fort⸗ 
fall Hes faſt gar nicht ins Gewicht fallenden Unternehmergewinnes 
zu buchen. Dagegen würden als Paſſiven eintreten die Auf⸗ 
wendungen für die Entſchädigung der Bergwerkseigentümer, mag 
dieſe nun nach dem Vorſchlag I eine einmalige fein oder nach dem 
Vorſchlag II aus Kapitalzinſen und Tilgungsquoten beſtehen. Daß 
dieſe Laſt keine geringe ſein wird, ergibt ſich daraus, daß der Ge⸗ 
ſamtwert des Kohlenbergwenksbeſitzes oberflächlich auf 40 Milliarden 
Papiermark geſchätzt wird. Es ſind ferner zu berückſichtigen die 
Aufwendungen an Neuinveſtitionen, deren Höhe daraus berechnet 
werden kann, daß eine Tiefbauſchachtanlage im Ruhrkohlenbezirk 
mit einer Million Tonnen Förderung zurzeit 300 bis 400 Millionen 
Mark koſtet. 

Hiernach erſcheint es gerechtfertigt, wenn von verſchiedenen 
Stellen, auch von ſolchen, die die beliebte Wendung gebrauchen, daß 
es ſich überhaupt nicht mehr darum handele, ob, ſondern nur darum, 
wie ſozialiſiert werden ſolle, erklärt worden iſt, daß keiner der beiden 
Vorſchläge der Ssozialiſierungskommiſſion durchführbar erſcheint. 
Hieraus erklärt ſich ferner das überraſchende Ergebnis der vom 
Reichswirtſchaftsrat zur Nachprüfung der Sozialiſierungsvorſchläge 
eingeſetzten Siebenerkommiſſion in Eſſen. Aus den Beratungen 
dieſer Kommiſſion ging nämlich ein Vorſchlag Stinnes-Silberberg 
hervor, der die Löſung der ganzen Frage in einer ſyſtematiſchen 
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Durchorganiſation der deutſchen Wirtſchaft nach dem Syſtem des 
Vertikalismus zu finden glaubt. Die Kohleninduſtrie ſoll aufhören, 
wirtſchaftlich eine Exiſtenz für ſich zu führen, die abnehmenden In⸗ 
duſtrien ſollen gewiſſermaßen Bergbautreibende werden. Als Ent⸗ 
gelt dafür, daß fie in die Lage verſetzt werden, ſich mit den für fie 
geeigneten Kohleſorten günſtig zu verſorgen, ſoll ihre vereinigte 
Kapitalkraft dem Kohlenbergbau die Niederbringung neuer Schächte 
ermöglichen, deren Koſten für ihn ſelbſt unerſchwinglich wären. Die 
Kapitalbeſchaffung ſoll durch Ausgabe von Kleinaktien zu 100 Mk. 
gefördert und hierdurch zugleich der ſoziale Zweck einer Beteiligung 
der Arbeiter am Aktienbeſitz erreicht werden. Man wird dieſem Ge⸗ 
danken die Großzügigkeit nicht abſprechen können. Ob er zu ein⸗ 
ſeitig vom Gedanken des Großunternehmers aus gedacht iſt, ob von 
den „wirtſchaftlichen Herzogtümern“, wie man die geplanten großen 
Konzerne ſarkaſtiſch genannt hat, wirklich das Heil für die deutſche 
Wirtſchaft zu erwarten iſt, mag hier dahingeſtellt bleiben. Jeden⸗ 
falls fällt auf, daß dieſer Vorſchlag, abgeſehen von der Schaffung 
einer Kleinaktie, einer auch ſchon früher erwogenen Anderung des 
Aktienrechts, ſoziale, geſchweige denn ſozialiſtiſche Elemente überhaupt 
nicht enthält. Noch mehr muß überraſchen, daß dieſer Vorſchlag 
grundſätzlich den Beifall nicht nur des chriſtlich Jozialen, ſondern 
auch eines ſozialiſtiſchen Arbeitervertreters in der Kommiſſion, des 
Redakteurs der Bergarbeiterzeitung, gefunden hat, der dann ſpäter 
allerdings unter dem Druck der Partei wieder etwas abgerüdt iſt. 
Das andere ſozialiſtiſche Mitglied der Kommiſſion hat ſich freilich 
nicht überzeugen laſſen, ſondern einen Gegenvorſchlag aufgeſtellt, der 
auf Vollſozialiſierung geht und ſich von dem Antrag Lederer im 
weſentlichen nur durch eine ſtärkere Dezentraliſation im Aufbau 
unterſcheidet. | 
Steht alſo außer Zweifel, daß die Sozialifierung weder zu 
einer Steigerung der Förderung, noch zu einer Senkung der Preiſe, 
ſondern zum Gegenteil führen wird, was übrigens in den Verhand⸗ 
lungen der Sozialiſierungskommiſſion die Vertreter jedes der beiden 
Vorſchläge von dem anderen Vorſchlage behauptet haben, ſo bleibt 
allerdings noch die Frage offen, ob etwa die Ablehnung oder die 
Vertagung der Sozialifierung eine gegenteilige Wirkung in noch viel 
ſtärkerem Maße auslöſen würde. Von vielen wird das angenommen. 
Von anderer Seite wird behauptet, daß weite Kreiſe auch der 
ſozialiſtiſchen Arbeiter die Sozialiſierung bereits als ziemlich wert⸗ 
loſes Schlagwort erkannt hätten, und daß ſelbſt vielen ſozialiſtiſchen 
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Führern die Wirkung einer Ssozialiſierung nicht mehr im roſigen 
Lichte erſchiene, daß es ihnen aber ſchwer werde, das durch lange 
Jahre in die Köpfe der Arbeiter eingehämmerte Schlagwort wieder 
herauszubringen. Dafür ſprechen zwei ganz kürzlich erſchienene 
Broſchüren des Vorwärts⸗Redakteurs Erwin Barth und des Mit⸗ 
gliedes des Reichswirtſchaftsrates Max Cohen, worin ſich Stellen 
finden, durch die ich ganz gut einzelne Punkte meiner Ausführungen 
hätte erſetzen können, ohne den Sinn zu ändern. Vielleicht iſt auch 
das Verhalten des Redakteurs der Bergarbeiterzeitung gegenüber 
dem Porſchlag Stinnes⸗Silberberg aus dieſem Geſichtspunkte heraus 
zu deuten. Freilich bleibt abzuwarten, wie weit die ſpäte Erkenntnis 
nach links greifen wird. Niemand kann ſich rühmen, die Pſyche 
des Bergarbeiters genau zu kennen. Jedenfalls iſt ernſthaft damit 
zu rechnen, daß das Scheitern der Sozialifierung ſchwere Er⸗ 
ſchütterungen unſeres Wirtſchafts⸗ und vielleicht auch unſeres poli⸗ 
tiſchen Lebens herbeiführen kann. Ob es ſich empfiehlt, dieſe als 
unabwendbar hinzunehmen, um ſpäteren noch ſchwereren Er⸗ 
ſchütterungen zu entgehen, iſt eine Frage der Politik, auf die ich 
nicht eingehen will. Auch will ich die mehrfach aufgeworfene Frage 
dahingeſtellt ſein laſſen, ob die Sozialiſierung unſeren Feinden den 
Eingriff in unſere Kohlenſchätze erleichtern würde oder nicht. 
Dagegen will ich zum Schluß noch kurz über den gegen⸗ 
wärtigen Stand der Sache berichten. Während von ſeiten der 
Reichsregierung erklärt worden iſt, daß der Geſetzentwurf über 
Sozialiſierung des Kohlenbergbaues noch im Laufe dieſes Monats 
vorgelegt werden würde und angeblich jemand im Reichswirtſchafts⸗ 
miniſterium bereits einen fertigen Geſetzentwurf in der Bruſttaſche 
haben ſoll, werden die Verhandlungen der vom Reichswirtſchaftrat 
eingeſetzten Verſtändigungskommiſſion in einem wenig beſchleunigten 
Tempo mit größeren Unterbrechungen weitergeführt, in einem Tempo, 
das offenbar ausdrücken ſoll, daß es ſich um eine Frage handelt, die 
der ſorgfältigſten Überlegung bedarf. Über ihre Verhandlungen 
breitet die Kommiſſion einen ziemlich dichten Schleier. In den 
Zeitungen war vor einiger Zeit zu leſen, daß man daran denke, 
ein Obereigentum des Staates an den Kohlen anzuerkennen und 
dem einzelnen Bergbaurecht den Charakter eines „Lehens“ zu geben. 
Das iſt etwas unklar, denn man will doch wohl nicht die Libri 
feudorum zur Grundlage des Bergbaurechts machen. Beſtimmter 
iſt ein Vorſchlag Krämer⸗Imbuſch, der jetzt im Vordergrunde zu 
ſtehen ſcheint, der neben anderen ſozialen Gedanken, die ſchon älteren 
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Datums ſind, wie Beteiligung der Arbeiter am Ertrage der Berg⸗ 
werke, Beteiligung des Staates an Übergewinnen uſw. auch darauf 
abzielt, daß an Stelle des Eigentums an den Bergwerken ein Pacht⸗ 
verhältnis zum Staate treten ſoll. Dieſer Vorſchlag, bei dem ja 
die Erfolgswirtſchaft gewahrt bleibt, iſt für die Unternehmer viel⸗ 
leicht nicht unannehmbar, wenn eine ſo lange Dauer der Pacht ge⸗ 
ſichert iſt, daß ein Betrieb auf lange Sicht ſtattfinden kann. Aller⸗ 
dings würde dann der Kohlenbergbau auf den Realkredit verzichten 
müſſen. 

Leider werden die Ergebniſſe der Verſtändigungskommiſſion, 
die ihren Namen nicht mehr ganz mit Recht führt, nicht eine wirk⸗ 
liche Verſtändigung bedeuten, denn die ſozialiſtiſchen Mitglieder der 
Kommiſſion ſind nach und nach unter Parteidruck ſämtlich, bis auf 
einen, der als Horchpoſten zurückgeblieben iſt, aus der Kommiſſion 
ausgeſchieden. Wenn alſo auch die Kommiſſion in Übereinſtimmung 
mit der chriſtlichſozialen Arbeiterſchaft eine weitgehende ſoziale 
Sozialiſierung vorſchlagen wird, ſo wird das doch denen, die eine 
ſozialiſtiſche Sozialiſierung verlangen, nicht genügen und ein 
ſcharfer politiſcher Kampf wird nicht zu vermeiden ſein. 


. dr. 
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ie mit dem Sammelnamen „Randſtaaten“ bezeichneten Repu⸗ 
bliken Litauen, Lettland und Eſtland bilden den ſüdweſtlichen 
Küſtenſtrich des ehemaligen Rußland mit den vier wichtigen Oſtſee⸗ 
häfen Libau, Windau, Riga und Reval. Im Jahre 1918 gliederten 
ſich die drei Republiken von dem ehemaligen ruſſiſchen Staatskörper 
ab. Der Boden für dieſe Separation war bereits durch die deut⸗ 
ſchen Okkupationsbehörden vorbereitet worden. Durch eine Ver⸗ 
fügung des Chefs des Generalſtabes vom 24. Juni 1918 wurden die 
okkupierten baltiſchen Lande in zwei Verwaltungsdiſtrikte geteilt, 
nämlich in den Bezirk der baltiſchen Lande, umfaſſend Kurland, 
Livland und Eſtland, und in den Bezirk Litauen. Hierdurch war 
zum erſten Male eine Trennung in Verwaltungsbezirke nach völki⸗ 
ſchen Geſichtspunkten vorgenommen. Beim Zuſammenbruch der 
deutſchen Kriegsmacht konſtituierten ſich dann dieſe Teile des Zaren⸗ 
reiches als ſelbſtändige Staaten. Bisher ſind ſie zwar tatſächlich 
von ſämtlichen Mächten, aber noch nicht de jure anerkannt worden. 
Die rechtliche Anerkennung ſeitens der Entente iſt eines ihrer wich⸗ 
tigſten politiſchen Ziele. Auch Deutſchland hat in dem kürzlich mit 
Lettland geſchloſſenen Friedensvertrag dieſen Staat noch nicht de jure 
anerkannt, aus der richtigen Erwägung heraus, daß dies zunächſt 
ſeitens der Entente geſchehen müſſe. | 
Die Grenzen der drei Länder find heute noch unbeſtimmt. So 
halten zum Beiſpiel die Polen große Gebietsteile beſetzt, die Litauen 
für ſich beanſprucht. Wilna, die „Stadt der hundert Kapellen“ und 
natürliche Hauptſtadt des Landes, hat in den jüngſten Kriegsereigniſſen 
mehrfach den Beſitzer gewechſelt und iſt gegenwärtig von polniſchen 
Freiſchärlern beſetzt. Auf die endgültige Feſtſetzung der Grenzen 
der Randſtaaten iſt erſt zu rechnen, ſobald im Oſten der Frieden 
endgültig hergeſtellt iſt. 
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Litauen, die ſüdlichſte von ihnen, iſt der Bodenfläche und Be⸗ 
völkerungszahl nach die wichtigſte der drei Republiken. Seine Ein⸗ 
wohnerzahl beläuft ſich zwiſchen 4—5 Millionen. Es iſt gegenüber 
Lettland und Eſtland inſofern benachteiligt, als es vom Meere ab⸗ 
geſchnitten iſt und keinen eigenen Hafen beſitzt. Im Weſten geht 
das Land bis wenige Kilometer an die Küſte, im Südweſten wird 
es durch das dem Friedensvertrag von Verſailles feine ſtaatliche 
Sonderexiſtenz verdankende Memelgebiet vom Meer abgetrennt. 
Memel wäre der natürliche Seehafen des litauiſchen Staates. Die 
Bevölkerung Litauens iſt überwiegend bäueriſch, das ſtädtiſche 
Element tritt numeriſch zurück. Ungefähr 13% der Geſamr⸗ 
bevölkerung ſind Juden. Die litauiſche Sprache wurde in den Zeiten 
des ruſſiſchen Kaiſerreichs unterdrückt, die oberen Stände ſprachen 
Franzöſiſch und die unteren Klaſſen Ruſſiſch. Unter den beſſeren 
Ständen ſoll es auch heute noch eine Reihe von Leuten geben, die 
ihre eigentliche Mutterſprache nur ſchlecht beherrſchen. Ein Teil der 
akademiſch Gebildeten hat in Deutſchland ſtudiert und beherrſcht 
daher auch unſere Sprache. 

Der landwirtſchaftliche Großbeſitz und, mit Ausnahme der ſtaat 
lichen Forſten auch der Waldbeſitz, liegt in den Händen polniſcher 
Edelleute. Die induſtrielle Entwicklung des Landes iſt gering. 

„Die demokratiſche Republik“ Litauen hat im Mai 1920 
durch ihre konſtituierende Verſammlung eine demokratiſche Verfaſſung 
erhalten. Auf Grund der Verfaſſung fanden Parlamentswahlen 
ſtatt, in denen die chriſtliche Bauernpartei die abſolute Mehrheit 
erhielt. Sie bildet zuſammen mit der zweitſtärkſten Partei, nämlich 
der auf ſozialdemokratiſchem Boden ſtehenden Arbeiterpartei, einen 
Regierungsblock. Im allgemeinen können die innerpolitiſchen Ver 
hältniſſe heute als gefeſtigt gelten; die Regierung beſitzt unbeſtrittene 
Autorität im Lande. 

In ihren äußeren Beziehungen muß die Regierung zwiſchen 
der Entente und Deutſchland lavieren. Ein außenpolitiſches Pro⸗ 
blem, das für die Wirtſchaft und den Handel beſondere Bedeutung 
beſitzt, bildet die Memeler Frage. 

Durch den Friedensvertrag wurde das Memelgebiet von Deutſch⸗ 
land abgetrennt, ohne daß Beſtimmungen über ſeine künftige Staats⸗ 
zugehörigkeit getroffen wurden. Seine ſtaatsrechtliche Stellung nach 
innen und außen iſt heute noch ungeklärt; de facto regiert wird 
es von dem Gouverneur der franzöſiſchen Beſatzungstruppen; dieſer 
hat ſich einen von den Einwohnern gewählten Staatsrat zur Seite 
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geſtellt, welcher jedoch nur beratende Befugnis beſitzt. Ob und zu 
welcher Zeit Memel eine feſte ſtaatliche Ordnung gegeben und ſeine 
internationale Stellung feſtgeſtellt wird, iſt noch nicht abzuſehen, da 
wahrſcheinlich innerhalb der Entente ſelbſt Gegenſätze in dieſer Frage 
beſtehen und ausgeglichen werden müſſen. Indeſſen iſt die außen⸗ 
politiſche Stellung Memels, ſoweit es ſich dabei um ſein Verhältnis 
zu Litauen handelt, für dieſes Land, das auf den Zutritt zum Meere 
und den Hafen von Memel angewieſen iſt, von größter Bedeutung; 
es haben daher ſeit geraumer Zeit Verhandlungen ſtattgefunden, 
um eine Verſchmelzung oder wenigſtens eine innige Wirtſchaftsunion 
zwiſchen beiden Ländern herbeizuführen. Eine ſolche Verbindung 
böte beiden Teilen große Vorteile. Während Litauen durch Memel 
einen für die Verſchiffung ſeiner Landesprodukte beſonders geeigneten 
Hafen erhielte, würde die Memeler Holzinduſtrie, die auf das litauiſche 
Holz angewieſen iſt, eine geſicherte Rohſtoffbaſis gewinnen. Grund⸗ 
lage für die Verhandlungen bildete der Vorſchlag, die Zollgrenzen 
zwiſchen den beiden Staaten fallen zu laſſen und eine gemeinſame 
Zollgrenze gegenüber dem Ausland herzuſtellen. Die Litauer ver⸗ 
langten hierbei, daß ihnen bei der Verwaltung und Erhebung der 
Zölle und der Feſtſetzung von Tarifen ein vorherrſchender Einfluß 
eingeräumt würde, während die Memeler Gleichſtellung forderten. 
Angeblich nun ſind die Verhandlungen geſcheitert, weil man ſich 
über dieſe Fragen nicht hat einigen können. Nach einer viel ver⸗ 
breiteten Anſicht aber iſt das Scheitern auf den Einfluß der Fran⸗ 
zoſen zurückzuführen, die in ihrer augenblicklichen Machtſtellung gute 
Geſchäfte machen, und denen an einer Anderung der gegenwärtigen 
Lage wenig gelegen ſei. Das Zuſtandekommen einer Union zwiſchen 
Litauen und Memel wäre von großer Bedeutung für Deutſchland. 
Hierauf wird noch ſpäter einzugehen ſein. 

Lettland mit einer Bevölkerung von rund 2 Mill. Einwohnern 
wird im Süden von Litauen, im Oſten von Sowjet⸗Rußland und 
im Norden von Eſtland begrenzt. Es beſitzt eine vorzügliche Küſte 
mit den wichtigen Oſtſeehäfen Riga, Libau und Windau. Die Mehr⸗ 
zahl der Bevölkerung beſteht aus Kleinbauern. Anders als in 
Litauen lag der Großgrundbeſitz in Lettland in der Hand deutſch⸗ 
ſtämmiger Ariſtokraten, der ſogenannten „Baltiſchen Barone“. 
Dieſe Klaſſe iſt zwar deutſcher Herkunft, hat aber vor dem Kriege 
ſich durchaus großruſſich betätigt und war eine Hauptſtütze der 
ruſſiſchen imperialiſtiſchen Partei. Nach dem Zuſammenbruch der 


deutſchen Okkupation und des Bermontunternehmens mußten die 
Schmollers Jahrbuch XLV I. N ö 14 
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Barone aus dem Lande fliehen; fie halten ſich jetzt größtenteils in 
Deutſchland auf. 

Vor dem Kriege war die Induſtrie in Lettland ſtärker als 
im übrigen Baltikum entwickelt. Riga, Mitau und Libau waren 
induſtrielle Zentren, mit einer beachtenswerten Fabrikation von 
Textilwaren, Maſchinen, Kleineiſenzeug und Eiſenwaren; ferner gab 
es Dampfſägewerke, Papier⸗ und Olmühlen, Brauereien und 


Raffinerien Während des Krieges wurden die Werke zumeiſt 


zerſtört und die wenigen, die beſtehen blieben, wurden ihrer 
Maſchinen und ihres ſonſtigen Produktionsapparates beraubt. Das 
nichtsdeſtoweniger noch beträchtliche Induſtriearbeiterelement übt 
eine radikaliſierende Wirkung aus, ſo daß bolſchewiſtiſche Tendenzen 
in Lettland ſtärker entwickelt ſind als in Litauen. Auch wahrend 
des Krieges haben ſich innerhalb der ruſſiſchen Armee die Letten 
als ein bolſchewiſtiſcher Nährboden erwieſen, bezeichnend iſt es, 
daß die Mörder des Zaren Letten waren. Die Regierung unter 
Führung des Minifterpräfidenten Ulmanis hat zwar, geſtützt auf 
eine gutdiſziplinierte ſtehende Armee von 30000 Mann, das Heft 
in Händen; auch iſt ihre Lage vom parlamentariſchen Stand⸗ 
punkte aus gefeſtigt, da ſie in der Konſtituante über 133 Stimmen 
der bürgerlichen Parteien verfügt, denen nur 69 Sozialdemokraten 
als Oppoſition gegenüberſtehen; doch ſind infolge der erwähnten 
bolſchewiſtiſchen Stömungen die tatſächlichen Machtverhältniſſe un⸗ 
durchſichtig und die Lage nicht in gleicher Weiſe gefeſtigt wie in 
Litauen. Innerpolitiſch bewegt ſich die Regierung des Herrn Ulmanis 
in agrarſozialiſtiſchen Bahnen, in der Außenpolitik zeigt ſie eine 
ſtarke Hinneigung zu Polen. 

Eſtland iſt an Bodenfläche und — mit 1,2 Mill. Einwohnern — 
auch der Bevölkerungszahl nach der geringſte der Randſtaaten. Seine 


Grenzen verlaufen im Süden gegen Lettland, im Weſten gegen 


Sowjet⸗Rußland. Es beſitzt neben dem wichtigen Hafen von Reval 
die Univerfität Dorpat, lange Jahre hindurch der geiſtige Mittel⸗ 
punkt des Deutſchtums im Norden Rußlands. Die Bevölkerung 
gleicht ihrer Struktur nach der Lettlands, auch find die inneren Ver⸗ 
hältniſſe im allgemeinen die gleichen. Außenpolitiſch inkliniert die 
eſtniſche Republik nach England, es hat ſoeben als erſter der 
Randſtaaten einen Handelsvertrag mit der britiſchen Regierung 
abgeſchloſſen. 

Der vorwiegend agrariſche Charakter des Baltikum bedingt für 
die drei Staaten Gleichheit ihrer volkswirtſchaftlichen Grundlagen. 
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| Soweit landwirtſchaftliche Erzeugniſſe für die Ernährung von Menſch 
und Vieh in Betracht kommen, war der Länderkomplex früher ſelbſt⸗ 


ernährend, erzeugte aber mit Ausnahme einiger heute zu Lett⸗ 


land gehörenden Teile keinen nennenswerten Überſchuß zur Aus⸗ 


fuhr. Für die Befriedigung der übrigen Lebensbedürfniſſe, d. h. 


die Verſorgung mit Genußmitteln, Bekleidung und Induſtrieerzeug⸗ 


niſſen war und iſt man faſt ausſchließlich auf die Einfuhr ange⸗ 
wieſen. Unter den Einwirkungen des Krieges nun iſt die land⸗ 


wirtſchaftliche Produktion ſo ſtark zurückgegangen, daß man heute 


im Baltikum mit Ernährungsſchwierigkeiten zu kämpfen hat. Wäh⸗ 


rend Litauen ſeinen eigenen Getreidebedarf deckt und einige land⸗ 
wirtſchaftliche Nebenprodukte, Gänſe, Geflügel, Eier und Butter, 
exportieren kann, muß Lettland und Eſtland Brotgetreide und Fett⸗ 
ſtoffe einführen. Die Grundlage des Reichtums der Provinzen und 


ihre eigentlichen Exportprodukte waren Holz, Flachs und Leinſaat, 


die auch heute in der Wirtſchaft der Staaten die entſcheidende 
Rolle ſpielen. 

Allgemein hofft man allerdings durch die Aufteilung des Groß⸗ 
grundbeſitzes und durch den Übergang von der extenſiven zur in⸗ 


tenſiven Wirtſchaftsform die landwirtſchaftliche Produktion zu heben, 


abgeſehen davon, daß die Agrarreform auch aus ſozialen und poli⸗ 
tiſchen Erwägungen heraus die brennendſte Frage darſtellt, die die 
neuen Republiken im Innern zu löſen haben. 

Am wenigſten radikal wird — der gemäßigten politiſchen Rich⸗ 
tung des Volkes entſprechend — hierbei in Litauen vorgegangen 
werden. Im Auftrage der Regierung hat kürzlich daſelbſt ein 
deutſcher Gelehrter eingehende Unterſuchungen über die Agrar⸗ 
verhältniſſe angeſtellt und auf Grund ſeiner Studien einen Siede⸗ 
lungsplan ausgearbeitet. Danach ſoll der Großgrundbeſitz durch 
Enteignung in das Eigentum des Staates übergeführt und auf 
jedem der ſo gewonnenen Staatsgüter etwa 30 Siedlungen für 
Bauern nach däniſchem Muſter, d. h. mit intenſiver Milchwirtſchaft 
eingerichtet werden, die jede ungefähr 70—100 Deßjatinen groß 
ſein würden. Für die Durchführung dieſer Reform, durch die die 
litauiſche Bodenproduktion um ein Mehrfaches geſteigert werden 
würde, ſoll eine neue Zentralbehörde, die Landeskulturbehörde, ges 
ſchaffen werden, welche auch für eine ſyſtematiſche Drainage und 
für den Ausbau des Wegenetzes zu ſorgen hätte. Dieſe Vorſchläge 
haben bei der Regierung Anklang gefunden und ſie ſind zur Grund⸗ 


lage für die Arbeiten einer parlamentariſchen Kommiſſion gemacht 
14 * 
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worden, die unter Vorſitz des Außenminiſters zur weiteren Vor⸗ 
bereitung der Agrarreform gebildet worden iſt. 

In Lettland und Eſtland find bereits Geſetze erlaſſen worden, 
durch die die Großgrundbeſitzer enteignet werden, zum Teil mit 
derart geringen Entſchädigungen, daß die Enteignung einer Kon⸗ 
fisfation gleichkommt. So wurde zum Beiſpiel in Eſtland eine 
vollkommen eingerichtete Spiritusbrennerei mit 42 000 Eſtmark be⸗ 
wertet. Eine Sägemühle mit Turbinenbetrieb wurde mit 10 000 
Eſtmark veranſchlagt. Die Verſtaatlichung des Großforſtbeſitzes 
wie auch der Übergang des landwirtſchaftlichen Beſitzes in die Hände 
der Kleinbauern wird die Bedingungen, unter denen ſich bisher 
der Holzhandel vollzog, verändern. Hierauf wird i in folgendem noch 
näher einzugehen ſein. 

Stellt die Ausfuhr der landwirtſchaftlichen Rohſtoffe das Rück⸗ 
grat der Volkswirtſchaft dar, ſo war vor dem Kriege auch die 
Tranſitlage der baltiſchen Provinzen von wirtſchaftlicher Bedeutung. 
Riga, Libau, Windau und Reval hatten als Hinterland faſt das 
geſamte europäiſche Rußland für die Speiſung ihres Schiffsverkehrs; 
beinahe ein Drittel des geſamten europäiſch⸗ruſſiſchen Außenhandels 
nahm ſeinen Weg über dieſe Häfen, über deren Warenverkehr 
folgende Zahlen Auskunft geben. 


Es betrug die Ein fuhr: 


nach in Millionen Rubel Proz. der geſ. ruſſ. Einfuhr 
1908 | 1909 | 19101911 1908 | 1909 | 1910 1911 

Riga 109 103 | 144 | 145 | 15,6 | 140 | 161 | 152 
Reval 7 57 58 87 1 107 | 78 5| 9,1 
Pernau 13 1,3 2 11 02 02 — — 
Windau 15 26 14 24 [2,2 36| 16| 235 
Libau 26 22 24 32 [ 3.7 3,0 2,7 3.3 


Es betrug die Aus fuhr: | 
mn 


ae in Millionen Rubel Proz. der geſ. ruſſ. Ausfuhr 
1908 | 1909 | 19101911 1908 | 1909 | 1910 | 1911 

Riga. . .| 129 | 171 | 191 189 | 158 | 14,5 | 15,6 | 14,1 
Reval. 15 22 23 22 [ 1,9 1,9 1,9 17 
Pernau 5 6 6 0,6 0,5 0.5 0,5 
Windau 32 50 69 82 [ 3,9 4,3 5,7 6,1 
Libau 28 49 52 61 [2,9 4,2 4,3 4,5 


= 
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Die Haupteinfuhrartikel Rigas waren Maſchinen, in der Aus⸗ 
fuhr ſtand Flachs an erſter Stelle; dann folgten Getreide und Holz. 
Von der geſamten ruſſiſchen Flachsausfuhr entfielen im Jahre 1906 
auf Riga 60 %. | 

Mit dem Ausſcheiden Rußlands vom Weltmarktverkehr haben 
die Randſtaaten den Tranſitverkehr verloren, wodurch ihre wirt⸗ 
ſchaftliche Lage eine . Schwächung gegenüber den Friedens⸗ 
zeiten erleidet. 

Daß ſich trotz der günſtigen Lage der Oſtſeehäfen als Haupt⸗ 
umſchlagsplätze von Holz und Flachs daſelbſt die Induſtrie in nicht 
ſtärkerem Maße entwickelte, lag daran, daß das Land ohne Kohlen⸗ 
vorkommen iſt und daher der geſamte Kohlenbedarf vom Auslande 
eingeführt werden mußte. Dieſe Abhängigkeit macht ſich jetzt ſtärker 
fühlbar als vor dem Kriege; England, das der Hauptlieferant war, 
hat nämlich ſeine Kohlensausfuhr rationiert, und da es vorläufig 
nicht einmal die Anforderungen ſeiner Bundesgenoſſen befriedigen 
kann, müſſen die Randſtaaten leer ausgehen; daher dann auch 
daſelbſt akuteſter Brennſtoffmangel herrſcht. In Eſtland hat man 
inzwiſchen einen Brennſtoff zu verwerten begonnen, von dem große 
Vorkommen vorhanden ſein ſollen. Es iſt dies der ſogenannte 
Brennſchiefer, ein ölhaltiger Stein, über deſſen Eigenſchaften und 
endgültige Verwendungsmöglichkeiten man noch kein Urteil fällen 
kann, da gegenwärtig erſt planmäßige Unterſuchungen angeſtellt 
werden, an denen ſich auch deutſche Firmen beteiligen. Die eſtniſchen 
Staatsbahnen verwenden den Brennſchiefer bereits für den Betrieb 


der Lokomotiven, er ſoll aber in der bisherigen Form ein ſehr mangel⸗ 


hafter Kohlenerſatz ſein und die Maſchinen ruinieren. Auch wird 
berichtet, daß Vorkommen, die unterhalb des Merresſpiegels liegen, 
nicht abbauwürdig ſind, da der Stein dann ſo viel Flüſſigkeit an⸗ 
ſaugt, daß er nicht mehr gebrauchsfähig iſt. Immerhin iſt die Möglich⸗ 
keit vorhanden, daß bei gründlicher wiſſenſchaftlicher Ausbildung der 
Gewinnungs⸗ und Aufbereitungsmethoden hier ein Brennſtoff her⸗ 
geſtellt werden kann, der einen, wenn auch nicht vollwertigen, Erſatz 
für Kohle bietet. 


Mit ihrer ſtaatlichen Selbſtändigkeit ergab ſich für die Republiken 
die Notwendigkeit, ein nationales Währungsſyſtem zu wählen, wobei 
ſie entweder eine neue Währung ſchaffen oder eine beſtehende aus⸗ 
ländiſche Währung bei ſich legaliſieren konnten; die Wahl iſt gewiß 
ſchwierig für junge Staaten, die an akuteſtem Geldmangel leiden, 


214 | H. F. Crohn⸗Wolfgang en 1214 


denen Golddeckung nicht zur Verfügung ſteht, und die bei unentwickelter 
innerer Wirtſchaft alle induſtriellen Erzeugniſſe aus dem Auslande 
einführen müſſen. Anfangs dieſes Jahres unternahm es eine engliſche 
Bankgruppe, den drei Republiken, die zu einer Münzunion vereinigt 
werden ſollten, eine eigene Währung zu geben. Jeder der drei 
Staaten ſollte nach dem Muſter der Bank of England eine Noten⸗ 
bank errichten mit je einer Abteilung für Notenemiſſionen und einer 
Abteilung für allgemeine Bankgeſchäfte. Dieſen Gmiſſionsbanken 
ſollte die Aufgabe zufallen, unter engliſcher Garantie die neue 
Währung auf Goldbaſis zu ſchaffen. Dieſer Plan iſt jedoch geſcheitert. 
In Litauen, wo neben dem faſt verſchwundenen Zarenrubel die 
deutſche Mark und der von unſerer Militärverwaltung herausgegebene 
Oberoſtrubel als Zahlungsmittel im Umlauf ſind, hält man ſich 
vorläufig noch nicht ökonomiſch ſtark genug für eine eigene Währung, 
und man beabſichtigt daher, die deutſche Markwährung bis auf 
weiteres beizubehalten. Hierbei kann die Regierung, will ſie ſtabile 
Verhältniſſe ſchaffen, der Mitwirkung Deutſchlands natürlich nicht 
entraten. Intereſſant iſt immerhin, daß der Vertreter der ſelben 
engliſchen Bankgruppe, der zur Durchführung des oben erwähnten 
Finanzplanes nach dem Baltikum entſandt war, während noch die 
Verhandlungen im Gange waren, von uns 20 Millionen Oberoſt⸗ 
mark kaufen wollte, um damit in Litauen den Flachs zu bezahlen, 
für welchen er ſich inzwiſchen ein Monopol verſchafft hatte. 

Im Gegenſatz zu Litauen hat Lettland eine eigene Währung 
eingeführt, und zwar den lettiſchen Rubel; hierfür iſt im Inlande 
ein Zwangskurs feſtgeſetzt, der einem Wert von 2 deutſchen Mark 
für den Lettenrubel entſpricht. Schon während der kurzen Zeit 
ihres Beſtehens hat ſich die Lebensfähigkeit dieſer Währung als 


fraglich erwieſen; der Lettenrubel wird heute in Deutſchland nur 


mit 25 Pfennigen bewertet. 

In Eſtland waren während der deutſchen Okkupationszeit der 
Ofteubel und die Reichsmark in Umlauf. Mit der Gründung des 
ſelbſtändigen Staates am 2. Februar 1919 emittierte die Regierung 
ſogenannte Treſorſcheine, die mit 5% verzinsbar waren, und deren 
Kurs zwangsweiſe gleich dem einer deutſchen Reichsmark feſtgeſetzt 
wurde. Für dieſe Scheine haftete das Geſamtvermögen des eſtniſchen 
Staates. Bis zum Januar 1920 war die Einfuhr in Eſtland nicht 
beſchränkt. Dieſes hatte einen ſtarken Abfluß der im Lande vor⸗ 
handen geweſenen fremden Deviſen zur Folge, und da die eigene 
Ausfuhr unbedeutend war, ſank das eſtniſche Geld fchnell. : Darauf 


7 
„ 5 5 X 
r 


215] Die valtiſchen Ranbftanten und ihre handelspolitiſche Bedeutung 215 


wurden Verordnungen zu ſeiner künſtlichen Hebung erlaſſen; alle im 
Privatbeſitz befindlichen fremden Deviſen wurden zwangsweiſe zum 


offiziellen Börſenkurs eingezogen; ferner wurde den Exporteuren die 
Verpflichtung auferlegt, 25% des Wertes der Exportware in aus⸗ 
ländiſcher Valuta gegen Vergütung in Oſtmark zum Börſenkurs zu 


‚hinterlegen. Ahnliche Zwangsmaßnahmen find auch in anderen 
Ländern verſucht worden und haben ſich als unzulänglich erwieſen; 
die Oſtmark ſank in folgendem Tempo: | 


Im Januar 1920 betrug der Wert von 1 Reichsmark = 1,5 Eſtmark, 


Ende März 1920 - „ ⸗ — 1 — 2,5 . 
Ende April 1920 = «„ 1 > — 45 a 


Mitte Auguſt 190% 1 80 


Spielte im wirtſchaftlichen Leben Rußlands das deutſche Element 


| eine ausſchlaggebende Rolle, ſo machte ſich vielleicht in keinem Teil 


des großen Reiches der deutſche Einfluß in gleicher Weiſe geltend 
wie im Baltikum. Durch den Handelsvertrag mit Rußland war 
Deutſchland in die Lage geſetzt, unter beſonders günſtigen Bedingungen 


die ruſſiſchen Rohſtoffe zu beziehen und ſie bei ſich weiter zu ver⸗ 


arbeiten. Die Holzinduſtrie in Weſtpreußen und Poſen verdankte 


ihr Daſein dem billigen Rohſtoff aus Ruſſiſch⸗Polen. Die oſtpreußiſche 


Säge⸗ und Zellſtoffinduſtrie bezog ihr Holz faſt ausſchließlich aus 
Litauen, oder es wurde, ſoweit es nicht von hier ſtammte, aus dem 


angrenzenden Rußland durch Litauen durchgeführt. Ein günſtiges 
Flußnetz ermöglichte es, die Stämme faſt vom Platze, wo ſie gefällt 
wurden, bis an das Werk, in dem ſie verarbeitet werden ſollten, 
heranzuflößen. Litauen hat alſo als Urſprungs⸗ und Tranſitland 


des für die größte bodenſtändige oſtpreußiſche Induſtrie notwendigen 
Rohſtoffes eine beſondere Bedeutung für Oſtpreußen gehabt. Der 


durch Jahrzehnte entwickelte Warenaustauſch und die nachbarliche 


Lage der beiden Provinzen hat zwiſchen beiden ein dichtes Netz 
perſönlicher Beziehungen geſchaffen, welches dem Geſchäftsverkehr 
ſeinen Stempel aufgedrückt und ihm. einen eigenartigen Charakter ge- 
geben hat. Die Geſchäfte werden abgeſchloſſen und abgewickelt nach 
kaufmänniſchen Regeln und Gebräuchen, die im Weſten unbekannt 
ſind oder dort als unzulänglich gelten würden. Beſonders entwickelt 
waren dieſe Lokalgebräuche im Holzhandel. Der deutſche Käufer 
erwarb das Holz in großen Poſten „auf. dem Stamm“, d. h. er 
kaufte ganze Waldungen von den Großgrundbeſitzern; er bezahlte 


einen Teil der Kaufſumme, etwa ein Drittel bis die Hälfte, in bar, 
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häufig ohne jede andere Sicherheit für ſeine Anzahlung zu verlangen 
als eine Quittung; denn meiſt kannte er den Verkäufer, deſſen Charakter, 
Geſchäftsgebahren, perſönliche Verhältniſſe durch jahrelange Ber: 
bindung und hatte wahrſcheinlich auch ſchon deſſen Vater gekannt. 
An dem Zuſtandekommen und der reibungsloſen Abwicklung dieſer 
ſich über Jahre hinaus erſtreckenden Geſchäfte war eine Anzahl von 
Unterhändlern, Vertretern, Kommiſſionären, Agenten und Verwaltern 
intereſſiert. Dieſe zahlreichen Unterorgane bildeten zugleich einen 
Ring, durch den Uneingeweihte vom Holzhandel ausgeſchloſſen wurden. 
Aus den geographiſchen und perſönlichen Verhältniſſen alſo fügte 
es ſich, daß Oſtpreußen in der Ausnutzung der litauiſchen Wälder 
monopolartig daſtand. 

Zwiſchen dem lettiſchen Gebiet und Oſtpreußen waren die Be⸗ 
ziehungen weniger enge. Dort lag das lokale Ausfuhrgeſchäft in 
den Händen einiger in Riga anſäſſigen Großhandelsfirmen deutſcher 
Nationalität. Das Holz wurde mit Dampfern über See geſchickt; 
Empfangsorte waren aber neben Königsberg auch Stettin, Bremen, 
Emden und Rotterdam, von wo aus es nach dem weſtfäliſchen und 
rheiniſchen Induſtriebezirk verſandt wurde. Auch England war ein 
guter Abnehmer für lettiſches Holz, das dorthin durch Rigenſer 
und reichsdeutſche Großhändler verkauft wurde. Die engliſchen 
Käufe beſchränkten ſich auf Schnittmaterial, auf Bretter und 
Sleepers. | 

Was die Flachsproduktion der baltiſchen Provinzen anbelangt, 
ſo war der Aufkauf der Ernte nicht nur faſt ein Monopol deutſcher 
Händler, ſondern das Produkt ſelbſt ging auch zum größeren Teil 
nach Deutſchland; nur geringere Mengen gelangten durch Vermitt⸗ 
lung i Firmen nach England !. 


1 Was hier von der Ausfuhr und der Richtung, die fie nahm, geſagt 
worden iſt, bezieht ſich auf die im Baltikum ſelbſt gewonnenen Rohſtoffe, alſo 
auf die autochthone Ausfuhr. Ganz anders verhält es ſich mit der Geſamt⸗ 
ausfuhr, ſoweit ſie ihren Weg über die baltiſchen Häfen nahm. So wurde der 
größte Teil des geſamten über Riga verſchifften Holzes und Flachſes nach Eng⸗ 
land deklariert, doch ſtammte natürlich nur ein Bruchteil der Rigaer Waren⸗ 
ausfuhr aus dem Baltikum, der überwiegende Teil kam vielmehr, wie ſchon oben 
ausgeführt worden iſt, aus dem übrigen europäiſchen Rußland. Da die drei 
Republiken unter dem Zarenreich keine ihren heutigen Grenzen entſprechende ge⸗ 
ſonderte Verwaltungseinheiten waren, ſondern Teile ruſſiſcher Provinzen mit 
durchaus abweichender Grenzführung bildeten, jo iſt es nicht möglich, ziffern⸗ 
mäßig feſtzuſtellen, wieviel von der Ausfuhr über die baltiſchen Häfen auf 
autochthone baltiſche Produktion entfällt. Wir, ſind bei der Beurteilung dieſer 
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Endlich ſei hier daran erinnert, daß auch in kultureller Hinſicht 
enge Bande zwiſchen Deutſchland und den baltiſchen Provinzen be⸗ 
ſtanden. Die Ariſtokratie, große Teile des Beamtentums und der 
akademiſch Gebildeten waren entweder deutſchſtämmig oder hatten 
Familienbeziehungen in Deutſchland, die meiſten von ihnen hatten 
auf deutſchen Hochſchulen ſtudiert, Reval, eine früher rein deutſche 
Univerſität, war auch nach ihrer erzwungenen Ruſſifizierung ſtets 
ein Mittelpunkt des Deutſchtums für das ganze nördliche Rußland. 
Hinzu kam, daß die Induſtrie faſt ausſchließlich in deutſchem Beſitz 
ſich befand und für techniſche Methoden und wiſſenſchaftliche Ent⸗ 
wicklung ſich vollkommen an das Mutterland anlehnte. Deutſche 
Angeſtellte, Werkmeiſter und Vorarbeiter ſtützten in den weniger be⸗ 
mittelten Schichten das deutſche Element. Daß dieſe engen, durch 
kulturelle, völkiſche und wirtſchaftliche Bedingungen geſchaffenen wechſel⸗ 
ſeitigen Beziehungen zwiſchen Deutſchland und den baltiſchen Provinzen 
durch den Ausbruch der Feindſeligkeiten zwiſchen beiden Staaten 
ſchwer erſchüttert werden mußten, iſt verſtändlich. Daß dieſe Bande 
aber eine ſolch ſtarke Lockerung erfahren haben, wie es tatſächlich 
geſchehen iſt, daran haben erſt die ſpäteren Entwicklungen Schuld. 

Bevor ich näher auf den Außenhandel eingehe, iſt es daher zum 
Verſtändnis der Zuſammenhänge erforderlich, eine Überſicht über 
die heutigen politiſchen und handelspolitiſchen Beziehungen der Rand⸗ 
ſtaaten zu Deutſchland zu geben. 

Es iſt verſtändlich, daß die auswärtigen Beziehungen der neuen 
Staaten ſich erſt allmählich klären können. Schon dadurch, daß ſie 
noch nicht de jure anerkannt find, bleibt ihr Verhältnis zu den 
Großmächten noch ungewiß. Nach welcher Seite ſie ſich zu wenden 
haben, wo ihr eigenes Intereſſe liegt, das kann erſt die Zukunft 
erweiſen. Die Unſicherheit ihrer Stellung bedingt vorläufig noch 
ein Taſten und Fühlen nach allen Seiten, das unvereinbar iſt mit 
einem entſcheidenden Schritt nach einer Richtung. 

Das Verhältnis Deutſchlands zu den Randſtaaten war zunächſt 
kein glückliches. Unmittelbar vor ihrer Verſelbſtändigung waren ſie 
Verwaltungsgebiet der deutſchen Militärbehörden geweſen. Die mit 
einer Okkupation notwendigerweiſe verbundenen Härten der Verwaltung 
wirkten noch nach und hielten die Abneigung gegen Deutſchland in 


1 Frage lediglich auf die Erfahrungen und Urteile der deutſchen Kaufleute an⸗ 
gewieſen, die allerdings bei ihrer eingehenden Kenntnis der Verhältniſſe vollen 
Anſpruch darauf haben, als zuverläſſig angeſehen zu werden. 
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weiten Schichten der Bevölkerung aufrecht. Noch heute find die letzten 

Spuren davon nicht verwiſcht. Erſchwerend hierbei fiel ins Gewicht, 
daß die deutſchen Militärbehörden unverhohlen auf die Seite der 
Großgrundbeſitzer getreten waren, einer Klaſſe, für die das Volk 
nur Gefühle des Haſſes beſitzt. Es folgte im Jahre 1919 das 
Bermondt⸗Unternehmen, an dem die deutſche Regierung zwar keinen 
Anteil hatte, das aber, da ſich deutſche Truppen in ganzen Ver⸗ 


bänden daran beteiligten, von der Bevölkerung als eine deutſche 
Aktion angeſehen wurde, welche Auffaſſung auch heute noch die all⸗ | 


gemein gültige iſt. Daß die rückſichtsloſe Kriegführung der Bermondt⸗ 
Truppen, ihre vielfachen Übergriffe gegen die Zivilbevölkerung, der 
deutſchen Sache großen Abbruch tun mußten, liegt auf der Hand. 

Mit Litauen nun haben ſich unſere politiſchen Beziehungen ſeit 
Anfang dieſes Jahres erheblich gebeſſert. Urſache hierfür iſt einer⸗ 
ſeits die Tatſache, daß ſachliche Gründe für ernſtliche Differenzen 
zwiſchen den beiden Ländern nicht beſtehen, andererſeits die im 
Volke immer ſtärker ſich verbreitende Überzeugung, daß beide Länder 
wirtſchaftlich in wechſelſeitiger Abhängigkeit voneinander ſtehen. Ent⸗ 
fremdend wirkt auch jetzt noch die Memeler Frage, deren endgültige 
Löſung, in welcher Weiſe ſie auch immer ausfallen möge, für eine 
weitere Annäherung der beiden Nationen nur erwünſcht ſein kann. 

Für die Beziehungen zwiſchen Lettland und Deutſchland ergaben 
ſich aus dem Bermondt⸗Unternehmen ernſte Folgen. Die lettiſche 
Regierung verlangte Erſatz für die von den Bermondt⸗Truppen 
angerichteten Schäden, eine Forderung, die ſelbſtverſtändlich ab⸗ 
gelehnt wurde. Infolgedeſſen erklärte Lettland Ende 1919 die 
diplomatiſchen Beziehungen zu Deutſchland für gelöſt. Der dadurch 
geſchaffene Kriegszuſtand blieb latent, denn zu Kriegshandlungen 
iſt es nicht gekommen; auch ſind während der ganzen Kriegszeit die 
gegenſeitigen Handelsbeziehungen nicht unterbrochen worden. Nach 
verhältnismäßig kurzer Zeit brach ſich die Erkenntnis Bahn, daß 
dieſer Zuſtand den Intereſſen des kleineren Landes abträglich ſei. 
Verhandlungen wurden angeknüpft und am 15. Juli ein Friedens⸗ 
vertrag zwiſchen Deutſchland und Lettland geſchloſſen, der inzwiſchen 
von beiden Staaten ratifiziert worden iſt. Der Vertrag iſt ein 
Rahmenabkommen, das zunächſt die Wiederherſtellung der amtlichen 
Beziehungen bezweckt. Gleichzeitig werden durch ihn einige wirt 
ſchaftliche Fragen grundſätzlich geregelt, während die Klärung und 
Beſchlußfaſſung über die fih-hieraus ergebenden Einzelfragen der Ar⸗ 
beit von Unterkommiſſionen vorbehalten iſt. Dieſe Unterkommiſſionen 
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ſind bisher noch nicht zuſammengetreten. Mit dem Beginn der 
Verhandlungen in abſehbarer Zeit kann aber gerechnet werden. 
Durch dieſe Vorgänge iſt die Spannung zwiſchen beiden Nationen 
weſentlich herabgemindert worden, und es bereitet ſich in der öffent⸗ 
lichen Meinung in Lettland ein gewiſſer Umſchwung zugunſten 


Deutſchlands vor. So wurde ein deutſcher Kaufmann kürzlich von 


dem Stadtoberhaupt von Riga mit den Worten empfangen: „Die 
erſte Schwalbe.“ Dieſe Entwicklung iſt allerdings weniger politiſcher 


Natur, denn die außenpolitiſche Freundſchaft zu Polen hat keine 


Minderung erfahren, als vielmehr eine Folge wirtſchaftlicher Be⸗ 
rechnung; man hat nämlich eingeſehen, daß ohne ein beſſeres Ver⸗ 
ha tis zu Deutſchland der lettiſche Außenhandel nicht wieder auf⸗ 
blühen kann. 

Den Handelsbeziehungen zwiſchen Deutſchland und den Rand⸗ 
Raaten eine verläßliche Grundlage durch den Abſchluß von Wirt⸗ 
ſchaftsabkommen zu geben, iſt mehrfach verſucht worden. 

Mit Litauen begannen Verhandlungen bereits im September des 


Jahres 1919. Die Litauer verlangten die Einräumung eines Anleihe⸗ 
kredites in Höhe von ungefähr 30 Millionen Mark, ferner Lieferung von 


Kohlen und von einer Reihe deutſcher Induſtrieerzeugniſſe für den 


Bedarf der Staatsbahnen und der Landwirtſchaft, in denen großer 


Mangel herrſcht. Als Gegenleiſtung wollte Litauen beſtimmte Mengen 
von Holz, Flachs und Leinſamen liefern. Die Verhandlungen 
blieben ergebnislos, da die Litauer zu dem Schluſſe gelangten, daß 


unſer Anleiheangebot ihren Bedürfniſſen nicht Genüge leiſte und 


daß bei dem engen materiellen Zuſammenhang dieſer beiden Fragen 


ein Wirtſchaftsabkommen nicht getätigt werden könne. Trotz des 


Scheiterns der Verhandlungen trat keine Unterbrechung im Handels⸗ 
verkehr zwiſchen beiden Staaten ein, bis im Februar dieſes Jahres die 
litauiſche Regierung plötzlich die Holzausfuhr ſperrte mit der Be⸗ 
gründung, daß ſie infolge Mangels an Kohle ſämtliches geſchlagene 
Holz für den Betrieb der Eiſenbahnen im Lande behalten müſſe. 
Hierdurch wurde die oſtpreußiſche Induſtrie, die große Mengen ge⸗ 


ſchlagener Hölzer in Litauen zum Abflößen bereit hatte, nicht nur 
plötzlich von ihrem Rohſtoff abgeſchnitten, ſondern es waren auch 


Kapitalien im Werte von etwa 100 Millionen Mark bedroht, denn 


das Holz war teilweiſe bereits vor dem Kriege gekauft und große 
Baranzahlungen darauf geleiſtet worden. Nach langwierigen Ver⸗ 


handlungen kam im Juni dieſes Jahres ein Vertrag zuſtande, in welchem 


die Litauer ſich verpflichteten, 200 000 fm Holz zur Ausfuhr frei⸗ 


wu 
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zugeben, wogegen ihnen ſeitens der oſtpreußiſchen Intereſſenten eine 
beſtimmte Menge Kohlen beſchafft wurde. In dieſem Vertrage 
kamen fernerhin beide Regierungen überein, bis zum Abſchluß eines 
Wirtſchaftsabkommens den gegenſeitigen Handelsverkehr keinen vexa⸗ 
toriſchen Maßnahmen zu unterwerfen. Daß die Verhandlungen 
über ein neues Wirtsſchaftsabkommen bisher noch nicht begonnen 
haben, liegt zum Teil an den militäriſch⸗politiſchen Ereigniſſen im 
Oſten; es iſt begreiflich, daß bei dem ſteten Wechſel der Geſamtlage 
eine Stabiliſierung der Verhältniſſe abgewartet werden muß. 

Was Lettland anlangt, ſo wird durch den erwähnten Rahmen⸗ 
vertrag vom 15. Juli 1920 der Boden vorbereitet für Vereinbarungen 
zur Sicherung des gegenſeitigen Handelsverkehrs. 

Durch § 4 des Vertrages wird grundſätzlich Meiſtbegünſtigung 
gewährleiſtet in Anſehung des geſetzlichen und gerichtlichen Schutzes 
des Eigentums der gegenſeitigen Staatsangehörigen ſowie für den 
gegenſeitigen Handelsverkehr, für induſtrielle Unternehmungen und 
für die Schiffahrt. ' 

Über den im 87 des Vertrages Lettland zugefiherten Waren⸗ 
kredit ſind im einzelnen Vereinbarungen noch nicht getroffen worden. 
Dieſer Warenkredit wird dem Zweck dienen, den gegenſeitigen 
Handelsverkehr unter gebührender Berückſichtigung der Intereſſen 
beider Teile zu entwickeln; alle Einzelheiten werden von einer Unter⸗ 
kommiſſion feſtgeſetzt werden. ö 

Endlich wird nach $ 9 des Vertrages die Regelung der ſonſtigen 
Wirtſchafts⸗, Finanz⸗ und Verkehrsfragen ebenfalls in beſonderen 
Kommiſſionen erfolgen, woraus erſichtlich iſt, daß noch zahlreiche 
Einzelfragen zu löſen und zahlreiche ſich widerſtreitende Intereſſen 
zu verſöhnen ſind. 

Mit Eſtland ſind bisher ähnliche Verhandlungen noch nicht in 
die Wege geleitet worden. 


Der Außenhandel iſt in den drei Republiken durch ſtaatliche Bin⸗ 
dungen beſchränkt. In Litauen unterliegt wie in Deutſchland die Aus⸗ 
und Einfuhr behördlichen Bewilligungen. In Lettland beſteht ein 
allgemeines Einfuhrverbot, das für lebenswichtige Waren allerdings 
nicht ſcharf gehandhabt wird, während die Einfuhr von Modewaren, 
Luxusgegenſtänden und Spielwaren nicht geſtattet wird. Die Aus⸗ 
fuhr von Waren iſt genehmigungspflichtig. Das gleiche iſt bei Eſtland 
der Fall. Über dieſe ſtaatlichen Bindungen durch Aus⸗ und Einfuhr⸗ 
verbote hinaus zeigen ſich bereits Beſtrebungen zu noch ſtärkerer 
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Zuſammenfaſſung des Außenhandels in der Hand der Behörden 
ſowie Anſätze zu weitergehendem Staatsſozialismus. So iſt jetzt in 
Lettland ein Geſetz in Vorbereitung, das die Schaffung einer Import⸗ 
und Exportzentrale bezweckt. Die Zentrale ſoll aus fünf Vertretern 
der Miniſterien und vier Vertretern der Kaufmannſchaft, Induſtrie, 
Banken und Genoſſenſchaften gebildet werden; ſie wird mit dikta⸗ 
toriſchen Machtbefugniſſen die Kontrolle über den geſamten Außen⸗ 
handel führen, und ohne ihre Genehmigung werden keine Auslands⸗ 
abſchlüſſe getätigt werden können; ſie wird ferner die Valutapolitik 
beſtimmen. Der Geſetzentwurf ſieht drei Arten von Einfuhrwaren 
vor: nämlich 1. notwendige Waren, die ohne Genehmigung ein⸗ 
geführt werden dürfen, 2. notwendige Waren, die der Genehmigung 
zur Einfuhr bedürfen, und 3. verbotene Waren. 

Weiter auf dem Wege zum Staatsſozialismus führt ein An⸗ 
trag, dem kürzlich die Stadt Libau grundſätzlich zugeſtimmt hat; 
danach ſoll unter der Firma „Staatshandelsamt“ und unter be⸗ 
hördlicher Aufſicht ein Engros⸗, Export⸗ und Importgeſchäft ge⸗ 
gründet werden, an dem öffentliches und Privatkapital in gleicher 
Höhe beteiligt iſt. 

Beſonders einſchneidend macht ſich die behördliche Überwachung 
auf dem Gebiete des Holzhandels geltend. Hier vereinigen ſich die 
nach Verſtaatlichung des Waldbeſitzes ſtrebenden Tendenzen mit der 
ökonomiſchen Notwendigkeit, das die Grundlage ihrer ſtaatlichen 
Exiſtenz bildende Landeserzeugnis in wirtſchaftlicher Weiſe zu ver⸗ 
walten und zu verwerten und die Ausfuhrmengen ſtreng zu regeln. 
Am planmäßigſten iſt hierbei bisher Litauen vorgegangen. Es findet 
dort augenblicklich eine Überprüfung aller die Holzwirtſchaft regeln⸗ 
den Beſtimmungen ſtatt; die erteilten Schlagerlaubniſſe gelten vor⸗ 
läufig als zurückgezogen und bedürfen erneuter Beſtätigung, auch 
wurden in Einzelfällen bereits früher getätigte Waldankäufe für 
ungültig erklärt. 

Während in der Regelung der Holzwirtſchaft und ⸗ausfuhr die 
Randſtaaten noch autonom handeln können, werden ihnen die Be⸗ 
dingungen, unter denen ſich der Flachsexport vollzieht, vorgeſchrieben 
durch Verpflichtungen, die ſie fremden Staaten gegenüber über⸗ 
nommen haben. | 

In Litauen iſt einem engliſchen Konſortium im vorigen Jahre 
der Verkauf der geſamten Flachsernte kommiſſionsweiſe übertragen 
worden, womit ſich die Regierung des Rechtes begeben hat, 
Beſchränkungen der Ausfuhr zu verfügen. Es darf gleich hier 
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bemerkt werden, daß Litauen bei dieſem Geſchäft wenig günſtige 
Erfahrungen gemacht hat. Die engliſchen Kommiſſionäre haben mit 


dem Flachs ſpekuliert, große Menge davon zunächſt auf Lager genommen 


und ſchließlich zu einem viel niedrigeren Preis verkauft als die 
Regierung hätte erzielen können, wenn ſie frei geweſen wäre. 
Lettland ſtand auf dem Punkte, die gleichen Erfahrungen zu 
machen, hatte aber noch Bewegungsfreiheit und verhandelt gegen⸗ 
wärtig über den Verkauf eines Teiles der Flachsernte mit den 


Vereinigten Staaten. Die Regierung hat alſo die Ausfuhrregelung . 


noch in der Hand. 

In Eſtland iſt Flachs und Leinſamen in Verbindung mit den 
Beſtrebungen zur Hebung der Valuta monopoliſiert und der Ernte⸗ 
ertrag auf längere Zeit an ein engliſch amerikaniſches Syndikat 


verkauft worden, welches unbeſchränkte Ausfuhrberechtigung beſitzt. 


Bei den Beſtrebungen, den Außenhandel im Sinne einer ſtaatlichen 
Geſamtwirtſchaft zu regeln, verdient beſondere Erwähnung ein 
Moment, welches während des Krieges in unſere auswärtigen Handels⸗ 
beziehungen eingedrungen iſt, ſich ſeither im weſentlichen aber nur 
im Oſten behauptet hat und in unſerem Handelsverkehr mit den 


Randſtaaten in Zukunft ſich in immer ſtärkerer Weiſe durchſetzen 


wird. Vor dem Kriege, bei völliger Freiheit des Handels von 
ſtaatlichen Bindungen, war Gold das allgemein anerkannte Tauſch⸗ 
mittel und die Fähigkeit, in Gold zu zahlen, die einzige Voraus⸗ 
ſetzung für die Beſchaffung von Waren auf dem Weltmarkte. Die 
durch den Krieg und die Blockade geſchaffenen Verhältniſſe ſetzten, 
ſoweit Deutſchland in Betracht kommt, dieſe Grundlage des Außen⸗ 
handels außer Spiel. Weder konnten wir von Überſee für Gold 


Waren erhalten, noch waren wir imſtande, die neutralen Nachbar⸗ 


ſtaaten im alten Ausmaß mit unſeren Erzeugniſſen, insbeſondere 
mit Kohle und Kali zu verſorgen, welche ſie ſeit Jahren von uns 
bezogen hatten, und deren Ausbleiben ihre Wirtſchaft vor eine Kriſis 
führte. Der gegenſeitige Mangel nun führte zu einem bis dahin 
unbekannten Warenaustauſchverkehr, nämlich zu ſtaatlichen Austauſch⸗ 
geſchäften von Konſumgütern gegen Konſumgüter. Zum Beiſpiel: für 
eine beſtimmte Menge von Lebensmitteln erhielt der Nachbarſtaat von 
uns eine beſtimmte Menge von Kohlen. Da dieſem Verkehr der Grund⸗ 
ſatz innewohnte, die Schwächung, die der Volkswirtſchaft durch Abgabe 
ſchwer entbehrlicher Erzeugniſſe zugefügt werde, durch gleichzeitige 
Zuführung anderer notwendiger Erzeugniſſe zu kompenſieren, ſo wurden 
dieſe Transaktionen euphemiſtiſch Kompenſationsgeſchäfte genannt. Mit 
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der Wiederherſtellung des Weltwarenverkehrs, dem Auftreten Amerikas 
als Kohlenlieferant, der Steigerung der Produktion von Dünge⸗ 
mitteln und ähnlichen Urſachen ſind im Weſten die Vorausſetzungen 
für den Kompenſationsverkehr geſchwunden. Anders im Oſten. 
Hier geht man mehr und mehr dazu über, für beſtimmte Mengen 
von Waren, die man aus dem Lande herausläßt, eine gleichwertige 
Menge anderer Waren zu fordern. Urſache hierfür iſt einerſeits die 
durch den Tiefſtand ihrer Valuta geminderte eigene Kaufkraft auf 
dem Weltmarkt, die dieſe Staaten auf Deutſchland als Lieferanten 
für Induſtrieerzeugniſſe verweiſt, andererſeits die Erwägung, daß 
Deutſchland auf die Rohſtoffe der angrenzenden Oſtländer angewieſen 
ſei. Da nun Deutſchland wiederum ſeine Fertigfabrikate nicht 
wahllos herausgibt, ſondern die Zufuhr derſelben verſagen kann, ſo 
hat ſich als notwendige Gegenwirkung von ſeiten der uns mit Roh⸗ 
ſtoffen verſorgenden Oſtſtaaten die Tendenz gebildet, uns nur Roh⸗ 
ſtoffe zu liefern, wenn wir ihnen die ihnen unentbehrlichen Fabrikate 
liefern. Der Grundſatz: „Ware gegen Ware“ wird alſo in unſerem 
Verkehr mit den Randſtaaten in Zukunft beſonders zu beachten ſein. 


Länderweiſe betrachtet gibt über den gegenwärtigen Außenhandel 
Litauens die nachſtehende Statiſtik Auskunft: 


Die Ausfuhr und Einfuhr Litauens im 1. Halbjahr 1920 


i Ausfuhr: Mark 
1. Leinſaae e 24 324 411,00 
2. Saaten aa 5 850 560,00 
3. Felle und Leder (Mai und Juni). 1 187 079,00 
4. Tieriſche Produkte 9835 320,00 
Borſten .. 441 800,00 
Pferde haare 835 796,00 
(/ 60 784,00 
6. Lumpen A aa 12 456 235,00 
7. Mineraliſche Produkte 420 830,00 
8. Unbearbeitete Hölzeee nr 10 814 365,30 
9. Bearbeitete Hölzeee 29 581 808,40 
10. Nahrungsmittel . . » 0... 3 421 000,75 
Getreide 681 960,00 
N TA 16 930,00 
Fleiſch und Fette 37 202,00 
11. Giſenan.n 270 600,00 
12. Diverſe s. 2 043 435,00 
18. Flach 160 000 000,00 


260 066 428,45 
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Einfuhr: Mark 
1. Chemiſche Produkte 7060 828,98 
Kosme tige 773 326,60 
Farben 1173 481,30 
2. Geträn ee una 644 811.14 
3. Tabakfabri kae 7490 319,40 
4. Tieriſche Produkte 13 118 277,82 
5. Manufakturwaren 23 239 539,91 
S —“ ß 1 754 696,99 
Strickwaren 21 584 842,92 
6. Nahrungsmitteul 46 552 300,05 
S rar . ꝗ qꝝ q 7907844, 50 
Zu... 8 25 937 555,40 
9 eee ee 8 248 267,38 
Dee . 339 739,09 
7. Metallfabrikatteeeeeeeeeeeeeeeeeee 11 226 266,00 
8. Mineralprodulte . . . . 2 2. . 3 867 117,00 
GG; we are 2 378 168,47 
BEMENE. 3 Sr ae 33 573,40 
9. Galanteriewaren .. 3 369 404,57 
10. Drogen ua 313 893,45 
11. Muſikinſtrumente 17 477,00 
12. Mafhinen. . -.» - > 2 220. 4 175 894,16 
13.816 22 0 , 1 239 600,00 
14. Betroleum. . . 2». > 2220. 2 042 770,22 
15. Schmieröle. -. . . » 2 2 220. 2 215 742,56 
16. Preifeerzeugnifie - eee 4477 911,17 
und Papiererzeugniſe 4 263 368,07 
17. Holzſtoffabrikattteeeeeeeeeee 789 089,17 
18. Diverſee ss. 3 880 903,57 
19. Spielz eum 163 062,33 
135 722 147,18 


Was Flachs anlangt, ſo iſt bereits von dem Monopol geſprochen 
worden, welches die geſamte Erzeugung in engliſche Hand gibt. 
Nach Deutſchland gingen von der Ernte des vorigen Jahres, die 
nach ſachverſtändiger Schätzung 6000 tons betragen hat, nur wenig 
mehr als ein Zehntel. 

Daß im Verhältnis zur Geſamtausfuhr die Ziffer für Holz 
ſo niedrig iſt, deutet bereits darauf hin, daß Stockungen im Abſatz 
ſtattgefunden haben. Ausfuhrerſchwerend wirkte zunächſt die bereits 
erwähnte Einführung einer planmäßigen Holzbewirtſchaftung. Hinzu 
kam die zeitweilige Ausfuhrſperre infolge Kohlenmangels, die ſich 
nicht nur gegen Deutſchland richtete, ſondern theoretiſch jedenfalls 
gegen das geſamte Ausland, ſo daß beſonders auch Memel für längere 
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Zeit kein Holz erhielt. Memel gegenüber wirkten allerdings politiſche 
Berechnungen mit. Es iſt bereits eingangs darauf hingewieſen 
worden, daß die Memeler Holzinduſtrie, die einzige Finanzquelle 
dieſes Landes, für ihren Rohſtoffbedarf auf Litauen angewieſen iſt. 
Die litauiſche Regierung glaubte alſo, daß die Abſchneidung der 
Holzzufuhr und die dadurch verurſachte Gefährdung ſeiner Holz⸗ 
induſtrie die Vereinigung des Memelgebiets mit Großlitauen zur 
Folge haben würde. Inzwiſchen hat unter dem erwähnten Deutſch⸗ 
Litauiſchen Vertrage vom 21. Juni die Ausfuhr nach Deutſchland 


wieder eingeſetzt, und auch Memel ſoll bereits wieder Holz erhalten 
haben. Es darf aber nicht verkannt werden, daß, beſonders mit 
Hinſicht auf die engliſchen Monopolbeſtrebungen, dieſe Lieferungen 
durchaus nicht als für die Dauer geſichert angeſehen werden können. 


Über die Leiſtungsfähigkeit Litauens in der Holzausfuhr beſtehen 
keine ſtatiſtiſchen Angaben aus den Vorkriegsjahren. Sachverſtändige 
ſchätzen die Mengen, die früher aus Litauen bezogen worden ſind, 
auf rund 1½ Millionen Raummeter, und ſie glauben, daß unter 
heutigen Verhältniſſen das Land imſtande ſei, jährlich bis zu einer 
halben Million Raummeter auszuführen. | 

Was Leinſamen anlangt, fo hat Deutſchland im vorigen Jahre 
einen befriedigenden Anteil an der Geſamtausfuhr erhalten, und 
zwar ungefähr 4000 tons. 

In der Einfuhr ſtehen Nahrungs⸗ und Genußmittel an erſter 
Stelle; fie nehmen über 70 % des Geſamtbetrages in Anſpruch. 
Für Manufakturwaren, chemiſche Produkte, Metall⸗ und Eiſen⸗ 
fabrikate iſt Deutſchland wahrſcheinlich der Hauptlieferant. Die 
früher ruſſiſchen Provinzen ſind ſeit Jahrzehnten an die deutſchen 
Verkäufer und ihre Fabrikate gewöhnt, und dieſe alten Beziehungen 
ſetzen ſich auch heute noch durch. In den Läden in Kowno ſah man 
noch im Sommer faſt nur deutſche Waren, ſoweit es ſich um Bedarfs⸗ 
gegenſtände des täglichen Lebens handelte. Genußwaren, wie Tabak 
und Konſerven, waren meiſt engliſches Fabrikat, während Zucker 
und andere Kolonialwaren aus Amerika und Schweden geliefert 
wurden. Maſchinen, landwirtſchaftliche Geräte und Werkzeuge haben 
die Litauer bisher faſt ausſchließlich aus Deutſchland bezogen. In 
letzter Zeit machen nun die Engländer große Anſtrengungen, Deutſchland 
in dieſen Waren und in Textilwaren aus dem Markte zu drängen, 
eine Gefahr, die bei der heutigen geringen Wettbewerbsfähigkeit 
unſerer Induſtrie nur durch erhöhten Unternehmungsgeiſt der deutſchen 


Kaufleute abgewendet werden kann. Das ökonomiſche Vordringen 
Schmollers Jahrbuch XLV 1. 15 
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Englands iſt durchaus konzentriſch beabſichtigt. Die Eroberung des 
Abſatzmarktes, das heißt die Einfuhr, ſoll gefördert werden dadurch, 
daß man ſich gleichzeitig der Verfügungsgewalt über die Rohſtoffe 
des Landes durch von der Regierung konzeſſionierte Monopole 
verſichert. Eine Unterſtützung von unberechenbarem Wert leiht man 
dieſer Aktion dadurch, daß man der in ſchwerer Geldnot befindlichen 
Regierung finanzielle Hilfe anbietet unter der Vorausſetzung, daß 
ſie die engliſchen Handelspläne unterſtützt. Wie weit dieſe Pläne 
gehen, erhellt daraus, daß die Engländer gegenwärtig verſuchen, ſich 
ein Monopol auf ſämtliche Regierungslieferungen zu verſchaffen. 

Über den Außenhandel Lettlands ſind kürzlich folgende ſtatiſtiſche 
Zahlen veröffentlicht worden: 


Außenhandel der Republik Lettland vom 1. Januar bis 1. Mai 1920 | 


Ausfuhr Einfuhr 


nach von 

England 244,7 40,0 
Sranleid . 222020. 68,0 25,0 
Schweden. 14,0 35,4 
Dänemark 8,0 53,8 
Holans‚d ñ˙c 5,6 2,2 
Norwegen. 9,0 51,7 
Deutihland. . . . 2» 2 2.2. — 50,0 
Finn lad 1,5 81 
eiland .. 2 2 22200. 1,9 7,5 
Sonftige Länder 3,7 3.8 
Zuſammen 357,4 277,5 


Hiernach wären zwei Drittel der Rohſtoffausfuhr nach England 
gegangen. Weiter hinter England mit ein Viertel der Summe ſteht 
Frankreich; es folgt mit einem geringen Anteil Schweden. Der 
unerhebliche Reſt verläuft in verſchiedene kleine Kanäle. Deutſchland 
iſt dieſen Zahlen zufolge leer ausgegangen. Die Statiſtik dürfte 
jedoch in dieſem Punkte nicht zutreffend fein, vielmehr iſt wahr⸗ 
ſcheinlich ein Teil der Waren, die mit engliſchen oder franzöſiſchen 
Dampfern nach Deutſchland verfrachtet worden ſind, in der Statiſtik 
jenen Ländern zugeſchrieben worden. Der Anteil der einzelnen. 
Waren zu der Geſamtausfuhr geht aus den veröffentlichten Zahlen 
nicht hervor. 

Von Flachs wurden 156000 Pud ausgeführt; England hat ſich 
zwar einen großen Teil der letzten Ernte, aber noch kein endgültiges 
Monopol verſchaffen können. In Lettland ſoll man mit den erzielten 
Preiſen unzufrieden ſein und wegen des Verkaufs der nächſtjährigen 
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Ernte mit den Vereinigten Staaten in Unterhandlungen ſtehen, von 
denen man beſſere Preiſe zu erhalten hofft. 

Das Holz geht außer nach Gcoßbritanien gegenwärtig nach 
Frankreich, Holland und Belgien. Die lettiſche Regierung ſchätzt 
die künftige Ausfuhrleiſtung des Landes auf jährlich 100 000 stand.! 
Dieſe Schätzung wäre mehr als optimiſtiſch, wenn es zutrifft, daß 
während der erſten fünf Monate dieſes Jahres nur 15 000 stand. 


exportiert worden find. Wie erwähnt, ging das lettiſche Holz früher 


über Riga nach Mittel⸗ und Weſtdeutſchland und nach England. 
Während des letzten Jahres haben die Rigenſer Holzhändler ihre 
Beziehungen zu England enger geknüpft. Das Ergebnis war die 
Gründung einiger Geſellſchaften mit engliſchem Kapital und unter 
engliſchem Namen, die Waldobjekte aufzukaufen und das gewonnene 
Holz nach England zu exportieren beabſichtigen. Es iſt noch nicht 
bekannt, in welchem Maße dieſe Unternehmen erfolgreich geweſen 
ſind, jedenfalls haben neuerdings die Rigenſer Holzhändler wieder 
Annäherungsverſuche gemacht, um ihre alten Beziehungen in 
Deutſchland wieder aufzunehmen, vermutlich von der Erkenntnis 
geleitet, daß Deutſchland trotz vorübergehender Entfremdung für 
einen Teil des lettiſchen Holzes das natürliche Abſatzgebiet iſt. 
Wahrſcheinlich wird in der Zukunft das im Lande hergeſtellte Schnitt⸗ 
material, welches bei ſeinem höheren Wert die Fracht nach England 
tragen kann, nach dorthin gehen, während das weniger wertvolle 
unbearbeitete Lang⸗, Papier⸗ und Grubenholz die hohe Seefracht 
nach weſteuropäiſchen Märkten auf die Dauer nicht wird tragen 
können und ſein Abſatzgebiet wieder in Deutſchland wird ſuchen 
müſſen. 

Über die Einfuhr nach Lettland lauten die Berichte dahin, daß 
beſonders in letzter Zeit Deutſchland wieder erheblich an Boden 
gewonnen hat. Statiſtiſche Zahlen ſtehen hierüber nicht zur Ver⸗ 
fügung. 

Eſtland hat bisher keine Außenhandelsſtatiſtik veröffentlicht. 
Flachs und Leinſamen der letztjährigen Ernte gingen infolge des 
Monopols nach England und den Vereinigten Staaten. Der 
Monopolinhaber, nämlich das amerikaniſch⸗engliſche Konſortium, 
bezahlte die Ware tteilweiſe in bar in engliſcher und amerikaniſcher 
Währung, teilweiſe lieferte er im Tauſchverkehr Düngemittel und 
Saatgut, welche an die Bauern verteilt wurden. 


1 1 standard = 4,67 cbm. 
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Die Holzausfuhr aus Eſtland war nur gering und richtete ſich 
hauptſächlich nach England. Neuerdings haben ſich Verbindungen 
angeknüpft, die darauf hinzielen, auch Deutſchland wieder zu beliefern. 

Als Ausfuhrartikel nach Deutſchland kommen auch Kartoffeln 
und Spiritus in Frage. Hierfür ſchweben Verhandlungen zwiſchen 
eſtniſchen und deutſchen Stellen. Die eſtniſche Einfuhr iſt bei 
mangelnder Kreditfähigkeit des Landes gering und beſchränkt ſich 
neben den bereits erwähnten landwirtſchaftlichen Konſumartikeln auf 


die wichtigſten Genußmittel wie Zucker und Salz uſw. Die Gegen⸗ 


ſtände des täglichen Bedarfs, Textilwaren, Werkzeuge uſw., werden 
hauptſächlich von Stockholm geliefert, das frachtlich für Reval am 
günſtigſten von allen Ausfuhrhäfen Europas liegt. Der Handels⸗ 
verkehr ſpielt ſich hierbei ſo ab, daß die Stockholmer Exporteure 
ein Schiff mit einer Kollektion von Waren befrachten; dieſe Waren 
werden in kleinen Mengen vom Schiff aus im Revaler Hafen oder 
auf der Rheede an die eſtniſchen Käufer abgeſetzt. Es iſt nicht 
unintereſſant, zu beobachten, daß als eine Folge der geringen 


Wirtſchaftskraft Eſtlands der Einfuhrhandel hier wieder zu ſeinen 


primitivſten Formen zurückgekehrt iſt. 


Die prominente Rolle, die das Deutſchtum in den baltiſchen 
Staaten wie überhaupt im zariſtiſchen Rußland ſpielte, war nicht 
dem Zufall oder äußeren Einflüſſen zuzuſchreiben, ſondern der Tat⸗ 
ſache, daß das ruſſiſche Reich die Nutzbarmachung ſeiner Rohſtoff⸗ 
quellen und die Entwicklung ſeiner Wirtſchaft vorwiegend der Pionier⸗ 
arbeit und organiſatoriſchen Tätigkeit der Deutſchen verdankte. Dieſe 
ſeine vorherrſchende Stellung hat Deutſchland, wie im vorgehenden 
gezeigt worden iſt, in den Randſtaaten verloren. Die Vorgänge 
während der militäriſchen Beſetzung, der Verluſt des Krieges, die 
eigene Machtloſigkeit in politiſcher und wirtſchaftlicher Beziehung, 
die politiſchen Konſtellationen, unter denen die Randſtaaten ins Leben 
getreten ſind und unter denen ſie ſich zu behaupten haben, haben 
Deutſchland nicht nur von ſeinem erſten Platze verdrängt, ſondern 
das deutſche Element faſt aufgerieben, der Auflöſung nahegebracht. 


Dieſe Sachlage haben ſich die anderen Nationen zunutze gemacht; 


ſie haben — wie gezeigt worden iſt — keine Zeit verloren, um in 
die Breſche zu ſpringen, keine Mühe und Koſten geſcheut, um den 
Platz auszufüllen, den der Deutſche verlaſſen mußte. Es zeugt dies 
von einer richtigen Einſchätzung der ökonomiſchen Bedeutung, die 
den Randſtaaten zugeſchrieben werden muß. 
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Dieſe Bedeutung liegt zunächſt auf wirtſchaftlichem Gebiet. So⸗ 
lange die ruſſiſchen Rohſtoffe brach liegen, bilden die Waldbeſtände 
Litauens und Lettlands eine für die europäiſchen Induſtrieſtaaten 
unentbehrliche Verſorgungsquelle für Holz; das gleiche gilt von 
Flachs, der mit Ausnahme von Rußland nirgendwo in Europa als 
im Baltikum in größerem Ausmaß erzeugt wird. Wenn einmal 
Rußland ſich dem europäiſchen Wirtſchaftsgetriebe wieder eingefügt 
und begonnen hat, ſeine Rohſtoffe auszuführen, dann wird die 


heutige wirtſchaftliche Bedeutung der Randſtaaten gegenüber den 


unvergleichlichen Rohſtoffquellen Rußlands zurückſinken. Nicht zum 
mindeſten liegt die Bedeutung der Randſtaaten aber auch in ihrer 
geographiſchen Lage; ſie bilden das natürliche Vorgelände Rußlands 
von der See aus; von ihnen ausgehend wird man die wirtſchaft⸗ 
liche Durchdringung Rußlands einzuleiten haben. Es ſoll daher 
nunmehr zuſammengefaßt die Situation dargeſtellt werden, die ſich 
aus dem Erſcheinen der anderen Staaten auf dem früher deutſchen 
Arbeitsgebiet ergeben hat. | 
Zunächſt muß das Neuauftreten des Memellandes in Betracht 
gezogen werden. Durch die Abtrennung dieſes Gebietes iſt die 
Memeler Induſtrie in eine ſcharfe Konkurrenzſtellung gegenüber der 
oſtpreußiſchen Induſtrie geraten; während früher die beiderſeitigen 
Intereſſen gleich waren, iſt heute jeder Vorteil, den der eine bei der 
Rohſtoffbeſchaffung genießt, der Schaden des anderen. Memel kann 
ſich infolge ſeiner günſtigen Lage als der natürliche Hafen Litauens 


auf Koſten der oſtpreußiſchen Induſtrie bedeutende Vorteile bei der 


Holzbeſchaffung ſichern. Kommt ein Verband zwiſchen den beiden 
Staaten zuſtande, ſo wird die Lage Oſtpreußens noch ſchwieriger, 
wobei zu berückſichtigen iſt, daß ohnedies das Holz, wenn es von 
Litauen nach Oſtpreußen geflößt wird, durch Memeler Gebiet gehen 
muß. In Memel herrſchen augenblicklich die Franzoſen, die das 
Beſatzungskontingent ſtellen, und ſie verſuchen ihre Stellung dazu 
auszunutzen, ſich auch in Litauen wirtſchaftliche Vorteile zu ver⸗ 
ſchaffen. Sie haben, abgehen von Vermittlergeſchäften, bisher aller⸗ 
dings wenig Fortſchritte gemacht, und man gewinnt nicht den Ein⸗ 
druck, daß ihre Bemühungen organiſiert ſind und mit Kapitalkraft 
und kaufmänniſchem Unternehmungsgeiſt durchgeführt werden. In 
Lettland indeſſen ſcheinen die Franzoſen mit Kapital vorgehen und 
ſich am Wiederaufbau der Induſtrie beteiligen zu wollen; dem Ver⸗ 
nehmen nach verhandeln ſie wegen Übernahme beſtehender indu⸗ 


ſtrieller Unternehmungen. 
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Holland und Schweden ſpielen im Außenhandel der Randſtaaten 
auch bereits eine Rolle. Holländiſche Finanzgruppen unterhandeln 
in Litauen über große Waldankäufe, und Rotterdam liefert be⸗ 
deutende Mengen von Nahrungs⸗ und Genußmitteln nach dem 
Baltikum. Schweden iſt durch einige ſehr rührige große Handels⸗ 
geſellſchaften in den Randſtaaten vertreten und hat ſich, wie die 
Statiſtik zeigt, bereits einen bemerkenswerten Anteil an der Einfuh 
geſichert. | & 

Wichtiger aber find die Fortſchritte, die die Vereinigten Staaten 
von Amerika gemacht haben. Dieſe Fortſchritte treten beſonders in 
den beiden nördlichen Republiken in Erſcheinung. In Lettland ſoll 
das Eiſenbahnweſen mit amerikaniſcher Hilfe reorganiſiert werden. 
Einige Aufträge an Lokomotiven, rollendem und Oberbaumaterial 
ſind bereits nach Amerika vergeben worden. Ferner ſteht die lettiſche 
Regierung dem Vernehmen nach mit einer amerikaniſchen Geſellſchaft 
in Verhandlungen wegen Lieferung von 850 Lokomotiven, 7500 Eiſen⸗ 
bahnwagen und einer entſprechenden Menge von Schienen. Die 
Kaufſumme wäre mit 7% jährlich zu verzinſen und im Laufe von 
20 Jahren, mit 1926 beginnend, abzutragen. Als Sicherheit ſoll 
die geſamte Staatseiſenbahn dienen, die allerdings unter der Ver⸗ 
waltung der lettiſchen Regierung bleiben ſoll. Es ergibt ſich 
ohne weiteres, welch großen Einfluß Amerika auf das ganze Wirt⸗ 
ſchaftsleben des Landes gewinnen würde, falls dies Abkommen 
zuſtande kommt. Was den Rohſtoffbezug anbelangt, ſo geht ein 
Teil der Flachsernte bereits jetzt nach Amerika, und Lettland ver⸗ 
ſpricht ſich von dieſer Geſchäftsverbindung das Günſtigſte für die 
Zukunft. 

Eſtland, das ärmer iſt an Rohſtoffen und geringere Konſumtions⸗ 
kraft beſitzt, bietet weniger kommerzielle Angriffspunkte als Lettland. 
Aber auch hier ſind die Beziehungen zu Amerika bereits enge. Ein 
Teil des von der Regierung monopoliſierten Flachſes und Lein⸗ 
ſamens geht nach den Vereinigten Staaten, und in Reval wird 
gegenwärtig wegen einer Anleihe mit amerikaniſchen Finanzkreiſen 
verhandelt. Auch ſoll die eſtniſche Regierung mit der amerikaniſchen 
Geſellſchaft „Amstea“, einer Zweiggeſellſchaft der „United States 
Steel Products Corporation“, in Unterhandlungen ſtehen wegen 
Lieferung von amerikaniſcher Kohle und wegen des Ausbaues des 
Hafens von Reval. Dieſes deutet darauf hin, daß Reval die Ver⸗ 
teilungsſtelle werden ſoll, von wo aus Rußland mit amerikaniſchen 
Fabrikaten verſorgt werden wird. 
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Die größten Erfolge aber hat England in der wirtſchaftlichen 
Durchdringung der Randſtaaten aufzuweiſen. In Litauen hat eine 
engliſche Gruppe die letztjährige Flachsernte monopoliſiert und ver⸗ 
kauft dieſelbe nach eigenem Ermeſſen als Agent der litauiſchen 
Regierung. Was die Ausnutzung der Wälder anbelangt, ſo ſind 
die Dinge noch im Stadium der Entwicklung; augenblicklich führt 
England Verhandlungen, um ſich über die Hälfte der für den Export 
frei werdenden Holzmengen zu ſichern. Nach anderen Mitteilungen 


beabſichtigt Großbritannien ſogar, der litauiſchen Regierung einen 


Holzvertrag aufzuzwingen, durch den, ähnlich wie beim Flachs, ein 
engliſches Ausfuhrmonopol geſchaffen werden würde. Ihre Be⸗ 
ſtrebungen, die Rohſtoffe des Landes unter ihren Machtbereich zu 
zwingen, ſuchen die Engländer mit Geſchick durch Anleiheangebote 
an die in ſteter Finanznot befindliche litauiſche Regierung zu fördern. 
Sie haben ſich erneut erboten, Geldmittel zur Verfügung zu ſtellen, 
um eine eigene litauiſche Währung zu ſtützen. Auch bei der Ver⸗ 
ſorgung des Landes mit Induſtrieerzeugniſſen machen die Engländer 
ſtetig Fortſchritte und verdrängen bereits die alten deutſchen Lieferanten 
erfolgreich vom Markte. 

„In Lettland iſt ihre Stellung derart, daß der größte Teil der 
Ausfuhr von Holz, Flachs und Leinſamen auf ſie entfällt. Im 
Holzgeſchäft haben ſie ihre Poſition durch Gründung von engliſchen 
Geſellſchaften weſentlich verſtärkt und vorausſichtlich dauerhaft ge⸗ 
ſtaltet. In Eſtland ſchließlich iſt der engliſche Einfluß in politiſcher 
und wirtſchaftlicher Hinſicht beinahe unbeſtritten. So iſt der Handels⸗ 
vertrag mit Großbritannien überhaupt der erſte Vertrag, den Eſt⸗ 
land mit einem fremden Staate geſchloſſen hat. Abgeſehen von 
der Kontrolle über die Rohſtoffe verſuchen die Engländer jetzt, 
auch die wenigen im Lande beſtehenden induſtriellen Unter⸗ 


nehmungen in ihre Hand zu bringen. Die früher deutſche Aktien⸗ 


geſellſchaft für mechaniſche Holzbearbeitung A. M. Luther und die 
Papierfabrik Johannſon in Reval ſind engliſche Unternehmungen 
geworden. Ferner ſchweben Unterhandlungen, um die Gewinnung 
und Ausnutzung des Brennſchiefers in ein engliſches Monopol zu 
verwandeln. 

Gegenüber dieſem Vordringen anderer Staaten und beſonders 
Englands iſt die Stellung Deutſchlands ſchwierig und prekär. Ge⸗ 
länge es, Deutſchland gänzlich vom baltiſchen Markte zu verdrängen 
und ihm deſſen Rohſtoffe auf die Dauer zu entziehen, ſo wäre dies 
nicht nur ein vernichtender Schlag gegen die oſtpreußiſche Holzinduſtrie, 
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ſondern würde eine erhebliche Störung des geſamten deutſchen Wirt- 
ſchaftslebens bedeuten. Ich glaube nun allerdings, daß für eine 
allzu peſſimiſtiſche Auffaſſung der Lage trotz der großen Fortſ chritte 
anderer Staaten, keine Notwendigkeit beſteht. 

In den vorhergehenden Ausführungen ſind bereits die Anſatz⸗ 
punkte angedeutet worden, die für eine erfolgreiche Wiederanknüpfung 
der Handelsbeziehungen zum Baltikum und für ein erneutes Vor⸗ 
dringen Deutſchlands zweifellos vorhanden ſind. 

Als wichtigſten Faktor betrachte ich hierbei das dichte Netz der 
perſönlichen Beziehungen zwiſchen den deutſchen und baltiſchen Ver⸗ 
käufern und Käufern, Beziehungen, die Jahrzehnte hindurch beſtanden 
haben und wohl gelockert, unſchwer aber auch wieder angeknüpft 
werden können. Kein Ausländer beſitzt eine ähnlich intime Kenntnis 
von Land und Leuten, den beſonderen kaufmänniſchen Uſancen, 


unter denen im Baltikum Geſchäfte abgeſchloſſen und abgewickelt 


werden können, den allgemeinen und lokalen Verhältniſſen, wie der 


ſeit langem mit ihnen vertraute oſtpreußiſche Kaufſmann. Günſtig 


iſt für Deutſchland auch die lange Gewöhnung der Konſumenten an 
deutſche Fabrikate, wobei darauf hingewieſen werden mag, daß die 
Engländer und Amerikaner es ſtets abgelehnt haben, bei ihrer 
Fabrikation auf die Sonderwünſche fremdländiſcher Kunden Rückſicht 
zu nehmen und ſich ihnen anzupaſſen. 

Die geographiſche Lage wird auch dazu Fe unſere 
Handelsbeziehungen zum Baltikum wiederherzuſtellen; ſie verweiſt 


die Randſtaaten für den Abſatz eines Teiles ihrer Nohſtoffe nach 


Deutſchland. 


Ferner iſt die Tatſache, daß Litauen die Markwährung bei⸗ 


behalten hat, von uns zu begrüßen. Es iſt erwähnt worden, daß 
ſelbſt die Engländer trotz des Hochſtandes ihrer Währung für ihre 
Holz⸗ und Flachsankäufe in Litauen ſich Oberoſtrubel zu beſchaffen 
für zweckmäßig hielten. Es muß daher unſere Aufgabe ſein, den 
Litauern die Beibehaltung unſerer Währung in jeder Zeile zu 
erleichtern. 

Was das litauiſche Holz anbelangt, ſo iſt noch nicht erſichtlich, 


wie weit die Bemühungen der anderen hierfür wettbewerbenden 


Staaten erfolgreich fein werden; politiſche Einflüſſe und die Über- 
legenheit der fremden Währung mögen hier gegen uns in die 


Wagſchale fallen. Immerhin wird Deutſchland der natürliche Ab⸗ 


nehmer für das litauiſche Holz bleiben, ſoweit es im weſtlichen Teile 
des Landes gefchlagen wird; denn es kann faſt vom Schlagplatz aus 
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bis an die oſtpreußiſchen Fabriken herangeflößt werden, und gegen⸗ 
über dieſem natürlichen und billigen Transportwege werden Staaten, 
die das Holz in Dampfern verfrachten müſſen, ſich auf die Dauer 
nicht durchſetzen können. 

Bezüglich des Flachſes hat auch der litauiſche Außenminiſter 
kürzlich darauf hingewieſen, daß gewiſſe Qualitäten davon nur in 
Deutſchland verarbeitet werden können und daher hierher gehen 
muͤſſen, gleichgültig, ob die Ware frei iſt oder durch Monopol ge⸗ 
bunden. Zieht man ferner in Betracht, daß der mit England im 
vorigen Jahre geſchloſſene Monopolvertrag in Litauen große Un⸗ 
zufriedenheit ausgelöſt hat, ſo ſind auch hier die künftigen Aus⸗ 
ſichten für Deutſchland nicht ungünſtig. 

Daß Lebensmittel, ſoweit Litauen überhaupt auszuführen in 
der Lage iſt, bereits heute nach Deutſchland gehen, iſt geſagt worden. 


Als Geſamtbild alſo ergibt ſich die Tatſache, daß Litauen im eigenen 


Intereſſe ſich wirtſchaftlich nicht dauernd von Deutſchland abſchließen 
kann. Dieſe Tatſache iſt von dortigen Regierungsſtellen mehrfach 
öffentlich anerkannt worden. In einem kürzlich in der Preſſe er⸗ 
ſchienenen Interview erklärte der Außenminiſter, daß, während ſein 
Land bemüht fein müſſe, feine politiſchen Beziehungen zu den Entente⸗ 


ſtaaten fo eng wie möglich zu geſtalten, es in wirtſchaftlicher Hinſicht 


doch nach Deutſchland gravitiere. Das Vertrauen, das man all⸗ 
gemein wieder zu uns hegt, kommt in der Tatſache zum Ausdruck, 
daß die litauiſche Regierung zum Studium und zur Begutachtung 
des wichtigſten inneren Problems, nämlich der Agrarfrage, einen 
deutſchen Fachmann berufen hat. 

Wenden wir uns zu Lettland, ſo ſehen wir, daß die Holzausfuhr 
ſich gegenwärtig zwar faſt ausſchließlich nach England und den weſt⸗ 
lichen Ententeſtaaten richtet, aus neueren Berichten geht aber hervor, 
daß es den Letten erwünſcht wäre, wenn Deutſchland wieder in 
größerem Ausmaß an der Ausfuhr teilhaben würde. Es wird be⸗ 
hauptet, daß es Deutſchland nicht ſchwer fallen würde, den verlorenen 
Boden wiederzugewinnen, falls Geldmittel zur Verfügung geſtellt 
würden, um das zu liefernde Holz der lettiſchen Regierung zu be⸗ 
vorſchuſſen. 

Als ein für Deutſchlands Ausſichten günſtiger Faktor iſt ferner 
einzuſetzen, daß die lettiſche Induſtrie vor dem Kriege überwiegend 
und auch heute noch zum großen Teil in den Händen von Deutſchen 
liegt. Dadurch iſt uns eine Aufgabe vorgezeichnet, der wir uns 


nicht entziehen dürfen, nämlich beim Wiederaufbau der lettiſchen 
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Induſtrie in führender Rolle mitzuwirken und dadurch unſeren Ein⸗ 
fluß erneut zu befeſtigen. Unentbehrlich hierfür iſt, daß unſere 
Finanzkreiſe adäquate Geldmittel zur Verfügung ſtellen; auch muß 
ſich der Wiederaufbau unter einem einheitlichen Plane vollziehen. 
Hinſichtlich Eſtlands ſchließlich iſt ſchon geſagt worden, daß Deutſch⸗ 
land gegenwärtig zwar nur geringen Anteil an der Ein⸗ und Aus⸗ 
fuhr hat, daß aber Strömungen vorhanden ſind, die auf eine 
Stärkung der gegenſeitigen Handelsbeziehungen abzielen. | 

Schließlich ift Deutſchland Gelegenheit gegeben, noch an einem 
anderen Punkte den Hebel anzuſetzen. 

Gemeinſam iſt nämlich den drei Randſtaaten das Beſtreben, 
in Zukunft ihre Rohſtoffe in ſtärkerem Maße als dies bisher ge⸗ 
ſchehen im eigenen Lande zu verarbeiten; man möchte nicht mehr 
die Rohmaterialien ausſchließlich unverarbeitet ins Ausland abgeben, 
ſondern für ihre induſtrielle Verwertung eine eigene bodenſtändige 
Induſtrie ſchaffen. Dieſe Pläne beſchränken ſich nicht nur auf Holz. 
Litauen beabſichtigt auch, den Flachs im Lande vorbereiten zu laſſen, 
und falls dieſe Verſuche erfolgreich wären, würden Lettland und Eſt⸗ 
land bald folgen. Das Ausland zeigt dieſen Plänen gegenüber Ver⸗ 
ſtändnis, die engliſchen und amerikaniſchen Monopolangebote be⸗ 
wegen ſich auf der Grundlage der Verarbeitung des Holzes im 
Lande; man erbietet ſich, Kapital zur Schaffung einer ausgedehnten 
Induſtrie zur Verfügung zu ſtellen. Es iſt klar, daß die wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen des Auslandes in dieſer Frage in anderer Richtung 
laufen als die Deutſchlands. So kann es England und den anderen 
weſtlichen Staaten, die hohe Seefrachten zu zahlen haben, nur will⸗ 
kommen ſein, wenn ſie das baltiſche Holz am Erzeugungsort ſo 
weit verarbeiten können, daß es als Halb- oder Fertigfabrikat zur 
Verſchiffung kommt. Zum Teil iſt dies Vorbedingung dafür, daß 
es überhaupt im nationalen Sinne verwertet werden kann. Die 
einzige Möglichkeit, wie England zum Beiſpiel das anfallende Papier⸗ 
holz in Litauen für ſich verwerten kann, iſt durch Verarbeitung in 
Zellſtoff an Ort und Stelle; muß es unverarbeitet exportiert werden, 
ſo kann es nur nach Deutſchland oder Memel gehen, da es bei 
ſeinem geringen Wert die Seefracht nicht verträgt. Im Gegenſatz 
hierzu muß Deutſchland, das parallel mit der Grenze große fertig⸗ 
verarbeitende Induſtrien aufgebaut hat, daran liegen, den un⸗ 
verarbeiteten Rohſtoff wenigſtens in ſolchen Mengen zu erhalten, daß 
ſeine Fabriken daran keinen Mangel leiden. Nichtsdeſtoweniger wäre 
es ein ſchwerer Fehler, wenn wir der angedeuteten Entwicklung 
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gegenüber blind ſein oder uns gar ihr entgegenzuſtellen verſuchen 
wollten; vielmehr muß das deutſche Kapital unter Mitwirkung der 
mit den lokalen Verhältniſſen vertrauten Händlerkreiſe ſich an der 
Induſtriealiſierung des Baltikums in großzügiger Weiſe beteiligen. 
Kein anderes Land iſt imſtande, hieran ſo erfolgreich mitzuwirken, 
wie Deutſchland es könnte auf Grund ſeiner langjährigen Beziehungen, 
der Kenntnis von Ort, Menſchen, Arbeitsbedingungen und auf 
Grund des Vertrauens, das der Deutfche als Kaufmann und In⸗ 
duſtrieller jahrzehntelang in dieſen Gegenden bei der Bevölkerung 
genoſſen hat. 

Trotz des Vordringens der ökonomiſch ſtärkeren Ententeſtaaten 
alſo wird Deutſchland den ihm gebührenden Platz im Baltikum zu 
behaupten imſtande ſein, wenn es die Vorbedingung hierfür erfüllt, 
das iſt: den Augenblick nicht verfehlt und planmäßig auf ſein 


Ziel hinarbeitet. _ 
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Die wirt) ch aftsgeſchichtliche Auffaſſung 
W. Sombarts 
Zur Begriffsbeſtimmung des Kapitalismus 


Von Georg von Below 
o. Profeſſor der Geſchichte an der Aniverſität Freiburg i. B. 


Zuhalts verzeichnis: Die Art von Sombarts Polemik S. 237. — „Neuheit“ 
und „Richtigkeit“ S. 238. — Sombarts alte und neue Theorie über den 

UArſprung des Kapitals S. 241. — Sombart über mittelalterliche Städte⸗ 
gründung S. 242. — Weſen der Wirtſchaftsſtufen S. 248. — Kapitalismus 
die Organiſation der Wirtſchaft in Großbetrieben S. 253. — Sombarts 
unrichtige Vorſtellung von der Oikenwirtſchaft S. 254. — Enger Zuſammen⸗ 
hang aller nachgewieſenen Kennzeichen des Kapitalismus mit der Steigerung 
des großen Betriebes S. 254. — Der kapitaliſtiſche „Geiſt“ S. 256. -- 
Kapitalismus und Sozialismus S. 258. 


Im Jahrgang 1920, S. 1021 ff. veröffentlicht W. Sombart unter 

dem Titel „Probleme der Wirtſchaftsgeſ chichte“ eine Erwiderung 
Ber die Kritik, die ich in meinem im letzten Sommer erſchienenen 
gleichnamigen Buch (Tübingen, J. C. B. Mohr) an der in den 
beiden Auflagen ſeines „Modernen Kapitalismus“ gegebenen Dar⸗ 
ſtellung geübt habe. Ich bedauere lebhaft ſagen zu müſſen, daß 
dieſe Erwiderung vollkommen unergiebig iſt: man vermag ihr nicht 
einen einzigen fruchtbaren Gedanken zu entnehmen. Sombart ſelbſt 
erkennt an, daß ich ihn ſehr glimpflich behandelt habe, und ich darf 
hinzufügen, daß ich von allen ſeinen Gegnern ihm wohl mit der 


größten Anerkennung, weil mit der größten Sachlichkeit, begegnet 


bin, was auch von dritter, und zwar von Sombart freundlich gegen⸗ 
überftehender Seite ausdrücklich hervorgehoben worden iſt . Wieder⸗ 
holt iſt mir ſogar mein zu nachſichtiges Urteil über Sombarts 
Arbeiten vorgeworfen worden. Zu meiner Rechtfertigung möchte 
ich geltend machen, daß Sombart doch unzweifelhaft die Gabe be⸗ 
ſitzt, Probleme zu ſehen, über welche Gabe ja nicht jedermann ver⸗ 


fügt, und die eben deshalb doch mit Anerkennung genannt zu werden 


verdient. Daß anderſeits ihm die Gabe, Probleme zu löſen, keines⸗ 


1 Siehe meine „Probleme der Wirtſchaftsgeſchichte“, S. 496 (Max Weber). 
über Kritiken, die Sombarts „Kapitalismus“ gefunden hat, ſiehe ebenda 
S. 482 fl., 442 und 499. 
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wegs in gleichem Grade eigen ift, darüber habe ich auch keinen 
Zweifel gelaſſen. Es fehlen ihm dafür die rechte Diſziplin der 
Methode und die nötige Unabhängigkeit von Ideen, die ihm durch 
den Kopf ziehen und die zu kontrollieren er ſich nicht die Mühe 
macht. Indem ich dieſe Mängel rein ſachlich an konkreten Bei⸗ 
ſpielen aufwies, bin ich gegenüber ſeinen ſchärfſten Kritikern wie 
Brentano, Dopſch uſw. an ſachlicher Deutlichkeit doch nicht zurück⸗ 
geblieben. Der Unterſchied zwiſchen ihnen und mir iſt nur der, 
daß ich im Hinblick auf den erwähnten Vorzug ſeiner Arbeiten ein 
günſtigeres Geſamturteil fällen zu müſſen glaubte, während ſie mehr 
die Mängel betonten. Als Erwiderung auf meine, wie bemerkt, 
von dritter Seite ausdrücklich anerkannte Sachlichkeit hätte ich von 
Sombart eine ſachliche, das Weſen meiner Darſtellung energiſch 
anfaſſende Kritik erwartet. Statt deſſen beſchenkt er mich mit einer 
Erwiderung, die zwar allerlei Lob und Tadel in buntem Gemiſch 
enthält, aber nichts weniger als ſachlich iſt und unſere Erkenntnis 
nicht im allermindeſten fördert. Wenn ich ihr trotzdem hier einige 
Ausführungen widme, ſo geſchieht es, weil Sombarts Darlegungen, 
falls ſie unwiderlegt blieben, geeignet ſind, eine Verwirrung in den 
heute zur Erörterung ſtehenden Streitfragen hervorzubringen, und 
weil ſich im Anſchluß an die Auseinanderſetzung mit ihm einige 
nützliche Beobachtungen machen laſſen. b 
Sombart wirft mir vor, daß ich ſein Buch nur dürftig oder 
überhaupt kaum geleſen habe. Man kennt dieſen Vorwurf, wie er 
ſo oft von gekränkten Autoren gegen ihre Kritiker erhoben wird. 
Er iſt aber gerade im Munde Sombarts unvorſichtig. Sombart 
ſagt von meinen „Problemen“, welche ältere und neu abgefaßte 
Aufſätze enthalten: „ein Teil (der alten Aufſätze) iſt ohne jeden 
Zuſatz wieder abgedruckt“. Tatſächlich iſt kein einziger ohne Zuſatz 
abgedruckt. Ein einziger (Nr. 3), der kurz vorher in den Jahr⸗ 
büchern für Nationalökonomie erſchienen war, hat wenig Zuſätze er⸗ 
halten. Die anderen älteren Aufſätze bieten ſämtlich weſentliche 
Erweiterungen, teils neue Stützen für die Beweisführung, teils 
Darlegungen, die eine Erweiterung des Themas bedeuten. Dieſe 
Feſtſtellung gibt ſchon einen kleinen Begriff von Sombarts Er⸗ 
widerung. Von den „neuen Beiträgen“ erklärt er, „gerade ſie 
ſeien recht ſchwach“. Vollkommen neu ſind Nr. 2 („Die Haupt⸗ 
tatſachen der älteren Deutſchen Agrargeſchichte“) und Nr. 9 („Die 
älteſte deutſche Steuer“). Ich wäre Sombart dankbar, wenn er 
dieſe Aufſätze recht gründlich unter die kritiſche Lupe genommen 
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hätte. Tatſächlich hat er zur Begründung ſeines Urteils „recht 
ſchwach“ nicht einmal eine halbe Silbe vorgebracht. Unter uns 
geſagt: er wäre überhaupt nicht imſtande geweſen, auch nur den 
Verſuch einer kleinen Bekrittelung dieſer Aufſätze zu machen, da 
ihm, wie man aus ſeinen Büchern entnehmen kann, die dafür 
nötige Kenntnis der Verfaſſungsgeſchichte fehlt. Aber mit dem Ur⸗ 
teil „recht ſchwach“ war er ſchnell fertig. Er bringt ferner gegen 
mich vor, daß ich „anregende, neue Ideen meines Wiſſens — 
wenigſtens auf dem Gebiete der Wirtſchaftsgeſchichte — keine 
einzige produziert habe. Man müßte denn die Theſe, daß die Hof⸗ 
rechtstheorie nicht richtig ſei, dahin rechnen“. Sombart macht 
dies im Zuſammenhang damit geltend, daß er — um mein Buch 
zu diskretieren — dem Publikum und beſonders mir klar zu machen 
ſucht, ich könnte nicht auf eine zweite Auflage rechnen. Er hatte 
keine Veranlaſſung davon zu ſprechen; denn ich hatte ſelbſt von 
einer neuen Auflage kein Wort geſagt. Wenn ich von einer „ge⸗ 
wiſſen“ Parallele zwiſchen Büchers „Entſtehung der Volkswirtſchaft“ 
und meinem Buch geſprochen hatte, ſo liegt eine ſolche im Thema 
ja tatſächlich vor; es braucht aber noch keine Parallele der Auflagen 
damit gemeint zu ſein. Ich bin viel zu „klug“ (um an das von 
Sombart gebrauchte Wort anzuknüpfen), als daß ich je hätte daran 
denken können, daß mein dicker Wälzer auch nur entfernt die Ver⸗ 
breitung der Bücherſchen „Entſtehung“ finden würde. Doch das iſt 
ja etwas Nebenſächliches. Aber nun höre man, wie Sombart das 
Weſen eines Buchs mit „anregenden, neuen Ideen“ beſtimmt. Der 
Verfaſſer muß „den Menſchen ſeine Theorien ins Geſicht blaſen; 
das regt ſie an. Und es kommt gar nicht ſo ſehr darauf an, daß. 
dieſe Theorien ‚richtig‘ find. Ich zweifle nicht, daß die Feſtſtellungen 
v. Belows alle viel ‚richtiger‘ find als die Bücherſchen. Aber mit 
der bloßen „Richtigkeit“ lockt man keinen Hund vom Ofen. Neu 
müſſen die Ideen fein oder wenigſtens als ſolche erſcheinen (J)“. 
Sombart macht hiermit Bücher implizite den Vorwurf, daß ſein 
Buch der Scheinweisheit neuer Ideen ſeine große Verbreitung ver⸗ 


danke: auf die Richtigkeit kommt es nicht an; ſondern uur auf die 


Neuheit, auch um den Preis des bloßen Scheins der Neuheit. In 
Wahrheit charakteriſiert Sombart ſich hiermit wohl ſelbſt: man 
kennt ja ſeine Neigung, den Mangel an Richtigkeit der Auffaſſung 


durch möglichſt herausfordernde Neuheit zu erſetzen. Ein Freund 


von mir definierte die moderne Art, geiſtreich zu ſein, als die Kunſt, 


Halbwahrheiten zu ſagen: etwas von den Tatſachen muß feſt⸗ 
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gehalten werden, weil die Sache ſonſt zu unwahrſcheinlich klingt; 


aber man darf doch nicht die reine Wahrheit ſchildern, weil das 
Publikum ſonſt nicht überraſcht wird; der entſcheidende Erfolg iſt 
eben davon abhängig, daß man dem Publikum mit einer kecken Her⸗ 
ausforderung ins Geſicht ſpringt. Niemand wird beſtreiten, daß 
dieſer Art Sombarts Schriften einen Teil ihrer Verbreitung ver⸗ 
danken. Ob darin eine echte Empfehlung liegt, darüber brauchen 
wir wohl nicht zu ſprechen. Wir wollen nur zu Sombarts Gunſten 
geltend machen, daß ſich der Inhalt ſeiner Schriften mit jenem 
Marktſchreiertum doch nicht erſchöpft. Aber ein gewiſſes Markt⸗ 
ſchreiertum liegt hier tatſächlich vor, und dieſes macht den In⸗ 
grimm verſtändlich, mit dem Brentano und andere ſich über Som⸗ 
barts Art geäußert haben. Der Fall ſeiner Kurtiſanentheorie und 
des eigentümlichen Wegs, wie er ſie zu begründen verſuchte, iſt ja 
nur einer von mehreren !. Da nun die Reſultate meiner Arbeiten 
nicht „neu“ in ſeinem Sinn, wenn auch ſachlich richtig ſind, ſo 
ſchätzt er ſie gering. Aber es wäre bedauerlich, wenn die Schätzung 
der wiſſenſchaftlichen Arbeit lediglich nach der Norm Sombarts er⸗ 
folgte. Und fragen wir doch nach der tatſächlichen Geſtaltung der 
Dinge. Es gibt heute eine umfangreiche Literatur über den Ur⸗ 
ſprung des Kapitalismus und der größeren Vermögensbildungen. 
Wir rechnen es Sombart als Verdienſt an, daß er die Frage nach 
dem Urſprung geſtellt hat. Indeſſen, wenn die hierher gehörigen 
Unterſuchungen die Wiſſenſchaft wahrhaft bereichert haben, ſo iſt es 
doch wohl deshalb geſchehen, weil dieſe umfangreiche Literatur die 
Antwort, die Sombart auf jene Frage gegeben hatte, abgelehnt 
und ſich in der Richtung bewegt hat, in der meine Kritik ſeiner 
Darſtellung ſich hielt. Seine Antwort war „neu“; die meinige er⸗ 
wies ſich als „richtig“. Und kann das Richtige denn nicht auch 
neu ſein? Neu war mein Reſultat mindeſtens im Verhältnis zu 
der vorher von Sombart gegebenen Antwort. Neu war es auch 
im Verhältnis zu der älteren, vor Sombarts Buch liegenden Lite: 
ratur, wiewohl ich hier Vorarbeiten und Anknüpfungspunkte fand. 
Die umfaſſende Beantwortung fehlte noch in ihr. Sombart iſt 
ſelbſt daran intereſſiert, die Neuheit meiner Antwort zu betonen. 
Denn da ſeine poſitive Antwort ſich als falſch erwieſen hat, ſo be⸗ 


1 Vgl. hierzu zum Beiſpiel Jahrbücher für Nationalökonomie 105, 
. 706 ff. und die daſelbſt erwähnte Kritik von Bernaßik; meine „Probleme 
3 423 und 497; Ed. Meyer, Kleine Schriften, S. 86 Anm. | 
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mißt ſich ſein Verdienſt nach dem Maß der indirekten Anregung, 
die er der wiſſenſchaftlichen Forſchung durch ſeine Frageſtellung ge⸗ 
geben hat. Als äußerſtes Zugeſtändnis will Sombart in bezug auf 
die fragliche Neuheit meiner Anſichten gelten laſſen, daß ich er⸗ 
wieſen habe, die hofrechtliche Theorie vom Urſprung des Hand⸗ 
werks ſei „nicht richtig“. Ich habe indeſſen hier ebenſo wie bei 
der Frage nach dem Urſprung des Kapitalismus meiner ablehnen⸗ 
den Kritik die poſitive Antwort beigefügt. Ich habe ſtets betont, 
daß nur die Kritik recht fruchtbar ſei, die auf einer poſitiven An⸗ 
ſchauung des Sachverhalts ruhe“. Und ich kann mich hier wieder⸗ 
um darauf berufen, daß eine umfangreiche Literatur über den Ur⸗ 
ſprung des Handwerks ſich auf den Standpunkt meiner poſitiven, 
im Verhältnis zur hofrechtlichen neuen Auffaſſung geſtellt hat. 
Meiner Abhandlung über „Großhändler und Kleinhändler“, die jetzt 
erweitert in meinen „Problemen“ veröffentlicht iſt, ſpendet Sombart 
in der erſten Auflage ſeines „Kapitalismus“ I, S. 177 hohes Lob 
mit der beſonderen Hervorhebung, daß ſie einen neuen Nachweis 
bringe. Will er ſich jetzt darauf zurückziehen, daß dieſe Abhandlung 
in früheren Jahren erſchienen ſei? Aber er ſagt ausdrücklich: 
„anregende, neue Ideen hat von Below keine einzige produziert.“ 
Doch will ich zu dieſem Thema nicht ausführlich werden. Ich 
fordere Sombart auf, wenigſtens von einer einzigen der in 
meinen „Problemen“ veröffentlichten Abhandlungen nachzuweiſen, 
daß ſie in ihren Reſultaten und in ihrer ganzen Haltung nichts 
Neues biete. | 

Gehen wir etwas näher auf die Art ein, wie Sombart ſich zu 
verteidigen ſucht. Nach ihm habe ich die erſte Auflage ſeines 
„Kapitalismus“ „bei der wiſſenſchaftlichen Welt in Mißkredit zu 
bringen verſucht“. Daß tatſächlich meine Kritik vollkommen gerecht 
war, hat Max Weber Fonftatiert?. Sombart fährt fort: „Es war 


ſeinem Bemühen auch gelungen, zumal in gewiſſen Hiſtorikerkreiſen, 


den Eindruck zu erwecken, als enthalte mein Werk nicht viel mehr 
als eben dieſe eine falſche ‚Theorie‘ von der Kapitalbildung aus 
Grundrentenakkumulation“. Erſtens habe ich in beſtimmter Weiſe 
erklärt, daß ich nicht über das ganze Werk urteilen wolle, ſondern 


1 Siehe meinen „Deutſchen Staat des Mittelalters“ I, S. 69. Vgl. 
Eucken, Deutſche Rundſchau 113, S. 449. 

2 S. vorhin S. 237 Anm. 1. 
Schmollers Jahrbuch XLV I. N 16 


nur eine Frage herausgreife (auf die übrigens Sombart jelbit den 
größten Wert legt). Vgl. Hiſtoriſche Zeitſchrift 91, S. 433 und 
483; meine „Probleme“ S. 500. Zweitens ſind meiner Kritik nicht 
bloß Hiſtoriker, ſondern ungefähr in demſelben Maße auch National⸗ 
ökonomen, zum Beiſpiel Brentano, Sieveking, beigetreten. Drittens 
iſt nicht anzunehmen, daß mir ſo viele Forſcher zugeſtimmt hätten, 
wenn wirklich meine Kritik jo wenig fachlich wäre, wie Sombart 
behauptet; am Narrenſeil laſſen ſie ſich gewiß nicht führen. Weiter 
beſtreitet Sombart mein Urteil, daß ſeine alte Theorie vom Ur⸗ 
ſprung der Vermögensbildung in der zweiten Auflage ſeines 
„Kapitalismus“ in anderer Umhüllung wiederkehre. Es verhält ſich 
aber tatſächlich ſo; man kann nur darüber ſtreiten, ob Sombart 
ſeine alte Theorie in der zweiten Auflage mehr oder weniger auf⸗ 
recht hält. Er ignoriert meinen Aufſatz „Die Entſtehung des mo⸗ 
dernen Kapitalismus und die Hauptſtädte“, in dieſem „Jahrbuch“ 
Bd. 43, S. 811 ff., in dem ich die Verwandtſchaft zwiſchen ſeiner 
alten und ſeiner neuen Theorie eingehend dargelegt habe. Hier wie 
dort führt er den ſtädtiſchen Reichtum in letzter Linie einſeitig auf 
bedeutende Grundrenten zurück und unterſchätzt hier wie dort die 
Wichtigkeit des freien Marktes und ſeine Einwirkung auf die 
Steigerung der Grundrente. In feiner jetzt vorliegenden Er⸗ 
widerung betont er ſelbſt wieder, daß er in der zweiten Auflage 
keine neue Städtetheorie vorgetragen, ſondern vielmehr die der 
erſten wiederholt habe. Nun alſo, damit gibt er ja die Verwandt⸗ 


ſchaft zwiſchen ſeiner alten und ſeiner neuen Theorie zu. Doch wir 


wollen den Leſer nicht mit dem Hinundher ſeiner Polemik auf⸗ 
halten. Setzen wir uns einfach mit der Auffaſſung auseinander, 
von der er erklärt, daß ſie die übereinſtimmende Grundlage der 
Darſtellung in der erſten wie zweiten Auflage bilde (S. 1026): 
„Die Städte leben von dem Überſchuß, den die Landwirtſchaft 
liefert, und fie können um fo größer, reſpektiv zahlreicher ſein, je 
größer dieſer Überſchuß iſt; Städte aber können gebildet werden 
nur von ſolchen Perſonen, die kraft irgendeines Rechtstitels im⸗ 
ſtande ſind, über Überſchüſſe der Landwirtſchaft zu verfügen und 
ſie in die Stadt zu ziehen“. Natürlich wird niemand beſtreiten, daß 
die Städte im großen und ganzen vom Überſchuß der Landwirt⸗ 
ſchaft leben. Aber ein grundlegender Irrtum Sombarts iſt es von 
vornherein (um von anderen abzuſehen), daß er Städte gebildet 
werden läßt „nur von ſolchen Perſonen, die kraft irgendeines Rechts⸗ 
titels imftande find” uſw. Damit will er feine alte Theorie retten, 
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daß bei den Grundherren! der Stadt das entſcheidende Gewicht 
liegt. Die Förderung des Städteweſens iſt jedoch keineswegs an 
ein entſprechendes Herrſchaftsverhältnis gebunden. Bei Schuchhardt, 
„Alteuropa in ſeiner Kultur⸗ und Stilentwicklung“ (1919), S. 322f. 


lieſt man: „Die Bronzearbeiten der unermüdlichen Werkſtätten von 


Capua hat ein wohlorganiſierter Handel in den erſten anderthalb 


Jahrhunderten n. Chr. über den Brenner weit nach dem Norden 


und über Aquileja an die Donau und dieſe hinunter vertrieben, bis 
der Markomannenkrieg dieſe Verbindungsfäden zerriß und nun ein 
neues Fabrikationszentrum am Niederrhein, wahrſcheinlich Greſſenich, 
ſich auftat, um unſere Gegenden zu verſorgen.“ Wir nehmen an, 
daß dieſe gewerblichen Produkte von ihren nordiſchen Beziehern 
mehr oder weniger mit ländlichen Produkten bezahlt wurden. Der, 
der die letzteren den Fabrikationsſtätten zuführt oder ſonſt irgend⸗ 
wie vermittelt, iſt aber keineswegs der, der „kraft irgendeines Rechts⸗ 
titels imſtande iſt“ uſw. Im 12. und 13. Jahrhundert finden wir 

eine Gattung Kupfer⸗, Meſſing⸗ und Bronzeſchalen, welche etwa 


zwiſchen 1150 und 1250 in Köln und Aachen angefertigt wurden, 


im ganzen nördlichen Europa verbreitet (Hanſiſche Geſchichtsblätter 
1910, S. 622 f.). Wiederum iſt es hier, wie man ſieht, der freie 
Markt, der den Abſatz ſtädtiſcher und ländlicher Produkte ver⸗ 
mittelt, nicht aber eine Perſon, die „kraft irgendeines Rechts⸗ 


titels“ uſw. Als Abnehmer der Schalen haben wir uns die mannig⸗ 


fachſten Kreiſe zu denken, zum Beiſpiel ländliche, geiſtliche wie welt⸗ 
liche, Grundherren, die jedoch eben durchaus nicht in einem be⸗ 


ſtimmten Rechtsverhältnis zu Köln oder Aachen ſtanden, ferner auch 


Bürger aus verſchiedenen Städten. Hiermit machen wir einen 


neuen wichtigen Geſichtspunkt geltend, den, daß die einzelne Stadt 


ſich nicht iſoliert auf dem Hintergrund eines beſtimmten einzelnen 
ländlichen Bezirks entwickelt, daß vielmehr die Städte eines Landes 
bei ihrem Aufkommen von fremden Städten Anregungen und 
Förderungen erfahren. Sombarts Theorie ſetzt eine iſolierte Ent⸗ 


wicklung der Städte eines Landes und dann wieder der einzelnen 


Stadt in dieſem voraus. 
Ich hatte bemerkt, daß Sombart die mittelalterliche Stadt als 
„Hauptſtadt“, „Reſidenz⸗ und „Garniſonort“ entſtanden ſein läßt 


1 Ich gehe hier nicht näher darauf ein, daß bei Sombart nicht der rechte 
Unterſchied zwiſchen den Grundherrn und dem Inhaber der öffentlichen Gewalt 
gemacht wird. Dal. dazu meine „Probleme“, S. 471. 
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(indem die Bürgerſchaft eben ſich von dem in ihrer Mitte „reſidieren⸗ 
den“ Stadtherrn und ſeinem Anhange nährt). Da dieſe Theorie 
einen ungünſtigen Eindruck gemacht hat, ſo beſtreitet er jetzt, ſie 
aufgeſtellt zu haben. Er behauptet, daß eine „Hauptſtadt“ von ihm 
„überhaupt nicht genannt“ worden ſei: Er hat in Wahrheit wieder⸗ 
holt und ganz deutlich von „Hauptſtadt“ (S. 144 — 146) geſprochen. 
Das Wort „Reſidenz“ will er in einem „völlig andern Sinn ge⸗ 
braucht“ haben. Der Begriff iſt doch vollkommen eindeutig: Stadt 
als Lieblingsaufenthalt des Fürſten, im Gegenſatz zur Hauptſtadt, 
dem Sitz der Zentralbehörden. Der Sinn, in dem er das Wort 
Reſidenz gebraucht haben will, ſei folgender geweſen: „Die Städte, 
um die es ſich hier handelt, ſind die Sitze der Biſchöfe und Erz⸗ 
biſchöfe, der Grafen, Duces, Markgrafen, Herzöge und Könige“. Hierzu 
bemerkt Sombart: „Ich weiß nicht, ob von Below die Exiſtenz dieſes 
Städtetyps im Mittelalter leugnet.“ Natürlich leugne ich ihn. Einen 
ſolchen einheitlichen Typus hat es nicht gegeben. Welches war denn 
zum Beiſpiel die „Reſidenz“ Kaiſer Konrads II. oder Konrads III. 
oder gar dieſes oder jenes Grafen und Markgrafen? Auf meine 
Bemerkung, daß man von einer „Reſidenz“ im Mittelalter deshalb 
im allgemeinen nicht ſprechen könne, weil die Fürſten die Verwaltung 
führen, indem ſie von Ort zu Ort, von Burg zu Burg ziehen, 
erwidert Sombart: dieſe Tatſache ſei „für die Frage der Städte⸗ 
bildung völlig gleichgültig: wenn die Fürſten zwiſchen zwei Orten 
wechſelten, waren ſie eben pro tanto in zwei Städten Städte⸗ 
bildner, wenn zwiſchen zehn, in zehn“. Es iſt erſtaunlich, daß ein 
Nationalökonom eine ſolche Behauptung aufſtellen kann. Der 
Aufenthalt eines Fürſten an einem Ort kann nur dann allenfalls 
ſtädtebildend wirken, wenn er an dieſem Ort dauernd weilt, ins⸗ 
beſondere der Apparat des Hofes hier dauernd aufgeſtellt bleibt. 
Wechſelt er den Ort, ſo iſt es mit der Wirkung vorbei, und vollends, 
wenn er zwiſchen zehn Orten wechſelt. Im übrigen iſt ja die ſtädte⸗ 
bildende Wirkung des bloßen reſidierenden fürſtlichen Hofs gering (die 
„Reſidenzen“ ſind regelmäßig nur Städtchen geworden), und man ſtelle 
fich gar vor, daß dieſe Wirkung auf zehn Orte verteilt werden 
müſſe — da bliebe von ihr gar nichts mehr übrig! Eine ſtarke 
ſtädtebildende Kraft üben dagegen die Hauptſtädte, die Sitze der 
Zentralbehörden des Landes. Aber dieſe, die Sombart im Mittel⸗ 
alter und zwar im ſehr frühen wirkſam werden läßt, finden ſich 
weſentlich erſt ſeit dem 16. Jahrhundert. Vorher war die Aus⸗ 
bildung von Zentralbehörden ſehr dürftig, und ſie wanderten mit 
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dem Fürſten durchs Land. Ganz irrig iſt es auch, wenn Sombart 


London und Paris im Mittelalter als Reſidenzen aufkommen läßt. 


Sombart teilt uns mit, er habe gehofft, daß ſeine Ausführungen 
über die Entſtehung der mittelalterlichen Stadt „von den Hiſtorikern 
dankbar begrüßt werden würden, weil fie geeignet find, die Dis⸗ 
kuſſion über das mittelalterliche Städteproblem mit neuem Leben 
zu erfüllen. Sie ſind, wie ich das gewöhnt bin, unbeachtet geblieben: 
nur von Below hat ſich ihrer bemächtigt,“ um ſie lächerlich zu 


machen. Die Zeit wird lehren, daß wir es hier nicht mit den Er⸗ 


leuchtungen eines verkannten Genies zu tun haben, ſondern mit 
ganz unhaltbaren Anſichten, wie man ſie vielleicht von einem welt⸗ 
fremden Philologen erwarten könnte, aber am wenigſten von einem 
Nationalökonomen erwarten ſollte. 

Bd. I, S. 649 der 2. Auflage ſeines „Kapitalismus“ rühmt 
Sombart von ſich, daß ſeine Theſe von der Akkumulation ſtädtiſcher 
Grundrente „die hervorragendſten Wirtſchaftshiſtoriker ſich teilweiſe 
wenigſtens zu eigen gemacht haben; ein beſonders wertvolles Zeugnis 
iſt das G. von Belows“. Er zitiert dabei mein „älteres deutſches 
Städteweſen“ S. 116, woſelbſt ich in der Tat davon geſprochen 
habe, daß die Einwohner der großen Städte, die über großen Grund⸗ 
beſitz verfügten, zu großem Reichtum gelangen konnten, indem ſie 
an den zahlreichen Ankömmlingen willige Käufer von Hausplätzen 
fanden. Allein erſtens iſt es eine Selbſttäuſchung, wenn Sombart 
die Sache ſo darſtellt, als ob ich mir ſeine Theſe „zu eigen gemacht“ 
hätte: mein Satz war gedruckt, ehe Sombart ſeine Theſe veröffent⸗ 
licht hatte. Zweitens ſpreche ich mich dort deutlich darüber aus, daß 
dieſe vorteilhafte Grundſtücksverwertung im Zuſammenhang mit der 
allgemeinen ſtädtiſchen Entwicklung und allmählich erfolgte. Daß 
ich dieſe Grundſtücksverwertung nur in dieſem Zuſammenhang, 
d. h. als Handel und Gewerbe die Grundſtücke in der Stadt erſt 
recht verwendbar machten, gelten laſſe, konnte ja Sombart aus 
meinen noch vor der 2. Auflage meines „älteren deutſchen Städte⸗ 
weſens“ liegenden Ausführungen in der Hiſtoriſchen Zeitſchrift Bd. 91, 
S. 468 ff. (jetzt „Probleme“ S. 476 ff.) entnehmen und hat es auch 
an anderer Stelle entnommen. Während ich die vorteilhafte Ver⸗ 
wertung der ſtädtiſchen Grundſtücke nur nach dem Maß der Ent⸗ 
wicklung von Handel und Gewerbe eintreten laſſe, macht Sombart 
die akkumulierten Grundvermögen zum Prius der ſtädtiſchen Ent⸗ 
wicklung. Aber über dieſen ihm bekannten Unterſchied der Auffaſſung 
ſieht Sombart hinweg und zitiert mich als den, der ſich ſeine Anſicht 
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angeeignet hat (obwohl mein betreffender Satz älter als ſeine Theſe 
iſt)h! Im übrigen werden die Leſer ſich darüber erheitern, daß er 
mich in der 2. Auflage ſeines „Kapitalismus“ als hervorragendſten 
Wirtſchaftshiſtoriker preiſt, dann aber, nachdem ich die Theſe ſeiner 
2. Auflage abgelehnt habe, mir zwar noch großes „Buchwiſſen“ 
zuſchreibt, aber feſtſtellen zu müſſen glaubt, daß ich kein „Sachwiſſen“ 
beſitze, daß mir „die allerprimitivſten Kenntniſſe“ fehlen uſw. Und 
doch „hervorragendſter Wirtſchaftshiſtoriker“? Er wirft mir auch 

„Mangel an grundſätzlichem Denken“ vor, während er nicht bloß 
in der 1., ſondern auch noch in der 2. Auflage ſeines „Kapitalismus“ 
(S. 55) meine Begabung für begriffliche Formulierung und grund⸗ 
ſätzliches Denken in den höchſten Tönen rühmt, mich in dieſer Hinſicht 
als „prominenten Kollegen“, als „einen der ganz wenigen“, „mit 
dem wir uns deshalb auch jederzeit gern und leicht auseinander⸗ 
ſetzen“, preiſt und von meinen „goldenen Worten“ ſpricht. Ich ge⸗ 
höre indeſſen zu den Unbeſtechlichen und laſſe mich, wie vorher nicht 
durch dies Lob, ſo jetzt nicht durch jenen Tadel beeinfluſſen und 
urteile über Sombart überall der Sache entſprechend. Fragen möchte 
ich ihn nur noch, von welchem andern „hervorragendſten Wirtſchafts⸗ 

hiſtoriker“ außer mir er noch behaupten will, daß er ſich ſeine Theſe 
angeeignet hat? Er ſprach von einer Mehrheit. 

Vielleicht will Sombart den jähen Wechſel ſeines Urteils über 
mich damit begründen, daß er mich nach Ausweis der „Zuſätze“ in 
meinen „Problemen“ (wie er die neuen Beſtandteile nennt) als 
einen plötzlich herabgekommenen Autor (mein geiſtiger Verfall müßte 
ſich in kurzer Zeit vollzogen haben) beurteilen zu müſſen glaubt. Um 
hier eine Prüfung anzuſtellen, gehe ich auf ſeine Ausführungen zu 
meinen „Zuſätzen“ näher ein. 

Über feine Grundrenten⸗ und Städtetheorie habe ich ſchon das 
nötige gejagt, nämlich, daß er je nach Bedarf alles und nichts ge: 
ſagt haben will. Wir können ihn doch aber, ſo beweglich er ſich 
zeigt, auf einiges feſtlegen, in dem insbeſondere, was er S. 1028 
ſagt. Hier leſen wir: es „beſteht der Zuſammenhang, daß ſowohl 
für die Gründung der Städte als für die Entſtehung des bürger⸗ 
lichen Reichtums der vorhandene feudale Reichtum eine große Be⸗ 
deutung gehabt hat. Will das etwa von Below leugnen?“ Dieſer 
Satz iſt ſo ſchwammig wie möglich. Verſteht man unter „Gründung“ 
der Stadt den konſtitutiven Gründungsakt, ſo kommt es auf „feu⸗ 
dalen Reichtum“ gar nicht an, ſondern nur darauf, daß der be⸗ 
treffende Stadtherr gerade das beſtimmte Areal für den Aufbau der 
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Stadt zur Verfügung ſtellte. Der Stadtherr konnte durch eine ſolche 
Gründung ſich „reich machen“, zum Teil dadurch, daß er die ein⸗ 
zelnen Grundſtücke für die Anſiedler gegen Zins hingab. Dieſer 


Zins aber war meiſtens nur gering. Und daß der Stadtherr darin 


nicht das Weſen der Sache ſah, geht auch daraus hervor, daß er 
die Grundſtücke mehrfach zinsfrei hingab. Mehr ſchätzte er offenbar 
den indirekten Nutzen, den die Stadtgründung brachte, nämlich durch 
die Einnahmen aus Steuern, Zöllen uſw. Schon dieſe Be⸗ 
trachtung macht die Anſicht Sombarts, daß „für die Gründung der 
Städte der vorhandene feudale Reichtum eine große Bedeutung ge⸗ 
habt hat“, hinfällig. Um ſeine Anſicht zu verſtehen, muß man ſich 
gegenwärtig halten, daß er von der Vorſtellung beherrſcht iſt: der 
Fürſt ſitzt mit rieſigem hauptſtädtiſchem oder Reſidenzapparat ſtändig 
an einem beſtimmten Ort und gibt damit den Leuten, die ſich da⸗ 
ſelbſt allmählich anſiedeln, zu verdienen. Das Unglück iſt nur, 
daß — von anderm abgeſehen — der Fürſt keineswegs an einem 


Ort feſtſitzt, ſondern im Lande umherzieht. Denken wir ferner an 


die Städte, die nicht durch konſtitutiven Gründungsakt, ſondern all⸗ 
mählich entſtanden ſind, ſo käme man durch eine Zergliederung der 


betreffenden Vorſtellungen Sombarts zu einer ähnlichen Ablehnung. 


Bei Köln zum Beiſpiel wäre die Vielheit der von Anfang an vor⸗ 
handenen Grundbeſitzer zu würdigen. Was ſodann die Behauptung 
betrifft, daß „für die Entſtehung des bürgerlichen Reichtums der 
vorhandene feudale Reichtum eine große Bedeutung gehabt hat“, 
ſo iſt es das Unglück Sombarts, daß er auch hier wieder den 
ſtädtiſchen Reichtum in einſeitige und ganz überwiegende Abhängig⸗ 
keit von dem Konſum des Apparats des Stadtherrn der einen be⸗ 
treffenden Stadt bringt. Die Städte haben ſehr viel davon pro⸗ 


fitiert, daß es Grundherren überhaupt gab, während keine Stadt 


von dem oder den paar Grundherren, die in ihr einen Fronhof 
hatten, leben, geſchweige denn reich werden konnte. Die Grund⸗ 
herren ſaßen ja keineswegs vorzugsweiſe in den Städten, ſondern 
weithin über das platte Land verſtreut und hielten ſich bei dem 
Bezug von ſtädtiſchen Waren keineswegs an eine beſtimmte Stadt“. 
Sombart fährt fort (S. 1028): „Daß ſich der bürgerliche Reichtum 
durch die Vermittlung des ‚freien Markts“ gebildet hat, ſchließt doch 
jene Mitwirkung des feudalen Reichtums bei ſeiner Entſtehung nicht 
aus. Um das eingehender zu begründen, würde es aber wirklich 


1 Die Beherrſchung des umliegenden Landes durch eine Stadt iſt nie voll⸗ 
fländig und am wenigſten zur Zeit der Entſtehung der Städte vorhanden. 
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der nationalökonomiſchen. ,Theorie bedürfen, und ich zweifle, ob von 
Below Luſt hat, mir auf dieſes Gebiet zu folgen“. Nein, ich ver⸗ 
ſpüre keine Luſt. Denn jene vorhin analyſierten Sätze zeigen ſchon, 
daß wir es wieder mit einer „Theorie“ zu tun bekommen würden, 
wie ſie bereits mehrfach der Schrecken der Nationalökonomen und 
Hiſtoriker in gleichem Maße geweſen iſt. Schon die Vorſtellung, 
die Sombart von „feudalem Reichtum“ hat, läßt Ungünſtiges er⸗ 
warten (ſ. meine „Probleme“ S. 471 f.). 

Zum Problem der „Wirtſchaftsſtufen“ tadelt Sombart an 
meiner Darſtellung, daß „das von Belowſche Denken nicht imſtande 
iſt, bis zu den legten Prinzipien eines Problems durchzudringen“; 
ich kenne „nur Einzelerſcheinungen, keine Prinzipien“. Er vermißt 
bei mir eine Mitteilung darüber, „nach welchen Prinzipien“ ich 
„die Einteilung des Wirtſchaftslebens in Perioden vorzunehmen für 
richtig halte“ (S. 1029). Ich ſtehe nach Sombart (S. 1030) noch 
auf veraltetem Standpunkt. Das Verhältnis iſt indeſſen hier gerade 
umgekehrt. Nachdem Eduard Meyer und ich vom Standpunkt der 
Hiſtoriker dargelegt hatten, daß die früher übliche Art der chrono⸗ 
logiſchen Periodiſierung der wirtſchaftlichen Entwicklung der Völker, 
wie ſie zuletzt namentlich von K. Bücher in deſſen Stufentheorien 
unternommen worden war, etwas Unmögliches darſtellt “, wies Max 
Weber? in weiterer Ausführung des Gedankens in umfaſſender be⸗ 
grifflicher Erörterung nach, daß die Wirtſchaftsſtufen bei rechtem 


Gebrauch nur Idealtypen bedeuten können, die dazu dienen, die 


Verhältniſſe dieſes oder jenes Volks zu dieſem oder jenem Zeitpunkt 
zu meſſen und damit zu veranſchaulichen. Dem Zweck, dieſe Auf⸗ 
faſſung hiſtoriſch und begrifflich eingehend zu vertreten, dient nun 
eben auch mein Aufſatz über die Wirtſchaftsſtufen und die Stufen⸗ 
theorien („Probleme“ S. 143 ff.). Ich zeige, wie irrig es iſt, für 
alle Völker gleichmäßig eine Entwicklung nach einem feſten Stufen⸗ 
ſchema anzunehmen oder etwa (wie Bücher es getan hatte) die 
Entwicklung vom grauen Altertum bis zur Gegenwart in einheit⸗ 
licher Linie nach den drei Stufen Haus⸗, Stadt⸗, Volkswirtſchaft zu 
konſtruieren. Der Idealtypus Stadtwirtſchaft zum Beiſpiel hat 
ſchon bei den verſchiedenen Völkern eine ſehr verſchiedene Aus⸗ 
prägung. Viele Völker ſind auch keineswegs im Laufe der Ge⸗ 
ſchichte zu denſelben Stufen gelangt wie andere. Wichtig iſt 
ferner, ſich gegenwärtig zu halten, daß die verſchiedenen Seiten der 


1 Siehe meine „Probleme“, S. 171 ff. 
2 Ebenda S. 191. 
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wirtſchaftlichen Kultur ſich nicht notwendig bedingen. Endlich iſt 
es natürlich auch meine Aufgabe feſtzuſtellen, in welchem Sinn 


man überhaupt von Hauswirtſchaft, Stadtwirtſchaft, Volkswirt⸗ 


ſchaft, Weltwirtſchaft ſprechen kann. Eine allgemeine Erörterung 
über das Weſen der Wirtſchaftsſtufen kann ſich ſchwerlich auf 
anderen Wegen bewegen als eben denen, die ich gegangen bin. 
Sombart aber iſt von meinem Aufſatz nicht befriedigt. Warum? 
Weil er, obwohl er die Berechtigung der an Büchers Stufentheorie 


geübten Kritik zugeben will, doch noch zu ſehr der alten Neigung 


huldigt, vor allem „die Einteilung des Wirtſchaftslebens in Peri⸗ 
oden vorzunehmen“, möglichſt chronologiſch anzugeben, daß die Ent⸗ 
wicklung der Völker nach den und den Stufen ſich vollzieht. Max 
Webers Abhandlung hat er noch nicht recht auf ſich wirken laſſen, 
und Eduard Meyers und meine Polemik gegen Bücher hat er zwar 
begrüßt, inſofern darin Bücher bekämpft wurde, aber die rechten 
Folgerungen aus ihr nicht gezogen. Nach ſeiner Meinung hätte ich 
einen geſetzmäßigen Kanon über die Entwicklung der Völker auf⸗ 
ſtellen ſollen. Wenn er mir vorwirft, daß ich „nur Einzelerſchei⸗ 
nungen kenne“, ſo iſt das nach obigem zu verſtehen. Ich ſuche die 
Bedingungen und Kräfte der Entwicklung der Völker zu ermitteln, 
vermeide es aber abſichtlich, ein feſtes Geſetz über den Verlauf der 
Geſchichte aufzuſtellen. Dem Zweck der Syntheſe (um dies jetzt 
beſtändig gebrauchte Wort anzuwenden) wird mit meinem Ver⸗ 
fahren viel mehr gedient als mit der luftigen Konſtruktion von 
hiſtoriſchen Geſetzen, wie ſie ſo oft geübt worden iſt, und wie ſie im 
Grunde auch noch Sombart am Herzen liegt. Hervorheben möchte 
ich noch beſonders, daß ich nicht bloß Weſen und Anwendbarkeit 
der Begriffe Haus⸗, Stadt⸗, Volks⸗, Weltwirtſchaft zu ermitteln ge- 
ſucht habe, ſondern auch der anderen, mit deren Hilfe man Wirt⸗ 
ſchaftsſtufen gebildet hat, fo der Begriffe Natural⸗, Geld⸗, Eigen⸗ 
wirtſchaft. Leider geht Sombart auf dieſe Auseinanderſetzungen 
nicht ein, obwohl eine Erörterung ſolcher Art doch recht nützlich 
wäre (vgl. zum Beiſpiel feine Auffaſſung der „Eigenwirtſchaft“, 
„Kapitalismus“ I, 2. Aufl., S. 40 ff.). 

Erheiternd wirkt Sombarts Mahnung, wie man die Bücherſche 
Stufentheorie „vertiefen“ ſolle (S. 1030). Man habe „nicht genug 
beachtet, daß im Mittelalter Lokalwirtſchaft und Weltwirtſchaft 
nebeneinander hergehen. Der Handel trägt ein durchaus weltwirt⸗ 
ſchaftliches Gepräge (da er in den lokalwirtſchaftlichen Beziehungen 
keine Stelle hat) ... Dann tritt ein Wandel mit dem aufkommenden 
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Kapitalismus ein, der unter dem Einfluß der merkantiliſtiſchen 
Politik die Induſtrien zu nationaliſieren die Tendenz hat“. 
Hier muß ich wirklich annehmen, daß Sombart meine Aufſätze 
(r. 4 und 8) nur mit dem flüchtigſten Auge geleſen hat. Die 
Verhältniſſe, die er ganz ſchief darſtellt, ſind von mir ja eingehend 
gewürdigt und von anderen auf meine Anregung hin noch nach 
beſonderen Seiten hin geſchildert worden. Vgl. zum Beiſpiel 
Alfred Schultze und H. Bächtold mit ihren in meinen „Problemen“ 
S. 238 und 244 erwähnten Unterſuchungen. Von dem Gegenſatz 
von „Lokalwirtſchaft und Weltwirtſchaft“ während des Mittelalters 
zu ſprechen iſt allerdings ſchief. Aber es beſtand im frühen Mittel⸗ 
alter bis zum Moment des Aufkommens eines lebhafteren Städte⸗ 
weſens in der Tat eine verhältnismäßige Handelsfreiheit. Mit dem 
Einſetzen einer eigenen ſtädtiſchen Politik wird dieſe eingeſchränkt 
zugunſten der Stadtwirtſchaft unter ſtädtiſcher Leitung. Wenn dieſe 
Einſchränkung nicht vollſtändig gelingt, ſo wird ſie immerhin in 
bemerkenswertem Umfang erreicht. Man ſucht den Handel wie das 
Gewerbe tatſächlich in „lokalwirtſchaftliche Beziehungen“ zu bannen. 
Solche Bemühungen charakteriſieren die mittelalterliche Stadtwirt⸗ 
ſchaft. Es iſt unbegreiflich, wie Sombart dieſe von mir aufs ein⸗ 
gehendſte geſchilderten Dinge hier unerwähnt laſſen kann und wie er 


auch nicht durch unfere Kriegswirtſchaft an die mittelalterliche Stadt⸗ 


wirtſchaft erinnert worden iſt “. Der Gegenſatz zu dieſer Lokalwirtſchaft 


iſt nun aber nicht einfach die „Weltwirtſchaft“. Denn die Händler, 


die etwa nach Deutſchland die Gewürze brachten, konnten keine Welt⸗ 
wege machen: der ſüddeutſche Händler holte ſie aus Venedig, über das 
hinaus er nicht zu gehen vermochte. Die Hanſiſchen Kaufleute haben 
ein für ihre Zeit großes Gebiet, aber nichts weniger als die „Welt“ 
befahren. — Nachdem alſo zunächſt eine verhältnismäßige Handels⸗ 


freiheit beſtanden hatte, die dann (etwa ſeit dem 12. Jahrhundert) 


erheblich durch die aufkommenden Städte mit ihren lokalen Inter⸗ 
eſſen eingeſchränkt worden war, beginnt ſeit dem Ausgang des 
Mittelalters die ſtaatliche (in Deutſchland die territoriale) Politik 
die Handels⸗ und gewerblichen Verhältniſſe zu regulieren. Es wird 
aber einſtweilen die mittelalterliche Stadtwirtſchaft keineswegs be⸗ 
ſeitigt, ſondern überwiegend noch feſtgehalten, nur mit dem Unter⸗ 
ſchied, daß die Stadtwirtſchaft jetzt nicht mehr unter ſtädtiſcher, 
ſondern unter landesherrlicher Leitung ſteht. Eine „Nationaliſierung“ 


1 Vgl. die von mir in meiner Schrift „Mittelalterliche Stadtwirtſchaft 
und gegenwärtige Kriegswirtſchaft“ (Tübingen 1917) gezogene Parallele. 
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des Wirtſchaftslebens erfolgt allmählich, zunächſt nicht in Italien und 
Deutſchland, ſondern im Ausland (England, Frankreich). In Deutſch⸗ 
land wird im 18. Jahrhundert in Preußen das Wirtſchaftsleben ſo 
ſtark territorialiſiert, daß man dieſe Territorialiſierung mit der Natio⸗ 
nalifierung des franzöſiſchen Wirtſchaftslebens in Vergleich ſtellen 
kann. Daß die merkantiliſtiſche Politik in weitem Umfang die Über⸗ 


tragung der Stadtwirtſchaftspolitik des Mittelalters auf ein größeres 
Gebiet bedeutet, kommt in der von Sombart auf S. 1030 gegebenen 


Skizze gar nicht zur Geltung. Und ſchief iſt es wieder, wenn er 
den „Kapitalismus“ „unter dem Einfluß der merkantiliſtiſchen Politik 
die Induſtrien nationaliſieren“ läßt. Das Verhältnis iſt umgekehrt: 
die Nationaliſierung bzw. Territorialiſierung geht nicht vom Kapi⸗ 


talismus aus, ſondern von der ſtaatlichen Politik, die dabei den 
Kapitalismus in ihren Dienſt ſtellt. Was Begleiterſcheinung iſt, 


das macht Sombart zum führenden Moment“. Endlich iſt es irrig, 


* wenn Sombart (S. 1030) ſagt: „Bekanntlich hat ſich dieſe Tendenz 


zur Nationaliſierung unſerer Induſtrie bis in unſere Zeit fortgeſetzt.“ 
Abgeſehen davon, daß hier zwiſchen ſtaatlicher und nationaler Wirt⸗ 
ſchaftspolitik zu unterſcheiden iſt, ſo vollzieht ſich die Entwicklung 
vor allem nicht in einheitlicher Linie: nachdem die Abſchließung 
Fortſchritte gemacht hat (im Merkantilismus), macht ſie dann wieder 


Rückſchritte, um ſchließlich wieder ſtärker erſtrebt zu werden (im 


Neumerkantilismus). Wie kann Sombart aber (S. 1030) den 


Fortſchritt der Nationaliſierung der Induſtrie an den Beiſpielen der 


Florentiner Wollinduſtrie des 15. und der engliſchen des 18. Jahr⸗ 
hunderts demonſtrieren wollen! Bei der Wirtſchaftspolitik der ein⸗ 


zelnen Stadt Florenz kam eine „Nationaliſierung“ ja gar nicht in 


Frage. Sombart hätte Nation und Nation oder Land und Land 
vergleichen ſollen. 
Sombart beſchwert ſich weiter darüber, daß ich ihn zu ſehr von 


Blücher abhängig ſein laſſe?, daß „die Wirtſchaftsſtufe im Bücher⸗ 


Belowſchen Sinne“ nicht die geſamten Wirtſchaftsverhältniſſe einer 
Zeit zur Anſchauung bringe, und empfiehlt anderſeits ſeinen Begriff 
des „Wirtſchaftsſyſtems“, von dem ich böſer Weiſe „keine Kenntnis 
genommen“ haben ſoll. Er hat nicht bemerkt, daß ich die Bücherſche 
Stufentheorie dadurch gerettet habe, daß ich ſie in ihrer Bedeutung 


beträchtlich reduzierte. Meine Auffaſſung iſt die: die Bücherſche 


1 gl. -O. Hintzes Urteil in meinen „Problemen“, S. 589. 
2 Die Abhängigkeit iſt von ganz unparteiiſcher Seite auch betont worden. 
Siehe meine „Probleme „S. 449. 
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Unterſcheidung zwiſchen dem längeren oder kürzeren Weg, den die 
Waren machen, liefert eine gute Anſchauung; man darf jedoch nicht 
glauben, daß mit ihr die geſamten wirtſchaftlichen Erſcheinungen 
einer Zeit ausgedrückt ſind!. Und Sombart bemerkt ferner nicht, 
daß ich ſeine Formeln deshalb ablehne, weil er wiederum mit ihnen, 
ähnlich wie Bücher, zu viel ſagen will; weil ſie überdies auch an 
ſich weniger brauchbar ſind als die Bücherſche Formel. Doch wir 
wollen medias in res gehen und einfach praktiſch prüfen, ob 
Sombart oder ich haltbarere Begriffe geprägt habe. Wenn er mir 


vorwirft, daß ich nicht ſeine Unterſcheidung zwiſchen „Geiſt, Form, 


Sache“ angewandt habe, ſo bin ich tatfächlich mit ihm ganz einig 
darin, daß man ſolche Unterſcheidungen machen kann. Aber mit 
einer ſolchen Unterſcheidung im allgemeinen iſt noch nichts getan; 
es kommt auf die praktiſche Bewährung im konkreten Fall an. 

| Was Sombart gegen meinen „Begriff des Kapitalismus“ ein⸗ 
wendet, erledigt ſich zum Teil von ſelbſt, wie er denn auch ſelbſt 
ſchon einiges, was er zunächſt beanſtandet, nachher mit Leichtigkeit 
aufklärts. Wenn Sombart ſagt, daß ich im weſentlichen Paſſows 
Begriffsbeſtimmung annehme, ſo bekenne ich mich in der Tat dazu. 
Aber ich ſtehe ja damit nicht allein, während Sombarts Begriffs⸗ 
beſtimmung wohl ziemlich allgemein angefochten wirds. Meiner 


— 


1 Es iſt aber unrichtig, wenn Sombart (S. 1032) behauptet: „Stadt⸗ 
wirtſchaft gibt es in den heutigen Wirtſchaftsformen genau ſo wie im Mittel⸗ 
alter.“ Es gibt nur Reſte der mittelalterlichen Stadtwirtſchaft und ſtadt⸗ 
wirtſchaftspolitiſchen Neigungen, zum Beiſpiel wenn Mannheim zu verhindern 
ſucht, daß der Neckar kanaliſiert wird, damit Heilbronn den Mannheimern nicht 
Konkurrenz machen kann. „Genau ſo wie im Mittelalter“ gibt es heute Stadt⸗ 
wirtſchaft ſchon deshalb nicht, weil heute der Staat in ganz anderer Weiſe als 
im Mittelalter die Verkehrsmittel beherrſcht. Es iſt erſtaunlich, daß ſolche 
Unterſchiede dem Nationalökonomen Sombart nicht gegenwärtig find. 

2 Zu viel Weſens macht Sombart S. 1025, wo er es tadelt, daß ich „Ur⸗ 
ſprung des Kapitalismus“ ſtatt „Urſprung des Kapitals“ geſagt habe. Denn 
erſtens handelt es ſich ja hier um das Kapital, das den Kapitalismus möglich 
machen ſoll. Zweitens betrachtet und behandelt Sombart ſelbſt den Urſprung 
des Kapitals überall unter dem Geſicktspunkt des Urſprungs des Kapitalismus. 


3 Val. neuerdings zum Beiſpiel Diehl, Bemerkungen über Begriff und 


Weſen des Kapitalismus, in dieſem Jahrbuch Bd. 44, S. 209 ff.; LDiefmann, 
Beteiligungs⸗ und Finanzierungsgeſellſchaften, 3. Aufl., S. 2 ff.; meine „Pro⸗ 
bleme“ S. 399 ff. — S. 1035 läßt Sombart mich ſagen: „Mit dem Geiſte des 
Unternehmens iſt durchaus alles das gegeben“ uſw. Ich habe tätſächlich gefagt: 
„Mit der Größe des Unternehmens.“ — Siefmann, a. a. O. S. 15 bemerkt: 
„Die Ausdehnung der kapitaliſtiſchen Erwerbswirtſchaft, der Unternehmung, auf 
das Gebiet der Produktion erfolgt mit der Zunahme des Großbetriebs. In 
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Definition, daß Kapitalismus die Organiſation der Wirtſchaft in 
Großbetrieben bedeute, hält Sombart als Hauptargument entgegen, 
daß damit nicht die ſpezifiſchen Züge einer beſtimmt geſtalteten 
Wirtſchaftsweiſe, die wir als kapitaliſtiſche bezeichnen, zum Ausdruck 
gebracht werden. Es genügt ihm nicht, in der Größe des Betriebs 
das weſentliche zu ſehen; das iſt ihm bloß ein „recht kümmerliches 
Begrifflein“ (S. 1034). Er verlangt offenbar eine Definition, die 
ſich auf möglichſt hohem Kothurn bewegt. Wenn er mich aber dabei 
auf Marx verweiſt und erklärt, daß ich aus deſſen Schriften mehr 
hätte lernen können!, fo ſteht ja der von mir in meinen „Problemen“ 
mehrfach (S. 229 und 402) geltend gemachte Geſichtspunkt, daß der 
große Unterſchied in der Quantität eine qualitative Wirkung übt, 
in vollkommener Übereinſtimmung mit dem von Marx gerade bei 
der Erklärung des Kapitalismus verwerteten Satz Hegels, daß bloß 
quantitative Veränderungen auf einem gewiſſen Punkt in qualitative 
umſchlagen. Sehen wir aber zu, ob die ſpezifiſch kapitaliſtiſchen 


Züge mit meiner Begriffsbeſtimmung gegeben ſind. Sombart (S. 1036) 


erklärt zu meiner Bemerkung, daß mit dem Großbetrieb die Trennung 
der Erwerbswirtſchaft von der Konſumtionswirtſchaft gegeben iſt: 
„Falſch: die Oikenwirtſchaften waren eminente Großbetriebe und 
dabei reine Eigenwirtſchaften“. Hier beobachtet man von neuem 
Sombarts Mangel an grundſätzlichem Denken. „Die Oikenwirt⸗ 
ſchaften“ ſind erſtens überhaupt an ſich noch keineswegs Großbetriebe. 


größeren Betrieben, wo mehrere Arbeiter beſchäftigt und in Geld entlohnt 
werden, geht ein immer größerer Teil der Koſten durch die Geldſorm hindurch, 
beſteht ein immer geringerer Teil derſelben in der eigenen Arbeitsmühe des 
Wirtſchafters. Beſchränkt ſich dieſe auf die Leitung, ſo ſieht der Wirtſchafts⸗ 
inhaber oft von ihrer Veranſchlagung als Koſten ab, veranſchlagt ſie wohl auch 
mit den Koſten ſeiner höchſten Angeſtellten und macht eine reine Geldrechnung.“ 
Dies iſt im Grunde diefelbe Auffaſſung wie die, die ich vertrete. Allerdings 
ſieht Liefmann die durchgeführte Geldrechnung als das Weſen des Kapitalismus 
an. während ich ſie als eine Folge desſelben betrachte. Indeſſen dürften gerade 
jene Sätze Liefmanns beweifen, daß die zunehmende Größe des Betriebs die 
Steigerung in der Durchführung der Geldrechnung zur Folge hat. 

1 Ich habe in meiner Schrift „Die dentſche Geſchichtsſchreibung von den 
Befreiungskriegen bis zu unſeren Tagen“, S. 156 ff., die Geſchichtsauffaſſung 
von Marx und Engels analyfiert und auf die geſchichtlichen Quellen, die dieſer 
im kommuniſtiſchen Manifeſt ausgeſprochenen Auffaſſung zugrunde liegen, hin⸗ 
gewieſen. Vgl. dazu H. Oncken, Hiſtor. Zeitſchrift 123, S. 252; Vierteljahrs⸗ 
ſchrift für Sozial⸗ und Wirtſchaftsgeſchichte, Bd. 15, S. 559. Es iſt mir nicht 
erinnerlich, daß Sombart ſich jemals mit dieſen meinen Erörterungen aus: 
einandergeſetzt hat, was ihm doch nahe gelegen hätte. 


a 
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Denn zunächſt gehören ja die bäuerlichen Wirtſchaften zu ihnen. 
Nach der alten Theorie von der Hauswirtſchaft ift die bäuerliche 
Wirtſchaft ſogar die klaſſiſche Oikenwirtſchaft; denn für die grund⸗ 
herrliche Oikenwirtſchaft läßt ſich die Theorie von der Autarkié des 
Hauſes ſchon ſchwerer durchführen. Aber ſetzen wir auch den Fall, 


Sombart habe nur an die grundherrliche Oikenherrſchaft, alſo etwa an 
die Grundherrſchaft des älteren Mittelalters, gedacht, ſo iſt dieſe gar 


nicht ein „eminenter Großbetrieb“. Das Weſen der Grundherrſchaft 


liegt im Streubeſitz und ebenſo in diffuſen Betrieben. Nun gab es zwar 


in der Zeit der Villikationsverfaſſung größere Betriebe für die Bewirt⸗ 


ſchaftung einer umfangreicheren Hofländerei (über deren tatſächliche 
Ausdehnung übrigens in der wiſſenſchaftlichen Literatur geſtritten wird). 
„Eminente Großbetriebe“ aber können dieſe jedenfalls nicht genannt 
werden. Einen kapitaliſtiſchen Zug hat gewiß die moderne oſtdeutſche 
große Gutsherrſchaft. Gerade jedoch ihr Gegenſatz zur alten Grund ⸗ 


herrſchaft, an die Sombart bei ſeiner „Oikenwirtſchaft“ gedacht haben 


wird, beweiſt die Richtigkeit meiner Definition. Die große Gutsherrſchaft 
iſt nicht Oikenwirtſchaft; einen kapitaliſtiſchen Zug hat ſie, weil fie 
auf einem fo großen Betrieb ruht, daß eine Oikenwirtſchaft bei ihr 
keinen Sinn hätte. Wenn ein wirtſchaftlicher Betrieb wirklich groß 
iſt, ſo wird die Neigung zum Abſatz auf dem Markt immer vor⸗ 
handen ſein, wie umgekehrt die wirklich großen Betriebe weſentlich 
aus der Möglichkeit, die Erzeugniſſe auf dem Markt abzuſetzen, 


hervorgehen. Die neueren Unterſuchungen über die Entſtehung der 


Gutsherrſchaften! betonen ja dieſen Umſtand. Kann man ſich ferner 
Plantagenwirtſchaft ohne Abſatz der Erzeugniſſe auf dem Markt 
vorſtellen? Sombart will doch nicht etwa Plantagenwirtſchaften als 
Oikenwirtſchaften deuten? Nebenbei nur ſei hier bemerkt, daß die 


alten Vorſtellungen über die ſtrenge Geſchloſſenheit der „Oiken⸗ 
wirtſchaft“, wie ſie ſich teilweiſe auch noch bei Sombart erhalten 


haben, hinfällig ſind; ich habe ja darüber in meinen „Problemen 
ausführlich geſprochen. 

Sombarts unglückliches Argument mit den Oikenwirtſchaften ſoll 
den Zweck haben, zu beweiſen, daß die Kennzeichen des Kapitalismus, 
die ich als ſolche namhaft mache, mit dem Großbetrieb „nicht gegeben 
ſind“. In der gleichen Tendenz beruft er ſich darauf (S. 1086), 
daß die „reſtloſe geldliche Durchdringung“ kein Kennzeichen des 


Kapitalismus ſei, wenn man ſein Weſen im Großbetrieb ſehe. Denn 


1 Vgl. meine „Probleme“, S. 77 Anm. 2. 
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„es gibt ebenſogut natural wie geldwirtſchaftliche Großbetriebe“. 
Sombart wird doch nicht leugnen wollen, daß mit der Vergrößerung 
des Betriebs eine höchſt greifbare Tendenz ſich einſtellt, die geldliche 
Durchdringung des Betriebs ins Werk zu ſetzen. Natürlich gibt es 
Unterſchiede: die Tendenz kann mehr oder weniger verwirklicht 
ſein. Aber von einem „ebenſogut“ iſt gar keine Rede. Ich bitte 
Sombart, Großbetriebe von gleichem Umfang zu nennen, für die es 
zutrifft, daß fie „ebenſogut“ naturalwirtſchaftlich wie geldwirtſchaftlich 
betrieben werden. Vermutlich hat er die Dinge wieder nicht durch⸗ 
dacht. Es mögen ihm wohl Verhältniſſe vorſchweben wie die, daß 
etwa dem Herrſcher eines Landes eine Unmenge von Natural⸗ 
lieferungen zukommen. Aber wenn die Geſamtablieferung ein großes 
Reſultat bringt, ſo iſt darum der Betrieb, in dem die Naturalien 
erzeugt werden, noch kein „Großbetrieb“. Und auch die Verwendung 
der abgelieferten Naturalien braucht noch keineswegs im Großbetrieb 
zu erfolgen. Oder will Sombart vielleicht behaupten, daß die Ver⸗ 
wendung der im mittelalterlichen Deutſchland an die königlichen 
Pfalzen abgelieferten Naturalien im „Großbetrieb“ erfolgte? 

Was Sombart ſonſt noch gegen die von mir benannten Kenn⸗ 
zeichen des Kapitalismus geltend macht, iſt von derſelben Qualität: 
er macht ſich das Vergnügen, die Dinge auf die Spitze zu treiben. 
Es kann ſich ja nicht um abſolute, meſſerſcharfe Grenzen handeln. 
Das entſcheidende iſt, daß die betreffende Tendenz ſich ganz greifbar 
bemerkbar macht. Alle Kennzeichen des Kapitalismus, die ich genannt 
habe, treten mit dem Großbetrieb auf und ſteigern ſich mit deſſen 
Zunahme. Sombart findet das nötige darüber bereits in meinen 
„Problemen“ (und zwar nicht bloß in dem Kapitel über die Ent⸗ 
ſtehung des Kapitalismus). | 

Sombart glaubt aber weiter zum Angriff übergehen zu müſſen 
und wirft mir vor, daß ich die wichtigſten tatſächlichen Merkmale 
des Kapitalismus überſehen habe. „Alſo keine verkehrswirtſchaftliche 
Verknüpfung! Keine Warenproduktion!“ — ſo ruft er aus (S. 1036). 
Die vorſtehenden Bemerkungen zeigen ſchon, daß ich dieſen Geſichts⸗ 
punkten Rechnung getragen habe: mit dem Großbetrieb iſt an ſich 
die Produktion für den Markt gegeben; für die reine Oikenwirtſchaft 
hat ein Großbetrieb keinen Zweck. „Kein freies Lohnarbeiterverhält⸗ 
nis!“ Dies ſehe ich in der Tat nicht als ein entſcheidendes Merk⸗ 
mal der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe an. Es wird ja kein Un⸗ 
befangener beſtreiten, daß die Plantagenwirtſchaft kapitaliſtiſch 
betrieben werden kann und zwar auch die Plantagenwirtſchaft mit 
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unfreien Arbeitskräften. Man vergegenwärtige ſich zum Beiſpiel einen 
römiſchen Plantagenbeſitzer aus der Zeit um die Wende unſerer 
Zeitrechnung oder einen amerikaniſchen Pflanzer mit viel Kapital, 
der Sklaven aufkauft, weil zurzeit ihr Preis und die Abſatzverhält— 
niſſe für ſeine Waren die Verwertung ſehr lohnend machen — iſt 
das nicht ein kapitaliſtiſches Bild? Wenn dies Bild nicht mit der 
Orthodoxie des marxiſchen Entwicklungsſchemas vereinbar iſt, ſo ift 
Marx der ſchuldige Teil, aber nicht wir. 

Bitter beklagt ſich Sombart (S. 1036) ferner darüber, daß ich 
nicht einen „beſonderen Geiſt“ als Merkmal des Kapitalismus an⸗ 
ſehe. Er zitiert aber nur ein Sätzchen hierüber aus meiner Dar⸗ 
ſtellung und verſchweigt dem Leſer, daß ich von dem „Geiſt“ ſehr 
ausführlich geſprochen habe, allerdings in dem Sinn, daß ich die 
Gleichſetzung von Kapitalismus und unbegrenztem Gewinnſtreben 
als unrichtig und unfruchtbar für die wiſſenſchaftliche Erkenntnis 
abgelehnt habe. Doch ich muß hier auch wieder feſtſtellen, daß 
Sombart die Dinge nicht durchdacht hat. Wenn er in hohen Tönen 
von objeflivem und ſubjektivem Geiſt und den „Seelen der ein⸗ 
zelnen Wirtſchaftsſubjekte“ und von meinem mangelnden Ver⸗ 
ſtändnis für ſolche Dinge ſpricht, ſo muß ich leider den Spieß um⸗ 
kehren. Seine Formel lautet (S. 1037): „Der Kapitalismus iſt 
einerſeits das Werk einzelner ſtarker Perſönlichkeiten und anderſeits 
dasjenige Wirtſchaftsſyſtem, in dem alles wirtſchaftliche Verhalten 
durch das (unperſönliche) Verwertungsſtreben des Kapitalismus be⸗ 
ſtimmt wird“. Zu I ſei bemerkt: jeder Fortſchritt iſt individuell. 
Immer ſind es einzelne, die Neues als erſte erkennen und durch⸗ 
führen; andere folgen dann nach, je nach der Art, wie ſie auf die 
von jenen gegebene Anregung reagieren. Das gilt nicht bloß vom 
Kapitalismus. Von ihm es als etwas beſonderes hervorzuheben 
(wie es Sombart tut), daß die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe nicht 
kollektiv, nicht vegetativ, ſondern individuell entſtanden ſei, dazu 
liegt kein Anlaß vor. Alle Arten von gewerblicher Arbeitsweiſe 
entſtehen individuell. Auch das Zunfthandwerk iſt ſo entſtanden: 
einzelne Handwerker kommen zuerſt auf den Gedanken, der Ge⸗ 
ſamtheit der betreffenden Gewerbetreibenden durch die Aufrichtung 
einer Zunft eine Schranke zu ziehen. Wenn Sombart emphatiſch 
ausruft: „Die Entſtehungsgeſchichte des Kapitalismus iſt eine Ge⸗ 
ſchichte von Perſönlichkeiten“, ſo iſt zu erwidern, daß alle Geſchichte 
eine Geſchichte von Perſönlichkeiten iſt. Und iſt etwa bloß „die 

Entſtehungsgeſchichte“ des Kapitalismus eine Geſchichte von Per⸗ 
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ſönlichkeiten? Im reichſten Maße ſehen wir weiterhin, wie die Per⸗ 
ſönlichkeiten in ihm Förderung finden und anderſeits mit ihm 

kämpfen. Zu II: Mit der Behauptung, daß „alles wirtſchaftliche 
Verhalten durch das (unperſönliche) „Verwertungsſtreben des 
Kapitals beſtimmt wird“ (dies ſoll oberſtes Kennzeichen des Kapi⸗ 
talismus ſein !), fällt Sombart in das Extrem, das er vorher ver⸗ 
urteilt und abgelehnt hat, indem er jetzt eine kollektive, vegetative 
Erklärung für die kapitaliſtiſche Unternehmung gibt. „Alles“ wirt⸗ 
ſchaftliche Verhalten erklärt ſich keineswegs aus einem „unperſön⸗ 
lichen Verwertungsſtreben des Kapitals“, ſondern es kommt immer 
darauf an, ob und wie der Menſch auf einen gegebenen Anreiz 
reagiert. Nur eine Lockung liegt in dem Kapital. Daß eine ſolche 
vorhanden iſt, das habe ich ſelbſt betont, indem ich hervorhob, wie 


mit der Steigerung des Großbetriebs ſich gewiſſe Tendenzen geltend 


machen. Aber dieſe bewirken und beſtimmen noch durchaus nicht 
„alles“ wirtſchaftliche Verhalten. Es kann zum Beiſpiel von zwei 
Beſitzern von gleichviel Kapital der eine ſich auf die kaufmänniſche 
Leitung des Betriebs beſchränken, während der andere noch die ge⸗ 
werbliche Leitung oder einen Teil von ihr beibehält. Es kann der 
eine den Betrieb ſteigern, der andere mit dem einmal erreichten Un⸗ 
fang ſich begnügen. Die Lockung zur Beſchränkung auf die kauf⸗ 
männiſche Leitung des Betriebs und ebenſo die zu feiner Steigerung 
wird ſich bei allen Beſitzern bemerkbar machen; aber der eine 
reagiert darauf mehr als der andere; hier iſt nichts „unperſönlich“, 
kollektiv, vegetativ, ſondern wiederum alles individuell. Sombart 
ſteht mit feinem Glauben an die unperſönliche Wirkung des Kapitals 
auch noch zu ſehr unter dem Bann der marxiſtiſchen kollektiviſtiſchen 
Theorie. Sombart meint den Umſtand, daß „das wunderſame 
Geiſtesgebilde der kapitaliſtiſchen Unternehmung“ einerſeits die 
höchſte Steigerung der individuellen Betätigung und anderſeits den 
völligen Ausſchluß der individuellen Reaktion erkennen laſſe, mit 
dem intereſſanten Terminus einer „Antinomie“ belegen zu dürfen. 
Sprechen wir doch ſchlicht deutſch: Sombart bemerkt gar nicht den 
grellen Widerſpruch, in den er gefallen iſt !. 


1 Sombart (S. 1037) beklagt ſich, daß ich davon geſprochen ( „Probleme“, 

S. 426), er laſſe das Kapital unperſönlich wirken. Wie man ſieht, iſt dieſe 
Auffaſſung tatſächlich bei ihm vorhanden, was auch andere ſchon feſtgeſtellt 
haben. Seine Darſtellung iſt einfach widerſpruchsvoll. Im übrigen habe ich 
in meinen „Problemen“, S. 499 Anm. 1 konſtatiert, daß Sombart ſich im Laufe 
der Zeit (insbeſondere im Verhältnis zur 1. Auflage ſeines „Kapitalismus“) 
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Daß aber Sombart an meiner Darſtellung die Ignorierung 
des kapitaliſtiſchen „Geiſtes“ tadeln zu müſſen glaubt, iſt um ſo 
ſonderbarer, als ich ja durch eingehende Kritik ſeiner Anſicht von 
dem Gegenſatz zwiſchen dem mittelalterlichen „Traditionalismus“ 
und dem modernen unbegrenzten Evwerbsſtreben, feiner Anſicht, daß 
der mittelalterliche Menſch nichts „unternommen“ habe, ihm die 
Grundlagen für ſeine Konſtruktion des „kapitaliſtiſchen Geiſtes“ 
völlig entzogen habe. Er mußte ſich doch jetzt ſagen, daß es leeres 
Stroh iſt, was er gedroſchen hatte. Statt deſſen tut er ſo, als ob 
niemand etwas an feinen Darlegungen ausgeſetzt habe (ich hatte 
überdies bei meiner Kritik wertvolle Bundesgenoſſen), als ob ſie 
überall auf den feſteſten Fundamenten ſtänden. Wenn eine Er⸗ 
widerung von ſeiner Seite einen Zweck haben ſollte, ſo hätte er 
vor allem ſich mit dieſem Teil meiner Kritik ausführlich auseinander⸗ 
ſetzen müſſen. Um ſo mehr, als er Behauptungen aufgeſtellt hatte, 
die im Mund eines Nationalökonomen ungeheuerlich ſind, zum Bei⸗ 
ſpiel die, daß die Gier nach Gold und Geld im Mittelalter neben 
dem Wirtſchaftsleben hergehe („Kapitalismus“ I, 2. Aufl., S. 328). 

Vollkommen meint Sombart mich ſchließlich vernichten zu 
können, indem er geltend macht, daß „jedes der von Below an⸗ 
geführten Merkmale auch auf eine ſozialiſtiſche Wirtſchaftsorgani⸗ 
ſation paßt. Was ſoll aber eine Begriffsbeſtimmung, die dieſes 
Haupterfordernis nicht erfüllt: eine Wirtſchaftsweiſe gegen eine 
andere von ihr grundſätzlich verſchiedene abzugrenzen? Oder gibt 
es gar keinen Unterſchied zwiſchen Sozialismus und Kapitalismus“ 
(S. 1036)? Ich antworte: liegt hier wirklich das „Haupt⸗ 
erfordernis“ der Begriffsbeſtimmung des Kapitalismus? Sozia⸗ 
lismus und Kapitalismus ſind ja nicht die Gegenſätze, die ſich ſo 
ausſchließen, wie Sombart meint. Wenn Sombart darüber höhnt, 
daß ich geſagt habe: „auch ſozialiſtiſch kann die große Unter⸗ 
nehmung ſein“, ſo bringt mich ſein Hohn nicht aus der Faſſung. 
Er hätte die Sätze, die ich an der betreffenden Stelle (S. 403) 
auf jenen folgen laſſe, nicht verſchweigen ſollen. Ich mache 
nämlich daſelbſt geltend, daß die ſozialiſtiſche Leitung die Arbeits⸗ 
teilung, die den einzelnen Arbeiter zur dauernden Herſtellung einer 


— 


mehr vom Poſitivismus abgewandt hat. Es ſei bei dieſem Anlaß noch darauf 
hingewieſen, daß der von Sombart ſo umfaſſend verwertete Begriff des „wirt⸗ 
ſchaſtlichen Traditionalismus“ höchſt relativ iſt. Vgl. meine „Probleme“ S. 482 f. 
und S. 465 f. Max Weber, Geſammelte Aufſätze zur Religionsſoziologie I, S. 6. 
Gegen Sombart ſiehe ferner ebenda S. 57 und 182. 
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Spezialität beſtimmt, nicht beſeitigen würde; daß die Sozialiſierung 
einer Fabrik die Zahl der Arbeiter, die zu Leitern von Unter⸗ 
nehmungen im vollen Sinn aufſteigen, nicht vermehren würde, daß 
ſie vielmehr, ſo weit ſie in gewerblicher Arbeit ſelbſt arbeiten, 
immer unſelbſtändige Arbeiter bleiben würden; daß nur gewiſſer⸗ 
maßen eine andere Seite ihrer Perſönlichkeit an der Leitung der 
Fabrik Anteil erhalten würde. Mit dem einen Teil ihrer Perſön⸗ 
lichkeiten ſtellen die Arbeiter, die an einem ſozialiſierten, d. h. ge⸗ 
noſſenſchaftlichen Großbetrieb beteiligt ſind, den Unternehmer dar; 
mit dem anderen Teil ihrer Perſönlichkeit ſind ſie Arbeiter. Wenn 
die beiden Seiten der Perſönlichkeit der Arbeiter ſcharf auseinander 
gehalten werden, könnte der Verſuch einer ſozialiſtiſchen Fabrik 
glücken. In der Praxis wird es natürlich nie möglich ſein, die 
beiden Seiten in der Perſönlichkeit der Arbeiter ſcharf auseinander 
zu halten: die Arbeiter, ſo weit ſie Genoſſenſchaftler ſind, werden 
natürlich die Gefühle, die ſie haben, ſo weit ſie die von der Fabrik 
beſchäftigten Arbeiter ſind, ſtets auf ſich wirken laſſen. Das Auf⸗ 
einanderwirken der beiden Seiten in der Perſönlichkeit der Arbeiter 
wird die Verwirklichung des Zwecks der Fabrik, möglichſt erfolg⸗ 
reiche Arbeit zu liefern, ſtets mehr oder weniger hindern. Eine 
andere Leitung der Fabrik als die ſozialiſtiſche wird ſtets die Er⸗ 
reichung dieſes Zwecks leichter machen. Beobachten wir denn aber 
nur bei der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe, daß ſie durch die 
Sozialiſierung in ihrer Arbeit gehemmt wird? Jede Produktions⸗ 
weiſe wird unter ſozialiſtiſcher Leitung nicht gefördert, ſondern ge⸗ 
hemmt. Wenn der ruſſiſche Mir bei ganz einfachen Verhältniſſen 
und großem Vorrat an Land beſtehen konnte, ſo hat er ſich in den 
neueren Zeiten als Schädling der landwirtſchaftlichen Arbeit er⸗ 
wieſen, und es gilt von ihm wie von der Sogialifierung eines 
großen Landgutbetriebs, daß ſie die Arbeit hemmen. Es beſteht 
nur der Unterſchied, daß die Hemmung bei dem großen Landgut⸗ 
betrieb noch ſtärker ſein wird, weil deſſen Leitung mehr Einſicht, 
mehr Geſchick, mehr techniſche Bildung vorausſetzt. Beim Mir, der 
den einzelnen Gemeindemitgliedern ein beſcheidenes Stück Land zur 
Bewirtſchaftung zuteilt, kommt es auf die perſönlichen Qualitäten 
des Inhabers nicht ſonderlich an. Dagegen iſt die Perſönlichkeit 


des Leiters eines großen Landgutbetriebs von größter Wichtigkeit, die 


durch eine ſozialiſtiſche Gefahr bewirkte Gefahr aber, daß durch Mehr⸗ 
heitsbeſchluß eine ungeeignete Perſönlichkeit oder ungeeignete Perſön⸗ 
lichkeiten mit der Leitung beauftragt werden, hier ſehr beträchtlich. 
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Wenn indeſſen auch der ſozialiſtiſch geleitete Großbetrieb 
ſchlechter arbeitet als der individuell geleitete, ſo bleibt es doch 
dabei, daß im Weſen hier wie da die gleichen Merkmale der kapi⸗ 
taliſtiſchen Produktionsweiſe hervortreten. Oder meint Sombart, 
daß in einer ſozialiſtiſchen Nadelfabrik die Arbeiter aufhören, je nur 
einen Teil der Nadel herzuſtellen, und daß die reſtloſe geldliche 
Durchdringung bei einem ſozialiſtiſch geleiteten Großbetrieb weniger 
notwendig iſt als bei einem individualiſtiſch geleiteten? 

Zu meiner Bemerkung, daß ein Kennzeichen der kapitaliſtiſchen | 
Produktionsweiſe die dauernde Unſelbſtändigkeit der Arbeiter iſt, 
macht Sombart (S. 1035) den Einwand: „in einem genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Großbetrieb find alle Arbeiter ſelbſtändig“. Er hält 
hier nicht die beiden Seiten in der Perſönlichkeit der Arbeiter aus⸗ 
einander! Mit der einen Seite nur ſind ſie ſelbſtändig, mit der 
anderen aber dauernd (d. h. jo lange fie arbeiten) unſelbſtändig. 
Die Sozialiſierung des Großbetriebs beſeitigt dieſe ihre Unſelb⸗ 
ſtändigkeit nicht, zum mindeſten an ſich nicht. 

Der Gegenſatz von Sozialismus iſt nicht Kapitalismus, ſondern, 


wie dies kürzlich erſt Diehl in dieſem Jahrbuch nachdrücklich hervor⸗ 


gehoben hat!, Individualismus. Der mittlere und kleine Betrieb 
iſt in demſelben Maß innerhalb der individualiſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
weiſe verwendet worden wie der große, d. h. die kapitaliſtiſche 
Wirtſchaftsweiſe. Der kapitaliſtiſche iſt alſo erſtens nicht der einzige 
individualiſtiſche Betrieb. Hiſtoriſch iſt er allerdings als individua⸗ 
liſtiſcher aufgekommen. Aber er iſt zweitens, nachdem er einmal 
ausgebildet worden war, nicht bloß innerhalb der individualiſtiſchen 
Wirtſchaftsweiſe angewendet worden: die genoſſenſchaftlichen Groß: 
betriebe beweiſen das ja. Das, was ich hiermit bemerke, wird ge⸗ 


nügen, um Sombarts Anſicht abzulehnen. Wollte man das Thema 


weiter behandeln, ſo müßte man unterſcheiden, ob der Individua⸗ 


1 Diehl, a. a. O. S. 207 f. In übereinſtimmung mit mir („ Probleme“, 
S. 406) lehnt Diehl auch Brentanos Gleichſetzung von Kapitalismus und Geld⸗ 
wirtſchaft ab. Gegen Brentanos Meinung, daß der Kapitalismus der unmittel- 
bare Gegenſatz des Feudalismus, in Gegenſatz zu dieſem aufgekommen fei, ſiehe 
auch meine Bemerkungen in meinen „Problemen“, S. 413, und im Weltwirtſch. 
Archiv 1917, S. 251 ff. Brentano ſieht über Jahrhunderte und breite Ent⸗ 
wicklungsſchichten hinweg, die eine beträchtliche Geldwirtſchaft, aber keinen 
Kapitalismus aufweiſen. — Ich möchte noch mehr als Diehl betonen, daß 
Kapitalismus und Sozialismus keine ſich ausſchließende begriffliche Gegenſäße 
find. Wenn fie praktiſch zuſammenſtoßen, fo ſtört, wie ich ſchon bemerkte, der 
Sozialismus als rechtliche Ordnung jede Betriebsform in der Praxis. 
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lismus bzw. der Sozialismus im einzelnen Fall den Schwerpunkt 
auf Eigentum und Beſitz oder auf die Betriebsart richtet. Danach 


würden ſich die Begriffe noch mehr ſpalten. Hinzugefügt ſei nur, 


daß der Sozialismus in bezug auf die Betriebsformen recht dürftig iſt. 


Sombart glaubt mir unendlich überlegen zu ſein, indem er als 
erſter die Wirtſchaftsgeſchichte „in einheitlicher Betrachtung zuſammen⸗ 
faßt“, „die jeweils beſondere organiſche Einheitsbildung in den 
Vordergrund rückt“, „die dem Wirtſchaftsleben jeweils charakte⸗ 
riſtiſchen Züge zur Einheit zuſammenfaßt“, „die zahlreichen begriff⸗ 
lichen Merkmale einheitlich zuſammenfaßt“ (mit dieſen Formeln 
rühmt er immer von neuem ſeine Tätigkeit). Dieſe Wendungen 


zeigen, daß er ſich von dem von ihm in ſeiner erſten Auflage 


beobachteten Verfahren, um des vorausgeſetzten Poſtulats der „Ein⸗ 
heitlichkeit der Erklärung“ willen eine Anzahl von Tatſachen unter 
den Tiſch fallen zu laſſen (ſiehe meine „Probleme“ S. 438), noch 
nicht losgemacht hat. Die Bewältigung des Stoffs iſt nicht an die 
„Einheitlichkeit“ der Erklärung und Zuſammenfaſſung gebunden. 
Nicht die Verwendung einer beſtimmten Kategorie eines Wirtſchafts⸗ 
ſyſtems bringt uns vorwärts, ſondern wir verwenden eine Menge 
von Idealtypen zur Meſſung der Verhältniſſe und ſuchen die ver⸗ 
ſchiedenen Entwicklungen, die nebeneinander hergehen und nicht in 
unbedingter Abhängigkeit voneinander ſtehen, zu beobachten. Von 
immer neuen Seiten und mit dem Verſuch immer neuer Kategorien 
ſuchen wir den Dingen nahezukommen. Höchſt charakteriſtiſch für 
Sombarts allgemeines Verfahren iſt die oben beſprochene Mahnung 
zur „Vertiefung“, die er mir erteilt. Ich hatte geſchildert, wie 
bunt und dramatiſch bewegt die Entwicklung in den verſchiedenen 
Teilen des Mittelalters und in den Jahrhunderten der Neuzeit iſt, 
und hatte dieſe ſtarke Bewegung durch geeignete Kategorien an⸗ 
ſchaulich zu machen geſucht. Er empfiehlt mir die Formel des 
Gegenſatzes von „Lokal⸗ und Weltwirtſchaft“, die an ſich plump 
und ſimpel iſt und die Mannigfaltigkeit der Dinge gar nicht erfaßt. 
Zweifel kann man nur darüber hegen, ob mein Präzeptor meine 
Schilderung gar nicht geleſen oder gar nicht verſtanden hat. 

Wenn Sombart von mir ſagt: „was er vorbringt, iſt von 
einer indiskutubeln Armſeligkeit“, fo werden die Leſer der Meinung 
fein, daß ihm eine Perſonenverwechſlung untergelaufen iſt. Mit 
dieſem Urteil dürfte ſeine Erwiderung treffend gekennzeichnet ſein. 


— ——— — 
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Beſprechungen 
Schmoller, Guſtav: Zwanzig Jahre deutſcher Politik. 
München und Leipzig 1920, Duncker & Humblot. 206 S. 


In erfreulich ſchöner und gediegener Ausſtattung liegt hier, von 
der verſtändnisvollen Lebensgefährtin nach Andeutungen des Nach⸗ 


laſſes ausgewählt, eine Sammlung von Aufſätzen und Vorträgen des 


unvergeßlichen Meiſters aus den Jahren 1897 bis 1917 vor, die inner⸗ 
lich dadurch verbunden ſind, daß ſie Stellung zu den großen Fragen 
der Tagespolitik nehmen. Es war nicht Schmollers Art, ſich an dem 
aufreibenden und verwirrenden Parteigetriebe zu betätigen, aber ſein 
politiſches Intereſſe war, wie es ſich für einen Gelehrten ſeines Faches 
und Schlages von ſelbſt verſteht, ſtets ſtark und lebendig, und gerade 
in dieſen letzten zwanzig. Jahren hat er ſich auch in der Tagespreſſe ge- 
legentlich gern einmal von der hohen Warte aus, auf die ſeine wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Erkenntniſſe ihn geſtellt hatten, über die weltbewegenden 
Ereigniſſe und Probleme des öffentlichen Lebens geäußert. So enthält 
dieſe Sammlung, wie die Herausgeberin ganz zutreffend ſagt, ein Ge⸗ 
ſamtbild ſeiner Anſichten über Staat und Geſellſchaft, das ſeine großen 
grundlegenden Arbeiten vielfach ergänzt und zwar eben nach der Seite 
der praktiſch⸗politiſchen Anwendung und Stellungnahme hin. 

Nach drei großen Geſichtspunkten gliedert ſich das Ganze dieſer 
politiſchen Anſichten und Beſtrebungen: nationale Macht⸗ und Aus⸗ 
dehnungsfragen, Probleme der Verfaſſung und Verwaltung, Sozial- 
politik. Die großen Zeitfragen des Imperialismus, der Demokratie, 
des Sozialismus geben dem an univerſale Geſchichtsbetrachtung ge⸗ 
wöhnten Patrioten und Staatsphiloſophen den Anlaß zu Erörterungen 
und Zielſetzungen, die unter Vermeidung radikaler Löſungen nur das 
praktiſch und pſychologiſch Notwendige und Mögliche ins Auge faſſen 
und zwiſchen Scylla und Charybdis hindurch die ſchmale Fahrtrinne 
ſuchen, die das Staatsſchiff vor dem Untergang bewahren ſoll. 

Ein Imperialiſt im gewöhnlichen Sinne des Wortes iſt Schmoller 
nicht geweſen. Von Weltmacht und Weltpolitik hörte er in bezug auf 
Deutſchland nicht gern reden, weil dieſe Worte im Ausland leicht miß⸗ 
verſtanden oder mißdeutet wurden, als ſtrebe Deutſchland nach einer 
Art von Weltherrſchaft. Er hatte ein deutliches Gefühl davon, daß 
die Ausdehnungspolitik unter den neuen Weltverhältniſſen für Deutſch⸗ 
land mehr Schickſal als freie Wahl, und daß ſie voll von Gefahren 
war. In dem Wachstum der Bevölkerung, deren gewaltſame Hemmung 
den nationalen Verfall mit ſich bringen würde, ſah er den Hauptmotor 
unſerer Ausdehnungsbewegung, die aber ſeiner Meinung nach nicht 
eigentlich auf die Begründung eines überſeeiſchen Weltreiches, ſondern 
auf die Sicherung unſerer Rohſtoff⸗ und Abſatzmärkte und auf die 
Verſorgung der überſchüſſigen Bevölkerung in Ackerbaukolonien — er 
dachte trotz der Monroedoktrin namentlich an Südbraſilien! — gerichtet 
ſein ſollte. Er nahm an, daß es im nächſten Jahrhundert wohl 100 
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bis 150 Millionen Deutſche geben könne, die in mehr oder minder 
feſtem Zuſammenhang mit dem Mutterland blieben, daß es möglich 
ſein werde, auch ohne Erweiterung unſerer europäiſchen Grenzen durch 
eine von Heer und Flotte gehütete Steigerung unſeres wirtſchaftlichen 
Lebens ein gewiſſes Gleichgewicht gegenüber den wachſenden Rieſen⸗ 
reichen England, Rußland, Amerika aufrechtzuerhalten und mindeſtens 
mit Frankreich auf. gleicher Machtſtufe zu bleiben. Ihm ſchwebte ein 
Gleichgewichtsſyſtem koordinierter Mächte wie im alten Europa vor; 
er war weit entfernt, für Deutſchland einen Vorrang in der Welt 
oder auch nur auf dem europäiſchen Kontinent zu erſtreben; auch die 
Flottenrüſtung dachte er ſich nicht als gegen England gerichtet; er 
glaubte offenbar, daß Deutſchland die notwendigen Ziele ſeiner über⸗ 
ſeeiſchen Ausdehnung ganz wohl im Einverſtändnis mit England er⸗ 
reichen könne. Die Hauptgefahr für den Frieden ſah er in der ruſſiſchen 
Ausdehnungspolitik mit ihrer Feindſeligkeit gegen Oſterreich und ihrer 
Belebung der franzöſiſchen Revanchebeſtrebungen. Die feſte Verbindung 
zwiſchen Deutſchland und Oſterreich⸗Ungarn ſtand dabei für ihn außer 
Frage. Die Erhaltung der habsburgiſchen Großmacht erſchien ihm als 
eine Notwendigkeit, ſelbſt auf die Gefahr eines ruſſiſchen Krieges hin. 
| Über den Urſprung und die Ausſichten des Weltkrieges hat ſich 
Schmoller nicht näher ausgeſprochen; gelegentliche Außerungen laſſen 
aber erkennen, daß er bis zuletzt an der Hoffnung eines ehrenvollen 
Verſtändigungsfriedens feſtgehalten hat. Er glaubte, daß doch endlich 
einmal die Vernunft überall werde zum Durchbruch kommen müſſen. 
Von beſonderem Intereſſe war für ihn das Problem einer Zollan⸗ 
näherung zwiſchen Deutſchland und Oſterreich⸗Ungarn, der er im An⸗ 
ſchluß an die Arbeiten des Vereins für Sozialpolitik eifrig das Wort 
redete; er dachte dabei an das Syſtem der drei Tarife und war auch 
geneigt, das gleiche Syſtem in Mitteleuropa weiter auszudehnen; aller⸗ 
dings gegen die Ausdehnung auf die Balkanſtaaten oder gar auf die 
Türkei hatte er ſtarke Bedenken; und gegenüber den Hoffnungen auf 
die Zukunft des Handels nach dem nahen Oſten überhaupt hob er doch 
immer die überwiegende Bedeutung guter Handelsbeziehungen mit 
dem Weſten, namentlich mit England, hervor. An eine politiſche oder 
gar kulturelle Verſchmelzung der mitteleuropäiſchen Nationen aber, wie 
ſie in Naumanns Mitteleuropa in Ausſicht genommen wurde, hat 
Schmoller nicht gedacht. Hier ſchied ihn von Naumann, wie auch auf 
dem Gebiet der inneren Politik, die hiſtoriſch⸗realiſtiſche Denkweiſe 
und die tiefgewurzelte Abneigung gegen den phantaſtiſch⸗doktrinären 
Zug, den er in den Plänen und Entwürfen des neudemokratiſchen Pro⸗ 
pheten fand. e 3 
Die Demokratie ſtand auch für Schmoller im Mittelpunkt der 
Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsprobleme der Gegenwart. Daß eine 
unwiderſtehliche demokratiſche Strömung durch die moderne Welt gehe, 
war ihm längſt klar geworden. Aber er war zugleich auch überzeugt, 
daß das Führerproblem der eigentliche Kern in der Frage einer Demo⸗ 
kratiſierung der Verfaſſung ſei, und er hatte nicht das Vertrauen, daß 
aus unſeren deutſchen Parteien bei einer parlamentariſchen Regierungs⸗ 
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weiſe Führer von der nötigen Qualität und Autorität hervorgehen 
könnten, um ohne Schaden für das Ganze die großen politiſchen, 
wirtſchaftlichen und ſozialen Aufgaben, vor die wir geſtellt waren, in 
die Hand zu nehmen. Eine ſachkundige, unparteiiſche Beamtenregierung 


von zuverläſſiger Ehrlichkeit, unter der Kontrolle der Parlamente und 


der Offentlichkeit und ergänzt durch eine weitgehende lokale Selbſt⸗ 
verwaltung ſchien ihm für unſere Verhältniſſe, wie ſie einmal hiſtoriſch 
geworden ſind, unentbehrlich; und als die natürliche, gleichfalls unent⸗ 
behrliche Spitze einer ſolchen über den Parteien ſtehenden Regierung 
erſchien ihm die hiſtoriſch gegebene Form der Monarchie, die ſich 
wohl den demokratiſchen und ſozialen Zeitforderungen anpaſſen, aber 
nicht in ihrem Fundamente erſchüttert werden ſollte. Dabei hat er 


freilich den heiklen Punkt unerörtert gelaſſen, wie die ideelle Ver⸗ 
ſchmelzung der Perſon des Monarchen und des leitenden Miniſters, die 
bei dem erſten Kaiſer und ſeinem Kanzler in vorbildlicher, aber leider 


einzigartiger Weiſe vorhanden war, dauernd geſichert werden könne, 


oder welche Bürgſchaft für eine kräftige, einheitliche Leitung gegeben 


fei, wenn einmal die Perſon des Monarchen den hohen Anſprüchen, 


die an den führenden Mann des Reiches geſtellt werden müſſen, nicht 


genügt. Seine Kritik des engliſchen Parlamentarismus und ihrer 


Nachahmung bei uns läßt vielleicht die neueſte Entwicklung nicht ganz 


zu ihrem Recht kommen und ſteht noch zu ſehr auf den Grundlagen 


der Gneiſt ſchen Anſchauungen; außerdem iſt es ja merkwürdigerweiſe 
mehr das franzöſiſche als das engliſche Beiſpiel, was den Verfechtern 


des 5 bei uns vorſchwebte, trotz aller Mängel, die 
gerade bei dieſem Vorbild unverkennbar ſind. Aber den modernen 


Zug zur Diktatur in dieſen beiden parlamentariſch regierten Ländern 


hat Schmoller ſchon ganz richtig wahrgenommen, und er beſtärkt ihn 


natürlich in der Abneigung gegen die Nachahmung eines Syſtems, das 


gegenüber den modernen Aufgaben in den Ländern, wo es eingewurzelt 
iſt, zu verſagen beginnt. f 
Von dieſen modernen Aufgaben der Staatskunſt hat Schmoller 


vorzugsweiſe die eine behandelt, die ihm als Fachmann am nächſten 


ſtand: die ſozialpolitiſche. Wie er ſie auffaßte, darüber kann in dieſen 


Blättern kurz hinweggegangen werden; er hat ſich ja gerade darüber 


hier oft genug geäußert. Nicht Sozialiſierung, ſondern ſoziale Ge⸗ 
rechtigkeit war ſein Ziel. Was ihm zuletzt beſonders am Herzen lag, 
das war außer der längſt von ihm geforderten Arbeitervertretung in 


den Betrieben und einer Verbeſſerung in der Rechtsſtellung der Ge⸗ 


werkſchaften namentlich eine Zentraliſierung des Arbeitsnachweiſes als 
Vorbedingung vernünftiger Erwägungen über die Möglichkeit einer 


Arbeitsloſenverſicherung. Über den Geiſt, die Beſtrebungen und 


Leiſtungen des Vereins für Sozialpolitik enthält die Sammlung einige 


| hervorragende Kundgebungen. 


Das politiſche Syſtem, das in Schmoller einen ſeiner maßvollſten 


und geſcheitsſten Vertreter hatte, iſt durch den Ausgang des Weltkrieges 


über den Haufen geworfen worden. Ein gütiges Geſchick hat es ihm 
erſpart, den Zuſammenbruch alles deſſen, was ihm teuer war, erleben 
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zu müſſen. Aber waren die Beſtrebungen, von denen dieſer Band 
Zeugnis ablegt, an ſich verkehrt? Das werden auch die radikalen 
Vertreter der neuen Richtung nicht behaupten wollen. Eine elementare 
Weltkataſtrophe, die zu vermeiden überhaupt wohl nicht in menſchlicher 
Macht ſtand, hat uns in andere Bahnen gezwungen; radikale Löſungen 
ſind angenommen worden oder werden angeſtrebt für Probleme, die 
etwas von der Natur des gordiſchen Knotens haben. Da iſt es kein 
Wunder, daß „Hiſtorismus“ und „Relativismus“ in Verruf gekommen 
ſind, daß man nach abſoluten Wahrheiten lechzt, die feſte Grundſätze 
für ein nur an der Gegenwart und etwa an Zukunfsvorſtellungen 
orientiertes Handeln liefern ſollen. Aber Theorie und Praxis ſind 
zweierlei. Mag in der Praxis ein Übermaß von hiſtoriſchem Ballaſt 
als Hemmnis empfunden werden und vor allem ein feſter Kurs von⸗ 
nöten ſein, ſo wird doch die Theorie von Staat und Geſellſchaft trotz 
der ſcheinbar fo ſchroff abgebrochenen Kontinuität die hiſtoriſche Grund⸗ 
lage niemals entbehren können; und wenn ſie in der nächſten Zukunft 
ſich bei uns weniger damit beſchäftigen wird, ſo verdankt ſie die Mög⸗ 
lichkeit dazu der ausgiebigen, von Schmoller und ſeiner Schule bereits 
geleiſteten Arbeit. Die Relativität der Maßſtäbe aber könnte ſie nur 
verlieren, wenn ſie einer geiſtigen Diktatur oder Reaktion verfiele, die 
das Ende freier Wiſſenſchaft bedeuten würde. Vielleicht wird man in 
dieſem Punkte noch weiter gehen müſſen als Schmoller getan hat. Sein 
optimiſtiſcher Fortſchrittsglaube, ſein Vertrauen, daß zuletzt doch die 
„Vernunft“ und „das Gute“ ſiegen werde, wurzeln immer noch in der 
Anerkennung abſoluter Werte, wie ſie dem Liberalismus unentbehrlich 
ſchien; ich meine, ſie haben ſich als Illuſionen erwieſen — aber frei⸗ 
lich waren es Illuſionen, ohne die Schmoller ſchwerlich imſtande ge⸗ 
weſen wäre, die großen wiſſenſchaftlichen Leiſtungen hervorzubringen, 
die wir an ihm bewundern. 
Berlin O. Hintze 


Kiellén, Rudolf: Grundriß zu einem Syſtem der Politik. 
Leipzig 1920, S. Hirzel. 105 S. 6,50 Mk., geb. 12 Mk. 


Der bekannte Verfaſſer der vielgeleſenen Bücher über die „Groß⸗ 


mächte“, über den „Staat als Lebensform“, einer politiſchen Mono⸗ 


raphie über Schweden uſw., legt hier methodologiſche Erörterungen 
vor, die teils dazu dienen ſollen, die bei ſeinen früheren Schriften 
befolgten Grundſätze zu erläutern, teils aber auch dazu, ſie weiter⸗ 
zubilden, umzuändern und das ihm vorſchwebende Ideal einer poli⸗ 
tiſchen Wiſſenſchaft nach allen Richtungen hin ſyſtematiſch zu fundieren. 
In einem allgemeinen Teil handelt er über den Gegenſtand und die 
Aufgabe der „Politik“ als Wiſſenſchaft und über ihre Abgrenzung 
gegenüber verwandten und benachbarten Disziplinen wie Geographie, 
Geſchichte, Soziologie, Staatsrecht, Philoſophie; in einem ſpeziellen 
Teil entwirft er einen vollſtändigen Schematismus für ein Syſtem der 
Politik, der ſich an ſeine früheren Kategorien anſchließt, innerhalb dieſer 
aber noch zahlreiche Unterabteilungen aufſtellt. 
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In bezug auf den Gegenſtand oder die Aufgabe einer wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Politik iſt die Haupttheſe des Verfaſſers, daß es ſich darum 
handelt, den Staat wie er iſt, rein empiriſch zu erforſchen und 
zu beſchreiben; und den Staat ſelbſt faßt er — trotz des mißverſtänd⸗ 
lichen Wortes: Lebensform — nicht als eine bloße Organiſationsform, 
d. h. als ein Syſtem von Beziehungen auf, ſondern als eine reale, 
konkrete Geſamtheit von Land und Volk, die als eine „Macht“ orga⸗ 
niſiert iſt. Von dieſem Standpunkt aus grenzt er den Bereich der 
Politik von der Philoſophie, der Geſchichte, dem Staatsrecht, der 
Soziologie und Nationalökonomie, der Geographie und Statiſtik ab. 
In der Hauptſache teile ich dieſen realiſtiſch⸗ empiriſchen Standpunkt; 
ich fühle aber das Bedürfnis, einige erläuternde oder einſchränkende 
Bemerkungen hinzuzufügen. 

Zunächſt möchte ich darauf hinweiſen, daß wir das Wort „Staat“ 
in einem doppelten Sinne brauchen: einmal ſo, wie der Verfaſſer es 
meint, wenn er von „Lebensform“ ſpricht — er würde richtiger: 
„Lebeweſen“ ſagen —, d. h. als eine überindividuelle Perſönlichkeit, 
zu der Land und Volk wie der Leib zur Seele gehören; dann aber 
auch (und dies geſchieht namentlich oft in der juriſtiſchen Betrachtung) 
als eine obrigkeitliche, ſei es herrſchaftlich, ſei es genoſſenſchaftlich 
charakteriſierte Organiſations form; in dieſem letzteren Falle müßten 
wir einen anderen Träger oder ein Subſtrat hinzudenken, etwa das 
Land oder das Volk oder die Geſellſchaft. In dem Ausdruck „Lebens⸗ 
form“ tritt, wie mir ſcheint, eine Unklarheit darüber zutage, wenn 
auch über die eigentliche Meinung des Verfaſſers kein Zweifel ſein 
kann; die Unterſcheidung dieſes Doppelſinnes, in dem das Wort 
„Staat“ gebraucht wird, iſt jedenfalls zur Klärung der Terminologie 


wünſchenswert. 


Sodann finde ich, daß in den methodologiſchen Erörterungen des 
Verfaſſers ein wichtiger Unterſchied, der in ſeinen Werken ſelbſt klar 
hervortritt, nicht genügend betont wird. Das iſt der Unterſchied zwi⸗ 
ſchen der konkreten Beſchreibung einzelner Staaten und einer allgemeinen 
Theorie des Staates. Das erſte nenne ich im Anſchluß an einen 
bei uns früher ganz gewöhnlichen Sprachgebrauch „Staatenkunde“, 
das zweite „Politik“ im eigentlichen (ariſtoteliſchen) Sinne oder auch 
„Allgemeine Staatslehre“. „Staatenkunde“ in dieſem Sinne iſt 
Kjellens Buch über die großen Mächte oder auch ſeine Monographie 
über Schweden; „allgemeine Staatslehre“ oder „Politik“ iſt ſein Buch 
über den Staat als Lebensform. Seine methodologiſchen Erörterungen 
ſchließen ſich namentlich an dieſes letztere Werk an; aber der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen den beiden Diſziplinen tritt nicht klar genug hervor. 
Und doch bedürfen ſie meiner Anſicht nach einer weſentlich verſchiedenen 
Methode, wenn auch ihr Ziel: die wiſſenſchaftliche Erkenntnis des 
wirklichen Staates, das gleiche iſt. Die ſpezielle Staatenkunde, mag 
ſie nun mehrere oder gar alle Staaten zuſammenfaſſen oder mag ſie 
ſich mit der Betrachtung eines einzelnen Staates begnügen, iſt eine 
rein deſkriptive Diſziplin. Sie kann und ſoll ſich auf die wiſſenſchaft⸗ 
liche Beſchreibung ber verſchiedenen konkreten Staaten beſchränken; der 
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Gegenſtand dieſer Beſchreibung iſt freilich nicht bloß das Zuſtändliche, 
ſondern das volle Leben des Staates: die Bedürfniſſe und Kräfte, 
die in ihm wirkſam ſind, die Richtungen und Tendenzen, in denen ſie 
ſich geltend machen uſw.; aber alles das wird eben nur beſchrieben, 
wie es ſich dem Auge des wiſſenſchaftlichen Beobachters darſtellt, und 
gerade in einer ſolchen lebensvollen, wenn auch gedrängten Beſchreibung 


hat Kiellen eine ans Künſtleriſche ſtreifende Meiſterſchaft bewieſen. 


Etwas anders liegt aber die methodiſche Frage bei der allgemeinen 
Staatslehre oder Politik, die nicht einen konkreten, ſondern einen ab⸗ 
ſtrakten Gegenſtand hat, den Staat an ſich, einen Allgemeinbegriff, 
der freilich aus der vergleichenden Betrachtung vieler oder aller kon⸗ 
kreten Staaten abgezogen, aber doch keineswegs mit dem irgendeines 
einzelnen Staates identiſch iſt. Hier kommt man meiner Meinung 
nach mit einer bloßen Beſchreibung nicht aus. Hier gilt es auch zu 
erklären und Werturteile zu erörtern, und damit kommt dieſe Diſziplin 
doch in einen viel engeren Zuſammenhang mit Philoſophie, Soziologie 
und Geſchichte, als Kjellen es zugeben möchte. Politik verhält ſich 
zur Staatenkunde etwa wie Geologie zur Erdkunde: dem Geographen, 
der nur die Morphologie der Erdoberfläche zum Gegenſtand ſeines 
Studiums macht, kann eine geologiſche Karte genügen; der Geologe 
muß tiefer in das Erdinnere und in die Erdgeſchichte eindringen, er 
muß kauſal zu erklären ſuchen, was auf der Oberfläche nur beſchrieben 
werden kann. Mir ſchwebt ein Syſtem der allgemeinen Staats⸗ und 
Geſellſchaftslehre vor, das ähnlich wie Schmollers Grundriß der Volks⸗ 
wirtſchaftslehre hiſtoriſch, pſychologiſch und ethiſch fundiert iſt. Das 
wird vielleicht zurzeit wegen der im Schwange gehenden Abneigung. 
gegen den „Hiſtorismus“ wenig Anklang finden, und ich bin weit 
entfernt, die Vorzüge zu beſtreiten, die das friſche und refolute 
Hineingreifen in die Wirklichkeit der Tagespolitik für den praktiſchen 
Menſchenverſtand haben mag; aber die Gefahr liegt nahe, daß ein 
folches Syſtem tiefere wiſſenſchaftliche Bedürfniſſe nicht befriedigen und 
dazu auch noch ſchnell veralten wird. Schon die Begriffsbeſtimmung 
des Staates, über die Kjellen ſehr kurz hinweggeht, erfordert doch 
wohl tiefer greifende erkenntnistheoretiſche Erörterungen. Er iſt ge⸗ 
neigt, den Staat als einen Organismus und als eine Perſönlichkeit 
aufzufaſſen, als ein überindividuelles Lebeweſen. Aber wie das zu 
denken iſt, wieweit es ſich hier um Analogien oder Realitäten handelt, 
das bedürfte doch wohl einer näheren Unterſuchung; die Einwendungen 
Jellineks gegen die Bezeichnung des Staates als Organismus ſind 
doch nicht jo kurzerhand abzuweiſen. Bei den Werturteilen habe ich 
keine abſoluten Maßſtäbe im Auge. Aber die praktiſche Politik iſt 
voll von Werturteilen, alles Parteiweſen iſt mit Weltanſchauung durch⸗ 
ſetzt. Das Verhältnis der Politik zur Ethik, der Kampf oder der 
Modus vivendi zwiſchen Intereſſen und Moral, die Polarität von 
Macht und Recht haben Anſpruch auf einen Platz in der allgemeinen 


Staatslehre. Was die Werturteile ſelbſt angeht, ſo wird es von dem 


Temperament und der prinzipiellen Einſtellung des Autors abhängen, 
ob er mit bewußter Einſeitigkeit einen beſtimmten nationalen oder 
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Parteiſtandpunkt vertreten will, wie es etwa Treitſchke getan hat, oder 
ob er ſich, wie es meiner Neigung entſpräche, darauf beſchränkt, die 
Relativität in allen ſolchen Urteilen und Parteiſtandpunkten aufzuweiſen. 
Das erſtere iſt zwar wirkſamer, verläßt aber eigentlich den Boden der 
Wiſſenſchaft. Auch die pragmatiſche Belehrung für den Staatsmann, 
die eine ſolche allgemeine Staatslehre etwa hervorbringt, darf man 
nicht überſchätzen. Sie vermag wohl nützliche Einſichten zu vermitteln, 
aber keine für die Praxis unmittelbar tauglichen Kunſtregeln. Sie iſt 
und bleibt Theorie und iſt im Grunde für den Praktiker nur von 
propädeutiſchem Wert — was freilich auch wieder nicht zu unter⸗ 
ſchätzen iſt. 3 ö 
Die Andeutungen, die ich vor 23 Jahren in dieſem Jahrbuch 
anläßlich einer Beſprechung von Roſchers „Politik“ über Plan und 
Methode einer ſolchen Wiſſenſchaft gemacht habe und auf die ich hier 
zurückkomme, weil auch Kjellen ſich damit beſchäftigt, ſollten nur vor⸗ 
läufig die Unerläßlichkeit philoſophiſcher und hiſtoriſcher Fundierung 
betonen; in den Vorleſungen, die ich ſeit 1898 ungefähr alle drei Jahre 
über Politik oder allgemeine Staats⸗ und Geſellſchaftslehre gehalten 
habe (abgeſondert von allgemeiner Verfaſſungsgeſchichte und Geſchichte 


des Staatenſyſtems) bin ich zu einer ähnlichen Syſtematik gelangt wie 


der ſchwediſche Gelehrte. | | 
Das Syſtem Kjelens umfaßt fünf Hauptkapitel, und in 


dieſen in der Regel je drei Unterabſchnitte, die alle als Spezial⸗ 


diſziplinen mit griechiſchen Namen bezeichnet ſind. Von den fünf 


Hauptdiſziplinen behandelt die „Geopolitik“ den Staat als ein Stück 


der Erdoberfläche, in der Hauptſache nach dem Vorgang von Ratzel; 
die „Okopolitik“ den Staat als „Haushalt“ oder, wie ich es treffender 
ausdrücken möchte, als Wirtſchaftskörper; die „Demopolitik“ als Volks⸗ 
verband; die „Soziopolitik“ als Geſellſchaft; die „Kratopolitik“ als 
Herrſchaftsorganiſation. Die Unterabteilung beruht in der Hauptſache 
auf der Unterſcheidung von Form und Gehalt oder von Bau und 


Leben des jedesmal behandelten Organismus und zieht außerdem ſein 


Verhältnis zur Umgebung in Betracht — ein Einteilungsprinzip, das 
ſich allerdings nicht ganz ſcharf und ausnahmslos hat durchführen 


laſſen. So enthält zum Beiſpiel die Geopolitik die drei Spezial⸗ 


diſziplinen Topopolitik, Morphopolitik, Phyſipolitik. Die erſte hat es 


mit der Lage eines Reiches, mit feiner nachbarlichen Umgebung, dem 


dadurch bewirkten politiſch⸗militäriſchen Druck u. dgl. zu tun; die 
zweite mit der Geſtalt und den Grenzen des Staatsgebiets; die dritte 


mit ſeiner natürlichen Beſchaffenheit, ſeiner Fruchtbarkeit, ſeinem 


Reichtum an Kohlen und Mineralien, kurz mit allem, was die wirt⸗ 
ſchaftlichen Lebensbedingungen eines Staates und Volkes ausmacht. 
Es würde zu weit führen, wenn wir auch die Einteilung der übrigen 
Kapitel hier beſprechen wollten. Die etwa 20 griechiſchen Namen, mit 
deren Bildung ſich der Verfaſſer viel Mühe gegeben hat, werden auf 
manchen Leſer einen verwirrenden Eindruck heroorbringen. Daß ſie 
allgemeinen Eingang finden werden, halte ich für ſehr unwahrſcheinlich; 
ja ich möchte annehmen, daß dem Verfaſſer ſelbſt, wenn er erſt an die 
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Ausarbeitung ſeines vollſtändigen Syſtems geht, dieſe Bindung bis 
ins einzelne hinein hier und da unbequem werden könnte. Die Ein⸗ 
teilung eignet ſich vielleicht für eine Kartothek zur Stoffſammlung, 
obwohl ſie auch dazu etwas zu kompliziert ſein dürfte; aber in einem 
lebendigen Buche, wie ſie der Verfaſſer zu ſchreiben pflegt, dürfte ſich 
doch mancher Zuſammenhang, der durch allzuſcharfe Spaltung zerriſſen 
wird, von ſelbſt zugunſten der Wirkung des Vorgetragenen wieder⸗ 
herſtellen. So glaube ich zum Beiſpiel nicht, daß ſich die Einteilung 
der „Kratopolitik“ in „Nomopolitik“, „Praxipolitik“ und „Archopolitik“ 
in dem vom Verfaſſer gemeinten Sinne würde durchführen laſſen, 
ohne die lebendige Anſchaulichkeit der hier darzuſtellenden Staatstypen 
zu beeinträchtigen. Die Frage des Verhältniſſes von Staat und 
Individuum, alſo die Frage der „Grundrechte“ und der Grenzen der 
Wirkſamkeit des Staates, die der „Archopolitik“ vorbehalten bleibt, 
kann von der Darſtellung der Verfaſſungstypen nicht gut getrennt 
werden; und ſo berechtigt an ſich die vom Verfaſſer beabſichtigte Son⸗ 
derung der Organiſationsformen vom ſtaatlichen Leben ſelbſt ſein mag, 
ſo dürfte ſie doch nicht ſo weit getrieben werden, daß zum Beiſpiel 
die Frage der Regierungsbildung und der Grad der Parlamentariſierung 
von der Darſtellung der Verfaſſungstypen ſelbſt abgetrennt und dem 
Abſchnitt zugewieſen wird, der es mit der materiellen Geſetzgebungs⸗ 
arbeit, dem Parteiweſen und der Verwaltung zu tun hat. Auch ich 
glaube, daß der bisherige Begriff der „Verwaltung“ zu eng iſt, um 
neben der „Verfaſſung“ die Geſamtheit des ſtaatlichen Regiments zu 
bezeichnen; aber ich würde vorziehen, die materielle Staatstätigkeit auf 
den verſchiedenen Gebieten: der Erziehung, des Heerweſens, des Staats⸗ 
haushalts, der Rechtspflege, der Polizei, der Wirtſchafts- und Sozial- 
politik uſw. einem beſonderen Abſchnitt zuzuweiſen und dem Partei⸗ 
weſen ebenſo wie der Verwaltungsorganiſation einen Platz zwiſchen 
dieſem Abſchnitt und dem vorhergehenden über die Staatsverfaſſung 
einzuräumen. Aber über ſolche Dinge kann man verſchiedener 
Meinung ſein; es kommt in der Hauptſache darauf an, was für 
ein Inhalt in den Fächern ſteckt. Was die Haupteinteilung an⸗ 
betrifft, ſo bin ich, wie ſchon erwähnt, in meinen Vorleſungen zu 
einer ähnlichen Syſtematik gelangt wie der Verfaſſer. Abgeſehen 
von der begrifflichen, pſychologiſch⸗ethiſchen und rechtsphiloſophiſchen 
Grundlegung, die ich bei ihm vermiſſe, unterſcheide ich folgende 
Hauptteile: I. Staatenbildung und Staatenſyſtem (hier werden auch 
die von Kjellen der „Geopolitik“ zugewieſenen Probleme erörtert, eben⸗ 
falls im Anſchluß an Ratzel); II. Volk und Bevölkerung (im weſent⸗ 
lichen entſprechend ſeiner „Demopolitik“); III. Gemeinſchaft und Geſell⸗ 
ſchaft (entſprechend ſeiner „Soziopolitik“). IV. Staat und Kirche, mit 
einer Einleitung über religiöſe Kulturgemeinſchaften (dieſes wichtige 
Kapitel vermiſſe ich bei Kjellen ganz). V. Die Formen der ſtaatlichen 
Verfaſſung und Verwaltung. VI. Die Hauptgebiete der Staatstätig⸗ 
keit (V und VI entſprechen der „Kratopolitik“ bei Kjellen). Die „Oko⸗ 
politik“, der Staat als Wirtſchaftskörper, bildet in meinem Syſtem 
keine beſondere Hauptabteilung. Sie ſteckt teils (auswärtige Handels⸗ 
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und Wirtſchaftsfragen) in dem I. Abſchnitt als ein weſentliches Moment 
in dem Verkehr und den Beziehungen der Staaten untereinander, teils 
(innere Wirtſchaftsorganiſation) in dem III. Abſchnitt (Geſellſchaft), 
teils (eigentliche Wirtſchaftspolitik) in dem Abſchnitt VI (als eines der 
Hauptgebiete ſtaatlicher Tätigkeit). Ich ſehe auch keinen Grund, von 
dieſer Einteilung abzuweichen; ſie hat ſich für meine Zwecke als ge⸗ 
eignet erwieſen. Der Hauptunterſchied meiner Behandlungsweiſe von 
der ſeinigen beſteht darin, daß ich weit mehr als er auf die geſchicht⸗ 
liche Entwicklung eingehe, in der ich ſowohl die käuſale Erklärung der 
gegenwärtigen Verhältniſſe als auch eine Andeutung für die Tendenzen 
ihrer weiteren Fortbildung zu finden bemüht bin. Ich möchte zum 
Schluß nicht unterlaſſen, darauf hinzuweiſen, daß neuerdings auch 
Wundt in feiner umfaſſenden „Völkerpſychologie“, in den beiden Bänden 
über die „Geſellſchaft“ eine ähnliche univerſalhiſtoriſch⸗ entwickelnde 
Methode zur Anwendung gebracht hat. | 
Berlin. O. Hintze 


Kelle n, Rudolf: Die Großmächte und die Weltkriſe. 
Leipzig und Berlin 1921, B. G. Teubner. 9 Mk. + 100 %. 


Das bekannte Buch des ſchwediſchen Profeſſors über „Die Groß⸗ 
mächte der Gegenwart“ von 1914, das gleich nach ſeinem Erſcheinen 
in dieſer Zeitſchrift eingehend gewürdigt worden iſt und ſeitdem in 
Deutſchland nicht weniger als 19 Auflagen erlebt hat, liegt jetzt in 
einer Neubearbeitung vor, die den Umſturz der Staatenverhältniſſe 
es den Weltkrieg und feine Ergebniſſe überhaupt mit in Betracht 
zieht. * 

Zur Zeit läßt ſich natürlich nichts anderes tun, als die frühere 
Beſchreibung des Zuſtandes, wie er vor dem. Welkriege war, in der 
Hauptſache zu wiederholen und einen Überblick über die Kriſis ſelbſt 
und die durch die hervorgebrachten Veränderungen hinzuzufügen. Das 
hat der Verfaſſer mit richtigem Augenmaß für das Weſentliche und 
in meiſt glücklicher Formulierung verwickelter Zuſammenhänge und 
Tatbeſtände geleiſtet, ohne den Umfang des Buches allzuſehr anſchwellen 
zu laſſen, das von 208 auf 245 Seiten gewachſen iſt; etwa ein Drittel 
davon iſt ganz neu. Den Hauptteil bildet alſo die Darſtellung der 
acht alten Großmächte, wie ſie vor dem Kriege waren, nach den durch⸗ 
gehenden Kategorien: Aufſtieg, Reich, Volk, Haushalt, Geſellſchaft, 
Regiment, Auswärtige Politik, die überall zugrunde liegen, aber nach 


den individuellen Verhältniſſen hier und da eine leichte Abwandlung 


erfahren. Der Text iſt ſtraffer zuſammengefaßt, die Zeichnung hier 
und dort ſchärfer; weſentlicher Abänderungen hat es nicht bedurft; 
nur in dem japaniſchen Kapitel iſt eine ſolche zu finden, da, wo es 
ſich um das Verhältnis zwiſchen Japan und China handelt; die in 
der erſten Faſſung geäußerten Zweifel, ob Japan oder nicht vielmehr 
China in Zukunft als die Vormacht des aſiatiſchen Oſtens hervortreten 
werde, hat der Verfaſſer jetzt zugunſten Japans fallen gelaſſen. Die 
ſtatiſtiſchen Angaben ſind revidiert, erklärt und auf ihre Quellen zurück⸗ 
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geführt worden; ſtörend macht ſich dabei nur der Umſtand geltend, 
daß die in Kronen gegebenen Zahlen nicht in Markwährung übertragen 
worden ſind. Die reichlichen Literaturangaben, die ſich mit Recht 
auch auf hervorragende Zeitſchriftenartikel erſtrecken, ſind beſonders 
nützlich. | SUB | 
g Der zweite Teil des Buches („Die Weltkriſe und das neue 
Syſtem“) behandelt im 9. Abſchnitt den Weltkrieg nach den Geſichts⸗ 
punkten: Aufſtellung, Aufmarſch, Ausbreitung, Abwicklung, Frieden; 
im 10. die Großmächte nach dem Kriege, mit Schlußbetrachtungen über 
das Weſen der Großmacht (im weſentlichen das Schlußkapitel der 
erſten Faſſung) und über den Völkerbund; auch dies alles mit reich⸗ 
lichen Literaturangaben. Der Verfaſſer nimmt in dieſem Teil, ebenſo 
wie in dem erſten, einen rein wiſſenſchaftlichen Standpunkt ein, keinem 
zu Liebe und keinem zu Leide. Er hat den Mut, dieſen Standpunkt 
auch da feſtzuhalten, wo er ihn in Konflikt mit Strömungen der. 
öffentlichen Meinung bringt, die auch in den neutralen Ländern weit 
verbreitet ſind. Das Problem der „Schuld am Kriege“ erſcheint ihm 
mehr urſächlich als ſittlich bedingt, die Verantwortung mehr gemein⸗ 
ſchaftlich als perſönlich, das Ganze weniger Schuld als Schickſal. Die 
Verdrehung der 14 Punkte Wilſons zu dem Inhalt des Verſailler 
Friedens trotz der feierlichen Zuſage vom 6. November ſtellt er auf 
eine Linie mit dem Bruch der belgiſchen Neutralität durch Deutſchland. 


Bei der Beurteilung des Friedens hat offenbar das Buch von Keynes 


maßgebend eingewirkt. f 5 

In der Schilderung der „Großmächte nach dem Kriege“ werden 
zunächſt die „gefallenen“ zuſammengefaßt: Oſterreich⸗Ungarn in ſeiner 
Auflöſung, Deutſchland in ſeinem Zuſammenbruch, Rußland in ſeinem 
Chaos. Es folgt „die orientaliſche Großmacht“: Japan, mit ſeinem 
Umſichgreifen in Oſtaſien und auf dem Stillen Ozean; dann „die 
angelſächſiſchen Großmächte“ England und Amerika, deren ſich an⸗ 
bahnende zunächſt gemeinſchaftliche Weltherrſchaft auf vorwiegend atlan⸗ 
tiſcher Baſis als das Hauptergebnis des Weltkrieges neben dem Zu⸗ 
ſammenbruch der drei Kaiſermächte erſcheint; im vierten Kapitel werden 
die beiden romaniſchen Großmächte vergleichend behandelt, wobei viel⸗ 
leicht die Ausſichten Italiens ein wenig zu günſtig dargeſtellt werden 


und die große Stellung, die Frankreich durch ſeinen Militarismus als 


beherrſchende Macht des europäiſchen Kontinents einnimmt, nicht wirk⸗ 
ſam genug hervorgehoben wird. Die Vermehrung der kleinen und 
mittleren Mächte (im Gegenſatz zu der bekannten Prophezeiung Lord 
Salisburys) wird mit Genugtuung feſtgeſtellt. Über den Völkerbund 
äußert ſich der Verfaſſer mit der durch ſeine gegenwärtige Geſtalt ge⸗ 
botenen zweifelnden Zurückhaltung; die Idee eines ſolchen aber erſcheint 
ihm als ein Ziel, das nicht mehr aus den Augen gelaſſen werden darf. 
| DO. Hintze 
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Boſſe, Ewald: Norwegens Volkswirtſchaft vom Aus- 
gang der Hanſaperiode bis zur Gegenwart mit be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung der internationalen Handels⸗ 
beziehungen. (Probleme der Weltwirtſchaft, herausg. von 
Bernhard Harms. 22, I-II.) Jena 1916, Guſtav Fiſcher. 
IXI 458, VI 783 S. 


Die Wirtſchaftsgeſchichte Norwegens iſt nie vorher in einer Ge⸗ 


ſamtdarſtellung zur Behandlung gekommen, und man kann alſo die 


Abſicht des Verfaſſers obigen ſehr umfangreichen Buches, eines norwegiſchen 
an der Univerſität Kiel angeſtellten Profeſſors, nur rühmen. Leider 
muß aber ſogleich geſagt werden, daß die Darſtellung von tiefgehenden 
Mängeln an wiſſenſchaftlicher Befähigung in faſt jeder Richtung zeugt. 
Hunderte von Beifpielen ließen ſich dafür erbringen, aber auch, wenige 
werden genügen. 

Die Vollſtändigkeit der zugrunde liegenden Forſchungen iſt nicht 
leicht zu beurteilen, da Quellenüberſichten vollſtändig und Quellenbelege 
ſehr oft fehlen, beſonders, wenn es ſich um ungedruckte Urkunden 
handelt. Das Literaturverzeichnis gibt wenig Aufſchluß, weil grund⸗ 
legende Werke, wie die von Rubin und teilweiſe von Holm, fehlen, 
abgeſehen davon, daß die Büchertitel teilweiſe faſt ins Unbegreifliche 


- entjtelt worden ſind. Von einer vollſtändigen Verwertung auch nur 


des gedruckten Materials kann aber keine Rede ſein. 

Wenn man dazu übergeht zu unterſuchen, wie das Material be⸗ 
arbeitet worden iſt, fällt nichts ſo ſehr ins Auge, als der Grad, 
in welchem die Bearbeitung einfach unterlaſſen worden iſt. Hunderte 
von Seiten ſind nichts anderes als Abdruck von amtlicher, ſchon längſt 
veröffentlichter Statiſtik, mit etwa ſo viel Text, wie in amtlichen Be⸗ 
richten zu finden iſt. Nichts iſt durch Bearbeitung der Zahlen getan 
worden, um ſie dem Leſer begreiflich oder einmal untereinander ver⸗ 
gleichbar zu machen. Es wird daher notwendig, das Buch zuerſt auf 
ſeinen Wert als einfache Materialienſammlung zu prüfen. 

Jedem, der nur einen Blick auf das Buch wirft, wird dabei 
deſſen Planloſigkeit auffallen. Der Verfaſſer ſelbſt iſt in ſeinem 
Buche ſo wenig zu Hauſe, daß er einmal (II, 139) glaubt, eine Dar⸗ 
ſtellung gehe voraus, die erſt 300 Seiten ſpäter kommt, und in 
anderen Fällen Dinge als bekannt vorausſetzt, die viel ſpäter be⸗ 
handelt werden. Einige Tabellen ſind ganz planlos numeriert, die 
meiſten aber gar nicht, gewiſſe Kapitel untergeteilt, andere ganz gleich⸗ 
artige nicht uſw. 

Die Un vollſtändigkeit iſt nicht viel geringer. Ein paar 
Beiſpiele mögen genügen. Im Diagramm „Tab. 2b“ (bei I, 95) 
fehlt zumal jede Art von Skala. In einer großen Tabelle über die 
Zollſätze 1589 - 1648 (bei I, 134) iſt weder angegeben, ob es ſich um 
Ein⸗ oder Ausfuhrzölle handelt, noch, von welchen Arten von den 
vielen verſchiedenen „Talern“ in jedem Falle die Rede iſt. 

Am bedenklichſten erſcheint jedoch die Ungenauigkeit der An⸗ 
gaben. Fehlern in einem umfangreichen Werke ganz zu entgehen, iſt 
Schmollers Jahrbuch XLV I. N 18 
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ſelbſtverſtändlich ſchwierig, aber hier fallen ſie jedem auch nur mäßig 


aufmerkſamen Leſer faſt unaufhörlich auf, was ſelbſtverſtändlich nicht 


verhindert, durch die Darſtellung arg getäuſcht zu werden, wenn es 
ſich um Dinge handelt, die ihm nicht geläufig ſind. Karl IX. von 
Schweden wird Karl XIV. genannt (I, 129), Eduard VI. von England 
zweimal auf einer Seite (I, 187) Eduard IV., der wirkliche Eduard IV. 
aber auch fo (I, 189), Friedrich III. von Dänemark heißt Friedrich I. 


(I, 191), Chriſtian V., Chriſtian IV. (I, 258) uſw. Einmal (I, 178) 


ſpricht der Verfaſſer von einer Verordnung Chriſtians IV. vom Jahre 


1508, obwohl überhaupt kein König namens Chriſtian damals in 
Dänemark oder Norwegen regierte, und was gemeint iſt, weiß niemand 
zu ſagen, denn auf die Jahreszahl kann man ſich ebenſowenig wie auf 


den Regentennamen verlaſſen. Eine vielgenannte Denkſchrift von 


Gyldenlöve und Bjelke wird abwechſelnd 1670 (I, 154), 1672 (I, 367) 
und 1770 (I, 300) datiert; ein Ergebnis vom Jahre 1547 wird 1546 


fortgeſetzt (I, 174), Verhandlungen, die nach 1854 abgebrochen worden 


ſind, werden im Jahre 1850 wieder aufgenommen (II, 720) uſw. 
In der Tabelle im zweiten Bande S. 772 ſind mehrere Reduktionen 
tauſendmal zu hoch gegriffen (die Tonne Getreide z. B. 1158 hl, an⸗ 
ſtatt 1,158). Man kann nicht ohne Beſorgnis daran denken, daß die 


Angaben eines ſolchen Buches von Forſchern benutzt werden können, 


denen die ſkandinaviſchen Verhältniſſe unbekannt ſind. 

Ein Buch ſoll aber faſt nie ſeiner Fehler wegen verurteilt werden, 
wenn nur Verdienſte genug dabei ſind. Gehen wir alſo jetzt dazu 
über, die Bearbeitung der Tatſachen zu betrachten. Nichts iſt 


dabei auffälliger, als daß der Verfaſſer faſt keine Probleme unterſucht, 


daß die Tatſachen eigentlich gar keine Aufgabe in der Darſtellung 


erfüllen. Wieviel das Buch in dieſer Hinſicht zu wünſchen übrig läßt, 


mag an einem Beiſpiele erläutert werden, das dem Verfaſſer zum 
Vorteil gereichen ſollte, da es ſich um Verhältniſſe handelt, mit denen 


er ſich offenbar am gründlichſten beſchäftigt hat, dem Zollweſen in ber. | 
erſten Periode, vor 1660 (10. Kap.). Über die die Zollpolitik be⸗ 


herrſchenden Grundſätze werden nur die leiſeſten Andeutungen gemacht 
(I, 135, 145), die Zollſätze nie ins Verhältnis zu den Warenwerten 
geſetzt, wenn nicht Wertzölle vorliegen; ob nur Ausländer oder auch 
Untertanen Zoll zahlen, wird nicht mitgeteilt, auch nicht, ob der 
Handel zwiſchen Dänemark und Norwegen zollfrei war oder nicht, ja, 
nur zufällig und erſt im folgenden Zeitabſchnitt erfährt man (I, 389), 
daß die Zollgrenzen zwiſchen den verſchiedenen Provinzen Norwegens 
bis zum Jahre 1651 beſtanden. Es kann ruhig behauptet werden, 
daß kein Leſer durch eine ſolche Darſtellung ſich ein Bild von den 
norwegiſchen Zollverhältniſſen bilden kann. e e 
Beſonders auffällig in einem Werke, das in einer „Probleme der 


Weltwirtſchaft“ genannten Serie veröffentlicht wird und „mit beſonderer 


Berückſichtigung der internationalen Handelsbeziehungen“ ausgearbeitet 
ſein ſollte, iſt das faſt vollſtändige Fehlen jeden Verſuches, die norwegiſche 
Entwicklung in Verbindung mit der allgemein europäiſchen zu ſetzen. 


Die Ausfuhr Norwegens an Fiſch, Holz und Kupfer ſowie die Ge⸗ 


— 


+. 
— 
u, 


275] | Beſprechungen | 275 


treideeinfuhr hat eine wichtige Rolle im nordeuropäiſchen Handel ge⸗ 
ſpielt, und Arbeiten auf dieſem Gebiete fehlen bekanntlich nicht, für 
ältere Zeiten die große hanſeatiſche Literatur und für die Neuzeit das 
auch in Deutſchland bekannte, wertvolle Buch von dem däniſchen 
Hiſtoriker Arup, Studier i engelsk og tysk handels historie (Kopen⸗ 
hagen 1907). Von dieſer Literatur wird überhaupt nichts zitiert, und 
der Verfaſſer knüpft in keiner Weiſe daran an. Wenn zufälligerweiſe 
die allgemeine Wirtſchaftsgeſchichte geſtreift wird, kommen aber wunder⸗ 
liche Dinge zum Vorſchein. Der Verfaſſer ſteht noch auf dem Stand⸗ 
punkte, der Inhalt der „merkantilen“ (sic) Theorie ſei, „daß der Reich⸗ 
tum der Nationen in ihrem Vorrat an klingender Münze beſtände“ 
(J, 389), und gibt zweimal (I, 200, 390) „Colberts berühmten Zoll⸗ 
tarif von 1664“, anſtatt des 1667 er Tarifs, als Bahnbrecher des 
Schutzſyſtems an. Das Wort „Forprang“ wird in ſeiner däniſch⸗ 
norwegiſchen Form im deutſchen Texte gebraucht, obwohl das genau 
entſprechende Wort „Vorkauf“ jedem Wirtſchaftshiſtoriker geläufig iſt. 
Für das ſchwediſch⸗norwegiſche „tegskifte“ („daß zwei Nachbarbeſitze 
ihre Felder in kleine Bodenparzellen ... geteilt hatten, fo daß jeder 
Beſitzer ſeine Ländereien in eine größere oder geringere Anzahl kleiner 
Parzellen zerſplittert ſah, die in dem ebenfalls zerſtückelten Grund⸗ 
beſitz des Nachbarn verſtreut lagen“, II, 317) kennt der Verfaſſer — es 
klingt faſt unglaublich — den deutſchen Namen nicht, ſondern fabriziert 
die wörtliche „Überſetzung“ „Teigetauſch“! Wenn er von dem bekannten 
Humaniſten Jakob Ziegler gelegentlich ſpricht, nennt er ihn „Profeſſor 
Jakob Ziegler Mattheſos“ (I, 60) — wahrſcheinlich aus Unkenntnis 
des ſonſt nicht ganz unbekannten griechiſch⸗lateiniſchen Ausdrucks 
matheseos professor. a 
Zuletzt ſei genannt, daß in den Fällen, wo der Verfaſſer wirt⸗ 
ſchaftstheoretiſche Fragen ſtreift, was beſonders im 24. Kapitel vor⸗ 
kommt, dieſelben in ganz ungenügender Weiſe behandelt werden. Da 
das leider bei Wirtſchaftshiſtorikern nicht ſelten vorkommt, will ich 
mich aber dabei nicht aufhalten, zumal das Buch ſchon hinreichend 
charakteriſiert worden iſt. | 
Als Obiges ſchon geſchrieben war, hat mich der norwegiſche 
Hiſtoriker Herr Dr. Jac. S. Worm⸗Müller in liebenswürdiger Weiſe 
eine ausführliche, demnächſt in der norwegiſchen Historifk Tidsfkrift er⸗ 
ſcheinende Beſprechung des Boſſe'ſchen Buches in Korrektur einſehen 
laſſen, woraus u. a. zu entnehmen iſt, daß große Teile des Boſſe'ſchen 
Textes genannten und ungenannten Vorgängern faſt wörtlich nach⸗ 
geſchrieben ſind. Nur ein paar Beiſpiele mögen herausgegriffen werden. 
Vom Abſchnitt über die Staatsfinanzen des ſelbſtändigen Norwegens 
(U, 10 ff.) wird geſagt, daß nur die erſte Zeile original ſei, die ſei 
aber unrichtig. Die auch von mir bemerkte Ungleichmäßigkeit der 
ſtatiſtiſchen Angaben über die Bank von Norwegen vor und nach 1846 
finde dadurch ihre Erklärung, daß der Verfaſſer aus dem da nicht 
zitierten Werke von Tvethe, Norges Statistik, die Angaben abgeſchrieben 
habe, dieſes Werk aber mit 1846 ſchließe. Von der Wiedergabe der nor⸗ 
wegiſchen Bankerottverordnung vom Jahre 1813 (II, 50—52) fagt der 
Ä 18 * 
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Rezenſent, ſie ſtrotze von Fehlern, und fährt fort: „Anfangs konnte 
ich mir alle dieſe Fehler nicht erklären. Der Verfaſſer hätte ja bei 
Tvethe eine beſſere Wiedergabe finden können. Er zitiert übrigens 
den erſten Paragraphen der Verordnung, der indeſſen nicht viel be- 
ſagt. Es zeigt ſich aber, daß dies ‚Bluff‘ if. Er kann die Ver⸗ 
ordnung überhaupt nicht geleſen haben. Der Abſchnitt S. 50—52 
iſt nämlich aus dem Schulbuche (!) von B. E. Bendixen, Et omrids 
af Norges handelshistorie (S. 44, Zeile 13 von unten, bis S. 46) 
einfach abgeſchrieben worden, und da finden ſich ſämtliche Fehler. 
Es erübrigt ſich, dieſe Arbeitsmethode zu charakteriſieren“. 

Hoffentlich wird die Dürftigkeit der Mittel, die jetzt leider den 
wiſſenſchaftlichen Unterſuchungen zur Verfügung ſtehen, wenigſtens 
davon abhalten, Bücher in dieſer Geſtalt zukünftig in die Offentlichkeit 
zu bringen. 

Stockholm . Eli F. Heckſcher 


4 


Steinmetz, S. R.: De Nationaliteiten in Europa. 
Eene sociographische en politische Studie. I. Bd. Amſterdam 
1920, S. L. van Looy. 


In holländiſcher Sprache iſt ſoeben ein Werk über die Natio⸗ 
nalitätenfragen Europas erſchienen. Wenn es auch der Verbreitung 
nicht dienlich ſein wird, daß der Verfaſſer, der in deutſcher, engliſcher 
und franzöſiſcher Sprache manches veröffentlicht hat, diesmal ſeine 
Mutterſprache wählte, ſo kann man doch verſtehen, daß er in den 
gerade jetzt vom Völkerkampf ſo umſtrittenen Nationalitätenfragen 
ſeine unparteiiſche Haltung auch durch die Neutralität der Sprache 
dokumentieren wollte. Und es hat in der Tat einen beſonderen Reiz, 
daß ein holländiſcher Gelehrter für holländiſche Leſer jetzt eine ſolche 
Rundſchau hält. 

Steinmetz behandelt die Nationalitätenfragen Europas in ihrem 
vollen Umfang. Er unterſucht Weſen und Entwicklung der „Natio⸗ 
nalität“ im allgemeinen, die Urſachen nationalen Zuſammenhanges, 
die Bedingungen der Erhebung und Befreiung einer Nationalität. — 
Hieran knüpft er eine groß angelegte Überſicht über die Entſtehung 
und Entwicklung der Nationalitätenfragen in ganz Europa. Für 
Spanien, Italien, für die Völker des ehemaligen Oſterreich⸗Ungarn, 
für den Balkan, die Ukraine, Ruſſiſch-Polen, Litauen, die baltiſchen 
Lande und Finnland ſchildert er, wie die ſpäteren „Nationalitäten“ 
einſt ſelbſtändige Völker oder Stämme waren, wie ſie dann in einem 
ſtammfremden Staat untertauchten, wie das nationale Gefühl und 
Bewußtſein ſich wieder belebte und ein Streben nach Selbſtändigkeit 
und Unabhängigkeit heranwuchs, bis dann die europäiſchen Nationalitäten⸗ 
fragen durch den Weltkrieg und die Friedensverhandlungen fo nach⸗ 
drücklich in den Vordergrund geſchoben wurden. 

Wenn der zweite Band, der die preußiſche Polenfrage, die Natio⸗ 
nalitätenfragen in Schleswig-Holſtein und Elſaß- Lothringen, die vlä⸗ 
miſche und die iriſche Frage behandeln ſoll, vorliegen wird, werden 
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wir alſo das bisher fehlende, wiſſenſchaftlich und politiſch ſo not⸗ 
wendige umfaſſende Werk über die Nationalitätenfragen Europas 
beſitzen. 

Die Bedeutung des vorliegenden Bandes beruht darauf, daß der 
Verfaſſer das Material und die Methoden der drei Wiſſenſchaften be⸗ 
herrſcht, ohne die man heute über die Nationalitätenfragen nicht mehr 
ernſthaft ſprechen kann: Ethnologie, Soziologie und Pſychologie. Seine 
ethnographiſchen Vorarbeiten zur Erforſchung des ſozialen Lebens, ſeine 
früheren Schriften über die Methode der Soziologie, ſeine Unter⸗ 
ſuchungen über „Raſſen und Volkscharakter“ wirken jetzt wie metho⸗ 
dologiſche Vorſtudien zu dem neuen Werk. Der pfychologiſchen Ver⸗ 
tiefung kommt zuſtatten, daß Steinmetz nicht nur ein gelehrter, ſondern 
auch ein erfahrener, weitgereiſter Mann iſt; insbeſondere gibt feine 
Kenntnis primitiver Völkerſchaften ſeinem Urteil über die entwickelten 
und verwickelten europäiſchen Nationalitätenverhältniſſe' ein eigentüm⸗ 
liches Gewicht. 

Zu dieſen Vorzügen kommt die Klarheit, mit der ſtets Erſcheinung 
und Bewertung einander gegenübergeſtellt werden, und die Schärfe, 
welche die (auch in wiſſenſchaftlichen Schriften oft durcheinander ge⸗ 
worfenen) Begriffe: Raſſe, Volksſtamm, Volk, Nation, Nationalität uſw. 
faßt und ſcheidet. 

So iſt die große Analyſe, die Steinmetz bietet, mit Sicherheit 
durchgeführt: Manche „maſſenpſychologiſchen Kräfte“ enthüllt er als 
politiſche Phraſen und Schlagworte, die nur inſoweit praktiſche Be⸗ 
deutung gewinnen, als ſie zum Deckmantel poſitiver Intereſſen dienen. — 
Seine Zergliederung der Vorſtellungen vom Pangermanismus und 
Panſlawismus iſt nicht nur wiſſenſchaftlich, ſondern auch für das poli- 
tiſche Verſtändnis wertvoll. — Meiſterhaft iſt die Art, wie er die 
Polen zeichnet, wie er die Schwäche ihres Staatsgefühls und die 
Kraft ihres Nationalgefühls erklärt. — Zwiſchendurch fällt dann wohl 
ein überraſchendes Schlaglicht, zum Beiſpiel die mit leichten Strichen 
glänzend angedeutete Parallele zwiſchen preußiſcher und engliſcher 
Nationalitätenpolitik, über die der zweite Band gewiß Ausführlicheres 
bringen wird. 

Hoffentlich wird das Werk in Überſetzungen nicht nur den Deut⸗ 
ſchen, ſondern auch den Engländern, Amerikanern und Franzoſen 
bekannt werden. Denn mit guten Gründen berichtigt Steinmetz die 
einſeitigen Darſtellungen der Nationalitätenfragen, die während des 
Krieges und der Friedensverhandlungen überall in der Welt ent⸗ 
ſtanden ſind. Insbeſondere gilt das gegenüber Leon Dominians in 
Amerika verbreitetem Werk: The frontiers of languages and nationality 
in Europe (1917), gegenüber den in den Annales des Nationalités 
veröffentlichten Aufſätzen von J. Gabrys und dem 1919 erſchienenen 
New Eastern Europe von Butler. 


Berlin Ludwig Bernhard 
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Gras, Norman S. B.: The evolution of the English 
corn market. Cambridge 1915. 


Gras, Norman S. B.: The early English customs system. 
Cambridge 1918. 


Die Reihe der Harvard Economic Studies, die ſich von Anfang 
an auf einer bemerkenswerten Höhe gehalten haben, hat durch dieſe 
beiden Beiträge aus der Feder des Wirtſchaftshiſtorikers der Univerſität 
Minneapolis eine wertvolle Bereicherung erfahren. Sie beleuchten ein 
ſpezielles und ein allgemeines Thema unter dem gleichen Geſichtspunkt: 
wohl vertraut mit Thünen und Bücher, ſteht für Gras im Vordergrund 
der Einfluß, den die Herausbildung verkehrswirtſchaftlicher Markt⸗ 
verhältniſſe auf die volkswirtſchaftliche Organiſation ausübt. | 

In der Darſtellung des engliſchen Getreidehandels betont Gras 
ſehr mit Recht den ſtärkeren verkehrswirtſchaftlichen Einſchlag, den in 
England bereits die Grundherrſchaft aufwies. Sie läßt zunächſt Mittel⸗ 
punkte des Getreidehandels von örtlicher Bedeutung entſtehen, die 
gleichen Schrittes mit ihrem Verfall zur Bedeutungsloſigkeit herab⸗ 
ſinken. Da wird die ſinguläre Entwicklung der engliſchen Hauptſtadt 
entſcheidend: ſeit dem 16. Jahrhundert hat ſie politiſch und wirtſchaftlich 


ſo die Vorhand, daß Londons Getreidebedarf ſchlechthin ausſchlaggebend 


für die Fortbildung des Getreidehandels wird. Gras vermag nach⸗ 
zuweiſen, daß England auch in der Zeit der Einhegungen Ausfuhrland 
blieb und trotzdem den immer ſteigenden Bedarf Londons zu decken 
vermochte. Als er bedroht erſcheint, wird die Ausfuhr ſo lange er⸗ 
ſchwert, bis London ſich zu einem internationalen, ſtets reich verſorgten 
Getreidehandelsplatz entwickelt hat. Gras läßt die äußere Handels⸗ 
politik dieſer Zeit in durchaus neuem Lichte erſcheinen. Das Feſthalten 
an freier Ausfuhr bei normalen Preiſen war nur ſcheinbar liberal, denn 
dieſe Normalpreiſe waren ſo niedrig angeſetzt, daß ſie tatſächlich faſt immer 
ausfuhrhemmend wirkten. Erſt als London ſelbſt wieder an der Ausfuhr 
intereſſiert iſt, tritt der Umſchwung zur Prämienpolitik des 17. Jahr⸗ 
hunderts ein. Gras glaubt hiernach ſagen zu können, daß allgemein auf 
die Epoche der Stadtwirtſchaft nicht die Volks⸗, ſondern die Metropolitan⸗ 
wirtſchaft gefolgt ſei. So weit möchten wir nicht gehen, weil es ſich doch 
um ſinguläre, rein engliſche Entwicklungsſtadien handelt, die auch erſt auf 
breiterer Grundlage als der eines einzelnen Handelszweiges unterſucht 
werden müßten. 

Für das Zollweſen ſieht Gras den Ausgangspunkt in den früb- 
mittelalterlichen Oktrois der Städte. Nach ihrem Vorbild werden 
Abgaben auch beim üÜberſchreiten der Landesgrenzen eingeführt, dort 
zunächſt als halbnationale Einrichtung, da ſie zwar vom Staat aus⸗ 
gehen, aber dann privater Feudalbeſitz werden. Erſt ſeit dem Aus⸗ 
gang des 13. Jahrhunderts iſt das Zollweſen nach allen Seiten hin 
rein ſtaatlich geworden. In dieſe Zeit, und nicht etwa erſt in den 
Beginn der Neuzeit, führt Gras ſehr richtig die Anfänge einer wirklich 
volkswirtſchaftlichen Organiſation Englands zurück. Aus zwei Be⸗ 


wegungen iſt ſie hervorgegangen. Von unten her wirken wirtſchaftliche | 
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Tendenzen, denn die engliſchen Städte ſind nicht wie die feſtländiſchen 
überwiegend nur Verkehrsmittelpunkte der von ihnen beherſchten Um⸗ 
gebung, ſondern ſtehen im engſten Austauſch untereinander und mit 
dem Ausland. Von oben her wirkt dann politiſch der früh gefeſtigte 
Staat zuſammenfaſſend, und damit ſind im 13. Jahrhundert die 
Grundlagen für ein einheitlich nationales Zollſyſtem gegeben. 

Gras hat ſeinen Ausführungen eine Fülle unveröffentlichten 
Materials aus engliſchen Archiven beigegeben, deſſen Durcharbeitung noch 
manch weiteren Aufſchluß geben wird. An ſeinen Darlegungen wird 
dadurch kaum etwas geändert werden, ſie bilden eine bedeutſame und 
dankenswerte Förderung der mittelalterlichen Wirtſchaftsgeſchichte. 


Halle a. S. Georg Brodnitz 


Amonn, Prof. Alfred: Die Hauptprobleme der Sozialiſierung. 
Leipzig 1920, Quelle & Meyer (Aus Wiſſenſchaft und Bildung). 


Jahn, Georg: Verſtaatlichung und Vergeſellſchaftung. 
Berlin 1920, L. Simion (Volkswirtſchaftliche Zeitfragen). 


Neurath, Otto: Die Sozialiſierung Sachſens. Chemnitz 
| 1919, Verlag des Arbeiter⸗ und Soldatenrats. 


Dieſe drei von akademiſchen Dozenten für allgemeine Aufklärung 
beſtimmten Schriften zeigen die leider nicht immer beachtete Tatſache, 
daß Sozialiſierung als Forderung erhoben, unter Umſtänden als 
Ideal vertreten wird entweder vom ſozialiſtiſchen Standpunkt aus oder 
vom ſozialreformatoriſchen. So bekannte — um an eine typifche 
Motivierung anzuknüpfen — Hilferding (in „Die Sozialiſierung 
und die Machtverhältniſſe der Klaſſen“) in ſeinem Referat auf dem erſten 
Betriebsrätekongreß am 5. Oktober 1920, daß Sozialiſierung nur die 
Organiſation der Volkswirtſchaft ſei für die, welche mit dieſem Kampf 
das Endziel des Sozialismus zu erringen ſtrebten, bei dem der 
Kapitaliſt als ſolcher ausgeſchaltet wird. „Die Frage, um die es 
ſich für uns handelt, die von der Arbeiterklaſſe zu beantworten iſt, iſt 
nicht die Frage nach einer organiſierten Wirtſchaft überhaupt, ſondern 
iſt die Frage, ob dieſe Wirtſchaft kapitaliſtiſch⸗hierarchiſch organiſiert 
- 15 ſoll oder demokratiſch⸗ſozialiſtiſch . .. Sozialismus kann nicht 
edeuten ein Zuſammenarbeiten mit den Kapitaliſten in irgendwelchen 
gemeinſamen Organiſationsformen, ſondern es kann nur bedeuten die 
Ausſchaltung des Kapitaliſten aus der Produktion, die Ausſchaltung 
des Kapitaliſten als Beſitzenden. Wir haben es dann auch vollſtändig 
in der Hand, wirkliche ... Leitung der Volkswirtſchaft im Intereſſe der 
Bedarfsdeckung zu treiben.“ Die kapitaliſtiſche Herrſchaftsſtellung auch 
in den einzelnen Betrieben au vernichtet werden, ſonſt kann nicht 
erreicht werden das, was für Hilferding und Gleichgeſinnte „die Haupt⸗ 
ſache iſt, daß die Arbeiter das Bewußtſein haben, daß es jetzt ihr 
Betrieb iſt, daß ſie infolgedeſſen ſich in ganz anderer Weiſe um dieſen 
Betrieb kümmern, daß ihre Produktionskontrolle in ganz anderer Weiſe 
wirkſam werden kann“. In dem „Kampf“ für die Sozialiſierung müßten 
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insbeſondere die Gewerkſchaften „außerordentlich hohe Aufgaben“ er⸗ 
füllen. „Die Gegenwartsforderungen der Arbeiterklaſſe ſind heute 
nicht mehr das, was ſie in erſter Linie in Anſpruch nehmen kann“ 
— vielmehr muß Sozialiſierung als Mittel im Kampf um das End⸗ 
ziel: den Sozialismus betrachtet werden, wie beiſpielsweiſe beim 
engliſchen Gildenſozialismus (der unmittelbar die Gewerkſchaft — bisher 
reformiſtiſch, einfeitig auf den Tageskampf eingeſtellt, aber nun um⸗ 
gewandelt! — als Trägerin der Sozialiſierung auffaßt: der Produktions⸗ 
zweig ſoll von der Gewerkſchaft geführt und verwaltet werden, aber. 
dieſe Gewerkſchaft müßte ſich umſtellen, dadurch, daß ſie neben den 
Handarbeitern die geiſtigen aufnehme und aus einem Berufsverband 
zur Induſtrieorganiſation werde, in der auch der Konſument und „das 
allgemeine Intereſſe“, alſo der ſozialiſtiſch⸗-demokratiſche Staat, die 
Gebietsorganiſation neben der Berufsorganiſation vertreten fei)., 
Sozialiſierung zur Wahrung der ſozialiſtiſchen Klaſſenintereſſen 
des Proletariats braucht ihren politiſchen Motiven nach nicht 
eingehender gewürdigt zu werden in einer Schrift, die ſozial⸗ 
wiſſenſchaftlich ſein will, wie die Amonnſche; immerhin könnten auch 
ſozialökonomiſche Belehrungen an Lebendigkeit durch deren Schilderung 
gewinnen — mehr als durch die ſeitenlang abgedruckten Zitate aus 
Kautsky; konkreter auch noch als durch die meiſtens lehrreiche Wieder⸗ 
gabe Bauerſcher Gedankengänge würde der Leſer, der ſich aus dieſem 
Bändchen der Sammlung „Wiſſenſchaft und Bildung“ beides holen 
will, durch Hinweis auf die geſchilderten Strebungen mit der Atmo⸗ 
ſphäre vertraut werden, in der das Schlagwort in dem engeren 
Sinne des Strebens nach der Verwirklichung des Sozialismus ver⸗ 
ſtanden wird. Daß aber eine weitere, allgemeinere Bedeutung und 
Tendenz ſich mit dem Begriff auch verbindet, wird bei Amonn zwar 
eingangs erwähnt, kommt aber in ſeiner Darſtellung zu kurz — was 
gerade dem populärwiſſenſchaftlichen Ziel des Buches ebenſowenig vor⸗ 
teilhaft iſt wie ſeine Schreibweiſe. Anderſeits iſt verdienſtlich das 
Streben begrifflicher Klärung dieſer engeren Sozialiſierungsforderung 
und eingehender Analyſe ihrer Teilprobleme. Aber die wichtigſte 
Frage, ob bei der Entziehung der Produktionsmittel aus der privaten 
Verfügungsgewalt und der Verwaltung der Produktionsmittel durch ge— 
ſellſchaftliche Organe die volkswirtſchaftliche Kapitalbildung beeinflußt 
und ob eine Steigerung der Produktivität zu erwarten (oder auch nur 
wahrſcheinlich) iſt, wird nicht genügend unterſucht — womit dann auch 
die Kritik der Wege und des Zieles der ſozialiſtiſchen Sozialiſierung 
lückenhaft bleibt. Da Verfaſſer einige Worte des Vizepräſidenten der 
öſterreichiſchen Sozialiſierungskommiſſion! über jene, ſozial reformato⸗ 


„daß Beſitz und Betrieb mehr als bisher der Allgemeinheit dienſtbar 
gemacht, alſo — im weiteſten Sinne — ſozialiſirt werden“ (Ignaz Seipel. 
Daß Sszialiſierung auch jo möglich iſt, alſo ohne daß die Produktionsmittel in 
kollektives Eigentum überführt werden, iſt jetzt wohl allgemeiner anerkannt. Hier 
ſei auf die Denkſchrift hingewieſen, die Prof. Lederer als Leiter der volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Abteilung in der öſterreichiſchen Staatskommiſſion für Sozialiſierung 
(der auch Prof. Amonn angehörte) im Juni 1919 erſtattete, und die er in 
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riſche Ziele und Wege empfehlende, aber von Amonn und anderen 
zu wenig beachtete Sozialiſierung zitiert, wobei das eine Mittel der 
Produktivitätsſteigerung erwähnt wird, da anderſeits die materielle 
Beſſerſtellung der Maſſen und die Verwirklichung eines höheren 
Maßes von Gerechtigkeit als Zwecke, um derenwillen die Sozialifierung. 
nicht Selbſtzweck ſein könne, in dem leſenswerten Abſchnitt über Vor⸗ 
ausſetzungen und Bedingungen genannt werden, wäre in der Schrift 
eben nicht nur auf die Probleme einzugehen geweſen: wie vollzieht ſich 
wirtſchaftlich zweckmäßigerweiſe die Entziehung der Produktionsmittel 
aus der privaten Verfügungsgewalt, wie geſchieht zweckmäßigerweiſe 
deren Verwaltung durch geſellſchaftliche Organe (wobei die Gewerk⸗ 
ſchaften — alſo im Gegenſatz zum Gildenſozialismus — nicht als ge⸗ 
eignet gelten), und nach welchen konkreten Grundſätzen wird „im Ein⸗ 
klang mit den Grundſätzen der Gerechtigkeit“ zweckmäßig der Produktions⸗ 
ertrag verteilt? — bevor die Vorfrage nicht entſchieden, aber als 
Problem erörtert wurde: dienen dieſe empfohlenen, das heißt von der 
ſozialiſtiſchen Politik und Theorie (von letzterer nicht ausnahmslos) 
empfohlenen Wirtſchaftsmaßnahmen den erſtrebten ökonomiſchen und 
ſozialethiſchen Zielen? Können die letzteren bei einſeitiger Verfolgung eines, 
wie einmal gelegentlich hervorgehoben, weſentlich negativen wirtſchafts⸗ 
politiſchen Zweckbegriffes gleichwohl erreicht werden? Gewiß kann, wie 
es am Schluß heißt, noch nicht beurteilt werden, mit welcher Stärke 
der im engeren Sinne ſozialiſtiſche Gedanke das Wirtſchaftsleben be⸗ 
einfluſſen wird — Verfaſſer meint, daß zu einer großen Sozialiſierungs⸗ 
aktion weder die allgemeinen notwendigen wirtſchaftlichen Vorausſetzungen 
noch die politiſchen Bedingungen gegeben ſind —, daß neben den 
ſozialiſtiſchen Gedanken und Maßnahmen auch die ſozialreformatoriſchen 
Weiterbildungen mehr als „jedenfalls einen gewiſſen Einfluß ausüben“, 
iſt doch jetzt ſchon zu ſpüren — die Bedeutung des deutſchen Betriebs⸗ 
rätegeſetzes geht doch zum Beiſpiel über die ſozialpolitiſche (einſeitig S. 70 
beachtete) Wirkung oder Aufgabe hinaus (was auch S. 64 f. nicht genug 
verdeutlichen). Beachtenswert bleibt die Skepſis gegenüber den Aus⸗ 
ſichten vorzeitigen Eingreifens in den Entwicklungsprozeß, lehrreich ſind 
viele ſcharfe Begriffsanalyſen (infolge deren Amonn zum Beiſpiel hervor⸗ 
hebt, daß Betriebsräte nicht notwendig mit der Sozialiſierung zuſammen⸗ 
hängen) oder der deutliche, in der für weite Kreiſe beſtimmten Dar⸗ 
ſtellung mit Recht wiederholte Hinweis, daß niemals ein Wirtſchaftsprinzip 
allein und ausſchließlich Geltung haben, ſondern immer nur vorherrſchen 
werde, während daneben, wenn auch in beſchränktem Umfang, noch 
andere Prinzipien ſich erhalten oder einfügen. 


ſeinem Tübingen 1920 erſchienenen kenntnisreichen, aber in ſeinen volkswirtſchafts⸗ 
es Folgerungen und Forderungen durch die bisherige Entwicklung zum 
eil widerlegten Buch wieder abdruckte: „Deutſchlands Wiederaufbau und welt⸗ 
geiff aur hi Neueinſtellung durch Sozialiſierung“, worunter nur der engere Be⸗ 
zit auch hier verftanden iſt. „Nicht als Plan zur Rettung aus ökonomiſche 

erfall, ſondern als Auswirkung der neee welche der Arbeiterſchaft in 
Staat und Wirtſchaft durch den Zuſammen dec kampflos überlaſſen wurde, 
flatterte der Gedanke auf,“ jagt Lederer mit Recht 


ſich wandeln und tat es! — aber die Tendenz konnte 
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Daß infolge ſozialreformatoriſcher Einſtellung auch der Betriebs⸗ 
rätegedanken bei Jahn eine ganz andere Wertung erfährt, iſt bei deſſen 
genetiſcher Betrachtung leicht zu erklären. Der Verfaſſer, außer⸗ 
ordentlicher Profeſſor an der Braunſchweiger Techniſchen Hochſchule, 
verſteht unter Vergeſellſchaftung den Oberbegriff, unter Verſtaatlichung 
den Spezialfall. Gegen Staatsſozialismus hat er wichtige Bedenken, 
für deren Begründung er auf Einzelunterſuchungen verweiſt, die er⸗ 
weiſen, daß Staat und Gemeinde im ganzen einen geringeren Nutz⸗ 


effekt der Arbeit erzielen als der Privatbetrieb. Allerdings müßte 


näher unterſucht werden, ob dies ein dem Korporationsunternehmen 
als ſolchem eignender Nachteil iſt. Ein bei dieſer Erörterung zu be⸗ 
rückſichtigendes Moment hebt Amonn (S. 58) hervor, daß bisher in 
der Rangordnung der Zwecke die politiſchen einſeitig bevorzugt wurden, 


doch ſieht er den Staat im allgemeinen nicht für ein zur Verwaltung 


der enteigneten Produktionsmittel ſpezifiſch geeignetes Organ an, was in 
einigen Fällen gleichwohl möglich iſt; die Gemeinde iſt wohl geeigneter. 
In der Wertung der Genoſſenſchaften ſind vo. tiſche und ſozial⸗ 
reformatoriſche Betrachtung teilweiſe einig. Nach Amonn können ſie 
im allgemeinen nicht als Organe der Geſellſchaft betrachtet werden! 
Jahn — wieder eine Folge der ſozialreformatoriſchen Auffaſſung der 
Sozialiſierung — ſieht ſie als geeignete Träger der Vergeſellſchaftung 
an; von den Produktivgenoſſenſchaften erwartet er ebenſowenig eine 
im Geſellſchaftsintereſſe liegende Weiterbildung der Volkswirtſchaft wie 
von den an die Kartellform anknüpfenden neuen Zwangsorganiſationen. 

Wie Jahn geht auch Neurath von einem weiteren Begriff der 
Sozialiſierung aus, da dieſe nach ihm bedeutet: eine Wirtſchaft der 
planmäßigen Verwaltung durch die Geſellſchaft und für die Geſellſchaft 
zuführen. Das „geſellſchaftstechniſche“ Problem iſt für ihn um jo leichter zu 
löſen, die Verwaltungswirtſchaft um jo einfacher ein⸗ und durchzuführen, 
als der Sozialismus nur vollendet, was der Militarismus gelehrt 
habe und die prächtigen Vorzüge der vollkommenen Verwaltungs⸗ 


wirtſchaft die beſſer unterrichtete Menſchheit ſchon zu ihrer Einführung 
veranlaſſen werden — und zwar in der Form ſofortiger Vollſozialiſierung: 
die Gegengründe, die etwa Amonn (z. B. S. 30) gegen ſolche und für 


eine ſukſeſſive Teilſozialiſierung anführt, oder Bedenken, ob etwa in 


heutiger Zeit alle Vorausſetzungen erfüllt ſind, beſtehen für den 


„Ordnungsfanatiker 3. outrance“ Privatdozent Dr. Neurath nicht, 


wie Schippel (in dem letzten zum Druck gegebenen Vortrag der 


Gehe⸗Stiftung) dieſen „ſonderbaren ſozialiſtiſchen Revolutionsheiligen“ 
nennt. Ein vorſichtiger Theoretiker wie Amonn meint: „Das Problem 
der Organiſierung der geſellſchaftlichen Verwaltung der Produktionsmittel 


iſt ein Problem von ſolchem Umfang, daß es praktiſch mit einem Schlage 


gar nicht gelöſt werden kann.“ Neurath jedoch kann den für feine ' 


Verwaltungswirtſchaft nicht gerade kleinen Bermaltungsapparat jofort 


ſchaffen, und dann: „Sachſen in der Welt voran“ (S. 68)! Der 


Geſellſchaftstechniker konſtruiert den Wirtſchaftsplan, ſchafft ſchnell 
die Univerſalſtatiſtik, das Zentralwirtſchaftsamt mit der Natural⸗ 
rechnungszentrale, der Rationaliſierungszentrale, den Aufklärungs- und 
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Berichterſtattungszentralen und beinahe ſo viel Amtern, wie die Zahl 
der „zunächſt“ notwendigen 21 Geſetze beträgt, mit deren Erlaß dem 
Ziel vorgearbeitet wird, unſere Lebensordnung wie eine Maſchine um⸗ 
zukonſtruieren: „Wir müſſen die Rationalifierungszentrale bekommen, 
die der Produktion Vernunft — ratio — beibringt“ — „ſehr einfach: 
ſechs oder acht tüchtige Menſchen brauchen ſich nur zuſammenzuſetzen und 
in acht Wochen funktioniert es in Dresden“ (S. 64) — dies und 
mancherlei anderes, z. B. „daß wir in Sachſen heute leichter als ſeit 
langem und wahrſcheinlich leichter als in den nächſten Jahren und Jahr⸗ 
zehnten ſozialiſieren können“ und dann „am beſten, wenn Sie die vor⸗ 
handenen Organiſationen im ſozialiſtiſchen Sinne verwalten und wenn 

Sie die vorhandenen Menſchen im ſozialiſtiſchen Geiſte verwenden“, wurde 
im Volkshaus zu Chemnitz im Frühjahr 1919 Fabriksdelegierten und 
anderen geladenen Gäſten mit rethoriſchen Aufwand und Hinweiſen 
auf das gelobte Land wie einſt von Moſes (S. 55) auseinandergeſetzt. 
Was bei der Neuordnung durch ſolche moderne Geſellſchaftstechniker 

alsbald oder auch (S. 35) „im Handumdrehen” zu machen iſt, kann 
in der Neurathſchen Schrift „Die Sozialiſierung Sachſens“! 
von den bisher ſchlecht Informierten zu ihrer und der Welt Nutzen 
ſtudiert werden. „Es handelt ſich gar nicht um Fragen der Leiden⸗ 
ſchaft“, ſagt S. 11 der von Brentano nach ſeinem Eigenbericht mit 

dem Ehrennamen eines „ägyptiſchen Romantikers“ Ausgezeichnete (S. 77), 
aber er, der erkannt hat, daß „der Zug zur Naturalwirtſchaft bereits in 
der Zeit liegt“, predigt: „Sie müſſen einſehen, wie dieſe fürchterlichen 
Dinge entſtanden ſind, damit Sie den richtigen Haß gegen das Geld und 
gegen die Geldordnung bekommen“ (S. 81). Da die Diskuſſionsreden 
auch abgedruckt ſind, gibt die Wiedergabe mancher Stimmung (zum 
Beiſpiel der Hoffnung, daß Herr Neurath als Wirtſchaftspraktiker ſeinen 
Rat der ruſſiſchen Somjetregierung zugute kommen läßt“ [S. 99) einen 
Einblick in die jetzt maſſenpſychologiſch, aber keineswegs individuell 
bereits veraltete Unklarheit, die Sozialiſierung und Rationaliſierung, 

Normung, Typiſierung und andere Mittel durcheinanderwirft, die man 
nach Schippel? „ruhig dem Kapitalismus überlaſſen kann, wenn Soziali⸗ 


Die Titelbeiſchrift „Direktor des Deutſchen Wirtſchaftsmuſeums in Leipzig“ 
just hoffentlich nicht vom damaligen Privatdozent Dr. Neurath. — Das was 
amals in Leipzig zu ſehen war, könnte beſten falls als Anfänge oder Fragmente 
einer Kriegswirtſchaftsſchau bezeichnet werden und gab den Nachweis organiſa⸗ 
toriſchen Unvermögens. — (Beim neugeleiteten, in g ücklichem d. h. verſprechenden 
Ausbau begriffenen Reichs⸗Wirtſchaftsmuſeum dortſelbſt iſt das anders.) — Die 
Konſtruktionen Neuraths ſind in zahlreichen Broſchüren, Abhandlungen und 
Schriften in Variationen ohne neue Melodien vorgetragen; die ſchematiſch und 
in Tafeln der Zukunft vorgehaltene ausgeklügelte Organiſation der ſozialiſtiſchen 
Verwaltungswirtſchaft wird ſogar von wiſſenſchaftlichen Zeitſchriften als en 
ſchaftliche Leiſtung angeſehen — eine Würdigung müßte außer dem reklamehaft 
vom Jenaer Diederichsſchen Verlag propagierten Heft auch die bei Callwey⸗ 
Mün en erſchienene Formulierung ſowie „Können wir heute ſozialiſieren?“ 
(Klinkhardt, 1919) und andere Expektorationen beachten, ohne daß die dabei nötige 
Zeitaufwendung ein „ wirtſchaftliches“ an hätte. 
| Der Titel „Die Sozialiſierungsbewegung in Sachſen“ (Februar en 
läßt eine Darſtellung auch der Sozialifierungsmaßnahmen in diefem dichte" 
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ſierung weiter nichts kann und will“, und in jene Demagogie, die mit 
wiſſenſchaftlichem Aufputz und Selbſtdekoration „das Ende des Geldes 
und des Reingewinns“ vorausſägt, Sozialismus mit Naturalwirtſchaft 
identifizierte und ſich einerſeits vermaß, „der Revolution einen ſozialen 
Inhalt“ zu geben (S. 99), anderſeits über die Vergeſellſchaftung 
der Produktionsmittel wirklich klare Stellungnahme vermiſſen läßt 
— vielleicht weil das Unternehmertum bei der Neugeſtaltung nicht 
von vornherein ausgeſchloſſen werden ſoll. Die ſoziale Funktion der 
privaten Unternehmungen und die pſychologiſchen Wirkungen der 
ſozialiſtiſchen Neuordnung werden auch in dieſem (typiſchen) Propaganda⸗ 
ſtück keiner Würdigung für wert erachtet, während die Jahn ſche 
Schrift von einer zwar die Bureaukratie in alle nur (und zwär nur 
von ihr) gewünſchte Macht einſetzenden Sozialiſierung den für unſere 
Volkswirtſchaft gerade jetzt ſo notwendigen Anreiz zur Anſpannung 
aller Kräfte und Fähigkeiten nicht erwarten zu können glaubt. 
Dresden Gehrig 
Tyszka, C. v.: Grundzüge der Finanzwiſſenſchaft. Jena 
1920, G. Fiſcher. 347 S. | 


Von dem Verfaſſer eines wiſſenſchaftlichen Lehrbuches werden wir 
verlangen müſſen, daß er das geſamte Gebiet der behandelten Wiſſen⸗ 
ſchaft in jeder Richtung beherrſcht und außerdem über eine ſtarke 
didaktiſche Begabung verfügt, die ihn befähigt, ſeinen Stoff nach Form 
und Inhalt, dem Zwecke des Lehrbuches entſprechend, zu meiſtern. Iſt 
der Verfaſſer überdies auch ein Forſcher auf ſeinem Gebiete, der aus 
Eigenem zu geben weiß, ſo wird ſeine Arbeit Wiſſenſchaft und Lehre 


gleichermaßen reich befruchten. Aber die Lehrbuchliteratur iſt nicht reich 


an ſolchen Werken und, um es gleich zu ſagen, das vorliegende Buch 
gehört nicht zu jenen unſeres Faches, welche dieſen Mangel mindern. 
Unſer Autor hat es ſich nicht allzu ſchwer gemacht. Seine Quellen 
ſind vornehmlich ſolche zweiter und dritter Hand, neben Wagners un⸗ 
erſchöpflichem Werk namentlich Conrad Eheberg, Heckel und vor allem 
Lotz. An vielen anderen hingegen iſt er vorübergegangen. Vom Geiſte 
Steins und Schäffles zum Beiſpiel, um nur dieſe beiden zu nennen, 
ſpürt man nicht viel. Auch Vertrautheit mit der älteren deutſchen 
Literatur und den finanzwiſſenſchaftlichen Leiſtungen des Auslandes 
verrät das Buch kaum. Nicht als ob in ſogenannten „Grundzügen“ 
davon des langen und breiten die Rede ſein ſoll, aber eine Dar⸗ 
ſtellung, die nicht an der Oberfläche haften bleibt, findet in einer 
ſolchen, dem Kundigen leicht erkenntlichen Literaturbeherrſchung ihr 
ſicheres Fundament. 


bevölkerten deutſchen Induſtrieſtaat vermuten, die aber leider nur teilweiſe an: 
gedeutet werden. Hauptinhalt iſt eine Abrechnung mit Neurath, deſſen voll⸗ 
kommen mechaniſtiſche Betrachtungsweiſe ebenſo (mit Recht) abgewieſen wird wie 
ſeine „klaſſenfarbloſe, klaſſenindifferente Auffaſſung .. ganz im Gegenſatz zum 
organiſchen Wachstums⸗ und Entwicklungsprinzip des Marxismus, der die tief⸗ 
ehendſten ſozialen Auseinanderſetzungen einfach wie Fragen einer ganz objektiven 
eſellſchaftstechnik erſcheinen.“ N a 
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Der Verfaſſer iſt ein Schüler Fr. J. Neumanns. Die Einleitung 
ſeines Buches (§ 1) lieſt ſich wie ein mit reichlichen Worten umkleidetes 
Neumannſches Kollegdiktat. Die Entlehnung ſtreift die Grenze des 
Zuläſſigen. Doch das iſt nicht allein einzuwenden. Vom Begriff der 
Finanzwiſſenſchaft jagt v. Tyszka: „So definieren wir (): Die Finanz⸗ 
wiſſenſchaft iſt die Lehre von den beſten Einrichtungen der Wirtſchaft 
des Staates und der übrigen öffentlichen Körperſchaften.“ Das iſt 
eine ballhorniſierte Definition Neumanns. Dieſer definiert nämlich 
die Finanzwiſſenſchaft als die Lehre von der beſten Einrichtung 
der Wirtſchaft des Staates und der Gemeinden im weiteſten Sinne 
des letzteren Wortes. Nun beſagt, was v. Tyszka offenbar entgangen 
iſt, der von ihm gewählte Plural (Einrichtungen) in dieſem Falle etwas 
ganz anderes als der Singular. Und hier iſt noch etwas zu bemerken. 


„Der Verfaſſer geht grundſätzlichen Erörterungen faſt immer aus dem. 


Wege. So ſchon bei dieſer Definition. Sie wird dahingeſtellt und 
kein Wort weiter über ſie oder über andere Auffaſſungen verloren. 
Iſt es denn überhaupt richtig, daß die Finanzwiſſenſchaft die Lehre 
von den beſten Einrichtungen der Wirtſchaft des Staates uſw. iſt? 
Warum nur die Lehre von den beſten Einrichtungen? Gibt es über⸗ 
haupt ſchlechthin beſte Einrichtungen? Klingt das nicht wie das Suchen 
einer überwundenen Schule nach einer abſolut beſten Staatsverfaſſung, 
einem beiten landwirtſchaftlichen Betriebsſyſtem uſw.? Werden hier 
nicht Sein und Sollen, Politik und Wiſſenſchaft verwechſelt? Aber 
auch abgeſehen davon, iſt es nicht überhaupt mißverſtändlich, von einer 
Lehre von den Einrichtungen der Wirtſchaft des Staates uſw. zu 
ſprechen? Hat die Finanzwiſſenſchaft es mit allen Einrichtungen der 
Wirtſchaft des Staates oder nur mit beſtimmten, beſonderen zu tun? 
Über alles das geht der Verfaſſer, wie geſagt, glatt hinweg. Ahnliche 
Beiſpiele laſſen ſich mehr geben. „Was iſt Einkommen?“ ſagt er. 
Die Antwort lautet: „Es iſt ein Begriff, der der Definition bedarf, 
und wir verſtehen heute darunter die Geſamtheit der regelmäßig 
und dauernd fließenden Einnahmen.“ Bedarf es da wohl noch einer 
Kritik? | 

E'benſowenig eindringlich wird die Lehre von den Steuerprinzipien 
behandelt. Haben Wagner, Schäffle, Neumann, Sax, Naſſe uſw. oder 
Wickſel, Seligman, Suret, Mazzola, Conigliani, Maje-Dari ganz ver⸗ 
geblich mit dieſen Problemen gerungen, daß über dieſe Dinge nichts 
Beſſeres zu ſagen iſt als Allgemeinheiten mit Wendungen wie: es 
muß mit Recht gefordert werden uſw.? Der Grundſatz der Be⸗ 
ſteuerung nach der Leiſtungsfähigkeit und nach dem Opferprinzip wird 


für ein und dasſelbe ausgegeben, obwohl bei der Beſprechung der 
Erbſchaftsſteuer wie anderwärts deutlich wird, daß es nicht dasſelbe 


ſein kann. 

Ein anderes Beifpiel. Die ganz unverhältnismäßig kurz erwähnten 
Beiträge werden definiert „als Entgelte für Leiſtungen öffentlicher In⸗ 
ſtitute oder Behörden zur Deckung eines entſtandenen Aufwandes, wo⸗ 
bei aber ſpezielle Amtshandlungen nicht vorliegen“. Als Beiſpiel 
werden Beiträge für die Benutzung von Spitälern genannt. Unter 
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Gebühr verſteht der Verfaſſer „öffentlich- rechtliche Abgaben, die als 
ſpezielles Entgelt für eine beſondere Amtstätigkeit öffentlicher Behörden 
erhoben werden“. Dieſe Definitionen entſprechen keineswegs der 
herrſchenden Lehre. Dennoch verzichtet der Verfaſſer auf eine Be⸗ 
gründung ſeiner Formulierung, ſo daß es dem Leſer überlaſſen bleibt, 
zu ergründen, ob es ſich um eine neue, ſchärfere Begriffsgeſtaltung 
oder nur um Unklarheiten handelt. So iſt es denn begreiflich, daß 
der lernbegierige Leſer nichts davon erfährt, daß es in unſerer Wiſſen⸗ 


ſchaft auch Probleme gibt, daß hier ſchon viel Arbeit geleiſtet worden 


iſt, aber auch noch unendlich viel zu tun bleibt. Es iſt freilich in den 
74 Paragraphen des Buches kaum ein Gebiet zu finden, zu deſſen 
Vertiefung der Verfaſſer ſelbſt beiträgt. | 

Selbſt die Stoffeinteilung kann nicht als glücklich bezeichnet 
werden. Gewiß gebührt der Steuerlehre der breiteſte Raum, aber daß 
dieſe 12½ Bogen in Anſpruch nimmt, während auf die ganze Lehre 
vom öffentlichen Haushalt und dem öffentlichen Kredit nur ein Bogen 


entfällt, iſt doch unverhältnismäßig. Die ganze Lehre von den Aus⸗ 
gaben wird gar in einem einzigen Paragraphen von rund zwei Seiten 


erledigt. | | 

Auch ein paar irrige Angaben find mir aufgefallen: das Salz⸗ 
monopol in Oſterreich iſt nicht Produktions⸗ und Handelsmonopol; der 
Kleinverſchleiß iſt im Gegenſatz zum öſterreichiſchen Tabakmonopol frei! 
Unklar und zum Teil direkt unrichtig ſind u. a. die Vermögens⸗ 
zuwachsſteuer, die Körperſchaftsſteuer, das Reichsnotopfer und die 
Nachlaßſteuer dargeſtellt, ſo daß das Buch auch nicht einmal ein Führer 
durch die Reichsfinanzreform ſein kann. | en 

Innsbruck „W. Gerloff 


Kumpmann, Dr. Karl: Die Arbeitsloſigkeit und ihre 


Bekämpfung, mit beſonderer Rückſicht auf Arbeitsnachweis und 


Arbeitsloſenverſicherung im Deutſchen Reich. Tübingen 1920, 
r „„ 


J. C. B. Mohr. 


Die vorliegende Schrift iſt eine umgearbeitete und weſentlich er⸗ 


weiterte Auflage der 1913 im ſelben Verlage erſchienenen Schrift: 


„Die Reichsarbeitslbſenverſicherung“ — zugleich ein Beitrag zur Ar⸗ 


beitsloſenfrage überhaupt. | 
Die Materie wird in drei Abteilungen behandelt: 


I. Das Problem der Arbeitsloſigkeit unter beſonderer Berück⸗ 


ſichtigung der Frage: Was iſt Arbeitsloſigkeit? 

II. Die Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit und ihre Folgen. 

III. Die Arbeitsloſenverſicherung. N 
Ein vierter Abſchnitt behandelt „das Recht auf Exiſtenz“. 


„Ein Mann, der gern arbeiten möchte und keine Arbeit findet, 


iſt vielleicht der traurigſte Anblick, den uns die Ungerechtigkeit des 
Glücks unter der Sonne ſehen läßt.“ — In dieſen Worten Carlyles 


erſchöpft ſich wohl die ganze Bedeutung des Problems der Arbeits⸗ 


* 
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loſigkeit und ihrer Bekämpfung. Bei der Löſung des Problems be⸗ 
ginnt die erſte Schwierigkeit mit der, wie Kumpmann mit Recht be⸗ 
merkt, an ſich ſo einfachen Frage: „Was iſt Arbeitsloſigkeit?“, die 


aber gar nicht ſo einfach zu beantworten iſt. Gerade dieſe Frage 


wird vom Verfaſſer in eingehendſter Weiſe erörtert. Er zerlegt die 
ſubjektive und objektive Arbeitsloſigkeit nach ihren Urſachen und ſtellt 
ein fein gegliedertes Schema auf, das wohl als erſchöpfend bezeichnet 
werden kann. Die reſtloſe Beantwortung der Frage: „Was iſt Ar⸗ 
beitsloſigkeit?“ iſt für den Aufbau der Organiſation und insbeſondere 


für die Mittel zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit von fundamentaler 
Bedeutung. Die Unkenntnis ſelbſt in den gebildetſten Teilen der 


ſogenannten bürgerlichen Geſellſchaft über die Frage der Arbeitsloſigkeit 
iſt geradezu erſtaunlich. Für die meiſten iſt Arbeitsloſigkeit identiſch 
mit Faulheit und die Arbeitsloſenfürſorge eine der verderblichſten 
Staatseinrichtungen. Es wäre eine verdienſtliche Tat der Tagespreſſe 
— ohne Unterſchied der Parteirichtung —, wenn ſie die lehrreichen 
Ausführungen des Verfaſſers zur Grundlage für eine Belehrung ihrer 
Leſer über die jo wichtige Frage nehmen würde. 

Veerfaſſer erörtert dann eingehend die Bedeutung und die Auf⸗ 
gaben der Arbeitsloſenſtatiſtik, die unmittelbare und mittelbare Zählung. 
Ich ſtimme dem Verfaſſer vollſtändig bei, wenn er ſagt: „Man könnte 
die Arbeitsloſigkeit geradezu als eine notwendige, wirtſchaftlich nicht 
vollſtändig zu entbehrende Erſcheinung bezeichnen; das Kontingent der 


Alrbeitsloſen iſt gewiſſermaßen der Puffer, der eine Ausnutzung der 


guten Konjunktur geſtattet.“ Aber gerade hieraus ergibt ſich die 


jwingende Verpflichtung für die Allgemeinheit, den Staat und die 
Abeitgeber, das Problem zu löſen, ſich der Arbeitsloſen anzunehmen. 
„Ver die Bedeutung der Arbeitsloſigkeit im heutigen wirtſchaftlichen 
Leben, ihren Umfang und das Elend, das ſie erzeugt, erkannt hat, 


der hat die Pflicht, nach Mitteln zu ihrer Bekämpfung zu ſuchen.“ 
ait dieſen Worten leitet der Verfaſſer die zweite Abteilung: „Die 


Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit und ihrer Folgen“ ein. Das 
beſte Mittel zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit iſt 
die Arbeit. Erkennt man dieſen Satz als richtig an, ſo ergibt ſich 
von ſelbſt die Folgerung, die auch der Verfaſſer zieht: Notwendigkeit 
einer umfaſſenden Organiſation des Arbeitsmarktes und engſte Ver⸗ 


bindung der Organiſation der Arbeitsloſenfürſorge (Verſicherung) mit 


der Organiſation des Arbeitsmarktes. Beide Forderungen habe ich, 
wie dies auch der Verfaſſer feſtſtellt, ſeit langen Jahren unausgeſetzt 
erhoben, und erſt in neueſter Zeit hat ſich die Reichsregierung entſchloſſen, 
beiden Forderungen gerecht zu werden, ohne freilich bis heute auch 
nur eine der Forderungen erfüllt zu haben. Zwei Geſetzentwürfe 
ſind ausgearbeitet, ein Entwurf betreffend die Organiſation des Arbeits⸗ 


nachweiſes und ein Entwurf, betr. die Organiſation der Arbeitsloſen⸗ 


verſicherung. Während der erſte Entwurf für die Organiſation des 
Arbeitsnachweiſes allen Forderungen der führenden Sozialpolitiker 
Rechnung trägt, hat ſich der zweite Entwurf hinſichtlich der Organi⸗ 
ſation der Arbeitsloſenverſicherung über die Forderung von Theorie 
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und Praxis hinweggeſetzt und Krankenkaſſenverbände als Träger der 
Verſicherung vorgeſehen. Man ſcheint ſich indes von der Unhaltbarkeit 
dieſes Vorſchlages überzeugt zu haben und tft zur Zeit mit der Aus- 
arbeitung eines neuen Entwurfes beſchäftigt, der hoffentlich den An⸗ 
ſchluß an die Organiſation des Arbeitsnachweiſes bringen wird. 
Kumpmann zitiert den von mir im Jahre 1902 auf dem Verbands⸗ 
tage des Verbandes Deutſcher Arbeitsnachweiſe ausgeſprochenen Satz: 
Vorausſetzung für die Arbeits loſenverſicherung iſt die vollkommen 
durchgeführte Organiſation des Arbeitsmarktes und ſtellt feſt, daß 
jetzt dies die Meinung aller Kenner iſt. Neben der Organiſation 
des Arbeitsmarktes erörtert Verfaſſer die wichtige Frage der Arbeits⸗ 
beſchaffung, der Verſchiebung der Arbeit, das heißt der plan⸗ 
mäßigen zeitlichen Verteilung der vorhandenen Arbeiten, des Ein⸗ 
ſtellungszwanges, wie er als außerordentliche Kriegsmaßnahme ein⸗ 
geführt worden iſt. Im dritten Abſchnitt gibt Verfaſſer einen Überblick 
über die bisherigen Verſuche auf dem Gebiete der Arbeitsloſenfürſorge 


und ihre Ergebniſſe, um ſchließlich zur Beantwortung der Frage zu 


kommen: wie iſt die Arbeitsloſenverſicherung am zweckmäßig ſten zu 
geſtalten? In der Organiſationsfrage ſtellt ſich Kumpmann, wie be 
reits erwähnt, ganz auf den von mir vertretenen Standpunkt: engſte 
Verbindung mit dem Arbeitsnachweis. Aus dieſem Grunde 
verwirft er den inzwiſchen wohl ſchon zurückgezogenen Regierungs⸗ 
entwurf und ſchließt mit dem Satze: Es wäre höchſt bedauerlich, wenn 
ein ſo lange und ſehnlich erſtrebtes Geſetz in eine Form gebracht würde, 
die ſeinen Wert und ſogar ſeine Lebensfähigkeit in Frage ſtellt. 

In ſeinem Vorwort ſagt Kumpmann: Zweck der vorliegenden 
Arbeit iſt es, einen knappen, ſyſtematiſchen, möglichſt erſchöpfenden 
Überblick über den Stand der geſamten Fragen in Theorie und Praxis 
zu geben. Dieſen Zweck hat der Verfaſſer vollkommen erreicht, und 
ſeine Schrift kann Allen aufs wärmſte empfohlen werden, welche ſich 
über dieſe wichtigen ſozialpolitiſchen Fragen informieren wollen. 

Berlin, Januar 1921 Geh. Reg.⸗Rat Dr. R. Freund 


Dietzel, Heinrich: Engliſche und preußiſche Steuerveran⸗ 
lagung. Ein Vergleich des engliſchen mit dem preußiſchen Syſtem 
der Einkommenbeſteuerung (Quellenprinzip contra Empfängerprinzip). 
Schriften des Vereins für Sozialpolitik. Bd. 157, Zweiter Teil. 
München und Leipzig 1919. 


Dietzels Schrift iſt vor dem Zuſtandekommen der deutſchen Reichs⸗ 
einkommenſteuer geſchrieben und will einen Beitrag zu ergiebigerer 
Ausgeſtaltung der preußiſchen Landeseinkommenſteuer liefern. Die 
Geſichtspunkte bleiben bedeutſam, auch ſeitdem die Einkommenbeſteuerung 
den Ländern entriſſen und dem Reiche vorbehalten iſt. Dietzel ver— 
gleicht die ſogenannte analytiſche britiſche und ſeitdem in Frankreich 
nachgeahmte Methode mit der ſynthetiſchen deutſchen, die das Geſamt— 
einkommen beim Empfänger veranlagt und beſteuert. Er erwartet, daß 
bei Nachahmung des engliſchen Prinzips, zur Veranlagung und Er⸗ 
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hebung der Einkommenſteuer' die auszahlende Stelle heranzuziehen, in 
Preußen vjel beſſere Ergebniſſe erzielt worden wären, insbeſondere, 
wenn eine ergiebige Erbſchaftsbeſteuerung, wie in England, als Kontrolle 
der Einkommensbeſteuerung mitwirken würde. | 
Durchaus beizuſtimmen iſt Dietzel, daß die ſeit Bode in Deutſch⸗ 
land oft wiederholte Wendung, die britiſche Einkommenſteuer ſei ein 
Ertragsſteuerſyſtem mit einkommenſteuerartigen. Momenten, ungenau 
iſt (S. 15—17). | 5 | 

Er verfiht energiſch für Deutſchland die Nachahmung der Praxis, 
die Einkommenſteuer an der Quelle zu veranlagen und zu erheben. 
Einen finanziellen Mehrertrag erwartet er von ſolcher Praxis ins⸗ 
beſondere bei der Beſteuerung des Kapitaleinkommens. Sein Bemühen 
iſt, die Bedenken gegen eine Nachahmung des engliſchen Verfahrens 
für Deutſchland zurückzuweiſen. Überzeugend geſchieht dies, ſoweit er 
dartut, daß eine nach oben ſteigende Bemeſſung der Steuerſätze auch 
mit dem engliſchen Syſtem erreicht werden kann, 1. indem gegenüber 
dem Normalſatz jenen Steuerzahlern, die ihr Geſamteinkommen frei⸗ 
willig offenlegen, bei kleinerem Geſamteinkommen eine Ermäßigung der 
Sätze, bei einem niedrigen Geſamteinkommen völlige Befreiung, bei 
großer Kinderzahl Steuerherabſetzung und endlich den nicht auf Rente, 
ſondern auf wirtſchaftlicher Tätigkeit beruhenden Einkommen eine 
niedrigere Belaſtung zugeſtanden wird; 2. in der Supertax für die 
höchſten Einkommen eine wirkſame Progreſſion — allerdings hier mit 
Verlaſſen des Prinzips, nicht das Geſamteinkommen zu erfragen — 
durchgeführt wird; 3. im übrigen die ſtärkere Belaſtung der Leiſtungs⸗ 
fähigſten ergänzend in der Nachlaß⸗ und Erbanfallbeſteuerung verwirk⸗ 
licht iſt. 

Vielleicht würde Dietzels Argumentation noch überzeugender wirken, 
wenn er für die britiſche Veranlagungspraxis nicht bloß deutſche Quellen, 
ſondern auch das von Piper in neueren Auflagen bearbeitete Werk von 
St. Dowell über die Einkommenſteuer und die Berichte der Com- 

missioners of His Majesty's Inland Revenue mitbenutzt hätte. Aus 
dem britiſchen Material wird anſchaulich, daß die Veranlagung der 
Arbeitnehmer in Schedula D bis zum Kriege doch nur eine relativ 
kleine Oberſchicht und Mittelſchicht der privaten Angeſtellten an der 
Quelle umfaßte, während die eigentliche Arbeiterklaſſe kaum mit erfaßt 
wurde. Erfahrungen für das heute bei der Reichseinkommenſteuer 
aktuelle Problem des Abzugs der Einkommenſteuer der Arbeiter bei 
der Lohnauszahlung ſind aus dem bis zum Kriege vorliegenden eng⸗ 
liſchen Material anſcheinend nicht zu gewinnen. 

Von den bei der preußiſchen Einkommenſteuer und den ſonſtigen 
bisherigen Landeseinkommenſteuern in Deutſchland gegen einen Steuer⸗ 
abzug an der Quelle geltend gemachten Argumenten intereſſieren Dietzel 
eingehender nur die Gegenargumente der größeren Weitläufigkeit des 
Verfahrens mit der ſchwierigen Staffelung bei Beſteuerung an der 
Quelle, während er das Bedenken nur recht kurz erwähnt, daß ge⸗ 
meindliche Zuſchläge zur Staatseinkommenſteuer kaum durchführbar 
ſeien, wenn insbeſondere Kapitalrenten bei der auszahlenden Stelle 
‚Sämollers Jabr buch XLV I. 19 
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verſteuert werden müſſen. Ihm erſcheint dies Argument unerheblicher, 
weil er nach britiſchem Vorbild auch für Preußen eine Trennung des 
kommunalen vom ſtaatlichen veranlagten Steuerſyſtem für wünſchens⸗ 
wert erachtet (S. 30). Seitdem hat ja die Reichseinkommenſteuer 
Deutſchlands ſich als von kommunalen Zuſchlägen, ja auch von einzel⸗ 
ſtaatlichen Zuſchlägen freie Hauptſteuer entwickelt. Dietzels weitere 


Vorausſetzung, die Ergänzung durch ausgiebige . 


hat das Reich gleichfalls inzwiſchen verwirklicht. Dietzels Geſichts⸗ 
punkte der Veranlagung und Erhebung der Einkommenſteuer an der 
Quelle ſind aber bei der Reichseinkommenſteuer nur eklektiſch an⸗ 
genommen worden, und zwar im Steuerabzug der Gehalte und Löhne. 
Für das Einkommen aus Kapitalvermögen iſt die Veranlagung und 
Erhebung an der Quelle nicht in der Reichseinkommenſteuer durch⸗ 
geführt. Die beſondere, an der auszahlenden Stelle erhobene Kapital- 
ertragsſteuer des Reiches ſieht Dietzel als unvollkommen an (S. 18). 

Ich halte es für durchaus nicht unmöglich, daß man im Laufe 
der Durchführung der Reichseinkommenſteuer noch einmal auf das 
Prinzip, allgemein das Einkommen an der auszahlenden Stelle zu ver⸗ 
anlagen und zu erheben, zurückkommt, und ich bin mit Dietzel der 
Meinung, daß ſowohl eine Berückſichtigung der perſönlichen beſonderen 
Verhältniſſe, wie auch eine Steuerſtaffelung damit verträglich wäre und 
eine größere Bequemlichkeit und Wohlfeilheit der Beſteuerung mit 
ſolcher Praxis erreichbar, ein Steuermehrertrag erzielbar wäre. Aller⸗ 
dings muß aber zugeſtanden werden, daß in einem Lande mit über⸗ 
wiegendem Eigentümerbetrieb der Landwirtſchaft, wie Deutſchland, die 
Schwierigkeit korrekter Erfaſſung des landwirtſchaftlichen Einkommens nie 
durch die Beſteuerung an der Quelle reſtlos gelöſt wird. Ich würde noch 
heute eine Beſteuerung des Einkommens der ſelbſtwirtſchaftenden landwirt⸗ 
ſchaftlichen Eigentümer nach einem feſten Prozentſatz des landwirtſchaft⸗ 
lichen Vermögens wahlweiſe neben einer eingehend das landwirtſchaft⸗ 
liche Einkommen kontrollierenden Beſteuerung für zweckmäßig erachten. 

Zuzugeben iſt Dietzel, daß die Umſtändlichkeiten, welche ſich in 
Beſteuerung des Einkommens an der Quelle bei ſtarkem Bezuge pon 
Einkommen aus dem Auslande ergeben haben, ſich — leider — bei 
der Einbuße an ausländiſchen Kapitalanlagen für Deutſchland ſehr 
verringert haben (S. 53). Im ganzen hat man den Eindruck, daß der 
deutſche Geſetzgeber bei der Reichseinkommenſteuer vielleicht gut getan 
hätte, Dietzels Geſichtspunkte zu berückſichtigen, obwohl dieſe nicht für 
eine Reichseinkommenſteuer, ſondern für die damalige preußiſche Ein⸗ 
kommenſteuer entwickelt waren. Der Verſuch, die Beſteuerung an 
der Quelle nur in einem einzelnen Falle, bei Lohn⸗ und Gehalts⸗ 
zahlungen, durchzuführen, im übrigen aber die ſynthetiſche Methode 
der Einkommenſteuer beizubehalten, bringt anſcheinend mehr Schwierig⸗ 
keiten, als eine konſequente volle Durchführung eines der beiden Prin⸗ 


zipien geboten hätte. So wird wohl Dietzels Schrift auch für die 


Zukunft noch praktiſche Bedeutung behalten. 
München W. Lotz 


. 
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von Herzfeld, Marianne: Zur Orienthandelspolitik 
Oſterreichs unter Maria Thereſia in der Zeit von 
1740 —1771. Wien 1919, Hölder. 


Der Haupt» Handels: und Verkehrsweg des ehemaligen Kaiſer⸗ 
reichs Oſterreich war die Donau. Sie war die natürliche Verkehrs⸗ 
ader zwiſchen dem Weſten und dem Orient. Die geographiſche Lage 
Oſterreichs und die langen Grenzen mit der Türkei wieſen auf die 
Handels verbindungen mit dem Oſten. Wurden ſie auch durch viele 
und ſchwere Kriege unterbrochen, ſie ſetzten ſich doch immer wieder 
durch. Dem kam entgegen ein großes Einfuhrbedürfnis der Türkei 
beſonders nach Fertigfabrikaten einerſeits und der große Bedarf Oſter⸗ 
reichs nach Rohſtoffen und Nahrungsmitteln anderſeits. Hindernd 
traten den tatſächlichen Verhältniſſen entgegen die merkantiliſtiſchen 
Theorien der Zeit, die auf Erreichung einer aktiven Handelsbilanz 
abzielten und die ſchwere Konkurrenz mit den induſtriell leiſtungs⸗ 
fähigeren Weſtſtaaten. Der Merkantilismus crkannte in der Kapital⸗ 
macht die Kraft des Staates; er ſuchte Geld ins Land zu bringen und 
glaubte die Mittel und Wege dazu in der Aktivität der Handelsbilanz 
zu finden, in der kräftigſten Einflußnahme des Staates auſ die Pro⸗ 
duktion und in der ſtaatlichen Regelung des Handelsverkehres mit dem 
Auslande. Das Zeitalter Maria Thereſias und Friedrichs des Großen 
hatte große Erfindungen gebracht, die zu einem mächtigen Aufſchwung 
der Induſtrie führten. Der großen Kaiſerin Maria Thereſia iſt es 
gelungen, den am Ende der Regierung Karls VI. daniederliegenden 
Orienthandel wieder zu beleben, wenn auch eine aktive Bilanz nicht 
erzielt wurde. Die Konkurrenz der Weſtſtaaten, Frankreich an der 
Spitze, war zu mächtig. Neben Frankreich kamen England, Holland 
und die ſeegewaltigen italieniſchen Küſtenſtädte Genua und Venedig, 
zum Teil auch Livorno in Betracht. Die Waren, die aus der Mon⸗ 
archie ihren Weg nach Oſten nahmen, waren hauptſächlich: Textil⸗, 
Glas⸗ und ſteiriſche Eiſenwaren, Wiener Stickereien, Galanteriewaren 
und Juwelen, Papier und Porzellan; auch der verbotene Papier⸗ und 
Waffenhandel wurde betrieben. Kupfer, Queckſilber und Holz gingen 
in die Türkei, wenn auch der Queckſilberhandel durch die Entdeckung 
der Queckſilbervorräte Bosniens ſtark zurückging. Zu einer wirklichen 
Befruchtung des Orienthandels fehlte es, von den Verkehrsmitteln ab⸗ 
geſehen, noch an vielem: an einem intenſiven Konſulatsdienſt, an 
kapitalskräftigen Geſellſchaften, an der nötigen Sicherheit. Eingeführt 
wurden aus der Türkei vorzüglich: Garne, Schafwolle, Olivenöl, 
Kaffee, Wein, Roſinen, Mandeln, Datteln, Fiſche, Honig und Zucker. 
Die türkiſche Wareneinfuhr war durch einen äußerſt niedrigen Zollſatz 
von 5 % ſehr begünſtigt. Entſchieden wurden in dem für die Mon⸗ 
archie ungemein wichtigen Orienthandel in den letzten Regierungsjahren 
Maria Thereſias entſchiedene Fortſchritte erzielt. Zu Hilfe kam die 
tiefgreifende Anderung im politiſchen Verhältnis zur Türkei nach 1771 
und der Aufſchwung der Induſtrie. Die Türkei war ja für Oſterreich 
eigentlich das wichtigſte Abſatzgebiet für ſeine Fertigprodukte, denn die 
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induſtriell hochſtehenden Weſtſtaaten kamen nur als Einfuhrländer in 
Rechnung. 

Die ungemein intereſſante Arbeit, die ſich auf ein reiches Quellen⸗ 
und Aktenmaterial ſtützt, iſt auf Anregung des bekannten Wirtſchafts⸗ 
hiſtorikers Alfons Dopſch entſtanden. Die verſprochene Fortſetzung 
bis unter die Regierungszeit Joſefs II. wäre nur zu begrüßen, um 
ſo mehr als die öſterreichiſche Geſchichte der Handelspolitik an gediegener 
Literatur nicht allzu reich iſt. 

Innsbruck Dr. Franz Schweinitzhaupt 


Kaskel, Prof. Dr. jur. Walter: Das neue Arbeitsrecht. 
Syſtematiſche Einführung. Berlin 1920, Julius Springer. 323 S. 
32 Mk., geb. 39,60 Mk. | 


Sieht man von den ſtaatsrechtlichen Umwälzungen ab, fo hat die 
Revolution wohl auf keinem Gebiete ſo einſchneidende Veränderungen 
zur Folge gehabt wie auf dem des Arbeitsrechts. Zwar die Quader 
der deutſchen Sozialverſicherung ſind kaum erſchüttert worden, und auch 
vom Arbeiterſchutz iſt es nur ein einziges Gebiet, das der Arbeitszeit⸗ 
regelung, auf dem ein tiefergehender Eingriff erfolgt iſt. Um ſo zahl⸗ 
reicher und wichtiger ſind die Veränderungen auf den Gebieten von 
Arbeitsvermittlung, Arbeitsloſenfürſorge, Arbeitsvertragsrecht, Arbeits⸗ 
verfaſſung und Schlichtung von Arbeitsſtreitigkeiten. Iſt doch der 
ganze Begriff der „Arbeitsverfaſſung“ erſt neuerdings geſchaffen 
worden. 

Sieht man näher zu, ſo iſt allerdings die Revolution durchaus 
nicht die einzige Urſache der umſtürzenden Neuerungen des Sozialrechts. 
Bereits der Krieg hatte neben vorübergehender Außerkraftſetzung von 
Schutzrechten den Grund zu erheblichen Erweiterungen der Arbeiter⸗ 
rechte gelegt, die im Hilfsdienſtgeſetz als Ausgleich für gewiſſe Be⸗ 
ſchränkungen der perſönlichen Freiheit eingeführt, doch von varnherein 
den Keim zu jene Beſchränkungen überdauernden Einrichtungen in ſich 
trugen. Dem Krieg folgte die Waffenſtreckung, die eine überſtürzte 
Demobilmachung zur Folge hatte, und der das Vernichtungswerk des 
Waffenſtillſtands fortführende Friedensvertrag, durch deſſen Gebiets⸗, 
Kolonial⸗ und Schiffsabtretungen ſowie die ſonſtigen die Wirtſchaft 
einſchnürenden und die Finanzen zerrüttenden Beſtimmungen eine ge⸗ 
waltige Arbeitsloſigkeit zum Dauerzuſtand erhoben und ein in ſeinen 
Wirkungen vorläufig noch nicht abſehbarer Druck auf die Lebenshaltung 
des Volkes ausgeübt wurde. So wurden für die Demobilmachung 
getroffene Maßnahmen zu ſolchen, die nun ſchon zwei Jahre lang be⸗ 
ſtehen und vorerſt wenigſtens ohne ſchwere Erſchütterungen kaum be⸗ 
ſeitigt werden können. | * 

Was Revolution, Demobilmachung und Friedensvertrag an Ande⸗ 
rungen des Arbeitsrechts hervorriefen, fand ſeinen Niederſchlag natur⸗ 
gemäß in lauter einzelnen, meiſt ſehr eilig zuſtande gekommenen Ver⸗ 
ordnungen und Geſetzen, die zum Teil wiederholt neuen Lagen an⸗ 
gepaßt, wieder aufgehoben, geändert oder ergänzt werden mußten. 


man! 
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Kaskel, hat es unternommen, dieſes neue Arbeitsrecht ſyſtematiſch 
zuſammenfaſſend darzuſtellen, und wer ſelbſt an einzelnen Teilen dieſer 
Geſetzgebungsarbeit beteiligt geweſen, iſt faſt erſtaunt, daß der Inhalt 
dieſer Geſetze — deren Zahl, ſoweit fie vom Verfaſſer berückſichtigt 
. find (bis April 1920), ungerechnet die zahlreichen Abänderungsgeſetze, 
42 beträgt — ſich zu einem ſo klaren und abgerundeten Bilde zuſammen⸗ 
fügen ließ, wie der Verfaſſer es bietet. So iſt ein Buch entſtanden, 
das nicht nur ein zielſicherer Führer durch die Wirrniſſe der arbeits⸗ 
rechtlichen Verordnungen iſt, ſondern auch, ſein Programm wahrmachend, 
aus der Fülle der Einzelvorſchriften die rechtlichen Gedanken heraus⸗ 
gearbeitet und ſie zu einem Syſtem vereinigt hat. Damit iſt eine 
wichtige Vorarbeit für das künftige Arbeitsgeſetzbuch geleiſtet, das 
in der Rechtsentwicklung der kommenden Zeit dieſelbe Rolle zu ſpielen 
berufen iſt wie in früheren Perioden Handelsgeſetzbuch und Bürger⸗ 
liches Geſetzbuch. Nur wird — und es iſt ein Verdienſt Kaskels, 
dies ſcharf hervorgehoben zu haben — neben das Geſetz als faſt eben⸗ 
bürtige Rechtsquelle die Tarifautonomie treten, die heute ſchon von 
ganz außerordentlicher Bedeutung iſt. Zur Rechtsſchaffung innerhalb 
der Berufsgemeinſchaften durch die Berufsverbände kommt die vom 
Verfaſſer nicht ausdrücklich als Rechtsquelle benannte Spruchtätigkeit 
der Schlichtungsſtellen ſowie die Autonomie innerhalb des Betriebs 
(Arbeitsordnung, Betriebsratsvereinbarung). Es iſt ein guter Teil 
des neuen Arbeitsrechts, der dieſen Rechtsquellen den Weg 
bereitet. | | 
Kaskel teilt den Stoff des neuen Arbeitsrechts, nachdem er die 
Rechtsquellen vorweg behandelt hat, in fünf Stoffgebiete: Arbeits⸗ 
beſchaffung, Arbeitslosenfürſorge, Arbeitsleiſtung, Arbeitsverfaſſung, 
Arbeitsſtreitigkeiten. Als weitere fügt er hinzu die Neuregelung des 
geſamten Arbeitsrechts einzelner Berufsſtände (insbeſondere Landarbeits⸗ 
ordnung) und das internationale Arbeitsrecht, ein Gebiet, von dem 
zu hoffen iſt, daß es die innerliche Bedeutung gewinnen wird, die 
ſeiner äußeren Aufmachung im Friedensvertrag und dem durch ihn 
begründeten internationalen Verband der Arbeit entſpricht. 
Es kann nicht die Aufgabe dieſer Beſprechung ſein, in einer Zeit⸗ 
ſchrift, die eine ſolche für Geſetzgebung, nicht aber für Rechtswiſſenſchaft 
iſt, auf den Inhalt des Buchs im einzelnen einzugehen oder ſich mit 
des Verfaſſers Ausführungen zu den vielen neu aufgetauchten Rechts⸗ 
fragen auseinanderzuſetzen. Es genügt der Hinweis, daß der Verfaſſer 
die Probleme geſtellt hat und ſeine Löſungen zumeiſt durchaus be⸗ 
friedigen. 

Das Arbeitsrecht iſt ein Rechtsgebiet, deſſen Grenzen ſich mit den 
bisher üblichen Einteilungen des Rechtsſtoffs vielfach überſchneiden; es 
umfaßt privates und öffentliches, materielles und Verfahrens-, Zivil⸗ 
und Strafrecht. Es iſt erwachſen aus den ſozialen Kämpfen der 
Gegenwart und zugleich der Boden, auf dem ſich ein gut Teil dieſer 
Kämpfe abſpielt. Es iſt daher im Gegenſatz zu den ſtarreren Formen 
älterer Rechtsgebiete noch flüſſig und biegſam und bereitet darum der 
geplanten Kodifikation beſondere Schwierigkeiten. Kaskel, der ſelbſt 
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Mitglied des beim Reichsarbeitsminiſterium gebildeten Arbeitsrechts⸗ 
ausſchuſſes iſt, hat ſich durch ſeine vortreffliche Einführung in das neue 
Arbeitsrecht erhebliche Verdienſte auch um die Arbeiten jenes Aus⸗ 
ſchuſſes erworben. 

Charlottenburg Joh. Feig 


Leipziger Schöffenſpruchſammlung, herausg., eingeleitet und be⸗ 
arbeitet von Dr. jur. Guido Kiſch, Privatdozent an der Uni⸗ 
verſität Leipzig (Sächſiſche Forſchungsinſtitute in Leipzig, Forſchungs⸗ 
inſtitut für Rechtsgeſchichte: Quellen zur Geſchichte der Rezeption, 
Erſter Band). Leipzig 1919, S. Hirzel. 126* und 655 S. 8°. 


Ein großzügiges Unternehmen iſt es, das mit dem vorliegenden 
Buche zum erſten Male in die Offentlichkeit tritt: das der Leipziger 
Juriſtenfakultät angegliederte Forſchungsinſtitut für Rechtsgeſchichte. 
Dieſes hat ſich die Erforſchung und Darſtellung des Vorganges der 
ſogenannten Rezeption des römiſchen Rechtes in Deutſchland als Ge⸗ 
ſamterſcheinung und in ihren einzelnen Wirkungen mit beſonderer Be⸗ 
rückſichtigung des Einfluſſes des ſächſiſchen Rechtes auf die Rechts⸗ 
entwicklung zur Aufgabe gemacht. Ein vortrefflicher Gedanke! Denn 
die Rezeption iſt noch immer ein Problem, und an die Unterſuchung 
der Entwicklung mancher Teile des Rechtes ſeit dem Ende des 15. Jahr⸗ 
hunderts hat man ſich überhaupt nur ſelten und dann im allgemeinen 
mit wenig Erfolg gewagt. Drei Arten von Veröffentlichungen ſind 
zu jenem Zwecke in Ausſicht genommen: Quellen zur Geſchichte der 
Rezeption, Unterſuchungen zur Geſchichte der Rezeption, Beiträge zur 
Geſchichte der Rezeption. Den erſten Band der erſten Reihe bildet 
das umfangreiche Werk, das hier zu beſprechen iſt. 

Es iſt mit größtem Fleiß und feinſtem Verſtändnis für die Ziele 
einer Edition gearbeitet, und es iſt Guido Kiſch gelungen, eine nach 
jeder Richtung hin muſtergültige Quellenausgabe zuſtandezubringen. 
Wir haben allen Anlaß, Kiſch für ſein treues Mühen, ſein ſorgſames 
Überlegen, wie er die Quelle vorführen, was er ſelbſt ſagen und was 
er nicht ſagen ſollte, dankbar zu ſein. Eine derartige Edition in den 
Händen zu haben, iſt eine Freude; ſie erleichtert das Studium der 
Quelle ſoweit wie möglich, und nie verläßt einen das Gefühl, in dem 
Herausgeber einen unbedingt ſicheren Führer vor ſich zu haben. Wir 
können nur wünſchen, daß man ſich in Zukunft an dieſes Vorbild 
halten möge. Wie jämmerliche Leiſtungen ſind doch viele Ausgaben 
von Rechtsquellen! Wie man ſolche zu edieren hat, zeigt Kiſch ſchlecht⸗ 
hin meiſterhaft. | 

Die Quelle wird von dem Herausgeber in einer Einleitung unter- 
ſucht (S. 1 —111“), wobei er von der Erwägung ausgeht, daß für 
ihn nur die Würdigung der Quelle als ſolcher in Frage kommt, nicht 
die Betrachtung des Inhaltes derſelben — dieſen zu behandeln, die 
Quelle alſo wiſſenſchaftlich zu verwerten, iſt in der Tat lediglich Auf⸗ 
gabe der Sonderunterſuchung in monographiſcher Darſtellung, und eine 
mehr oder minder flüchtige Skizzierung des Inhaltes, wie ſie in zahl⸗ 
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reichen Editionen zu finden iſt, kann leicht mehr ſchaden als nützen. 
Es gereicht mir zur Genugtuung, daß der Herausgeber in dieſem 
Punkte mit Schärfe die wiederholt von mir geäußerte Auffaſſung ver⸗ 
tritt (S. 110“ Anm. 1). Um ſo eingehenderer quellengeſchichtlicher 
Prüfung unterwirft der Herausgeber den Gegenſtand ſeiner Edition, 
und wie er es tut, das iſt ſchon allgemein methodologiſch von großem 
Werte. Die Fragen, die auftauchen, ſind ſämtlich von ihm erkannt, 
und mit Umſicht und Scharfſinn ſucht er die Antworten zu finden. 
In allen weſentlichen Punkten hat er, wie mir ſcheint, das Richtige 
getroffen. 

Es handelt ſich um eine Sammlung von 825 Sprüchen aus dem 
14. und dem 15. Jahrhundert, größtenteils der Schöffen zu Leipzig, 
neben denen Magdeburger Sprüche einen nicht kleinen Raum ein⸗ 
nehmen, während weitere, von Halle, Dohna und den Leipziger Doc⸗ 
tores ausgegangen, nur ſpärlich vertreten ſind. Die in der ſächſiſchen 
Landesbibliothek zu Dresden befindliche, längſt bekannte, aber noch faſt 
gar nicht benutzte und bisher nirgends beſchriebene, geſchweige denn 
wiſſenſchaftlich unterſuchte Sammlung hat privaten, keinen amtlichen 
Charakter und iſt etwa 1523 und 1524 in Leipzig für ein Mitglied 
des dortigen Schöffenſtuhles hergeſtellt worden. Es iſt klar, daß der 
Herausgeber der Frage nähertreten mußte, woher der Kompilator die 
Sprüche genommen hat; er gelangt in tiefgründiger Erörterung zu 
dem Ergebnis, daß dieſe mehreren verſchiedenen Quellen entſtammen, 
vorwiegend älteren, und zwar amtlichen Leipziger Sammlungen, alſo 
Schöffenſtuhlbüchern (dazu die ſehr beachtenswerten Ausführungen von 
Planitz in der Zeitſchrift der Savigny⸗Stiftung für Rechtsgeſchichte 
Bd. 40 Germaniſtiſche Abteilung S. 321 ff.). 

Die Sprüche — ſämtlich in mitteldeutſcher Sprache — ſind voll⸗ 
ftändig (ohne Kürzungen), in dem Wortlaute der Handſchrift, in der 
Reihenfolge, die ſie in dieſer haben, abgedruckt. Das iſt das einzig 
richtige Verfahren. Denn eine Edition ſoll die Quelle, wie ſie ſich 
ſelbſt darſtellt, vorführen. Die Anordnung nach der Entſtehungszeit 
oder der Spruchbehörde oder dem Beſtimmungsorte wäre auch ſchon 
um deswillen gar nicht möglich geweſen, weil dieſe mangels ent⸗ 
ſpechender Angaben der Sprüche nicht immer zu ermitteln ſind. Die 
Anordnung nach Rechtsgegenſtänden aber würde den gelegentlich in der 
Handſchrift zutagetretenden Verſuch ſyſtematiſcher Gliederung des Stoffes 
nicht erkennen laſſen, was um ſo bedauerlicher wäre, als alle Syſtema⸗ 
tiſierungsverſuche der älteren Rechtsquellen beſonders intereſſant ſind; 
zudem hat der Praktiker, für den die Sammlung angefertigt worden 
war, ein ſyſtematiſches Regiſter über das ganze Werk zuſammengeſtellt, 
das in der vorliegenden Ausgabe mitgeteilt wird. Übrigens iſt es an 
der Zeit, die Syſtematiſierungsverſuche der älteren Quellen ſchlechthin 
en Prüfung zu unterwerfen; die Ergebniſſe dürften ſehr bedeut⸗ 
ſam ſein. 

Die den einzelnen Sprüchen in der Handſchrift vorgeſetzten, den 
Inhalt jener andeutenden Überſchriften ſind gleichfalls abgedruckt. 
Manche Sprüche waren bereits ſelbſtändig oder innerhalb anderer 
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Schöffenſpruchſammlungen veröffentlicht; ſie ſind leider grundſätzlich in 
der Ausgabe ausgeſchloſſen und nur durch Mitteilung ihrer Über⸗ 
ſchriften gekennzeichnet worden. Mit Rückſicht auf dieſe Überſchriften 
iſt es zu billigen, daß der Herausgeber von der Beifügung eigener 
Regeſten Abſtand genommen hat. Dagegen gibt er in Vorbemerkungen, 
die den einzelnen Sprüchen voraufgehen, an: die Ausgangs⸗ und Be⸗ 
ſtimmungsorte der Sprüche, wenn fie nicht unmittelbar aus dem Wort⸗ 
laute zu entnehmen waren und doch mit Sicherheit feſtgeſtellt oder 
wenigſtens vermutet werden konnten; andere handſchriftliche Über⸗ 
lieferungen der Sprüche; die früheren Drucke einzelner Sprüche; die 
Ermittlung der Entſtehungszeit einzelner Sprüche; Hinweiſungen auf 
denſelben Rechtsfall betreffende Schöffenſprüche, die in der Leipziger 
Schöffenſpruchſammlung ſelbſt oder in anderen noch unveröffentlichten 
Spruchſammlungen enthalten ſind; Hinweiſungen auf iventiſche Sprüche 
in der Leipziger Schöffenſpruchſammlung; Hinweiſungen auf Werke der 
rechtsgeſchichtlichen oder geſchichtlichen Literatur, in denen einzelne 
Sprüche erläutert ſind. e 
Durch dieſe Vorbemerkungen wird die wiſſenſchaftliche Verwertung 
der Sprüche weſentlich erleichtert. Das geſchieht ferner durch eine 
Reihe von Tabellen und Überſichten, vor allem aber durch die von 
dem Herausgeber ausgearbeiteten Regiſter: Wort⸗ und Sachregiſter, 
Perſonenregiſter, Ortsregiſter, wobei zu beachten iſt, daß auch das 
Ortsregiſter wertvolle ſachliche Angaben enthält. Die Sachregiſter, 
die Editionen beigegeben ſind, haben gemeinhin faſt keinen Wert. 
Ich habe mich gelegentlich grundſätzlich gegen die Beifügung von 
ſolchen ausgeſprochen (Hiſtoriſche Zeitſchrift, Bd. 115, Neue Folge 
Bd. 19, S. 397), weil ſie mehr oder minder ſubjektives Gepräge haben, 
nicht vollſtändig find und fo dem ſorgſamen Forſcher keinen Dienſt zu 
leiſten vermögen. Kiſch hat mich durch ſein Wort⸗ und Sachregiſter 
eines anderen belehrt. Wenn ein Regiſter mit ſolcher Vollſtändigkeit, 
ſolcher Sorgfalt und ſolchem Verſtändnis hergeſtellt iſt, dann iſt es 
wohlgeeignet, einem Benutzer der Edition, der feine Nachforſchungen 
auf gewiſſe Punkte beſchränkt, das Studium der ganzen Quelle zu er⸗ 
ſparen, und demjenigen, welcher gezwungen iſt, dieſe von Anfang bis 
zu Ende zu leſen, eine Kontrolle ſeiner Arbeit zu ermöglichen. Welche 
Schwierigkeit und Mühe die Schaffung eines ſo gearteten Regiſters 
macht, und welche Sachkunde ſie erfordert, kann nur ermeſſen, wer 
über größere Erfahrung im Studium umfangreicher Quellenwerke verfügt. 
So iſt zu hoffen, daß die Quelle, ſo vortrefflich ediert, die Be⸗ 
rückſichtigung finden wird, die ihr gebührt. Sie iſt ſehr wertvoll. 
Sind auch ſchon ſeit geraumer Zeit zahlreiche Schöffenſprüche aus dem 
magdeburgiſchen Rechtskreiſe veröffentlicht, ſo ſind wir doch noch weit 
entfernt davon, aus ihnen die vielen Lücken, welche die ſonſtigen Arten 
der Quellen laſſen, ergänzen zu können. Gerade die Tätigkeit des 
Leipziger Schöffenſtuhles, von der wir beſonders wenig wußten, war 
hochbedeutſam; denn auf ihr — neben derjenigen des Magdeburger — 
beruht das ſogenannte gemeine Sachſenrecht, das in der Rezeptions⸗ 
geſchichte eine hervorragend wichtige Rolle ſpielt, und gerade in Leipzig, 
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der Univerſitätsſtadt, konnte das römiſche Recht frühzeitig Einfluß ge⸗ 


winnen, konnten ſich doch leicht Beziehungen zwiſchen den Doctores 
und dem Schöffenſtuhle entwickeln. Die Sprüche der Leipziger Schöffen 


wurden amtlich gebucht. Allein die betreffenden Bücher ſind erſt von 


1487 an 50 55 S. 1117. So bietet unſere Quelle einen Erſatz 
für das Verlorene. 
Inhaltlich beziehen ſich die Sprüche überwiegend auf das Privat⸗ 


| (mat das Familien⸗ und Erbrecht), das Straf⸗ und das Prozeßrecht. 
Aber leer geht auch die Erkenntnis der ſtädtiſchen Verfaſſungsgeſchichte 


nicht aus. Die Sprüche zeigen, daß in den verſchiedenſten Städten, 
für die ſie ergangen ſind, Rat und Schöffengericht nebeneinander be⸗ 


ſtanden (Döbeln: Nr. 760, 755; Kahla: Nr. 495, 181; Mittweida: 


Nr. 348, 291; Naumburg: Nr. 552; Plauen: Nr. 825, 517, 22; 
Rochlitz: Nr. 258, 260, 259, 280, 289, 377, 381, 382, 226), wenn 


wohl 25 nicht überall die Ratmannen und die Schöffen verſchiedene 


Perſonen waren (Plauen: Nr. 825), daß der Rat keineswegs auf die 


Verwaltung beſchränkt, vielmehr auch in Juſtizſachen zuſtändig war 
(Hof: Nr. 586; Jena: Nr. 495; Mittweida: Nr. 348; Rochlitz: 


Nr. 258, 260, 259, 280, 289, 377, 381, 382; Torgau: Nr. 14), 
jedoch nicht für die Auflaſſung (Leſznick: Nr. 670). Intereſſant iſt, 
daß die Anfragen um Rechtsbelehrung an den Leipziger Schöffenſtuhl 


in einer und derſelben Stadt bald ſeitens des Rates, bald ſeitens der 


Schöffen ergingen (Döbeln: Nr. 760, 755; dazu Chemnitz: Nr. 483), 


und daß der Bürgermeiſter allein nicht zu der Bezeugung eines vor 


dem Rate ſtattgehabten Vorganges zuſtändig war, dieſe vielmehr nur 
durch den ganzen Rat erfolgen konnte (Kahla: Nr. 182, 181). 


Breslau Paul Rehme 
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der wirtſchafts⸗ und ſozialwiſſenſchaftlichen Fakultät 
der Aniverſität Köln 


Ein Preis von 5000 Mk. wird ausgeſchrieben für die beſte Löſung 
der Aufgabe: a“ 


„Verſuche zur Stabiliſierung zerrütteter Währungen 
in den letzten 50 Jahren“. 
Erläuterungen: 

1. Das Thema verlangt nicht die Erörterung ſämtlicher Verſuche; 
die gründliche Erörterung einzelner beſonders erfolgreicher Verſuche iſt 
willkommener als eine lückenloſe Darſtellung aller bekannten Verſuche. 

2. Unter Stabiliſierung ſoll nicht nur verſtanden ſein eine Zurück⸗ 
führung des Geldwertes auf den urſprünglichen Stand, ſondern auch 
jede Stabiliſierung des Agios. 

3. In die Reihe der Stabiliſierungen ſind auch diejenigen Verſuche 
zu rechnen, bei denen neben der ſchwankenden Währung noch eine feſte 
Landeswährung im Verkehr geduldet wurde; hierher zählen insbeſondere 
diejenigen Fälle, in denen Geſchäftsabſchlüſſe in Goldwährung bei 
gleichzeitiger offener Notierung eines Goldagios Gebrauch wurden. Bei 
Darſtellung dieſes Falles wird beſonderer Wert auf den Nachweis ge⸗ 
legt, in welchem Umfange der Verkehr ſich dieſer Möglichkeit bediente, 
ſo daß zwei Preisnotierungen in Gebrauch kamen. | 

Die Preisarbeiten find bis 30. September 1921 an den Dekan 
der Wirtſchafts⸗ und ſozialwiſſenſchaftlichen Fakultät der Univerſität 
Köln einzuſenden. Der Name des Verfaſſers iſt gleichzeitig in ver⸗ 
ſchloſſenem Umſchlag zu überſenden. Arbeit und Umſchlag müſſen das 
gleiche Kennwort tragen. : 

Die Beteiligung! an dieſer Ausschreibung fteht jedermann frei. Er⸗ 
folgt keine Löſung von überragender Bedeutung, ſo behält ſich die Fakultät 
eine Teilung des Preiſes, bei mehrfacher Löſung die ehrenvolle Er⸗ 
wähnung weiterer guter Arbeiten vor. 

Der Dekan 


Preisausſchreiben 


Die an der Univerſität Tübingen verwaltete Rödingerſche Stif⸗ 
tung hat folgende Preisaufgabe geſtellt: f 
„Die ſozialpolitiſche Bedeutung der Betriebsräte“. 
Gewünſcht wird eine Darſtellung der allgemeinen ſozialpolitiſchen Be⸗ 
deutung der neuen Organiſation und ihrer Verwirklichung im geltenden 
Recht mit Kritik und Reformvorſchlägen. Der Preis beträgt 3000 Mk. 
Die Arbeit iſt bis zum 1. Mai 1925 an das Univerſitätsamt Tübingen 
abzuliefern. a 
Tübingen, den 12. März 1821 Prof. Dr. Fuchs 


1 Die näheren Bedingungen können von der wirtihafts- und ſozialwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Fakultät der Univerſität Köln, Claudiusſtraße 1, bezogen werden. 
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Eingeſendete Bücher 


— bis Anfang März 1921 — 


1. Allgemeine Politik 


eee Ludwig: Geſchichte der politiſchen Parteien. Mannheim, 

Berlin u. Leipzig 1921, J. Bensheimer. XIV u. 148 S. (Schriftenreihe 
der Verwaltungsakademie Berlin, herausg. von Eduard Heilfron u. 
Otto Jöhlinger, Nr. 4.) 0 | 

Eckert, Chriſtian: Wirtſchaftliche und finanzielle Solgen des Friedens von 
Verſailles. Bonn 1921, A. Markus & E. Webers Verlag. 35 S. 

Hartung, Fritz: Deutſche Geſchichte von 1870—1914. Bonn u. Leipzig 1920, 
Kurs Schröder. Vu. 302 S. m 

Kühn, Joachim: Der Nationalismus im Leben der dritten Republik. Mit 
einem Geleitwort des 9 Harten reiherrn von Schoen. Berlin 1920, 
Gebr. Paetel (Dr. Georg Paetel). IX u. 373 S. 


Schmitt⸗Dorotié, Carl: Die Diktatur. Von den Anfängen des modernen 
Souveränitätsgedankens bis zum En Klaſſenkampf. München 
u. Leipzig 1920, Duncker & Humblot. XV u. 211 S. 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 


Herrfahrdt, e Das Problem der berufsſtändiſchen Vertretung von 
der franzöſiſchen Revolution bis zur Gegenwart. Stuttgart und Berlin 
1921, Deutſche Verlagsanſtalt. 193 S. (Politiſche Bücherei.) 


Herrnritt, Rudolf Hermann: Grundlehren des Verwaltungsrechtes. Mit 
vorzugsweiſer Berückſichtigung der in Sſterreich (Nachfolgeſtaaten) gel⸗ 
tenden Rechtsordnung und Praxis dargeſtellt. Tübingen 1921, J. C. 
B. Mohr. XXXV u. 555 S. 


Juckenack, A.: Zur Reform der Lebensmittelgeſetzgebung. Vortrag, gehalten 
am 28. September 1920 auf der 18. Jahresverſammlung des Vereins 
deutſcher Nahrungsmittel⸗Chemiker in Eiſenach. Berlin und Leipzig 1921, 
Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger. 28 S. (Wege der Volkswohlfahrt, 
Kleine Schriften zur Volkswohlfahrtspflege, herausg. im Preußiſchen 
Miniſterium für Volkswohlfahrt, 6. Heft, 
Redlich, J.: Das öſterreichiſche Staats⸗ und Reichsproblem. Leipzig 1920, 
33 8 Geiſt Verlag. I. Band, 1. Teil. XII u. 816 S.; 2. Teil 


Verfaſſung des Freiſtaates Preußen vom 30. November 1920 nebſt 
andtagswahlgeſetz; Textausgabe nebſt Sachregiſter. Berlin und Leipzig 
1921, Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger. 54 S. (Guttentagſche 
Sammlung von Textausgaben). 

Weides, Heinrich: Betriebsrätegeſetz vom 4. Februar 1920 nebſt Wahl⸗ 
ordnung vom 5. Februar 1920 mit kurzen Erläuterungen für die Praxis. 
Liliput⸗Ausgabe. Nieder⸗Ramſtadt bei Darmſtadt 1921, Carl Malcomes, 
Franz Siemenroth. 193 S. 


3. Sozial- und Nechtsphiloſophie 


Dietzgen, Eugen: Materialismus oder Idealismus? Ein Löſungsverſuch 
emäß Joſef Dietzgens Erkenntnislehre. Stuttgart 1921, J. H. W. Dietz 
achf. G. m. b. H. 60 S. 
Weber, Max: Geſammelte Aufſätze ur Religionsſoziologie. Bd. IL: Hin- 
duismus und Buddhismus. Bd. III: Das antike Judentum. Tübingen 
1921, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). VI, 378 und VIII, 442 S. 
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4. Volkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte. 
Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 
van der Borght, R.: Volkswirtſchaftspolitik. 3. Aufl. Berlin u. Leipzig 


97 5 wiſſenſchaftlicher Verleger. 157 . (Samml Göſchen, 


Dalumi, Mario: Dottrina del Denaro per molti di cooloro che 1920 Ott. f 


la, Riechezza per tutti quelli che la desiderano. Lecoo 1920, 
cina Grafica Fratelli Grassi. 206 ©. 


von Degenfeld⸗Schonburg, Graf Ferdinand: Die Motive des volks- 


30 99 Mohr 5 7 un = deutſche Marpismus. Tübingen 1920, 


. 5 5 fr; erweiterte und ergänzte Auflage. 
Jena 1920, Guſtav Fiſcher. VIII u. 137 S. Feilen zum Studium 
der politiſchen Hlonoße von x Konrad. 81 eil: Nationalökonomie.) 

— Volkswirtſchaftspolitik. Siebente, erweiterte und ag dia — 
Jena 1920, G. Fiſcher. VIII u. 135 S. (Leitfaden zum 
politiſchen Ökonomie, von J. Conrad. II. Teil: Voltzwirtſchaftspolitif) 


Jah, Georg: Grundzüge der Volkswirtſchaftslehre. Leipzig u. Berlin 1921, 


B. G. Teubner. 123 S. (Aus Natur und Geiſteswelt, Bd. 593.) 


von Kleinwächter, Friedrich: Le rbuch der Nationalökonomie. Dritte, 
umgearbeitete Auflage. Leipzig 1921, C. L. Hirſchfeld. XVIII u. 560 S. 


Liefmann, Robert: Kartelle und Truſts und die Weiterbildung der volks⸗ 
wirtſchaftlichen Organiſation. Vierte, erweiterte und verbeſſerte ge 
(15. bis 17. Tauſend). Stuttgart 1920, E. H. Moritz. XI u. 310 S 

i Carl Eugen: Grundriß zu einer Überſicht⸗ Einführungsvorlefung 

über die Kunz 5 S und Finanzwiſſenſchaft, zugleich Wieder⸗ 
holungs⸗, Lern. und Hs ifungsbuch zur Vorbereitun mE das Doktor⸗ 
examen u. ä. Nach dem allgemeinen Stande der e chaft und den 


neueſten Tatſachen in Stichworten und Tabellen. Mit einer Anleitun b 


Ae. 40% Frauſtadt i. Schl. 1921, Buchvertrieb von Nick 


Wiedenfeld, Kurt: Das Perſönliche im modernen . 2. . 
München und Leipzig 1920, Duncker & Humblot. 146 S 


Wygodzinski, W.: Einführung in die Volkswirtſchaftslehre. Vierte, d 
1 Auflage. Leipzig 1520 Quelle & Meyer 149 S. Wensch ar 
und Bildung, 113. Bd.) 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 
Häheſ en, Fritz: Geſ an ne Kieler Handwerksämter. Kiel 1920, Lipſius 


& Tiſcher. XV u. 
Hamburg in ſeiner * wirtfdjeftlicen und kulturelle 1 
erausg.. von der Deutſ tſchen Auslands nu 5.1 Pl. 1 Kte. 
8 1921, L. Friederichſen & Co. IV u. 170 S., 24 45 I. 1 Kte 


Klein, Julius: The Mesta A study in spanish economic history, 
1273—1836. Cambridge 1920, Harvard a Press. XVIII u. 
444 S., 4 Taf., 1 Karte. Harvard Economic Studies, vol. XXI.) 


. 55 Rudolf: Grundzüge der deutſchen 1 jdalt schicht bis zum 

. Zweite, e Auflage. zig und Berlin 

920 G. Teubner. VI u. 194 i der Gage ea 
herausg. von Aloys Meiſter. Reihe II, 


Lauinger, Artur: Das Wirtſchaftsjahr 1920. 1 und Ausblicke. 
Frantfurt a. M. 1921, Verlag der Frankfurter 5 G. m. b. H. 
40 S. (Flugſ chriften der Frankfurter Zeitung.) 


mens 


4 
4 
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Sieveking, Heinrich: Grundzüge der neueren Wirtſchaftsgeſchichte vom 
17. Jahrhundert bis zur Gegenwart. Dritte, verb. Aufl. Leipzig und 
| Berlin 1920, B. G. Teubner. IV u. 110 S (Grundriß der Geſchichts⸗ 
wijlenfchaft, herausg. von Aloys Meiſter. Reihe II, Abt. 2.) 
Verwaltungsbericht des Nates der Stadt Leipzig für die Jahre 1909 
| bis 1913. Leipzig 1920. XII u. 845 ©. 

Wood, George Arthur: William Shirley, Governor of Massachusetts, 
1741 — 1756. A History. Vol. 1. New York 1920, Longmans, 
Green & Co. 433 S. (Studies in History, Economics and Public Law. 
Columbia University. Vol. XCII. Whole Number 209.) | 


6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei , 
von Arnim, Hans: Die f in Preußen, ihre Rechts⸗ 
ſtellung, politiſche, wirtſchaftliche und ſoziale Bedeutung ſowie die Wir⸗ 
kungen ihrer Auflöſung. Berlin 1921, Paul Parey. 63 S. | 
Wygodzinski, Willy: Agrarweſen und Agrarpolitik. Zweite, durchgearbeitete 
9 u age. Berlin und Leipzig 1920, Vereini ung wiſſenſchafflicher Ver⸗ 
leger. 114 u. 132 S. (Sammlung Göſchen, Nr. 592 u. 593.) | 


7. Bergbau und Induſtrie 


Göbel, Otto: Selbſtverwaltung in Technik und Wirtſchaft. Berlin 1920, 
Julius Springer. IV u. 105 S. 
Prion, W.: Die Finanzierung und Bilanz 921. J. 8 pen Betriebe unter 
| dem Einfluß der Geldentwertung. Berlin 1921, J. Springer. IV u. 73 ©. 
| ie ß Die Durchführung des Abkommens von Spa. — Köngeter, Eugen: 
ohlenverteilung und insſchußes des Nriehstoh Referate, gehalten auf der 
Sitzung des großen Ausſchuſſes des Reichskohlenrats am 29. Juli 1920. 
Berlin 1920, Verlag Deutſche Kohlenzeitung G. m. b. H. (Veröffent⸗ 
lichungen des Zentralverbandes der Kohlenhandler Deutſchlands E. V., 
herausg. von Karl Borchardt, Heft 3.) 11 S. | 
„ Bericht der Handels⸗ und Gewerbekammer in Brünn 
über die geſchäftlichen Verhältniſſe in ihrem Bezirke während des Jahres 
1919. Brünn 1920, Selbſtverlag. VII u. 135 S. 


8. Handel und Handelspolitik 


Cross, Ira B.: Collective N and Trade Agreements in the 
Brewery, Metal, Teaming and Building Trades of San Francisco, 
California. (University of California, Publ. in Economics. Vol. 4, 
Nr. 4 p. 233-364 [20. Mai 1918],) | | 
Hermberg, Paul: Der Kampf um den Weltmarkt. Handelsſtatiſtiſches 
Material. Herausg. vom Inſtitut für Seeverkehr und Weltwirtſchaft an 
der Univerſität Kiel. Jena 1920, G. Fiſcher. XII u. 135 S. 


Nühl, Alfred: Die Nord⸗ und Oſtſeehäfen im deutſchen Außenhandel. 
Unterſuchungen über das Hinterland der an der deutſchen Ein⸗ und 
Ausfuhr beteiligten Häfen. Berlin 1920, G. S. Mittler & Sohn. 95 S. 
15 Karten. (Veröffentl. des Inſtituts für Meereskunde an der Univerſität 
Berlin. Herausg. von Albrecht Penck. N. F. B. Hiſtoriſch⸗volkswirt⸗ 
ſchaftliche Reihe, Heft 3) | 


9. Verkehr und Verkehrspolitik 


Bonbright. James C.: Railroad capitalisation. A study of the principles 
of regulation of railroad securities. New Vork 1920, a 
University. 206 ©. (Studies in History, Economics and Public Law. 
Edited by the Faculty of Political Science of Columbia University. 
Vol. XCV, Nr. 1, whole Nr 215.) 
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Frölich, J.: Die Reichseiſenbahnen. Produktive Notſtandsarbeiten und die 
Organiſierung des wirtſchaftlichen Wiederaufbaues. Berlin 1920, Julius 
Springer. 23 S. 


10. Geld-, Bank⸗ und Vörſenweſen 


Behnſen, Henry und Genzmer, Werner: Valuta⸗Elend und Friedens⸗ 
vertrag. Zweite, neubearbeitete Aufl. Leipzig 1920, F. Meiner. 96 S. 


Diehl, Karl: Über Fragen des Geldweſens und der Valuta während des 
Aid an us dem Kriege. Zweite, verm. Aufl. Jena 1920, ©. Fiſcher. 
u. . N 


Elſter, Karl: Die deutſche Not im Lichte der Währungstheorie. Geſammelte 
Aufſätze. Jena 1920, G. Fiſcher. V u. 124 S. I 


Engel, Walter: Geldgeftaltung und Einkommengeſtaltung, Fageich ein Bei⸗ 
wa ae der Gewerkſchaften. Leipzig 1920, C. L. Hirſchfeld. 
u. . 


Kerſchagl, Richard: Die Lehre vom Gelde in der Wirtſchaft. Univerſalismus 
und Indivi ualismus in der Entwicklung der Geldtheorie. Wien 1921, 
Manzſſche Verlagsbuchhandlung. 60 S. 


Stöhr, Karl F.: Der Baukredit. München, Berlin und Leipzig 1920, 
J. Schweitzer Verlag. VIII u. 164 S. 


* 


11. Bevölkerungslehre und Bevölkerungspolitik 


12. Sozialismus : 


Adler, Max: Engels als Denker; zum 100. Geburtstag n Engels. 
Berlin 1921, Verlagsgenoſſenſchaft „Freiheit“ e. G m. b. H. 79 S. 


Amonn, Alfred: Die Hauptprobleme der Sozialiſierung. Leipzig 1920, 
Quelle & Meyer. 111 S. (Wiſſenſchaft und Bildung, Bd. 1590 


Braunthal, A.: Karl Marx als Geſchichtsphiloſoph. Berlin 1920, Paul 
Caſſierer. 194 S. a 

Köngeter, Eugen: Zur Sozialiſierung des Bergbaues. Bericht des Ge⸗ 
häfısführers des Reichskohlenrats. Berlin 1920, Verlag Deutſche Kohlen⸗ 
eitung G. m. b. H. (Veröffentlichungen des Zentralverbandes der Kohlen⸗ 
händler Deutſchlands E. V., herausg. von Karl Borchardt, Heft 4) 


Schippel, Max: Die Sozialiſierungsbewegung in Sachſen. Leipzig und 
11920 ae B. G. Teubner 36 S. (Vorträge der Gehe Stiftung, X 

Werner, Georg: Der Weg zur Sozialifierung des Kohlenbergbaues. Vor⸗ 
chläge und Gedanken zu ihrer 5 40 A ung Berlin 1920, 
Induſtriebeamten⸗Verlag G. m. b. H. 46 S. (Schriften des Bundes der 
techniſchen Angeſtellten und Beamten, Heft 6.) 


Wilhelm, Carl: Jüdiſche Planwirtſchaft in Paläſtina. Ein geſellſchafts⸗ 
techniſches Gutachten. Herlin 1921 Weltverlag. 28 S., 4 Aal. 


13. Sozialpolitik 


Hookstadt, Carl: Comparison of workmen’s compensation laws of the 
United States and Canada up to J er 1st, 1920. Washington 
1920. 140 S., 7 Taf. (U. S. Department of Labor, Bureau of Labour 
Statistics. Bulletin, Nr. 275.) 


Syn Zeus: Berliner Gefängniſſe. Berlin 1920, Puttkammer & Mühlbrecht. 
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Kumpmann, Karl: Die Aufgaben des Landesarbeits⸗ und Berufsamtes der 
heinprovinz. 20 S. (Schriften des Landesarbeits⸗ und Berufsamtes 
der Rheinprovinz.) 

Prince, Samuel Henry: Catastrophe and Social 3 Based upon a 
sociological study of the Halifax disaster. New Lork 1920, 151 S. 
(Studies in History, Economics and Public Law. Columbia Uni- 
versity. Vol. XCIV, Nr. 1. Whole Number 212.) 


Schneider: Der fterbende Stand der Rentner. Eine Betrachtung und ein 
Aufruf zur Notlage der Kapitalrentner. München 1920, C. H. Beck. 44 S. 

Soziales Muſeum, Frankfurt a. M. Sechzehnter und ſiebzehnter Jahres⸗ 
bericht 1918 und 1919; herausg. vom Vorſtand. Frankfurt a. M. 1920. 
Selbſtverlag des Sozialen Muſeums E. V. 48 S. 

Südekum, Albert: Kapital⸗ und Gewinnbeteiligung als Grundlage plan⸗ 
mäßiger Wirtſchaftsführung. Berlin 1921, J. Springer. 28 S. 

von Wieſe, Leopold: 0 19 5 in die Sozialpolitik. Zweite, neubearb., 
verm. Aufl. Leipzig 1921, G. A. Gloeckner. VI u. 296 S. Handels⸗ 
hochſchulbibliothek. Herausg. Max Apt, Bd. 9.) 


14. Genoſſenſchaftsweſen 


Neudörfer, Otto: Grundlagen des Genoſſenſchaftsweſens. Eine ſyſtema⸗ 
tiſche Darſtellung der Geſchichte, Geſetzgebung, Theorie und Organiſation 
der Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen a mit beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung der e Verhältniſſe. Wien und Leipzig 1921, Carl 
Gerolds Sohn. IX u. 128 S. N . 


15. Kolonialpolitik 


16. Finanzen 


Estcourt, Rowland: The Conflict of Tax Laws, 1918. (Univ. of Cali- 
fornia, Publ. in Economics. Vol. 4, Nr. 3, p. 115—231,) 


Haig, Robert Murray, assisted by George E. Holmes: The taxation of 
Excess Profits in Great Britain. A study of the British Excess 
Profits Duty in relation to the problem of Excess Profits Taxation 
in the United States. VIII u. 244 S. („The American Economic 
Review“, Vol. X, Nr. 4, Supplement, Dezember 1920.) N 

Köppe, H.: Finanzwiſſenſchaft. Achte, erw. u. erg. Aufl. Jena 1921, Guſtav 
55 VIII u. 515 S. (Grundriß zum Studium der politifchen 

konomie, von J. Conrad. Dritter Teil: Finanzwiſſenſchaft.) 

Solmſen, Georg: Das deutſche Finanzweſen nach Beendigung des Welt⸗ 
krieges. Sonderdruck aus dem Protokoll der Verhandlungen des V. All⸗ 
gemeinen Deutſchen en zu Berlin am 25., 26. und 27. Oktober 
1920. Berlin 1921, Hans Robert Engelmann. VIII u. 83 S. 

Terhalle, Fritz: Steuerlaſt und Steuerkraft. Grundſätzliche und kritiſche 
Bemerkungen zu Tagesfragen unſerer Finanzwirtſchaft. Jena 1921, 
Guſtav Fiſcher. 64 ©. | 

Wolf, Julius: Valuta und Sinanznot in Deutſchland. Ein Ausblick. 

tuttgart 1920, Ferd. Enke. 75 S. (Finanz⸗ und Volkswirtſchaftliche 
Zeitfragen. Herausg. von Georg Schanz u. Julius Wolf, Heft 69.) 


17. Verſicherungsweſen 


Berliner, Ludwig: Die Vorſchriften des Friedens vertrages von Verſailles 
über Verſicherungsverträge nebſt den dazu erlaſſenen und damit zu⸗ 
ſammenhängenden und Verordnungen für das Deutſche Reich 
und die abgetretenen Gebiete. Leipzig u. Erlangen 1921, A. Deichertſche 


4 
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Verlagsbuchhandlung. IX u. 230 S. (Die Privat in R 
115 9881 110 9 (Die Privatverficherung in Rech 


verſicherung, B 
Heymann, Hans: Die Sachlebensverſicherung und ihr Einfluß auf das 


III. Maſchinenle I. Hauslebensverſicherung, II. Schiffslebensverſicherung, 


III. Ma 
Verlag. 
Seelmann: Das Verhältnis der Krankenverſicherung zur Unfallverſicherung 
in der R V. O. gu den praktiſchen Gebrauch ſyſtematiſch dargeſtellt. 
weite, verb. Aufl. Altenburg, S.⸗A., 1920, Stephan Geibel. 142 ©. 


7 


„„ Vortrag. Hamburg 1921, P. Hartung 


(Seelmanns Sammlung von inzeldarſtellungen des Verſicherungsrechts, 


Heft 2.) 
18. Statiſtik 


Le Bureau Municipal de statistique de la ville d Amsterdam, 10. Octobre 


1894—1919. Imprimerie Municipale d Amsterdam. 60 S. 1. Supple- 


ment, Septembre 1920: Depenses de familles ouvridres . avant, 


durant et aprèés la guerre. 8 S. Selbſtverlag des Ynftituts., 
Schöne, Walter: Die Leipziger Studentenwohnungen. Bearbeitet nach 


einer Erhebung des Akademiſchen Senats der Univerſität geipaig im 


Jahre 1914. Leipzig 1921, Emmanuel Reinicke. IV u. 112. 
Statiſtiſches Jahrbuch der Stadt Köln. Herausg. vom Statiſtiſchen Amt 
der Stadt. IX. Jahrg. Köln 1920, Druck von M. du Mont Schauberg. 
XII u. 137 S. | a 
Sveriges Officiella Statistik; Socialstatistik. | | 
De ideella föreningarna i Sverige och deras etonomiska förbällanden 


ar 1917, av K. Socialstyrelsen. Stockholm 1920, P. A. Norstedt 


& Söner. VIII u. 45 S. ö Ber 
Arbetstiden inom industri och hantverk m. m. i Sverige vid är 1917, 


av Arbetstidskommitten. Stockholm 1920, Ivar Hieggströms 


Boktryckeri A/S. 157 u. 146 ©. 


Kooperativ verksamhet i Sverige ären 1914—1916, av K. Social- 
styrelsen. Stockholm 1920, P. A. Norstedt & Söner. VII u. 1696. 


Olycksfall i arbete är 1916, av K. 9 Stockhohn 1920, 1 


K. L. Beckmans Boktryckeri. VI u. 


Kollektivavtal i Sverige är 1919, av K. Socialstyrelsen. Stockholm 
1920, P. A. Norstedt & Söner. VI u. 48 G. | 


Arbetsinställelser i Sverige är 1919, av K. Socialstyrelsen. Stockholm 
1921, P. A. Norstedt & Söner. VII u. 65 ©. 


K., Socialstyrelsen. Statens förlikningsmäns för medling i arbetstvister 


verksamhet är 1919. Stockholm 1921, P. A. Norstedt & Söner. 88 S. 


* 


aft. 1 Schriftenfolge des Reichsverbandes der Privat⸗ 
. 
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8 Teil 


Amtliche Veröffentlichungen, Sammelwerke und Ähnliches 


Finanz, und volkswirtſchaftliche Beitcäge zur Kenntnis der Lebens⸗ 
Zeitfragen (Georg 18 u. Julius en im vierten Kriegsjahre. (20. u. 
Wolf). Heft 161. A Guradze. 1. Sonderheft zum Reichsarbeitsblatt.) 
Site aide Gena wit uſchaft Gerhard Albrecht r. 

liche Abhandlungen (Biermann⸗ | Probleme der Weltwirtſchaft 
GtoB-Dambusgifge an agen „em, 55 

. 1 50 a Baumann, Heft 45. 7 ara a ee Bibliochek, 

umacher. 

Kölner Studien zum Staats- und Unterfuchungen_ jur de 
Wirtſchaftsleben, Heft VI. A Rein. A Marbe. 

Moderne Wirtſchaftsgeſtaltungen Volksgemeinſchaft: Der Geiſt der 
Wiedenfeld), Heft 6. A Adler. neuen Volksgemeinſchaft. Eine Denk⸗ 

nchener volkswirtſchaftliche se für das deutſche Volk, hrsg. v. 
Studien (Brentano⸗Lotz), Stück 148. entrale für Heimatdienſt. Berlin 

valopalekonomiska studler Hilläg- 4,15. eintalf Guden r. 
nade Professor David Davidson. Swiffenſchaft Ahlen, LA. er 
Ekonomisk Tidskrift, Jahrg. 1919, änzungsheft. 4 
Teil II. K. Amark r. Zürcher baten g Seu 

Neuere Erhebun en von Wirtſchafts⸗ dien (Sieveking) 5. 
rechnungen im In⸗ und Auslande. Rohrer. 


Schriftſteller verzeichnis 


Adler, Wilhelm: Die Organifationg „ Br: Probleme der Fi- 
| RE bungen in Stabeiſenfabrikation nzreform. H. Köppe r. 
und Stabeiſenhandel, ihre Bedeutung Bor ewicz, 117 von: Der 
für die eee der Eiſen⸗ fubjektive Geldwert. E 153—190 
induſtrie. In b der „Modernen — Gibt es Deportgeſchäſte? E 141— 
ie ungen“ (Miedenfeb).| . m 
H. Mannſta ra der Lohnbemeſſung. 
* 8 1 Grohbanten und Weltmarkt. E 1001-10 20. 


Bovenſiepen, Nudolf: Die Fort⸗ 
Albrecht, Gerhard: Die Wohnungs- bildung des . Rechts Deutſch⸗ 
wirtſchaft nach dem Kriege. E 835—878. 


lands. E 537—56 
Auhagen, Otto: Urſachen und Wir⸗ Brinkmann, Carl: Be riff und Auf⸗ 
kungen der Geldentwertung. E 81-100. gabe einer eech Staaten⸗ 


kunde. E 191 


= Vaaſch, Ernſt: Der Intereſſengegenſatz — Verſuch einer e s mihenjtgeft: 


zwi en Kaufmann und Reeder in Hans Lorenz Stoltenberg r. 
ülterer 3505 namentlich in Hamburg. Bruck, W. F.: Türkiſche Baumwoll⸗ 
E 515—586. wirtſchaft. Bd. 29 der „Probleme der 


Schmollers Jahr buch XLIV 4. — Regiſter. | 21 


310 


Weltwirtſchaft“ (Harms). H. Till 


mann r. 

Bückling, G.: Der Einzelne und der 
Staat bei Stirner und Marx. 
1071 1115. 


Diehl, Karl: Bemerkungen über Be: 
griff und Weſen des Kapitalismus. 
E 203 — 214. 

Dietrich, Rudolf: Unſer Handel mit 
unſeren Feinden. R. Claus r. 

Dopſch, Alfons: Wirtſchaftliche und 
ſoziale Grundfragen der europäiſchen 
Kulturentwicklung aus der Zeit von 
Cäſar bis auf Karl den Großen. Her⸗ 
mann Aubin r. 

Dreſel, Ernſt Gerhard: Soziale Für: 
ſorge. Klumker r. 

Dronke, Ernſt: Das Reichsheimſtätten⸗ 
geſetz. E 681— 708. 


Engländer, Oskar: Gleichförmigkeit 
von Preis und Nutzen I. E 399—450, 
II. (Schluß). E 709—739. 

Eßlen, Joſeph Bergfried: Erwide⸗ 
rung 304. 


Fuchs, Friedrich: Telegraphiſche Nach⸗ 
richtenbureaus. Otto Jöhlinger r. 


Guradze, Hans: Die Bevölkerungs⸗ 
entwicklung nach dem Kriege. „Finanz⸗ 
und volkswirtſchaftliche Zeitfragen“, 
Wit 161. (Georg Schanz u. Julius 

olf.) Karl Seutemann r. 


Häberle, Alfred: Die deutſche Teppich⸗ 
fabrikation. 143. Stück der e 
voltswirtſchaftlichen Studien (Bren⸗ 
tano⸗Lotz). Cl. Heiß r. 

Heimendahl, Herbart: Die Stellung 
des Sozialismus zum Bankweſen. E 
1117—1175. 


Herrfahrdt, Heinrich: Das Problem N 


der berufsſtändiſchen Vertretung im 
Zeitalter Bismarcks. E 369 — 397. 
Hirſch, Paul: Kommunalpolitiſche 

Probleme. P Mombert r. 
Humboldt ⸗Dachroeden, Wilhelm, 
Freiherr v.: Die deutſche Diamanten⸗ 
politik. Jöhlinger r. 
SU Elias: Die Seelen der Völker, 
ihre ee und Bedeutung im 
Völkerleben. Carl Brinkmann r. 


Jöhlinger, Otto: Probleme der Tages⸗ 
E 215—24 


preſſe. nr 
— Die Praxis des Gertreidegeſchäfts. 


Hellauer r. 


Schriftſtellerverzeichnis 


1258 


Kaulla, Nudolf: Über das Verhältnis 
der Weltwirtſchaftslehre zur Rechts⸗ 
wiſſenſchaſt und zur Politik. Friedrich 


enz r. 

Kelſen, Hans: Sozialismus und Staat. 
Heinrich Herrfahrdt r. 

Keynes, J.: Die wirtſchaftlichen 
Folgen des Friedensvertrags. Liber» 
etzt von Bonn und Brinkmann. M. J. 


onn r. 

Kieſel, Karl: Petershüttly. Ein Frie⸗ 
densziel in den Vogeſen. Robert 
Sieger r. 

Kuczinski, R.: Ein Reichsfinanz⸗ 
programm für 1920. H. Köppe r. 

Kumpmann, Karl: Der Kampf gegen 
die Arbeitsloſigkeit und die Reichs⸗ 
arbeitsloſenverſicherung. E 451—514. 


eiefmann, Nobert: Zur Abwehr. 
299—304 


Lotz, Walther: Die Brüffeler inter⸗ 
nationale Finanzkonferenz von 1920. 
(.) E 1197—1215. n 

Lüders, Marie⸗Eliſabeth: Die Ent⸗ 
wicklung der gewerblichen Frauen⸗ 
arbeit im Kriege. E 241—267 und 
569—593. 

Lüdicke, Reinhard: Die Preußiſchen 
Kultusminiſter und ihre Beamten im 
erſten Jahrhundert des Miniſteriums 
1817-1917. G. v. Below r. 


Majerczik, Wilhelm: Kommunale ge⸗ 
werbliche Unternehmungen als Kampf⸗ 
mittel gegen die finanzielle Notlage 
der deulſchen Städte. P. Mombert r. 

Marbe, Karl: Die Gleichförmigkeit in 
der Welt. Unterſuchungen zur Philo⸗ 
ſophie u. poſitiven Wiſſenſchaft. Bd. 2. 
Hans Lorenz Stoltenberg r. 

autner, Wilhelm: Bolſchewismus 

und Marxismus. E 29—79. 


Moede, Walther: Die Experimenkal⸗ 
pſychologie im Dienſte des Wirtſchafts⸗ 
lebens. Walter Baade r. 

Mombert, Paul: Die Tatſachen der 
Klaſſenbildung. E 1041 —1070. 

ir Die Gefahr einer Übervölkerung für 
Deutſchland. Karl Seutemann r. 


Müller, Herrmann: Karl Marx und 
die Gewerkſchaften. Sozialwiſſenſchaft⸗ 
liche Bibliothek, 5. Bd. v. Zwiedineck⸗ 
Südenhorſt r. 

Muhs, Karl: Begriff und Funktion 

des Kapitals. v. Bortkiewicz r. 


Junge, Reinhard: Die Geldpolitik der Prion, W.: Inflation und Geldent⸗ 


ungariſchen Bolſchewiſten. E101—151. 


wertung. Guſtav Caſſel r. 


1259 


Quelle, Otto: Die ſpaniſch⸗portugieſiſche 
Auswanderung. E 773804. 


Nechlin, Wilhelm: Syriens Stellung 
in der Weltwirtſchaft. Bd. 1 der 
Greifswalder Staatswiſſenſchaftlichen 
Abhandlungen (Biermann⸗Kähler). P. 


. S N 
Nein, Kurt: Konkurrenzmöglichkeiten 
der deutſchen Feinkeramik am Welt⸗ 
markte, unter beſond. Berückſichtigung 
der Porzellaninduſtrie. Heft VI der 
Kölner Studien zum Staats⸗ und 

Wirtſchaftsleben. Cl. Heiß r. 
Nöhrer, Karl: Das geſetzliche Armen⸗ 
weſen im Kanton Aargau ſeit 1804 
und die Reformbeſtrebungen für ein 
neues Armengeſetz. Zürcher volkswirt⸗ 
ſchaftliche Studien, Neue Folge, Heft 5. 

(v. Sieveking.) Adolf Weber r. 
Nothkegel, Walter: Unterſuchungen 
über Bodenpreiſe, Mietpreiſe und 
Bodenverſchuldung in einem Vorort 
von Berlin J. E 879—914. ö 

II. E 1177—1195. 


Schumacher, Fritz: Hamburgs Groß. 
nungspolitik von 1818 bis 1919. Groß⸗ 
amburgiſche Streitfragen, Heft 4/5. 
(Fred. S. Baumann.) Fritz Schu⸗ 
macher r. 

Schumacher, Hermann: Gegenwarts⸗ 
fragen des Sozialismus. 1— 28. 
— Zur Reform der ſtaatswiſſenſchaft⸗ 

lichen Studien. 49—980. 
Sombart, Werner: Probleme der 
Wirtſchaſtsgeſchichte. E 1021—1039. 
Spahn, Martin: Elſaß⸗Lothringen. 

Walter Platzhoff r. 


Sachverzeichnis 


j 


311 


Spann, Othmar: Vom Geiſt der Volks⸗ 
wirtſchaftslehre. Friedrich Lenz r. 
Spiethoff, Arthur: Der Begriff des 

Kapual⸗ und Geldmarktes. E 981 


— 1000. 

Stadtler, E.: Die Weltkriegsrevolution. 
Albert Dietrich r. 

Stern, William: Die menſchliche Per⸗ 
ſönlichkeit. E. Hurwicz r. 

Südland, L. v.: Die ſüdſlawiſche Frage 
und der Weltkrieg. Robert Sieger r. 

Supan, Alexander: Leitlinien der 
allgemeinen politiſchen Geographie. 
Robert Sieger r. | 

Sziklai, Franz: Das „kapitaliſtiſche“ 
und das „kommuniſtiſche“ Geld. E 
755 — 772. 


Terhalle, Fritz: Freie oder gebundene 
Preisbildung. Herbert v. Beckerath r. 
Thieme, Ernft: Der wirtſchaftliche 
Aufbau der Hanauer Edelmetall⸗ 
induſtrie. LIH. Ergänzungsheft der 
Zeitſchrift für die geſamte Staats⸗ 
wiſſenſchaſt (Bücher). Cl. Heiß r. 
Tönnies, Ferdinand: Die große Menge 
und das Volk. E 317-345. 
Troeltſch, Ernſt: Der Aufbau der 
e Kulturgeſchichte. E 633 


Wegener, Eduard: Zur Vorgeſchichte 
des Pfandbriefs. E 805 — 838. 

Wieſe, Leopold von: Die Soziologie 
als Einzelwiſſenſchaft. E 347—367. 

Wilbrandt, Nobert: Sozialismus. 
Ernſt Günther r. N 


Sachverzeichnis 
E ſ. Arbeitsloſig⸗ | 


eit. 
Arbeitsbeſchaffung: ſ. Arbeitsloſigkeit. 
Arbeitsleideinheiten: ſ. Preis. 
Arbeitsloſenverſicherung:ſ. Arbeits⸗ 
loſigkeit. N 
Arbeitsloſigkeit: Der Kampf gegen 
die Arbeitsloſigkeit und die Reichs⸗ 
arbeitsloſenverſicherung. E 451—514. 
IJ. Das Problem 451—455. — II. 
Die Arbeitsbeſchaffung 455 —463. 
1. Die Notſtandsarbeiten 455. 2. Ar⸗ 
beitsverſchiebung 456. 3. Arbeiter⸗ 


463—480. 1. Ausbau und Zentra⸗ 
liſierung 465. 2. Monopoltendenzen 
471. 3. Individualiſierende Arbeits⸗ 
vermittlung 478. 4. Das Einheits⸗ 
arbeitsamt 480. — IV. Die Arbeits⸗ 
1. Etund dar Frage be 481—514. 
1. Stand der Frage bei Kriegsaus⸗ 
bruch 481. 2. Die Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge 485. 3. Die Grundfragen der 
Arbeitsloſenverſicherung 489. 4. Die 
neueren Pläne 496. 5. Zur Kritik 
des Geſetzentwurfs 502. 6. Die Be⸗ 
ſchäftigung der Arbeitsloſen 510. 


verſchiebung 458. 4. Arbeitsſtreckung Arbeitsproblem: |. Wohnungswirt⸗ 


460. 5. Beſchäftigungszwang 460. — 


ſchaft. | 


III. Die Arbeitsvermittlung Arbeitsſtreckung: ſ. Arbeitslosigkeit. 


21 * 


312 


e ee ſ. Arbeitsloſig⸗ 
eit. 
re ſ. Arbeitsloſig⸗ 


eit. ; 
Außenwert: ſ. Geldentwertung. 
Auswanderung: Die ſpaniſch⸗portu⸗ 
giefliche Auswanderung. E 773 —804. 
inleitung 773. — I. Spanien 778 
— 797. ÜUrſachen der Auswanderung 
775. Ziel der Auswanderung 789. 
Folgen der Auswanderung 795. — 
II. Portugal 797-804. — Schluß⸗ 
betrachtungen 803. 


Bankweſen: Die Stellung des Sozialis⸗ 
mus zum Baukweſen. E 1117—1175. 
— Die verſchiedenartigen An⸗ 
ſchauungen des Sozialismus 
über das Bankweſen 1118. — 


Verſchiedenartigkeit der An» 
ſchauungen im philoſophiſchen 
Stammbaum des Sozialismus 
1118—1122.— Aufſuchen der 
Gründe für die verſchieden⸗ 
artigen Anſchauungen des So⸗ 
zialismus in der allgemeinen 
Entwicklung der ſozialiſtiſchen 
Ideen 1122—1174. — 1. Erſte Epoche: 
a) Owen 1126, b) Proudhon 1126, 
c) Saint⸗Simon 1128, d) Saint⸗Simon⸗ 
Schule 1129, e) Bankliche Ideen bei 
einigen weiteren Sozialiſten 1132. — 
II. Zweite Epoche: a) Erſtes Stadium: 
Marx 1133, b) Zweites Stadium: 
Hilferding 1139. — III. Dritte Epoche 
in ihren drei Stadien 1155.— Schluß 
1174—1175. 


Bauſtoffwirtſchaft: ſ. Wohnungswirt⸗ 
ſchaft. 


Bautätigkeit: ſ. Wohnungswirtſchaft. 
v. Below: ſ. Wirtſchaſtsgeſchichte. 
Berufsſtändiſche Vertretung: Das 
Problem der berufsſtändiſchen Ver⸗ 
tretung im Zeitalter Bismarcks. 
369 - 397. 1. Die verſaſſungsgeſchicht⸗ 
liche Entwicklung von 1848 bis 1870. 
369. — 2. Das Schrifttum der get 
von 1848 bis 1870. 373. — 3. Bis⸗ 
marck 386. \ 


Beſtbäftigungszwang: J. Arbeitsloſig⸗ 
eit. ö 


1 

Beſichtigungen: ſ. Staatswiſſenſchaft⸗ 
liche Studien. | 
Betriebsrätegeſetz: ſ. Gegenwarta⸗ 
| 


fragen. | 
Bismarck: ſ.berufsſtändiſche Vertretung. | 
Bodenfrage: ſ. Wohnungswirtſchaft. 


Sachverzeichnis 


[1260 


. Unterſuchungen über 

Bodenpreife, Mietpreiſe und Boden⸗ 

verſchuldung in einem Vorort von 
Berlin. E 879—914 und H77—1195. 
Erſtes Kapitel, Zweck, Ort und Quellen 
der Unterſuchung 879—883.— Zweites 
Kapitel. Das Verfahren bei der Samm⸗ 
lung der Kaufpreiſe und der Miet⸗ 
preile 883—889. — Drittes Kapitel. 
Die Entwicklung der Bodenpreiſe in 
Mariendorf 889—898.— Viertes Kapi⸗ 
tel. Die Höhe und die Entwicklung 
der Mietpreiſe in Mariendorf 898908. 
— sure Kapitel. Die Rentabilität 
der Mariendorſer Miethäuſer 908 — 914. 
— Sechſtes Kapitel. Die Beziehungen 
zwiſchen den Bodenpreiſen, den Miet⸗ 
preiſen und der Bodenverſchuldung in 
Mariendorf 1177—1186. — Siebentes 
1 Schlußbetrachtung 1186 — 


. 2 
Bodenſpekulation: ſ. Bodenpreife. 
Bodenverſchuldung: ſ. Bodenpreiſe. 
Bodenwert: |. Reichs heimſtättengeſetz. 
So ewismus: |. Marxismus. 
Bolſchewismus, Angariſcher: ſ. 

Geldpolitik. 1 
Bourgeoisherrſchaft: |. Marxismus. 
Breyſig: ſ. Kulturgeſchichte. . 
Bruttokurs: 5 brig 
Bühring: ſ. Pfandbriec. 
Bürgerliches Recht: Die Fortbildung 

des bürgerlichen Rechts Deutſchlands 

E 537-568. Einleitende Betrach⸗ 

tungen: Soziale, nicht individualiſtiſche 

Au elfung des Privatrechts 537— 539. 

— 1. Allgemeiner Teil des bür⸗ 
gerlichen Rechts 539—544. 1. Recht der 
phyſiſchen Perſonen: a) Herſtellung der 
vollen Rechtsgleichheit, Beſeitigung der 
Vorrechte des hohen Adels 539. b) Herab⸗ 
ſetzung der Volljährigkeit auf das voll⸗ 
endete 20. Lebensjahr 540. c) Reformen 
im Entmündigungsrecht 540. 2. Recht 
der juriſtiſchen Perſonen 541 a 
a) Wegfall des Einſpruchsrechts der 
Verwaltungsbehörden bei Eintragung 
politifcher, fies und reli⸗ 
giöſer Vereine 541. b) Beſchränkung 
der Stiftungen 542—543. 3. Scharfe 
Abgrenzung von weſentlichen Beftand- > 
teilen und Zubehör durch Einführung 
eines öffentlichen Regiſters für gelieferte 
wertvolle Maſchinen zum Schutze der 
Maſchineninduſtrie 543— 544. — II. 
Recht der Schuldverhältniſſe 
544—549. 1. Umgeſtaltung der Dienſt⸗ 
verträge 544—546. 2. Mietsverträge 
547—549. 3. Aufnahme der Arbeits- 
kraft in die durch H823 BB. geſchützten 


514 
7 Te r TE Tu 
5 . 
. 


. 


1261 Sachverzeichnis f 313 
Rechtsgüter 549. — III. Sachen⸗ Erwerbslofenfürforge: ſ. Arbeits⸗ 
ed insbeſondere gelebliche Lege loſigkeit. . 
lung der Sicherungsübereignung von Examen: ſ. Staatswiſſenſchaftliche Stu⸗ 


Warenlagern 549—551. — IV. Fa⸗ 
milienrecht 551—565. 1. Beſſe⸗ 
rung der Rechtsſtellung der Eheſrau 
552—554. a) in perfönlicher Beziehung, 
b) in vermöͤgensrechtlicher Hinſicht, 
insbeſondere Erſetzung des ehemänn⸗ 
lichen Verwaltungs und Nutznießungs⸗ 
rechts durch das Syſtem der Güter⸗ 


treunung 553 —554. 2. Beſſerung der 


Rechtsſtellung der Mutter 554, a) wäh⸗ 
rend Beſtehens der Ehe 554, b) nach 
Auflöſung der Ehe 555 —556. 3. Aus⸗ 
bau der Vormundſchaft, Berufsvor⸗ 
münder ſtatt Einzelvormünder 556 — 
558. 4. Mangelnde Berückſichtigung 
der Sozialhygiene bei Schließung der 
Ghe und Ehescheidung 558-558. 5. Um⸗ 
eſtaltung des Rechts der unehelichen 
inder 560 —564. 6. Schaffung eines 

all meinen Deflorationsanſpruchs 564 
1 11 Beſch en on eo. 
rechts, Beſchränkung des geſeß⸗ 
lichen Erbrechts auf Ehegatten, 
Eltern und Kinder 565—567. 
= Kurze Schlußbetrachtung 


„ 


| amberlain: ſ. Pfandbrief. 
Kredit Scheine: !. Pfandbrief. 


. ſ. Bürgerliches 
Recht. N 


Oelbrück: ſ. Menge. 
Demokratie: ſ. Marxismus. 
Demokratiſierung: ſ. Gegenwarts⸗ 


fragen. 

Deportgeichäfte: Gibt es Deportge⸗ 
ar ef 741—754. 1. Die duali⸗ 
ſtiſche Auffaſſung 741. 2. Die unita⸗ 
riſche Auffaſſung 744. 3. Die vier 
Figuren des Reportgeſchäfts 747. 4. Die 
drei Modi des Reportgeſchäfts 751. 
5. Endergebnis 753. 


Dietzel: ſ. Preis. 


Diktatur: f. Marxismus. 
Einheitsarbeitsamt: ſ. Arbeitsloſig⸗ 
it. 

Einklaſſenwahlrecht: |. Marxismus. 
Einſpruchsrecht der Verwaltungs- 
behörden: ſ. Bürgerliches Recht. 
F ſ. Bürgerliches 


echt. 
Erbrechtsform: ſ. Bürgerliches Recht. 


e ſ. Kapital⸗ und Geld⸗ 
markt. | | 


- 


ten. 


Familienrecht: j. Bürgerliches Recht. 


Frauenarbeit: Die Entwicklung der 
gewerblichen Frauenarbeit im Kriege. 
E 241-267 und 569 —593. Die all⸗ 
gemeine Lage des Arbeitsmarkts für 
Frauen im Kriege 241. Die einſchlä⸗ 
gigen behördlichen Stellen 247. Die 
allgemeinen Geſichtspunkte für eine 
Ntegelung der gewerblichen Frauen⸗ 
arbeit 248. Die Arbeitsnachweiſe 251. 
Die Wohnungsfrage 259. Die Haus⸗ 
frauen⸗ und Haustöchterreſerve 260. 
Veränderungen in Art und Dauer der 
Arbeit 263. — Die Anlernung und 
Ausbildung der Frauen 569. Der 
iffernmäßige Anteil der Frauen an 
er Kriegsarbeit 590. 


Frauenarbeitszentrale beim Kriegs- 


amt: ſ. Frauenarbeit. 


Frauenwahlrecht: |. Menge. 


Finanzkonferenz, internationale: 
Die Brüſſeler internationale Finanz⸗ 
konferenz von 1920. 1. E 1197—1215. 
— Vorbemerkung 1197. — A. Ergeb⸗ 
niſſe der Brüſſeler Konferenz hinſicht⸗ 
lich der Steuerbelaſtung in Deutſch⸗ 
land und Frankreich 1920. 1202. 

Freimachungsbefugniſſe: ſ. Arbeits⸗ 
loſigkeit. 


Gegenwartsfragen: Gegenwarts⸗ 
Tragen des Sozialismus. E 1-28. 
I. Der Sozialismus als Produktions⸗ 
lehre 1—7. — 1. Die Grundanſchauung 
ſtammt aus der erſten Hälfte des 
19. Jahrhunderts 1. — 2. Sie hat ſich 
unverändert erhalten troß aller Wand⸗ 
lungen in der Zwiſchenzeit 3. — 3. Sie 
iſt von Marx zu der praktiſch unfrucht⸗ 
baren Lehre von der Überproduktion 
ausgebaut worden 4. — 4. Die Pro⸗ 
grammloſigkeit des 9. November 1918 
iſt die notwendige Folge der Grund⸗ 
anſchauung des Marxismus 5. — 
II. Die Verſtaatlichung der Produktions⸗ 
mittel 7—10. 1. Die bisherige Lehre 7. 
2. Die heute ſich verbreitende An⸗ 
ſchaftung 9. — III. Die „Vergeſell⸗ 
chaftung“ der Produktion 10 —16. 
1. Die Konſtruktion der, Geſellſchaft“ 10. 
2. Die Entdeckung des Unternehmers 14. 
— IV. Die „Demokratiſierung“ der 
Unternehmung 16—28. 1. Die Auf⸗ 
lehnung gegen Führerſchaft 16. 2. Das 
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Betriebsrätegefe 21. 3. Der Sozia⸗ 
lismus als Erziehungsaufgabe 25. 
Geld: Das „kapitaliſtiſche“ und das 
„kommuniſtiſche“ Geld. E 755 — 772. 
Der ungariſche Bolſchewismus als 
„nationalökonomiſches Experiment“ 
155 - 757. — Das Geld der ungari⸗ 
ſchen Räterepublik 757 763. — Das 
„kommuniſtiſche Geld“ im allgemeinen 

763—772. 


Geld: ſ. Preis. 
Geldentwertung: Urſachen und Wir⸗ 
kungen der »eldentwertung. E81 —100. 


Geldpolitik: Die Geldpolitik der un⸗ 
gariſchen Bolſchewiſten. E 101—151. 
1. Die ungariſche Währung am 
21. März 101104. — II. Das ur⸗ 
ſprüngliche kommuniſtiſche 
Geldprogramm der Bolſche⸗ 
wiſten und die Ausſichten für 
ſeine Verwirklichung 104—111. 
— III. Die geldpolitiſchen Maß⸗ 
nahmen der Bolſchewiſten und 
ihre Folgen 112—135. 1. Die 
innere Geldpolitik 112. a) Die Wechſel⸗ 
geldfrage 114. b) Die Frage des Aus⸗ 
kommens mit den vorhandenen Noten 
überhaupt 119. c) Überblick 129. — 

V. Kritik der Geldpolitik der 

ungariſchen Bolſchewiſten 136 
149. 1. Geſichtspunkt der An⸗ 
knüpfung an den Kapitalismus 136. 
2. Geſichtspunkt der Anknüpfung an 
den Kommunismus. 3. Zuſammen⸗ 
faſſung 147.— Anhang: Verordnungen 
der Räteregierung. 

Geldſchöpfung: ſ. Geldpolitik. 

Geldwert: Der ſubjektive Geldwert. 
E 153—190. — 1. Die Schätzungs⸗ 
ziffern als Grundlage des ſubjektiven 
Geldwertes 153. — 2 Der Satz vom 
Gleichgewicht des Haushalts 156. — 
3. Abhängigkeit des ſubjektiven Geld⸗ 
wertes von Einkommenshöhe und Preis- 
ſtand 164. — 4. Herzfelders Theorie 
von den Tauſchwert⸗ u. Bunde: 
änderungen 169. --- 5. Widerlegung 
dieſer Theorie 170. — 6. Paſſiver 
Charakter des ſubjektiven Geldwertes 
178. — 7. Unbrauchbarkeit des Geldes 
als Maßſtab des ſubjektiven Güter⸗ 
wertes 181. 

General. Land- Bank: ſ. Pfandbrief. 

Geſchäftsleben: |. Kapital- und Geld: 
ma f 

Gel 

Geſe 
ich 


tswiſſenſchaft: ſ. Kulturge⸗ 
e 


1 3 
Geſellſchaft: ſ. Gegenwartsfragen. | 
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Grenznutzenprobleme: ſ. Preis. 

Grundrente: . Bodenpreiſe. 

Gent e ſ. Bürgerliches 
echt. 


Güterverteilung: ſ. Gegenwartsfragen. 
Guizot: ſ. Kulturgeſchichte. 


Halbſtaat: ſ. Marxismus. 
Hamburgs Schiffahrt: 
intereſſe. 
Handfeſten: ſ. Pfandbrief. 
Hegel: ſ. Kulturgeſchichte. 
Hegel: ſ. Staatsphiloſophie. 
Herzfelder: |. Geldwert. 
Heyer: ſ. Wohnungswirtſchafl. 
Hilferding: |. Bankweſen. 
Hochſchulbildung: ſ. Staatswiſffen⸗ 
ſchaftliche Studien. 
Hochſchulunterricht: ſ. Staatenkunde. 
Sole tstheorie: ſ. Wirtſchaftsge⸗ 
ichte. 


ſ. Reeder⸗ 


Induſtrialiſierung des Landes: f. 
Marxismus. 
Inſeratweſen: ſ. Tagespreſſe. 


Kampffmeyer: ſ. Wohnungswirtſchaft. 
Kapital- und Geldmarkt: Der Be⸗ 
griff des Kapitals und Geldmarktes. 
E. 981—1000. Begriffe des Geſchäfts⸗ 
lebens und der volkswirtſchaftlichen 
Theorie 981. — Begriffsbeſtimmung 
mit Hilfe des Vermögens⸗ oder Er⸗ 
werbskapitalbegriffes 982, — mit Hilfe 
des Kreditbegriffes 984, — mit Hilf 
der Bildung der Gewinnrate des Kapi⸗ 
tals 987, — mit Hilfe des Markt⸗ 
begriffes 988, — notwendige Weite 
des Kapital- und Geldmarktbegriffes 
9, — Beſtimmung des Kapital- 
marktes und des Geldmarktes durch 
lange und kurze Hingabefriſten 990, 
— durch die e beim Kredit⸗ 
nehmer 992, ſtatt Beſtimmung des 
Be hr Zuweiſung eines anderen 
Inba tes 998. 

Kapitalismus: Bemerkungen über Be⸗ 
griff und rail! des Kapitalismus. 
E 203-214. Über Paſſows Buch 
„Kapitalismus“ 203. — Fehlerhafte 
Terminologie des „Kapitalismus“ 204. 
— Kritik des Paſſowſchen Begriffs 
„Kapitalismus“ 211. — Eigene Be⸗ 
griffsbeſtimmungen 212. 

Kapitalismus: 0 Geldpolitik. 

Kapitalismus: ſ. Wirtſchaftsgeſchichte. 


rkt. 
ich esto ſ. Soziologie. Kapitalmonopol: ſ. Marxismus. 
cht 


Nan Die Tatſachen der 
Klaſſenbildung. E 1041 1070. — 
1. Das Klaſſenproblem 1041. — 2. Die 


ilfe 
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Klaſſenmerkmale 1046. — 3. Die Tat⸗ Eopnbemeflung: Zum Problem der 


ſachen der Klaſſenbildung 1047. — 
4. Zuſammenfaſſung der Ergebniſſe 
1061. — 5. Neue Aufgaben der Sozial⸗ 
ſtatiſtik 1062. 
Klaſſenkampf: ſ. Gegenwartsfragen. 
Klaſſenmerkmale: ſ. Klaſſenbildung. 
Klaſſenproblem: ſ. Klaſſenbildung. 
Klaſſenverſöhnung, Staat als Organ 
der —: |. Marxismus. 
Kommunismus: ſ. Geldpolitik. 
Kommunismus: |. Marxismus. 
Konſumgrenzertrag: ſ. Preis. 
N echte: ſ. Preis. 
Koſten, unechte: ſ. Preis. 
Koſtgeſchäft: ſ. Deportgeſchäfte. 
Kraus: ſ. Preis. 
Kreditgeſchäft: ſ. Kapital⸗ und Geld⸗ 
markt. | 
Kriegsarbeit: ſ. Frauenarbeit. 


Kulturgeſchichte: Der Aufbau der 
europaijchen Kulturgeſchichte. E 633 
—680. Die philoſophiſchen Elemente 
des geſchichtswiſſenſchaftlichen Denkens 
633 —6:35. — Besch aßtung der Uni⸗ 
verſalgeſchichte auf den europäiſch⸗ 
amerikaniſchenEntwicklungszuſammen⸗ 
hang 635 - 641. — Daneben die Uni⸗ 
verſalgeſchichte als vergleichende Ge⸗ 
b hiſtoriſcher Typen und Ge⸗ 
5 641 - 643. Die von beiden 

etrachtungsweiſen aus ſich ergebende 
beſondere Verwickeltheit der abend⸗ 
ländiſchen Kultur als Ineinander⸗ 

ſchiebung zweier Kulturkreiſe 643 — 649. 

Die Aufgabe einer Konſtruktion 
des Aufbaues der europäiſchen Kultur⸗ 
geſchichte 649 650. — Das Problem 
der objektiven Periodiſierung als Hilfs⸗ 
mittel für eine ſolche Konſtruktion: 
Hegel, Ranke, Guizot, Spencer, La⸗ 

combe, Marx, Breyſig, Max Weber, 
Sombart 650 —670. — Der Aufbau 

und ſeine Elemente 670-675. — Drei 
Folgeſätze, die ſich aus der Einſicht in 
das Verhältnis des ſoziologiſchen und 
des ideologiſchen Elementes aller Ge: 
ſchichte ergeben 676—680. 

Kulturkreis: |. Kulturgeſchichte. 


Lacombe: ſ. Kulturgeſchichte. 
le ſ. Pfandbrief. 
Landſchaftskaſſe: ſ. Pfandbrief. 
Laubenland: }. Reicheheimſtättengeſetz. 
Law: |. Pfandbrief. 

Le Bon: ſ. Menge. 

Leihhaus: ſ. Pfandbrief. 

Lenin: ſ. Marxismus. 

Liefmann: ſ. Preis. 


— . —x◻jœ 33 — — 


Lohnbemeſſung. E 1001 —1020. 1. Un: 
terſcheidung zwiſchen Lohnformen und 
Lohnſyſtemen 1001. — 2. Die linearen 
und nichtlinearen Lohnformen 1001. 
3. Beſtimmung der vorteilhafteſten 
linearen Lohnform 1004. — 4. Ver⸗ 
gleiche zwiſchen verſchiedenen nicht⸗ 
linearen Lohnformtypen 1008. — 5. 
Lineare Lohnformen als Erſatz für den 
Rothertſchen Lohnformtyp 1014. — 
6. Einteilung der Lohnſyſteme 1015. 
— 7. Die in der Praxis eingeführten 
Lohnſyſteme 1016. — 8. Das Syſtem 
ungleicher Lohnform und ungleicher 
Stundenlohnſätze als Ideal 1017. — 
9. Grenzen der mathematiſchen Be⸗ 
handlungsweiſe 1019. 
Lohnformen: ſ. Lohnbemeſſung. 
Lohnformiypen: f. dohnbemeffung. 
Lohnſyſtem: ſ. Lohnbemeſſung. 
Luſteinheiten: ſ. Preis. 


Mariendorf b. Berlin: ſ. Bodenpreiſe. 

Marktbegriff: ſ. Kapital⸗ und Geld⸗ 

Marve . Pfandbrieſ 
arperger: ſ. Pfandbrieſ. 

Marx: ſ. Baukweſen. 

Marx: ſ. Kulturgeſchichte. 

Marx: „ 

Marxismus: Bolſchewismus und Mar⸗ 
xismus. E 29—79. Einleitung: Die 
Wiederherſtellung des wahren Marxis⸗ 
mus 29—3. I. Entſtehung und 
Untergang des Staates 34—39. — 
II. Staat und Revolution 39—44. — 
III. Der Weg der ſozialen Revolution 
44—49. — IV. Die Zerſtörung der 
Staatsmaſchine 49—54. — V. Die 
Mittel der Zerſtörung des alten (bürger⸗ 
lichen) und die Schaffung des neuen 
(proletariſchen) Staates 54—59. — 
VI. Die Diktatur des Proletariats 
60—66. — VII. Die Form der neuen 
Geſellſchaſt 66— 72. — VIII. Die Vor⸗ 
92 anno der ſozialen Reoolution 


Mehrheitsprinzip: |. Menge. 
Menge: wie große Menge und das 
Volk E 317—345. Wie iſt ſoziales 
Wollen möglich? 317. — Drei Ur⸗ 
fachen — Unterſchied, ob nur gleiches 
oder einheitliches Wollen? 319. 
1. Die Piychologie der Menge — Le 
Bons⸗Theorem — Kritik. — 2. Ge⸗ 
trennter Haufen und geſammelter 
aufen — zufälliges und abſichtliches 
uſammenkommen — Verſammlungen, 
die ſich ſelbſt verſammeln, und Ver⸗ 
ſammlungen, die verſammelt werden 
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— ungeordnete und geordnete — ſich Poſitivismus: |. Soziologie. 


ſelber ordnende und von außen ge⸗ 
ordnete — ungeordnet und ſchon ge⸗ 
ordnet zuſammenkommende. — Das 
„Volk“ — Volk, Nation, Staatsvolk 
— Volk als die große Menge — die 
verſammelte Menge 319 —324. — 
3. Selbſtverſammlungen — wirtſchaft⸗ 
liche, golitiiche, moraliſche Zwecke 
325—329. — 4. Geladene, berufene, 
befohlene Verſammlungen — wiederum 
dreierlei Zwecke — Form der Ordnung 
— Verſammlung als ein Menſch — 
Unordnung durch Affekte — Unter⸗ 
ſchied von der wilden Menge — drei 
Wahrheiten 329—334. — 5. Das 
Mehrheitsprinzip — Parteien — 
Wählerſchaften 334 —340. — 6. Ple⸗ 
biſzit und Referendum — Delbrück 
über den Volkswillen — Frauen⸗ 
wahlrecht — Verſtoß gegen Grund 
ai 17 — Kritik 340 


Methodenfragen: ſ. Soziologie. 
Mieteinigungsamt: Wohnungswirt⸗ 


ſchaft. 
Mieterſchutz: ſ. Wohnungswirtſchaft. 
Miet reihe: . Bodenpreise 
Mietſteuer: ſ. Wohnungswirtſchaft. 
Mohr: ſ. Tagespreſſe. 


Nation: ſ. Menge. 
Nationalekonomiska studier tillägnade 
Prof. David Davidson. K. Amark r. 


Nettokurs: |. Deportgeſchäfte. 
Notſtandsarbeiten: . Arbeitsloſigkeit. 
Nutzen: ſ. Preis. 

Nutzgarten: ſ. Reichsheimſtättengeſetz. 


Opportuniſten: |. Marxismus. 
Owen: ſ. Bankweſen. 


Palmſtruch: ſ. Pfandbrief. 
arlamentarismus: |. Marxismus. 
artei: ſ. Menge. . 
eriodiſierung: |. Kulturgeſchichte. 
andbrief: Zur Vorgeſchichte des 

fandbriefs. E 805—833. Bührings 
lan 805. — Seine holländiſchen Vor⸗ 
ilder 807. — Hugh Chamberlain und 
John Law 810. — Reichsſtändiſche 
Bank in Stockholm 818. — Mar⸗ 
pergers Landſchaftskaſſen 819. — Oſt⸗ 
preußiſche Landeskreditkaſſe von 1729 
Her, 5 ches Keihhan on ef — 
erzogliches Leihhaus und Handfeſten⸗ 
projekte in Braunſchweig 891. — Er⸗ 
gernis 830. 
Plebiſzit: ſ. Menge. 


reis: Gleichförmigkeit von Preis und 
Nutzen. E 399—450 und 709 - 739. 
I. Einleitung. Schumpeters Grund- 
geſetz des Grenznutzenniveaus. Uns 
wendung auf die Geldwirtſchaft. Lief— 
manns Lehre vom Ausgleich der Grenz— 
erträge. Frage, ob das wirtſchaftliche 

rinzip den Ausgleich verlangt. De⸗ 
. des wirtſchaftlichen Prinzips. 

nterſchied vom allgemeinen Prinzip 
menſchlichen Handelns. Wirtſchaft⸗ 
liches Wer c und Streben nach Aus⸗ 
gleich der Grenzerträge nicht äqui⸗ 
valent. Beziehung des wirtſchaftlichen 
liche 5e auf jede einzelne wirtſchaft⸗ 
iche Handlung und nicht auf ihre 
Geſamtheit. Berückſichtigung des Rein⸗ 
ertrages anderer wirtſchaftlicher Hand⸗ 
lungen. Hieraus kein Streben nach 
Ausgleich der Reinerträge. Für dieſen 
beſondere Vorausſetzungen erforderlich. 
Zutreffen dieſer müßte nachgewieſen 
werden. Fehlen eines Beweiſes bei 
Liefmann. Gegenbeweis, daß ſie nicht 
utreffen. Beiſpiel einer außerwirt⸗ 
ſchaf ichen Handlung. Beiſpiel einer 
geſchloſſenen Wirtſchaft. Nachweis, 
daß ſich in dieſer Grenzerträge nicht 
ausgleichen. Vorausſetzung, die für 
den Ausgleich gegeben F müßte, 
gleichmäßige Abnahme der Befrie⸗ 
digung bei allen Güterarten mit glei» 
cher Zunahme der Arbeitsleides. Nicht⸗ 
utreffen dieſer Vorausſetzung. Tat⸗ 
ſächliches Verhältnis das des Abwech⸗ 
4 Springens oder Abbrechens der 
Nußzgrade der verſchiedenen Bedürfnis— 
befriedigungen. Dazu Fehlen oder 
Unſtetigkeit des Aufwiegeverhältniſſes. 
Hierdurch die Möglichkeit beſeitigt, in 
der geſchloſſenen Wirtſchaft gleiche 
Grenzerträge zu erzielen. 399 —425. — 
II. Geldwirtſchaftliche Organi⸗ 
ſation. Geld als Koſten. Wert des 
Geldes beſteht darin, was man um 
Geld erhält, Unrichtigkeit der An⸗ 
nahme einer Schätzung der Geldeinheit. 
Nichtbefriedigtes Bedürfnis nicht not⸗ 
wendig eine Unluſt. Bei Wahl zwiſchen 
zu beſchaffenden Werten oder zu ver⸗ 
meidenden Unwerten ein Überwiegen 
als Motiv nicht erforderlich. An⸗ 
sang, auf das Geld. Unrichtige 
Anſicht Liefmanns. Möglichkeit eines 
Verſchwindens des Konſumgrenz⸗ 
‚ertrages. Kellenberger. 425—434. — 
III. Echte und unechte Koſten. 
Arbeit und Güter erſter Ordnung als 
echte Koſten. Geld im Erwerbe echte 
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Koſten, bei Anſchaffung von Genuß⸗ Nee der Ehefrau: ſ. Bür⸗ 


ütern unechte Koſten. Begriff der 


gerliches Rech | 


often bei Dietzel, Wieſer, Kraus, Rechtsftellung der Mutter: |. Bür- 


Liefmann. Weitere Einwendungen. 
Aus Liefmann folgt Notwendigkeit des 
gleichen Verhältniſſes von Preis und 

renznutzen. Gleiche Behauptung bei 
anderen Autoren. 434—450. — IV 
Der Satz von der Gleichförmig⸗ 
keit von Preis und Nutzen. 
Pſychologiſche Beſonderheit des Nang⸗ 


verhältniſſes von Werten. Ammon. 


Art der Feſtſtellung des Rangverhält⸗ 
niſſes der Grenznutzen. Das feſt⸗ 
geſtellte Rangverhältnis ein anderes 
als das Verhältnis der Preiſe. Nicht⸗ 
8 aller angeſchafften Güter⸗ 
arten bei Vermehrung des Einkommens. 
Gleiches Ergebnis, wenn von der Geld⸗ 
einheit ausgegangen wird. Der Satz 
von der Gleichheit abgewogener Grenz⸗ 
nitzen. Widerſpruch gegenüber der 
ahrung. Die Begründung des 
»Saßes nicht richtig. Sie ſetzt Kon⸗ 
tinuität der Bedürfnisbefriedigungen 
voraus. In Brenn alle wäre das 
| nn gleich dem umgekehrten 
renzwertaufwiegeverhältnis. Der Satz 
von dem Ausgleiche der abgewogenen 


der Preisbildung. 70 


Abſchließende Bemerkungen. 


Benthamſches und Goſſenſches Geſetz. 
Englis. Vorziehen beruht nicht auf 


Intenfitätsunterſchieden des Begehrens. 


Keine Intenſitätseinheiten. Eßlen. 
Ausgleich der Erträge in der Erwerbs⸗ 

wirtſchaft. Lehre vom Verſchwinden 
des Vorteils am Tauſchmarginal. 

kn ie der Erträge und innerhalb 

der Erwerbsgattungen. Schluß. 724 
bis 739. | 

Privatkapitalismus: ſ. Gegenwarts⸗ 
fragen. 

Privatwirtſchaftslehre: ſ. Staats⸗ 
wiſſenſchaftliche Stubien. 


Produktionslehre: ſ. Gegenwarts⸗ 


Das | 
Prolongationsgeſchäft: ſ. Deport⸗ 
geſchäfte, 


Proudhon: ſ. Bankweſen. 
Pſychologie: ſ. Menge. 


Rätegeld: ſ. Geldpolitik. 

Räteregierung: |. Geldpolitik. 

Ranke: ſ. Kulturgeſchichte. 

en der Schuldverhältniſſe: ſiehe 
Bürgerliches Recht. 

Rechtsgleichheit: |. Bürgerliches Recht. 


gerliches Rech 


Rechts wwiſſenſchaft: |. Staatswiſſen⸗ 


ſchaftliche Studien. 


.Reederintereſſe: Der Intereſſengegen⸗ 


ſatz zwiſchen Kaufmann und Reeder 
in älterer Zeit, namentlich in Ham⸗ 
burg. E 515 536. Intereſſenkampf 
515. — Hamburger „Schragen“ von 
1591 zur Beſchränkung der Fremden 
in der Seeſchiffahrt 516. — Zwei 
Motive für die Bevorzugung der ein⸗ 
heimiſchen Schiffer: 1. Der privat ⸗ 
wirtſchaftliche Gegenſatz zwiſchen Ree⸗ 
dern und Kaufleuten 520. 2. Reaktion 
gegen die obrigkeitliche Anerkennung 
der Einwanderung Fremder 521. — 


Weitere Forderungen der Schiffer 522. 


— Ausländiſche Konkurrenz 523. — 
„Kaufleute und Rheder“ 527. — Er- 
Sch der Reeder und Schiffer 529. — 
Schiffahrtsſchutz 530. — Intereſſe und 
Einfluß der Kaufleute 532. — Bere 
ſchärfter Öegeniab zwiſchen Kaufmann 


und Reeder 536. 


Referendum: ſ. Menge. 
der Pra gibt nur gerifle Grenzen Reichsheimftättengefeg: Das Reichs⸗ 


e Alle E 681—708. Vor⸗ 
emerkung 681. — I. Vorgeſchichte 
und allgemeine . 
des Geſetzes 682. — II. Gegen ⸗ 
ſtand des Geſetzes; Begriff der 
Reichsheimſtätte: 1. Allgemeines; 
Standpunkt des Entwurfs 684. — 
2. Weſentliche Merkmale: a) Grund⸗ 
ſtück; Wohn⸗ und Wirtſchaftsheim⸗ 
ſtätten 685. b) Beziehung zur Familie 
des Heimſtätters 685. c) Ausgabe . 
Eigentum 686. d) Dauernde Wid⸗ 
mung 686. e) Zuſammenfaſſung 687. 
— 3. Stellungnahme der National⸗ 
Fe 688. a) Nutzgarten 688. 
b) Beſchränkung auf landwirtſchaft⸗ 
liche und gärtneriſche Anweſen 688. 
e) Laubenland 689. — 4. Geſetzlicher 
Be der Reichsheimſtätten 690. — 
Rechtsgeſtaltung: 1. Allge⸗ 
meines. Rechtliche Bindung. Stellung 
des Ausgebers 690. — 2. Kreis der 
Ausgeber 692. — 3. Heimſtättenver⸗ 
trag und rechtliche Eigenſchaft der 
e een ee im Grundbuche. 
ntſprechende Anwendung der Bor: 
ſchriften über Belaſtung eines Grund⸗ 
ſtücks 692. Umwandlung beſtehenden 
Eigentums 694. — 4. Inhalt des 
Sonderrechts der Heimſtätten: a) Ge⸗ 
21 * 
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brauch und tatlächliche Verfügung. 
Heime zur Selbſtbewirtſchaftung. 
eimfallrecht 695. b) Beſtandver⸗ 
änderungen 696. c) Veräußerung. 
Vorkaufsrecht 696. Feſtlegung des 
Bodenwerts 699. d) Belaſtung. Til⸗ 
gungshypothek 699. e) Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung; Ausſchluß für perſönliche 
Schulden. 
f) Erbrecht 703. g) Aufhebung der 
Heimſtätteneigenſchaft. Erwerbsrecht 
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Die Vorbildung der Volkswirte und 
z der Juriſten 


Leitſätze und Vorſchläge 
entworfen auf Veranlaſſung des Vereins für Sozialpolitik 


Von Geh. Reg.⸗Nat Ernſt Zitelmann 
o. Profeſſor der RNechtswiſſenſchaft an der Aniverſität Bonn 


Inhalts verzeichnis: I. Der Studiengegenſtand S. 1. — II. Der gemeinſame 
Studienunterbau S. 2. — III. Das zweimalige Univerſitätsſtudium S. 2. — 
IV. Zwiſchenpraxis S. 4. — V. Vorbildungsdauer und Abſchlußprüfung 
S. 5. 


1. Der Studiengegenſtand 


Soo iſt der Gegenſtand des Studiums, das der künftige 
Juriſt (der Juſtizjuriſt wie der Verwaltungsjuriſt) und der 
künftige praktiſche Volkswirt zweckmäßigerweiſe treiben müſſen, bis 
zu einem gewiſſen Maß derſelbe. 

1. Denn der Juriſt bedarf, was heute von allen Seiten an⸗ 
erkannt wird, auch einer volkswirtſchaftlichen Bildung, und zwar 
muß von ihm verlangt werden, daß er eine Überſicht über das ge⸗ 
ſamte Gebiet der theoretiſchen und praktiſchen Volkswirtſchaftslehre 
und ein Verſtändnis für die Eigenart und die Erforderniſſe volks⸗ 
wirtſchaftlicher Arbeit beſitze; tiefergehende Kenntnis auf den ein⸗ 
zelnen Gebieten der Volkswirtſchaftslehre ſind von A nicht zu 
erfordern. 

2. Ebenſo bedarf auch der Volkswirt unbedingt einer sewiten 
juriſtiſchen Bildung. Und zwar in dreierlei Richtung. 

Einmal muß er eine Überſichtskenntnis der geſamten rechtlichen 
Einrichtungen und der Hauptgrundſätze des Rechts im Zuſammen⸗ 
hange beſitzen. 

Sodann iſt es für ihn von hohem Nutzen, ſich die logiſch⸗ 
praktiſche Denkſchulung anzueignen, die gerade das Rechtsſtudium 
in vorzüglicher Weiſe zu geben imſtande iſt. Auf dieſe Denkſchulung 
iſt höchſtes Gewicht zu legen; es genügt nicht, wenn der Studierende 
der Volkswirtſchaft nur einige juriſtiſche Vorleſungen hört, die ihm 
den Rechtsſtoff, ſoweit er gerade für den Volkswirt unmittelbar 
praktiſche Bedeutung hat, übermitteln. Das würde Abrichtung, 


nicht denkſchulender Unterricht ſein. 
Schmollers Jahrbuch XLV 2. 1 


3 


— 


2 Ernſt Zitelmann | | 306 : Ä 


Endlich bedarf der Volkswirt je nach dem Sondergebiet, auf 
dem er tätig ſein will, auch einer eingehenden und vertieften Kenntnis 
gewiſſer einzelner Rechtsteile, fo zum Beiſpiel auf dem Gebiete des 
Induſtrierechts und des Geſellſchaftsrechts. 

Anderſeits braucht der künftige praktiſche Volkswirt durchaus 
nicht das volle Rechtsſtudium durchzumachen, wie es für die künf⸗ 
tigen Juriſten erfordert iſt; es ſei zum Beiſpiel nur auf das Prozeß⸗ 


recht hingewieſen, deſſen nähere Kenntnis für ihn entbehrlich iſt. 


Il. Der gemeinſame Studienunterbau 


Es wäre aber in hohem Maße wertvoll, wenn dieſe teilweiſe 
ſachliche Gleichheit des Studiengegenſtands auch in einer teilweiſen 
äußeren Gleichheit der Einrichtung für den Studiengang ihren 
Ausdruck fände, derart, daß die künftigen Juriſten und die künftigen 
Volkswirte zunächſt unterſchiedslos gemeinſam vorgebildet würden 
und daß eine Beſonderung der Vorbildung je nach dem künftigen 
Beruf erſt ſpäter einträte. 

Dies würde den großen Vorteil haben, daß der auf die Uni⸗ 
verſität Kommende die Wahl, ob er den Beruf eines Juſtizjuriſten 
oder Verwaltungsjuriſten oder den eines Volkswirts ergreifen will, 
nicht ſchon ſofort bei Beginn ſeines Studiums, alſo zu einer Zeit 
treffen muß, wo er noch gar nicht wiſſen kann, für welchen dieſer 
Berufe er am beſten geeignet iſt. 

Es würde den weiteren Vorteil haben, daß im ſpäteren Berufs⸗ 
leben die Volkswirte und die Juriſten ein größeres Verſtändnis für 
die eigentümlichen Aufgaben und Leiſtungen, die jeder einzelne dieſer 
Berufe ſtellt und fordert, beſitzen würden. 


III. Das zweimalige Aniverſitätsſtudium 


Dieſes Ziel iſt erreichbar und nur erreichbar durch die Zerlegung 
des Univerſitätsſtudiums ſowohl der Juriſten wie der Volkswirte 
in zwei auch äußerlich getrennte und ſelbſtändige Teile, in ein zwar 
das ganze Wiſſenſchaftsgebiet umfaſſendes, aber doch mehr elemen⸗ 
tares Anfangsſtudium und ein zweites vertieftes Studium der Fort⸗ 
geſchrittenen. Dieſes zweimalige Studium des ganzen Gebiets iſt 
ſachlich zweckmäßig, denn bei jeder ſyſtematiſchen Wiſſenſchaft iſt dass 
volle Verſtändnis für einen einzelnen Teil immer in gewiſſem Maß 


1 Zitelmann, „Die Neugeſtaltung des Rechtsſtudiums“, Berlin 1921, 
und früher „Die Vorbildung der Juriſten“, Leipzig 1909. 
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abhängig von der Kenntnis der anderen Teile. Im volkswirtſchaft⸗ 
lichen Studium wird dieſe Zweiteilung auch tatſächlich ſchon heute 
inſofern geübt, als gewöhnlich zuerſt die großen Überſichtsvorleſungen 
über theoretiſche und praktiſche Volkswirtſchaftslehre gehört und dann 
erſt eingehendere Einzelſtudien betrieben werden; für das juriſtiſche 
Studium iſt eine — übrigens unſchwierig durchzuführende — organiſa⸗ 
toriſche Anderung erforderlich; dieſe Anderung iſt aber, auch wenn 
man die Vorbildung der Juriſten rein für ſich ins Auge faßt, durch⸗ 
aus zweckmäßig und wird von den verſchiedenſten Seiten in immer 
ſteigendem Maße gefordert!. 

Der gemeinſame Studienunterbau für die Juriſten und die 
praktiſchen Volkswirte würde nun dadurch hergeſtellt werden, daß 
in der erſten Studienzeit noch keine Trennung nach Berufen ein⸗ 
tritt, ſondern daß hier das Elementarſtudium der Rechte und ebenſo 
das der Volkswirtſchaft von ihnen allen einheitlich betrieben und 
dann durch eine einheitliche Prüfung für ſie alle abgeſchloſſen wird; 
erſt in der zweiten Studienzeit würde dann eine Beſonderung der 
Vorbildung je nach dem künftigen Beruf eintreten. 

Im Einzelnen alſo: | 

1. Das erſte Studium würde zugleich Rechtswiſſenſchaft 
und Volkswirtſchaftslehre betreffen. | 

Von der Volkswirtſchaftslehre würden die beiden Vorleſungen 
über theoretiſche und praktiſche Nationalökonomie zu hören ſein, viel⸗ 
leicht auch bereits die über Finanzwiſſenſchaft, und zugleich mindeſtens 
eine Übung (Proſeminar). 

In der Rechtswiſſenſchaft würde die Lehre dieſelben Gegenſtände 
umfaſſen, die heute zur Referendarprüfung ſtudiert werden müſſen, 
nur würden die geſchichtlichen Fächer eingeſchränkt und von Zivil⸗ 
prozeß, Strafprozeß, Kirchenrecht, Völkerrecht und Verwaltungsrecht 

nur die Grundzüge und Umriſſe gelehrt werden. 

AZQiur ein ſolches Studium würden vier ſtatt der heute geforderten 
ſechs Semeſter genügen. 

Dieſes erſte Studium würde mit einer ſtaatlichen Prüfung 
(Referendarexamen) abſchließen, die für die künftigen Juriſten wie 
Volkswirte die gleiche wäre. Sie würde die Rechtslehre wie die 
Volkswirtſchaftslehre gleichermaßen betreffen. In der Rechtslehre 
würde ſie nicht wie die vielbeſprochene ſogenannte Zwiſchenprüfung 
bloß einige Fächer, ſondern das ganze Gebiet umfaſſen, nur mit 
Anforderungen, die, dem Studium entſprechend, gegenüber der heutigen 
Referendarprüfung erleichtert wären; in der Volkswirtſchaftslehre 

1* 
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würde ebenfalls das ganze Gebiet, aber mit Beſchränkung auf die 
Grundlagen geprüft werden. Dieſe frühzeitige Prüfung würde vor⸗ 
ausſichtlich auch den Vorteil baben, daß die Studierenden zu einer 
beſſeren Ausnützung der Studienzeit veranlaßt würden, als ſie heute 
vielfach ſtatt hat. 

2. In der zweiten Studienzeit würde der Studierende ſeine 
Studien je nach dem Beruf, den er ergreifen will, beſondern; da⸗ 
durch würde auch der Verſchiedenheit der Anfoͤrderungen Rechnung 
getragen werden können, die an den künftigen Juſtizjuriſten und den 
künftigen Verwaltungsjuriſten geſtellt werden müſſen. Natürlich 
würde das nicht ausſchließen, daß gewiſſe Vorleſungen, zum Beiſpiel 
die über Verwaltungsrecht und kaufmänniſche Betriebslehre (Privat⸗ 
wirtſchaftslehre), von ihnen allen beſucht werden müßten. Der 
künftige Juſtizjuriſt würde bei ſeinem vertieften Studium insbeſondere 
das bürgerliche Recht, das Strafrecht, die Prozeßrechte bevorzugen, 
der künftige Verwaltungsjuriſt mehr die ſtaats⸗ und verwaltungs⸗ 
rechtlichen Fächer treiben und ſich auch in der Wirtſchaftswiſſenſchaft 
weiterbilden. Der künftige praktiſche Volkswirt würde jetzt vertiefte 
volkswirtſchaftliche Studien treiben, zugleich aber auch die Gelegenheit 
haben, ſich auf den Sondergebieten des Rechts, mit denen er es in 
ſeinem ſpäteren Beruf zu tun haben wird, die nötigen Kenntniſſe 
anzueignen, zum Beiſpiel auf dem Gebiete des Rechts der Handels⸗ 
geſellſchaften und des Induſtrierechts. 


IV. Zwiſchenpraxis | 

1. Die Teilung des Rechtsſtudiums in ein Elementarſtudium 
mit Abſchlußprüfung und ein zweites vertieftes Univerſitätsſtudium 
würde es auch möglich machen, für die Juriſten endlich die Ein⸗ 
richtung zu treffen, von der allein eine Behebung der Mängel der 
heutigen juriſtiſchen Vorbildung zu erwarten iſt. Der junge Juriſt 
würde nach Beendigung des erſten juriſtiſchen Studiums in die Vor⸗ 
bereitungspraxis eintreten und erſt, nachdem er hier praktiſche Er⸗ 
fahrungen geſammelt hat, auf die Univerſität rzuückkehren. Heute 
muß ſich der Student auf der Univerſität theoretiſch ganz eingehend 
mit Gegenſtänden beſchäftigen, deren wirkliches Verſtändnis eine 
Anſchauung der Praxis vorausſetzt — es braucht nur auf Zivil⸗ 
prozeß⸗ und Strafprozeßrecht und auf gewiſſe Teile des Verwaltungs⸗ 
rechts hingewieſen zu werden. Daraus entſpringt eine Unluſt am 
Studium und mangelnder Erfolg. Durch einen der geſamten 
Univerſitätszeit voraufgehenden praktiſchen Vorbereitungsdienſt (ſo⸗ 
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genannte Vorpraxis) würde dem Übel nicht abgeholfen werden, 
denn man lernt in der — naturgemäß immer bloß Einzelheiten 
bietenden — Praxis nur, wenn man bereits durch eine gewiſſe theo⸗ 
retiſche Bildung weiß, worauf es ankommt. 

Für den Juriſten iſt alſo vorzuſchlagen: Elementarſtudium auf 
der Univerſität, Abſchlußprüfung, praktiſcher Vorbereitungsdienſt, 
zweites vertieftes Studium auf der Univerſität mit verſchiedener 
Studieneinrichtung für den Juſtizjuriſten und den Verwaltungsjuriſten, 
und ſchließlich (vielleicht nach nochmaligem kurzem praktiſchem Vor⸗ 
bereitungsdienſt) die Gerichtsaſſeſſor⸗ oder Regierungsaſſeſſor⸗Prüfung. 

2. Auch für den künftigen praktiſchen Volkswirt würde die 
Zwiſchenſchiebung einer praktiſchen Beſchäftigung zwiſchen die beiden 
Univerſitätsſtudienzeiten ſehr hohen Wert haben. Denn auch für 
ihn iſt richtig, daß erſt derjenige, der bereits praktiſche Anſchauung 
und Erfahrung beſitzt, den theoretiſchen Unterricht in vollem Maße 
ausnützen kann. Wie weit freilich die tatſächlichen Verhältniſſe einen 
derartigen informatoriſchen Vorbereitungsdienſt des künftigen Volks⸗ 


wirts in den verſchiedenen Zweigen volkswirtſchaftlicher Tätigkeit 


überhaupt und insbeſondere ſchon vor Abſchluß des geſamten 
Univerſitätsſtudiums ermöglichen, darüber ſoll hier nicht geurteilt 
werden. Wenn ein ſolcher Vorbereitungsdienſt überhaupt eingerichtet 
werden jollte,- wäre übrigens zu erwägen, ob es nicht angängig 
wäre, dem Volkswirt auch wenigſtens einen Einblick in den Betrieb 
bei Gerichts⸗ und Verwaltungsbehörden zu gewähren, ebenſo wie es 
nützlich wäre, dem Juſtizjuriſten Gelegenheit zu bieten, den Dienſt 
bei Verwaltungsbehörden kennen zu lernen. 

Soweit ſich die Einrichtung eines informatoriſchen Vorbereitungs⸗ 
dienſtes für die Volkswirte nicht durchführen läßt, würde der Volks⸗ 
wirt das zweite Studium ſofort nach beſtandener Referendarprüfung 
an das erſte anfügen und dann die Schlußprüfung ablegen; die 
Zweiteilung des Studiums mit dazwiſchengeſchobener erſter Prüfung 
würde auch in dieſem Falle ſachlich ihren hohen Wert haben, und 
ſie würde notwendig ſein, weil ſie allein es ermöglicht, den gemein⸗ 
ſamen Studienunterbau für Juriſten und Volkswirte zu ſchaffen. 


V. Vorbildungsdauer und Abſchlußprüfung 
Die Geſamtdauer der theoretiſchen und praktiſchen Vorbildung 
ſollte für die Juſtizjuriſten die heute in Preußen geltende ſechsjährige 
Dauer nicht überſteigen; ebenſo wäre es mit der der Verwaltungs⸗ 
juriſten zu halten. Die Verteilung der nach dem Anfangsſtudium 


6 Ernſt Zitelmann | 310 


— wenn dies als zweijährig angenommen wird — verbleibenden 


vier Jahre auf den praktiſchen Vorbereitungsdienſt und das zweite 
Univerſitätsſtudium läßt ſich in verſchiedener Weiſe denken; dabei 


wäre zu beachten, daß das zweite Studium unter keinen Umſtänden . 


zu kurz ſein dürfte: die notwendige innere Sammlung und die 
Verſenkung in wiſſenſchaftliches Arbeiten werden durch die Ausſicht, 
ſchon nach verhältnismäßig kurzer Zeit wieder abbrechen zu müſſen, 
gehindert, mindeſtens ſtark beeinträchtigt, und es liegt dann die 
Gefahr vor, daß die zweite Studienzeit nicht richtig benutzt wird. 
Am beſten würden für das zweite Studium vier Semeſter beſtimmt 


werden. Die gleiche ſechsjährige Dauer ſollte, falls auch für die 


praktiſchen Volkswirte ein praktiſcher Vorbereitungsdienſt erfordert 
wird, für ihre Geſamtvorbildung vorgeſchrieben ſein. Das würde 


auch verhüten, daß die Vorbildung der Volkswirte der der Juriſten 


gegenüber in der öffentlichen Meinung als minderwertig erſchiene. 


Wenn ſoeben an die Vorbereitung der Volkswirte beſtimmte 


„Anforderungen“ geſtellt ſind, ſo hat das ſelbſtverſtändlich nur 
Sinn, ſofern von der Erfüllung dieſer Vorausſetzungen irgendeine 
Folge, eine Zulaſſung abhängig gemacht iſt. Das kann nicht die 
Zulaſſung zur Ausübung des Berufs als Volkswirt ſein, denn es 
handelt ſich hier um keine ſcharf umriſſene und einheitlich organi⸗ 
ſierte Berufstätigkeit, ſondern um die Zulaſſung zu einer Prüfung, 


in der der praktiſche Volkswirt den erfolgreichen Abſchluß ſeiner 


geſamten Vorbildung erweiſen kann, um dadurch leichter eine an⸗ 
ſtellung zu finden. Heute wird bekanntlich die Doktorprüfung an 


einer Univerſität (Prüfung zum Dr. phil. oder Dr. rer. pol.) als 
Abſchlußprüfung benutzt, und das iſt, da es für Volkswirte nicht, 
wie zum Beiſpiel für Chemiker und Ingenieure, eine eigene Berufs⸗ 
prüfung gibt, wohl erklärlich, ja geradezu notwendig. Aber das 


höchſte Vorrecht der Univerſitäten, das der Promotion zum Doktor, 


wird dabei doch entgegen ſeinem eigentlichen Sinne verwendet. 
Die Doktorprüfung hat als Vorbedingung für den Erwerb einer 
gelehrten Würde einen anderen Zweck zu verfolgen, ihre Anforde⸗ 


rungen müſſen nach der gelehrten Seite hin erheblich größer, nach 


der praktiſchen hin geringer fein, als die einer wahren Berufs⸗ 
prüfung zu ſein hätten. Die heute notwendig gewordene Ver⸗ 


wendung der Doktorprüfung als Erſatz für die fehlende Berufs⸗ 


prüfung bringt für die Fakultäten und ſchließlich auch für die 


Studierenden Nachteile mit ſich, die näher ſchildern zu wollen hier 


zu weit führen dürfte. 
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| Es wäre vielmehr notwendig, eine neue eigene volkswirtſchaft⸗ 

liche Schlußprüfung zu ſchaffen. Über ihre nähere Geſtaltung — 

ſie läßt ſich in verſchiedener Weiſe denken — ſollen hier keine Vor⸗ 
ſchläge gemacht werden. Nur auf eines ſei hingewieſen, was be⸗ 
ſonders wichtig iſt. Jedenfalls müßten bei der Ausgeſtaltung der 
Prüfung Garantien dafür geſchaffen werden einmal, daß bei der 
Prüfung überall im weſentlichen der gleiche Maßſtab — über den 
man ſich vorher einigen müßte — angewendet würde, ſodann, daß 
jeder Einfluß politiſcher Parteien völlig ausgeſchaltet bliebe. 

Wenn ſich übrigens neuerdings auch bei den Juriſten das 
Beſtreben mehrt, ſtatt der Referendar⸗ und Aſſeſſorprüfung lieber 
den Dr. jur. zu erwerben, und zwar auch bei ſolchen, die keinerlei 
beſonders tiefgreifende wiſſenſchaftliche Studien oder Neigungen 
aufzuweiſen haben, ſo zeigt das nur, daß bei dieſem ganzen Hin⸗ 
ſtreben zum Doktor eine Titeleitelkeit mit im Spiele iſt. Die 
Univerſitäten haben nicht den mindeſten Grund, einer ſolchen Vor⸗ 
ſchub zu leiſten. 
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De Zeit wird kommen, in der wir uns erſtaunt fragen werden, 
wie es möglich war, daß die Frage der „Sozialiſierung“ für 
ein Land in unſerer verzweifelten Lage eine dauernde Gefahr inner⸗ 
politiſcher Kriſen bilden konnte. Die Erklärung iſt nur darin zu 
finden, daß Deutſchland ſeit dem 9. November 1918 ſich zunächſt 
ſeiner Lage nicht bewußt war und ſich ſeither gegen die allmählich 
aufdämmernde Erkenntnis ſträubt. Wie lange dieſer Traumzuſtand 
noch dauern wird, iſt heute nicht vorauszuſehen. Möglicherweiſe 
werden wir ſehr bald und ſehr unſanft geweckt. Wenn wir dann 
auf die letzten 2¼ Jahre zurückblicken, jo werden wir kaum ein 
anderes Ergebnis feſtſtellen können als eine Vermehrung unſerer 
Erkenntnis nach der negativen Seite, ein ſehr zweifelhafter Erfolg, 
wenn man bedenkt, wie wenig die Völker geneigt ſind, aus der Ge⸗ 


ſchichte zu lernen. 


Ich ſpreche hier von Sozialiſierung nur in dem Sinne von 
bewußten organiſatoriſchen Maßnahmen zur Umwandlung der Wirt⸗ 
ſchaft nach ſozialiſtiſchen oder verwandten Gedanken. Heute freilich 
wird das Wort wahllos überall da angewandt, wo es ſich um Maß⸗ 
nahmen handelt, die nicht ausſchließlich privatwirtſchaftlichen, rein 
individualiſtiſchen Vorſtellungen entſprechen. Es iſt zur Münze ohne 
Prägung, faſt zur Spielmarke geworden, die alles mögliche bedeuten 
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kann. Es teilt dieſes Schickſal mit dem zweiten, heute modernen 
Schlagwort „demokratiſch“. 

Es iſt nicht der Zweck dieſer Zeilen, die Irrungen und Wirrungen 
ſeit dem 9. November 1918 in allen Einzelheiten darzuſtellen und 
zu beſprechen. Die Erfahrung hat es uns gezeigt, daß es nichts 
Unfruchtbareres gibt, als den Streit um die beſſere Wirtſchafts⸗ 
ordnung. Wie alles Menſchliche, iſt jede beſtehende Wirtſchaftsordnung 
unzulänglich und bietet der frei ſchweifenden Phantaſie oder der 


philoſophiſchen Betrachtung breite Angriffsflächen. Aber auch hier 
gilt der Satz: „An ihren Früchten ſollt Ihr ſie erkennen.“ Ein 


ernſthafter Streit mit gleichen Waffen iſt erſt möglich, wenn ſich 
das „Wie“, die konkreten Verwirklichungspläne greifbar darftellen. 
Die Stellung des Sozialismus war gerade deshalb ſo leicht zu ver⸗ 
teidigen, weil er ſich dieſer Erörterung grundſätzlich entzog. Jetzt 
hat ſich ſeine Wolkenburg auf die Erde geſenkt. Wir haben es 


nunmehr bei ihm mit der Gegenwart zu tun und ſollten neue wirt⸗ 


ſchaftliche Wolkenburgen ſich ſelbſt überlaſſen, bis auch ihre Zeit 
kommen ſollte. Deshalb beſchäftigen ſich dieſe Zeilen nur mit ge⸗ 
ſetzlichen Maßnahmen und Plänen, die nicht nur die n 
von bloßen Literaturerzeugniſſen haben. 


I 


Mit Sozialiſierungsmaßnahmen in dem bezeichneten Sinne dürfen 
nicht zuſammengeworfen werden Maßnahmen, die lediglich den Nieder⸗ 
ſchlag einer ſozialen Auffaſſung der privaten Berechtigung darſtellen. 


Soziale und ſozialiſtiſche Tendenz können freilich ein weites Stück 


Hand in Hand gehen. Die ſoziale Auffaſſung aber will nur Reform. 
Sie empfängt Richtung und Maß von den jeweiligen Anſchauungen 
der Kulturepoche und den wirtſchaftlichen Möglichkeiten und Not⸗ 
wendigkeiten auf der anderen Seite. Die ſozialiſtiſche Auffaſſung 
aber kann in einer Reform höchſtens den Stoß erblicken, durch den 
die private Berechtigung dem Abgrund näher gebracht wird, um ſie 
möglichſt raſch ganz verſinken zu laſſen. 

Schon lange vor dem Kriege war die Herrſchaft des Individua⸗ 
lismus nur eine Scheinherrſchaft. Eine ganze Anzahl von Maß⸗ 
nahmen, die neuerdings als Sozialiſierung bezeichnet werden oder 
ſich ſogar ſelbſt dieſen Titel beilegen, finden ihre Parallelerſcheinungen 
in der vorrevolutionären Zeit oder verwirklichen lediglich ältere Ge⸗ 
danken, leider oft genug post festum, d. h. unter nicht mehr zu⸗ 
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treffenden Vorausſetzungen. Der Unterſchied beſteht oft nur in der 


größeren Unbekümmertheit, mit der jetzt vorgegangen wird. Früher 


überlegte man vielleicht zu viel, jetzt entſchieden zu wenig. Wer 


auf dem parlamentariſchen Leidensweg, den die Geſetze früher zu 


durchlaufen hatten, eigene Arbeiten begleitet hat, muß mit Neid auf 
die Schlankheit ſehen, mit der heute der Apparat arbeitet. Der 


wirkliche Überſchuß aber über das bewußt oder unbewußt ſchon Vor: 


handene At höchſt dürftig. Das tritt nicht fo ſtark in Erſcheinung, 


weil man früher es nicht als Aufgabe der Geſetzgebung betrachtete, 


einer beſtimmten Wirtſchaftsauffaſſung zu dienen, ſondern praktiſche 
Bedürfniſſe zu verwirklichen. Man ſah daher von der heute beliebten 
Etikettierung ab. Dieſe wurde höchſtens von gegneriſcher Seite dazu 
benützt, um verdächtige Richtungen zu diskreditieren. 

1. Das gilt namentlich von der als Staats⸗ und Kommunal⸗ 
ſozialismus bezeichneten Richtung. Ihr lag nichts ferner, als eine 
beſtimmte Wirtſchaftsordnung anzubahnen. Gerade ſie beruhte auf 
der eminent praktiſchen Erwägung, daß gewiſſe Unternehmungen 
nur in der Hand des Staates oder einer Gebietskörperſchaft der 
Allgemeinheit den höchſten Nutzen bringen können. Damit war ihr 


das Gebiet gewieſen und gleichzeitig die Grenze, und zwar eine 
ziemlich enge Grenze gezogen. Trotz des veränderten Charakters 


des Staates iſt eigentümlicherweiſe der Staatsſozialismus den Sozia⸗ 


liſten nicht ſympathiſcher geworden, ſondern bei ihnen geradezu 
in Mißkredit geraten. Nach außen trägt die Hauptſchuld, daß der 


Staat ſich durch die Kriegswirtſchaft, die ihm Aufgaben zuwies, 
denen er nicht gewachſen war, diskreditiert hatte. Der tiefere Grund 
liegt aber nach meiner Empfindung in der Erkenntnis, daß die Be⸗ 
tätigung des Staates im Wirtſchaftsleben nicht nur die Durch⸗ 
dringung der ſtaatlichen Verwaltungsorganiſation mit kaufmänniſchem 
Geiſt verlangt, wozu ſich die heutige, vom Druck aller Vorurteile 
befreite Zeit doch eigentlich imſtande fühlen ſollte, ſondern vor allem 
ein Beamtentum zur unerläßlichen Vorausſetzung hat, das in höchſter 
Staatsgeſinnung zu rein ſachlicher Arbeit erzogen iſt. Der neuen 
Zeit, falls ſie mit dem höchſten Gut unſeres ſtaatlichen Lebens, 
der Tradition aufzuräumen beſtrebt bleibt, fehlt der Boden, auf 


dem ſich ein ſolches Beamtentum erhalten und weiterbilden kann. 


Die mehrfach gerade von ſozialiſtiſcher Seite betonte Abneigung 
gegen den Staatsbetrieb enthält im Grunde eine recht herbe Selbſt⸗ 
kritik. Jedenfalls hat eine eigentliche Sozialiſierungsbewegung hier 


nicht angeſetzt. Es iſt ganz abwegig, die Verwirklichung des alten 
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Bismarckſchen Gedankens, das Eiſenbahnweſen auf das Reich zu 
übernehmen, als Sozialiſierung zu bezeichnen. Ebenſowenig kann 
man die kurz vor der Revolution gelungene Verwirklichung des Bis⸗ 
marckſchen Branntweinmonopolgedankens eine Sozialiſierung nennen. 
Dieſe Maßnahme trägt ausgeſprochenen finanzpolitiſchen Charakter. 
Auch daran kann das unerfreuliche Ergebnis nichts ändern. 

Der vor dem Kriege gerade in Deutſchland in einem ſo glänzenden 
Aufſchwung befindliche Kommunalſozialismus hat zunächſt das Schickſal 
des Staatsſozialismus nicht geteilt. Der Ruf nach weitgehender 
Kommunaliſierung hatte einen ſtarken ſozialiſtiſchen Einſchlag . Ob 
dieſer Einſchlag ſich auch in der Praxis zeigen wird, iſt noch nicht 
abzuſehen. Wenn hier und da Verſäumniſſe der Vergangenheit, 
oft zur Unzeit nachgeholt wurden, ſo beſagt das ebenſowenig, 


wie gelegentliche taſtende Verſuche. Es hat aber den Anſchein, als 


ob die übermäßige Beſchränkung der bisher den Gemeinden offenen 
Einnahmequellen die Gemeinden veranlaßte, durch den Betrieb ge⸗ 
winnbringender Geſchäfte, alſo durch eine Art von Nebenerwerb, 


zu dem mander heute genötigt iſt, der früher nicht daran dachte, 


ſich neue Einnahmen zu erſchließen. Ich verweiſe auf die neuer⸗ 


dings fo zahlreich entſtehenden Stadtbanken 2. Mit Sozialiſierung 


hat das gewiß nichts zu tun. Im übrigen muß ſchon ein Blick 
auf Frankreich die Befürchtung wecken, daß der alte Kommunal⸗ 
ſozialismus nach der Politiſierung unſerer Gemeindebeamten und 
F nicht mehr die Atmoſphäre finden wird, die er 


2 Entwurf zu einem Rahmengeſetz über die Kommunaliſierung von Wirte 
ſchaftsbetrieben, ausgearbeitet von der Sozialiſierungskommiſſion, 18. März 1919. 
R. v. Deckers Verlag. Aus der Begründung: „Schon in ihrem Arbeitsplan hat 
die Sozialiſierungskommiſſion zum Ausdruck gebracht, daß ſie unter Soziali⸗ 
ſierung nicht Verſtaatlichung, überhaupt nicht eine unbeſtimmte Form verſteht, 
in welche der privatkapitaliſtiſche Betrieb überführt werden muß. Die Methode 
der Sozialiſierung wird ſich nach der Eigenart des Gewerbezweigs und nach der 
Eigenart des Gewerbezweigs und nach der Marktlage richten müſſen, in welche 
er eingeſtellt iſt. Die bisherige raſche Entwicklung der kommunalen Betriebe 
zeigt bereits, daß ein großes Bedürfnis nach Sozialiſierung auf kommunaler 
Baſis gegeben iſt.“ 

Vgl. jetzt den ſchon wieder mehr auf ausgeſprochen praktiſchen Erwägungen 
beruhenden, im Reichsminiſterium des Innern ausgearbeiteten „Entwurf eines 
Geſetzes über die Kommunaliſierung von Wirtſchaftsbetrieben und die Bemerkung 
der Sozialiſierungskommiſſion dazu. Vorſchlag der Sozialiſierungskommiſſion 
an 24. September 1920 für ein Kommunaliſierungsgeſetz. Verlag 1 

erlin. 

2 Hierzu Friſch, Stadtbanken, Bank⸗Archiv 1921, S. 151. 
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braucht. Vielleicht wird man bald mehr von Entkommunaliſierung 
hören. Möglich iſt, daß das in Arbeit befindliche Kommunaliſierungs⸗ 
geſetz ſchon post festum kommt. 

2. Die neue Reichsverfaſſung erkennt die Grundlagen unſerer 
bisherigen Wirtſchaftsordnung, die Vertragsfreiheit, die Freiheit 
von Handel und Verkehr und das Eigentum ausdrücklich, wenn auch 
naturgemäß nicht vorbehaltlos, an (Art. 151—153). Die ſchönen 
Worte des Art. 153 Abſ. 3: „Eigentum verpflichtet, ſein Gebrauch 
ſoll zugleich Dienſt ſein für das allgemeine Beſte“ enthalten keinen 
Vorbehalt, ſondern entſprechen lediglich der uns ſelbſtverſtändlichen 
ſozialen Auffaſſung der privaten Berechtigung. Freilich muß man 
nicht auf den „Eigentumsbegriff“ der Pandektenlehrbücher, ſondern 
auf das Eigentum des wirklichen Rechtslebens namentlich unter der 
Einwirkung der Verhältniſſe des öffentlichen Rechtes ſehen. Gewiß 
iſt das Eigentum das „umfaſſendſte Herrſchaftsrecht, das man 
haben kann“, aber keineswegs begrifflich ein ſchrankenloſes Recht. 
Über der privaten Berechtigung ſteht das Obereigentum der All⸗ 
gemeinheit. Schon ein altes deutſches Rechtsſprichwort ſagt: „Geht 
der Dornbuſch dem Reiter bis an die Sporen, hat der Untertan 
ſein Recht verloren.“ Eine ſtärkere Betonung dieſes Obereigentums 
bedeutet keineswegs eine Unterhöhlung oder Sozialiſierung des 
Eigentumsbegriffs. 

Es war bezeichnend, mit welcher Selbſtverſtändlichkeit ſich das 
Obereigentum bei Beginn des Krieges meldete, die allgemeine Wehr⸗ 
pflicht der privaten Berechtigung nicht geſchaffen wurde, ſondern 
ſich manifeſtierte. Es konnte ja gar nicht anders ſein. Nachdem 
dieſer Gedanke einmal ſo lange in ſeiner ausgeſprochenſten Form 
geherrſcht hat, kann er nicht einfach wieder unter die Schwelle des 
Bewußtſeins zurückkehren. Immerhin handelt es ſich gegenüber den 
Vorkriegszeiten nur um einen Gradunterſchied. Mit Sozialismus 
hat das nicht das mindeſte zu tun, ſondern mit weit älteren Vor⸗ 
ſtellungen, die nur in der Epoche des Liberalismus zeitweilig zurück⸗ 
getreten waren. | 

Darum iſt es z. B. durchaus abwegig, die Maßnahmen, die von 
Württemberg und Bayern in ihren Torfwirtſchaftsgeſetzen getroffen 
find !, als Sozialiſierung der Torfmoore zu bezeichnen. Beide Geſetze, 


1 Bayern, Geſetz vom 25. Februar 1920 über die Torfwirtſchaft, Geſ.⸗Bl. 
S. 42; Württemberg, Torfwirtſchaftsgeſetz vom 28. November 1919, Regierungsbl. 
S. 353. Der Inhalt beider Geſetze wird im Text nur ſummariſch, ohne Berück⸗ 
ſichtigung der Verſchiedenheiten angegeben. 
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von denen namentlich das württembergiſche im Gegenſatz zu vielen 
Reichsgeſetzen durchaus auf der Höhe der früher gewohnten Geſetzes⸗ 
technik ſteht, ſind Kinder der Brennſtoffnot. Ihr Zweck iſt, die Aus⸗ 
nutzung der Torfmoore für die Brennſtoffverſorgung des Landes zu 
ſichern, und zwar in erſter Linie durch die Eigentümer ſelbſt. Nur 


wenn der Eigentümer verſagt, kann der Staat die Torfgewinnung 


ſelbſt übernehmen oder durch Dritte übernehmen laſſen. Beide Geſetze 
ſind reine Zweckmäßigkeitsmaßnahmen. Sie beruhen keineswegs auf 
einer auch nur grundſätzlichen Verneinung der Berechtigung des 

Privateigentums. Sie geben nur die Möglichkeit, für den Fall einer 
nicht erwünſchten Benutzung des Privateigentums es aus den un⸗ 
geeigneten Händen in geeignetere zu legen. Ganz das Nämliche 
findet ſich im preußiſchen Quellenſchutzgeſetz vom 14. Mai 1908. 


Hier wird im $ 29 für gemeinnützige Quellen beſtimmt, daß im Falle 


einer den Bedürfniſſen der öffentlichen Geſundheitspflege nicht ent⸗ 
ſprechenden Benutzung einem Dritten, der für Erhaltung und ordnungs⸗ 
mäßige Benutzung Gewähr bietet, das Enteignungsrecht für das 
Quellengrundſtück verliehen werden kann. Der Unterſchied gegenüber 
den Torfwirtſchaftsgeſetzen beſteht nur im Datum. Aber ſchon das 
Allgemeine Landrecht beſtimmt: „Soweit die Benutzung einer Sache 


zur Erhaltung des gemeinen Wohls erforderlich iſt, kann der Staat 
die Benutzung befehlen und die Unterlaſſung durch Strafgeſetze a 


ahnden“ (§ 34, I. 8). Und ferner: „Ein jeder Landmann iſt die 
Kultur ſeines Grundſtücks auch zur Unterſtützung der gemeinen 
Notdurft wirtſchaftlich zu betreiben ſchuldig.“ Er kann dazu durch 
Zwangsmittel genötigt und bei beharrlicher Vernachläſſigung an⸗ 
gehalten werden, ſein Grundſtück einem Anderen zu überlaſſen. Auch 
kann er, falls eine dringende Notdurft des Staates es erfordert, 
zum Verkauf des Überſchuſſes ſeiner Erzeugung angehalten werden 
($ 8 fl, U. 7). 

3. Walter Rathenau wirft in ſeiner geiſtreichen Studie „Vom 
Aktienweſen“ die Frage auf, was wohl geſchehen würde, wenn die 
Generalverſammlung der Deutſchen Bank den privatrechtlich ja in 
ihrem Belieben ſtehenden Beſchluß faßte, die Bank zu liquidieren. 
Er weiſt darauf hin, daß das Großunternehmen heute nicht mehr 
lediglich ein Gebilde privatrechtlicher Intereſſen, ſondern ein nationale 


wirtſchaftlicher, der Geſamtheit angehöriger Faktor fei, der nur 


kraft ſeiner Herkunft nach die privatrechtlichen Zuge des Erwerbs» 
unternehmen trage. 
Der Gedanke iſt recht alt. Er klingt sn im Allgemeinen 
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Landrecht an und das preußiſche Eiſenbahngeſetz vom 3. November 
1838 beſtimmte, daß die erteilte Konzeſſion verwirkt und die 
Bahn mit Transportmitteln und allem Zubehör für Rechnung der 
Geſellſchaft öffentlich verſteigert werde, wenn trotz Aufforderung 
eine der Konzeſſionsbedingungen nicht erfüllt werde. Es handelt 
ſich alſo nicht um eine bloße Rücknahme der Konzeſſion oder den 
Gebrauch eines geſetzlichen Vorbehalts, wie er ſich bei Rechten, 
die kraft Verleihung entſtehen oder einer Anerkennung durch 
Staatsakt bedürfen, vielfach findet, ſondern gleichzeitig um die Er⸗ 
haltung des Unternehmens als Faktor der Geſamtwirtſchaft. Auf 
demſelben Gedanken beruhen die Beſchränkung der Zugriffsmöglich⸗ 
keiten der Gläubiger und der Veräußerungsbefugnis des Unter⸗ 
nehmers für einzelne Unternehmensbeſtandteile, wie ſie ſich auch ſonſt 
im. Eiſenbahnrecht findet!. Daß die von R. aufgeworfene Frage 
von der früheren Geſetzgebung nicht grundſätzlich in Angriff ge⸗ 
nommen wurde, erklärt ſich damit, daß in einem kräftig pulſierenden 
Wirtſchaftsleben Lebensfähiges durch ſeine eigene Lebensfähigkeit 
vor willkürlicher Vernichtung geſchützt iſt. Die tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe machten es nicht notwendig, die Eingliederung des Unter⸗ 
nehmens in die Geſamtwirtſchaft auch rechtlich zu vollziehen. In 
dem R. ſchen Falle würde dem Liquidationsbeſchluß der Deutſchen 
Bank auf dem Fuße ein Kaufangebot für das ganze Unternehmen 
gefolgt ſein. Ein Unternehmen, bei dem dieſes Kaufangebot ſich 
nicht einſtellte, durfte man damals als lebensunfähig zugrunde 
gehen laſſen. Das Geſetz der natürlichen Erhaltung ſchien aller⸗ 
dings einmal unterbrochen zu ſein, als infolge der Struktur des 
rheiniſch⸗weſtfäliſchen Kohlenſyndikates die Stillegung kleinerer, an 
ſich lebensfähiger Zechen einen bedenklichen Umfang anzunehmen 
drohte. Damals zögerte die preußiſche Staatsregierung auch nicht, 
da ſich § 65 des Allgemeinen Berggeſetzes als unbrauchbar erwies, 
einen Geſetzentwurf einzubringen, der im Falle der Stillegung von 
Zechen die Überführung. in betriebsbereite Hände raſch und wirkſam 
ermöglichen ſollte. Der Entwurf kam nicht zur Verabſchiedung, 
weil die vermeintliche Gefahr von ſelbſt verſchwand. 

Die heutige Geſetzgebung hätte dagegen eher Anlaß gehabt, 
das Problem grundſätzlich anzufaſſen. Sie hat ſich aber nur auf 
Gelegenheitsmaßnahmen beſchränkt. Die als Übergangsmaßnahme 


1 Vgl. Reichsgeſetz vom 3. Mai 1886, R. G. Bl. S. 131, Pr. Geſetz über 
die Bahneinheit vom 8. Juli 1902. 
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erlaſſene Verordnung des Reichsarbeitsamts zur Behebung der 
dringendſten Wohnungsnot vom 15. Januar 1919 gibt dem Bezirks⸗ 
wohnungskommiſſar das Recht, Ziegeleien die Wiederaufnahme des 
Betriebes aufzugeben und, wenn der Anordnung nicht gefolgt wird, 
die Übertragung an einen Dritten anzuordnen. Das Betriebsräte- 
geſetz legt der Einſtellung des Betriebes kein Hindernis in den Weg. 
Es verſagt das Recht des Einſpruchs gegen die Kündigung bei Ent⸗ 
laflungen, die durch gänzliche oder teilweiſe Stillegung des Be— 
triebes erforderlich werden. Eine Einſchränkung der freien Dispoſition 
des Unternehmers wäre auch wohl nicht angängig geweſen, ohne 
gleichzeitige Beſchränkung der in der Hand der Arbeiterſchaft liegenden 
Stillegungsmöglichkeiten. Eine ſolche Beſchränkung wurde dann 
allerdings durch die Verordnung des Reichspräſidenten, betreffend 
die Stillegung von Betrieben, welche die Bevölkerung mit Gas, 
Waſſer und Elektrizität verſorgen, vom 10. November 1920 wenn 
auch in recht beſcheidenen Grenzen vorgeſehen, aber naturgemäß auf 
Seiten der Unternehmer nur der Fall der Ausſperrung einbezogen. 
Die Unternehmen, um die es ſich hier handelt, pflegen ja ohnedies, 
wenn ſie nicht überhaupt in den Händen von Gebietskörperſchaften 
liegen, zum Betriebe verpflichtet zu ſein. Als aber im Sommer 1920 
die Produktionskriſe zu zahlreichen Stillegungen führte, ſtellte im wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen und ſozialpolitiſchen Unterausſchuß des vorläufigen 
Reichswirtſchaftsrates ein Antrag Wiſſell die Frage der Betriebs⸗ 
pflicht für beſtehende Unternehmungen zur grundſätzlichen Erörterung. 
Das Ergebnis war mehr als dürftig. Eine auf Grund der De- 
mobilmachungsbeſtimmungen erlaſſene Verordnung! ſieht lediglich 
die Möglichkeit vor, vom Abbruch bedrohte Betriebsanlagen für den 
Landesfiskus oder eine andere Perſon zu enteignen und die in ſtill⸗ 
zulegenden Betrieben vorhandenen Rohſtoffe und Halbfabrikate anderen 
Betrieben zuzuführen. Es zeigt ſich auch hier nur der Rechtsgedanke, 
daß Gegenſtände, von denen der Eigentümer nicht den beſtimmungs⸗ 
gemäßen Gebrauch macht, zum Nutzen der Allgemeinheit für den 
beſtimmungsgemäßen Gebrauch in Anſpruch genommen werden können. 
Man tft keinen Schritt über das Allgemeine Landrecht binaus- 
gekommen?. Ob man hierbei gegenüber den bevorſtehenden Zeiten 


1 Verordnung, betreffend Maßnahmen gegenüber Betriebsabbrüchen und 
Stillegungen, vom 8. November 1920. 

2 Vgl. auch § 33 I. 8 Allg. Landrecht: „Soweit die Erhaltung einer Sache 
auf die Erhaltung und Förderung des gemeinen Wohles erheblichen Einfluß hat, 
ſoweit iſt der Staat deren Zerſtörung und Vernichtung zu unterſagen berechtigt.“ 


0 
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wird ſtehen bleiben können, iſt zweifelhaft. Vielleicht ſetzt ſich doch 


der Gedanke durch, daß, wer ein Unternehmen. ins Leben ruft, 
damit auch eine Verantwortlichkeit übernimmt, der er ſich nicht durch 
beliebige Stillegung entziehen kann. Einſtweilen ſteht jedenfalls die 
wirtſchaftliche Unternehmung im gedruckten Recht nicht anders da 
wie vor dem Kriege. Wie ſtark ſich freilich durch das Betriebsräte⸗ 
geſetz ihre innere Struktur geändert hat oder ſich wenigſtens ändern 
wird, wenn es den kommenden Zeiten gelingen ſollte, das Geſetz 
mit lebendigem Geiſt zu erfüllen, das darzulegen, iſt nicht Aufgabe 
dieſer Zeilen, um ſo weniger, als auch dieſes Geſetz wohl einen 
großen Erfolg der ſozialdemokratiſchen Partei darſtellt, aber ſich 
doch auf dem Gebiet der ſozialen Reform hält. 

4. Eine beſondere Gruppe bilden Maßnahmen, die einzelne 
Induſtrien unter eine vom Staat mehr oder minder ſtark beeinflußte 
Leitung ſtellen. Auch hier ſpricht man von Sozialiſierung, bezeich⸗ 
nenderweiſe aber nur inſoweit, als die Maßnahmen nach dem 9. No⸗ 
vember 1918 datieren. Von den eigentlichen Kriegsmaßnahmen ſehe 
ich hier ab und nenne auch nur beiſpielsweiſe die für die Übergangs: 
wirtſchaft vorgeſehene Regelung der Textilwirtſchaft auf Grund der Ver⸗ 
ordnung vom 27. Juni 1918, die alſo ſchon wegen des Datums nicht zu 
den Sozialiſierungsmaßnahmen gerechnet wird. Die Organiſation legt 
das Schwergewicht der Tätigkeit (Regelung der Einfuhr und Ausfuhr, 
Verteilung der Rohſtoffe an die Fabriken, Erzeugungsbeſchränkungen 
und Erzeugungsvorſchriften uſw.) in Organe, deren Mitglieder aus 
dem Kreiſe der Beteiligten (Induſtrie, Handwerk, Groß⸗ und Klein⸗ 
handel, Arbeiter und Angeftellte) entnommen und nach deren Vor⸗ 
ſchlägen zuſammengeſetzt werden. So entſtanden die Reichswirt⸗ 
ſchaftsſtellen für die einzelnen Branchen der Induſtrie. Man ſprach 
-Zamals wohl unkorrekt von Selbſtverwaltungskörpern !. In Wahrheit 
ſollten Hoheitsrechte, die der Staat unter dem Drucke der Not im 
Intereſſe der Allgemeinwirtſchaft für ſich in Anſpruch nahm, in 
erſter Linie nicht durch ſtaatliche Organe, ſondern durch Korporationen 
wahrgenommen werden, die ähnlich wie die Handelskammern aus 
Vertretern der beteiligten Kreiſe gebildet wurden und nicht etwa 
die beteiligten Unternehmungen zuſammenfaßten. Es handelte ſich 
nicht um „Selbſtverwaltungsangelegenheiten“, ſondern um „Auf⸗ 


1 Ich muß mich als mitſchuldig bekennen. Vgl. meine Ausführungen im 
Ausſchuß des Reichstags für Handel und Gewerbe bei Vorlegung der Entwürfe 
für Übergangsmaßnahmen, Druckſachen, II. Seſſion 1914/18, Nr. 1609, S. 8. 
Schmollers Jahrbuch XLV 2. 2 
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tragsangelegenheiten“. Leider iſt das Wort „Selbſtverwaltung“ 
ſeitdem in der Sprache unſerer wirtſchaftlichen Geſetzgebung zu einem 
ebenſo unklaren Schlagwort ohne feſte Prägung geworden wie das 
Wort „gemeinwirtſchaftlich“ und jo mit dieſem über das Soziali⸗ 
ſierungsgeſetz vom 23. März 1919 in die Reichsverfaſſung gelangt 
(Artikel 156). 

Selbſtverwaltung in dieſem Sinne konnte nicht Selbſtändigkeit 
bedeuten. Den Reichswirtſchaftsſtellen durften die ſtaatlichen Hoheits⸗ 
rechte nur anvertraut werden unter der Aufſicht einer Reichsſtelle, 
die ſie zu überwachen, anzuleiten und zu gemeinſamer Arbeit zu⸗ 
ſammenzufaſſen hatte. Dafür wurde die Reichsſtelle für Textil⸗ 
wirtſchaft geſchaffen, eine Stelle mit rein behördlichen Funktionen 
und deshalb auch als Behörde, als öffentlich⸗rechtliches Organ des 
Reichskanzlers konſtruiert. Dieſer Reichsſtelle war namentlich auch 
die Wahrnehmung der Intereſſen der Allgemeinheit, insbeſondere 
der Verbraucherſchaft zugedacht. Dieſer eine Vertretung in den 
Reichswirtſchaftsſtellen ſelbſt einzuräumen, ging damals noch gegen 
das natürliche Gefühl, das ſich gegen ein gewaltſames Zuſammen⸗ 
bringen ſo entgegengeſetzter Intereſſen ſträubte Heute ſcheint das 
demokratiſche Prinzip dieſe unnatürliche Verbindung zu verlangen !. 

Die dem Tertilgewerbe übergeordnete Organiſation verfolgte 
öffentliche Zwecke und trug darum auch durchaus öffentlich = recht: 
lichen Charakter. Für den Fall, daß bei der Tätigkeit der Reichs⸗ 
wirtſchaftsſtellen geſchäftliche Maßnahmen erforderlich werden würden, 
ſollten ſie befugt ſein, ſich ſelbſtändige Geſchäftsabteilungen an⸗ 
zugliedern. Ich habe dieſe Organiſation wenigſtens in den Grund⸗ 
riſſen angedeutet, um den Vergleich mit der „gemeinwirtſchaftlichen 
Regelung“ des Kohlenbergbaues zu ermöglichen. 

Gedacht war die Organiſation für die Übergangswirtſchaft mit 
der Aufgabe, „ſich möglichſt bald ſelbſt überflüſſig zu machen“. Das 
Bewußtſein von der unzerſtörbaren Kontinuität der wirtſchaftlichen 
Entwicklung war damals noch zu lebendig, als daß die Abſicht, nicht 
gewordene, ſondern frei ausgedachte Organiſationen für die Dauer 
zu ſchaffen, hätte aufkommen können. Es handelte ſich nur um eine 
Notbrücke in eine unbekannte Zukunft, der es üherlaſſen bleiben 


ſollte, die ihren Bedürfniſſen entſprechenden Formen ſelbſt aus⸗ 


zubilden. Darin und nicht in dem Datum liegt der Grund, aus 


1 Vgl. Hermann Schumacher, Segenwartsfragen des nn 
Dieſe Zeitſchrift Bd. 54, S. 12. 
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dem von einer Maßnahme zur Sozialifierung des Textilgewerbes 
nicht geſprochen werden kann. Derſelbe Grund trifft zu für die 
gegenwärtige Regelung der Eiſenwirtſchaft, der Teerwirtſchaft und 
der Schwefelſäurewirtſchaft!. Außerlich kommt dies ſchon darin 
zum Ausdrucke, daß die Verordnungen erlaſſen ſind auf Grund des 
§ 1 des Geſetzes über eine vereinfachte Form der Geſetzgebung für 
die Zwecke der Übergangswirtſchaft vom 17. April 1919. Die drei 
Verordnungen bezwecken weiter nichts, als der Reichsregierung durch 
geeignete Organe die Möglichkeit zu geben, gegenüber der unzu⸗ 
reichenden Erzeugung und der Willkür der Preisbildung für die 
Deckung des lebenswichtigen Inlandsbedarfs zu erträglichen Preiſen 
zu ſorgen ſo lange wie dies das Allgemeinintereſſe verlangt. Sie 
organiſieren zu dieſem Zweck nicht das Gewerbe ſelbſt, ſondern unter⸗ 
ſtellen es einer Organiſation, die das Inſtrument der Reichsregierung 
bildet, aber den berechtigten Wunſch der Beteiligten, zunächſt das 
erſte Wort zu haben, mehr oder weniger weitgehend Rechnung trägt. 
Sie wollen nicht die Wirtſchaft umgeſtalten, ſondern einem Not⸗ 
ſtande abhelfen, den die unkontrollierte Wirtſchaft unter den gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſen wirklich oder vermeintlich nicht zu überwinden 
vermag. Näher auf dieſe Bildungen einzugehen erübrigt ſich. Sie 
ſind mit der „ der Verhältniſſe ſichtlich im Abſterben be⸗ 


griffen. 
II 


Wenden wir uns jetzt dem zu, was man als Sgszialiſierungs⸗ 
maßnahmen im eigentlichen Sinne bezeichnen darf, oder was ſich 


ſelbſt ſo bezeichnet, ſo können wir drei Perioden unterſcheiden. 


Die erſte dauert von der Ausrufung der ſozialiſtiſchen Republik 
und der Erklärung der Volksbeauftragten, daß es deren Aufgabe 
ſei, das Erfurter Programm zu verwirklichen, bis zum März 1919. 
Man kann ſie als die Periode der Ratloſigkeit, mit demſelben Recht 
aber auch als die Periode der Beſonnenheit und Mäßigung bezeichnen. 
Dann ſetzte unter dem Einfluſſe des Unterſtaatsſekretärs im Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſterium v. Möllendorff und ſeines Miniſters Wiſſell 
eine Periode der Aktivität ein, die aber bereits im Sommer 1919, 
nachdem die beiden ihre Poſten verlaſſen hatten, abklang. Ihre 


1 Verordnungen über die Regelung der Eiſenwirtſchaft vom 1. April 1920, 
über die Regelung der Teerwirtſchaft vom 7. Juli 1920, über die Regelung der 
Schwefelſäurewirtſchaft vom 31. Mai 1920. 
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Ergebniſſe find allerdings höchſt dürftig. Eine neue ſtarke Anregung 
brachten die Vorgänge nach dem Kapp⸗Putſch. In der durch ſie 
eingeleiteten Periode, in der die Frage der Sozialiſierung ganz zum 
Gegenſtand des politiſchen Machtkampfes geworden iſt, befinden wir 
uns augenblicklich. 

Pläne und Gedanken laſſen vier Richtungen erkennen, wobei 
ich von den Verſuchen abſehe, lediglich etwas zu tun, was wie 
Sozialiſierung ausſieht, aber niemandem wehe tut. 

Die erſte Richtung, die namentlich in der Sozialiſierungs⸗ 


kommiſſion Vertretung gefunden hat, ſtellt ſich, wie es in deren 


Bericht heißt, entſchloſſen auf den Boden des ſozialiſtiſchen Prinzips, 
Ausſchaltung des Privateigentums an den Produktionsmitteln und 
Ausnutzung durch die „Gelellihaft“. Ob dieſer Boden als⸗ 
bald oder erſt nach Einſchaltung eines Zwiſchenſtadiums erreicht 
werden ſoll, iſt ein häuslicher Streit. Die Unzulänglichkeit und 
Ungerechtigkeit der gegenwärtigen Wirtſchaftsordnung und das 
Verlangen der Arbeiterſchaft nach Verwirklichung der ſozialiſtiſchen 
Gedanken ſind für dieſe Richtung entſcheidend. 

Die zweite Richtung, die ſich planwirtſchaftlich nennt — plan⸗ 
wirtſchaftlich im Gegenſatze zu dem vermeintlich anarchiſchen, Kräfte 
und Stoff vergeudenden Getriebe der freien Wirtſchaft —, will das 
Privateigentum an den Produktionsmitteln nicht antaſten, aber ver⸗ 
mittelſt einer das Wirtſchaftsleben durchziehenden Organiſation eine 
planmäßige Leitung ermöglichen. Die Träger des Wirtſchaftslebens, 
Unternehmerſchaft, Arbeiterſchaft, Handel und Verbrauch, ſollen nach 
ihrer Zugehörigkeit zu den einzelnen Fachgruppen zu Verbänden 
zuſammengeſchloſſen werden, um im Wege der „Selbſtverwaltung“, 
nicht der Autonomie, unter oberſter Aufſicht und Leitung des Staates 
die wirtſchaftlichen Aufgaben zu löſen. So ſoll eine Wirtſchaft 
höherer Ordnung geſchaffen werden. Was aber dem Marxismus 
Erfolg und gleichzeitig Rechtfertigung der Vergeſellſchaftung iſt, 
nämlich die Möglichkeit einer zweckmäßigen Leitung der Wirtſchaft, 
das iſt der planwirtſchaftlichen Richtung das unmittelbare Ziel, das 
ſie mit dem privaten Unternehmer ſicherer zu erreichen glaubt als 
unter ſeiner Ausſchaltung. 

Die planwirtſchaftliche Richtung tritt noch von einer aus⸗ 
geſprochen theoretiſchen Auffaſſung aus an die Wirtſchaft heran. 
Sie wählt ihren Standpunkt nicht nach den Dingen, ſondern will 
die Dinge ihrem Standpunkte anpaſſen, aber ſie nähert ſich doch 
ſchon dem Verſuch, ſich nicht von einem Dogma beherrſchen zu laſſen. 
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Sie ſieht die Frage auch nicht unter dem Geſichtspunkt der Stimmung 


. oder des Machtwillens der Arbeiterſchaft, ſondern der Förderung der 


Wirtſchaft. 

Daß es nicht darauf ankommen darf, dogmatiſche Glaubens⸗ 
ſätze oder vorgefaßte Theorien zu verwirklichen, daß es ſich auch 
nicht um eine Arbeiterfrage handelt, ſondern daß die Frage ledig⸗ 
lich iſt: Welcher Weg iſt nach Lage der Verhältniſſe gegeben, um 
unſere Wirtſchaft wieder erſtarken zu laſſen?, das iſt der Standpunkt 
einer dritten Richtung, die ich, weil fie von vornherein nach keiner 
Richtung feſtgelegt iſt, die rein wirtſchaftspolitiſche nennen will. 
Ihren Ausdruck findet ſie in dem Gutachten des erſten Verſtändi⸗ 
gungsausſchuſſes des Reichswirtſchaftsrates, das den geiſtigen Stempel 
von Dr. Silverberg, Hugo Stinnes und Vögler trägt. Mit Soziali⸗ 
ſierung in dem eingangs erörterten Sinne hat dieſe Richtung an 
ſich nichts mehr zu ſchaffen. In ihrer durch die Verhältniſſe ge⸗ 
gebenen Anknüpfung an die eigentlichen Sozialiſierungsbeſtrebungen 
bezeichnet ſie aber den Weg, auf dem die Gedanken wieder in die 
Welt der Tatſachen einmünden können. Freilich klingt dieſes Gut⸗ 
achten noch an planwirtſchaftliche Ideen an. In ihm enthüllen die 
großen Führer des Wirtſchaftslebens die Tendenzen, nach denen ſie 
ſelbſt ihre Unternehmungen entwickeln und zu immer größeren Ge⸗ 
bilden ausbauen. Die Planwirtſchaft aber würde ganz gegen ihre 
eigentliche Abſicht doch kraft des Schwergewichtes der Dinge dem 
Machtſtreben dieſer großen Führer eben infolge der „Selbſt⸗ 
verwaltung“ gleichfalls den Boden bereitet haben. Es ſind zwei 
ganz heterogene Tendenzen, die ſich merkwürdigerweiſe im Ergebnis 
berühren. 

Neben dieſen drei Hauptrichtungen, der entſchieden ſozialiſtiſchen, 
der planwirtſchaftlichen und der allein nach Zweckmäßigkeitsrückſichten 
orientierten rein wirtſchaftspolitiſchen, beſteht deutlich erkennbar noch 
eine vierte Richtung. Das iſt die höchſt primitive Auffaſſung der 
radikalen Arbeiterſchaft, die ganz naturgemäß der ſyndikaliſtiſch⸗ 
produktivgenoſſenſchaftlichen Richtung zuneigt. Denn was nützt es 
dem Arbeiter, wenn in dem ſozialiſierten Betriebe, ſei es auch nur 
als Verrechnungsmodus, doch die Lohnarbeit beſtehen bleibt, wenn 
ihm ſtatt des Arbeitgebers „Kapital“ ein Arbeitgeber in Geſtalt irgend⸗ 
einer „gemeinwirtſchaftlichen“ Organiſation gegenübertritt, in deren 
Betriebe er ſchließlich nicht mehr Rechte hat, als die neue Geſetzgebung 
überall einräumt, mögen auch eine Anzahl Genoſſen in der Zentrale 
ſitzen, wo ſie doch nur die Arbeiterintereſſen verraten? Was nützt 
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es dem Arbeiter, wenn der Mehrwert nicht mehr in der Hand des 
Kapitaliſten neues Kapital heckt, ſondern ſich in dem komplizierten 
Räderwerk einer gemeinwirtſchaftlichen Organiſation verflüchtigt? 
Was nützt es ihm, wenn ihm ſtatt der verheißenen Erlöſung von 
der Arbeitsqual der Satz entgegengehalten wird, daß die Religion 
des Sozialismus die Arbeit ſei? Er will der Herr ſein und ihm 
ſoll der Betrieb gehören. Dieſer Richtung muß man ſich bewußt 
ſein, wenn man der Hoffnung richtig einſchätzen will, daß eine 
Sozialiſierung, die, wie der Vorſchlag der Sozialiſierungskommiſſion, 
dieſen weitgeſpannten Idealen nicht entſpricht, die freudige Mit⸗ 
arbeit der Arbeiterſchaft dauernd ſichern würde. 

In der Arena der Offentlichkeit ringen zurzeit die entſchieden 
ſozialiſtiſche und die rein wirtſchaftspolitiſche Richtung. Die plan⸗ 
wirtſchaftliche ſcheint, trotzdem ſie in Reden und Artikeln noch lebt, 
wenigſtens zurzeit erledigt zu fein. Die ſyndikaliſtiſch⸗ produktiv 
genoſſenſchaftliche aber wartet ihre Zeit ab, um die in jedem Falle 
zu erwartende Enttäuſchung der Arbeiterſchaft kräftig aus⸗ 
zunutzen. 

1. Daß der Sozialismus ſich am 9. November 1918 vor Pro⸗ 
bleme geſtellt ſah, auf die er nach ſeiner Vergangenheit gar nicht 
vorbereitet ſein konnte, iſt oft genug dargelegt worden. Es mußte 
aber wenigſtens Bereitſchaft zum Handeln gezeigt werden. Wir müſſen 
noch heute den ſechs Volksbeauftragten für die Art danken, in der 
ſie ihre Handlungsbereitſchaft betätigten. Sie traten einſtweilen auf 
der Stelle und ſetzten nur eine Sozialiſierungskommiſſion ein, die ſich 
in erſter Linie mit der Frage einer Sozialiſierung des Kohlenberg⸗ 
baues beſchäftigen ſollte. In den Verordnungen vom 18. Januar 
und 8. Februar 1919, die die Beſtellung von Reichsbevollmächtigten 
für den Bergbau zur Vorbereitung der Sozialiſierung und Bildung 
von Arbeitskammern vorſahen, bezeichneten ſie als Sozialiſierung 
eine umfaſſende Beeinfluſſung des Bergbaues durch das Reich und 
Feſtlegung der Beteiligung der Volksgeſamtheit an ſeinen Erträgen. 
Den radikalen Vorſchlag der Sozialiſierungskommiſſion, der ihnen 
am 8. Februar bekannt geweſen ſein muß, ließen ſie unbeachtet 
unter den Tiſch fallen trotz der bei der Einberufung der Kommiſſion 


feierlich abgegebenen Erklärung, daß die Vorſchläge, die deren 


Beratungen ergäben, raſch in die Tat umgeſetzt werden ſollten !. 


1 Siehe Verhandlungen der Sozialiſierungskommiſſion über den Kohlen⸗ 
bergbau im Jahre 1918/19. Berlin, bei Engelmann, S. VII. 
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In ſeinen Erläuterungen zum Erfurter Programm ſpottet 
Kautsky über die klugen Köpfe, die glauben, eine neue Wirtſchafts⸗ 
ordnung ausſinnen und dieſe demnächſt fein ſäuberlich ausführen 
zu können. Solche klugen Köpfe haben ſich nun freilich ſeit dem 
9. November 1918 maſſenhaft eingeſtellt. Mit großer Entſchieden⸗ 
heit übernahm auch die Sozialiſierungskommiſſion dieſe Rolle. Der 
vorläufige Bericht über die Frage der Sozialiſierung des Kohlen⸗ 
bergbaues, den ſie unter dem 15. Februar 1919 erſtattete?, blieb 
aber faſt 1½ Jahre lang ein bloßes Literaturerzeugnis. Als im 
Mai 1920 die Sozialiſierungskommiſſion aus Anlaß der nach dem 
Kapp⸗Putſch zwiſchen Regierung und Gewerkſchaften getroffene 
Vereinbarung wieder einberufen worden war, legte ein Teil der 
Kommiſſion den erſten Plan wieder vor. Bedeutung hat er alſo 
erſt für die dritte Periode erlangt; auf ihn wird dann zurück⸗ 
zukommen ſein. | 

2. Es waren die ſchweren Erſchütterungen, die der März 1919 
brachte, die zum Handeln drängten und dadurch den einzigen Per⸗ 
ſönlichkeiten der Reichsregierung, die in der. allgemeinen Ideen⸗ 
loſigkeit Ideen zu haben glaubten, von Möllendorff und Wiſſell, 
für einige Zeit freie Bahn verſchafften. Der über Rußland 
importierte Rätegedanke ſtand damals noch im Vordergrund. In 
der Ausgeſtaltung, die der Gedanke namentlich durch die Mehrheits⸗ 
ſozialiſten Cohen und Kaliski erhalten hatte, ſollte das Räteſyſtem 
einmal in einem von dem Reichswirtſchaftsrat gekrönten Aufbau 
von Kammern der Arbeit verwirklicht werden. Gleichzeitig ſollten 
aber die einzelnen Gewerbe, jedes zunächſt in der Gemeinde, zu 
Produktionsgemeinſchaften unter der Leitung von Produktionsräten, 
beſtehend aus Vertretern aller in den Gewerben tätigen Kategorien 
(auch der Unternehmer), vereinigt, die Produktionsgemeinſchaften der 
Gemeinden wieder zu Produktionsgemeinſchaften der Kreiſe zu⸗ 
ſammengefaßt werden uſw., bis ſchließlich für jedes Gewerbe die 
Reichsproduktionsgemeinſchaft daſtehen würde. Durch dieſe unge⸗ 
heueren Türme von Babel ſollte das erreicht werden, was Kaliski in 


1 Wieder abgedruckt als Anhang des Berichts über die Frage der Sozia⸗ 
liſierung des Kohlenbergbaus vom 31. Juli 1920, Berlin, Verlag Engelmann, 
nach dem hier zitiert wird. In demſelben Verlag ſind jetzt erſchienen Ver⸗ 
handlungen der S.⸗K. über den Kohlenbergbau im Jahre 1918/19, der aller⸗ 
dings nur Sachverſtändigenvernehmungen, nicht die Beratungsprotokolle ent⸗ 
hält, aber ſehr intereſſantes Material. Ferner Verhandlungen der S.⸗K. über 
den Kohlenbergbau im Jahre 1920, 2 Bde. auch mit den Beratungsprotokollen. 
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dem auf dem zweiten Rätekongreß erſtatteten Referat „Sozialiſierung“ 
nannte, nämlich Entwicklung und Steigerung der Produktivität bis 
zur höchſten Leiſtung. Dem erſten Teil dieſes Räteprogramms iſt 
in Art. 165 der Verfaſſung Unterkunft gewährt worden. Die Re⸗ 
gierung beſaß aber nicht die genügende Schwindelfreiheit, um dem 
ausſchweifenden, den Stempel der gewalttätigſten Theorie tragenden 
Gedanken über den Produktionsaufbau zu folgen. Hier traten nun 
Wiſſell und Möllendorff mit ihren von Kaliski auf dem Rätekongreß 
ziemlich ſcharf abgefertigten Gedanken auf den Plan. 

Die geſetzliche Grundlage bildete das Sozialiſierungsgeſetz vom 
3. März 1919, das jedoch nur ein recht allgemein gehaltenes Pro⸗ 
gramm enthielt. Es iſt im weſentlichen in die Reichsverfaſſung 
aufgenommen worden, wo es mit anderen, ähnlich allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen unter der Überſchrift „Grundrechte und Grundpflichten 
der Deutſchen“ das Reichsgeſetzblatt zu füllen hilft (Art. 153). Zur 
Erledigung der in dem Sozialifierungsgejeg enthaltenen Zuſage find 
drei Geſetze ergangen: das Kohlenwirtſchaftsgeſetz vom 23. März 1919, 
das Kaliwirtſchafsgeſetz vom 24. April 1919 und das Geſetz zur 
Sozialiſierung der Elektrizitätswirtſchaft vom 31. Dezember 1919. 
Letzteres gehört auf ein beſonderes Blatt und wird nachher kurz 
beſprochen werden. Das Kaliwirtſchaftsgeſetz iſt mehr zufällig dadurch 
zuſtande gekommen, daß die Induſtrie an das Reichskabinett mit 
dem Antrage auf weitere Preiserhöhung herantrat und dieſes auf 
Anregung von Erzberger dem Antrage nur gleichzeitig mit einer 
„Sozialiſierung“ glaubte entſprechen zu können. Kohlenwirtſchafts⸗ 
geſetz und Kaliwirtſchaftsgeſetz beſchränken ſich nur auf wenige grund⸗ 
ſätzliche Bemerkungen, das Schwergewicht der Regelung liegt in den 
Ausführungsbeſtimmungen !. Dieſe find zwar erſt nach dem Aus: 
ſcheiden von Wiſſell und Möllendorff publiziert worden, jedoch unter 
ihrer Leitung fertiggeſtellt und ſind demnach als Verkörperung ihrer 
planwirtſchaftlichen Ideen anzuſehen. 

Dieſe Ideen tragen den typiſchen Charakter der nachrevolutionären 
Zeit. In ſolchen Zeiten ſcheint das Geweſene erledigt. Man glaubt 
auf einem bloßen Trümmerfeld zu ſtehen. Der Intellekt hat freie 
Bahn, um unbehindert durch Geweſenes und Vorhandenes den 
Aufbau der neuen Wirtſchaft konſtruieren zu können. So ſagt auch 
die vom Reichswirtſchaftsminiſterium dem Reichskabinett vorgelegte 


1 Kohle: Verordnung vom 18. Juli 1919; Kali: Verordnung vom 
21. Auguſt 1919. 
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Denkſchrift !: „Wir ſtehen vor der Tatſache, daß unſere ganze Wirt⸗ 
ſchaft zuſammengebrochen iſt. Jede Ausſicht fehlt, zu den Zuſtänden 
der Zeit vor 1914 zurückzukehren. Es handelt ſich nicht nur um 
eine Wiederbelebung, ſondern um einen völligen Wiederaufbau der 
Wirtſchaft.“ „Der überlieferte Sozialismus iſt dazu nicht fähig.“ 
„Er krankt an ideeller Armut?.“ „Man muß ſich mit beiden Füßen 
feſt auf den Boden der Gemeinwirtſchaft ſtellen. Darunter iſt zu 
verſtehen die zugunſten der Volksgemeinſchaft planmäßig betriebene 
und geſellſchaftlich kontrollierte Volkswirtſchaft.“ Es handelt ſich 
„um die Durchdringung des Wirtſchaftskörpers mit Verantwortung 
gegenüber einem der Volkswohlfahrt dienenden Wirtſchaftsplan. 
Dieſem Zweck ſoll, abgeſehen von beſonderen Fällen, das für die 
Kohlen⸗ und Kaliwirtſchaft bereits benutzte Mittel der gemeinwirt⸗ 
ſchaftlichen Selbſtverwaltung unter Reichsaufſicht dienen.“ 

Dieſe Sätze ſind auch deshalb von Intereſſe, weil ſie den Sinn 
klarzuſtellen ſuchen, in dem das Wort „Gemeinwirtſchaft“ gebraucht 
wird. In dieſem Sinne iſt er auch im Artikel 153 der Reichsverfaſſung, 
der ja nur Möllendorffſche Gedanken widergibt, zu verſtehen. Immer⸗ 
hin iſt es nicht leicht, ein beſtimmtes Bild zu gewinnen? Man 
muß die Taten ſprechen laſſen. Nun zeigt ſich aber das Über⸗ 
raſchende, daß die ſogenannte gemeinwirtſchaftliche Regelung des 
Kohlenbergbaues nichts weiter iſt als ein ſchematiſcher Ausbau des 
in dieſer Induſtrie ja zu großer Höhe entwickelten Kartellgedankens. 
Aus den vorhandenen Kartellen werden Zwangskartelle gemacht, die 
noch nicht kartellierten Teile in Zwangskartelle gefaßt. Dabei kommen 
freilich neben das rheiniſch⸗weſtfäliſche Rieſengebilde Zwergbildungen, 
die über etwa eine halbe Million Tonnen Jahresförderung verfügen, 
zu ſtehen. Die geſamten Einzelkartelle werden in dem Reichskohlen⸗ 
verband, das iſt das ſchon lange erſtrebte allgemeine deutſche Kohlen⸗ 
ſyndikat, zuſammengefaßt und, wie es ſelbſtverſtändlich iſt, dieſe 
Kartellorganiſation in die Allgemeinwirtſchaft eingegliedert. Denn 
das war ſtets klar, daß die Zuſammenfaſſung des geſamten deutſchen 


1 Abgedruckt: Kritiſches zur Planwirtſchaft, herausgegeben vom Hanſabund. 
Berlin, Carl Schmalfeldt. 

2 Gemeint iſt augenſcheinlich nicht: eine nur gedachte Armut, ſondern eine 
Armut an Gedanken. 

3 Einen faſt erſchütternd wirkenden Einblick in die damals im Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſterium herrſchenden rechtlichen und wirtſchaftlichen Vorſtellungen 
gibt das Buch des juriſtiſchen Mitarbeiters v. Möllendorffs, Reier, Das 
Sozialiſierungsgeſetz vom 23. N 1919, Guttentagſche Sammlung Deutſcher 
Reichsgeſetze. 
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Kohlenbergbaues in einen Verband den Staat mit Naturnotwendig- 
keit zwingen würde, ſich einen maßgebenden Einfluß zu ſichern. Jetzt 
erfolgte nun freilich die Eingliederung in ganz neuzeitlichen Formen. 
Die an der Kohlenwirtſchaft beteiligte „Geſellſchaft“ wird dargeſtellt 
durch ein Kohlenparlament, den Reichskohlenrat, der aus Vertretern 
aller an der Kohlenwirtſchaft intereſſierten Kreiſe, auch der Verbraucher 
beſteht. Er ſoll die Kohlenwirtſchaft nach „gemeinwirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten“ leiten, wozu ſelbſtverſtändlich ein ſo großes Gremium 
völlig außerſtande iſt. Seine Hauptbedeutung liegt wohl in der Be⸗ 
ratung der oberſten Inſtanz, des Reichswirtſchaftsminiſters mit ſeinen 
weitgehenden Befugniſſen, zu denen namentlich das Recht gehört, die 
vom Reichskohlenverbande feſtgeſetzten Kohlenpreiſe herabzuſetzen. 
Man hat alſo zu unterſcheiden: die Organiſation, welche hier 
anders wie bei der Textilwirtſchaft aus den Unternehmungen ſelbſt 
gebildet iſt und ihre Krönung im Reichskohlenverband findet, der 
im Wege der „Selbſtverwaltung“ ſehr weitgehende Befugniſſe, ins⸗ 
beſondere das Recht der Preisfeſtſetzung ausübt, und die Vertretung 
der Allgemeinheit, Reichskohlenrat und Reichswirtſchaftsminiſter !. 

Auf die Einzelheiten des wohldurchdachten Aufbaues kann ich 
hier nicht eingehen. Sie verraten die rege Mitarbeit der erfahrenen 
Syndikatsmänner. Denn merkwürdig, obwohl das Kohlenwirtſchafts⸗ 
geſetz in der Nationalverſammlung von induſtrieller Seite auf das 
heftigſte bekämpft worden war, in der Kommiſſion, die die Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen beriet, herrſchte trotz durchaus paritätiſcher 
Zuſammenſetzung die ſchönſte Einigkeit. Man hatte eben hinter den 
großen Worten vom Regierungstiſche wirklich etwas vermutet. Jetzt 
zeigte ſich, daß es gar nicht ſo ſchlimm gemeint war. Angenehmer 
mag noch die Kaliinduſtrie überraſcht geweſen ſein, als ihr nun 
auch nach demſelben Schema eine „gemeinwirtſchaftliche Regelung“ 
beſchert wurde. Sie brachte ihr, abgeſehen von einigen neuzeitlichen 
Verzierungen, nur die feſte Organiſation, die fie ſchon lange erſtrebt 
hatte. In den Preiſen war die Kaliinduſtrie ja bereits ſeit dem 
Kaligeſetz nicht mehr frei. 

Die gemeinwirtſchaftliche Regelung der Kohlenwirtſchaft iſt zu⸗ 
nächſt, wie die Kartelle es waren, nichts weiter als eine Organiſation 
zwecks Anpaſſung der Förderung an den Bedarf, Regelung des Abſatzes 
unter Vermeidung unnötiger Konkurenz, Regelung der Einfuhr und 
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1 Eine andere Auffaſſung des Aufbaues ſiehe bei R. Iſay, Das Geſetz über 
die Regelung der Kohlenwirtſchaft. Mannheim, J. Vensheimer, S. 1 ff. 
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Ausfuhr und Regelung der Preiſe, bis auf die Preiſe alles Dinge, 
an die man jetzt am wenigſten zu denken braucht. Auch die Preiſe 
lagen ſchon vorher feſt in der Hand des Staates. Bezeichnend iſt, 
daß nicht einmal der Reichskohlenkommiſſar mit ſeinem großen 
Stabe überflüſſig geworden iſt. Kartelle und Kohlenkommiſſar ſind 
Gegenpole. Die Kartelle ſind Kinder der Not, mit der die Über⸗ 
füllung des Marktes auf der Induſtrie laſtet. Der Kohlenkommiſſar 
iſt ein Kind der Not, mit der die Leere des Marktes die Verbraucher 
bedroht. Die Kartellorganiſation kann den Kohlenkommiſſar nicht 
überflüſſig machen, ſondern nur von ihm zur Erleichterung ſeiner 
Arbeit benutzt werden. 

Vor dem Kriege, als noch der deutſche Kohlenbergbau ſeine 


| Aufgaben ſpielend löſte, ſich nur vor Überproduktion und zweck⸗ 


loſem gegenſeitigen Wettbewerb zu ſchützen brauchte und eine ziel⸗ 
bewußte Zuſammenarbeit der Reviere auf dem Auslandsmarkt 
wünſchenswert war, wäre ein ſolches Gebäude, abgeſehen von 
der höchſt unzweckmäßigen Art der Eingliederung der „Selbſt⸗ 
verwaltungsorganiſation“ in die Geſamtwirtſchaft, vielleicht ein 
großer Wurf geweſen. Man hat mit Vorkriegsgedanken für die 
Induſtrie gebaut, wie ſie vor dem Kriege war; eine rieſige, recht 
koſtbare Maſchine, koſtbar auch durch die Vergeudung wertvoller 
Zeit in endloſen Sitzungen, die im weſentlichen leer läuft. 

In dem umfangreichen Bau ſuchen wir vergebens, wo ſich die 
„planmäßig betriebene, geſellſchaftlich kontrollierte Volkswirtſchaft“ 
offenbaren ſoll. Der Wirtſchaftsplan für die Kohle iſt klar genug. 
Er lautet: Kohle graben und wieder Kohle graben. Nicht der 
mindeſte Anſatz findet ſich für eine Förderung oder auch nur An⸗ 
regung der Produktion. Die Organiſation erfaßt ja nur die Kohle, 
die auf der Förderſchale aus dem Schachte ſteigt. Die Erzeugung 
als ſolche bleibt ganz unberührt. Man hat früher von der Kar⸗ 
tellierung befürchtet, daß fie die lebendigen Kräfte des Fortſchritts 


lähmen könnte, weil fie den kartellierten Betrieben die Rentabilität 


garantiere. Tatſächlich kamen dieſe Kräfte nie zur Ruhe. Am Tage 
nach dem Kartellabſchluß begann bereits die Arbeit, um die Poſition 
für die Erneuerungsverhandlungen zu ſtärken. Eher wäre dieſe 
Gefahr von der heutigen Organiſation zu befürchten, weil ſie auf 
die Dauer berechnet iſt und mit Zwang arbeitet. Das iſt der einzige 
Einfluß, den die „gemeinwirtſchaftliche Regelung“ auf die Produktion 
üben könnte. 

Das Fehlen beſtimmter Vorſtellungen oder einer geſtaltenden 
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Kraft zeigt ſich auch darin, daß die doch im eigentlichen Sinne öffent⸗ 
lichen Zwecken dienende Organiſation in ihrem wichtigſten Teil mit 
den Mitteln des Privatrechts aufgebaut iſt. Sowohl die den Unter⸗ 
bau bildenden Syndikate wie ſelbſt der Reichskohlenverband ſind 
Geſellſchaften des privaten Rechtes. Es ſind alſo Formen benutzt, 
die ihrem Weſen nach dem freiwilligen Zuſammenſchluß für beſtimmte 
wirtſchaftliche Zwecke dienen. Um den Zwangscharakter der Organi⸗ 
ſation zu ſichern, mußten deshalb auf die privatrechtliche Unterlage 
einige öffentlich⸗rechtliche Flicken geſetzt werden. Wir haben jo Ge⸗ 
bilde von eigentümlichem unklaren Miſchcharakter vor uns. Am 
eigenartigſten wirkt dies bei dem Reichskohlenverband, deſſen Tätig⸗ 
keit eine rein behördliche, überwachende, anordnende, ſchlichtende ift. 
An dieſer verfehlteſten Stelle der Konſtruktion haben daher auch 
die Anderungsverſuche eingeſetzt 1. Den Einzelſyndikaten liegt aller⸗ 
dings die Verkaufstätigkeit ob. Aber dadurch, daß fie ausſchließlich 
als Abſatzgemeinſchaften organiſiert ſind, würden ſie ſich auch kaum 
dazu eignen, öffentliche Funktionen zu übernehmen. Das Schwer⸗ 
gewicht der privatrechtlichen Konſtruktion iſt ein Erdenreſt, an dem 
die Organiſation zu peinlich zu tragen hat, um ſich in die gemein⸗ 
wirtſchaftlichen Höhen erheben zu können. 

Die Baumeiſter der neuen Wirtſchaft haben nichts weiter ge⸗ 
wußt, als Bauſteine zu verwenden, die die freie Wirtſchaft für ganz 
andere Zwecke geſchaffen hatte. Sie haben einen Faſſadenbau ge⸗ 
ſchaffen, hinter dem die Kräfte der Wirtſchaft ſich wieder gänzlich 
ſelbſt überlaſſen ſind. 

Vielleicht noch gedankenärmer iſt die gemeinwirtſchaftliche Re⸗ 
gelung des Kalibergbaues. Im Kalibergbau beſteht bekanntlich ein 
gewaltiges Mißverhältnis zwiſchen der Leiſtungsfähigkeit der er⸗ 
ſchloſſenen Lager und der Aufnahmefähigkeit des Marktes, das durch 
eine höchſt unglückliche Syndikatspolitik verſchuldet und durch eine 
höchſt unglückliche geſetzliche Regelung (Geſetz über den Abſatz von 
Kaliſalzen vom 25. Mai 1911) noch geſteigert worden war. Die 
bisherige Organiſation der Induſtrie, die auf einem Zuſammen⸗ 
wirken von Reich und Syndikat beruhte, ſuchte fußend auf dem 
Kalimonopol Deutſchlands den drohenden Verluſt des inveſtierten 
Kapitals zu vermeiden. Jetzt war dieſes Monopol namentlich durch 


1 Es beſtand die Abſicht, dem Reichskohlenrat die Funktionen des Reichs⸗ 
kohlenverbandes zu übertragen, was nur bedeutet hätte, ein ungeeignetes In⸗ 
ſtrument durch ein unbrauchbares zu erſetzen. Jetzt iſt durch den großen Ausſchuß 
des Reichskohlenrats eine Verbindung mit dem Verband hergeſtellt. 
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den Verluſt der elſäſſer Kalilager gebrochen. Es war klar, daß der 
deutſche Kalibergbau auf die Dauer nicht in den alten Bahnen 
würde beharren können, und es wäre eine dankbare Aufgabe für 
eine weitſchauende Wirtſchaftspolitik geweſen, die neuen Wege zu 
weiſen. Statt deſſen begnügte man ſich mit einem Ausbau der 
alten Organiſation ohne nennenswerten neuen Zuſatz und ſchmiedete 
ſo die einer ganz neuen Lage gegenüberſtehende Induſtrie auf das 
alte Syſtem feſt. N 

Bezeichnend iſt übrigens, daß in der Börſenhauſſe des Winters 
1919/20 Kaliwerte eine rechte Rolle ſpielten, und daß jetzt die Kali⸗ 
induſtrie, als befänden wir uns noch mitten in dem „anarchiſchen 
Getriebe“ der freien Wirtſchaft, nach der Verteilung großer Aus⸗ 
beuten vor einer ſchweren Abſatzkriſe zu ſtehen ſcheint. Von „Plan⸗ 
wirtſchaft“ iſt unter dieſer „planwirtſchaftlichen“ Regelung wenig 
genug zu ſpüren. 

Was die Planwirtſchaftler, als fe ans Werk gingen, boten, 
war eine Schale ohne Kern. Es war kein Wunder, daß ſich von 
ſozialiſtiſcher Seite bald eine ſtarke Oppoſition meldete, die Plan⸗ 
wirtſchaft als Verewigung des Kapitalismus bezeichnet wurde. Es 
war auch kein Wunder, daß, als die weiteren Pläne bekannt wurden, 
die Eiſeninduſtrie ſah, welch ungeheuer komplizierter Aufbau mit 
Ober⸗ und Untergruppen, mit Vorſtänden und Beiräten, mit end⸗ 
loſen Hemmungen ihr zugedacht war, als man ſah, was geſchehen 
ſollte, um die Wirtſchaft, die bisher „wie ein Kruſtentier nur durch 
eine äußere Schale zuſammengehalten wurde, jetzt durch ein neues 
planwirtſchaftliches Knochengerüſt in die Kategorie der Wirbeltiere 
zu heben“, da war das Miniſterium Wiſſell nicht mehr zu halten. 
In der Tat glichen die bekannt gewordenen Pläne mehr dem Pro⸗ 
jekt einer troſtloſen Hemmung der Wirtſchaft und einer unproduktiven 
Arbeitsloſenfürſorge für Verbandsangeſtellte als einem Wieder⸗ 
aufbauprogramm. | 

Wer nur einen gewiſſen Überblick über unſer fo ungeheuer viel- 
geſtaltiges Wirtſchaftsleben hat, konnte ja von vornherein nicht 
zweifeln, daß eine ſozuſagen aus freier Hand geſchaffene planwirt⸗ 
ſchaftliche Organiſation nur drei Schickſale haben könnte: lediglich 
die Oberfläche des Wirtſchaftslebens zu erfaſſen oder in der ver⸗ 
zweifelten Kompliziertheit der Pläne ſich rettungslos zu verſtricken 
und eine Maſchinerie zu ſchaffen, die ihre geſamte Kraft in inneren 
Reibungen verbraucht, oder ſchließlich das Wirtſchaftsleben ge⸗ 
waltſam in eine Schablone zu preſſen, in der nur noch ein be⸗ 
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ſchränkter Teil exiſtieren könnte, * e Kräfte aber er⸗ 
ſticken müßten. 

Die Nachfolger von Wiſſell und v. Möllendorff ſcheinen die 
Fehler der Konſtruktion wohl empfunden zu haben. Ihre zum Teil 
recht einſchneidenden Anderungsverſuche glitten aber an der Außen⸗ 
ſeite ab. 

Damit iſt die Planwirtſchaft vorderhand für uns erledigt. 
Das Geſetz, betreffend die Sozialiſierung der Elektrizitätswirtſchaft, 
vom 31. Dezember 1919, gehört nicht zu den planwirtſchaftlichen 
Maßnahmen. Es iſt im Reichsſchatzminiſterium ausgearbeitet und 
lief im Entwurf auf ein einfaches Reichsmonopol hinaus, wie es 
ſchon vor dem Kriege ein Lieblingsprojekt Bethmann⸗Hollwegs ge⸗ 
weſen war. Er hoffte in der Elektrizität für das Reich zu finden, 
was die Eiſenbahnen für Preußen waren. Das Reichsmonopol 
ſollte das nach dem zeitigen Stande der Technik ſich ergebende Ideal 
der Krafterzeugung und Verteilung verwirklichen helfen und ſo nicht 
nur Einnahmen bringen, ſondern ein Wirtſchaftsinſtrument von be⸗ 
ſonderer Bedeutung werden. Der Entwurf des Scszialiſierungs⸗ 
geſetzes hätte ebenſogut von Bethmann⸗Hollweg gezeichnet werden 
können. Freilich würde ein früherer Schatzſekretär wohl ſchwerlich 
einfach eine halbe Milliarde für den Erwerb von Elektrizitätswerken 
durch das Reich zur Verfügung geſtellt haben, wie das jetzt der 
Reichsfinanzminiſter Erzberger tun wollte. Das iſt aber noch kein 
Sozialismus. In der Begründung wurden die ſchon vor dem Kriege 
bis zum Überdruß wiederholten Vorteile der Elektrizitätswirtſchaft 
in einer Hand in den Vordergrund geſchoben, aber doch die Hoffnung 
durchblicken gelaſſen, in abſehbarer Zeit zu einer immer reichlicher 
fließenden Einnahmequelle zu gelangen. Als das Geſetz den Reichstag 
verließ, ſah es ganz anders aus. Schon den Bethmannſchen Plänen 
trat eine Richtung entgegen, die damals in mehreren großen Bundes⸗ 
ſtaaten, u. a. auch in Preußen, in ſtiller, bei dem Fehlen geſetzlicher 
Handhaben mit großen Schwierigkeiten verbundener Arbeit verfolgt 
wurde, nämlich unter Ausſchaltung aller fiskaliſchen Rückſichten, an 
Stelle der bisherigen Zerſplitterung zweckmäßig abgegrenzte große 
Elektrizitätsverſorgungsgebiete zu ſchaffen und hier die Elektrizitäts⸗ 
verſorgung nicht privater Ausbeutung zu überlaſſen, ſondern, wie 
es in einem Erlaß der beteiligten Miniſter vom 18. Juli 1912 
(Handelsminiſterialblatt S. 405) hieß: die Erzeugung und Vers 
teilung der elektriſchen Energie von größeren öffentlich⸗ rechtlichen 
Verbänden oder von Vereinigungen, die nach gemeinwirtſchaftlichen 
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Geſichtspunkten geleitet werden, in die Hand nehmen zu laſſen. 
Dieſe Tendenz nimmt nun das Geſetz auf, freilich mit dem Unter⸗ 
ſchiede, daß dem Reich jetzt eine führende Rolle zugedacht iſt, gegen 
die man ſich früher, nicht nur in Preußen, aus beſtimmten Gründen 
ſehr entſchieden geſträubt hatte. Übrigens ſieht auch dieſes Geſetz 
die Möglichkeit vor, daß das Reich ſeine Befugniſſe den Bundes⸗ 
ſtaaten übertragen kann, was vorausſichtlich zu einer Mainlinie für 
die Elekrizität führen würde, ſollte das Geſetz jemals zur Ausführung 
kommen. Natürlich ſoll nach einem beſtimmten groß angelegten Plan 
verfahren werden, deſſen Aufſtellung nicht der praktiſchen Erfahrung, 
ſondern einem bis zum 1. April 1921 vorzulegenden Geſetz über⸗ 
tragen iſt. Wie dieſer Plan ausſehen wird, iſt abzuwarten. Das 
Geſetz iſt ſeit einem Jahre in Kraft, ſoweit mir bekannt, hat es 
bisher nur dazu geführt, daß man durch geeignete Transaktionen 
möglichſt viel beſtehende Unternehmungen ſeiner Sphäre entzogen hat 
und daß infolge der geradezu unerhörten Beſtimmungen über die 


im Falle der Enteignung zu gewährende Entſchädigung der Ausbau 


von Werken gelitten hat. 
Es iſt überflüffig darüber zu ſtreiten, ob das Geſetz die Be⸗ 


zeichnung als Sozialiſierungsgeſetz verdient. Daß in dem natürlich 


vorgeſehenen Beirat auch Arbeiter ſitzen, iſt nicht ſozialiſtiſch, ſondern 
entweder zweckmäßig oder unzweckmäßig. Es verkörpert alte Ge⸗ 
danken, die man ſtaats⸗ und kommunalſozialiſtiſch nennen mag, die 


Haber durchaus auf praktiſchen Erwägungen beruhen. Eine Genug: 


tuung darüber, daß dieſe Gedanken nun doch wenigſtens den Weg 
in das Reichsgeſetzblatt gefunden haben, wird kaum aufkommen, 
denn der Boden, auf dem ſie hätten fruchtbringend aufgehen können, 
wird immer gründlicher ſteriliſiert. Wir ſcheinen der Zeit entgegen⸗ 
zugehen, in der das Privatkapital auch da, wo es bereits im Begriff 
war, die Führung abzugeben und ſich mit einer Mitarbeit zu be⸗ 
gnügen, doch notgedrungen wieder die frühere Rolle wird über⸗ 
nehmen müſſen, und wir wollen nur hoffen, daß es wenigſtens das 
deutſche Kapital bleibt. 

3. Damit kommen wir aus der Periode der Aktivität, auf deren 
Ergebniſſe niemand ſtolz ſein wird, durch eine Periode kleiner im 
Keime ſtecken gebliebener Verſuche und gerade in den führenden 
ſozialiſtiſchen Kreiſen recht geringer Neigung zu neuen Taten, weiter 
durch die ſchweren Erſchütterungen des März 1920 hindurch zu der 
dritten Periode des Kampfes um die Löſung oder Beſeitigung 
des Problems. 


ui 
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a) Unter dem 31. Juli 1920 erftattete die wieder einberufene und 
durch Zuziehung einer Anzahl nicht auf ſozialiſtiſchem Boden ſtehender 
Perſönlichkeiten ergänzte Sozialiſierungskommiſſion (S.⸗K.)! das 
verlangte Gutachten über die Frage der Sozialiſierung des Kohlen⸗ 
bergbaues. Das unter dem 15. Februar 1919 von der damaligen 
Mehrheit erſtattete Votum wurde jetzt von der Hälfte der Mit⸗ 
glieder der verſtärkten Kommiſſion aufgenommen. Es intereſſiert 
hier in erſter Linie und wird in Kürze am beſten mit den eigenen 
Worten des Berichts wiedergegeben: „Es ſoll der geſamte deutſche 
Kohlenbergbau einſchließlich der von den Ländern betriebenen Werke 
zugunſten der deutſchen Kohlengemeinſchaft (eine Körperſchaft des 
öffentlichen Rechtes, als Träger der geſamten Kohlenwirtſchaft) gegen 
Entſchädigung enteignet werden. Der Geſchäftsbereich der Kohlen⸗ 
gemeinſchaft wird den Abbau der Kohlen und deren Weiterver⸗ 
arbeitung, einſchließlich der Verkokung, alſo auch die Gewinnung 
der Ausgangsprodukte für die chemiſche Induſtrie, umfaſſen. Die 
Oberleitung der Kohlengemeinſchaft liegt beim Reichskohlenrat, der 
aus Vertretern der Betriebsleitungen, der Angeſtellten und Arbeiter, 
der Verbraucher und der (nicht unmittelbar beteiligten) Allgemeinheit 
zuſammengeſetzt iſt. Die Geſchäftsführung liegt in den Händen des 
vom Reichskohlenrat beſtellten Direktoriums. Dieſem iſt möglichft 
freie Initiative zu laſſen. Durch die Ausſchaltung privater Beſitz⸗ 
intereſſen wird weiteſtgehende Freiheit für die Durchſetzung gemein⸗ 
wirtſchaftlicher Grundſätze erzielt. Die Beſtimmung der Kohlenpreiſe 
unterliegt der Tarifhoheit des Reiches, in deſſen Budget auch die 
überſchüſſe der Kohlenwirtſchaft nach Abſchreibungen und Rück⸗ 
ſtellungen eingeſetzt werden. (Im übrigen hat die Kohlengemeinſchaft 
eine ſelbſtändige Finanzwirtſchaft.) Außer der Produktion wird der 


Kohlenhandel von der gemeinwirtſchaftlichen Regelung erfaßt. Für 
den Außenhandel werden, wenn nötig, ſelbſtändige Stellen geſchaffen.“ 


Die Entſchädigung der enteigneten Bergwerkseigentümer ſoll in 
vierprozentigen Obligationen der Kohlengemeinſchaft erfolgen. Das 
bedeutet im Grunde nichts anderes, als daß das Kapital von den 
bisherigen Eigentümern gegen Gewährung eines feſten Zinsſatzes 
zur Verfügung zu ſtellen ift?. 


1 Merkwürdigerweiſe wurde auch diesmal wieder kein Bergbautreibender 
der Kommiſſion zugeteilt. Innerhalb der Kommiſſion wurde die „Sachkunde“ 
nur durch den Gewerkſchaftsſekretär Hue und den Steiger Werner repräjentiert. 

2 Gegenüber der unerhörten Nonchalance, mit der die Entſchädigungsfrage 
in dem Elektrizitätsgeſetz behandelt wird, berührt die Sorgfalt, mit der die 
S.⸗K. dieſe Frage behandelt (S. 42), beſonders wohltuend. 
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Die Ahnlichkeit mit der Struktur der Reichsbank iſt nicht zu 
verkennen. Hier wie dort ſoll ein autonomes Unternehmen geſchaffen 


werden, autonom gegenüber jedem finanziellen Intereſſe ſowohl der⸗ 


jenigen, die das Kapital ſtellen, wie des Reiches. Auch den Anteils⸗ 
eignern der Reichsbank ſteht ein maßgebender Einfluß, durch den 


fie auf die Geſchäftsführung einwirken können, nicht zu. Frei⸗ 


lich ſind ihnen gewiſſe Befugniſſe eingeräumt, durch die ſie ihr 
Gewinnintereſſe wohl zum Ausdruck, doch nicht zur Geltung bringen 
können. Die Leitung der Reichsbank liegt in der Hand des Reichs⸗ 
kanzlers, jedoch lediglich in ſeiner Eigenſchaft als berufenſter Ver⸗ 
treter des Allgemeinintereſſes, nicht des fiskaliſchen Intereſſes des 


Reiches als Gewinnbeteiligten. Auch bei der Kohlengemeinſchaft 
ſoll der Reichsregierung kraft der „Tarifhoheit“ des Reiches die 
wichtige Befugnis der Genehmigung der Kohlenpreiſe zuſtehen. Die 


Art, wie bei der Kohlengemeinſchaft im übrigen die Allgemeinheit 


als oberſte Leiterin durch den Reichskohlenrat repräſentiert wird, 


entſpricht den neuzeitlichen demokratiſchen Vorſtellungen. Genug, 


daß in dem einen wie in dem anderen Falle eben die Leitung in der 
Hand der Stelle liegt oder liegen ſoll, die der Zeit als die geeignetſte 


Inkarnation der Allgemeinheit und des Allgemeinintereſſes erſcheint. 
Es iſt eine beſondere Feinheit des Bankgeſetzes, wie es ver⸗ 
ſtanden hat, unter der Spitzmarke der Ausübung der „Rechte“ der 


1 Anteilseigner an der Verwaltung der Reichsbank (SS 30 ff.) einen 
feſten Kontakt des Reichsbankdirektoriums mit dem Wirtſchaftsleben 


herzuſtellen, wenngleich dieſes Syſtem auf die Dauer infolge des 


Eintritts weiterer Kreiſe in ihre Sphäre eine gewiſſe, übrigens leicht 
zu korrigierende Einſeitigkeit zeigten. Dieſer Weg war hier ver⸗ 
ſchloſſen und die Sozialiſierungskommiſſion hat auch nach keinem 


anderen geſucht. Nach primitivften demokratiſchem Rezept, ohne die 
Spur eines ſchöpferiſchen Gedankens will ſie den Reichskohlenrat als 


hundertköpfiges Gremium in feiner weit überwiegenden Mehrheit 


einfach aus Wahlen der beteiligten Kreiſe hervorgehen laſſen und 
erhofft von dieſem ganz heterogen zuſammengeſetzten, ungefügen Ge⸗ 


bilde, daß es den unerhört verantwortungsvollen Aufgaben der Ober⸗ 


leitung der Kohlenwirtſchaft, der Ernennung und der Überwachung 


der Geſchäftsführung des Kohlendirektoriums gewachſen ſein werde?, 


a Dieſe Korrektur hat das Reichsgeſetz vom 16. Dezember 1919, betr. 


Anderung des Bankgeſetzes, leider verſäumt. 


2 Das Nähere ſiehe in 88 7, 15 des S. 14 des Berichts aufgeſtellten 
Geſetzentwurfs. 


| | Sähmollers Jahrbuch XLV 2, 3 
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anſcheinend, ohne ſich bewußt zu ſein, wie in der Maſſe das Verant⸗ 
wortungsgefühl ſchwindet, wie leicht dann an Stelle verantwortungs— 
bewußter Mitarbeit bloße Beſſerwiſſerei und Intereſſenwirtſchaft 
tritt; ein typiſches Beiſpiel für jene ſozialiſtiſch⸗bureaukratiſche Auf⸗ 
faſſung, die von der bloßen Form einer Organiſation einen ſozia⸗ 
liſtiſchen Inhalt erwartet. 

Der Vorſchlag der Sozialiſierungkommiſſion will nicht im Sinne 
der Reform des heutigen Zuſtandes, ſondern als erſter Schritt zur 
Beſeitigung des privatkapitaliſtiſchen Syſtems verſtanden werden. 
Er ſtellt ſich entſchloſſen auf den Boden des ſozialiſtiſchen Prinzips. 
Schon die Zeit der Entſtehung des Bankgeſetzes, in der der wirt⸗ 
wirtſchaftliche Individulismus in ſeiner Maienblüte ſtand, die Namen 
der dabei als Protagoniſten tätigen Männer laſſen uns bei der Reichs⸗ 
bank die Bezeichnung als Sozialiſierung des Notenbankweſens nicht 
recht auf die Lippen kommen, laſſen uns in ihr nicht eine ſozialiſtiſche 
Früherſcheinung erblicken. Der Unterſchied liegt eben darin, daß ſie 
das Ergebnis rein praktiſcher Erwägungen iſt, die die Regelung des 
Geldumlaufes nur in der Hand einer über jedes privatwirtſchaftliche 
Intereſſe hinausgehobenen Stelle ſehen wollte. Da man nicht eine 
automatiſch wie ein Barometer funktionierende Stelle ſchaffen konnte, 
ſchuf man eine autonome Stelle, die das Wetter auch ſelbſt machen 
kann, aber nur, um für die Allgemeinheit zu ſorgen, nicht, um 
gleichviel weſſen Beutel zu füllen. Die Kohlengemeinſchaft aber iſt 
nicht das Ergebnis eines praktiſchen Bedürfniſſes, ſondern ſie will 
die Sozialiſierung um ihrer ſelbſt willen. Die Frage lautet: kapita⸗ 
liſtiſche oder ſozialiſtiſche Wirtſchaft? und iſt, geſtellt, auch ſchon be⸗ 
antwortet. 

Die Frage, warum unſere lebenswichtigſte Induſtrie gerade das 
erſte Opfer ſein ſoll, beantwortet der Bericht (S. 31): wegen der 
monopolartigen Stellung der gegenwärtigen Induſtrie kraft ihrer 
ſtarken Syndikate und ihrer Sicherung gegen neue Konkurrenz; 
weil hier ein Herrſchaftsverhältnis beſteht, das mit dem Weſen des 
modernen Staates, nicht nur des ſozialiſtiſchen unvereinbar iſt !. 

Dieſes Herrſchaftsverhältnis beſteht, wenn es jemals beſtanden 
hat, nicht mehr. Gerade gegenüber dem einzigen wirklich mächtigen 
Kohlenſyndikat, dem rheiniſch⸗weſtfäliſchen, hat der Staat eine höchſt 


1 Auf die von der S.⸗K. nicht verwerteten, mehr gefühlsmäßigen Gründe, 
daß die Ausbeutung von Naturſchätzen, die der Allgemeinheit gehören, nicht 
Einzelnen überlaſſen werden darf, ſowie die vermeintliche hohe Rentabilität des 
Bergbaues gehe ich hier nicht ein. 
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aktive Politik betrieben, die gegen Ende des Krieges mit dem Er⸗ 
werb der Hibernia ans Ziel gelangte. Im Saarrevier war der 
preußiſche Bergfiskus nahezu der Alleinherrſcher, in Oberſchleſien 
der mächtigſte Bergbautreibende. Nunmehr repräſentierte auch 
im Ruhrrevier der preußiſche Bergfiskus die größte Förderung. Im 
rheiniſch⸗weſtfäliſchen Kohlenbergbau gab es von dieſem Augenblicke 
an entweder ein Syndikat mit dem Fiskus oder kein Syndikat. 
Nachdem nun auch durch die Verordnung vom 12. Juli 1915 2 die 
Möglichkeit geboten war, falls ein Syndikat freiwillig nicht zuſtande 
kommen ſollte, es durch ein Zwangsgebilde zu erſetzen, lag die Herr⸗ 
ſchaft ohne weiteres beim Staate. Der vermeintlich ſo mächtige 
rheiniſch⸗weſtfäliſche Kohlenbergbau war eben bereits durch Ver⸗ 
mittlung des preußiſchen Bergfiskus als dienendes Glied in die 
Allgemeinwirtſchaft eingegliedert. Die herbe Kritik, die der preußiſche 
Bergfiskus wegen ſeiner angeblich ſo unwirtſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
führung gefunden hat, iſt übertrieben. Man darf nicht vergeſſen, 
daß ſie urſprünglich von Stellen ausging, in deren Intereſſe es lag, 
eine weitere Ausdehnung des ſtaatlichen Bergbaues zu hindern, den 
beſtehenden womöglich ſelbſt zu übernehmen. Es mag ganz gut ſein, 
daß der Bergfiskus nicht mehr beſitzt. Es liegt aber durchaus im 
Intereſſe der ganzen Wirtſchaft, daß er beſitzt, was er beſitzt. Es ſind 
veraltete Vorſtellungen, die immer noch ihr Weſen treiben, wie auch 
die gemeinwirtſchaftliche Regelung ſich den Kohlenbergbau noch ſo 
vorſtellt, wie er früher war. 

Noch eins hat ſich geändert. Vor dem Kriege war der Kohlen⸗ 
bergbau das vollreife imponierende Ergebnis der Bergbaufreiheit, 
das ſchon deutlich hypertrophiſche Züge aufwies, deſſen weiterer Ent⸗ 
wicklung man mit einer gewiſſen Sorge entgegenſah und deshalb 
durch die Novelle zum Allgemeinen Berggeſetz vom 18. Juni 1907 
Zügel angelegt hatte. Heute ächzt und ſtöhnt er unter der ihm zur 
Laſt fallenden Aufgabe, vermag nur einen Teil des Bedarfs zu 
decken und ſieht mit Sorge der Zukunft, wenn die Niederbringung 
neuer Schächte notwendig werden wird, entgegen. Unter dem 
Direktionsprinzip war der Bergbau verkümmert, und man hatte da⸗ 
mals in der Bergbaufreiheit die einzige Möglichkeit der Entwicklung 
geſehen. Heute aber, in einem Moment, in dem man wieder alle 
ſchaffenden Kräfte auf den Plan rufen möchte, will man ſich wieder 


— 


2 Bekanntmachung des Reichskanzlers über die Errichtung von Bertriebs⸗ 
geſellſchaften für den Steinkohlen⸗ und Braunkohlenbergbau. 


— 
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zurückwenden zu einem Syſtem, das doch eine verzweifelte Ahnlich⸗ 
keit mit dem merkantiliſtiſchen Direktionsprinzip hat. Daß nicht der 
Staatsbeamte, ſondern der Angeſtellte eines anderen ungefügen Or⸗ 
ganismus tätig werden ſoll, macht in der Sache keinen Unterſchied. 

Dabei hat ſich aber die Zeit einen kleinen Scherz geſtattet. 
Preußen beſitzt gewiſſe vor dem Kriege wegen ihrer Minderwertigkeit 
nicht beachtete, noch im Bergfreien liegende Kohlenlager, deren Ab: 
bau jetzt wünſchenswert geworden iſt, aber nach den Beſtimmungen 
des Allgemeinen Berggeſetzes ($ 2 Abſ. 3) ohne den Erlaß eines 
beſonderen Geſetzes nicht möglich iſt. Deshalb erging nach dem 
Vorſchlag der preußiſchen Regierung, in der die Sozialdemokratie 
unbedingt führte, das Geſetz zur Aufſchließung von Steinkohlen vom 
11. Dezember 1920, aber durchaus nicht in dem Sinne, daß irgend» 
ein gemeinwirtſchaftliches Gebilde den Abbau übernehmen ſollte, 
ſondern mit dem ausgeſprochenen Zweck, das Erfolgsſtreben des 
privaten Unternehmers wieder einzuſchalten. 


Während ſtets von der Steigerung der Produktivität durch die 


ſozialiſtiſche Wirtſchaftsordnung zu hören war, iſt in dieſer Hinfidht - 
der Bericht merkwürdig kleinlaut. Das, was Schumacher die Ent⸗ 
deckung des privaten Unternehmers nennt“, durchklingt den ganzen 
Bericht. Nicht auf neu ſich entfaltende Kräfte wird gerechnet, ſondern 
es zeigt ſich das ängſtliche Bemühen, aus dem alten Wirtſchafts⸗ 
leben möglichſt viel von den alten Kräften durch Gewährung ſelb⸗ 
ſtändiger Betätigung, hoher Beſoldung und Tantiemen | in die neue 
Welt mit hinüber zu retten. 

Ob das gelingen wird, ob ein ſo mächtiger Kapital⸗ ab Arbeits: 
körper aufgebaut werden kann, ohne daß der durch die inneren 
Reibungen bedingte Kräfteverluſt ihn aktionsunfähig macht, ob das 
demokratiſche Prinzip der Ausleſe der tüchtigſten Leiter nicht ver⸗ 
ſagen wird, weil eben wohl das Prinzip beſteht, aber die Mittel, 
es ohne Verletzung demokratiſcher Grundſätze zu verwirklichen, noch 
der Entdeckung harren, ob jedenfalls ein hundertköpfiges ganz hete⸗ 
rogen zuſammengeſetztes Gremium wie der Reichskohlenrat dieſe 
Ausleſe wird vornehmen können, ob die Tüchtigſten ſich überhaupt 
zur Verfügung ſtellen und die Möglichkeit der Betätigung finden 
können, das und noch andere maſſenhaft auftretende Fragen ſind 
Fragen des Wirklichkeitsſinnes und des Augenmaßes, über die fi. 
daher nicht ſtreiten läßt. Leider laſſen ſich eben die Faktoren des 


1 Dieſe Zeitſchrift Bd. 54, S. 14. 
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Wirtſchaftslebens nicht zahlenmäßig nach Zug⸗ und Druckfeſtigkeit 
und Pferdekräften berechnen. Darum laſſen ſich auch die Fehler 
einer Konſtruktion nicht mathematiſch nachweiſen, darum laſſen ſich 
aber auch die Formen des Wirtſchaftslebens nicht konſtruieren, 
ſondern müſſen werden. Nach meiner Empfindung bewieſen die ſechs 
Volksbeauftragten, als ſie dieſen Plan unter den Tiſch fallen ließen 
und ihr Ziel recht beſcheiden ſteckten, mehr Wirklichkeitsſinn und 
g Augenmaß, mehr Bewußtſein unſerer fürchterlichen Lage als die 
ſozialiſtiſchen Gelehrten, Publiziſten und Gewerkſchaftsſekretäre, die 
dieſen Vorſchlag unterſchrieben. Bewundernswert iſt jedenfalls die 
Kühnheit, die in unſerer Lage mit einem fo armſeligen Projekt 

an unſere lebenswichtigſte Induſtrie heranzutreten wagt. 
Daneben ſteht jetzt ein Vorſchlag der weniger radikalen Gruppe 
der erweiterten Sozialiſierungskommiſſion. Er will nicht gleich bis zur 
völligen Beſeitigung des privaten Unternehmers gehen, ſondern ein 
Zwiſchenſtadium einſchalten, in dem dieſe Potenz einſtweilen noch 
erhalten bleiben ſoll, allerdings in merkwürdig verkümmerter und 
verrenkter Geſtalt. Ihm ſoll einſtweilen die Leitung des Betriebes 
in dem Umfange verbleiben wie in anderen Betrieben. Die Förde⸗ 
rung aber ſoll er an den Reichskohlenrat abliefern, und zwar gegen 
Vergütung der reinen Selbſtkoſten nach für jede Zeche beſonders 
vorzunehmender Berechnung. Sein Intereſſe an der Steigerung und 
Förderung und an der Selbſtkoſtenverbilligung ſoll durch ein ſehr 
feines Prämienſyſtem erhalten werden. Es ſoll — ich erlaube mir 
nicht etwa einen Scherz, ſondern zitiere wörtlich (S. 18) — „der Ver⸗ 
ſuch gemacht werden, zwar den Unternehmer als verantwortlichen 
Aufſeher und Beteiligten der Wirtſchaft zu erhalten, ihm aber die 
Monopolrechte und Ausſichten auf Differentialrenten, die Beſtimmung 
des Preiſes und des Gewinnes, die Leitung der gewerblichen Politik 
| zu entziehen, feine Wirtſchaft durchſichtig und kontrollierbar zu 
| machen und feinen Beſitz im Verlauf einer geſetzlich feſtgelegten Zeit 
zugunſten der Gemeinſchaft zu enteignen“. Alle die bisherigen Funk⸗ 
tionen des Unternehmers außer feiner Aufſehertätigkeit ſollen auf 
den Reichskohlenrat, jenes offenbar mit übernatürlichen Fähigkeiten 
ausgeſtattete Gebilde, übergehen, das dieſe Funktion durch ein von 
ihm zu wählendes Direktorium ausübt. Das klingt harmlos. Wer 
aber in der Kriegswirtſchaft beobachtet hat, wie die Organiſationen 
wuchſen und notgedrungen weiterwuchſen, der wird ſich eines leiſen 
Schauers bei dem Gedanken daran nicht erwehren können, welche Orga⸗ 
| niſation die Tätigkeit dieſes Direktoriums fortzeugend gebären würde. 
N 
| 


RER. 
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Ich will mir nicht das billige Vergnügen machen, den Plan 
im einzelnen zu kritiſieren. Freunde hat er kaum gefunden. Er 
macht einen merkwürdig unwirklichen, blutleeren Eindruck, der zu⸗ 
nimmt, je mehr man ihn durchdenkt. Walter Rathenau, auf den der 
Vorſchlag zurückzuführen ift!, hat in der ſechſten Sitzung des Unter⸗ 
ausſchuſſes des Reichswirtſchaftsrates vom 12. November 1920 (Proto⸗ 
kolle S. 131) ſich mit einer faſt entſchuldigend klingenden Bemer⸗ 
kung auf die von der Regierung eng geſtellte Aufgabe bezogen. Ich 
kann mich dem Eindruck nicht entziehen, daß mancher der Männer, 
deren Namen man mit Befremden unter dieſem Vorſchlage ſieht, 
von der Auffaſſung ausgegangen iſt, daß die grundſätzliche Frage 
durch die von der früheren Reichsregierung den Gewerkſchaften er⸗ 
teilte Zuſage entſchieden ſei und der Weg, den das Gutachten vom 
15. Februar 1919 gewieſen habe, wenigſtens zunächſt einmal 
eingeſchlagen werden müſſe. Werde aber der Vorſchlag vom 
15. Februar 1919 ausgeführt, und ſcheitere er, ſo würde es ſchwer 
genug halten, eine Brücke zur Vergangenheit zurückzuſchlagen. 
Wahrſcheinlich bliebe nur der Ausweg einer Verpachtung der Zechen. 
Aber wer würde dann der Pächter ſein und wie die Pachtbedingungen 
ausſehen? Darum ſei es richtiger, vorerſt nicht ein zerſtörtes Ge⸗ 
biet zwiſchen dem, was geweſen, und dem, was werden ſolle, zu 
legen, ſondern zwar Ernſt zu zeigen, aber doch die Möglichkeit zu 
geben, daß, wenn die Flut vorüber, die Geiſter ſich geklärt haben 
und man ſieht, auf welchen Weg man treten wollte, der ganze Spuk 
der gemeinwirtſchaftlichen Regelung wieder verfliegen und die Ent⸗ 
wicklung da wieder anknüpfen könne, wo ſie unter dem Druck der 
Politik verlaſſen werden mußte. Dieſen Standpunkt zu kritiſieren, 
iſt hier nicht der Ort. Verdienſtlicher wäre vielleicht eine eingehende 
begründete Darlegung der eigenen Anſichten geweſen. 

Beſondere Aktualität hat der Vorſchlag der radikalen Hälfte 
der Sozialiſierungskommiſſion dadurch erlangt, daß ihn die alte 
Sozialdemokratie im Widerſpruch zu der Haltung der Volksbeauftragten 
aufgenommen hat. Sie iſt durch ihn, wenigſtens ihren Anhängern 
gegenüber, aus der peinlichen Lage des Propheten befreit worden, 
der ſeine Prophezeiungen ſelbſt auszuführen hat und doch nicht weiß, 
was er tun ſoll. Die in der ganzen Frage ſtark mitſprechende, 
wenn nicht überhaupt entſcheidende parteitaktiſche Lage kann hier 
nicht in ihrem verhängnisvollen Einfluß gewürdigt werden. 


1 Verhandlungen der S.⸗K. 1920, Bd. 1, S. 212 ff. 
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b) Das, was die nichtſozialiſtiſchen Mitglieder der Sozialiſierungs⸗ 
kommiſſion nicht getan haben, wurde aber nachgeholt. Zum erſten 
Male äußerte der ſoeben geſchaffene vorläufige Reichswirtſchaftsrat 
ſeine günſtige Wirkung. Die Regierung hielt es für angezeigt, ſein 
Gutachten zu erfordern, bevor ſie ſich über die Erfüllung der von ihrer 
Vorgängerin gegebenen Zuſage ſchlüſſig machte. Nun hatte endlich 
der ſach⸗ und fachkundige Intereſſent die Gelegenheit, den Vertretern 
des Sozialiſierungsgedankens gegenüberzutreten, von ihnen Rede und 


Antwort zu fordern und ſeine eigenen Darlegungen nicht nur, wie 


— — —— — —— 


bisher, in die Welt hinauszuſchicken, ſondern Beachtung oder Wieder⸗ 
legung zu verlangen. Dieſe Verhandlungen haben ſich wie eine 
Iſolierſchicht zwiſchen die durch den parteitaktiſchen Lärm der Sozial⸗ 
demokratie erregte und verſchüchterte öffentliche Meinung und die 
Regierung gelegt und eine Atmoſphäre der Beſonnenheit geſchaffen, 
die ſich hoffentlich auch in der mittlerweile eingetretenen neuen 
politiſchen Konſtellation erhält. Erfreulicherweiſe ſind in dem ein⸗ 
geſetzten Unterausſchuß die Verhandlungen von vornherein mit dem 
Ziele einer Verſtändigung zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
geführt worden. Zu einem Abſchluß ſind ſie im Augenblick noch 
nicht gelangt. Zunächſt hat eine von dem Unterausſchuß eingeſetzte 
Verſtän digungskommiſſion, beſtehend aus drei Arbeitgebern, Dr. Silver⸗ 
berg, Hugo Stinnes und Vögler, drei Arbeitnehmervertretern und 
einem unparteiiſchen Vorſitzenden, ein Gutachten, nach dem Ver⸗ 
handlungsort das Eſſener Gutachten genannt, erftattet!. Nur ein 
Mitglied, der Steiger Werner, der dann auch einen eigenen, im 
weſentlichen dem Gutachten der Ssozialiſierungskommiſſion ent⸗ 
ſprechenden Sozialiſierungsplan aufgeſtellt hat, iſt dieſem Gutachten 
grundſätzlich nicht beigetreten. 

Die in dem Eſſener Gutachten niedergelegten Gedanken find in 


| vielfacher Hinſicht von höchſtem allgemeinen Intereſſe. Hier ſoll nur 


in Kürze das für uns Weſentlichſte angedeutet werden. Das Weſent⸗ 
lichſte iſt aber der Standpunkt, von dem das Gutachten ausgeht, und 
der in folgenden Worten feſtgelegt wird: 

„Die Frage der Sozialiſierung des Kohlenbergbaues iſt beſonders 
für das beſiegte Deutſchland keine Frage des Bergbaues allein, 
ſondern eine Frage der Geſamtwirtſchaft. Die Frage iſt abzuſtellen 
auf die Regelung der Wirtſchaft. Unter Sozialiſierung in dieſem 


1 5. Sitzung des Unterausſchuſſes zur Sozialiſierungsfrage am 10. Nov. 
1920. Sten. Berichte S. 98 ff. 
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Sinne kann nur verſtanden werden: die Sicherſtellung, daß alle 
Produktionsmittel im höchſten geſamtwirtſchaftlichen Intereſſe der 
Volksgeſamtheit ſo vollſtändig und ſo rationell wie möglich ausgenützt 
werden unter gleichberechtigter vollwertiger Mitbeteiligung und dem⸗ 
entſprechender Mitverantwortung aller an der Produktion Be⸗ 
teiligten.“ 

Hier erſcheint alſo der Kohlenbergbau nicht mehr als das 
iſolierte Objekt ſozialiſtiſcher Experimente, ſondern als Beſtandteil 
der Geſamtwirtſchaft. Den Ausgangspunkt bildet nicht ein Dogma. 
Das wirtſchaftliche Bedürfnis entſcheidet. 


Die Löſung des ſo umſchriebenen Problems tits freilich nur an⸗ 


gedeutet. Es handelt ſich um Zuſammenfaſſung der geſamten 
deutſchen Wirtſchaft in eine Anzahl ſtarker Konzerne. Auf der Baſis 
eines hinreichenden Zechenbeſitzes ſollen ſich alle Stufen einer Pro⸗ 
duktion aufbauen, jede Stufe ſoll ihr Endprodukt an die folgende 
zur weiteren Verfeinerung abgeben, in innigſter Zuſammenarbeit und 
größter Koſtenerſparnis, bis ſchließlich der höchſte Grad der Ver⸗ 
feinerung erreicht iſt; die gemeinſchaftlichen Zechen aber ſollen allen 
Stufen die billigſte Verſorgung mit dem für ſie geeignetſten Brenn⸗ 


ſtoff ſichern. Andererſeits ſoll die vereinigte Kapitalkraft der ver⸗ . 


brauchenden Induſtrien dem Kohlenbergbau die im Hinblick auf die 
Zukunft ſo dringend nötige Niederbringung neuer Schächte mit ihren 
zu ſo gigantiſchen Summen angewachſenen Koſten ermöglichen. Alſo 


Errichtung gewaltiger Säulen auf hinreichender und von ihnen ſelbſt 


ſtetig durch Erweiterung der Produktionsanlagen zu erhaltender und 
zu verbreiternder Kohlenbaſis. Durchorganiſierung der geſamten 
Induſtrie nach dem Prinzip der- Hüttenzechen, wobei der Kohlen⸗ 
bergbau aufhört, eine ſelbſtändige Exiſtenz zu führen, ſondern in 
die Hand der verbrauchenden Induſtrien übergeht, die Abnehmer 
ſelbſt die Bergbautreibenden werden. Als die Vollbringer dieſes 
Werkes ſind die im Wirtſchaftsleben ſelbſt tätigen Kräfte gedacht. 


- Diefe ſollen die Zuſammenſchlüſſe zwiſchen den geeigneten Betrieben 


in den geeignetſten Formen tätigen. Als Aufgabe des Staates 
ſcheint es nur betrachtet zu werden, die Neigung zu ſolchen Zu⸗ 


ſammenſchlüſſen durch Gewährung von Vorteilen zu fördern und die 


— 


i Insbeſondere ſoll dieſen großen Konzernen eine Art Hüttenzechen⸗Privileg 
gewährt werden. Was ſie über die Menge, die zur Deckung des allgemeinen 
Kohlenbedarfs im bisherigen Umfange erforderlich iſt, hinaus fördere, ſoll ihnen 
für ihre eigenen Betriebe überlaſſen bleiben, alſo der Steigerung ihrer Produktion 
zugute kommen. j 
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Wege zu ebnen, namentlich auch die Kohlenbaſis durch zweckmäßige 
Zuſammenlegung der Felder tragfähiger zu geſtalten. Eine weſent⸗ 


liche Unterſtützung wird auch in der Zulaſſung kleiner Aktien erblickt; 
denn es handelt ſich darum, die ergiebigſten Kapitalquellen anzu⸗ 


ſchlagen, um die mit einer ſolchen Umgeſtaltung der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft verbundenen gewaltigen Kapitaltransaktionen tunlichſt zu er⸗ 
leichtern. Im übrigen erblickt das Gutachten in der Zulaſſung der 
Kleinaktie das geeignete Mittel, um die Beteiligung der Arbeiterſchaft 
am Unternehmen und auch am Ertrage zu ermöglichen und die 
Grundlage für ihre Vertretung in den Geſellſchaftsorganen zu ſchaffen, 


weiter aber auch für die Beteiligung der Allgemeinheit. Eine Be⸗ 


teiligung der Allgemeinheit, d. h. des durch das Reich repräſentierten 


Volksganzen an den Erträgniſſen des Kohlenbergbaues will das 
Gutachten aber durch eine zweckmäßige Beſteuerung verwirklichen 


laſſen. 

Dieſes hier nur angedeutete Gutachten hat bei der Beſprechung 
im Unterausſchuß des Reichswirtſchaftsrats keine einmütige Zu⸗ 
ſtimmung gefunden. Nicht nur von den Ausſchußmitgliedern, deren 
Gedanken aus den Netzen der ſozialiſtiſchen Lehre den Weg ins 
Freie nicht zu finden vermögen, ſondern auch von anderer Seite 
wurde zum Ausdruck gebracht, daß dieſe Vorſchläge eine Löſung des 
Problems nicht bedeuten. Es war namentlich Walther Rathenau, 


der hier von der höchſten Warte aus geſprochen hat!. Er bezweifelte 


einmal, ob dieſe induſtriellen Herzogtümer, wie er die projektierten 
großen Konzerne nannte, imſtande ſein würden, das geſamte ge⸗ 
waltige deutſche Gewerbe aufzunehmen. Was geſchähe aber mit 
denen, die draußen in der Kälte bleiben müßten?? Er wies weiter 
darauf hin, daß die Richtung von unten nach oben, die den Kon⸗ 
ſtruktionsgedanken beherrſche, zu einer Einſeitigkeit der ganzen Kon⸗ 
ſtruktion führe, die den in anderer Richtung laufenden Entwicklungs⸗ 
tendenzen nicht genügen könne. 

Auch ich glaube nicht, daß die Vorſchläge des Gutachtens der 


| Verwirklichung entgegengehen. Sie geben die Gedanken der führen⸗ 
den Männer des Kohlenbergbaues wieder. Es iſt die Stärke der 


Führer unſeres Wirtſchaftslebens, daß ihre Gedanken ſich inſtinktiv 


nur. in der Richtung der machtvollen Entwicklung ihrer Unternehmen 
bewegen. Dieſe Stärke bedingt Einſeitigkeit. Dieſe Einſeitigkeit 


1 Sten. Berichte S. 131. 
2 Hierbei wäre auch an Landwirtſchaft und Handwerk zu denken. 
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prägt ſich auch in dem Eſſener Gutachten aus. Es jieht die Welt 
nur von dem Standpunkt des Kohlenreviers aus und überſieht 
dabei die große Mannigfaltigkeit unſerer wirtſchaftlichen Bedürf— 
niſſe, die ſich nicht unter das Diktat der Intereſſen der Kohle ſtellen 
laſſen. . Ä 
Und ferner, jo unanfechtbar meines Erachtens der grundſätzliche 
Standpunkt auch iſt, in die Verwirklichungsvorſchläge ſpielen doch 
planwirtſchaftliche Gedanken hinein, nämlich die Vorſtellung, daß 
es möglich wäre, die Wirtſchaft nach beſtimmten Gedanken auf⸗ 
zubauen, das, was im Augenblick von einem gewiſſen Standpunkt 
aus als erforderlich erſcheint, dauernd zur Maxime des Wirtſchafts⸗ 
lebens zu machen. 

Die Verhandlungen im Unterausſchuß des Reichswirtſchaftsrats 
haben zur Einſetzung einer erweiterten Verſtändigungskommiſſion 
geführt, deren Gutachten noch ausſteht. Indeſſen ſcheint es ſich in 
folgender Richtung bewegen zu ſollen !: Rückkehr zu dem Gedanken, 
daß Luft, Waſſer, Kohle, Erze uſw. Gemeingut des Volkes ſind, 
daß dieſes ſeine wertvollſten Güter nur als Lehen vergeben kann. 
Alſo Enteignung der in der Erde ruhenden Kohle, nicht der Ge⸗ 
winnungsanlagen, ohne Entſchädigung zugunſten der Volksgeſamtheit. 
Da das Reich nicht in der Lage iſt, die Gewinnungsanlagen zu er⸗ 
werben, muß die Kohlenförderung in den bisherigen Händen ver⸗ 
bleiben, die aber in Anerkennung, daß der Naturſchatz ihnen nur 
zum Lehen gegeben iſt, die Bergrente mit der Volksgemeinſchaft nach 
einem durch das Geſetz zu beſtimmenden Maßſtabe zu teilen haben. 
Beteiligung der Arbeiter nicht am Beſitz oder Gewinn der Zechen, 
ſondern am Ertrage der Förderung, etwa in dem Sinne: jede zehnte 
Schaufel Kohle, die auf den Förderwagen fliegt, iſt dein und deiner 
Kameraden Eigentum. Ein Reichskohlenrat, zu deſſen Aufgaben 
nicht nur die Überwachung der geſamten Kohlenwirtſchaft und der 
Preisbildung gehören, ſondern der ſich auch der Sorge dafür zu 
widmen hat, den deutſchen Kohlenbergbau den Forderungen des 
Konſums und der Aufnahmefähigkeit des Weltmarktes anzupaſſen. 

Ich möchte aus naheliegenden Gründen im gegenwärtigen Zeit⸗ 
punkt davon abſehen, dieſen Vorſchlag, deſſen endgültige Faſſung 
mir noch nicht bekannt iſt, näher zu erörtern. Er knüpft bewußt 
an das alte Bergregal an und bedeutet eine Rückkehr zu den alten, 


1 „Was wird aus der Sozialiſierungsfrage?“ von Direktor Hans Crämer, 
Wirtſchaftliche Nachrichten aus dem Ruhrbezirk, 2. Jahrgang, S. 113. 
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jetzt nur zweckmäßiger und kräftiger auszubauenden Bergwerksabgaben, 


die Beteiligung der Bergarbeiter aber läuft auf das Prinzip des 
Gedingelohnes hinaus, in deſſen zweckmäßiger Ausgeſtaltung überhaupt 
die Löſung der Frage der Gewinnbeteiligung der Arbeiterſchaft zu 
ſuchen ſein dürfte. 

Das Eſſener Gutachten ſcheint hiernach erledigt zu ſein. Immer⸗ 


hin bleibt dieſem Gutachten das Verdienſt, auf den Weg zurück⸗ 


gewieſen zu haben, auf den wir wieder kommen müſſen, nämlich 


den Weg der zielbewußten, nur dem Allgemeinwohl dienenden Wirt⸗ 


ſchaftspolitik, ohne Rückſicht auf private Intereſſen, aber auch un⸗ 
beeinflußt durch Lehrmeinungen und momentane Strömungen, 
lediglich unter dem Geſichtspunkt der Zweckmäßigkeit, aber auch in 
klarer Erkenntnis von der Beſchränktheit der menſchlichen Fähigkeiten. 
Der Blick der Gegenwart iſt immer trübe. Es iſt dem Menſchen 
nicht gegeben, die wirtſchaftliche Zukunft mit Seherblick zu über⸗ 
ſchauen und danach für die Geſamtheit in ihrer unendlichen Mannig⸗ 
faltigkeit gültige Geſetze zu formen. Wie unſere Wetterlage, ſo ſteht 
auch unſere Wirtſchaftslage unter dem Einfluß des Weltmeers und, 
was in deſſen geheimnisvollen Breiten vorgeht und vorgehen wird, 
kann keine wirtſchaftliche Wetterwarte vorausſagen. Die Geſetz⸗ 
gebung aber mus ſich deſſen wieder bewußt werden, daß ſie auf dem 
Gebiete des Wirtſchaftslebens nur die Dienerin, in beſchränktem 
Umfange vielleicht auch die Erzieherin, niemals aber die Herrin der 
Entwicklung ſein kann. Sie hat wohl die Macht, dem Wirtſchafts⸗ 
leben gewiſſe Formen vorzuſchreiben, aber ſie hat nicht die Macht, 
es zu zwingen, ſich dieſer Formen wirklich zu bedienen, vor allem 
nicht, in ihnen zu gedeihen. Der Geſetzgeber muß, wenn er nicht 
ins Leere greifen oder unendlichen Schaden ſtiften will, ſich damit 
begnügen, die Richtung, in der ſich die Entwicklung bewegt, zu er⸗ 
kennen und hier entweder fördernd oder auch, doch nur mit größter 
Umſicht, hemmend einzugreifen. Stets aber ſollte er ſich des Wortes 
Bismarcks! bewußt bleiben: 

„Schwere Maſſen, zu denen große Nationen in ihrem Leben 
und ihrer Entwicklung gehören, können ſich nur mit Vorſicht be⸗ 
wegen, da die Bahnen, in denen ſie einer unbekannten Zukunft ent⸗ 
gegenlaufen, nicht geglättete Eiſenſchienen haben.“ 


1 „Gedanken und Erinnerungen“, Bd. II, S. 59. 
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| Alexander der Große 
und die helleniſtiſche Wirtſchaft 


Von Geh. Reg.⸗Rat Dr. Alrich Wilcken 
o. B. Profeſſor der alten Geſchichte an der Aniverſität Berlin 


Inhaltsverzeichnis: Alexander der Große S. 45. — Die Nachfolger 


Alexanders. S. 57. — Der Merkantilismus der Ptolemäer S. 65. a) Geld⸗ 
und Naturalwirtſchaft im Lagidenreich S. 78. b) Die Monopole S. 91. 
c) Die Handelsbilanz S. 101. — Die Rückwirkungen auf das Mutterland 
und den Weſten S. 110. Ren 


Alexander der Große 


Nur ſelten iſt der kontiunierliche Fluß der wirtſchaftlichen Ent⸗ 
wicklung durch den Willen einer einzelnen Perſönlichkeit unter⸗ 
brochen und in ein neues Bett geleitet worden. Dies gilt von 
Alexander dem Großen. Denn wenn auch die wirtſchaftliche Lage 
der griechiſchen Welt im 4. Jahrhundert v. Chr. zu einer Expanſion 
hindrängte, ſo iſt doch die Löſung, die Alexander dem Problem 
gegeben hat, nur aus ſeinem perſönlichen Wollen und Können heraus 


1 Die folgende Skizze geht in ihrem Kern auf einen der Vorträge über 


Alexander den Großen zurück, die ich im Frühling 1918 innerhalb der von 


Sr. Exzellenz dem Herrn General von Scholtz eingerichteten Hochſchulkurſe für 
unſere feldgrauen Akademiker an der mazedoniſchen Front in Uesküb gehalten 
habe. Ich lege ſie auf Anregung Hermann Schumachers vor, der mich ſchon 
damals in Uesküb dazu aufforderte. Daß es erſt jetzt geſchieht, liegt nicht nur 
an vielen anderweitigen Verpflichtungen, ſondern auch daran, daß ich lange Be⸗ 
denken trug, in einer nationalökonomiſchen Fachzeitſchrift wie dieſer das Wort 
zu ergreifen, da ich ſelbſt doch nicht nationalökonomiſch ausgebildet bin. Aber 


Schumachers wiederholte Verſicherung, daß ein ſolcher Überblick den National⸗ 


Blonomen erwünſcht fein werde, dazu meine Hoffnung, daß vielleicht der eine 
oder andere Leſer dadurch zur Mitarbeit auf dieſem Gebiet angeregt werden 
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zu erklären. Wenn irgendwo, tritt uns hier die ungeheure Bedeutung 
der Perſönlichkeit für die Weltgeſchichte, trotz aller modernen Ver⸗ 
ſuche, fie abzuleugnen, handgreiflich entgegen !. 

Der natürliche Abfluß der überſchüſſigen Kräfte Griechenlands, 
der in der vorhergehenden Koloniſationsperiode ſeit der Mitte des 
8. Jahrhunderts zur Gründung zahlreicher Kolonien an den Küſten 
des Mittelmeeres ſowie am Pontos geführt hatte?, war im 6. Jahr- 
hundert ins Stocken geraten. Im Oſten verhinderte das mächtig 
aufblühende perſiſche Weltreich eine weitere Ausdehnung, im Weſten 
die aufſtrebende Handelsmacht Karthagos, die ſich mit den Etruskern 
in gemeinſamer Konkurrenz gegen den griechiſchen Kaufmann zu 
einem Zweibund zuſammengeſchloſſen hatte. Die Wirkungen dieſer 
Einkreiſung blieben nicht aus. Da die Expanſion unterbunden 
war, in Italien ſogar manches griechiſche Gebiet an die Barbaren 
wieder verloren ging, ſo ſuchten die unbefriedigten Volksteile 
— etwa ſeit dem Ende des 5. Jahrhunderts — in immer ſteigen⸗ 
der Zahl Solddienſt, namentlich im Auslande bei dem Perſer. 
Zu dieſen Landsknechten, die, wenn ſie in die Heimat zurückkehrten, 
ein Abenteurerleben fortſetzten, kamen die vielen Tauſende von 
Verbannten, die durch die immer häufiger werdenden Revolutionen 
dieſer unglückſeligen Kleinſtaaterei ihrer Güter beraubt, mit ihren 
Familien auf die Straße geſetzt waren und zum vagabundierenden 


könnte, haben mich ſchließlich zur Aufgabe meiner Bedenken bewogen. Aus dem 
Urſprung dieſer Arbeit erklärt ſich, daß ich hier nicht ein vollſtändiges Bild 
der wirtſchaftlichen Entwicklung der helleniſtiſchen Periode (von Alexander bis 
Auguſtus) zu zeichnen verſuche, ſondern mich im weſentlichen auf die durch 
Alexanders Lebenswerk beeinflußte Begründung der helleniſtiſchen Wirtſchaft zur 
Zeit ihrer Blüte, im 3. Jahrhundert v. Chr., beſchränke. Ihr Riedergang unter 
den ſchwachen Königen der ſpäteren Zeit und unter dem Einfluß des Vordringens 
der Römerherrſchaft nach dem Oſten ſoll nur gelegentlich geſtreift werden. Wenn 
die ptolemäiſche Wirtſchaft in meiner Darſtellung beſonders ſtark hervortritt, fo 
iſt das nicht in der Sache, ſondern nur in der Einſeitigkeit der Tradition be⸗ 
gründet. Die auf ganz anderen Vorausſetzungen beruhende ſeleuzidiſche Wirt⸗ 
ſchaft, die für ein Geſamtbild wohl noch wichtiger wäre, iſt uns auch nicht an⸗ 
nähernd ſo gut bekannt, weil uns hierfür ſo detaillierte Nachrichten, wie ſie die 
griechiſchen Papyri für das Ptolemäerreich bringen, fehlen. 

1 Richtig urteilte J. G. Droyſen, Geſchichte des Hellenismus I?, 2, 
S. 296. 

2 Damals ſind zu den ſchon vor langem beſetzten Gebieten (Zypern, Pam⸗ 
phylien und der Weſtküſte Kleinaſiens) namentlich die Küſten des Schwarzen 
Meeres, Siziliens, Unteritaliens, ſowie Kyrene und Naukratis (in Agypten) 
hinzugekommen, auch Maſſalia und Punkte in Spanien. 
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Proletariat wurden!. Schon im Jahre 380 hatte der Athener 


Iſokrates, deſſen große Bedeutung als Publiziſt erſt neuerdings er⸗ 
kannt worden iſt?, auf dieſen Krebsſchaden hingewieſen? und hatte 
nicht nur aus nationalen Motiven, ſondern auch aus dieſen wirt⸗ 
ſchaftlichen und ſozialen Gründen einen Feldzug des geeinten Griechen⸗ 
lands gegen Perſien gefordert“. Als dann die auf Athen geſetzten 
Hoffnungen verflogen, und er erkannte, daß nur eine ſtarke Monarchie 
helfen könne, wendete er ſich, nachdem er vergeblich die Rettung von 
Jaſon von Pherai und dann von Dionyſios von Syrakus erhofft 
hatte, im Jahre 346 in dem uns noch erhaltenen, hiſtoriſch ungemein 
intereſſanten Sendſchreiben „Philippos“ an den König von Mazedonien 
und ſuchte ihn zur Einigung Griechenlands und zur Führung dieſes 
Nationalkrieges zu beſtimmen. Hier riet er ihm (Philipp. § 120 ff.), 
womöglich das ganze perſiſche Großkönigtum zu beſeitigen (64 
ry Baoılsiav avsleiv)d, wenn dies nicht angehe, doch wenigſtens 
ſo viel Land wie möglich von ihm abzutrennen und im beſonderen 
Kleinaſien von Cilizien bis Sinope zu beſetzen, hier Städte zu 
gründen und in ihnen diejenigen anzuſiedeln, „die jetzt aus Mangel 
an Lebensunterhalt umherirren (rrAavwuevovs, vgl. $ 96) und aus⸗ 
plündern, wem ſie begegnen“, denn er erkannte klar die Gefahr, 
die dieſes Proletariat für Hellas bedeutete, wenn man ihm nicht 
eine Exiſtenz verſchafſte. Dieſe Proletarierkolonien ſollten nicht nur 
Hellas vor der inneren Gefahr retten, ſondern auch wie ein Schutz⸗ 
wall vor Perſien liegen ($ 122). Wenn Philipp aber auch dieſen 
zweiten Plan nicht ausführen könne, ſo ſolle er wenigſtens die 
Griechenſtädte Kleinaſiens befreien, die ſeit dem Antalkidasfrieden 
(386) dem Großkönig ausgeliefert waren (§ 123). Der Wert dieſer 


1 Vgl. Jul. Beloch, Griechiſche Geſchichte III, 364 ff. 

2 Vgl. Beloch, Griechiſche Geſchichte III, 528 ff. Ed. Meyer, Geſchichte 
des Altertums V. P. Wendland, Beiträge zur athen. Politik und Publiziſtik 
des 4. Jahrhunderts (Nachrichten d. k. Geſ. d. Wiſſenſchaften zu Göttingen 1910, 
S. 123 ff.). 

3 Panegyrikos 8 168: zous d en! Eeyns ner naldav xul yuvaızav 
d ddod ce, noAlous dt di’ Evdesav rwv xaI' nuloav Enıxovgeiv dvayzaloukvovs 
Unto ro ES Tois os uayoutvovs AnOIPNOXEIV. 

4 Panegyrikos § 168, 174, 182. Vgl. Wendland a. a. O. S. 127. 

s Daß Iſokrates dieſe letzte Konſequenz und ſogar in erſter Linie ins Auge 
faßte, wird öfters überſehen. So bezeichnet Ed. Meyer, Kleine Schriften, 
S. 296, als höchſtes Ziel des Iſokrates die Eroberung Kleinaſiens, was vielmehr 
der zweitgrößte ſeiner drei Vorſchläge war. 
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Nachrichten über die troſtloſe innere Lage von Hellas, die jih nur 
bei Iſokrates finden, kann kaum überſchätzt werden. Hier werden 
uns die entſetzlichen wirtſchaftlichen und ſozialen Zuſtände Griechen⸗ 
lands enthüllt, die die Gewinnung neuen Koloniallandes gebieteriſch 
forderten. a 
| Bekanntlich hat Philipp, dieſer Meister der Staatskunſt, die 
Grundgedanken dieſes von Iſokrates ihm ſuggerierten panhelleniſchen 
Programms, freilich nur im Intereſſe feines mazedoniſchen Balkan: 
ſtaates, ſich zu eigen gemacht und hat nach dem Siege von Chaironeia 
auf dem Kongreß zu Korinth (338/37) Griechenland geeint und als 
orgarnyög abroxed r des von ihm geſchaffenen Korinthiſchen 
Bundes die Führung des panhelleniſchen Rachefeldzuges übernommen ! 
und hat im Frühling 336 die erſten Truppen nach Kleinaſien hinüber⸗ 
geſchickt. Da Philipp eine ausſchließlich mazedoniſche Politik trieb, | 
iſt zu erwarten, daß, wenn er nicht 336 — erſt 45 jährig — er⸗ 
mordet wäre, er, abgeſehen von der notwendigen Befreiung der klein⸗ N 
aſiatiſchen Griechen, eine weſentliche Abrundung ſeines Balkanſtaates 
auf kleinaſiatiſchem Boden erſtrebt und ſicher auch erreicht hätte. 
Wahrſcheinlich würde er es auch verſtanden haben, die notwendige 
Offnung des Ventils für jene unruhigen griechiſchen Maſſen m 
Sinne des zweiten Vorſchlages des Iſokrates in einer auch für 
ſein Reich nützlichen Art damit zu verbinden?. Dagegen hat eine 
Eroberung des ganzen Perſerreiches, wie Iſokrates es an erſter 
Stelle vorgeſchlagen hatte, außerhalb des Rahmens ſeiner Politik 
gelegen. | 
Ganz anders ſein Sohn Alexander, der zwar auch alis 
orgaunyög avsoxgdzwe des Korinthiſchen Bundes den Kampf gegen 
Perſien aufnahm, aber ſchon nach dem Siege von Iſſos (333) zeigte, 
daß er nach dem Beſitz des ganzen Perſerreiches ſtrebte. Als Darius 
ihm damals die Herrſchaft weſtlich vom Euphrat anbot — ein An⸗ 
erbieten, das Philipp, wenn er überhaupt je ſo weit gegangen wäre, 
zweifellos angenommen hätte? —, lehnte er es ab mit der Er⸗ 
klärung, ſich ſchon jetzt als Herr des ganzen Reiches zu betrachten. 


1 Vgl. meine Beiträge zur Geſchicht⸗ des korinthiſchen Bundes GSißungs⸗ 0 
bericht. Bayr. Akad. 1917, 10. Abh.). 
2 Die neuen Kolonien wären gewiß ebenſo wie die befreiten Griechenſtädte 
Kleinaſiens dem von ihm beherrſchten Korinthiſchen Bunde eingefügt worden. 
D Das beſagen auch unſere Quellen, die den Parmenion für die Annahme 
eintreten laſſen. N 
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Aber auch der Nachfolger des Großkönigs zu werden, hat ihm ſchließ⸗ 
lich nicht genügt, ſondern mehr und mehr wuchs in ihm der gigantiſche 
Gedanke, die ganze Oikumene zu beherrſchen . So hat er denn 
über die Grenzen des Achämenidenreiches hinaus das ganze Indus⸗ 
tal erobert und wäre auch in das Gangesland gezogen, um hier, 
nach ſeinen geographiſchen Vorſtellungen, den Ozean zu erreichen und 
damit die Eroberung der Oſthälfte der Erde abzuſchließen, wenn 
ihm nicht ſeine Truppen am Hyphaſis den Gehorſam verweigert 
hätten. Auch die kurz vor ſeinem Tode vorbereitete arabiſche Ex⸗ 
pedition (ſ. unten) würde ihn über die Grenzen des Perſerreiches 
hinausgeführt haben. Auch fanden ſich nach ſeinem Tode Auf⸗ 
zeichnungen (vrrouvnuare), in denen er ſich mit dem Plan der 
Eroberung auch der weſtlichen Erdhälfte bis zu den Säulen des 
Herakles beſchäftigt hatte?. Sein früher Tod (323) verhinderte 
die arabiſche Expedition wie alle weiteren Pläne, und ſo hinterließ 
er ein Reich, das nach Oſten hin die Induslandſchaft, nach Süden 
hin Agypten einſchloß. 
= Wenn auch die Reichseinheit bald im Streit der Marſchälle 

verloren ging, und auf dem Boden des Alexanderreichs ſich nach 
langen Kämpfen einzelne Territorialreiche bildeten, das Ptolemäer⸗ 
reich in Agypten, das Seleuzidenreich in Aſien, neben denen das 
mazedoniſche Stammland ſtand, ſo blieb doch die Tatſache beſtehen, 
daß der ganze Orient bis nach Indien hinein, dazu Agypten bis 
zum erſten Katarrakt, dem griechiſchen Volk geöffnet war. Freilich 
ſind vom Seleuzidenreich früher oder ſpäter manche Teile abgebröckelt, 
nicht nur unter griechiſchen Herren, wie Baktrien und Pergamon, 
ſondern manche ſind auch an die Orientalen zurückgefallen, wie 


1 Dies wird zwar von manchen Forſchern beſtritten, aber die überlieferten 
Tatſachen ſprechen für die obige Auffaſſung. Dieſe vertritt zum Beiſpiel 
Ed. Meyer, Kleine Schriften, S. 283 ff., Jul. Kärſt, Geſchichte des Helle⸗ 
nismus I. Vgl. meine Bonner Kaiſerrede „über Werden und Vergehen der 
Univerſalreiche“ (Bonn 1915, Cohen), S. 15 ff. 

2 Die Authentizität dieſer non Hucee, die durch die vorzügliche Quelle 
(Hieronymus von Kardia) gewährleiſtet wird, erkennt auch der meueſte Bearbeiter 
des umſtrittenen Problems, E. Kornemann, an (Klio XVI. 218), aber feine 
Deutung, daß es ſich nur um die Gewinnung des Karthagiſchen Reiches handle, 
ſcheitert, von anderem abgeſehen, ſchon an den Worten IBnolas xc Ts öuogov 
xwoas nagadelarriov ufygı Zixeiles: alſo nicht „Spanien und Sizilien“, 
(Kornemann, S. 220), ſondern „Spanien und die angrenzende Küſte bis Sizi⸗ 
lien“, d. h. auch die galliſche und die italiſchen Küſten, womit der Kreis des 
Mittelmeers geſchloſſen iſt. 
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Indien und Parthien, aber das bedeutete, wie für die Kultur, ſo auch 
für die Wirtſchaft keinen Abbruch der Beziehungen, die nun einmal 
geſchaffen waren. Es hat doch mehrere Jahrhunderte gedauert, bis 
der Orient, der durch Alexander und die Berührung mit dem 
Hellenismus aus langer Lethargie erweckt und zu neuen Kräften 
erſtarkt war, ſich gegen den Hellenismus gewendet“ und allmählich 
das Verlorene zurückerobert hat. Haben doch ſogar die Araber, 
gerade auch auf wirtſchaftlichem Gebiet, noch manches vorgefunden 
und ſich adaptiert, was der Hellenismus in den Orient gebracht 
hatte?. Daß dieſe orientaliſche Reaktion ſo erfolgreich geweſen, und 
die griechiſche Sprache ſchließlich überall den einheimiſchen Dialekten 
hat weichen müſſen, liegt vor allem daran, daß die Helleniſierung 
des Orients doch räumlich nur ſehr lückenhaft und meiſt auf die 
griechiſchen Städte und Militäranſiedlungen beſchränkt war, ſo daß 
ſie von einer dünnen Oberſchicht aus nicht intenſiv wirken konnte. 
Im griechiſchen Intereſſe wäre vielleicht weniger mehr geweſen, und 
ein intenſiv helleniſiertes Kleinaſien, wie es etwa dem Iſokrates in 
ſeinem zweiten Vorſchlag vorſchwebte, wäre für die griechiſche Nation 
vielleicht von dauerhafterer Wirkung geweſen als die ungeheuere, 
aber dünne Ausbreitung durch Alexander. Aber für die Ent⸗ 
ſtehung einer Weltwirtſchaft iſt es doch entſcheidend geweſen, daß 
nun der ganze Orient bis nach Indien hinein ſamt Agypten der 
griechiſchen Wirtſchaft erſchloſſen worden war. Was das für einen 
Umſchwung für das Wirtſchaftsleben der alten Welt bedeutete, wird 
erſt klar, wenn man ſich vergegenwärtigt, daß vorher die griechiſchen 
Anſiedlungen ſich nirgends tiefer in das Binnenland erſtreckt hatten, 
ſondern ſich im weſentlichen auf die Küſten beſchränkt hatten, die 
ſyriſche Küſte aber überhaupt keine griechiſche Kolonie gehabt hatte, 

und Agypten nur die Faktorei in Naukratis. So iſt es keine 
Übertreibung, wenn man die Erſchließung des Orients durch 
Alexander neuerdings des öfteren mit der Entdeckung Amerikas in 
Parallele geſtellt hat?. Die Wirkungen waren in der Tat ſehr 
ähnliche, wie unten noch gezeigt werden ſoll. 


1 Regierungsprinzip erſt bei den Saſſaniden. ö 

2 Vgl. C. H. Becker, Der Iſlam I (1910), S. 15: „Ohne Alexander 
den Großen keine iflamiſche Ziviliſation!“ Derſelbe, Klio IX, 
206 ff.: Grundlinien der wirtſchaftlichen Entwicklung Agyptens in den erſten 
Jahrhunderten des Slam. 

s Ich weiß nicht, ob Jul. Beloch der Erſte war; jedenfalls hat er im 
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Nicht nur für die Beurteilung von Alexanders Perſönlichkeit, 


ſondern auch für das Verſtändnis der wirſchaftlichen Entwicklung 


iſt es von Intereſſe, zu erkennen, ob die wirtſchaftlichen Wirkungen 
der Eroberung des Orients rein ſpontan erfolgt ſind, oder ob ſie 
ſchon von Alexander beabſichtigt und gefördert worden find. Für 
unſere Quellen, die auch für die Alexandergeſchichte wie überhaupt 
für die alte Geſchichte die wirtſchaftlichen Probleme völlig ver⸗ 
nachläſſigen, exiſtieren ſolche Fragen natürlich nicht. Gibt es doch 
nicht den leiſeſten Anſatz zu einer Würdigung von Alexander 
als Volkswirt. Es liegen aber, glaube ich, genug Tatſachen vor, 
die zeigen, daß er nicht bloß der große Eroberer, ſondern auch ein 
großer Staatsmann geweſen iſt, der mit klarem Blick die Not⸗ 
wendigkeit erkannt hat, innerhalb ſeines Weltreiches die Entſtehung 
einer dieſes umſpannenden Weltwirtſchaft zu fördern, und es auch 
verſtanden hat, richtige Mittel und Wege hierfür zu finden. 


Zu dieſen gehören erſtens feine zahlreichen Städtegrü ndungen! 
auf orientaliſchem Boden, die eine Periode großartigſter Kolonifation 
einleiteten. Durch ſie wurde für jene überſchüſſigen Kräfte Griechen⸗ 
lands das lange geſuchte Ventil geöffnet; vor allem dienten ſie in 
dem werdenden Weltreich wie als Kulturzentren, von denen die 
Helleniſierung ausging, ſo auch als Stützpunkte für den eindringenden 
griechiſchen Handel und Gewerbe. Wenn auch die meiſten Kolonien 
Alexanders in erſter Reihe zur militäriſchen Sicherung der eroberten 
Länder angelegt waren, ſind doch einige von ihnen an derartig 
für den Handel günſtigen Punkten errichtet worden, und haben 
ſich daher auch durch die Jahrhunderte, ja bis auf den heutigen 
Tag ſo glänzend als Handelszentren bewährt, daß man kaum 
glauben kann, Alexander habe ſich bei der Auswahl dieſer Plätze 
nicht auch von wirtſchaftlichen Rückſichten leiten laſſen. Das gilt 
beſonders von Alexandrien in Agypten, deſſen Lage „gewiſſer⸗ 
maßen im Knotenpunkt der ganzen Erde“? und im Schnittpunkt für 
den Verkehr von Süd⸗Nord und Oſt⸗Weſt, für den Welthandel ſo 
einzigartig iſt, daß hier die militäriſchen Rückſichten ganz zurück⸗ 


III. Bande ſeiner Griechiſchen Geſchichte die beſte Würdigung des großen Um⸗ 
ſchwunges gegeben. Nur Alexanders Perſönlichkeit hat er als Kollektiviſt nicht 
verſtehen können. 


1 Die beſte Überficht gibt immer noch J. G. Droyſen, Geſchichte des | 


Hellenismus III? (1877) 2, 187 ff. Vgl. auch III? 1, 31 ff. 
2 Keireı yao Ev ovvöcoun rim) vis dins ys ara: Dio Chryſ. 32, 36 Arn. 
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treten . Dazu kommt noch, daß Alexander mit genialem Scharfblick 
den einzigen guten Hafenplatz an der ägyptiſchen Küfte auserkoren 
hat, denn da die Strömung des Mittelmeeres den von den Nil⸗ 
armen ausgeführten Nilſchlamm von Weit nach Oſt trägt, find 
die ſämtlichen Häfen der ägyptiſchen wie auch der ſüdlichen ſyriſchen 
Küſte verſchlammt, nur nicht der von Alexandrien, weil dieſer weit: 
lich vom weſtlichſten Nilarm liegt?. Dazu wird der Hafen durch 
die vorgelagerte Inſel Pharos gegliedert, während im Rücken der 
mareotiſche See einen Binnenhafen bietet. Ins Land hinein aber 
ſtellt der Nil, mit dem es durch einen Kanal leicht zu verbinden war, 
eine Handelsſtraße erſten Ranges dar?. Daß Alexander dieſe Stadt 
von vornherein als &us gedacht und eingerichtet hat, wird durch 
Pi.-Ariftoteles, Oekonomika II 2, 33 ausdrücklich bezeugt; hat er 
doch hiernach dem Kleomenes befohlen, das Emporium des benachbarten 
Kanopos nach Alexandrien zu verlegen. — Ferner gibt es in Aſien 
Alexanderſtädte, die zwar wichtige militäriſche Poſten darſtellten, aber 
dank ihrer Lage an alten Handelsſtraßen bis auf den heutigen Tag 
als Handelsplätze ſich erhalten haben, wie Herat, Kandahar und 
Chodſchent (am Syr Darja). Unter anderm iſt auch bei der Gründung 
von Alexandrien an der Tigrismündung ſicher mit handelspolitiſchen 
Zwecken zu rechnen, wie Alexander zuletzt überhaupt an die Beſiedlung 
der ganzen Küſten und Inſeln des perſiſchen Golfes gedacht hat, 
um hier ein zweites „Phönizien“ erſtehen zu laſſen (Arrian, 
Anab. VII 19, 5). 
Neben dieſer inneren Koloniſation mußte es für die Entwicklung zu 
des Handels und Gewerbes im Orient von großer Bedeutung werden, 
daß Alexander dies ungeheuere, den Griechen bis dahin unbekannte 
Gebiet durch den Gelehrtenſtab, den er, wie Bonaparte auf ſeine 
ägyptiſche Expedition, nach Aſien mitnahm, nach allen Richtungen hin, 
topographiſch“, ethnographiſch, zoologiſch, botaniſch, auch geologiſch 
R und beſchreiben ließ. Wohl ſind die Aufzeichnungen 


1 Mit Recht ſagt Dr oyſe en, Hell. III? 2, 206, daß für die militäriſche 
Behauptung des Landes eine Anlage bei Memphis viel beſſer geweſen wäre. 

2 Vgl. Georg Ebers, Cicerone durch das alte und neue Agypten, 
1886, S. 3. 

3 Vgl. Strabo XVII, p. 798 C. 

4 Die von feinen Truppen zurückgelegten Strecken ließ er durch die 
„Bematiſten“ genannten Feldmeſſer vermeſſen und aufzeichnen. Darauf fußt 
nachher Eratoſthenes Geographie. Vgl. Ed. Schwartz, Pauly⸗Wiſſowg, |. v. 
Bematiſten. | re 
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dieſer Forſcher, die ſpäter im Reichsarchiv zu Babylon aufbewahrt 
und Intereſſenten zugänglich gemacht waren (Strabo II, p. 69 C.), 
in erſter Reihe aus wiſſenſchaftlichen Zwecken hervorgegangen und 
für die Wiſſenſchaft verwertet worden — wie wir es für einen 
. Zweig, die Botanik, durch die ausgezeichneten Unterſuchungen des 
leider im Kriege gefallenen Hugo Bretzl erfahren haben! —, aber 
daß dieſe fachmänniſche Erſchließung des Orients, die u. a. auch die 

Kenntnis der Bodenſchätze und Rohprodukte förderte?, für Handel 
und Produktion, im beſonderen auch für Alexanders Maßregeln auf 
dieſem Gebiet, von größter Bedeutung ſein konnte und gewiß auch 
ſein ſollte, ſteht wohl außer Zweifel. 

Nicht überliefert, aber mit Sicherheit zu erſchließen ift, daß 
Alexander die alte perſiſche Reichs poſt, die Schöpfung des 
Dariuss, die uns Herodot 8, 98 beſchreibt, übernommen und wahrſchein⸗ 
lich neu ausgebaut hat, denn wir wiſſen jetzt, daß ſeine Nachfolger 
dieſe Einrichtung gehabt haben, und daß Auguſtus ſie von ihnen 
auf das römiſche Weltreich übertragen hat“. Freilich war dieſe 
Reichspoſt nicht für den privaten Verkehr, ſondern für die ſtaat⸗ 
lichen Intereſſen eingerichtet, aber daß die Pflege der für die Poſt 


nötigen großen Reichsſtraßen auch dem allgemeinen Verkehr zugute 


kam, kann wohl nicht bezweifelt werden. 


Die wunderbare Miſchung der wiſſenſchaftlichen Intereſſen des 


Ariſtotelesſchülers und der realen Machtbeſtrebungen des Welt⸗ 
erobers, der bis an die Grenzen der Oikumene vordringen wollte, 
hat Alexander nun auch zur Aufdeckung neuer Handelswege geführt 
und hat ihn zu einem der größten Entdecker aller Zeiten 
gemacht'. Zwar die Expedition, die er ſchon 332 von Agypten 


aus nach dem Sudan an den oberen Nil geſchickt hat, hatte einen 


ausgeſprochen wiſſenſchaftlichen Be nämlich die Aufklärung des 


3 Votaniſche Forſchungen des Alexanderzuges 1902. Ein ſelten ſchönes 
Buch, in dem er zeigt, wie die Pflanzengeographie des Theophraſt auf die von 
Alexander veranlaßten Aufzeichnungen zurückgeht. 

2 So hat Gorgos der Metalleut (Bergbautechniker) die Salzbergwerke und 


Gold⸗ und Silbergruben Indiens auf Alexanders Befehl unterſucht. Vgl. 


Strabo XV, p. 700 C. 

s Wahrſcheinlich ging dieſe auf babyloniſche Einrichtungen zurück. 

4 Vgl. Roſtowzew, Angariae, in Klio VI, 249 ff.; Preiſigke, Die 
ptolemäiſche Staatspoſt, in Klio VII, 241 ff. Vgl. auch Wilcken, Grundzüge 
der Papyruskunde, S. 372 ff. 

5 Vgl. meine oben S. 49 Anm. 1 zitierte Bonner Kaiſerrede, S. 15 ff. 
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alten Problems der Nilfehwelle !, und doch ſcheint es, daß die hier— 
bei im Sudan angeknüpften Beziehungen auch handelspolitiſch nicht 
ohne Wirkung geblieben ſind. Sollen doch nach Arrian, Anab. VII, 
15, 4 im Jahre 323 unter anderen auch Athiopen Geſandte zu 
Alexander nach Babylon geſchickt haben, was dem Herrn Agyptens 
gegenüber nach jener Expedition durchaus begreiflich wäre. Auch 
die kurz vor Alexanders Tode erfolgte Entſendung des Herakleides 
an das Kaspiſche Meer ſollte außer militäriſchen Zwecken ein 
geographiſches Problem löſen, nämlich ob das Meer geſchloſſen oder 
ein Buſen des Ozeans ſei (Arrian, Anab. VII, 16). Daß hierbei 
auch Handelsintereſſen mitſpielten, iſt ſehr wahrſcheinlich. Siehe 
unten S. 59 zu Patrokles. 

Dagegen die Entdeckungsfahrt des Nearchos, der im Auftrage 
Alexanders den Seeweg vom Indus nach den Mündungen des 
Euphrat und Tigris? gefunden hat, iſt ein Unternehmen, bei dem 
die Rückſicht auf die Förderung des Welthandels von vornherein 
alle anderen überragt hat?. Hier kam es offenbar vor allem dar⸗ 
auf an, das entfernte indiſche Kolonialland, wenn möglich, durch 
einen Seeweg mit dem weſtlichen Kernland in direkte Verbindung 
zu ſetzen. Bezeichnend für das oben erwähnte Streben Alexanders, 
die neuen Gebiete möglichſt allſeitig aufzuſchließen, iſt der Auftrag, 
den er dem Nearchos mitgab, bei ſeiner Küſtenfahrt Land und Leute 
kennen zu lernen und dabei auf Ankerplätze und die Trinkwaſſer⸗ 
verhältniſſe und die Einrichtungen der Menſchen und die Frucht⸗ 
barkeit der einzelnen Strecken zu achten (Arrian, Anab. VII, 
20, 10)“. Man ſieht deutlich, daß Alexander im Sinne hatte, 
zwiſchen den Endpunkten des Seewegs eventuell Häfen und wenn 
möglich Kolonien anzulegen. 

Als Alexander nach Babylon zurückgekehrt war, plante er eine 
Fortſetzung dieſer Entdeckung, indem er daranging, durch Umſchiffung 


1 Dieſe Expedition iſt uns erſt erſchloſſen worden durch die ausgezeichnete 
Arbeit von Joſ. Partſch, Des Ariſtoteles Buch „Über das Steigen des Nil“ 
(Abh. Sächſ. Geſ. d. Wiſſ. 1909, S. 558 ff.). 

2 Ihre Mündungen waren damals noch getrennt. 

3 Die Auffindung dieſes Seeweges war eine neue Enideckung, denn Sthlar 
von Karyanda, den einſt der große Darius vom Indus aus entſendet hatte, 
war nur etwa bis an die Straße von Hormuz gekommen, dann aber um Arabien 
herum nach Suez gefahren (Herodot IV, 44). 

4 Dem entſprechend hat Nearchos feine Aufzeichnungen im Schiffsjournal. 
gemacht, auf grund deren er dann feinen nαν ons geſchrieben hat, von dem 
wir uns noch nach Arrians "Indien eine Vorſtellung machen können. 
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Arabiens den Seeweg vom perſiſchen Golf nach Agypten zu finden. 


Nachdem Archias die Bahrein⸗Inſel Tylos aufs genaueſte unter⸗ 
ſucht und beſchrieben hatte “, und dann Hieron von Soloi die Um: 
ſchiffung Arabiens vergeblich verſucht hatte (Arrian VII, 20, 7 ff.), 
rüſtete Alexander von Babylon aus eine große militäriſche Expediton 
aus, die er ſelbſt führen wollte, die zwar ſicherlich nicht eine Er⸗ 
oberung ganz Arabiens, wie manche annehmen, aber auch nicht mehr 
bloß die Umſchiffung, ſondern, wie die Vorbereitungen zeigen, gewiß 
auch die Beſetzung geeigneter Küſtenplätze Arabiens und vorgelagerter 
Inſeln bezweckte?. Die Hauptſache war aber doch, daß damit die 
Seeverbindung von Babylonien, wie ſie nach Oſten mit Indien ge⸗ 
funden war, ſo nach Weſten hin mit Agypten und namentlich mit 
Alexandrien geſichert ſein ſollte. Der plötzliche Tod des Königs im 
Juni 323 verhinderte die Ausführung der Expedition. 

Die neuerdings von E. Kornemann (Klio XVI, 209 ff.) 
vertretene Anſicht, daß Alexander erſt im Jahre 324 zu der Politik 
der Meerbeherrſchung übergegangen ſei, und dies einen „völligen 
Bruch mit der Vergangenheit“ bedeute, ſo daß nun „mit einem 
Schlage alles anders“ geworden ſei (S. 223), halte ich nicht für 
richtig. Abgeſehen davon, daß man dieſe Politik doch mindeſtens 
von Indien an, von der Entſendung des Nearchos (325) datieren 
müßte, war es doch ganz ſelbſtverſtändlich, daß der König nicht vor⸗ 
her während der Eroberung des Kontinents, ſondern erſt nach 
ihrem Abſchluß ſolche Seeexpeditionen unternehmen konnte. Daß 
ſeit 324 nicht ein „neuer“ Alexander (S. 227) vor uns ſteht, dafür 
ſpricht die Tatſache, daß er, ehe er in den Kontinent einbrach, die 


Herrſchaft über das öſtliche Mittelmeer — durch Eroberung der 


Küſten — planmäßig gewonnen und durch dies Gründung von 
Alexandrien abgeſchloſſen hattes. So war es nur eine Weiter⸗ 
führung derſelben Politik, wenn er jetzt vom perſiſchen Meerbuſen 
aus den Anſchluß an Alexandrien herſtellen wollte. Es war nur 
natürlich, daß mit der fortſchreitenden Realiſierung ſeiner Eroberungs⸗ 
pläne auch die Seeherrſchaftspläne wuchſen. 

Die vorgeführten Tatſachen laſſen darüber wohl keinen Zweifel, 
daß Alexander bemüht war, im größten Stil das wirtſchaftliche 


1 Vgl. dazu Hugo Bretzl, a. a. O. 

2 So richtig E. Kornemann, Klio XVI, 224. 

3 Im Vordergrund ſtand zwar der militäriſche Zweck, die überlegene per- 
fifche Flotte zu paralyſieren, aber gerade die Gründung Alexandriens zeigt, daß 
er das ſo Gewonnene dann auch wirtſchaftlich ausnutzen wollte. 
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Leben in ſeinem Weltreich zu fördern und zu organiſieren. Manche 
Maßregeln lokaler Natur vervollſtändigen das Bild, jo die groß: 
artigen Kanaliſationsarbeiten im Euphrat⸗ und Tigrisgebiet, die 
Arbeiten am Palakottas, die Schiffbarmachung des Tigris bis Opis, 
alles Leiſtungen, durch die Alexander die guten alten Traditionen 
der Hammurapizeit wieder aufleben ließ, dann die ſchon erwähnten 
Pläne einer Beſiedlung der Küſten des perſiſchen Golfes, durch die 
er über jene hinausgriff, ferner der (nicht zur Ausführung ge⸗ 
kommene) Plan, den Iſthmus zwiſchen Teos und Klazomenai (an 
der ioniſchen Küſte) zu durchſtechen oder die Arbeiten zur Trocken⸗ 
legung des Kopaisſees. 

Doch deutlicher noch als in ſolchen lokalen Maßregeln tritt 
uns Alexanders Fürſorge für die Hebung des Handels und Ver⸗ 
kehrs in der Förderung der Geldwirtſchaft und im be⸗ 
ſonderen in der Schaffung einer einheitlichen Münz⸗ 
prägung entgegen. Der große Darius hatte zuerſt eine Münz⸗ 
prägung in das Perſerreich eingeführt, in dem bis dahin reine 
Naturalwirtſchaft beſtanden hatte. Neben die Naturalabgaben traten 
nun die feſten Tributſätze in Geld, die für die einzelnen Satrapien 
berechnet wurden. Aber im allgemeinen dominierte auch jetzt noch 
durchaus die Naturalwirtſchaft, denn anſtatt die eingegangenen 
Gelder wieder in Zirkulation zu ſetzen, theſaurierten die Perſer⸗ 
könige ſie in ihren Reſidenzen, und zwar in der primitiven Form, 
daß ſie ſie zu Gold⸗ und Silberklumpen zuſammenſchmelzen ließen, 
von denen im Bedarfsfall — wie zur Löhnung griechiſcher Söldner — 
das Nötige abgeſchlagen und zu Münzen ausgeprägt wurde. So 
fand Alexander rieſige tote Schätze an Edelmetallen vor, als er die 
Reſidenzen von Suſa, Perſepolis und Ekbatana eroberte. Es be⸗ 
deutete einen ungeheuren Umſchwung, daß er nun prinzipiell mit 
dieſem Theſaurierungsſyſtem brach und nach und nach große Mengen 
dieſer Edelmetalle ausprägen ließ. „Als Alexander die Schatzhäuſer 
Aſiens gewonnen hatte, da brach,“ fo ſagt Athenae. VI, 321 e, 
„der weithin herrſchende Reichtum an, von dem Pindar geſungen 
hats.“ Durch dieſe gewaltige Vermehrung der Zirkulationsmittel, 
auf deren Wirkung ich ſpäter noch zurückkomme, wurde nun auch 
im Orient die Geldwirtſchaft gegenüber der e ge⸗ 


1 Vgl. Herodot III 96. 

2 Zu den überlieferten Summen vgl. Droyſen, Geſchichte d. Hellenismus 
12, S. 298 f. 

2 Zitiert von J. G. Droyſen, Kleine Schriften II, 279. 
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hoben, während ſie in Griechenland ſchon ſeit dem 7. Jahrhundert 
eingedrungen war, was zu den großen wirtſchaftlichen und ſozialen 
Kriſen der nächſten Jahrhunderte geführt hatte. Alexander brach 
auch mit der perſiſchen Münzpolitik. Die Goldprägung (Da⸗ 


reiken) war zwar königliches Vorrecht geweſen, aber Silbermünzen 


hatten auch Satrapen, Dynaſten und Städte geprägt, und zwar nach 
den verſchiedenſten Währungen. Alexander nahm nun auch die Silber⸗ 
prägung als königliches Recht in Anſpruch und beſeitigte die Bunt⸗ 
heit der Prägungen. Es iſt eine große Tat, daß er für ſein Welt⸗ 
reich ein einheitliches Münzſyſtem ſchuf. Handelspolitiſch iſt 
dabei von Intereſſe, daß er, zur Silberwährung der Griechen fiber: 


gehend !, wie die Goldmünzen, in deren Prägung er dem Muſter 


ſeines Vaters folgte, ſo auch die neuen Silbermünzen auf den atti⸗ 
ſchen Fuß prägte, „wohl um das bisherige münzpolitiſche Über⸗ 
gewicht Athens zu brechen“ 2. Tatſächlich iſt das Alexandergeld das 
herrſchende Kurant im Welthandel e 


Die Nachfolger Alexanders 


Die von Alexander inaugurierte Wirtſchaftspolitik iſt dann nach 
Auflöſung des Weltreiches von ſeinen Nachfolgern in den einzelnen 
ſich nun bildenden Teilſtaaten weitergeführt worden. In der Über⸗ 
gangszeit hat namentlich Antigonos Monophthalmos, der 


gewaltigſte unter den nächſten Diadochen, durch Wiederherſtellung 


alter und Gründung neuer Handelsplätze viel geleiſtet, namentlich 


in Kleinaſien, wo Smyrna von ihm wiederhergeſtellt, Teos mit 
Lebedos vereinigt, Antigoneia (ſpäter Alexandreia genannt) in der 


Troas gegründet wurde. Auch Lyſimachos, der Herr von 


Thrazien, dann auch von Kleinaſien, hat ſich, namentlich durch die 


Neubeſiedlung von Epheſos, große Verdienſte erworben. So kam 
die kleinaſiatiſche Küſte, wo ſpäter Pergamon den Mittelpunkt eines 
eigenen Reiches bildete, zu einer außerordentlichen Blüte ö. 


1 So Droyſen, Geſchichte des Hellenismus I? 1, S. 154. Zuſtimmend 
Beloch, Griechiſche Geſchichte II i, 354; III, 42 f., 314. Otto, Alexander der 
Große (Marburger akademiſche Reden, Nr. 34, 1916), S. 25 f. Abweichend 
Th. Reinach, L'histoire par les monnaies, S. 62, der Alexanders Syſtem 
bimetalliſtiſch deutet. Vgl. Kärſt, Hell. 12, 496, A. 1. 

2 So Beloch, Griechiſche Geſchichte III, 42. 

3 Ebenda III, 283 fl. 
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Aber niemand hat doch übertroffen oder auch nur erreicht, was 
die Seleuziden, die allmählich den größten Teil des Alexander— 
reiches in ihrer Herrſchaft wieder vereinigten, für die Helleniſierung 
des Orients und im beſonderen für die Entwicklung des griechiſchen 
Handels und Gewerbes daſelbſt geleiſtet haben. Wie in Kleinaſien, 
ſo haben ſie namentlich im nördlichen Syrien eine Fülle von Städten 
geſchaffen, jo daß hier geradezu ein „Neu⸗Mazedonien“ ! entſtand. 
Durch dieſe zahlreichen griechiſchen Städte bekam das Seleuzidenreich 
eine völlig andere Struktur als das ptolemäiſche Reich (ſiehe unten). 
Die Bedeutung der Städte wuchs um ſo mehr, als hier die durch 
Schenkungen oder Verkauf aus dem Königsland (xc Bacıkınr) 
ausgeſchiedenen Gebiete mitſamt ihren Baaıkıroi Aαõον ⁰ dem benach⸗ 
barten Stadtterritorium zugeſchlagen wurden, wodurch ſich das 
Reich in jenen helleniſtiſchen Gebieten mehr und mehr in Stadt⸗ 
kreiſe mit ausgedehnteren Landgebieten auflöfte?. 

Von überragender Bedeutung als Handelszentren wurden ſowohl 
Seleukeia am Tigris, die frühere Reſidenz Seleukos' I., „die Nach⸗ 
folgerin des alten Babylon, die Vorläuferin Bagdads“ ?, wo die 
Handelsſtraßen vom Iran wie von Weſten zuſammenliefen, als auch 
ſeine ſpätere Reſidenz, Antiocheia am Orontes, die er neben Anti⸗ 
goneia, der einſtigen Reſidenz des Antigonos, ſich erbaute. Wohl 
war dieſe mit dem Meere durch den Strom verbunden, an deſſen 
Mündung die prächtige Hafenſtadt „Seleukeia in Pieria“ lag, aber 
an das öſtliche Handelsſtraßennetz mußte ſie erſt durch neue Straßen⸗ 
bauten angeſchloſſen werden. So wurde denn von Antiochien eine 
Straße an den nächſten Punkt des Euphrat geführt, wo zum erſten 
mal eine feſte Brücke über den Strom angelegt wurde (Zeugma), 
fo daß Antiochien an die alte Karawanenſtraße, die durch das nörd- 
liche Meſopotamien führte, angeſchloſſen war, während andrerſeits 
vom Zeugma abwärts die Waſſerſtraße nach Babylonien führte“. 
So konnte der ganze innere aſiatiſche Landhandel wie auch der 


1 Vgl. Mommſen, Römiſche Geſchichte V, 450. Zur ſelenzidiſchen Kolo⸗ 
niſation vgl. Appian, Syriak. 57. | 

2 Vgl. Roſtowzew, Studien zur Geſchichte des römiſchen Kolonats 1910 
(1. Beiheft zum Archiv für Papyrusforſchung), S. 248 ff. E. Meyer, Kleine 
Schriften, S. 254. 

3 Mommſen, Römiſche Geſchichte V, 346. Vgl. auch Droyſen, Helle- 
nismus III I, 72. 5 

+ Eine Straße von Apamea (gegenüber von Zeugma) nach Nikephorion 
verkürzte dieſen Weg. 


— — — 


363] Alexander der Große und die helleniſtiſche Wirtſchaft 59 


Seehandel über den perſiſchen Golf nach Antiochien geleitet werden. 
Dabei iſt zu beachten, daß Indien doch nur äußerlich den Endpunkt 


dieſer Handelslinien darſtellte, denn Indien hatte ſeinerſeits ſchon 


ſeine Handelsbeziehungen nach dem fernen Oſten hin bis nach China. 
Erzählt doch Nearchos, daß er in Indien ſeriſche, d. h. chineſiſche 
Seide geſehen habe. So war denn indirekt ſchon eine Verbindung 
zwiſchen der helleniſtiſchen und der oſtaſiatiſchen Welt angebahnt, 
aus der ſich dann ſpäter eine Einwirkung helleniſtiſcher Kultur auf 
die chineſiſche entwickeln ſollte. 

So ſind hier im Oſten durch das Aufblühen des Welthandels 
Großſtädte entſtanden, die die früheren Großſtädte Athen, Syrakus 
und Karthago weit hinter ſich ließen. Während dieſe in der vor⸗ 
hergehenden Periode nicht weit über 100 000 Einwohner gegangen 
waren, haben Seleukeia am Tigris, Antiochien und Alexandrien in 


Agypten ſchon nach wenigen Generationen mehrere Hunderttauſend 


Einwohner gehabt!, unter ihnen übrigens auch viele Orientalen. 
Eine direkte Anlehnung an Alexanders Pläne bedeutete die Ent⸗ 
ſendung des Patrokles zur Erforſchung des Kaspiſchen Meeres (ſiehe 
oben S. 54), und wenn auch ſein wiſſenſchaftliches Ergebnis, daß 
das Meer ein offener Buſen des Ozeans ſei, verkehrt war, ſo hat 
doch dieſe Unternehmung der Seuleuziden für die Überleitung der 
indiſchen Waren zum Schwarzen Meer (über den Waſſerweg zur 
Kyrosmündung hin) wichtige wirtſchaftliche Folgen gehabt?. Daß 
dagegen die Seleuziden, wiewohl ſie die Herren des Perſiſchen und 
Indiſchen Meeres waren, Alexanders Plan der Umſchiffung Arabiens 
nicht aus führten, erklärt ſich aus ihrer Rivalität mit den Ptolemäern, 
die über den Endpunkt dieſes Seeweges verfügten und den größten 
Nutzen von ſeiner Erſchließung gehabt hätten. So beſchränkten ſie 
ſich darauf, die gegenüberliegende Küſte Arabiens am Perſiſchen 
Golf zu beherrſchen, im beſondern die Gerrhäer zu nötigen, einen 
Teil ihrer aus dem ſüdlichen Arabien bezogenen Waren nach Baby⸗ 
lonien zu bringen. Doch konnten ſie ſie nicht daran hindern, ihre 
Waren andrerſeits auch auf den alten Karawanenſtraßen quer durch 
Arabien nach Petra im Nabatäerland (ſüdlich vom Toten Meer) zu 
ſchaffen, von wo ſie nach Alexandrien oder in die ſüdſyriſchen 
Hafenſtädte (Gaza uſw.) gingen. Ebendorthin, nach Petra, führten 


1 Vgl. Beloch, Griechiſche Geſchichte III, 306. 
2 Vgl. Droyſen, Hellenismus III 1, 72 f. Herrmann, Pauly⸗Wiſſ. 
X, 2279 fl. 
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aber auch die alten Karawanenſtraßen, die von Südarabien, vom 
Sabäerlande aus an der Weſtküſte Arabiens entlangliefen. Aus 
dieſen wirtſchaftlichen Tatſachen erklärt ſich, daß für die Ptolemäer 
und Seleuziden der Beſitz dieſer wichtigen ſüdſyriſchen Hafen⸗ 
plätze — und überhaupt Syriens — ein Hauptkampfobjekt geweſen 
iſt, ebenſo wie ſchon Jahrhunderte früher Agypter und Babylonier 
um die Vorherrſchaft in dieſen Gebieten miteinander geſtritten 
haben. 

Noch großartiger und noch erfolgreicher als die Handelspolitik 
der Seleuziden iſt die der Ptolemäer geweſen, im beſondern zur 
Zeit der erſten drei Könige. Wie ſchon bemerkt, war die Struktur 
ihres Reiches eine weſentlich andere als die des Seleuzidenreiches. 
Während dieſes ein Konglomerat der verſchiedenſten Völker von klein⸗ 
aſiatiſcher!, ſemitiſcher und indogermaniſcher Herkunft war, voll von 
zentrifugalen Kräften und ohne ſtarke Zentraliſation, an ſeinen 
Grenzen ungeheuren Umfanges den Angriffen der Nachbarn leicht 
ausgefegt ?, war der Kern des ptolemäiſchen Reiches das von Wüſten 
und Meeren umgebene und daher ſchwer angreifbare, abgeſehen von 
den mazedoniſchen und griechiſchen Herren, im weſentlichen von 
einer einzigen Nation bewohnte Agypten ?. Hier konnte eine ſtraffe 
Zentraliſation der Regierung ganz anders als in dem buntſcheckigen 
Seleuzidenreich durchgeführt werden. Über Agypten hinaus hatte 
ſchon Ptolemaios I. im Weiten die Cyrenaica, im Norden das an 
Schiffsbauholz und Kupfer reiche Cypern, im Oſten Coeleſyrien mit 
feinen wichtigen Debouchés der Handelsſtraßen (ſiehe oben) hinzu⸗ 
erobert, und dazu das Protektorat über die griechiſche Inſelwelt der 
Cyeladen (das xoıv0ov Toy vnOLwWza») gewonnen, und unter den 
nächſten beiden großen Herrſchern iſt, abgeſehen von den ephemeren 
bis an die baktriſche Grenze reichenden Eroberungen Euergetes I., 
die Reichsgrenze in Syrien weiter nach Norden vorgeſchoben, durch 
Euergetes I. ſogar Seleufeia, der Hafen von Antiocheia, beſetzt, und 
Ba Teile der kleinaſiatiſchen Küſte im Süden und Weſten bis 


1 Nach Kretſchmers Forſchungen bilden die „Kleinaftaten“ (im präg⸗ 
nanten Sinne) eine eigene Sprachfamilie, die neben die Semiten, Indo⸗ 
germanen uſw. tritt. Vgl. ſeine Einleitung in die Geſchichte der griechiſchen 
Sprache, 1896. 

2 Vgl. Droyſen, Hellenismus III 1, 62 ff. 

3 Bedeutend wurde die jüdiſche Diaſpora. Vgl. zu dieſer Emil Schürer, 
Geſchichte des jüdiſchen Volkes im Zeitalter Jeſu Chriſti. 4. Aufl. Wilcken, 
Zum alexandriniſchen Antiſemitismus (Abh. Sächſ. Gel. XXVII, Nr. 23). 
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hinauf zum Schwarzen Meere und an die thrakiſche Küſte hinzu⸗ 
gewonnen worden 1. 

Das Ziel dieſer auswärtigen Eroberungen iſt verſchieden auf⸗ 
gefaßt worden. Abzulehnen iſt die jüngſt von Kornemann im 


Anſchluß an Weinreich vertretene Auffaſſung (Klio XVI, 229), daß 


die Ptolemäer das Ziel gehabt hätten, „bis an die Grenzen der 
Oikumene“, wenn auch im Rahmen des Alexanderreiches, ihre Herr⸗ 
ſchaft auszudehnen. Welteroberungspläne, wie ſie hie und da viel⸗ 
leicht die Seleuziden beſchäftigt haben, haben den Ptolemäern völlig 
fern gelegen. Andrerſeits ſcheint mir Roſtowzew? ihre Politik 
zu eng zu faſſen, wenn er jene Eroberungen nur daraus erklärt, 
daß ſie zur Gewinnung der zum Flottenbau nötigen Materialien 


erforderlich geweſen ſeien, damit die Flotte den Beſitz Agyptens 
und der Meeresſtraßen für den ägyptiſchen Handel ſichere. Auch 


ich meine, daß die Handelspolitik die Grundlage ihrer auswärtigen 


Politik geweſen iſt, aber ihr letztes politiſches Ziel wird m. E. durch 


dieſe Formulierung doch zu niedrig eingeſchätzt. Die weitſchauende 
und zähe Politik, die die Ptolemäer im 3. Jahrhundert im Kampf 
nicht nur mit Aſien, ſondern auch mit Mazedonien geführt haben, 


im beſonderen ihr Ausſpielen Griechenlands gegen Mazedonien ?, 
wieiſt doch auf ein größeres Ziel hin. So möchte ich trotz Roſtowzews 


Widerſpruch gegen meine in den Grundzügen der Papyruskunde 
S. 4 dargelegte Auffaſſung daran feſthalten, daß Agypten für die 
Ptolemäer nur die Hauptquelle ihrer Einnahmen war, aus der ſie 
möglichſt große Schätze herauswirtſchafteten, „um durch dieſe, mit 
ſtarker Armee und Flotte, eine möglichſt große Rolle in der 
internationalen Mittelmeerpolitik ſpielen zukönnen“. 
Gewiß nicht Welteroberung (Kornemann), aber auch nicht bloß 


aägyytiſche Politik (Roſtowzew), ſondern Weltmachtpolitik“ mit Hilfe 


1 Genaueres bei Beloch, Griechiſche Geſchichte III 2, 248 ff. und Marie⸗ 


ö luiſe Fritze, Die erſten Ptolemäer und Griechenland. Diff. Hal. 1917. 


2 Foundations of social and economic life in Egypt (Journ. of Egyp- 


tian Archaeology VI 3, 1920), S. 172. Die Kenntnis dieſer bedeutenden Arbeit 


des ausgezeichneten ruſſiſchen Forſchers verdanke ich der großen Liebenswürdigkeit 
von H. J. Bell (vom Britiſh Muſeum). 
8 Vgl. hierzu jetzt W. Kolbe, Hermes LI, 530 ff., auch M. Fritze, a. a. O. 
4 Mir ſcheint, daß Roſtowzew a. a. O. es mißverſtanden hat, daß ich 
gelegentlich von „Weltmachtpolitik“ der Ptolemäer geſprochen habe. Ich ſcheide 
dies ſtreng von der Welteroberungspolitik, die ich in den Grundzügen S. 2 den 


Ptolemäern ausdrücklich abgeſprochen habe, und verſtehe darunter die Politik von 
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der ägyptiſchen Schätze iſt ihr Ziel geweſen . In dieſem Zuſammen- 
hang iſt auch die intereſſante Tatſache zu würdigen, daß Philadelphos 
mit Rom, als es nach der Vertreibung des Pyrrhos in die Reihe 
der bedeutenden Mittelmeerſtaaten eingerückt war, Freundſchaft ge⸗ 
ſchloſſen hat (ſ. unten). Auch für die Beurteilung ihrer inneren 
Politik gegenüber den Agyptern iſt dieſe Auffaſſung wichtig. 

Der wirtſchaftliche Mittelpunkt dieſer Weltmacht ſollte Alexandrien 
werden, das, nach antiker Auffaſſung außerhalb Agyptens gelegen, 
wie prädeſtiniert dazu war, Agypten mit der Mittelmeerwelt zu 
verbinden. Und ſie haben ihr Ziel glänzend erreicht: Alexandrien 
iſt tatſächlich lange Zeit ſogar die erſte Handelsſtadt der Welt über⸗ 
haupt geweſen. Dieſe Konzentration der ganzen Handelspolitik im 
Intereſſe von Alexandrien wird mit ein Grund ſein, daß die Ptolemäer, 
abgeſehen von Ptolemais in Oberägypten keine einzige weitere 
Griechenſtadt in Agypten gegründet haben, während ſie in ihren 
auswärtigen Beſitzungen manche Städte neu beſiedelt haben. Das 
freie Meer, das die ptolemäiſche Flotte beherrſchte, verband Alexandrien 
nach Weſt und Nord und Oft mit den Inſeln und Küſten des 
Mittelmeeres. Nach Süden hin war es durch den Kanal mit der 
gewaltigen Handelsſtraße des Nil verbunden (ſ. oben). Philadelphos 
hat aber auch eine Verbindung mit dem Roten Meer hergeſtellt, 
indem er nicht nur die alte Karawanenſtraße von Koptos (in Ober⸗ 
ägypten)? nach Berenike am Roten Meer wieder ausbaute, ſondern 
auch den alten von Necho“ begonnenen und von Darius vollendeten 
Kanal, der von Bubaſtos durch die Bitterſeen nach der Nordſpitze 
des Roten Meeres führte, alſo dieſes indirekt mit dem Mittelmeer 
reſp. mit Alexandrien verband, wieder herſtellte“. So hatte Alexandrien 
für den geſamten Welthandel eine zentrale Poſition erhalten, wie 
ſie der Piräus im 5. und 4. Jahrhundert gehabt hatte. 


Großſtaaten, „die über ihre nationale Bafis hinaus nach wirtſchaftlicher, kultu⸗ 
reller und politiſcher Geltung in der Welt ſtreben“. Vgl. meine Bonner Kaiſer⸗ 
rede, a. a. O. S. 29 (im Anſchluß an Kiellen). 

1 Vgl. auch Ed. Meyer, Agyptiſche Geſchichte (Oncken), S. 399: „Agypten 
kommt für die Ptolemäer nur inſofern in Betracht, als es die wichtigſte ihrer 
Beſitzungen iſt.“ 

2 Zur Bedeutung von Koptos als internationalem Handelsplatz vgl. 
meine . der Papyruskunde, Nr. 326. 

s Über die Saiten als Vorläufer der Lagiden vgl. Ed. Meyer, Geſchichte 
Agyptens (Oncken), S. 399, vgl. S. 366 ff. 

Im Zuſammenhang mit dem Problem des Merkantilismus (f. unten) 

denkt man hierbei an den Bau des Canal du midi durch Colbert. 
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Dieſe günſtige Lage iſt erſt dadurch zur vollen Geltung ge⸗ 
kommen, daß die Ptolemäer es verſtanden haben, nicht nur den 
Mittelmeerhandel, ſondern auch den afrikaniſchen, arabiſchen 
und indiſchen Handel nach Agypten und ſo im beſonderen 
nach Alexandrien zu ziehen!. Es war Ptolemaios II. Philadelphos 
(285 — 246), der zuerſt nicht nur die Südgrenze gegen die nubiſchen 
Stämme ſchützte und ſie wohl etwas vorrückte, ſondern auch 
— wohl nach dem Vorbild Alexanders (S. 53) — Expeditionen zur 
Erforſchung des oberen Niltals ausſchickte, die zum Teil bis nach 
Mero gekommen find, und deren Führer über ihre Reifen in Schriften 
berichtet haben, von denen noch Plinius (hist. nat. VI, 183) Kunde 
hat. Im 2. Jahrhundert, unter Philometor, iſt die Grenze zeitweiſe 
noch viel weiter nach Süden vorgeſchoben geweſen?. So find wieder, 
wie einſt im alten Pharaonenreich, auch unter den Ptolemäern aus 
Nubien und dem Sudan die innerafrikaniſchen Produkte und Roh⸗ 
ſtoffe, Ebenholz, Elfenbein, Tierfelle uſw., namentlich aber auch 
Gold (ſ. unten S. 84) nach Agypten eingeführt worden. 

Wichtiger noch waren die Beſtrebungen der Lagiden, an der 
oſtafrikaniſchen Küſte Stützpunkte zu gewinnen. Das Rote Meer 
wurde durch Kriegsſchiffe von den nabatäiſchen und arabiſchen Piraten 
geſäubert, und eine Kriegsflotte hier ſtationiert. An der ägyptifchen 
Küſte wurden von Arſinos an (bei Suez) bis nach Berenike Trogodytike 
(auf der Höhe von Aſſuän) neue Häfen angelegt. Darüber hinaus 
aber wurden weit nach Süden hin, namentlich im Gebiet von Maſſawa 
bis an die Straße von Bab el⸗Mandeb, ja vereinzelt noch bis zum 
Kap Guardafui und zur Somaliküſte Stationen angelegt, die zwar 
in erſter Reihe als Stützpunkte für die Elefantenjagden, die das 
militäriſche Intereſſe erforderte, wahrſcheinlich aber auch daneben als 
Anlegeplätze für die Handelsſchiffe dienten. Als dann etwa ſeit dem 
Anfang des 2. Jahrhunderts die Elefanten als Kriegswaffe zurück⸗ 
traten, haben ſich dieſe Stationen immer mehr als Emporien für 


1 Zum Südoſthandel vgl. meine Grundzüge S. 262 ff. und die dort an⸗ 
gegebene Literatur, darunter namentlich Roſtowzew, Archiv für Papyrus⸗ 
forſchung IV, 298 ff. Die von ihm beſprochene Arbeit von Mich. Chwoſtow, 
Forſchungen zur Geſchichte der Handelsbeziehungen zur Zeit der helleniſtiſchen 
Monarchien und des römiſchen Kaiſerreiches, I. Geſchichte des Oſthandels im 
griechiſch⸗römiſchen Agypten, Kaſan 1907, iſt mir leider, da ruſſiſch geſchrieben, 
verſchloſſen. 

9 Vgl. Dittenberger, Orient. gr. insr. sel. I, 111, wo Städte⸗ 
gründungen (Philometoris und Kleopatra) in der Triakontaschoinos erwähnt 
werden. 
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den Handel entwickelt. Auch hiermit waren altpharaoniſche Traditionen 
wieder lebendig geworden, denn dieſes Trogodytenland, wie die 
Griechen dieſe oſtafrikaniſche Küſte nannten“, entſpricht dem Lande 
Punt (Pont), mit dem Agypten ſchon im 3. Jahrtauſend in Verkehr 
geſtanden hat. Dieſe Emporien dienten nicht nur dem Handel mit 
der trogodytiſchen Küſte, ſondern auch dem Verkehr mit dem gegenüber⸗ 
liegenden Südarabien. 
Aber auch mit Indien hat ſich von hier aus ein Handel an⸗ 

gebahnt, und allmählich iſt es den Ptolemäern gelungen, einen Teil 
des indiſchen Handels auf dem Waſſerwege direkt nach Agypten zu 
leiten und damit den Seleuziden zu entziehen. Daß dies ſchon ein 
Ziel des Philadelphos geweſen iſt, läßt ſeine Entſendung des 
Dionyſios nach Indien vermuten, der dort, wie der von den Seleuziden 
entſandte Megaſthenes, bei den indiſchen Rajahs verweilt hat 
(Plinius, h. n. VI, § 58). Andrerſeits nennt Acofa in feinen In⸗ 
ſchriften neben den anderen helleniſtiſchen Königen auch den Ptolemaios. 
Längere Zeit hat zwar noch kein direkter Verkehr der ägyptiſchen 
Händler mit Indien beſtanden?, ſondern ſie kamen mit den indiſchen 
Händlern an der Südſpitze Arabiens bei Aden und auf Sokotra 
zuſammen und tauſchten hier ihre Waren aus?. Erſt etwa 
100 v. Chr.“ wagte ein kühner Kapitän Hippalos mit Benutzung 
der Monſunwinde ſich direkt über den Ozean nach der Weſtküſte 
Indiens treiben zu laſſen, und erſt von da an entwickelte ſich ein 
zunächſt noch mäßiger direkter Verkehr zwiſchen Agypten und In⸗ 
dien, der dann durch Auguſtus' zielbewußte Handelspolitik einen 
neuen gewaltigen Aufſchwung genommen hat (Strabo II, p. 118, 
XVII, p. 798), wiewohl die Beſitzungen an der oſtafrikaniſchen 
Küſte an das neu entſtehende Reich von Axum verloren gingen. 


1 Die Form Troglodyten, die Schiller bei uns Wap gemacht hat, iſt 
falſch. 

2 Zu dem Inder Söywr, der ſchon im 3.2, Jahrhundert v. Chr. Agypten 
bereiſt, vgl. Archiv f. Pap. III, 320. 

3 Periplus Maris Erythraei § 26. Diefer für die ägyptiſche und indiſche 
Warenkunde (ſ. unten S. 104) ungemein intereſſante Bericht eines ägyptiſchen 
Seefahrers aus der Zeit der Flavier ſei der Aufmerkſamkeit der National⸗ 
ökonomen beſonders empfohlen. Ausgabe von B. e 1883 (Beit & Co.) 
Dazu jetzt Kornemann, Janus I, 55 ff. 

* 78 v. Chr. findet ſich zuerſt der Zuſatz El rs 'Ivdızns xal 'Epudons 
Salcoons im Titel des Strategen der Thebais. Vgl. W. Otto, Pauly⸗Wiſſowa 
VIII, 1660, der den Hippalos um 100 anſetzt. 
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Der Merkantilismus der Ptolemäer 


Im Hinblick auf dieſe weltumſpannenden Handelsbeziehungen 
der Lagiden hat J. G. Droyſen einmal den Gedanken hingeworfen: 
„in den auswärtigen Beziehungen der Lagiden erkennt man noch da 
und dort den bedeutenden Einfluß eines Merkantilſyſtems von groß⸗ 
artigſtem Umfang“ 1. Heute, wo wir namentlich durch die griechiſchen 
Papyrusurkunden? einen tieferen Einblick in die Wirtſchaftspolitik 
der Ptolemäer gewonnen haben, wirkt dieſer Ausſpruch wie ein 
prophetiſches Wort, denn in der Tat laſſen ſich heute noch ganz 
andere Argumente, als man damals ahnen konnte, für eine ſolche 
Charakteriſtik vorbringen. Ich habe ſchon in meinen Grundzügen 
S. 265 den Droyſenſchen Gedanken etwas weiter ausgeführt und 
habe dort den Merkantilismus Friedrichs des Großen zu dem der 
Lagiden in Parallele geftellt?. Und doch war ich, als ich kürzlich 
in Sombarts Werk über den Kapitalismus ſeine Darſtellung des 
modernen Merkantilismus kennen lernte, überraſcht, wie ſchlagende 
Parallelen ſich hier zu der Wirtſchaftspolitik der Lagiden finden 
laſſen. Auch die grundlegende Unterſuchung von Schmoller über 
die wirtſchaftliche Politik Friedrichs des Großen“ ſowie die tüchtige 
Arbeit von Zielenziger“, auf die beide mich Schumacher auf⸗ 
merkſam machte, haben mich in dieſem Eindruck beſtärkt. Ich muß 
mir zur Zeit verſagen, auf die Frage einzugehen, ob auch andere 
Großſtaaten jener Zeit eine merkantiliſtiſche Politik verfolgt haben. 
A priori iſt nach Analogie der modernen Geſchichte eine weitere Aus⸗ 
dehnung gewiß wahrſcheinlich, und Max Weber hat denn auch 
in ſeiner ausgezeichneten „Agrargeſchichte“ S. 128 (Handwörterbuch 


1 Hellenismus III I, 56. 

2 Der Orientierung über die hiſtoriſchen Probleme dienen die von mir 
herausgegebenen „Grundzüge und Chreſtomathie der Papyruskunde“ (Teubner, 
1912). Neben dieſen zwei Bänden, deren zweiter eine Auswahl von 500 Texten 
bietet, ſtehen die beiden Parallelbände desſelben Titels von Ludwig Mitteis, 
die die juriſtiſchen Probleme behandeln. Ich zitiere kurz „Grundzüge“ und 
„Chreſtomathie“. 

3 Zuſtimmend E. Kornemann, Klio XVI, 229 A. 5. 

4 Jahrbuch für Geſetzgebung uſw. VIII (1884), S. 1 ff. Vgl. auch ſeine 
„Umriſſe und Unterſuchungen“. 

5 Dr. Kurt Zielenziger, Die alten deutſchen Kameraliſten. Ein Bei⸗ 
trag zur Geſchichte der Nationalökonomie und zum Problem des Merkantilismus, 
1914 (Beiträge zur Geſchichte der Nationalökonomie, herausg. von Karl Diehl, 
2. Heft). 
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der Staatswiſſenſchaften I?) allgemein von den „helleniſtiſchen 
Monarchen“ geſagt, daß ſie „Merkantiliſten“ geweſen ſeien, „wie die 


Territorialherrn des 17.118. Jahrhunderts bei uns“. Um aber 


einigermaßen feſten Grund unter den Füßen zu haben, beſchränke 


ich mich im Folgenden auf das Lagidenreich, das einzige, über deſſen 


Wirtſchaft wir detaillierte Angaben beſitzen !. 


Der Wert des Durchdenkens ſolcher hiſtoriſchen Parallelen 


— nach der poſitiven wie nach der negativen Seite hin — liegt 
meines Erachtens in erſter Reihe darin, daß es zu neuen Frage⸗ 


ſtellungen und zur Einreihung von iſolierten Erſcheinungen in einen 


größeren Zuſammenhang und damit zum tieferen Verſtändnis führt !. 
Im beſonderen iſt von der Vergleichung der antiken Wirtſchaft mit 
der modernen, um ſo mehr für jene zu erhoffen, als der lücken⸗ 
haften und noch wenig bearbeiteten Tradition über das Altertum 
die ungeheuer reiche und in einer großen Literatur tief durchforſchte 


Tradition über die moderne Entwicklung gegenüberſteht. So glaube 


ich, daß auch in der ptolemäiſchen Wirtſchaft uns durch die 
Paralleliſierung mit der merkantiliſtiſchen Entwicklung manches ver⸗ 


ſtändlicher wird, und darin ſehe ich den Hauptwert eines ſolchen 


Experiments. Wie weit die Parallele faktiſch durchzuführen iſt, ob 
die Übereinſtimmungen oder die Unterſchiede überwiegen — Fragen, 
über die die Anſichten wahrſcheinlich auseinander gehen werden —, 


tritt dem gegenüber faſt zurück. Ausdrücklich möchte ich hier be⸗ 


kennen, daß nach meiner Anſicht es ſich hier nur um eine Analogie 
der allgemeinen Tendenzen der Entwicklung handeln kann, und daß 
beſtenfalls relative, nicht abſolute Übereinſtimmungen in Frage 


kommen, da die tiefften Grundlagen des antiken wirtſchaftlichen 


Lebens doch weſentlich andere waren als die der Neuzeit“. 


1 Für das Selenzidenreich iſt wichtig Pi. Ariſtoteles, Oeconomica B 1 ff. 

2 Dagegen iſt es ein Wahn zu glauben, daß man durch hiſtoriſche Parallelen 
etwas beweiſen könne. Das wäre nur möglich, wenn das Leben der Völker durch 
Geſetze im Sinne von Naturgeſetzen beſtimmt würde. Alexander der Große, von 
dem wir ausgingen, iſt ſelbſt die beſte Widerlegung einer ſolchen Prämiſſe, denn 
die Wendung, die er der Geſchichte Mazedoniens gegeben hat, lag abſolut nicht 
in der Linie der natürlichen Entwicklung ſeines Landes, ſondern war zum größten 
Teil in ſeiner Perſönlichkeit begründet. Auf welche Irrwege der Glaube an die 
Beweiskraft der hiſtoriſchen Parallelen führen kann, zeigt recht draſtiſch das Buch 
von O. Spengler über den Untergang des Abendlandes. 

s Wenn mich Bücher auch von ſeiner Auffaſſung von dem überwiegen 
der „Hauswirtſchaft“ im Altertum nicht überzeugt hat (vgl. meine Griechiſchen 


Oſtraka aus Agypten und Nubien I, 664 A. 1), und ich meine, daß gerade auch 


1 
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Betrachten wir zunächſt die äußeren Erſcheinungen, die ſeit dem 
Anfang des 16. Jahrhunderts die merkantiliſtiſche Strömung vorbereitet 
haben, ſo wären unter den von Zielenziger S. 59 ff. hierfür 
namhaft gemachten die folgenden zu nennen, für die ſich in der 
helleniſtiſchen Zeit Analogien finden laſſen: die großen wirtſchaft⸗ 
lichen und politiſchen Umwälzungen, die die Entdeckung Amerikas 
und des Seeweges nach Indien in der europäiſchen Staatenwelt 
hervorgerufen hat; die Aufteilung der neuen Länder und die durch 
die Rivalität der koloniſierenden Staaten geſtärkte Expanſionskraft 
des Handels; der erwachende Kapitalismus und die Entſtehung des 
Proletariats; der Zufluß des vielen Edelmetalles aus der neuen 
Welt, wodurch der Übergang von der Natural: zur Geldwirtſchaft 
erleichtert wird; das Erſtarken der fürſtlichen Macht und die Schaffung 
von nationalen Einheitsſtaaten. Dem können wir gegenüberſtellen: 
die großen wirtſchaftlichen und politiſchen Umwälzungen, die die 
Erſchließung des Orients durch Alexander herbeigeführt hat (ſ. unten); 


die Kämpfe der Nachfolger um die Aufteilung ſeines Weltreiches 


und die im Wettkampf der Staaten geſteigerte Entwicklung des 
Handels; die Anhäufung großer Vermögen in einzelnen Händen, 
der ein Proletariat gegenübertritt; die Inkursſetzung der großen 
Goldſchätze der Perſerkönige durch Alexander und ſeine Nachfolger 
und den dadurch nun auch im Orient geförderten Übergang von 
der Natural⸗ zur Geldwirtſchaft (ſ. unten); endlich die Entſtehung 
großer — abgeſehen von Mazedonien — freilich nicht nationaler 
Territorialſtaaten unter abſolutiſtiſchen Regierungen. 

Aus dieſen allgemeinen hiſtoriſchen Vorausſetzungen heraus hat 
ſich der moderne Merkantilismus des 17./18. Jahrhunderts in den 
neuen Monarchien im beſonderen dadurch entwickelt, daß dieſe auf 
Söldnerheer und Berufsbeamtentum begründet waren, für die vor 
allem Geld nötig war. Das Geldbeſchaffen wurde „das Zentral⸗ 
problem der fürſtlichen Staatskunſt“ .. Zu dieſem Zweck wurden 
die Maximen der ſtädtiſchen Wirtſchaftspolitik auf die Wirtſchaft 
der Territorialſtaaten übertragen?. Die Mittel, die im Einzelnen 


die hier behandelte helleniſtiſche Wirtſchaft, deren Berückſichtigung er prinzipiell 
für ſich abgelehnt hat (Feſtgaben für Schäffle, S. 196), gegen jene Auffaſſung 
ſpricht, ſo ſtimme ich ihm doch darin zu, daß wir uns vor einer zu modernen 
Auffaſſung der antiken Wirtſchaft hüten ſollen. 

I Sombart, Der moderne Kapitalismus I? (1916), S. 366. 

2 Ebenda S. 363. 
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zum Zweck der Geldbeſchaffung angewandt wurden, ſind ſehr ver⸗ 
ſchiedenartige geweſen !. 

Suchen wir zunächſt die Ahnlichkeiten hervor, ſo haben wir es 
auch im Lagidenreich mit einer Monarchie zu tun, die auf Flotte 
und Landheer ſowie auf einem beſoldeten Berufsbeamtentum be⸗ 
gründet war und (neben anderem) hierzu viel Geld nötig hatte?. Daß 
das Geldbeſchaffen das „Zentralproblem“ der ptolemäiſchen Staats⸗ 
kunſt geweſen iſt, iſt nicht zu verkennen. Alſo die politiſchen Vor⸗ 
ausſetzungen für die Entſtehung eines Merkantilismus waren vor⸗ 
handen. Die Herübernahme von ſtädtiſchen Wirtſchaftsmaximen 
hat jedoch bei den Lagiden nicht entfernt die Rolle ſpielen können, 
wie in den modernen Staaten, da jene die Grundlagen vielfach 
vielmehr von den Pharaonen übernommen haben, die keine Städte 
in dieſem Sinne kannten; aber einzelne wirtſchaftliche Einrichtungen 
laſſen ſich allerdings nachweiſen, die auf griechiſche ſtädtiſche Wirt⸗ 
ſchaft zurückgehen, nur darf der große Unterſchied nicht über⸗ 
ſehen werden, daß ſie von auswärts, von Hellas, herübergeholt 
wurden, da für Agypten ſelbſt ja, wie wir S. 62 ſahen, gerade 
das Zurücktreten des ſtädtiſchen Lebens charakteriſtich war, und vor 
Alexander es überhaupt keine zzoAıc außer Naukratis gegeben hatte. 
Immerhin laſſen ſich, wie geſagt, einige Entlehnungen aus Hellas 
erkennen, jo das Bankweſen (ſ. unten), die griechiſche Staatspacht 
(z. B. bei der Steuererhebung)? und die Monopole, die freilich zum 
Teil auch ſchon auf pharaoniſchem Boden erwachſen waren (ſ. unten). 
Von den verſchiedenen Mitteln zur Geldbeſchaffung, die Sombart 
a. a. O. für die erworbenen Staaten aufführt, laſſen ſich mehrere 
auch für die Lagiden nachweiſen, ſo die Förderung der Edelmetall⸗ 
gewinnung (ſ. unten), die Einführung der die Naturalabgaben weit 
überragenden Geldſteuern (ſ. unten), das Unternehmertum des 
Staates, das uns am ſchärfſten in den königlichen Monopolen nebſt 
Schutzzöllen entgegentritt, und die Bevorzugung der Ausfuhr vor 
der Einfuhr im Sinne der Handelsbilanz (ſ. unten). 

Auch unter den von Bücher, Die Entſtehung der Volkswirtſchaft, 
S. 70/71 (12/3. Aufl. 1919, S. 137) aufgezählten merkantiliſtiſchen 


1 Sombart, Der moderne Kapitalismus I? S. 367 ff. 

2 Vgl. Friedr. Ortel, Die Liturgie 1917, S. 46 ff. Über die daneben 
laufende Naturalverpflegung ſ. unten. 

s Nur ſtehen die Steuerpächter, die in Griechenland freie Geſchäftsmänner 
waren, hier i im 1 Territorialſtaat unter ſchärfſter ſtaatlicher Kontrolle. 
Vgl. meine Grundzüge, S. 182 f. 
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Maßregeln zum Zweck einer nach außen abgeſchloſſenen Staats⸗ 
wirtſchaft, die durch einen lebhaften Verkehr im Innern alle natür⸗ 
lichen Hilfsmittel des Landes und alle individuellen Kräfte des 
Volkes in den Dienſt des Ganzen ſtellen ſollte, ſind nicht wenige, 
für die man auch in der Lagidenwirtſchaft mehr oder weniger zu⸗ 
treffende Parallelen finden kann, während andere auf gewiſſe Grund⸗ 
unterſchiede hinweiſen. Unter den erſteren nenne ich: die Einführung 
eines einheitlichen Grenzzollſyſtems [dagegen keine Aufhebung der 
Binnenzölle, vgl. meine Grundzüge S. 172], die Sicherung der 
Verſorgung des Landes mit notwendigen Rohſtoffen und Nahrungs⸗ 


mitteln durch Regaliſierung der Naturſchätze lob auch Ausfuhr⸗Er⸗ 


ſchwerungen eingeführt waren, laſſe ich dahingeſtellt], die Anlegung 
von Kunſtſtraßen, Kanälen, Seehäfen [ſ. oben S. 62], die Beſtrebungen 
zur Vereinheitlichung des Maß⸗ und Gewichtsweſens [vgl. die nor⸗ 
mative Geltung der geeichten königlichen Maße: meine Grundzüge 
S. LXX] und die Pflege der Technik, der Kunſt und Wiſſen⸗ 
ſchaft in eigenen Staatsanſtalten [vgl. das alexandriniſche Muſeum, 
das von Ptolemaios I. gegründet worden iſtl. Wenn dagegen 
Bücher von der „Beförderung der großen Induſtrie“ ſpricht, ſo 
laſſen ſich die von ihm namhaft gemachten Mittel zwar zum Teil 
auch für die Lagiden nachweiſen, wie die Anpflanzung neuer Ge⸗ 
werbezweige ſogl. etwa die Parfüminduſtrie] und die zollpolizeiliche 
Fernhaltung fremder Konkurrenz [vgl. unten die Ausführungen über 
die königlichen Monopole], aber dieſe Mittel dienen hier, ſoweit wir 


bis jetzt ſehen können, nicht der privaten, ſondern der königlichen 


Induſtrie, wie es auch eine „Regelung des kommerziellen Nachrichten⸗ 
dienſtes“ nur für die königliche Wirtſchaft gegeben hat [die Reichs⸗ 
poſt, abgeſehen vom König, im beſonderen für den Wirtſchafts⸗ 
miniſter (dio, A]i e), ſiehe oben S. 53 Anm. 4]. 

Hiermit kommen wir auf Einwirkungen eines allgemeinen tief⸗ 
greifenden Unterſchiedes. Der moderne Merkantilismus iſt ent⸗ 
ſtanden in den ſich damals bildenden Nationalſtaaten. Er geht, 
nach Friedrich Lift!, von dem Begriff der Nation aus und be⸗ 
rückſichtigt überall die Nationalintereſſen. Der nationale Gedanke 
war auch nach Schmoller? der leitende Gedanke. Zielenziger 
(S. 74) möchte ſogar den Patriotismus als erſte Frucht des ent⸗ 
ſtehenden Merkantilismus auf geiſtigem Gebiet betrachten. Dem 


— — 


1 Vgl. Zielenziger, S. 26. 
a. a. O. S. 42 ff., 49. Vgl. auch Zielenziger, S. 37. 
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gegenüber iſt zu betonen, daß der Begriff der Nation dem Lagiden⸗ 
reich ebenſo fremd war wie dem Seleuzidenreich, im Gegenſatz zu 
Mazedonien. Weder das Lagidenreich noch das Seleuzidenreich 
waren Nationalſtaaten, ſondern künſtliche Gebilde, in denen orien⸗ 
taliſche Völker mit Mazedoniern und Griechen zuſammenwohnten, ohne 
jemals zu einer einheitlichen Nation zuſammenzuſchmelzen, ſo daß 
von einem Nationalgefühl hier nur in bezug auf die einzelnen Be⸗ 
ſtandteile geſprochen werden kann. Die beiden Reiche waren im 
Grunde nichts anderes als die Herrſchaftsgebiete zweier mazedoniſcher 
Dynaſtien auf orientaliſchem Boden. 

Hieraus erklärt ſich, daß die Wirtſchaftspolitik der Ptolemäer 
nicht den Intereſſen der „Nation“, die es gar nicht gab, ſondern — 
zum mindeſten in erſter Reihe, wenn nicht ausſchließlich — den 
Intereſſen des Königtums gedient. zu haben ſcheint, eine Auffaſſung, 


die wir auch für die Pharaonen anzunehmen haben. So konnten 


wir oben wohl ein Unternehmertum des Staates konſtatieren, das 
uns namentlich in den Monopolen entgegentritt, aber einen pri⸗ 
vaten Unternehmerſtand zu finden, dem etwa Monopolrechte oder 
ſonſtige Handelsprivilegien vom König übertragen wären, iſt bisher 
noch nicht gelungen. Die königlichen Monopole beherrſchen viel⸗ 
mehr derartig das ganze Wirtſchaftsleben, daß ich ſchon in meinen 
Grundzügen S. 266 dieſen Merkantilismus als einen fiskaliſchen 
charakteriſiert habe; ich fügte hinzu: „Wie daneben [neben den 


königlichen Monopolen] der Privathandel hat beſtehen und blühen 


können, entzieht ſich einſtweilen noch unſerer Kenntnis.“ 

Soeben hat ſich Roſtowzew in dem oben (S. 61 Anm. 2) 
zitierten Aufſatz eingehend über dieſes ſchwierige Problem geäußert, 
wobei er ſich ſchon auf den noch unedierten Papyrus Tebtynis III 
7031 ftügen konnte. Ohne übrigens das Problem des Merkanti⸗ 
lismus zu ſtreifen, führt er dort aus (S. 168 ff.), daß wie die 
Landwirtſchaft, ſo auch Induſtrie und Handel, ſoweit ſie ſich nicht 
in direkter königlicher Verwaltung (management) befanden, unter 
ſtrikte Kontrolle geſtellt waren, unter Beſeitigung der früheren Privi⸗ 


legien der Prieſterſchaft und der Feudalherrn, daß ferner die wich⸗ 


tigſten Induſtriezweige in verſchiedenem Maße vom König monopoliſiert 


1 Diefer Text, der nach Roſtowzews Mitteilungen von grundlegender Be⸗ 
deutung zu fein ſcheint, enthält Inſtruktionen des Finanzminiſters (roc ijc) 
an einen hohen Finanzbeamten eines Gaues, aus der Zeit (wahrfcheinlich) Pto⸗ 
lemaios III. Energetes. Roſtowzew vergleicht dies Aktenſtück ſeinem Geiſt nach 
den Inſtruktionen Thutmoſis' III. an feinen Vezir Rechmere (S. 168). | 


en 
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waren, während die weniger wichtigen zwar unabhängiger waren, 
aber nicht frei im Erwerb der Rohſtoffe, da dieſe praktiſch alle dem 
Staat gehörten, daß überhaupt der größere Teil des ägyptiſchen 
Handels nicht von freien Kaufleuten ausgeübt wurde, ſondern von 
ſtaatlichen agents, die zu fixierten Preiſen verkauften, fo daß er 
überhaupt keine Spur eines unabhängigen Handels in Agypten 
findet. Größere Unabhängigkeit und Initiative ſchreibt er vermutungs⸗ 
weiſe nur den alexandriniſchen Großhändlern zu (Eurrogoı und 


S yo oxelg), die ſich mit dem Export und Import befaßten, da die 


Organiſation des auswärtigen Handels mehr eine internationale als 
eine innere Angelegenheit geweſen ſei. Selbſt für die griechiſchen 
Bürger von Alexandrien, Naukratis und Ptolemais, deren politiſche 
Freiheit und Autonomie nur ein Schatten geweſen ſei, ſieht er 
keinen Grund zu der Annahme, daß ſie bezüglich der ökonomiſchen 


„Freiheit eine Ausnahmeſtellung gehabt hätten. Zum Schluß ſchildert 


er die für die Bevölkerung traurigen Ergebniſſe dieſer ſyſtematiſchen 
Verſtaatlichung (nationalization) des ganzen ökonomiſchen Lebens, 
die namentlich in den bekannten avaxwenoeıs, der Flucht zu den 


Tempeln (strikes), ihren draſtiſchen Ausdruck fanden. 


Eine Nachprüfung dieſer bedeutſamen Darlegungen, die in 
manchen Punkten über das uns ſchon bekannte hinausgehen, wird 


erſt möglich ſein, wenn uns Tebtynis 703 mit Roſtowzews Kommen⸗ 
tar vorliegt. Vielleicht wird ſich dann auch klarer erkennen laſſen, 


ob die von Roſtowzew geſchilderte Kontrollierung des privaten 
Handels und Gewerbes und ihre Abhängigkeit vom Staat nicht mit 
der „Reglementierung“ und „Privilegierung“ des modernen Mer⸗ 
kantilismus in Parallele geſtellt werden könnte.. Iſt doch nach 
Sombart (Kapitalismus I?, 365) auch damals „alle wirtſchaft⸗ 
liche Tätigkeit“ eine „privilegierte“ und „reglementierte“. Was wir 
aber auch dann noch immer vermiſſen würden, iſt der Nachweis 
eines bedeutenderen privaten Handels- und Gewerbeſtandes, der 
auch größere und lukrativere Privilegien vom König erhalten hätte. 
Hat es einen ſolchen gegeben? Und wo iſt er zu ſuchen? Ein 
Beiſpiel größerer ökonomiſcher Freiheit glaubt Roſtowzew annehmen 
zu dürfen, und zwar für die Export⸗ und Import⸗Großhändler 
Alexandriens (Eurropoı und Eydoxeis)!. Er führt dies auf die in⸗ 
ternationale Bedeutung ihres Geſchäfts zurück. Sobald wir aber 


1 Pgl. zu dieſen Mar. San Nicold, Agyptiſches Vereinsweſen I, 1918, 
S. 129 ff. Er faßt die Ly oe als Spediteure. 
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den Merkantilismus heranziehen, erklärt es ſich ganz von ſelbſt aus 
dem Weſen dieſes heraus; gehört doch die Förderung des aus— 
wärtigen Handels zu feinen erſten Aufgaben. Es würde daher vor- 
trefflich zu unſerer merkantiliſtiſchen Hypotheſe paſſen, wenn 
Roſtowzews Vermutung ſich wirklich klar erweiſen ließe, und wir 
mit einer Privilegierung der alexandriniſchen Exporteure und Im⸗ 
porteure ſicher rechnen dürften. Auf eine bevorzugte Lage dieſer 
Handelszweige darf man vielleicht die Tatſache beziehen, daß ſchon 
im 2. Jahrhundert vor Chr. auch römiſche Kaufleute und Reeder 
ſich an dieſen Export⸗ und Importgeſchäften in Alexandrien be⸗ 
teiligt haben !. Vgl. die deliſche Weihinſchrift der "Porualwv o 
ebegyetud èvxeg vavunimgoı xal Eurcogoı 2 vj. yevousvn /m 
Ahskavdoeiag imo Baoıkdws ITrolsualov deo Eveoyerov vom 
Jahre 127 vor Chr.“. | 

Aber auch über den Einzelfall der äurrogoıe hinaus möchte ich 
glauben, daß die Griechen Ägyptens doch eine. größere wirtſchaft⸗ 
liche Freiheit gehabt haben, als Roſtowzew annimmt. Gewiß befanden 
ſich die Fellachen, denen der Lagide als ihr Pharao gegenüberſtand, 
mit ihrer Kopfſteuer und ihrer Verpflichtung zu Fronarbeſten und 
ihrer Gebundenheit an die Scholle in einer totalen Abhängigkeit vom 
König. Aber die Bürger von Alexandrien, Naukratis und Ptolemais 
ſtanden doch politiſch völlig anders dem König gegenüber?, und ich 
kann mir nicht denken, daß ſie nicht auch wirtſchaftlich im Vergleich 
zu den Agyptern eine bevorzugte Stellung gegenüber dem Staat 
gehabt hätten. Vielleicht in etwas geringerem Grade möchte ich 
dies ſogar von den nicht ſtädtiſch, ſondern in rroAızeruara organi⸗ 
ſierten Hellenen der Gaue annehmen!. Wenn dieſe Hellenen, im 
beſonderen die Vollbürger der drei Städte, nicht in der Lage ge⸗ 
weſen wären, wenn auch ſtreng „reglementiert“, doch privatim 
Handel und Gewerbe in einer Weiſe zu betreiben, die ihnen ermög⸗ 


1 Andrerſeits würde eine ſolche Zulaſſung fremder Konkurrenz für eine 
laxere Auffaſſung einer merkantiliſtiſchen Politik ſprechen (vgl. Schmoller, 
a. a. O. S. 47), wenn wir darin nicht eine Wirkung der römiſchen Machtſtellung 
ſehen dürften. 

2 Vgl. Dittenberger, Orientis Graeci inscriptiones selectae I, N. 135. 
Vgl. auch N. 133, und dazu Pärvan, Die Nationalität der Kaufleute im 
römiſchen Kaiſerreich, Breslau 1909, S. 17. 

3 Zur Orientierung verweiſe ich außer meinen Grundzügen S. 12 ff. auch 
auf die wichtigen im Pap. Halensis I erhaltenen Reſte alexandriniſchen Rechtes 
in den Dikaiomata, herausgegeben von der Graeca Halensis 1913. 

4 Vgl. meine Grundzüge, S. 18. ö 
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lichte, Wohlhabenheit oder Reichtum zu gewinnen, wie wäre es dann 
zu erklären, daß aus dem freien Griechenland ſo viele Tauſende 
hinübergezogen ſind übers Meer, um ſich im Lagidenreich nieder⸗ 
zulaſſen? Gewiß, wir kennen nicht die Bedingungen, unter denen 
ſie gearbeitet haben, und es iſt, wie ich ſchon a. a. O. ſagte, ſchwer, 
ſich vorzuſtellen, wie ſie neben dieſer weitgreifenden Verſtaatlichung 
haben aufkommen können, aber jenes Poſtulat der eximierten Stel⸗ 
lung ſcheint mir doch notwendig zu ſein. Jedenfalls möchte ich 
zwiſchen der ökonomiſchen Lage der Hellenen und der Fellachen 
einen ſehr viel ſtärkeren Strich ziehen, als es Roſtowzew a. a. O. 
getan hat!. 1 

Sollten wir einmal genauere Nachrichten über die wirtſchaft⸗ 
liche Lage der Hellenen in Agypten erhalten, ſo, glaube ich, würde 
das Geſamtbild der Lagidenwirtſchaft doch heller und freundlicher 
werden als das grau in grau gemalte Bild Roſtowzews, das im 


weſentlichen die traurige Lage der Fellachen wiedergibt. Zum min⸗ 


deſten möchte ich dies für die Zeit der drei erſten Ptolemäer an⸗ 
nehmen, von deren Tüchtigkeit und guten Abſichten auch Roſtowzew 
überzeugt iſt (S. 173). Wenn er trotz allem annimmt, daß ſtoiſche 
und kyniſche Ideen auf die Lagiden nicht geringeren Einfluß gehabt 
haben als auf Antigonos Gonatas, ſo berührt er ſich mit Gedanken, 
die ſchon vor langen Jahren Eduard Schwartz dargelegt hat?. 
Ausgehend davon, daß die Idee des Baorlelg sbegyerng griechiſch, 
im beſonderen kyniſch iſt, führt dieſer aus, daß nach dem Zuſammen⸗ 
bruch der Weltmonarchie Alexanders doch für die Folgezeit geblieben 
ſei die Idee des aufgeklärten Abſolutismus, die in Agypten ihre 
glänzendſte Verwirklichung gefunden habe. Für die Ptolemäer des 
3. Jahrhunderts ſei die Sorge für die Untertanen, das „Wohltun“ 
offizielle Regierungsmaxime geweſen (S. 256). Er verweiſt dafür 
unter anderem auf gewiſſe Regierungserlaſſe, an die auch Roſtowzew 
denkt'. Ahnlich hat v. Wilamowitz geſagt, daß dieſe Könige 
die Lehre der griechiſchen Philoſophie in ſich aufgenommen hätten, 


1 Die wirtſchaftliche Privilegierung der Hellenen tritt uns zum Teil im 
Steuerweſen entgegen. So waren die Hellenen als Vertreter der Herrenklaſſe 
natürlich frei von der ſchimpflichen Kopfſteuer. Zur Befreiung gewiſſer helle⸗ 
niſcher Kreiſe von der Salzſteuer vgl. P. Hal. I, 260 ff. Die Fronarbeiten 
werden von ihnen mit Geld abgelöſt. 

2 Rhein. Muſeum 40, 254 ff. 

® Par. 63 III, 94 ff. faſſe ich in meinen „Urkunden der Ptolemäerzeit“ 
freilich anders auf. 
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daß Wohltun Königspflicht ſei, und daß die beiden erſten Ptolemäer 
danach auch gehandelt hätten“. Auch Mommſen? ſieht in der 
„auf das gleiche Wohlergehen aller Untertanen ohne Unterſchied des 
Ranges und des Vermögens gerichteten Verwaltung“ die Eigenart 
des Lagidenregiments und ſtellt die Monarchie dieſer Herrſcher, die 
„nicht durchaus ohne Grund“ den Namen des Wohltäters (eee erg) 
trugen, mit der friederizianiſchen zuſammen, im beſonderen weil ihr 
„Syſtem einen in eigener Perſon nicht bloß heerführenden, ſondern 
in täglicher Arbeit verwaltenden König, eine entwickelte und ſtreng 
disziplinierte Beamtenhierarchie, rückſichtsloſe Gerechtigkeit gegen 
Hohe und Niedere“ forderte. Dieſe hohen Einſchätzungen des ptole⸗ 
mäiſchen „Syſtems“ werden nicht durch den Hinweis darauf wider⸗ 
legt, „daß auch hier zwiſchen Theorie und Ausübung der öffentlichen 
Gewalt oft eine tiefe Kluft beſtand“ “. Hier kommt es für die Auf: 
faſſung ihres Abſolutismus eben auf die Theorie, auf die Idee an, 
und dieſe ſcheinen mir die genannten Gelehrten im weſentlichen 
richtig erfaßt zu haben. Dieſe Idee iſt ſogar noch in der Zeit des 
Niederganges, im 2. Jahrhundert lebendig, denn auf-Philometor 
beziehen ſich die von Ed. Schwartz herangezogenen Akten, wie z. B. 
die folgenden Worte in einem Schreiben des Finanzminiſters vom 
Jahre 156 (Pap. Paris. 61 = UPZ 113, 5 f.): Tod Baoıldwc xai 
rig Baoıklaang r zroAAod ijyoνν,f; ardvrcg Toüg brò ri Baoı- 
delay Öınarodoreiodear, womit der Wunſch des Königs, Gerechtigkeit 
gegen alle Untertanen im geſamten Königreich zu üben (ſiehe 
Mommſen) als höchſte Norm hingeſtellt wird. Freilich in der Praxis 
hat es oft anders ausgeſehen, namentlich in der ſpäteren Zeit unter 
ſchwächlichen und degenerierten Königen, aber ſelbſt da vielleicht 
weniger durch ein prinzipielles Aufgeben jener Regierungsmaxime 


von ſeiten der Könige, als durch die Korruption der ausführenden 


Beamtenſchaft. Auf Grund der Herrenſtellung, die den Hellenen 
unter den erſten Ptolemäern gegeben war, haben dieſe in der Praxis, 
wie ich nach obigem glauben möchte, auch des wirtſchaftlichen 
Lebens gewiß mehr von dem „Wohltun“ der Könige an ſich ver⸗ 
ſpürt als die Eingeborenen, aber die Lagiden haben es ſehr geſchickt 


1 Staat und Geſellſchaft der Griechen (Kultur der Gegenwart), S. 163. 
Vgl. auch ſeine früheren Ausführungen in den Philologiſchen Unterſuchungen IV 
(Antigonos von Karyſtos), S. 217 ff. 5 

2. Römiſche Geſchichte V, 559. i 

s Rob. v. Pöhlmann, Griechiſche Gefchichte und Quellenkunde, 5. Aufl. 
(191%, S. 325 ff. 5 a 
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N verſtanden, die Agypter auf religiöſem Gebiet zu entſchädigen für 


den im Staatsintereſſe nach ihrer Anſchauung notwendigen mate⸗ 
riellen Druck, an den dieſe im übrigen ſchon aus der Pharaonen⸗ 
zeit her gewöhnt waren, und jo find fie auch in den ägyptiſchen 
Prieſterdekreten als „Wohltäter“ in überſchwenglicher Weiſe ge⸗ 
feiert worden . Jene Idee vom wohltuenden Königtum führt uns 
aber wieder zurück zu unſerer Parallele mit dem modernen Mer⸗ 


kantilismus, denn auch für den aufgeklärten Abſolutismus des 


18. Jahrhunderts, der den Merkantilismus vollendet hat, iſt das 


eudaimoniſtiſche Moment charakteriſtiſch, ja es bildet geradezu, wie 


man geſagt hat, „den ethiſchen Gehalt des Merkantilismus“ 2. 

Ich habe bisher nur von der Stellung der Lagiden zu Handel 
und Gewerbe geſprochen. Will man aber ein vollſtändiges Bild 
von ihrem Merkantilismus bekommen, ſo darf ihre Fürſorge für die 
Hebung der Landwirtſchaft nicht fehlen, denn nichts wäre ver⸗ 


kehrter als ſich ihren Merkantilismus als einen einſeitigen „Colber⸗ 


tismus“ vorzuſtellen?. Muß man doch die Agrikultur ſogar als die 
Grundlage ihrer geſamten Wirtſchaft bezeichnen. Agypten iſt nun 
einmal durch die Natur, die ihm alljährlich den Segen der Nil⸗ 
überſchwemmung gewährt, zum Agrarſtaat prädeſtiniert. Das Be⸗ 
ſondere der ptolemäiſchen Wirtſchaft iſt nur, daß ſie mit dieſer 
agrariſchen Grundlage eine ſtarke Induſtrie und einen lebhaften 
Handel verknüpfte. So geht denn die Hauptſorge dieſer Könige 
auf die vollſtändige Beſtellung und Beerntung des Fruchtlandes, 
ja auch auf die Gewinnung neuen Fruchtlandes. Durch Kanali⸗ 
ſation und künſtliche Bewäſſerung haben ſie der Wüſte und dem 
Odland nach und nach manches Stück Land abgerungen. Durch 
großartige Meliorationsarbeiten haben ſie in der mittelägyptiſchen 


Landſchaft el⸗Faijüm, wie uns die Papyri gelehrt haben“, durch teil⸗ 


weiſe Trockenlegung des Mörisſees weite Flächen neuen Saatlandes 
geſchaffen, ſo daß hier eine große Zahl neuer Dörfer auf dem neuen 
Boden entſtand, in denen fie ihre Soldaten als xAnoovyoı an⸗ 


1 Vgl. zum Beiſpiel die Dekrete von Kanopus und Roſette bei Ditten⸗ 
berger, Orientis Graeci inscriptiones selectae I, 56 und 90. 

2 Zielenziger, ©. 56. 

3 Pol. meine Grundzüge, S. 265 f., wo ich aber darin irrte, daß ich den 
Begriff „Merkantilismus“ zu eng nur auf die Pflege von Handel und Induſtrie 
bezog. 

Vgl. Grenfell⸗Hunt in ihrer Einleitung zu den „Fayüm towns 
“and their papyri“, 1900. 
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ſiedeln konnten. So haben die Lagiden durch innere Koloniſation 
den Reichtum des Landes gehoben, ähnlich wie auch ein moderner 
Merkantiliſt wie Friedrich der Große durch Melioration der Oder⸗ 
und Warthebrüche viele Dutzende von Dörfern geſchaffen hat, in 
denen Tauſende von Koloniſten angeſiedelt wurden. 

Das Verhältnis des Königs zur Landwirtſchaft entſprach ganz 
dem zu Handel und Gewerbe: ſie arbeitete in der Hauptſache für 
ihn. Wie wir erſt vor einigen Jahren gelernt haben“, hatte der 
König das alleinige Obereigentum an Grund und Boden im Lande. 
Daneben finden ſich nur Anſätze von privatem Beſitz (crih¹ν,w, 
namentlich an Haus-, Wein: und Gartenland. Das königliche Land 
zerfiel in 77 Bacıkıay und yñ &v apeoeı. Das erſtere, die könig⸗ 
liche Domäne (wohl durchweg gutes Saatland) bewirtſchaftete der 
König direkt durch Verpachtung an die Königsbauern (Sc 
yeweyoi), die ähnlich wie die Monopolarbeiter (ſiehe unten) der 
ſchärfſten Kontrolle unterlagen, dafür aber auch, um dem König 
beſſer dienen zu können, einige Vorrechte genoſſen (Grundzüge 
S. 274 ff.) 2. Der andere Teil, die y7 er apeoeı (darunter auch 
Odland), hieß danach, daß der König es anderen zur Bewirtſchaftung 
„überließ, konzedierte“. Dahin gehörte zum Beiſpiel das Tempel⸗ 
land (Lee 5), das Lehnsland der Soldaten (7 xAngovxıny) und 
die großen Güter, die den Magnaten geſchenkt wurden (77 &r 
Öweeg)?. Da dem König aber auch ihnen gegenüber das Ober⸗ 
eigentum zuſtand, ſo konnte er für das ganze Land beſtimmen, wie 
viele Morgen mit den verſchiedenen Kornarten zu bebauen waren, 


I Zur Orientierung vgl. meine Grundzüge, S. 270 ff. Grundlegend iſt 
Roſtowzew, Studien zur Geſchichte des römiſchen Kolonats (I. Supplement⸗ 
band des Papyrus⸗Archivs), 1910. Vgl. jetzt feine neuen Ausführungen im 
Journ. Egyp. Arch., a. a. O. S. 165 ff. f | " 

2 Unſere bisherigen Vorſtellungen werden jetzt modifiziert durch demotiſche 
Urkunden, die in der Stellung der Sao. 7 o eine Entwicklung vom 3. zum 
2. Jahrhundert zeigen. Vgl. J. Partſch in Sethe⸗Partſch, Demotiſche Urkunden 
(Abhandl. Sächſ. Ak. XXX), S. 610 ff. 

8 Auf die vielen ſchwierigen Probleme, die ſich hieran anſchließen, kann 
hier nicht näher eingegangen werden. Vgl. für das Kleruchenland jetzt die 
Ausführungen von Matth. Gelzer zu Pap. Freiburg. 7 (dazu Archiv für 
Pap. VI, 410 f.). Soeben kommt hinzu J. Partſch, a. a. O. S. 621 ff., der 
S. 629 ff. auch Neues über das Tempelland bringt. Die „geſchenkten“ Güter 
ſcheinen wieder an den König zurückgefallen zu ſein, ſo das des Apollonios 
(S. 90) nach ſeinem Tode oder ſeinem Amtsende. Vgl. Edgar, Annal. du 
Serv. XX, S. 195 zu Nr. 61. * 
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wie viele mit den für ſeine Induſtriemonopole nötigen Pflanzen 
wie den Olpflanzen, Flachs uſw. 
War ſo die Beherrſchung der Landwirtſchaft durch den König 


eine vollſtändige, ſo läßt ſich doch hier vielleicht noch etwas deut⸗ 


licher als bei Handel und Induſtrie die bevorzugte Stellung der 
Hellenen gegenüber den Agyptern erkennen, wie ich zur Stütze 
meiner obigen Auffaſſung (S. 72) betonen möchte. Einmal ſcheinen 
die Bürger der drei Griechenſtädte innerhalb ihrer Stadt und des 
dazu gehörigen Landgebietes (wie in der xwea zwv A ανονο.,õẽẽ 
grundſteuerfreies Eigentumsrecht am Grund und Boden — wie in 
Griechenland — beſeſſen zu haben!. Andrerſeits verſtand es ſich 
unter den erſten Ptolemäern von ſelbſt, daß nur an Griechen jene 
großen Güter geſchenkt und “Amooı zugewielen wurden. Sehr inter⸗ 
eſſant iſt auch, daß y7 & & οet auch an die griechiſchen Gym⸗ 
naſien verteilt wurde, um die 8 Jugenderziehung zu finan⸗ 
zieren (Roſtowzew a. a. O. S. 165 

Das Ziel der königlichen Bodenwirtſchaft war, nicht nut die 
Verſorgung des Landes mit den nötigen Lebensmitteln ſicher zu 
ſtellen, zu welchem Zweck die Überſchüſſe der guten Jahre für die 
Jahre mangelhafter Nilſchwelle in den königlichen Magazinen 
(Inoavgot) aufgefpeichert wurden, ſondern auch womöglich darüber 
hinaus die Produktion ſo zu ſteigern, daß der König mit dem Aus⸗ 
land Kornhandel? treiben oder auch gelegentlich im Intereſſe ſeiner 
auswärtigen Politik Kornſchenkungen machen konnte. Auch der 
Kornhandel wird ebenſo wie die induſtriellen Unternehmungen in der 
Hauptſache in der Hand des Königs konzentriert geweſen ſein. 
Die folgende Charakteriſtik der Getreidewirtſchaft Friedrichs des 
Großen, auf die ich bei Schmoller (Umriſſe und Unterſuchungen 
S. 165) ſtieß, dürfte im großen und ganzen auch für die ptole⸗ 
mäiſche Wirtſchaft paſſen: „Der große Getreidehandel, den der 
Staat trieb, war mit keinem Verbot privaten Handels direkt ver⸗ 


bunden. Aber es gab damals kaum einen nennenswerten Privat⸗ 


handel [I], während für den Staat fein großer Domänenbeſitz, 


deſſen Pächte teilweiſe noch in Getreide abgeführt wurden, einer⸗ 


ſeits, die Armeebedürfniſſe andrerſeits Anlaß zu einer großen Ge⸗ 
treidemagazinierung boten.“ 

Nach allem dieſem glaube ich, daß es nicht ganz unberechtigt 
und auch nicht unnützlich iſt, die Wirtſchaftspolitik der Lagiden mit 


1 Dikaiomata, S. 142. 
2 Vorwiegend wohl mit dem Getreide ſeiner Domänen. S. unten S. 82. 


ig 
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dem modernen Merkantilismus in Parallele zu ſetzen. Natürlich 
ſoll man für jene Zeit ebenſowenig, wie die moderne Forſchung es für 
die Neuzeit tut!, von einem feſten Merkantilſyſtem reden, ſondern 
wie Bücher? unter Ablehnung des toten Dogmas in dem Merkan⸗ 
tilismus „die lebendige Praxis aller bedeutenden Staats⸗ 
männer von Karl V. bis auf Friedrich den Großen“ ſieht, ſo handelt 
es ſich auch bei den Lagiden nur um eine Praxis, die ſich aus den 
oben geſchilderten hiſtoriſchen Vorausſetzungen heraus entwickelt hat. 
Seine beſondere Färbung hat ihr Merkantilismus dadurch bekommen, 
daß die alte pharaoniſche Wirtſchaft durch griechiſche Ideen, im 
beſondern auch durch Herübernahme von Wirtſchaftsformen der 
griechiſchen 641g, umgebildet und zum Teil helleniſiert worden iſt. 

Ich habe oben bei der Vergleichung der antiken und modernen 
Erſcheinungen die antiken meiſt nur kurz ohne Begründung feſtſtellen 
können. Im folgenden möchte ich anhangsweiſe doch wenigſtens 
einzelne der dort behaupteten Tatſachen etwas eingehender darſtellen. 


a) Geld- und Naturalwirtſchaft im Lagidenreich 


Seitdem ich dies Thema in meinen Griechiſchen Oſtraka I, 665 ff. 
(1899) behandelt habe?, iſt viel neues Material hinzugekommen, das 
aber unter dieſem Geſichtspunkt noch nicht ſyſtematiſch verarbeitet 
worden iſt. Soweit ich es nachgeprüft habe, beſtätigt es den Grund⸗ 
gedanken meiner damaligen Ausführungen. Unter den neueſten 
Funden ragt die umfangreiche Korreſpondenz des Zenon hervor, 
eines Untergebenen des Finanzminiſters, aus der Zeit des Philadelphos 
und Euergetes 1.“ Aus dieſer auch wiriſchaftsgeſchichtlich außer⸗ 
ordentlich wichtigen Aktenſammlung, die bei uns in Deutſchland 
jetzt eben erſt bekannt geworden iſt, ſollen hier und in den folgenden 
Abſchnitten einige Proben vorgelegt werden. 

Agypten war — im Gegenſatz zu Babylonien — von jeher das 
e der Naturalwirtſchaft geweſen. Die ee Breſche in dies 

1 Zielenziger, S. 42 ff. 

2 Entſtehung der Volkswirtſchaft, S. 70 (12.3. Aufl ©. 137). 

3 Vgl. dazu Max Weber, Art. Agrargeſchichte, S. 126 f. (1909). 

Der Florentiner Anteil des Fundes iſt herausgegeben von Vitelli in 
den Pubblicazioni della Società Italiana (P SJ) IV- VI, 1917—1920. Mit 
der Publikation des Cairener Anteils hat begonnen C. C. Edgar in den 
Annales du Service des Antiquités de l’Egypte XVIII und XIX. Vgl. 
meine Berichte im Archiv für Papyrusforſchung VI, 384 ff. und 447 ff. So⸗ 
eben erfcheint Fortſetzung in XX. 
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Syſtem hatte die Münzprägung und das Tributſyſtem des großen 
Darius gelegt (ſiehe oben S. 56), der außer 120 000 Artaben 
Weizen, die für die Unterhaltung der perſiſchen Beſatzung in Mem⸗ 
phis beſtimmt waren, jährlich 700 Talente Silbers aus Agypten 
(einſchließlich Kyrene und Barka) herauszog, dazu noch den Fiſcherei⸗ 
ertrag des Mörisſees, der gleichfalls in Silber mit 240 Talenten 
zu zahlen war (Herodot III, 91. 149). Dieſe ſtaatlichen Geld⸗ 


forderungen mußten zu einer Steigerung des Geldverkehrs in Agypten 


führen, der vorher wohl nur in der Hand der griechiſchen Kaufleute 


daſelbſt gelegen hatte. Die gewaltige Steigerung der Geldzirkulation 


durch Alexander den Großen und ſeine nächſten Nachfolger 
(ſiehe S. 56) muß dann auch auf Agypten ihre Wirkung ausgeübt 
haben. Kleomenes von Naukratis, den Alexander an die 
Spitze der Finanzen Agyptens geſtellt hatte, ſcheint bereits zielbewußt 
auf die Einführung der Geldwirtſchaft hingearbeitet zu haben. Hat 
er doch in den wenigen Jahren ſeiner Tätigkeit einen Schatz 
von 8000 Talenten zuſammengebracht!. Wenn wir dazu noch 
hören, daß er durch Ausfuhrverbote reſp. durch Exportzölle den 
privaten Getreidehandel lahmlegte, um den ganzen Getreideexport 
in ſeiner Hand zu konzentrieren, und durch raffinierte Spekulationen 
dem ägyptiſchen Getreide die höchſten Preiſe auf den ausländiſchen 
Märkten zu ſichern wußte?, ſo iſt es vielleicht nicht unerlaubt, ihn 
als den Bahnbrecher des merkantiliſtiſchen Zeitalters zu bezeichnen, 
und zwar erſcheint fein Merkantilismus als eben fo „fiskaliſch“ 
wie der der Lagiden (ſiehe S. 70). Wenn übrigens Demoſthenes 
a. a. O. erzählt, wie die atheniſchen Exporteure, die mit Kleomenes 
unter einer Decke ſteckten, es verſtanden, auf brieflichem Wege die 
Preisſchwankungen rechtzeitig bekannt zu geben, um das Getreide 
immer an die Punkte der höchſten Preiſe zu leiten?, ſo zeigt dies, 
daß die Beſchränkung der antiken Poſt auf die ſtaatlichen Intereſſen 
(ſiehe oben S. 53) die Entſtehung von Handel und Handels⸗ 
ſpekulationen nicht verhindert hat, ſondern da, wo das Bedürfnis 
vorlag, vielmehr zur Schaffung eines Erſatzes durch private poſtaliſche 


1 Vgl. Griechiſche Oſtraka I, S. 4 ff. 

2 Vgl. Demoſth. LXVI c. Dionysodor. c. 7 ff. Ps. Aristot. Oeconom. 
II, 33, auch Diodor 18, 14, 1. Zur Beurteilung des Kleomenes vgl. namentlich 
Riezler, Über Finanzen und Monopole im alten Griechenland, 1907, S. 33 f. 
und 53, auch Beloch, Griech. Geſch. III, 334. 

8 Vgl. Riezler, a. a. O. ö 


80 eich Wilcken [384 


Einrichtungen geführt hat!, die freilich mit den neuzeitlichen nicht 
zu vergleichen find?. Jener Schatz von 8000 Talenten, der dem 
glücklichen Lagiden nach Antritt ſeiner Satrapie (323) zufiel, wurde 
die Grundlage des Reichtums der Ptolemäer. Daß Ptolemaios! . 
zielbewußt darauf ausging, die Geldwirtſchaft in ſeinem Lande zu 
fördern, zeigt deutlich die Tatſache, daß er Agypten eine eigene 
Landesmünze ſchuf . Handelspolitiſche Rückſichten führten ihn dazu, 
nicht wie Alexander und nach ihm die anderen Diadochen nach dem 
attiſchen Fuß, ſondern anfangs nach dem rhodiſchen und dann — 
wohl ebenſo mit Rückſicht auf Karthago wie auf die phönikiſchen 
Städte — nach dem phönikiſchen Fuß zu prägen. Es war eine 
bimetalliſtiſche Währung, indem das goldene Achtdrachmenſtück einer 
ſilbernen Mine (= 100 Drachmen) gleichgeſetzt wurde (alſo Gold: 
Silber wie 12½ : 1)“. Es ſpricht für die wachſende Bedeutung der 
ptolemäiſchen Finanzmacht, daß auswärtige Staaten wie Rhodos, 
Syrakus (unter Agathokles) und Maſſalia ſich dieſer ptolemäiſchen 
Währung anſchloſſen 5. 
So drang ſeit Alexander die Geldwirtſchaft mehr und mehr in 
Agypten ein und drängte die früher herrſchende Naturalwirtſchaft 
zurück, natürlich ohne ſie zu beſeitigen. Es war vielmehr ein 
Nebeneinander der beiden Wirtſchaftsformen, bei dem aber ein 
allmähliches Vorrücken der Geldwirtſchaft zu erkennen iſt, und die 
Maßregeln der Lagiden, im beſondern die Ordnung ihres Staats⸗ 
haushaltes zeigen, daß ſie das Vorrücken gewollt haben. Natürlich 
ſind auch in Agypten — wie in Griechenland — lokale Unterſchiede 
geweſen, inſofern die Städte mit Induſtrie und Handel, namentlich 


1 Vgl. auch die Bemerkung von E. von Stern, Warenaustauſch, Wirt⸗ 
ſchaftsfragen und Verſorgungsprobleme im klaſſiſchen Altertum (Flugſchriften 
des Bundes zur Erhaltung und Mehrung der deutſchen Volkskraft, Nr. 14), 
1917, S. 43/44. 

2 Vgl. J. Haſebroek, Hermes 55, 134 über die Beſchränkung des Vers 
kehrs durch die Unſicherheit der Meere und das Ruhen des Schiffsverkehrs im 
Winter. Letzteres galt freilich nach Alexander nicht mehr durchaus. Vgl. 
Beloch, Griech. Geſch. III (1), S. 307. 

3 Nach Svoronos IV, S. 3/4 hatte auch ſchon Kleomenes geprägt. 

4 Vgl. Beloch, Griech. Geſch. III, S. 314. Die Münzen der Ptolemäer 
ſind wohl am beſten behandelt von Svoronos. Ich empfehle hier beſonders 
den deutſch geſchriebenen IV. Band: Die Münzen der Ptolemäer (rc voulouere 
Tod xearovs zwv ITrolsuaioy), Athen 1908. [Vgl. jetzt A. Segrt, Circola- 
zione Tolemaica e Pretolemaica in Egitto 1920.) 

5 Die beiden letztgenannten in der Silberprägung. Vgl. Beloch, a. a. O. 
S. 315. 5 
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Alexandrien, aber auch die Metropolen der Gaue, mehr zur Geld⸗ 
wirtſchaft, das flache Land mehr zur Naturalwirtſchaft neigten. 
Möglich iſt auch, daß im fernen Oberägypten die Geldwirtſchaft 
etwas langſamer eindrang, wiewohl es auch hier — abgeſehen von 
Ptolemais — einen erſtklaſſigen Handelsplatz in Koptos gab (ſiehe 
oben S. 62). Andrerſeits waren unter den auswärtigen Beſitzungen 
viele, in denen ſchon ſeit langem die Geldwirtſchaft überwog, wie 
vor allem in den Griechenſtädten an den Küſten Kleinaſiens und 
auf den Inſeln, andere, die unter dem Einfluß von Alexanders 
Wirtſchaft auch mehr und mehr die Geldwirtſchaft entwickelten !. 

Dies gemiſchte Syſtem tritt uns in der Finanzverwaltung 
deutlich entgegen?. Der Chef derſelben, der allmächtige oͤrorryr ys, 
die erſte Perſon. im Staate nach dem Königs, ſowie auch die weiteren 
höheren Beamten des Reſſorts hatten ſowohl das Geldweſen wie 
das Naturalweſen unter ſich, während eine Spezialiſierung für das 
eine oder andere ſich erſt allmählich bei unteren Chargen eingeſtellt 
zu haben ſcheint“!. Zu dem Königsſchatz (TO Baoıkınov) gehörten 
ſowohl die nur mit Geld operierenden „Königlichen Banken“ 
(Baoıkırei οποαν, zugleich die Staatskaſſen), die, abgeſehen 
von der Zentralbank in Alexandrien, in den Metropolen der Gaue 
errichtet waren, unter denen wiederum die Filialen in den Dörfern 
ſtanden, als auch die königlichen Magazine (O οοαον⁰)s für die 
Naturalien. 

Ebenſo tritt uns das gemiſchte Syſtem in den Ausgaben 
und Einnahmen des Staatshaushalts entgegen, doch 
dominiert hier, und zwar in wachſendem Maße, das Geldweſen. 
Das zeigt vor allem die Ordnung der Steuerwirtſchafts. Die 
Urkunden haben ergeben“, daß, abgeſehen von den Grundſteuern 7, 


1 Der einzige Papyrus, der uns über die Beſteuerung der nördlichen Be⸗ 
ſitzungen einige Mitteilungen macht (Tebtynis 8 = Wilcken, Chreſtomatie 
Nr. 2 vom Jahre 206 v. Chr.), erwähnt für Lesbos, Thrakien und Karien 
Abgaben in Geld und Getreide, für Lykien Einkünfte in Geld (deyvorzal ν - 
odo.), im beſonderen das Torgeld und die Purpurſteuer in Geld. 

2 Vgl. hierüber meine Grundzüge, S. 146 ff. 

3 Vgl. Archiv f. Pap. VI, 396. 

So im 2. Jahrhundert der olxovouos rwv doyvamav neben dem 
olxz0vouos TWV OITIxaV. 

5 Dal. meine Grundzüge, S. 169 ff. 

6 Vgl. meine Griechiſchen Oſtraka I, 199 ff. 

Es waren nicht, wie im Seleuzidenreich Quotenſteuern, ſondern Quanten⸗ 
ſteuern: es war pro Morgen entſprechend der Ertragsfähigkeit des Bodens ein 
feſter Satz berechnet, was nur bei genauer Kataſtrierung möglich war. 
Schmollers Jahrhuch XLV2 6 
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alle übrigen Steuern, mit ganz geringen Ausnahmen, in Geld zahl⸗ 
bar waren. Aber ſelbſt die Grundſteuern wurden nicht alle in 
natura geliefert: nur für Grundſtücke, die Weizen, Gerſte ſowie die 
zum Olmonopol nötigen Früchte trugen, wurden Naturalien erhoben, 
während für Grundſtücke, die Wein, Palmen, Oliven oder Obſt 
trugen !, Geld gezahlt wurde. Daraus folgt, daß nur ſolche Natu⸗ 
ralien erhoben wurden, die auch in natura vom Staate wieder 
verbraucht wurden. Dabei iſt, abgeſehen von königlichen Betrieben 
wie dem Olmonopol, vor allem an die aus der älteren Zeit über⸗ 
nommene Naturalverpflegung aller im königlichen Dienſt Stehenden 
zu denken, im beſondern des Heeres und der Beamtenſchaft, die aber 
außerdem auch Sold reſp. Gehalt in Geld erhielten. Dieſem Zweck 
diente auch das ſchon oben S. 76 erwähnte naturalwirtſchaftliche 
Syſtem der Lehen (ut ,, von deren Erträgen die XAngodyoı mit 
ihren Familien leben ſollten. Dagegen das Getreide für den aus⸗ 
wärtigen Handel des Königs, der auf Geldgewinnung abzielte, wird 


zum mindeſten in erſter Reihe von den ſehr umfangreichen Tönige 


lichen Domänen geliefert worden ſein, die aber gewiß auch für die 
Aufgaben der Verſorgungspolitik mit herangezogen wurden. Wenn 
andrerſeits die Hauptmaſſe der Einnahmen in Geld erhoben wurde, 
ſo entſpricht das dem merkantiliſtiſchen Streben des Königs, einen 
möglichſt großen Geldſchatz zu bilden. Außerdem erforderten dies 
die Geldausgaben des Staates, die die Naturalausgaben weit über⸗ 
ſtiegen. Dahin gehörten außer dem ſchon genannten Sold für das 
Heer und den Gehältern für die Beamten die Ausgaben für die 
Flotte, ferner für die glänzende Hofhaltung, für die prächtigen 
Feſte, für den Kultus (Tempelbauten uſw.). Dazu kommen die 
gewaltigen Ausgaben für die großen Kulturſchöpfungen der erſten 
Ptolemäer, wie die Gründung des Muſeuns, deſſen Gelehrte außer 
der Naturalverpflegung (arzovuevor), feſte Gehälter in Geld von zum 
Teil bedeutender Höhe bezogen (ovvraseıc), und die Schöpfung der 
großen Bibliotheken im Muſeum und im Serapeum von Alexandrien, 
die rieſige Summen verſchlungen haben müſſen ?. Bekannt iſt auch 
die Freigebigkeit der erſten Ptolemäer gegenüber den Dichtern und 
Künſtlern, die ſie an ihren Hof zogen, worüber Theokrit (Nb 
voll des Lobes iſt. 


— — 


1 Gemüſeland wurde bald in natura, bald in Geld beſteuert. 
2 Auch die oben S. 75 erwähnten Meliorationsarbeiten gehören hierher, 
da der Tagelohn für die Erdarbeiten in Geld gezahlt wurde. 
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So hat das geſamte Budget einen vorwiegend geldwirtſchaft⸗ 
lichen Charakter, und es läßt ſich noch erkennen, daß durch Um⸗ 
wandlung von Naturallieferungen in Geldzahlungen — was die 
Römer adaeratio nannten — dieſer geldwirtſchaftliche Charakter im 
Laufe der Zeit noch ſtärker hervortrat. So haben uns Texte aus 
dem 2. Jahrhundert v. Chr. gezeigt, daß die Naturalverpflegung 
der Soldaten durch teilweiſe adaeratio mehr und mehr in Geld⸗ 
zahlung umgewandelt worden iſt. So ſollten nach einem Londoner 
Papyrus des 2. Jahrhunderts (Lond. 23 = UPZ 14) die su- 
zovoı in Memphis eigentlich im Monat 150 Kupferdrachmen bar 
und 3 Artaben Weizen bekommen. Aber von dieſen 3 Artaben be⸗ 
kamen ſie damals in natura nur noch eine, während die beiden 
andern zu je 100 Kupferdrachmen gerechnet ihnen als oızawıor 
(Getreideankaufsgeld) in Geld gezahlt wurden, ſo daß ſie 350 Drachmen 
und 1 Artabe erhielten, alſo drei Viertel des Soldes in Geld. 
Dieſelbe Entwicklung finden wir auch in der Thebais um 
130 v. Chr.“. Andrerſeits wird in einem Straßburger Papyrus 
des 3. Jahrhunderts v. Chr. nur öwavıov gezahlt, nicht auch 
oızwrvıov zum Ankauf von Getreide. Da war alſo noch keine 
adaeratio eingetreten. Das find wichtige Zeugniſſe für das 
Vorſchreiten der Geldwirtſchaft in der Zeit vom 3. zum 2. Jahr⸗ 
hundert. f | | 

Außer den Steuern zielten auch die königlichen Monopole 
(ſiehe unten) in erſter Reihe auf Gewinnung von Geld hin, denn 
abgeſehen von der Sicherung der Verſorgungsbedürfniſſe war ihr 
Hauptzweck, durch Verkauf, der hergeſtellten Waren den königlichen 
Schatz zu füllen. — Endlich läßt ſich für die Lagiden auch der für 
den Merkantilismus charakteriſtiſche Zug nachweiſen, daß ſie ſich um 
die Edelmetallgewinnung bemüht haben. Während das 
Silber von auswärts bezogen werden mußte“, beſaß der König in 
der Thebais auf dem Oſtufer in dem Gebirge zwiſchen dem Nil und 
dem Roten Meer Goldbergwerke. Im Wädi Fogakhir find noch Reſte 
von 1320 Arbeiterhütten neben einem Tempel des Ptolemaios III. 
vorhanden, ſo daß die Bearbeitung dieſes Bergwerks im 3. Jahr⸗ 


1 Vgl. meine Griech. Oſtraka I, 670. - 
2 Preiſigke, Pap. Strassb. II, Nr. 103, vgl. S. 50 A. 2. | 
3 Kupfer gab es nicht nur auf der Sinaihalbinſel, ſondern, wie die Papyri 
gelehrt haben, auch im Faijam, wo fie zaixwovzın erwähnen. Vor allem wegen 
ſeines Kupfers war Cypern beſetzt worden. 
6 * 
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hundert nicht zweifelhaft ift!. Eine Erwähnung der xovoia der 
Thebais glaube ich in einem Text der Zenon⸗Correſpondenz zu 
finden (PS VI 601, 10). Leider iſt der Text arg verſtümmelt, aber 
er zeigt doch, daß das Finanzreſſort ſich mit dieſen Goldbergwerken 
der Thebais beſchäftigte. Die Ptolemäer haben aber auch die Goldberg⸗ 
werke im unteren Nubien, im Wädi Aläki, ausgebeutet. Auf dieſe 
geht, wie allgemein angenommen wird, der erſchütternde Bericht des 
Agatharchidas (2. Jahrhundert v. Chr.)? über die Leiden der Ver⸗ 
brecher und Kriegsgefangenen, die, mit Grubenlichtern an der Stirn, 
in den Goldbergwerken arbeiteten. Die Gewinnung dieſer nubi⸗ 
ſchen Goldbergwerke — wie auch der Smaragdgruben bei Talmis* — 
iſt ſehr wahrſcheinlich ein Hauptanreiz für die Eroberung des unteren 
Nubiens durch die merkantiliſtiſchen Lagiden geweſen, zumal das 
Niltal ſelbſt dort ganz unfruchtbar ift?. Vielleicht hat der Gold⸗ 
durſt auch mit eine Rolle geſpielt bei der Pflege der Handels⸗ 
beziehungen zu Arabien, zur oſtafrikaniſchen Küſte und Indien. 
Weiterer Aufklärung durch die Numismatiker bedarf noch ein 
ſoeben von Edgar herausgegebener Brief der Zenon⸗Correſpondenz 
vom 28. Jahr des Philadelphos“, in dem ein Beamter der könig⸗ 
lichen Münze von Alexandrien an den deowmens Apollonios be⸗ 
richtet. Es handelt ſich um Umprägung von guten ausländiſchen 
und veralteten inländiſchen Goldmünzen, die von den Beſitzern, 
zum Teil von außerhalb Agyptens, zu dieſem Zweck auf die 
Münze gebracht ſind. Er bittet um die Beſeitigung gewiſſer 
Schwierigkeiten, denn, ſagt er, „ich meine, daß es nützlich iſt, 
daß auch aus dem Auslande ſoviel Gold wie möglich 


1 Vgl. Kurt Fitzler, Steinbrüche und Bergwerke im ptolemäiſchen 
und römiſchen Agypten, 1910 (Leipz. Hiſt. Abh. XXI). Siehe auch A. Erman, 
Agypten und ägyptiſches Leben im Altertum, S. 613 ff. 

2 Geographi gr. Minor. ed. Müller 1, S. 123 ff. (c. 23 ff.). Auszug des 
Photios. Eine andere Bearbeitung bietet Diodor III, S. 12 ff. 

3 Vgl. Fitzler, a. a. O. S. 54f. 

4 Olympiodor, Fragm. hist. Graec. IV, S. 66. Vgl. Heliodor, Aethiop. 
VIII, I. 

5 Vgl. auch Roeder, Klio XII, S. 73. 

6 Annales du Service etc. XVIII, S. 167 ff., Nr. 5. Vgl. Archiv für 
Pap. VI, S. 449 f. Wichtige Korrekturen Grenfells jetzt in Ann. XX, S. 187, 1. 


Danach in Z. 16: Sed α rodᷣd (scil. rod mooorayueros) ue old & ld rg. 


Danach ſtellt ſich im Gegenſatz zur erſten Edition als Pointe des Schreibens 
heraus, daß der Münzbeamte nach dem Erlaß goldene Schalen nicht annehmen 
durfte, während er ihre Zulaſſung zu empfehlen ſcheint. 
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eingeführt wird, und die Münzen des Königs durchweg ſchön 
und neu ſeien, ohne daß ihm irgend welche Unkoſten entſtehen“. 
Man könnte verſucht ſein, in dem erſten Satz eine Andeutung des 
allgemeinen merkantiliſtiſchen Grundſatzes zu ſehen, aber natürlich 
dürfen dieſe Worte hier nur in Beziehung zu der vorliegenden, 
noch ſehr dunklen Münzoperation! verſtanden werden. 

Wie die Goldgewinnung ſcheint auch die Goldverarbeitung dem 
König vorbehalten geweſen zu ſein, nicht nur in der Münzprägung, 
ſondern auch in der Goldſchmiedekunſt. Wenigſtens für die Kaiſer⸗ 
zeit iſt die Monopoliſierung des Goldſchmiedegewerbes bezeugt 
(Wilcken, Chreſtomatie Nr. 318). 

Für den merkantiliſtiſchen Grundzug der ptolemäiſchen Finanz⸗ 
politik ſpricht vielleicht am deutlichſten die Tatſache, daß die Lagiden 
ihre Goldſchätze nicht, wie einſt die Perſerkönige, als totes Kapital 
liegen ließen, ſondern es verſtanden, durch Bankgeſchäfte aus 
Geld Geld zu machen?. Wir wußten ſchon aus den Autoren, daß 
die Ptolemäer Darlehen gegeben habens. So hatte Ptolemaios I. 
einmal den Prieſtern von Memphis für die Beſtattung des Apis 
50 Talente geliehen (Diod. I, 84, 8). Größere Perſpektiven er⸗ 
öffnete die Nachricht des Appian (Sikel. 1), daß im erſten puniſchen 
Kriege die Karthager den Philadelphos um eine Anleihe von 
2000 Talenten gebeten haben, was er jedoch unter Hinweis auf 
ſeine Freundſchaft mit Rom ablehnen mußte, um ſeine Neutralität 
zu wahren. Ließ dieſe Nachricht ſchon erkennen, daß die Ptolemäer 
dafür bekannt waren, daß ſie Gelder ausliehen“, ſo haben uns in⸗ 
zwiſchen die Urkunden tiefere Einblicke in ihre Geldgeſchäfte ge⸗ 
währt. Es bedeutet einen weſentlichen Zug in der Helleniſierung 
des ägyptiſchen Geſchäftslebens, daß die Lagiden das Bankweſen 
aus den griechiſchen eig in das Niltal eingeführt haben s. Wie 
weit ſich die Bankgeſchäfte im 4. Jahrhundert in Hellas entwickelt 


1 Formell erinnert fie an den Umtauſch des Eevızor apyvoıov in Ditten⸗ 

berger, Syll. 18, 87, aber die Verhältniſſe liegen hier anders. 
2 Griech. Oſtraka J, 419 f. 

G. Lumbroſo, Recherches sur l’&conomie pol. de Eg. sous les 
Lagides (1870), S. 316. Dies Werk iſt heute natürlich in vielem überholt, hat 
aber große Verdienſte gehabt um den Auſſchwung der Papyrusforſchung. 

Roſtow zew, Jour. Eg. Arch. VI, 170 nennt fie geradezu the world’s 
bankers. 

o Falls es nicht ſchon Kleomenes getan hatte (S. 79). Vorher wird es 
nur in Naukratis heimiſch geweſen ſein, vielleicht auch bei den Helle⸗ 
nomemphiten. 
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| hatten, hat ſoeben Joh. Haſebroek in einer lehrreichen Studie 


im Hermes 55, 113 ff. dargelegt. Als Paſſivgeſchäfte der Banken 
gab es nach ihm damals das Sortengejchäft (Geldwechſeln), das 
Girogeſchäft (Annahme unverzinslicher Depots zum Zwecke der Aus⸗ 
zahlung an Dritte) und das Depoſitengeſchäft (Annahme verzins⸗ 
licher Depots, mit denen die Bank arbeitete) !, ferner als Aktiv⸗ 
geſchäfte die Darlehnsgeſchäfte (mit Benutzung der verzinslichen 
Depots), wobei er die Lombardgeſchäfte und die Darlehen gegen 
Hypotheken unterſcheidet. Zu rühmen an Haſebroeks Arbeit iſt im 
beſonderen, daß er ſich vor einer Überſchätzung der Entwicklung der 
Bankgeſchäfte hütet — wie er zum Beiſpiel in Übereinſtimmung mit 
Riezler und im Gegenſatz zu Beloch und Billeter eine Entwicklung 
des interlokalen Giroverkehrs für jene Zeit beanſtandet, wegen 
der damaligen mangelhaften und unſicheren Verkehrsverhältniſſe uſw. 
(S. 133 ff.) — und die Rückſtändigkeit des griechiſchen Bankweſens 
jener Zeit gegenüber dem ſpäteren römiſchen Bankweſen betont, 
ganz zu ſchweigen von dem mittelalterlichen Bankweſen, in dem der 
Wechſel auftritt. Dieſe Arbeit bildet eine Ergänzung nach oben hin 
zu dem grundlegenden Werk von Friedrich Preiſigke, Giro⸗ 
weſen im griechiſchen Agypten (1910), in dem dieſer das Bankweſen 
Agyptens in helleniſtiſcher und römiſcher Zeit an der Hand der 
Papyrusurkunden eingehend dargeſtellt hat?. | 
Umſtritten und bisher noch nicht befriedigend erklärt iſt die 
ſchon S. 81 erwähnte bekannte Tatſache, daß die Lagiden ihre 
Regierungskaſſen in Stadt und Land, die die ſämtlichen Geld⸗ 


einnahmen des Staates annahmen und die ſämtlichen Geldausgaben 


auszahlten, als Baoıkınar zoarebar bezeichnet haben. Meiſt wird 
angenommen, ſo auch von mir bisher, daß ſie reine Staatskaſſen 
waren, wobei jener Titel freilich unerklärt bleibt; andere ſehen in 
ihnen private Banken, die den Dienſt der Staatskaſſen verſahen ö, 
wogegen aber die Tatſache ſpricht, daß ihre Vorſteher, die 80. 
Aınoi roorelivar, zu den königlichen Beamten gehörten. Ich 
möchte jetzt vielmehr annehmen, daß ſie wirklich königliche 
Banken waren, die aber zu gleicher Zeit als Staatskaſſen 
funktionierten, denn das Wort roc rede bedeutete damals für 


1 Seine Scheidung a. unverzinslichen und verzinslichen Depots iſt 
beſonders wertvoll. Vgl. S. 1 

2 Vgl. dazu Joſ. 15 Gött. Gel. Abh., 1910, S. 725 ff. 

2 So Beloch, Griech. Geſch. III, 313, 2. Vgl. auch W. Schubart, 


Einführung in die Papyruskunde, S. 426 f., 433. 
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den Griechen ganz eindeutig die „Bank“, und ſo hätten die Ptole⸗ 
mäer ihre Kaſſen nicht die „Königlichen Banken“ nennen können, 
wenn dieſe nicht auch als ſolche funktioniert hätten. So iſt es nicht 


Hunwahrſcheinlich, daß zum Beiſpiel jene Anleihen an das Ausland 


(ſiehe oben S. 85) durch die Pννν,]B roamelaı effektuiert worden 
ſind !. — Nun gab es aber außer dieſen Baoıkırar roarselaı noch 
andere Banken in Agypten, die lediglich roc redat hießen, nicht 
Baoılızaı rgarvelaı?, und nichts anders als Banken waren. Von 
dieſen haben wir durch den Revenue⸗Papyrus (aus Philadelphos' 
Zeit)? die überraſchende Nachricht bekommen, daß fie vom König an 
Pächter vergeben waren, und da außer dieſen Pachtbanken ſelb⸗ 
ſtändige Privatbanken in der Ptolemäerzeit nicht nachweisbar ſind, 
und nach jenem Text (c. 74) auch jedem andern als den Pächtern 
die Ausübung des Bankgeſchäftes verboten war, ſo war demnach 
das ganze Bankgeſchäft von den Königen monopoliſiert. Leider iſt 
der grundlegende Text im Revenue⸗Papyrus völlig zerfetzt, und ſind 


auch ſonſt die Nachrichen über das Bankweſen dieſer Zeit ſehr ſpär⸗ 


lich, ſo daß vieles unklar bleibt. So kann man nur vermuten, daß 
die Verpachtung der Banken vielleicht nur eine Verpachtung der 
Konzeſſion zur Ausübung der Bankgeſchäfte bedeutete. Auch über 
die Beteiligung des Königs am Gewinn ſind wir völlig ohne Nach⸗ 
richt. Daß dieſe Pachtbanken auch zu ſtaatlichen Finanzoperationen 
herangezogen wären, iſt bisher nicht erweislich. Wahrſcheinlich 
dienten ſie nur — oder mindeſtens in erſter Reihe — den Intereſſen 
des privaten Geldverkehrs, während die Bacıdlınaı Todelaı — 
abgeſehen von den Aufgaben der Staatskaſſe — die königlichen 
Bankgeſchäfte vollzogen. Die privaten Geldleute konnten alſo nur 
als königliche Pächter innerhalb des Monopols Bankgeſchäfte be⸗ 
treiben und ſtanden daher unter einer ſcharfen Kontrolle des Königs, 
die uns wieder an die merkantiliſtiſche „Reglementierung“ erinnert, 
wie man in der Vergebung der Konzeſſion eine „Privilegierung“ ſehen 
kann. So war ihnen für das Sortengeſchäft vom König vor⸗ 


1 Ein Bankgeſchäft (Darlehen) iſt für die „königliche Bank“ bezeugt, wenn 
der Lug in PSJ V, 512, 16, wie wahrſcheinlich, der bekannte Vorſteher der 
königlichen Bank in Krokodilopolis iſt (vgl. Dikaiomata, S. 221). Auch find 
Depots (O % rag) für fie bezeugt, jo durch Zenon Cair. 59, 11, auch für die 


‚ thebanifche Bank (UP Z II). 


2 Beloch, a. a. O. wirft irrtümlich beide zuſammen. Vgl. dagegen den 
Text in der nächſten Anmerkung. 
3 Rev.⸗P. 73—78 — Wilcken, Chreſtomathie, n. 181. 
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geſchrieben, wie viel Agio (aAAeyr) fie beim Wechſeln nehmen 
durften (Rev.⸗P. 76). Ihre Tätigkeit war aber nicht etwa, wie beim 
Bankmonopol von Byzanz, auf das Sortengeſchäft beſchränkt?, 

ſondern ein Fetzen des Revenue⸗Papyrus (c. 18) ſpricht auch von 
dem Ausleihen auf Zins (dedavemevan avrovg x T|oxwı)). Ob 
die Bankgeſchäfte in dem vollen Umfang, zu dem ſie ſich i in Griechen⸗ 

land im 4. Jahrhundert entwickelt hatten (ſiehe oben), im ptole⸗ 
mäiſchen Agypten ausgeübt ſind, läßt ſich bei dem Mangel an 
Material zurzeit nicht beantworten. Wir haben den Eindruck, daß 
die Bankgeſchäfte durch die Feſſeln des Monopols in ihrer Entwick⸗ 
lung behindert worden ſind, zumal es ſich hier, anders als bei den 
griechiſchen Monopolen (ſiehe unten) ', um ein dauerndes Mono⸗ 
pol handelte, das zudem nur im Intereſſe des Fiskus eingerichtet 
war. Wenn in den griechiſchen Kleinſtaaten des 4. Jahrhunderts 
die Unſicherheit des Verkehrs und die ſtändigen Störungen des 
wirtſchaftlichen Lebens durch die politiſchen Umſtürze (oeh drro- 
xorai!) die Entwicklung des Bankweſens zurückgehalten hatten“, ſo 
könnte man erwarten, daß die Sicherheit und Ordnung, die das 
mächtige Ptolemäerreich bot, zu einem großen Aufſchwung des 
Bankverkehrs geführt hätte. Da das nicht der Fall zu ſein ſcheint, 
ſo wird das Monopol hemmend gewirkt haben. Dafür ſpricht auch 
die Tatſache, daß in der Kaiſerzeit, wo das Monopol aufgehoben 
und die Bankfreiheit gegeben wurde, das Bankweſen einen großen 
Aufſchwung genommen hat?, wozu vielleicht auch, wie ich nach 
Haſebroeks Darlegungen hinzufügen möchte, der Einfluß des höher 
entwickelten römiſchen Bankverkehrs beigetragen hat. 

Das Überragen der Geldwirtſchaft im königlichen Haushalt 
tritt uns endlich in einer Angabe über die jährlichen Geſamt⸗ 
einnahmen des Philadelphos entgegen. Nach Hieronymus zum 
Daniel XI 5 p. 1122 hat dieſer König jährlich allein aus Agypten 
14800 Silbertalente neben nur 1½ Millionen Artaben Getreide 
ein genommen. Vorausgeſetzt, daß dieſe Zahlen auch nur einiger⸗ 


1 Ps. Aristot. Oecon. B II 3 p. 1346 b. un ih nach v. Stern, 
Hermes 51, 427 auf das 4. Jahrhundert. 

2 Dies ſcheint Haſebroek, S. 163 / ne 

3 Über die griechiſchen Bankmonopole vgl. die Literatur bei Haſebroek, 
S. 163. 

+ Vgl. Haſebroek, a. a. O. und Riezler, S. 64. 

5 Vgl. Preiſigke, a. a. O. 

s Vgl. dazu meine Griech. Oſtraka I, 412. 
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maßen das Richtige treffen, was zu kontrollieren wir freilich nicht 
in der Lage ſind, ſo würde ſich, ſo unſicher außerdem auch die 
Berechnung des Geldwertes der 1½ Millionen Artaben iſt!, er⸗ 
geben, daß der Wert der Naturalien nur einen winzigen Teil der 
Geldeinnahmen ausgemacht hat. 

Es würde mich zu weit führen, wenn ich hier die Frage der 
Geld- und Naturalwirtſchaft ebenſo wie für den königlichen Haus⸗ 
halt auch für den der Tempel und der Privaten darſtellen wollte. 
Ich muß auf meine Zuſammenſtellungen in den Griechiſchen Oſtraka 
I, 673 ff. verweiſen?, wiewohl aus den neuen Publikationen natür⸗ 
lich manches nachzutragen wäre, und beſchränke mich auf einige 
kurze Andeutungen. 

Auf den zum Teil gewaltigen Gütern der Tempel werden ſich 
wahrſcheinlich vielfach Reſte der alten naturalwirtſchaftlichen „Oiken⸗ 
wirtſchaft“ erhalten haben (Grundzüge a. a. O.), aber doch nur 
Reſte, denn allein ſchon die Finanzwirtſchaft des Staates mit ihren 
ſtarken Anforderungen an Geldſteuern nötigte auch die Prieſterſchaften 
zur Erzielung von Kapitalien. So iſt es ſehr wahrſcheinlich, daß 
die Beteiligung der Tempel an Handel und Induſtrie über die 
Bedarfsdeckung der eigenen Wirtſchaft hinausging und auf Ge⸗ 
winnerzielung hinauslief. So wird in einem königlichen Schreiben 
vom Jahre 140/9 unter den Einnahmen der Prieſter auch auf die 
„aus Handel und Gewerbe“ hingewieſen (amd EZurogıwv nei 
Eoyaoıcv)?. Auch zeigen Texte aus dem 2. Jahrhundert v. Chr., 
daß es etwas Gewöhnliches war, daß die Prieſterſchaften Geld⸗ 
depoſita (HEuaze) auf den „Königlichen Banken“ hatten. 

Für den privaten Haushalt können wir kaum irgendwo, 
ſelbſt nicht in den Dörfern, reine Naturalwirtſchaft nachweiſen “. 
Geld brauchte man nicht nur zum Steuerzahlen, ſondern auch zum 
Ankauf der täglichen Lebensmittel. Das zeigen uns die Wirtſchafts⸗ 


1 In den Griech. Oſtraka I, 6678 hatte ich die Artabe zu 1½—2 Silber⸗ 
drachmen angeſetzt und danach 375 reſp. 500 Silbertalente gewonnen. In der 
Zenon⸗Correſpondenz begegnet jetzt mehrfach der Weizenpreis von 1 Silberdrachme 
für das 3. Jahrhundert (Archiv für Pap. VI, 391), was nur 250 Talente er⸗ 
geben würde. 

2 Vgl. auch meine Grundzüge, S. 258 f. 

8 Pap. Tebtynis 6, 25 - Wilcken, Chreſtomathie, Nr. 332. 

Unter den Formen der Naturalwirtſchaft iſt von beſonderem Intereſſe 
der von Preiſigke a. a. O. nachgewieſene Korn⸗Giroverkehr, der dem Geld⸗ 
Giroverkehr parallel ſteht, in der Hauptſache freilich nur für die Kornproduzenten 
in Betracht kommt. 
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bücher, wie der Papyrus Sakkakini aus der Thebais (3. Jahr⸗ 6 
hundert v. Chr.), wo Tag für Tag Poſten wie Brot, Zukoſt, 
Pokelwaren, Salz, Gewürze, Gemüſe, Kohle, Holz, gelegentlich auch 
Fleiſch notiert werden, die alle für Geld gekauft wurden 1. Auch die 
Tagelöhne daſelbſt wurden in Geld gezahlt. Selbſt der Bettler 
Grrœgòg) bekommt nach einem andern Haushaltsbuch regelmäßig 
Geld, nicht ein Stück Brot?. Von „Oikenwirtſchaft“ iſt hier alſo 
keine Spur, wenn auch nicht geleugnet werden ſoll, daß auf dem 
flachen Lande ſich hier und da die Eigenwirtſchaft ſtärker gehalten 
haben wird. Das mag auch von den großen Gütern anzunehmen 
fein, die der König feinen Günſtlingen &v dwgenu gab (oben S. 76)“. 
Aber die große Maſſe der Bevölkerung mußte ſicher ihre Wirtſchaft 
auf Gewinnung von Geld einrichten“. | 
Zum Schluß möchte ich den in den Griech. Oſtraka a. a. O. 
gegebenen Belegen für das Vordringen der Geldwirtſchaft ein inter⸗ 
eſſantes Zeugnis aus der Zenon⸗Correſpondenz hinzufügen. Nach 
PSJ IV 356 hatte Zenon, der damals das große Gut des Finanz⸗ 
miniſters Apollonios (ſ. Anm. 3) verwaltete, dem Nikanor den Auf⸗ 
trag gegeben, er ſolle Heu aufkaufen „gegen Saatkorn“, alſo im 
Tauſchhandels. Darauf ſchreibt ihm nun Nikanor: „Niemand 
will hier verkaufen gegen Getreide, ſondern (nur) 
gegen Silbergeld“.“ Alſo der Verſuch, das Heu durch Aus⸗ 
tauſch mit Saat zu bekommen, ſcheitert an dem Willen der Geld 
verlangenden Verkäufer. So führen uns dieſe Worte in den Streit 
der beiden Wirtſchaftsformen hinein und zeigen uns in dieſem Falle 
den Sieg der modernen Geldwirtſchaft über die alte Natural⸗ 
wirtſchaft. Und dies iſt geſchrieben ſchon im Jahre 253% v. Chr.! 


— 


1 Es iſt bisher nicht bemerkt worden, daß die in Weſſelys Studien zur 
Paläographie und Papyruskunde, Heft IV, S. 56/7 herausgegebenen Rechnungs⸗ 
fragmente zu dieſem ſelben Papyrus Sakkakini gehören, wie aus den Eigen⸗ 
namen hervorgeht. 

2 Vgl. Griech. Oſtraka I, 676. 

3 So hat Philadelphos nach der Zenon⸗Correſpondenz en Finanzminiſter 
Apollonios im Faijam ein Gut von 10 000 Aruren geſchenkt, ein anderes im 
Memphites. Siehe oben S. 76 Anm. 3. 

a Griech. Oſtraka I, 674 ff. | 

5 zoos onde[ov], wie ich im Arch. f. Pap. VI, 390 ergänzte. Die Er. 
gänzung des Editors zoös orzop[av] iſt nicht zuläſſig, da man Heu nicht zur 
Ausſaat“ verwenden kann. i 

6 Dusels ob Ev Tois Tonoıs rlet aòg odror; dd r ꝰS apyvosor. F 
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b) Die Monopole 

Die Nachrichten der Papyri über die Monopole ſind um ſo 
koſtbarer, als ſie die einzigen ſind, die uns in die Organiſation der 
Monopole des Altertums einen tieferen Einblick gewähren. Die Ur⸗ 
kunden ſind teils königliche Verordnungen betreffs der Monopole, 
teils Akten, die die Handhabung dieſer Verordnungen in der Praxis 
illuſtrieren. Unter den erſteren ragen die Revenue - Labs of Ptolemy 
Philadelphus! hervor, von denen mehrere Abſchnitte ſich mit Mono⸗ 
polen beſchäftigen. Hinzu kamen einzelne Verordnungen in der 
großen Friedenskundgebung Euergetes II. und der beiden Kleopatren 
vom Jahre 118 v. Chr.? Zu der zweiten Gruppe gehören Urkunden 
verſchiedenſten Charakters, von denen ich einige inſtruktive Beiſpiele 
in meiner Chreſtomathie Nr. 300 —310 zuſammengeſtellt habe?. Grund⸗ 
legend für jede weitere Forſchung iſt der ausgezeichnete Kommentar 
von Grenfell zum Revenue Papyrus. Die neuere Literatur bis 
1912 findet man in meiner zuſammenfaſſenden Behandlung der Frage 
in den Grundzügen S. 239 ff. Hinzugekommen ſind inzwiſchen die 
fördernde Darſtellung von Theodor Reil“, ſowie jetzt die Aus⸗ 
führungen von Roſtowzew (Journ. Eg. Arch. VI 167f., 176 ff.). 
Zu der Zeit, wo die Pharaonen ein Obereigentum am Grund 

und Boden in Agypten hatten, hat die Verwertung der Bodenſchätze 
wahrſcheinlich ihnen allein zugeſtanden, ſo daß ſie alſo ein Berg⸗ 
werks⸗, Salz⸗, Natron⸗, Alaunmonopol uſw. gehabt haben werden, 
und zwar als ein dauerndes Recht. Ob auch andere als derartige 
Betriebe damals monopoliſiert waren, iſt meines Wiſſens noch nicht 
feſtgeſtellt worden. Die Ptolemäer haben mit dem Obereigentum 
am Boden nicht nur dieſe „natürlichen“ Monopole übernommen, 
ſondern haben mit der Monopoliſierung im Verfolg ihrer merkan⸗ 
tiliſtiſchen Handelspolitik weit über dieſen Kreis hinausgegriffen. 
Hierin, ſowie in der Organiſation der Monopole, im beſonderen in 
der Vergebung der Betriebe an Pächter®, hat offenbar das Vorbild 


1 Edidit Grenfell 1896. 

2 Pap. Tebtynis I, nr. 5, edid. Grenfell und Hunt. 

3 Vgl. jetzt auch Pap. Hamburg. 24. Wichtiges neues Material brachte 
die Zenon⸗Correſpondenz und wird bringen, nach Roſtowzews Andeutungen, der 
große Pap. Tebtynis 703. 

* Beiträge zur Kenntnis des Gewerbes im helleniſtiſchen Agypten. Diss. 
Lips. 1913, S. 3 ff. Dieſe vortreffliche Arbeit wird den Nationalökonomen 
den beſten überblick über dies Gebiet geben. 

5 Auch dieſe Monopolpächter ſtehen wie die Steuerpächter (S. 68, Anm. 3) 
unter ſtändiger ſchärfſter Kontrolle des Staates. 
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der griechiſchen Stadtwirtſchaft gewirkt. Aber wie wir auch auf 
anderen Gebieten beobachten können, daß griechiſche Einrichtungen, 
die damals nach Agypten verpflanzt wurden, ſich in der Luft des 
Abſolutismus veränderten“, ſo gilt dies auch von den Monopolen. 
Während nach Ariſtoteles, Politik I 4, 6 p. 1259 a 20 ff., fi „einige“ 
griechiſche Städte in Zeiten der wirtſchaftlichen Not (Fray arropweı 
2 yonuazov), alſo nur vorübergehend, und im Intereſſe der Ge⸗ 
ſamtheit zum Monopol entſchloſſen haben (uovonowiiav yag h 
wviwv scoLovoı), finden wir bei den Ptolemäern das Monopol als 
eine durch die Jahrhunderte dauernde Einrichtung, die ausſchließlich 
im Intereſſe des Baoılıxov arbeitet, und zwar gibt es hier nicht 
nur „Verkaufsmonopole“ wie bei den Griechen — nichts anderes 
bedeutet ja das Wort uovorrwiAie? —, ſondern auch „Produktions⸗ 
monopole“. Dieſe Umwandlung iſt wohl das Ergebnis der Miſchung 
des griechiſchen Syſtems mit dem vorgefundenen abſolutiſtiſchen 
Syſtem der Pharaonen unter dem Einfluß merkantiliſtiſcher Ten⸗ 
denzen®. 

Unſer Willen von den Monopolen der Lagiden ift außerordent⸗ 
lich lückenhaft und ungleichmäßig. Die geſetzlichen Beſtimmungen 
kennen wir genauer, wenn auch mit großen Lücken, nur für das Ol⸗ 
monopol, während von denen über das Weberei⸗ und Bankmonopol 


(S. 88) nur Fetzen übrig find. Über andere Monopole liegen nur 


einzelne Angaben von ſehr verſchiedenem Werte vor. So läßt ſich 
heute von vielen Betrieben noch gar nicht ſagen, ob ſie vom König 
monopoliſiert waren, oder ob der König ſich nur neben den Privaten, 
etwa in Manufakturen oder ſonſtwie, an ihnen beteiligt hat“. Es 
hat offenbar ſehr verſchiedene Abſtufungen gegeben, und es iſt zur⸗ 
zeit noch in vielen Fällen ſtrittig, welche im Einzelfall vorliegt. 


1 Vgl. Wilcken, Hellenen und Barbaren. Neue Jahrbücher f. das klaſſ. 
Altertum, 1906, I, 468 ff. 

2 Das Neutrum uoronwirov, das fchon für Hypereides bezeugt iſt (durch 
Pollux 7, 11), und das die Römer übernommen haben, findet ſich jetzt in PSJ 
VI, 691, wo leider der Zuſammenhang unverſtändlich iſt: Je h ws Yoapyosraı 
eis novonwäe ,, — — 

3 Hiermit gehe ich über meine Andeutungen in den Grundzügen S. 40 
hinaus. 
4 Bol. die alphabetiſche Lifte der Betriebe in den Grundzügen S. 249 fi. 
Ich ſehe im folgenden von denjenigen Betrieben ab, deren Monopoliſierung 
bisher nur für die Kaiſerzeit bezeugt iſt, wie die Goldſchmiedearbeiten und die 
Ziegeleien, wiewohl dieſe Monopole n aus der e über⸗ 
nommen ſind. 
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Sicher erwieſen iſt Monopolbetrieb, abgeſehen von jenen „natür⸗ 
lichen“ Monopolen, für gewiſſe Ole, für die Weberei (Leinen und 
Wolle, auch Werg)! und die Banken; mit Wahrſcheinlichkeit anzu: 
nehmen iſt er für die Walkerei, für Papyrus (als Schreibmaterial), 
Bier, Aromata (Salbenfabrikation), Silphion (im Nebenlande Cy⸗ 
renaica), vielleicht auch Glas. Mindeſtens Manufakturbetrieb iſt 
wahrſcheinlich für die Färberei und die Gerberei. Beteiligt war der 
König auch bei der Imkerei und dem Fährbetrieb auf dem Nil ?. 
Dem König gehörte auch die Jagd wie die Fiſcherei: jene wurde 
verpachtet, dieſe gegen eine 25 prozentige Abgabe konzeſſioniert ?. 
Eine genaue Grenze zwiſchen den Monopolen und den Manufak⸗ 
turen uſw. läßt ſich zurzeit noch nicht überall ziehen. Erſt weiteres 
Material kann Sicherheit bringen, ob nicht manche Betriebe der 
erſten Gruppe in die zweite gehören und umgekehrt. 

Immer deutlicher iſt erkannt worden, daß wir die detaillierten 
Beſtimmungen über das Olmonopol nicht verallgemeinern dürfen, 
daß vielmehr die Organiſation der Monopole — wie auch der 
Manufakturen uſw. — eine ſehr verſchiedene geweſen iſt. Wohl 
ſcheinen die Monopole in der Regel ſowohl Produktions⸗ wie Ver⸗ 
kaufsmonopole geweſen zu ſein, aber ſie waren nicht alle „voll⸗ 
ſtändige“ Monopole, das heißt bei manchen war eine gewiſſe be⸗ 
ſchränkte Konkurrenz in der Produktion, zum Teil ſogar im Ver⸗ 
kauf“, geſtatte. So hatten die Tempel gewiſſe Produktions⸗ 
konzeſſionen beim Ol⸗ und Webereimonopol, wahrſcheinlich auch beim 
Papyrusmonopol (Grundzüge S. 255), vermutlich weil fie für dieſe 
Betriebe ſchon ſeit vorgriechiſcher Zeit beſonders gute techniſche Vor⸗ 
richtungen hatten, ja vielleicht einſt ihrerſeits faktiſch eine mono⸗ 
polartige Stellung gehabt hatten. Dagegen find zum Beiſpiel die 
„natürlichen“ Monopole gewiß ſämtlich „vollſtändige“ geweſen. Viel 
tiefer noch gehen die Unterſchiede in der Organiſation der Arbeit. 
So wurden die Ole nur in königlichen Werkſtätten (doyaozyeıe) 
l während die Webſtühle, die für den König arbeiteten, 


— 


1 Ein Schneidergewerbe gab es bekanntlich nicht. So gehörte zu dieſem 
Monopol auch die Verarbeitung der Stoffe zu nen Kiffen uſw. Vgl. Rev.» 
Pap. c. 94 ff. PS IV, 341, 6 uſw. 

2 Vgl. dazu jetzt P. M. Meyer zu Ostrakon Deisenänh, nr. 8. 

e Val. Roſtowzew, a. a. O. S. 177, der auf neue Auſſchlüſſe aus Teb. 703 
hinweiſt. 

Zum Verlauf vgl. unten S. 94 Anm. 2 über das Weberei monopol. 

5 Roſtowzew, Gött. Gel. Anz., 1909, S. 603 ff. 
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in den Privathäuſern und den Tempeln ſtanden 1. Dem entſprechend 
zeigt das Olmonopol eine viel ſtrengere königliche Kontrolle als das 
Webereimonopol“. Die freiere Behandlung des letzteren dürfte da⸗ 
mit zuſammenhängen, daß die Weberei bei den Griechen von jeher 


im Haufe — wenn auch nicht nur für das Haus (S. 108) — bes 


trieben wurde und auch eine feinere techniſche Ausbildung verlangte“ 
als das Arbeiten an den Olpreſſen, das auch von ungelernten 
Arbeitern in einer mehr fabrikmäßigen Maſſenproduktion geleiſtet 
werden konnte. So werden auch ſonſt die Unterſchiede in der 
Organiſation durch die Unterſchiede der Arbeitsmethoden bedingt ge⸗ 


weſen ſein. Endlich iſt es noch eine offene Frage, ob nicht die für 


1 Zum Webereimonopol vgl. außer den Grundzügen, S. 245 ff. und Reil, 
S. 5 ff. und 107 ff. jetzt Roſtowzew, S. 176, der wieder auf neue Auffchlüffe 
aus Teb. 703 hinweiſt. Leider iſt mir nicht zugänglich das von ihm zitierte 
Werk von M. Chwoſtoff, Sketches on the organization of industry and 
trade in Greek and Roman Egypt. I. The teztile industry ir in Greek and 
Roman Egypt. Kazan 1914. 


2 Bei der freieren Organiſation des Webereimonopols h die Frage, ob 
die Weber verpflichtet waren, alles, was ſie arbeiteten, an den König abzuliefern, 


oder ob ſie außer dieſen Monopollieferungen auch zum eigenen Verkauf produ⸗ 
zieren durften. Roſtowzew a. a. O. S. 176 iſt geneigt, die erſtere Alternative 
für die richtige zu halten. Nach meiner Neuausgabe der Serapeums⸗Rechnungen 
(UPZ) würde ich eher die zweite Annahme für die richtige halten, da hier 
jedenfalls ein evg dvris vielfach Kleider verkauft. Man müßte denn 
annehmen, daß alle dieſe Verkäufe per nefas geſchahen. Leider ſcheint 


Tebtynis 703 die Frage nicht zu entſcheiden. Die größere Freiheit des Weberei⸗ 


monopols tritt auch darin hervor, daß es Privatlenten jedenfalls unbenommen 
war, für ſich ſelbſt zu weben: man braucht nur an Gorgo und Praxinoa in 
Theokrits Adoniazuſen zu denken (15, 20 und 37). Daß auf den großen Gütern 
Weberei betrieben wurde, mit deren Fabrikaten zum Teil auf eigene Rechnung 
Handel getrieben wurde, zeigt jetzt die Zenon⸗Correſpondenz. So wird nach 
PSJ VI, 5% bei Henon (vielleicht als Verwalter des Dioiketen Apollonios, 
ſiehe die nächſte Anm.) eine Beſtellung auf 3 orewuare und 3 edor dne 
gemacht, deren Kaufpreis ihm gezahlt werden ſoll. Daß er nicht an die fixierten 
Monopolpreiſe gebunden war, zeigt PS J VI, 572. Vgl. auch VI, 599. Dies 
alles zeigt, daß das Webereimonopol weit . von einem vollſtändigen 
Monopol war. 


3 Die Wollweber zeyviraı, die dem Zenon in ihrer ſehr intereffanten Ein 


gabe PSJ IV, 341 ihre Dienſte anbieten, erklären ſich auch bereit, ihre Kunſt 
zu lehren (dıdaoxsıv). Das Angebot erklärt ſich daraus, daß Zenon, wie wir 
jetzt aus P. Cairo⸗Zenon 36 (vgl. Annal. du Serv. XX, S. 19) wiſſen, damals 
das 10 000⸗Aruren⸗Gut des Apollonios verwaltete. Dies zur Ergänzung von 
Arch. f. Pap. VI, 389. — Zur Lehrzeit der Weber vgl. Reil, S. 111/. 
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das 3. Jahrhundert bezeugten Organiſationen ii im Laufe der 
Ptolemäerzeit allmählich geändert haben!. 

Es dürfte für die Leſer dieſer Zeitſchrift von Intereſſe ſein, 
einen Einblick in die Organiſation eines einzelnen Monopols zu ge⸗ 
winnen. Ich wähle dazu das Olmonopol, das einzige, über das 
uns im Revenue-Papyrus (259 /8 v. Chr.) genauere Nachrichten er⸗ 
halten ſind ?. 

1. Gewinnung per Rohſtoffe. Monopoliſiert waren die 
Ole aus Seſam, Kroton (Rizinus), Knekos (Saflor), Kürbis und 
Leinſamen (Lampenöl), von denen die erſten beiden wirtſchaftlich die 
wichtigſten waren. Olivenöl ſcheint damals in Agypten nicht be⸗ 
reitet zu ſein, jedenfalls war es nicht monopoliſiert. Der Anbau 
dieſer Olpflanzen ſtand unter ſtrenger Kontrolle des Königs. Nach 
Feſtſtellung des notwendigen Olkonſums für Alexandrien, das natür⸗ 
lich auch hiermit wie überhaupt mit Lebensmitteln? vom Lande zu- 
verſorgen war, ſowie für die Gaue des Landes, wurde berechnet 
und verfügt, wieviele Aruren“ in jedem Gau mit Olpflanzen zu be⸗ 


. ftelen waren, wobei auch die königlichen Domänen nicht ausgeſchloſſen 


waren. Die königlichen Lokal⸗ und Finanzbeamten hafteten unter 
Androhung hoher Geldſtrafen an den König und Schadenerſatzes an 


den Monopolpächter für den vollen Umfang der vorgeſchriebenen 


Ausjaat®. Ebenſo erfolgte die Abſchätzung des Ernteertrages und 
dann die Ernte ſelbſt unter Kontrolle der königlichen Beamten und 


\ des Monopolpächters 7. Die Preiſe für die Olpflanzen, die nur an 


den König verkauft werden durften, wurden alljährlich vom König 
feſtgeſetzt. 


1 Vgl. 1 meine Bemerkung über das Biermonopol im Arch. f. Pap. VI, 451. 
2 Rev.⸗Pap. 38 ff. = Wilcken, Chreſtomathie, Nr. 299. Vgl. Grundzüge, 


S. 240 ff. Reil, a. a. O. 1 u. 136 ff. 


3 Vgl. meine Grundzüge, S. 364. 

41 Arure = 2756 

5 Eine tabella riſche 1 über die Anbauflächen der einzelnen Gaue 
bietet Rev.⸗Pap. 60, 18 — 72. 

6 Nach Rev.⸗Pap. 41, 14 ff. und 43, 3 ff. erhielt der Landmann ein Aus⸗ 
ſaatdarlehen vom König in Geld, das er nach der Ernte in natura zurückzuzahlen 
hatte. In einer jüngeren Urkunde (P. Hamb. 24 vom Jahre 222) ſoll es in 
Geld zurückgezahlt werden. Ich halte wenigſtens dieſes zareoyov des Hamb. 
(anders als der Editor) für jenes Ausſaatdarlehen. Alſo liegt hier adaeratio 
vor. Wahrſcheinlich war auch das Darlehen ſelbſt urſprünglich in natura 
gegeben. 

7 Ebenſo ſcheint der Flachsbau für das Leinenmonopol kontrolliert geweſen 
zu fein. Vgl. Rev.⸗Pap. 87. 
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2. Die Olfabrikation. Die Olpflanzen wurden verarbeitet 
in königlichen Werkſtätten ( . EAnıoveyia), die vom Oiko⸗ 
nomos (dem Finanzbeamten) mit allem nötigen Inventar (Preſſen, 
Mörſern uſw.) auszuſtatten und während der Arbeitsperiode — es 
handelt ſich nur um die Monate nach der Ernte — immer mit den 
nötigen Rohſtoffen zu verſorgen waren. Für die Zeit, wo während 
dieſer Periode nicht gearbeitet wurde — alſo in der Nacht! 
und an Feiertagen —, mußten der Oikonomos und der Monopol⸗ 
pächter die Mörſer und Preſſen uſw. unter Siegel halten, offenbar 
damit die Arbeiter nicht zu ihrem eigenen Nutzen „Pfuſcharbeit“ 
machten, wie man das heute nennt. Daß man aber auch befürchtete, 
daß die Beamten dabei mit den Arbeitern unter einer Decke ſtecken 
könnten, zeigt die Tatſache, daß in demſelben Paragraphen dem 
Oikonomos und dem Monopolpächter für das Unterlaſſen der Ver: 
ſieglung und für das Abſchließen von Vereinbarungen (ovvrassıc) 
mit den Arbeitern hohe Strafen angedroht werden (c. 47). Die 
Olarbeiter (S4 ο] waren nicht Sklaven, ſondern Freie, wie ja 
überhaupt in Induſtrie und Landwirtſchaft die Sklaverei in Agypten, 
außerhalb der Griechenſtädte, keine Rolle geſpielt hat. Aber wenn 
ſie auch Freie waren, unterlag ihre Freiheit doch im Intereſſe des 
Monopols gewiſſen Beſchränkungen. Gehörten fie doch auch zu denen, 
„die in die Einnahmen des Königs hinein verflochten waren“ 3, wie 
einmal die Monopolarbeiter (F roreleig) und die Königsbauern fo 
hübſch zuſammengefaßt werden (Tebt. I 5, 210). Wohl hatten dieſe 
gewiſſe Privilegien, zum Beiſpiel bezüglich der Einquartierungspflicht 
(Tebt. I 5, 168 ff.) und der Pfändung (ebendort 231 ff.)“, aber 
dieſen ſtanden Beſchränkungen gegenüber. Die Olarbeiter im be⸗ 


1 So nach Witkowski, Gött. Gel. Anz., 1897, S. 473. Verfiegelt 
waren die Gerätſchaften gewiß auch in den Monaten, wo die Arbeit ruhte (vgl. 
51, 2 ff.). Aber an obiger Stelle wird bei dem roy Gyn rod yoovov (46, 12) 
in erſter Reihe an die Ruhepauſen der Arbeitsperiode gedacht ſein. 

2 Vgl. meine Griech. Oſtraka I, 681 ff.: „Sklaverei und freie Arbeit.“ 

8 zwv Enınenileyußvov Tais a οd̃üdois. 

4 Daß nicht die ordentlichen Gerichte für fie kompetent waren, ſondern das 
Sondergericht des Finanzminiſters, haben wir bisher auch als ein Privileg be⸗ 
trachtet. Ob dies wirklich ein Vorteil für ſie war, kann uns jetzt nach den 
Proben exorbitanter Strafen, die die Zenon⸗Correſpondenz erwähnt, zweifelhaft 
ſein. So verfügt in Cair. Zenon 33 der Dioiket gegen einen Bierbrauer (Mo⸗ 
nopolarbeiter), daß er gehängt werde. Nach PSJ IV, 442 wird gegenüber dem 
Dioiketen gegen einen ungetreuen e verlangt, daß ihm beide Hände 
abgehauen werden ſollen. 
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ſonderen waren in ihrer Freizügigkeit beſchränkt, denn der Revenue⸗ 
Papyrus beſtimmt, daß die Olarbeiter aus dem Gau, für den ſie 
angeſetzt waren (vararayFEvres), nicht in einen anderen Gau über⸗ 
treten durften, offenbar weil ſie dem Monopolpächter des Gaues 
gewiſſermaßen als lebendes Inventar mit überwieſen waren. Der 
Ausdruck xararaexdEvras deutet darauf hin, daß dieſe Arbeiten in 
den königlichen Olmühlen nicht immer freiwillig waren, ſondern ſich 
den dem König ſchuldigen Frondienſten näherten“. Im übrigen 
waren dieſe Olarbeiter Akkordarbeiter, deren Lohn (creo) be⸗ 
meſſen wurde nach dem Maß des verarbeiteten Rohſtoffes (46, 18). 
Außerdem erhielten fie aber, ebenſo wie der Monopolpächter, auch 
noch einen Anteil am Errıyevnue, worin wohl mit Grenfell (S. 139) 
der aus dem Verkauf des Oles nach Abzug der Produktionskoſten 
erzielte Reingewinn (profit) zu ſehen ift (vgl. 45, 9: ano vi 
77000805). Die Höhe des Anteiles, berechnet pro Olmetretes 
— 32,6 1 nach Viedebantt, Abh. Sächſ. Gef. 1917, 133), wurde 
in jeder Pachtperiode vom König wechſelnd feſtgeſetzt. So wurde 
er zum Beiſpiel im Jahre 259 /8 für die Arbeiter um 2 Obolen her⸗ 
abgeſetzt (45, 5). Dieſe Gewinnbeteiligung der Arbeiter 
iſt wirtſchaftsgeſchichtlich jedenfalls von hohem Intereſſe?s. Für die 
Arbeitsleiſtung war pro Tag ein Minimum feſtgeſetzt: der Monopol⸗ 
pächter, unter deſſen Aufſicht fie arbeiteten“, ſollte fie zwingen, 
täglich pro Mörſer mindeſtens 1 Artabe Seſam reſp. 4 Artaben 
Kroton oder 1 Artabe Knekos zu verarbeiten (46, 13 ff.)“. Auch 
dies wechſelte: im Jahre vorher waren 1 Artaben Seſam ver: 
langt geweſen, wobei wir bemerken, daß dieſer Herabſetzung des 
Arbeitsminimums für 259/8 jene Herabſetzung des Gewinnanteiles 
gegenüberſteht. 


1 Roſtowzew, a. a. O. S. 176, ſpricht geradezu von compulsory labour 
in den Ölmühlen, während für die Weber keine Zwangsarbeit beſtand. Daß 
den letzteren nicht erlaubt war to go away from their homes, iſt wohl eine 
Neuigkeit des Tebkynis 703. 

2 Die Idee ſtammt wohl aus Griechenland, wo ja Gewinnbeteiligung von 
Sklaven in gewiſſen Fällen vorkam. 

3 Da der Pächter das Monopol eines ganzen Gaues gepachtet hatte, muß 
er für dieſe und andere Aufgaben ſeine Vertreter gehabt haben, wenn der 
Revenue⸗Papyrus ſie auch nicht nennt. 

4 Wenn ich Pap. Cairo⸗Zenon 33 richtig gedeutet habe (Archiv f. Pap. 
VI, 451), fo lehrt er Ähnliches für das Biermonopol, denn danach hat ein Bier- 
brauer (C Vronotòôsc), der eine Brauerei vom König pachten wollte, das Angebot 
gemacht, er wolle täglich 12 Artaben Gerſte zu Bier verarbeiten. 
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3. Der Olverkauf. Zwecks des Olverkaufs ſetzte der Ver⸗ 
treter des Oikonomos und des Avrıyoapsis zuſammen mit den 
Monopolpächtern in Abmachungen (ovvzaseıs) mit den Kleinhändlern 
in Stadt und Dorf feſt, wieviel Ol ein jeder von ihnen zum Ver⸗ 
kauf zu übernehmen habe (zr000v dei — rrwieiv). Darauf hatten 
dieſe EAmsoxasendoı, wie fie nun hießen, vertragsmäßig (in ovyyg aal) 
ſich hierauf zu verpflichten (Rev., P. 47, 10 ff.). Über dieſe Iron 
senAoı aber wurde in jedem Ort ein &Acıorzwäng geftellt, dem in 
einer Auktion, durch Zuſchlag an das Höchſtgebot, der Betrieb des 
Verkaufes innerhalb des Ortes verpachtet war (Rev. 48, 13— 49, 4) !. 
Dieſer ſcheint die für ſeinen Ort vom Oikonomos zu liefernden Ol⸗ 
quanten nach Anweiſung des Oikonomos an die ihm unterſtellten 
Ekcroxarenkoı verteilt zu haben? und hatte für die Einhaltung der 
vom König feſtgeſetzten Verkaufspreiſe zu ſorgen (Rev. P. 49,14), 
wie auch gegen Olſchmuggel vorzugehen (Wilck., Chreſtom. Nr. 303 und 
Teb. 39). Nicht unwahrſcheinlich iſt, daß der König, abgeſehen von 
ſeinem Monopolertrag, auch noch eine Olkonſumentenſteuer erhoben 


hats, wie er auch das Salz nicht nur durch den Verkauf des Monopol⸗ 


ſalzes (rj), ſondern auch durch eine Konſumentenſteuer (aun), 
die pro Kopf in gleicher Höhe berechnet war, für ſein Baoıkınorv 
fruktifiziert hat“. 


1 Zu dieſer neuen Deutung des Rev.⸗Pap. vgl. J. Partſch (Sethe⸗Partſch, 
Demotiſche Urkunden uſw., Abh. Sächf. Akad. XXXII, S. 606 f.), der mit Recht 
meine Deutung in Chreſt. S. 349 beanſtandet hat. Ich ſtimme ihm zu, nur daß 
ich als Pächter den Eaton aus Rev.⸗Pap. 49, 1 (vgl. Chreſt. Nr. 299) ein- 
füge, der in Teb. 38 — Wilcken, Chreſt. Nr. 303 dem Eee 1j i & cv 
(alſo Pächter des Verkaufes) xal rô 1e ro &Aatov rüs aj (xine) gleich 
geſetzt wird (Z. 3 u. 100. Alſo iſt ihm der Verkauf des Öles verpachtet. Dann 
iſt aber auch der „Olhändler“ Paneſis in den Cairener demotiſchen Papyri (bei 
Partſch, S. 607) kein Großhändler Partſch), ſondern eben diefer ZAmsorzwins 
(das Demotiſche gibt dies ebenſo wie ZAmsoxannlog mit S - n nh = „Hl 
händler“ wieder, ſo verſchieden beide ſind), und ſo ſchwindet der ſcharfe Gegenſatz, 
in den Partſch dieſe demotiſchen Texte zum Rer.⸗ ⸗Pap. geſtellt hat. Ich kann 
das hier nicht weiter verfolgen, bemerke nur, daß die 5⸗Tage⸗Perioden in dieſen 
demotiſchen Monatsquittungen nicht erwähnt zu werden brauchten. 

3 Dies ergibt ſich aus den demotiſchen Papyri und iſt mit Rev. Pap. 48, 7 
nicht unvereinbar. Die Amrozwlas find die Organe, deren ſich der Oikonomos 
bedient. So hat der Liens Paneſis nach Cair. 31 225 das Bl an den 
&inıoxanındos geliefert „gemäß dem, was geſchrieben hat — der Oikonomos . 

s Vgl. meine Grundzüge, S. 242 f. Zuſtimmend Reil, S. 4. Vgl. den 
Anm. 1 zitierten Text, wo der ZAmsonrorins zugleich dieſes reno rod Mao 
gepachtet hat. 

+ Über die Salzſteuer wird demnächſt Lewald auf Grund eines Frank⸗ 
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4. Schutz des Monopols. Jegliche private Konkurrenz 
war bei höchſten Strafen verboten. Niemand durfte Olpreſſen oder 
Mörſer in ſeinem Hauſe haben. Wer einſt bei Einführung des 
Monopols ſolche Vorrichtungen beſaß, hatte ſie deklarieren müſſen, 
worauf ſie in die königlichen Werkſtätten übergeführt waren (49, 10 ff.) 1. 
Wer trotz des Verbotes Monopolöle herſtellte, verfiel dem königlichen 
Gericht und mußte außerdem dem Monopolpächter 3000 Silber⸗ 
drachmen zahlen, während Ol und Rohſtoffe konfisziert wurden. 
Ebenſo wurden diejenigen beſtraft, die Monopolöle, von einem an⸗ 
deren als vom Monopolpächter (reſp. feinen Kc kauften (49). 
Hatte der Monopolpächter den Verdacht, daß jemand eine Olpreſſe 
oder geſchmuggeltes Ol in ſeinem Hauſe habe, ſo durfte er in Gegen⸗ 
wart des Finanzvertreters eine Hausſuchung (Iyznoıs) vornehmen. 
Dies rigoroſe Vorgehen erinnert an die „Kaffeeriecher“ Friedrichs 
des Großen, die überall nachſpürten, ob jemand. ungeſetzlich Kaffee 
brenne, welches Recht nur den königlichen Verkaufsſtellen zuſtand. 
Doch war im Intereſſe des Publikums von den Lagiden beſtimmt, 
daß, wenn der Monopolpächter bei der Hausſuchung nichts fand, 
der fälſchlich Verdächtigte, offenbar zur Wahrung ſeiner Reputation 
und zur Vermeidung der üblen Nachrede, das Recht hatte, ihn in 
einem Tempel ſchwören zu laſſen, daß er nur wegen dieſes Ver⸗ 
dachtes im Intereſſe des Monopols die Hausſuchung bei ihm ge⸗ 
macht habe (56, 11 ff.) ?. 

Wie weit die Kontrolle der Regierung ging, zeigt vielleicht am 
draſtiſchſten die Beſtimmung, daß die Köche (uayerpoı), die freilich 
nur in größeren Wirtſchaften vorhanden waren, den Talg (or&ae) 
„in Gegenwart des Monopolpächters““ täglich zu verbrauchen hatten 
und ihn nicht einſchmelzen. und aufbewahren durften. Auch der 
Verkauf und Kauf von Talg war unter Androhung eines an den 
Monopolpächter zu zahlenden Bußgeldes verboten. Das bedeutet 


füeter Papyrus neue Aufſchlüſſe bringen. Wenn ich auf reale von Lewalds 
Mitteilungen Wilcken, Chreſt. 199 mit Reckt auf die a4 bezogen habe, fo 
zählten die Sklaven für die Salzſteuer nur als ½ cαοανα, während kleine Kinder 
frei waren. [gl. jezt Lewald, Sitzungsb. Heidelb. Akad. 1920, 14. Abh.] 

1 Dieſer Abſchnitt iſt fo formuliert, als wenn er ſich auf die Gegenwart 
bezöge. Wahrſcheinlich iſt der Wortlaut aus dem Urgeſetz ſtehen geblieben. 

2 Ebenſo beſtimmt das auf die Ptolemäerzeit zurückgehende Zollpachtgeſetz 
Wilcken, Chreft Nr. 273 (2.3. Jahrhundert), daß der Zöllner, der umſonſt einen 
Händler ſein Schiff hat ausladen laſſen, dieſem einen Eid zu ſchwören hat, 
Iva eis To ii aavxopavrnroı . 

3 Vgl. S. 97 Anm. 3. 

7 * 
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von tieriſchen Fetten. 


Ein Privileg genoſſen nur die Tempel“, infofern ſie ihren 
vorher zu deklarierenden Jahresbedarf an Seſamöl mit ihren eigenen 
Preſſen ſelbſt herſtellen durften, freilich nur während zweier Monate ? 
und unter Kontrolle des Monopolpächters und des Finanzvertreters; 
dagegen die ſonſtigen Monopolöle mußten fie vom Monopolpächter 
zum fixierten Preiſe kaufen. Das ſelbſt produzierte Seſamöl zu 
verkaufen, war ihnen aufs ſtrengſte verboten. Als Verkaufs⸗ 
monopol war das Olmonopol alſo ein „vollſtändiges“ ®. 


Wie gegen die Konkurrenz im Innern mußte das Monopol 
auch gegen die der ausländiſchen Ole geſchützt werden“. Leider 


ſind dieſe Beſtimmungen ſehr unvollſtändig erhalten und ſind daher 
umſtritten. Während Grenfell (S. 146 und 150) der Anſicht iſt, 
daß die Einfuhr ausländiſchen Oles zur See nach Alexandrien zoll⸗ 
frei geweſen ſei, deutet Witkowski (G8 A 1897, 473) den Nach⸗ 
trag in col. 52 dahin, daß in Alexandrien nur dasjenige aus⸗ 
ländiſche Ols zollfrei war, für das bereits in Peluſium der Zoll 
gezahlt worden war und die Quittung der peluſiſchen Zollbehörde 
vorgelegt wurde, wonach alſo ſowohl in Alexandrien wie in Peluſium 
das von außen eingeführte ausländiſche Ol einem Schutzzoll unter⸗ 
lag. Ich ziehe die letztere Deutung vor, doch ſchließen ſich manche 
ſchwierige Fragen daran an, die zu kompliziert ſind, um hier be⸗ 
handelt zu werden. Während das in Alexandrien und Peluſium 
über See importierte Ol dort offenbar verkauft und verbraucht 
werden durfte, war dagegen der Verkauf von dort ins Land hinein 
verboten. Dem Zuwiderhandelnden wurden die Waren konfisziert, 
und er mußte 100 Drachmen pro Metretes Strafe zahlen (52, 7 ff.). 


Doch durfte man zum eigenen Gebrauch ausländiſches Ol von den 
„ 2 


1 Über die Gründe oben S. 93. 

2 Außer dieſer Zeit waren ihre Gerätſchaften verfiegelt. 

s Beim Webereimonopol hatten die Tempel das Privileg, die ganz feinen 
Byſſosſtoffe herzuſtellen. Der Verkauf war ihnen aber auch hier verſagt. Vgl. 
meine Grundzüge, S. 245 f. 

4 Natürlich kommen nur die im Monopol hergeſtellten Ölforten in Betracht. 

5 Der Text unterſcheidet Fey und Tuo Ele, mit Recht, denn 
Syrien (bis Tripolis hinauf) gehörte damals zum Lagidenreich, nicht zum Aus⸗ 
land (Fern). Wenn trotzdem auch die ſyriſche Konkurrenz ferngehalten wird, fo 
zeigt dies, daß das Reich kein einheitliches Freihandelsgebiet war. Vgl. das 
S. 69 über die Binnenzölle Geſagte. Anders Smyly, Petr. . III, S. 206, 
P. M. Meyer, P. Hamb. I, S. 102, Reil, S. 5. 
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beiden Hafenſtädten aus in ſeinen Gau mitnehmen, nur mußte man 
es in Alexandrien reſpektive Peluſium deklarieren und 12 Drachmen 
pro Metretes Zoll zahlen, und dieſer Zoll wurde dem betreffenden 
Gau, deſſen Monopol durch dieſen Import geſchädigt wurde, gut⸗ 
geſchrieben (52, 13 ff.). Da der Monopolpreis damals 48 Drachmen 
betrug, ſo war dies ein Schutzzoll von 25% dieſes Preiſes. Der 
König aber hatte — nach Witkowski — vorher bereits von dem⸗ 
ſelben Ol einen Einfuhrzoll von uns unbekannter Höhe erhoben. 

Es würde zu weit führen, auch über die weiteren Abſchnitte 
dieſer Monopolverordnungen des Philadelphos zu berichten. Ich habe 
verſucht, die für die Organiſation des Olmonopols wichtigſten Züge 
herauszuheben. Schon dieſe kleine Skizze dürfte zeigen, daß hier 
ein Dokument vorliegt, das das Intereſſe der nationalökonomiſchen 
Forſcher verdient. | 


c) Die Handelsbilanz! 


Aus dem Anfang der Kaiſerzeit haben wir das Zeugnis des 
ſachkundigen Strabo (XVII p. 793 C), daß die Ausfuhr in Alexandrien 
ſtärker geweſen iſt als die Einfuhr. Er teilt uns anſchaulich zwei 
Beobachtungen mit, die er wahrſcheinlich ſelbſt gemacht hat. Erſtens 
war die Einfuhr am Binnenhafen (am Mareotiſchen See) viel größer 
als am Meereshafen. Hierbei iſt zu bedenken, daß am Binnenhafen, 
der von der xwoa aus benutzt wurde, außer den für die Verſorgung 
Alexandriens beſtimmten Waren und den für die alexandriniſche In⸗ 
duſtrie beſtimmten Rohſtoffen auch alle die Waren aus Agypten an⸗ 
langten, die von Alexandrien aus über See exportiert werden ſollten. 
Darauf ſtellt Strabo den Hafen von Alexandrien und den damaligen 
Haupthafen Italiens, Dikaiarchia (= Puteoli⸗Puzzuoli) an der kam⸗ 
paniſchen Küſte, miteinander in Parallele und ſchließt aus der Be⸗ 
obachtung der Befrachtung der ein⸗ und auslaufenden Schiffe, die 
in Alexandrien ſchwerbeladen auslaufen und leichtbeladen zurück⸗ 
kehren, während man in Dikaiarchia das Gegenteil beobachten könne, 
daß die Ausfuhr in Alexandrien größer war als die 
Einfuhr. . N 

Wenn auch für den Verkehr mit Dikaiarchia für Strabos Zeit 
ſchon mit den für Rom beſtimmten Getreidezufuhren zu rechnen iſt, 
ſpricht doch alle Wahrſcheinlichkeit dafür, daß ſein Schlußergebnis, 
die Überlegenheit der Ausfuhr über die Einfuhr, auch ſchon für die 


1 Vgl. meine Grundzüge, S. 266 f. 


— 
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Ptolemäerzeit gilt. Ein direkter Beweis wird ſich zwar ſchwer er⸗ 
bringen laſſen, da ziffernmäßige Angaben oder ſachkundige Ab: 
ſchätzungen, wie die Strabos, für dieſe Zeit nicht vorliegen. Aber 
die wirtſchaftliche Autarkie des Landes ſpricht an ſich ſchon für jene 
Annahme. Iſt Agypten doch, abgeſehen von Kupfer und Holz“, an 
allem, was zum materiellen und bis zu einer gewiſſen Kulturhöhe 
auch kulturellen Leben der Bevölkerung nötig war, ſo außerordent⸗ 
lich reich, daß ein Bedürfnis zur Einfuhr ausländiſcher Rohſtoffe 
und Fertigfabrikate ſich überhaupt erſt beim Vordringen höherer 
Luxusbedürfniſſe und beim Übergang zu einer höher entwickelten In⸗ 
duſtrie einſtellen konnte 2. 

Eine andere Frage iſt, ob wir den Lagiden zutrauen dürfen, 
daß ſie bewußt und planmäßig die Ausfuhr im Sinne des merkan⸗ 
tiliſtiſchen Prinzips der Handelsbilanz gefördert haben, wonach die 
Einfuhr möglichſt auf Rohſtoffe zu beſchränken iſt, die im Inlande 
zu verarbeiten und als Fertigfabrikate wieder zu exportieren find, 
ſo daß das ganze Schwergewicht auf der Ausfuhr liegt. Die prin⸗ 
zipiellen Bedenken, die Bücher ſeinerzeit gegen eine Handelsbilanz 
des Athens des 5./4. Jahrhunderts erhoben hat“, kommen gegen⸗ 
über den Lagiden jedenfalls nicht in Betracht. Denn wenn er dort 
die friedlichen Zuſtände vermißte, die zu einer regelmäßigen Ausfuhr 
von Induſtrieprodukten erforderlich ſeien, ſo hat in Agypten zum 
mindeſten durch das erſte Jahrhundert der mazedoniſchen Herrſchaft 
hindurch ein abſoluter Friede beſtanden. Wenn Theokrit unter 
Philadelphos rühmt, daß das Volk in Frieden ſeiner Arbeit nach⸗ 
gehen könne, da kein auswärtiger Feind ins Land eindringe “, jo 
hat dieſer glückliche Zuſtand bis ins 2. Jahrhundert v. Chr. hinein 
beſtanden s. Und wenn Bücher weiter vermißt, daß in den Friedens⸗ 
verträgen keine Bedingungen ſtehen, die auf die künftige Sicherung 
auswärtiger Abſatzgebiete für die Induſtrie hinausliefen, ſo ſind mir 


— — 


1 Bezeichnend iſt, daß die älteſten Handelsbeziehungen Agyptens zu 


Phönikien (im frühen 3. Jahr tauſend) uns in der Einfuhr von Zedernholz 
vom Libanon entgegentreten. Vgl. J. H. Breaſted, Geſchichte Agyptens 
(deutſch von Ranke), 1910, S. 109. Ed. Meyer, Geſchichte des Altertums IH, 


2 So auch Schon in den Höhepunkten der Pharaonenzeit. 

3 Feſtgaben für A. Schäffle (1901), S. 235. 

4 Idyll XVII, 97: 4 & F rA Exnloı. 

5 Auch die nationalen Unruhen begannen erſt in den na Jahren des 
3. Jahrhunderts. x 
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zwar für die Ptolemäerzeit ſolche Friedensparagraphen nicht erinner⸗ 
lich, aber das Ergebnis der verſchiedenen Friedensſchlüſſe und Ab⸗ 
machungen, die auswärtigen Beſitzungen an den Küſten des öſtlichen 
Mittelmeerbeckens (ſ. oben S. 60), zeigen deutlich, daß die Lagiden 
ſich um die Sicherung auswärtiger Rohſtoff⸗ und Abſatzgebiete mit 
großem Erfolg bemüht haben. Die Frage nun, ob ſie mit Bewußt⸗ 
ſein die Ausfuhr im Sinne der Handelsbilanz gefördert haben, iſt 
ſchließlich ein pſychologiſches Problem, das ſich einem ſtrikten Be⸗ 
weis entzieht. Aber wenn es erlaubt iſt, aus dem, was wir über 
die tatſächliche Ein- und Ausfuhr erfahren, Rückſchlüſſe auf die Ab⸗ 
ſichten der Herrſcher zu ziehen, ſo ſcheint jene Frage allerdings mit 
großer Wahrſcheinlichkeit zu bejahen zu ſein. 

Was zunächſt das Getreide betrifft, ſo wurde dies, wie ſchon 
oben S. 75 berührt wurde, dank der Düngung des Bodens durch 
die alljährlichen Nilüberſchwemmungen, in der Regel weit über die 
Bedürfniſſe der Verſorgung des Landes produziert, ſo daß hierfür 
überhaupt nur Ausfuhr in Betracht kam. Nur wenn einmal die 
Nilſchwelle verſagte und auch die Magazine nicht ausreichten, wurde 
Getreide von auswärts eingeführt, wie das Dekret von Kanopos 
erzählt, daß Euergetes I. einmal in ſolchem Falle in feinen aus⸗ 
wärtigen Beſitzungen in Syrien, Phönizien und Cypern uſw. Ge⸗ 
treide zu Teuerungspreiſen aufgekauft und in Agypten eingeführt 
‚babe, was als „unſterbliche Wohltat“ von den Prieſtern gefeiert 

wird !. 5 
Viel komplizierter iſt die Frage der Ein⸗ und Ausfuhr bei den 
induſtriellen Produkten. Mir ſcheint es in dieſem Zuſammen⸗ 
hang ratſam, den Südoſthandel und den Mittelmeerhandel getrennt 
zu betrachten, da ſie ihrem Weſen und Zweck nach recht verſchieden 
geweſen ſein müſſen. Wenn ich recht ſehe, konnte dem Ziel des 
Merkantilismus, möglichſt viel Geld ins Land zu bringen, direkt 
überhaupt nur der Mittelmeerhandel dienen, denn nur in dieſem 
nördlichen und weſtlichen Gebiet wurden die Waren gegen Geld ver⸗ 
kauft, entſprechend der geldwirtſchaftlichen Entwicklung dieſes Kultur⸗ 
kreiſes, dagegen an der afrikaniſchen und arabiſchen Küſte, wo reine 
Naturalwirtſchaft herrſchte, fand lediglich Tauſchhandel ſtatt. Ob 
man in Indien neben dieſem vielleicht auch ſchon für die Ptole⸗ 


ı Dittenberger, Oriens Graec. I, 56, 17 ff. Ob das aus Syrien aus⸗ 
geführte Getreide, von dem PSJ IV, 324 u. 325 handelt, für Agypten beſtimmt 
war, iſt wohl nicht ſo ſicher, wie ich im Archiv VI, 386 annahm. Ebenſo iſt 
zweifelhaft, ob 327 von Getreide handelt. | 
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mäerzeit zum Teil Geldzahlungen annehmen darf, laſſe ich dahin 
geſtellt!, in der Hauptſache war es gewiß auch dort Tauſchhandel. 
Der Südoſthandel nützte alſo den Intereſſen des Merkantilismus 
nur indirekt, inſofern er, abgeſehen von einigen in Agypten ver⸗ 
bleibenden Waren, für den Mittelmeerhandel Tranſitwaren und Roh⸗ 
ſtoffe, die zunächſt im Lande zu verarbeiten waren, brachte. Bei 
dieſem Südoſthandel kann man auch nicht von einer Bevorzugung 
der Ausfuhr vor der Einfuhr ſprechen, vielmehr lag hier der Haupt⸗ 
zweck in der Einfuhr, und ausgeführt wurde nur, ſoweit es zum 
Eintauſchen der Einfuhr nötig war, wobei es kaufmänniſch ſogar 
das Ziel ſein mußte, für möglichſt wenig möglichſt viel einzutauſchen, 
alſo die Einfuhr, wenn möglich, größer reſp. wertvoller zu machen 
als die Ausfuhr. 

Unter dieſen Geſichtspunkten iſt es von Intereſſe, die wertvollen 
Warenverzeichniſſe für Ein⸗ und Ausfuhr im Südoſthandel zu be⸗ 
trachten, die uns jener ägyptiſche Seefahrer im Periplus Maris 
Erythraei (S. 64 Anm. 3) hinterlaſſen hat. Zwar gelten dieſe für 
die flaviſche Zeit, aber nur die Lebhaftigkeit des Handels und die 
Quantität der Handelsobjekte hat ſich ſeit Auguſtus geſteigert; die 
in Betracht kommenden Waren werden im allgemeinen dieſelben 
in der Ptolemäerzeit wie in der Kaiſerzeit geweſen ſein. — Was 
zunächſt die Einfuhr nach Agypten betrifft, ſo wird verhältnis⸗ 
mäßig wenig davon in Agypten zurückbehalten und verbraucht worden 
ſein, ſo ein Teil von dem Weihrauch und Myrrhen, die der ägyp⸗ 
tiſche Kult erforderte?, ferner vielleicht ein Teil der Sklaven (§ 8 
und 13), wohl auch der weiße Marmor (Avydog § 24), den Agypten 
entbehrt. 

Bedeutender wird der Teil der Einfuhr geweſen ſein, der im 
Tranſithandel über Alexandrien direkt der Mittelmeerwelt zugeführt 
wurde. Dahin werden zum Beiſpiel gehören ein Teil der Speze⸗ 
reien (Weihrauch uſw.), namentlich wohl ſolche, die ſchon zu Salbe 
verarbeitet eingeführt warens, ferner Sklaven, namentlich aber 


1 Für ſeine Zeit hebt der Periplus Mar. Ery. § 49 den hohen Kurs der 
Denare gegenüber der einheimiſchen Münze hervor. Vgl. dagegen die Erwähnung 
der Denare für die afrikaniſche Küſte in $ 6 und 8. 

2 Myrrhen wurden im beſonderen für die Balſamierung gebraucht. Vgl. 
jetzt PSJ IV, 828 und die richtige Deutung dieſes Textes durch W. Spiegel⸗ 
berg, Orientaliſtiſche Literaturzeitung, Nov. u. Dez. 1920. 

3 So nennt der oben S. 99 Anm. 2 erwähnte Zolltarif uroov (Salbe) 
aus Minaea (Südarabien) und der Trogodytike. Vgl. auch PS J IV, 628. 
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indiſche Waren wie Perlen und Edelſteine, indiſche Stoffe (auch 
Baumwolle, zaorraoog), vielleicht (?) auch ſchon ſeriſche (chineſiſche) 
Seide (ſ. S. 59), ferner Indigo, Pfeffer uſw. “. Für die Be⸗ 
deutung dieſes Tranſithandels ſpricht, daß Strabo XVII, p. 798, 
wo er den Aufſchwung des indiſchen und trogodytiſchen Handels 
charakteriſiert, nur von dieſem Tranſithandel ſpricht?. 

Und doch war vielleicht nicht minder wichtig der Teil der 
Einfuhr, der als Rohſtoff ins Land kam, um von der ägyyptiſchen, 
vor allem der alexandriniſchen Induſtrie verarbeitet, als Fertig⸗ 
fabrikat in die Mittelmeerwelt ausgeführt zu werden. Von dieſer 
Art nennt der Periplus Elfenbein und Schildkrot, die zu künſtle⸗ 
riſchen Gegenſtänden verarbeitet werden?, vor allem aber die ver⸗ 
ſchiedenartigſten Spezereien aus Arabien, Oſtafrika und Indien, 
die zu wohlriechenden Olen und Salben, namentlich in Alexandrien, 
verarbeitet, einen der wichtigſten und gewinnbringendſten Poſten im 
Außenhandel ausmachten. Ein reiches Material über dieſe d ẽqat 
und ihre Verarbeitung hat Reil S. 144 ff. zuſammengeſtellt. 
Hinzufügen möchte ich den Hinweis auf einen neuen Text der 
Zenon⸗Correſpondenz, PSJ IV, 628, der den arabiſchen Import 
ſchon für die Mitte des 3. Jahrhunderts v. Chr. ſicher bezeugt. Er 
nennt Weihrauch von Minaia, Myrrhen, trockene Narde (alſo nicht 
Ol, ſondern wohl Salbe), Salbe von Zimt (zıvvauwuov), 
Kaſſiarinde. 


Betrachten wir andrerſeits die Ausfuhrartikel nach dem 
Südoſten, die der Periplus nennt, ſo finden wir da außer Getreide, 


1 Manches von dieſen Waren wird natürlich auch in Agypten, namentlich 
in der Weltſtadt Alexandrien hängen geblieben ſein. 


2 Niv dE xal oroloı ueyaloı or&llovraı e rij Iydtxijg xc 1 
tr ο] Tuv Alyıonızav, BE av ò Molurıuoraros zoulterer pro eis rj 
Alyınıov xd VHS nalıy ele rob allovs Exnkunera Tomous 
— xc d dj a uovonwllag Eyes’ uöyn yao n "Altkavdgsın Tv roπõM] 
os en! To nold R un OOO Er. x Xoonyei Tois Exrös. 
Gegen die Anſicht von Kornemann, Janus I, p. 70, daß die Tydei hier, wie 
auch in II, p. 118, nicht Indien, ſondern den Indiſchen Ozean bezeichne, ſpricht 
ſchon das es av. Es find alſo doch Indienfahrer gemeint. Auch beſagt Strabo 
XV, p. 686 nicht, daß wenige Alexandriner nach Indien fuhren (Anm. 4), 
ſondern daß wenige Indienfahrer bis zur Gangesmündung herumführen. 

> Schildkrot zu Käſtchen und Täfelchen und Tiſchchen (2) zerſchnitten, § 30. 
Hierin gehört auch das Ebenholz aus Nubien (Athena. V., 201 a). Daraus 
Schhnitzwerk: Theokr. XV, 123. 
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Wein! und Ol, bei denen meift hinzugefügt wird, daß fie in nicht 
bedeutender Menge ausgeführt wurden, vor allem Metalle und 
Metallarbeiten (Waffen und Schmuckſachen), ferner Glaswaren und 
„murriniſche“ Gefäße, die in Diospolis (in der Thebais) gearbeitet 
waren ($ 6)?, und die verſchiedenſten Textilwaren (Kleider, Decken, 
Gürtel uſw.). Unter letzteren find von beſonderem Intereſſe die 


iucrıa Bapßagına, die in Agypten nach dem Geſchmack diefer - 


Wilden, ſpeziell für den Tauſchhandel mit dem Südoſten hergeſtellt 
wurden (8 6 und 7). Auch die „Arſinoſtiſchen“ Stolen (§ 6) und 
Mäntel (§ 8) aus dem Faijũm find von Intereſſe, inſofern fie uns 
beſtätigen“, daß nicht nur in Alexandrien, ſondern auch im Lande 
für den Export gearbeitet wurde (vgl. auch die Murrinen aus 
Diospolis). 

Total anders war, wie oben bemerkt, der Zweck des Handels 


mit dem Mittelmeergebiet, und ein völlig anderes Bild würden wir 


erhalten, wenn wir für dieſes einen warenſtatiſtiſchen Überblick be⸗ 
ſäßen, wie durch den Periplus für den Südoſten. Was den Um⸗ 


fang betrifft, ſo erſtreckte ſich der alexandriniſche Handel nach Norden 


bis an die Ufer des Schwarzen Meeres, nach Weſten hin gewann er 


Karthago, Sizilien, Italien, Maſſalia — ja, man darf wohl an⸗ 
nehmen, daß ſchließlich kein bedeutenderer Hafenplatz am Mittel⸗ 
meer nicht in n Dandelsbeziehungen zu Alexandrien ge⸗ 


ſtanden hat“. 

Die Einfuhr vom Norden wird zunächſt diejenigen Rohſtoffe 
für die Induſtrie gebracht haben, die trotz. der ſonſtigen Autarkie 
des Landes nicht in genügender Quantität oder auch Qualität vor⸗ 
handen waren. Das gilt namentlich vom Holz“ und Kupfer, auch 


vom Purpur für die Färberei, vom Marmor für die Künſtler. 


Solche notwendigen Ergänzungen wurden von den Nebenländern 
des Reiches geliefert, wie Holz und Kupfer von Zypern, Purpur 


wohl von der ſyriſchen und kleinaſiatiſchen Küſte, wie denn bei der u 


— 


1 Darunter auch laodikeniſcher und italiſcher Wein 8 6 und 49), von 


denen erſterer gewiß ſchon für die Ptolemäerzeit in Betracht kam. Über feine 
Beliebtheit bei den Alexandrinern Strabo XVI, p. 752. | 

2 Vgl. hierzu Reil, S. 48. 

Dahin gehört auch der Zunriouog Agapßızös zergudurös | in $ 24 u. 28. 

4 Weitere Nachrichten darüber bei Reil, S. 115. 

5 Eine umfaſſende Unterſuchung des Mittelmeerhandels iſt ein dringendes 
Bedürfnis unſerer Forſchung. | 

s Über die Verarbeitung des Holzes vgl. Reil, S. 72 ff. 
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Beſetzung der auswärtigen Gebiete ſolche induſtriellen Rückſichten 
gewiß mitgeſpielt haben. 

Während für die Leineninduſtrie genügend Flachs unter könig⸗ 
licher Kontrolle angebaut wurde, und auch für die Wollweberei die 
Schafzucht Agyptens wohl genügend Rohmaterial bot, reichte doch 
die ägyptiſche Wolle nicht aus für das Luxusbedürfnis nach ganz 
weicher Wolle, wie ſie die dadurch berühmten mileſiſchen Schafe 
trugen“. Soeben haben wir durch einen Text der Zenon⸗Correſpondenz 
(P. Cair. 24 vom Jahre 256) erfahren, daß der Finanzminiſter 
Apollonios in Memphis (wohl auf ſeinem Gut) von ſeinen Sklavinnen 
(ald loxdt) mileſiſche Wolle verarbeiten ließ, die ihnen Zenon aus 
dem Faijäm ſchickte. Noch intereſſanter iſt aber, daß, wie der 
Herausgeber C. C. Edgar hinzufügt, an den Export der Wolle 
aus Milet nicht gedacht zu werden brauche, da aus einem noch 
unedierten Brief des Apollonios hervorgehe, daß er im Faijüm 
— ich vermute, auf ſeinem großen Benefizialgut — ſich mileſiſche 
Schafe gehalten habe! Damit findet eine Vermutung, die Bücher 
einſt vorſichtig geäußert hat, eine überraſchende Beſtätigung. In 
ſeiner Polemik gegen die Vorſtellungen von Ed. Meyer und J. Beloch 
von einer mileſiſchen Wollgroßinduſtrie führte er aus, daß die aus⸗ 
wärts bezeugten mileſiſchen Gewänder auswärts von mileſiſcher Wolle 
gearbeitet ſein könnten, und ſchloß die Vermutung daran, daß viel⸗ 
leicht nicht einmal die Wolle, ſondern vielmehr die lebendigen Schafe 
aus Milet exportiert worden feien?. Ein Zeugnis, das ihm damals 
fehlte, bietet jetzt der Cairener Papyrus. Man wird Bücher zugeben, 
daß Ausfuhr von Wolle — und nun gar von Schafherden — und 
hochentwickelte Wollinduſtrie nebeneinander nicht gut denkbar ſind 
(S. 246) — freilich nur, wenn die Ausfuhr eine regelmäßige und 
ſo bedeutende iſt, daß der eigenen Induſtrie damit der Boden ent⸗ 
zogen wird. Das iſt aber weder für die Wolle noch für die Schaf⸗ 
herden Milets erwieſen. Bedenkt man, daß Apollonios wohl der 
reichſte Mann Agyptens war? und dazu als Finanzminiſter Agyptens 
mit Milet in engen Beziehungen ſtand, ſo wird man Bedenken 
tragen, dieſen Fall zu verallgemeinern und aus ihm eine allgemeine 


— — 


1 „Weicher als Schlaf“ nennt Theokrit XV, 125 / die Purpurdecken vom 
Lager des Adonis, und fügt bedentungsvoll hinzu, daß Milet und Samos (ſiehe 
unten S. 108) dies Urteil fällen würden. Dort verſtand man ſich offenbar auf 
ſolche weichen Stoffe. 

2 Feſtgaben für Schäffle (S. 243 f., 246). 

8 Vgl. Archiv f. Pap. VI, 395. 
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und ſtändige Ausfuhr von mileſiſchen Schafen zu erſchließen. Hätte 
es eine ſolche gegeben, ſo würde wohl der Ariſtotelesſchüler Klytos, 
der ein geborener Mileſier war, es nicht dem Polykrates von Samos 
als vevpn (Luxus) angerechnet haben, daß er ſich Schafe von Milet 
kommen ließ !. Er betrachtet dies als einen eben ſolchen Luxus, 
wie daß er Schweine aus Sizilien bezog. So zeigt auch der Papyrus 
nur, daß Apollonios zu denjenigen gehörte, die ſich dieſen Tyrannen⸗ 
luxus leiſten konnten, und ich möchte es für ſehr wahrſcheinlich 
halten, daß auch in den königlichen Herden ſich mileſiſche Schafe 
befunden haben, denn der Finanzminiſter wird nicht ſeinen König 
übertrumpft haben, aber einen allgemein verbreiteten Export der 
mileſiſchen Schafe möchte ich aus dieſem einen Beiſpiel nicht ab⸗ 
leiten. Bücher hat mit Recht Einwendungen gegen die Formulierung 
von Ed. Meyer (Kleine Schriften S. 105) erhoben, aber an einer 
auch für den Export arbeitenden Textilinduſtrie von Milet werden 
wir doch feſthalten dürfen. Die von Bücher für Milet betonte 
textile Haus induſtrie beweiſt, wie ihm gegenüber ſchon 
K. Riezler betont hat?, nichts für die Haus wirtſchaft: „im 
Haus allerdings, aber nicht in erſter Linie für das Haus.“ Daß 
Hausinduſtrie und eventuell ſogar großer Export ſich nicht aus⸗ 
ſchließen “, lehrt deutlich das ptolemäiſche Textilmonopol: auch hier 
iſt, wie oben S. 94 gezeigt wurde, die Textilinduſtrie nur im 
Hauſe betrieben worden, in Privathäuſern oder Tempelannexen, 
nicht in königlichen Fabriken, und doch hat ein großartiger Export 
von Textilwaren aus Agypten ſtattgefunden. 

Zu den oben genannten notwendigen Rohſtoffen, die durch die 
nördliche Einfuhr ins Land kamen, wird man dies und jenes wohl 
noch hinzufügen können, aber ſehr bedeutend iſt dieſer Import bei 
der Autarkie des Landes offenbar nicht geweſen. Größer dürfte die 
Einfuhr von Luxusartikeln geweſen ſein. Namentlich für die 
Weltſtadt Alexandrien, die gewiß an allem Beſten, was es in der 
Welt gab, teilhaben wollte, wird dieſe Einfuhr eine bedeutende ge⸗ 
weſen ſein. Aber auch im Lande finden wir z. B. eine nicht un⸗ 
bedeutende Einfuhr von ausländiſchen Weinen, wiewohl Agypten 


1 Athenae. XII, p. 540 d. 

2 Finanzen und Monopole, S. 98. 

s Daß das Hauswerk die Arbeit für den Verkauf nicht ausſchließt, erkennt 
auch Bücher S. 249 an. Er denkt dabei an die Bauernweiber in den Balkan⸗ 
ländern. 
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ſelbſt reichlich Weine produzierte 1. Es iſt wieder die Zenon⸗Corre⸗ 
ſpondenz, die uns für das 3. Jahrhundert einen lebhaften Weinhandel 
mit Rhodos, Knidos, Chios, Lesbos und anderen Orten (auch mit 
Leukas im Weſten) bezeugt, der uns andererſeits durch die zahlloſen 
Krugſcherben von Gefäßen, deren Stempelung auf dieſe und andere 
Orte hinweiſen, veranſchaulicht wird (vgl. Arch. f. Pap. VI, 400 f.). 
Dieſe knidiſchen und ſonſtigen Gefäße wurden, zumal ſie auf be⸗ 
ſtimmte Maße geeicht waren, hier ſehr gern auch im einheimiſchen 
Handel zur Verpackung von allen möglichen Waren weiter verwendet 
(vgl. PSJ VI, 428 und V, 535), ſetzen doch aber, wo fie uns in 
dieſer Art begegnen, immer voraus, daß ſie vorher einmal gefüllt 
vom Ausland aus eingeführt waren und zwar meiſt wohl mit Wein, 
der denn oft auch außerdem mehrfach direkt bezeugt wird, oder auch 
mit Ol. Dieſe griechiſchen und auch ſyriſchen Weine? zeichneten ſich 
offenbar durch Süßigkeit und ſonſtige Qualität vor den einheimiſchen 
Weinen aus und können ſomit zu den Luxuswaren gezählt werden. 
Gelegentlich wird auch lesbiſcher oder chiiſcher Wein „ſo ſüß wie 
möglich“ als Medizin verordnet, und von einem Mann wie Zenon 
nahm man an, daß er ſolchen auf Lager habe, während er im Ser ονõ, 
nicht vorrätig war (PSJ IV, 413). Zu den Luxuswaren gehörten 
auch die zum guten Teil importierten feinen Ole, die nicht unter 
das Monopol fielen, wie vor allem die Olivenöle, ſo auch das 
„eretriſche“ Ol, in dem intereſſanten Verzeichnis feiner Ole in 
Petr. II, 34 (b) s. | 
Man könnte vielleicht in der Zulaſſung dieſes Importes von 
Luxuswaren ein Argument gegen die Annahme einer merkantiliſtiſchen 
Handelspolitik ſehen. Aber alle Wahrſcheinlichkeit ſpricht dafür, daß 
dieſer ganze Luxusimport einem vielleicht recht bedeutenden Einfuhr⸗ 
zoll unterlag, ſo daß auch hierdurch viel Geld in die Königliche 


Kaſſe floß“. 


1 Die Weingewinnung ſtand unter ſtrenger königlicher Kontrolle, aber 
nicht weil ſie etwa vom König monopoliſiert geweſen wäre, wie manche an⸗ 
nehmen, ſondern weil ein Sechſtel des Ertrages als anouoe an die Göttin 
Arfinoe Philadelphos zu liefern war. Vgl. meine Grundzüge, S. 253. 

2 Vgl. oben S. 106 Anm. 1 über den laodikeniſchen Wein. 

s Honig aus Chalybon (bei Damaskus), das ſonſt durch feinen Wein be⸗ 
rühmt iſt, erwähnt PS J IV, 428, 88. N 

4 Strabo XVII, p. 798 ſpricht im Anſchluß an den Südoſthandel nur 
von dem für dieſen zu zahlenden Einfuhrzoll. Aber gewiß gilt das auch von 
der nördlichen Einfuhr. 
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Dieſe nördliche Einfuhr tritt jedoch weit zurück hinter der 
Ausfuhr nach dem Mittelmeer. Dieſe floß in Alexandrien im weſent⸗ 
lichen aus drei verſchiedenen Quellen zuſammen: 1. aus den von 
Südoſten kommenden Tranſitwaren, 2. aus den Fertigfabrikaten, 
die aus den vom Auslande eingeführten Rohſtoffen hergeſtellt waren, 
und 3. aus den aus den einheimiſchen Rohſtoffen gearbeiteten Fertig⸗ 


fabrikaten der ägyptiſchen und namentlich alexandriniſchen Induſtrie. 


Über die beiden erſten Gruppen iſt ſchon oben gehandelt worden 
(S. 104 f.). Die dritte Gruppe aber, für die der ägyptiſche Boden 
die reichſten Quellen bot, iſt die bedeutendſte von allen. Zu ihr 


gehören diejenigen Waren, auf denen der. Weltruf Agyptens als 


Induſtrieland in erſter Reihe beruhte, ſo, um nur die wichtigſten zu 
nennen, der Papyrus, der in ſteigendem Maße der geſamten übrigen 
Kulturwelt als Schreibmaterial diente, und der zugleich ein Welt⸗ 
monopol darſtellte, da kein anderes Land ihn fabrizieren konnte, 
ferner die berühmten alexandriniſchen Glaswaren und die ägyptiſchen 
Textilwaren !. Es iſt bezeichnend, daß Cicero pro Rabirio Postumo 
§ 40 gerade dieſe drei Waren als Frachten für Puteoli namhaft 


macht (chartis et linteis et vitro), womit wir zugleich ein wertvolles 


Zeugnis für den Ausgang der Ptolemäerzeit haben. 

Nimmt man nun zu dieſen induſtriellen Ausfuhren auch noch 
die Getreideausfuhr hinzu, ſo iſt die Annahme wohl kaum abzuweiſen, 
daß der Export der Lagiden den Import weit über⸗ 
ragt hat. 


Die Rückwirkungen auf das Mutterland und den Weſten 


Nach dieſem Überblick über die wirtſchaftliche Entwicklung der 
auf orientaliſchem Boden erwachſenen helleniſtiſchen Großmächte kehre 
ich zu unſerem Ausgangspunkt, zu dem Lebenswerk Alexanders, zurück, 
um zum Schluß wenigſtens mit einigen Strichen zu ſkizzieren, welche 
Wirkungen die Erſchließung des Orients auf die Wirtſchaft des 
Mutterlandes und des Weſtens gehabt hat?. 

So lange die neuen Handelszentren im Oſten noch nicht die 
Führung an ſich geriſſen hatten, mußte die Eröffnung ſo gewaltiger 
neuer Abſatz⸗ und Rohſtoffgebiete joa die Inkursſetzung der großen 


1 Alle drei vom König monopolifiert! 

2 Vgl. zum folgenden J. Beloch, Griech. Geſchichte III (1), 279 ff. 
Ed. Meyer, Kleine Schriften, S. 137 ff. O. Neurath, Antike Wirtſchafts⸗ 
geſchichte (Aus Natur und Geiſteswelt, Teubner, 258. Bändchen), 1909, S. 79 ff. 
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Edelmetallſchätze der Perſerkönige durch Alexander einen wirtſchaftlichen 
Aufſchwung im Mutterlande herbeiführen. So hat ſich auch Athen, 
wiewohl es durch die Niederlage bei Amorgos (322) die Seeherrſchaft 
verloren hatte, unter der Verwaltung des Demetrios von Phaleron 
(317-307) materiell in blühendem Zuſtand befunden. Daß die 
griechiſche Wirtſchaft ſich in einem Aufſchwung befand, zeigt die Tat⸗ 
ſache, daß ſelbſt das Einſtrömen der Perſerſchätze nicht zu einer 
dauernden Erhöhung der Preiſe und Löhne geführt hat, was auf 
ein ſtarkes Bedürfnis des wachſenden Verkehrs nach Umlaufsmitteln 
hinweiſt !“. Als dann aber jene helleniſtiſchen Reſidenzen — Alexan⸗ 
drien, Antiochien, Seleukeia am Tigris — ſich zu den führenden 
Handelszentren entwickelten, da vollzog ſich von ſelbſt eine völlige 
Neuorientierung, indem der Schwerpunkt des griechiſchen Handels 
ſich von Hellas, im beſonderen vom Piräus, nach dem Orient ver⸗ 
ſchob. Athen, das vorher nicht nur in der Idee, ſondern auch 
geographiſch den Mittelpunkt der griechiſchen Handelswelt gebildet 
hatte, lag nun außerhalb des Zentrums?. Es kam mehr und mehr 
dahin, daß die wirtſchaftliche Bedeutung der griechiſchen Städte ab⸗ 
hängig wurde von ihrer Lage und ihrem Verhältnis zu jenen Handels⸗ 
plätzen der Neuen Welt, ähnlich wie nach der Entdeckung Amerikas 
die der Neuen Welt zugekehrten Staaten, von Portugal bis nach 
England, die ehemals führenden Handelsmächte allmählich zurück⸗ 
drängten, und ſtatt Genua und Venedig nunmehr Liſſabon, Antwerpen 
und London hervortraten. So iſt denn, während Athen mehr zurück⸗ 
trat, Korinth zum wichtigſten Handelsplatz von Hellas geworden, 
weil es bei ſeiner einzig günſtigen Lage zwiſchen den beiden Meer⸗ 
buſen als Tranſitplatz zwiſchen dem Orient und Italien eine neue 
Bedeutung erhielt. Lokale Gründe führten zum Aufblühen der beiden 
neuen Gründungen Kaſſanders in Mazedonien, Kaſſandrea (des 
alten Potidäa) und Theſſalonike (des heutigen Saloniki), durch 
die Mazedonien, das ſeit langem zum Meere gedrängt hatte, endlich 
ſeine eigenen Seehäfen erhielt. Auf das Aufblühen der Griechen⸗ 
ſtädte an der kleinaſiatiſchen Küſte durch die Befreiung durch Alex⸗ 
ander und die Fürſorge der Diadochen wurde ſchon oben S. 57 
hingewieſen. Den größten Aufſchwung aber nahm Rhodos, das 
dank ſeiner unvergleichlichen Lage nunmehr zum Mittler zwiſchen 
der Alten und der Neuen Welt prädeſtiniert war. Lag es doch genau 


1 Vgl. Beloch, a. a. O. S. 318 ff. 
„Ebenda S. 286. 
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in dem Schnittpunkt, in dem die Handelsrouten von Antiochien nach 
dem Weſten und von Alexandrien nach dem Norden ſich kreuzten. 
Zur vollen Geltung kam dies erſt dadurch, daß damals, um dem 
geſteigerten Handelsverkehr gerecht zu werden, der Schiffsbau techniſch 
große Fortſchritte machte, und die Griechen endlich die ängſtlichen 
Küſtenfahrten aufgebend das Meer zu durchqueren wagten. So fuhr 
man bei günſtigem Winde jetzt in 4 Tagen direkt von Alexandrien 

nach Rhodos und von dort in 10 Tagen nach der Krim !. Auch 

wer von Alexandrien nach Athen oder Korinth fahren wollte, fuhr 
"über Rhodos, trotz der Ein⸗ und Ausfuhrzölle, die hier erhoben 
wurden. Die größten Einnahmen hatten die Rhodier nach den 
Worten des Diodor (XX, 81,4) von dem Handel mit Agypten“, 
wie denn „überhaupt die Stadt ſich nährte von dieſem Königreich“. 
In dieſer Kaufmannsrepublik mit ihrer ariſtokratiſch gefärbten Demo⸗ 
kratie, in der das Proletariat nichts zu ſagen hatte, ſondern die 
anſehnlichen Kaufmannsfamilien regierten, und in der neben den 
Handelsintereſſen auch Philoſophie und Beredſamkeit und Kunſt 
ihre Pflegeſtätte fanden“, findet das Hellenentum dieſer Zeit feine 
kräftigſte und geſündeſte Vertretung. Verflärt durch den Ruhm des 
ſiegreichen Widerſtands gegen die Belagerung des Demetrios Polior⸗ 
ketes (305/4) war Rhodos, geſtützt auf eine eigene Kriegsmarine, 
neben den Lagiden ein Kämpfer für die Freiheit des Meeres gegen 
die Piraten und wurde allmählich ein Beſchützer der kleineren Nach? 
barn. Es verſetzt uns in die Zeiten der Hanſe, wenn wir bei Poly⸗ N 


bios IV, 47 ff. leſen, daß Rhodos, als die Byzantier einen Sundzoll 
einführten (im J. 220), ihnen den Krieg erklärten und an der Spitze : 
der mitintereſſierten Handelsſtaaten die Aufhebung des Zolles er 
zwangen. Als einige Jahre vorher ein furchtbares Erdbeben die 
Stadt heimſuchte, das den Koloß zu Fall brachte, trat die Welt⸗ 
ſtellung dieſer Handelszentrale in den gewaltigen Schenkungen zu 
Tage, die aus der ganzen Welt, von Ptolemaios, Seleukos, Antigonos 
Doſon und den Griechenſtädten, aber auch von Hieron von Syrakus 
zuſammenfloſſen (Polyb. V, 88—90). So hat denn auch Rhodos 
die Führung des Neſiotenbundes (S. 60) aufgenommen, als ſie den 


1 Agatharchidas, c. 66. Vgl. Beloch, a. a. O. S. 306 f. j 
2 Abgeſehen von dem oben S. 109 erwähnten Weinhandel war es vor 
allem Tranſithandel. N 
8 Vgl. die Charakteriſtik von » Wilamowitz in Staat und Geſellſchaft, 
S. 182 f. 
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Lagiden entglitt!. Für den Umfang ihres Handels iſt wichtig die 
Angabe des Polybios 31, 7, 12, daß ſie vor Errichtung des Frei⸗ 
hafens von Delos jährlich 1 Mill. Drachmen an Zoll einnahmen. 
Vorausgeſetzt, daß ſie den beliebten 2 proz. Wertzoll erhoben, ergibt 
das einen Umſatz von 50 Mill. rhodiſchen Drachmen. 

Inzwiſchen war der Wohlſtand von Hellas mehr und mehr 
zurückgegangen. Es war eine verhängnisvolle Wirkung der neuen 
Großſtaaten-Konſtellation, daß Griechenland der Schauplatz der Macht⸗ 
kämpfe zwiſchen Agypten und Mazedonien wurde. Aber nicht nur 
dieſe Kriege haben Hellas geſchädigt und der Bevölkerung große 
Verluſte beigebracht, auch nicht nur die vom Partikularismus, dieſem 
Grundübel des griechiſchen Volkes, geſchürten und durch den wachſen⸗ 
den Gegenſatz von Reich und Arm geſteigerten inneren Kämpfe mit 
ihren wirtſchaftlichen und ſozialen Revolutionen (ſ. Sparta), ſondern 
vor allem die ſtarke Auswanderung in die Neue Welt. Je mehr 
dieſe ihre magnetiſche Anziehungskraft auf die Griechen, und nicht 
die ſchlechteſten Elemente unter ihnen, ausübte, die dort als Söldner 
in die Heere der gut zahlenden Diadochen eintraten oder als Handels⸗ 
leute oder Induſtrielle ſich in den neuen Kolonien jenſeits des Waſſers 
niederließen, deſto mehr machte ſich dieſer Abfluß der Bevölkerung 
in dem wirtſchaftlichen Leben des Mutterlandes geltend. Während 
vor Alexander, wie wir ſahen (S. 46), die Übervölkerung eine 
ſchwere Sorge geweſen war, trat jetzt nach dieſem großen Aderlaß 
allmählich ein Stocken in der Volksvermehrung ein. Seit dem Be⸗ 
ginn des 2. Jahrh. v. Chr.? erfolgte dann ſogar eine fühlbare Ab⸗ 
nahme, die bis in die Kaiſerzeit hinein fortbeſtanden hat, wiewohl 
die Auswanderung nachgelaſſen hatte. Darin tritt uns die un⸗ 
heilvolle Wirkung der Verſchiebung der allgemeinen Weltlage zu 
ungunſten Griechenlands deutlich entgegen. Ein Symptom des 
materiellen und ſittlichen Niedergangs führt uns die berühmte 
Schilderung des Polybios (37, 9) von dem Ein⸗ oder Zweikinder⸗ 
ſyſtem vor Augen. Er konſtatiert, daß zu ſeiner Zeit in ganz Griechen⸗ 
land Kinderloſigkeit und Menſchenmangel herrſche, weshalb die 
Städte verödeten und die Erträgniſſe zurückgingen, und dies wiewohl 
weder lange Kriege noch Seuchen geherrſcht hätten. Den Grund 
dafür ſieht er darin, daß die Menſchen aus Habgier und Geldgier 


1 Rund um 200 v. Chr. Vgl. Werner König, Der Bund der Neſioten. 
Diſſ. Halle 1910, S. 40 ff. a 

2 Vgl. J. Beloch, Die Bevölkerung der griechiſch⸗römiſchen Welt, 1886, 
S. 498 ff. Zu den Gründen vgl. S. 504 ff. 
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und Leichtſinn nicht heiraten wollen, und wenn ſie heiraten, die 
Kinder, die ihnen geboren werden, nicht aufziehen, höchſtens eines 
oder zwei, damit ſie ſie im (ungeteilten) Reichtum zurücklaſſen. Zu 
optimiſtiſch hofft er von der Geſetzgebung eine Beſſerung, ähnlich 
wie es Auguſtus ſpäter in ſeinen Ehegeſetzen verſucht hat. E 
Während Griechenland durch die Erſchließung des Orients von 
ſeiner führenden Stellung im wirtſchaftlichen Leben verdrängt wurde, 
haben die weſtlichen Handelsſtaaten ſehr ſchnell ſich die veränderte 
Weltlage zunutze zu machen und nach den neuen Handelsſtaaten des 
Oſtens ſich zu orientieren gewußt. Indem ſo die ganze Alte Welt immer 
mehr zu einem einheitlichen Wirtſchaftsgebiet zuſammenwuchs, reifte 


Alexanders Saat, und es entſtand eine Weltwirtſchaft, die die gane 


Oikumene umſchloß. Gefördert wurde dies namentlich durch die 
Lagiden, deren weitſchauende merkantiliſtiſche Handelspolitik ſie ſchon 
früh dazu führte, mit den großen Handelsſtaaten des Weſtens, mit 
Syrakus, Karthago und Rom — vielleicht auch mit Maſſalia (S. 80) — 
Beziehungen anzuknüpfen. Wie ſtark die Vorgänge im Oſten auf 
Sizilien wirkten, zeigt vielleicht am beſten die Nachricht, daß, als 
die Diadochen Alexanders den Königstitel annahmen, auch Agathokles 
von Syrakus nach ihrem Muſter dasſelbe tat, wenn er auch das 
Diadem verſchmähte und den Kranz trug“. Bald darauf gab ihm 
Ptolemaios I. ſeine Tochter Theoxena zur Gemahlin. Wichtiger iſt, 
daß Agathokles ſich in der Münzprägung (wenigſtens des Silber⸗ 
geldes) an die ptolemäiſche Währung anſchloß (S. 80). Das Vor⸗ 
bild der helleniſtiſchen Königreiche läßt ſich auch in der Boden⸗ 
verwaltung Hieros II. erkennen. Als die oben erwähnten Revenne 
Laws of Ptolemy Philalephus bekannt wurden, fiel es Roſtowzew 
und mir ſogleich auf, wie ſehr ſie der aus Ciceros Verrinen uns 
bekannten lex Hieronica, dem Pachtgeſetz für die decuma, das die 
Römer übernommen haben, ähnelten. Die Grundgedanken des Ge⸗ 

ſetzes wie auch zum Teil die Formulierung find in der Tat fo merk⸗ 
würdig übereinſtimmend, daß der Gedanke kaum abzulehnen iſt, daß 
hier ein helleniſtiſches Vorbild mitgewirkt hat?. Karthago, deſſen 
alte Handelsbeziehungen zu Agypten durch die zahlreichen Funde 
ägyptiſcher Arbeiten in karthagiſchen Gräbern erwieſen werden, pflegte 
nunmehr den Handel mit dem neuen Hafen von Alexandrien, wo⸗ 


1 Diod. XX, 54, 1. 


2 Vgl. hierzu jetzt Roſtow zew, Studien zur Geſchichte des römiſchen 
Kolonats, S. 233 ff. 
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durch der rein ägyptiſche Import zu gunſten des helleniſtiſchen all⸗ 
mählich zurückgedrängt wurde!. Daß mindeſtens ſeit Philadelphos 
„Freundſchaft“ zwiſchen Karthago und dem Lagidenreich beſtand, 
zeigt die oben S. 85 erwähnte Erzählung Appians von dem Anleihe⸗ 
geſuch der Karthager?. 

Von welthiſtoriſcher Bedeutung wurde es, daß Rom nach der 


Beſiegung des Pyrrhos und der Gewinnung der großen griechiſchen. 


Handelsſtädte Unteritaliens, nunmehr an der Spitze des geeinten 


Italiens (abgeſehen vom Poland) ſtehend, in den Kreis der großen 


Handelsmächte des Mittelmeergebietes eintrat. Es war wie eine 
offizielle Anerkennung dieſes Faktums, daß ſogleich danach Philadel⸗ 


phos „Freundſchaft“ mit der neuen Handelsmacht am Tiber ſchloß. 
Wie klar in Rom ſelbſt der Umſchwung empfunden wurde, zeigt viel⸗ 
Illeieicht am beſten die Tatſache, daß man wenige Jahre danach (268) 
von dem ungefügen Kupfergeld zur Silberprägung überging, damit 


Rom mit den anderen Mittelmeerſtaaten in Verkehr treten könne. 
Nach dem Muſter der Alexanderdrachme wurde der Denar geprägt, 


zunächſt mit einem kleinen Übergewicht, um ihm einen günſtigen Kurs 


zu fihern® Man kann die Präziſion nur bewundern, mit der die 
römiſche Regierung aus der neuen Situation die notwendige Konſe⸗ 


quenz gezogen hat. So wird denn nun der Kreis geſchloſſen. Einen 
lehrreichen Beitrag zu den Beziehungen der verſchiedenen Handels⸗ 


ſtaaten zueinander hat der Rumäne Pärvan in feiner Breslauer 
Diſſertation über „die Nationalität der Kaufleute im römiſchen 
Kaiſerreiche“ (1909) geliefert, in der er, auch zurückgreifend auf die 


helleniſtiſchen Jahrhunderte, die Ausbreitung und im beſonderen die 


Niederlaſſungen der Kaufleute der verſchiedenen Nationalitäten unter⸗ 
ſucht und zeigt, in welchen zeitlichen und örtlichen Grenzen die weſt⸗ 


lichen Kaufleute ſich im Oſten und die öſtlichen im Weſten betätigt 


haben. | R 
Mit dem Abſchluß der Eroberung Italiens war der alte Bauern⸗ 


ſtaat Rom, deſſen Intereſſen an den Grenzen Italiens aufhörten, 


zu Ende gegangen, und es begann nun, ſymptomatiſch eingeleitet 


durch jene Silberprägung, eine neue Zeit, in der die Intereſſen der 


1 Vgl. U. Kahrſtedt, Geſchichte der Karthager, 1913, S. 30. 
2 Die Hypotheſe von Kornemann (Klio XVI, 230 ff.), daß Ptolemaios I. 


| die Eroberung von Karthago („als Erbe der Pläne Alexanders“, ſ. oben S. 49 
Anm. 2) geplant habe, ſcheint mir unbegründet. Die Expedition des Ophelas 


hat doch nichts mit der Politik des Ptolemaios zu tun. 
3 Vgl. Beloch, a. a. O. S. 317. | 
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hauptſtädtiſchen Kapitaliſten mehr und mehr in die Politik beſtimmend 
eingriffen. So wurde der Kampf mit Karthago aufgenommen und 
nach ſeiner Niederringung im Hannibaliſchen Kriege iſt der Senat. 
dann, halb wider feinen Willen, durch die Macht der Verhältniſſe 
zur Weltpolitik gedrängt worden!, die ſchließlich zur Welteroberung 
geführt hat. Damit wurde auch Griechenland und der Orient den 
Erpreſſungen der römiſchen Kapitaliſten ausgeliefert, bis dann Cäſar 
und das Kaiſertum wenigſtens manche der Sünden der Republik 
wieder gut gemacht haben. Wo immer uns die Brutalität Roms 
am nackteſten entgegentritt, ſind es in der Regel die Intereſſen der 
kapitaliſtiſchen Kreiſe, die den Sieg davongetragen haben, ſo bei der 
Beſtrafung von Rhodos, deſſen Handelsblüte durch die Wegnahme 
der feſtländiſchen Beſitzungen, vor allem aber durch die Errichtung 
des Freihafens auf Delos geknickt wurde?, ſo auch bei der ſchamloſen 
Zerſtörung Korinths?. Es iſt kein Zufall, daß gerade gegen dieſe 
beiden Handelsplätze, die oben als die durch die neue Lage begünſtig⸗ 
ſten hervorgehoben wurden, der Neid und Haß der römiſchen Kauf⸗ 
leute ſich gerichtet hat. 

Mit der Errichtung der römiſchen Weltherrſchaft ſind die auf 
Alexander und ſeine Nachfolger zurückgehenden wirtſchaftlichen Ein⸗ 
richtungen nicht außer Kraft geſetzt worden, ſondern ſie ſind meiſt 
mit hinübergegangen in die römiſche Provinzialverwaltung. Aber 
auch über dieſe lokalen Nachwirkungen hinaus haben die neuen Ge⸗ 
danken, die durch Alexander in die Welt gekommen waren, wie ſie 
auf die Entwicklung des römiſchen Kaiſertums von großem Einfluß 
geweſen ſind, ſo auch im Wirtſchaftsleben noch ein langes Nachleben 
gehabt. | | 


! Diefe Auffaſſung hat ſchon Mommſen in feiner Römiſchen Geſchichte be⸗ 
gründet. Vgl. auch feine „Reden und Aufſätze“, S. 318 f. (don 1871). 

2 Dal. Polyb. 31, 7, 12. 

3 Vgl. Mommſen, Römiſche Geſchichte II, S. 50. 
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Viertes Kapitel 
Der Stromwechſel 1898— 1902 


Ae einen verhältnismäßig engen Raum beſchränkt, aber zugleich 
auch unberührt von den Grenzſtreitigkeiten auf dem Feſtlande, 
erhielt die engliſche Großmacht frühzeitig einen anderen Typus als 
die kontinentalen, und ein natürliches außenpolitiſches Syſtem. 


1 Siteratur: Die erſten näheren Mitteilungen — nach Chamberlains 
und Bülows Reden — über die Verhandlungen über ein deutſch⸗engliſches Bündnis 
erfolgten im „Berliner Tageblatt“ vom 8. Februar 1909 durch Th. Wolff; 
vgl. „Pall Mall Gazette“ vom 29. November 1911. Neues Material veröffent⸗ 
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Diefer Typus war, im Gegenſatz zu dem geopolitiſchen, der vor⸗ 
wiegend ökopolitiſche!; das Syſtem war jenes des europäiſchen 
Gleichgewichtes, das die Konkurrenz auf dem Weltmeer verhinderte 
und die Wege nach den anderen Weltteilen für den engliſchen 
Unternehmungsgeiſt nach Möglichkeit freihielt. Der Gegenſatz dieſes 
Syſtems war die „kontinentale Koalition“ mit eigenen Abſichten 
außerhalb Europas; ſie mußte eine Spitze gegen England annehmen 
und war deshalb in derſelben Weiſe der cauchemar für die eng⸗ 
liſchen Staatsmänner wie das ruſſiſch⸗franzöſiſche Bündnis für 
Bismarck. | | 


Zu dieſen in der eigenften Struktur der engliſchen Großmacht N 


begründeten Vorausſetzungen kommen um 1870 direkte Gegenſätze 


zu Rußland und Frankreich. Die Reibung mit Rußland erſtreckte 


ſich über den geſamten Ländergürtel von der Türkei bis nach In⸗ 
dien; die Reibung mit Frankreich entſtand automatiſch als Folge von 


Frankreichs Vormachtſtellung auf dem Feſtlande in den 60 er Jahren 


und verſchärfte ſich nach der Vollendung des Suezkanals, der England 

ernſte Beſorgniſſe um ſeine Verbindung nach Indien verurſachte. 
Daher konnte Bismarck ſein Deutſches Reich unter wohl⸗ 

wollender Haltung Englands und mit deſſen moraliſcher Unter⸗ 


ſtützung aufbauen: Deutſchland, noch ohne allen Ehrgeiz außerhalb 


Europas, war für England eine Garantie für das Fortbeſtehen der 


Spannung auf dem Feſtlande. Dies Verhältnis zu England dürfte 


lichte der japaniſche Geſandte Hayashi, Secret memoirs, 1915 (nach dem 


erſten Bande aus politiſchen Gründen abgebrochen); ferner der Chef des Preſſe⸗ 
bureaus im deutſchen Auswärtigen Amt Hammann, Der neue Kurs und 


Zur Vorgeſchichte des Weltkrieges, 1918; der deutſche Legationsrat v. Eckard⸗ 


ſtein, Diplomatiſche Enthüllungen zum Urſprung des Weltkrieges, 1918, Lebens⸗ 
erinnerungen und Denkwürdigkeiten, I und II, 1919, vgl. endlich auch die Briefe 
Wilhelms II. an den Zaren 1894 — 1914, herausgegeben 1920. Siehe ferner 


Rieß, Deutſchland und Japan, Preußiſche Jahrbücher Mai 1917, und Roloff, 


Die Verhandlungen über ein deutſch⸗engliſches Bündnis 1898 — 1901, ebenda 
September 1919. Eine offizielle Verteidigung der deutſchen Politik gibt Bülow 


elbſt in Deutſche Politik 1914 (2. Aufl. 1916); beachte die ſcharfe Kritik ven 


Joh. Haller in Süddeutſche Monatshefte, Januar 1917, S. 403-428, und 


Paul Harms, Vom Urſprung des Krieges, Sonderabdruck aus den „Leipziger 


Neueſten Nachrichten“, Januar bis Februar 1919, ſo auch Rohrbach, Deutſch⸗ 


land unter den Weltvölkern, 1920. Die engliſchen Archive werden immer noch 


verſchloſſen gehalten; eine kurze Darſtellung der engliſchen Anſchauungen gibt 


Edward Cook im Anfang feiner Schrift „How England strove for peace“! 


(A Record of Anglo-German negociations 1898—1914), erſchienen 1914. 
Martin Spahn, Die Großmächte, 1918, S. 111 f., 122—129. 
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ſchon 1875 und 1878 den Gedanken an ein wirkliches Bündnis 
wachgerufen haben!. Es wurde noch intimer durch das Bündnis 
(1879) zwiſchen Deutſchland und dem traditionellen Gegner Ruß⸗ 
lands, Oſterreich⸗Ungarn, und das Bündnis beider Staaten (1882) 
mit dem traditionellen Freunde Englands, Italien: Italien erſcheint 
geradezu wie eine Brücke vom Dreibund zu England. In dieſer 
Lage und mit Unterſtützung Bismarcks fand England die Kraft des 
Entſchluſſes zu ſeiner ägyptiſchen Aktion von 1882, durch welche 
die Reibung mit Frankreich akut wurde. 
ö Derart waren die Vorausſetzungen der von Lemonon Jo 
genannten „amitié anglo - triplicienne“?, dem Gegenſtück der 
„inimitié anglo-frangaise et anglo- russe“. Leémonon rechnet 
dieſe Periode bis zum Jahre 1901. Bis zum Ende des Jahr⸗ 
hunderts galten auch die unverſöhnlichen Gegenſätze Englands mit 
Rußland und mit Frankreich als ebenſo feſte Punkte in der Diplomatie 
wie der deutſch⸗franzöſiſche und der öſterreichiſch⸗ruſſiſche Gegenſatz. 
Seit Mitte der 80er Jahre ziehen indes auch am deutſch⸗ 
engliſchen Horizont Wolken auf, und zwar damals, als Deutſchland 
in die Reihe der Kolonialmächte eintrat und gleichzeitig England die 
Augen über die deutſche Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt auf⸗ 
gingen“. Die Annäherung zwiſchen Deutſchland und Frankreich läßt 
jetzt ferner einen Augenblick lang für die engliſchen Staatsmänner das 
Geſpenſt der kontinentalen Koalition auftauchen. Jedoch dieſe Gefahr 
verſchwindet im ſelben Maße, wie die große Politik ſich wieder auf 
Europa konzentriert. Die Kriſe von 1887 bringt Deutſchland wieder 
in das Fahrwaſſer Englands, und in dem Mittelmeer⸗ und Orient⸗ 
abkommen dieſes Jahres nimmt England pofitiv zur Seite der 
deutſchen Verbündeten Stellung. Noch am 26. Januar 1889 


1 über Lothar Buchers Miſſion nach England 1875 ſiehe den Brief des 
Grafen Münſter vom 14. April 1898 bei Eckardſtein I, S. 296, 308, vgl. 
St. 323. Über die Verhandlungen zwiſchen Bismarck und Beaconsſield auf dem 
Berliner Kongreß 1878 ſiehe zuletzt Rachfahl, a. a. O. S. 32 f.; Rachfahl 
meint, daß der Miniſterwechſel in England (1880) damals das Zuſtandekommen 
des Bündniſſes hinderte. — Indeſſen iſt es doch fraglich, ob Bismarck in der 
Tat ernſtlich gewillt war, ſich mit einem Staat zu engagieren, auf deſſen außen⸗ 
politiſche Orientierung die Schwankungen im heimiſchen Parteileben einen jo er⸗ 
heblichen Einfluß ausübten. Daß die aufgegebenen Bündnispläne von 1887 auf 
Mißverſtändnis beruhen, iſt oben nachgewieſen (vgl. auch weiter unten im Text). 

2 Vgl. bei Albin den „flirt anglo-triplicien“ 1891, a. a. O. S. 312. 

3 Fünf Blaubücher über „depression of trade“: C. 4621, 4715 (J u. II), 
4797 und 4893. 


. 
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ſpricht Bismarck im Reichstag von England als „dem alten und 
traditionellen Bundesgenoſſen, mit dem wir keine ſtreitigen Intereſſen 
haben“. Bei allen Verwicklungen hat er in dieſer Beziehung keine 
Sorge; das Verhältnis zu England iſt in ſeinem Syſtem niemals 
ein Hauptfaktor geweſen, und er hat es, ſoweit wir wiſſen, nicht 
einmal als Problem in ſein politiſches Teſtament aufgenommen. 
Der Abgang Bismarcks ließ das Verhältnis noch intimer als 
jemals werden, gleichzeitig aber verſchob ſich damit der Schwerpunkt 
nach England. Der „neue Kurs“ bedeutet eine planmäßige Rückkehr 
Deutſchlands auf den europäiſchen Schauplatz, die durch den Tauſch 


Helgoland⸗Zanzibar im Juli 1890 gekennzeichnet wird. Als die 


Rückenfreiheit gegenüber Rußland ſodann fortfiel und Rußland 
Frankreichs Hand ergriff, minderte ſich Deutſchlands Bewegungs⸗ 
freiheit im Verhältnis zu England entſchieden !. England ſeiner⸗ 
ſeits fand jetzt das Gleichgewicht in Europa in beſter Ordnung und 
hatte daher geringeren Anlaß als vordem, ſich nach irgendeiner 
Seite feſt zu engagieren. Der Empfang des von Kronſtadt heim⸗ 
kehrenden franzöſiſchen Geſchwaders in Portsmouth im Jahre 1891 
(ſiehe Heft 1, S. 60 u. f.) iſt eine weit hinaus deutende Mahnung; 
aber die Intereſſen Englands liegen noch immer entſchieden auf 
Seiten des Dreibundes, und ſo nimmt es bei deſſen Erneuerung im 
ſelben Jahre immer noch eine ſympathiſche Haltung ein. 

Der Amtsantritt des dritten Reichskanzlers im Jahre 1894 
eröffnet indeſſen eine neue Periode, mit neuen Wolken am Himmel. 
Die Lage von zehn Jahren vorher kehrt wieder; Deutſchlands kolo⸗ 
niale Intereſſen erwachen von neuem, womit ſich die Möglichkeit 
eröffnet, ſowohl mit Frankreich (in Afrika 1894) als auch mit Ruß⸗ 
land (in Oſtaſien 1895) zuſammenzugehen; die kontinentale Allianz 
taucht wieder am Horizont auf. Damit weicht die Ruhe von 
Downing Street, und eine Periode ſtarker Aktivität beginnt. 

Bis dahin hatte England, im Gefühl ſeiner Unverwundbarkeit, 
in ſeiner „splendid isolation“ verharrt. Diesmal erſchien die 
Gefahr ſo groß, daß man zu großen Konzeſſionen bereit war. Das 
erſte Angebot richtete ſich an Deutſchland, im Auguſt 1895, und 
ging auf eine Teilung der Türkei. Das zweite wurde Rußland im 


November 1896 gemacht und ſtellte nichts Geringeres dar als eine 


— 


1 Es dürfte alſo ebenſo übertrieben ſein, mit Hammann (, 56) die Neu⸗ 


orientierung gegenüber England eine „Legende“ zu nennen wie ſie mit Has⸗ 


hagen (S. 80) als ein „Vaſallenverhältnis“ zu bezeichnen. 
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radikale Frontänderung in der orientaliſchen Frage: Konſtantinopel 
für Rußland gegen eigene Sicherung in Agypten !. Man ſieht, 
daß der „Orientdreibund“ (ſiehe Heft I, S. 41) nicht länger 
feſtſteht. Dieſe Sondierungen führen zu einem negativen Er⸗ 
gebnis: Deutſchland iſt gerade dabei, ein großes Spiel mit der 
Türkei als Freund zu unternehmen, Rußland ſitzt mit ſeinen ſtärk⸗ 
ſten Karten in Oſtaſien feſt; keine der beiden Mächte iſt geneigt, 
auf den erſten Wink Englands ihre außenpolitiſche Orientierung 
radikal zu ändern. Währenddeſſen nehmen Englands Beſorgniſſe in 
mancherlei Hinſicht zu. Im fernſten Oſten bedroht Rußland Eng⸗ 
lands Markt in China, im fernen Süden hat es den Anſchein, als 
ob ſich Deutſche und Buren die Hände reichen wollten, um die Ent⸗ 
wicklung der Kapkolonie abzuſchnüren, dazu droht Frankreich, die 
engliſche Herrſchaft in Agypten von Süden her zu unterminieren; 
der Burenkrieg und Faſchoda werfen ihre Schatten voraus. Gleich⸗ 
zeitig muß man im Gegenſatz zu Deutſchland, eine ſtändige „de- 
pression of trade“, auf Grund von deſſen überlegenen Methoden 
feftftelen®. Im Jahre 1897 erobert außerdem die deutſche See⸗ 
ſchiffahrt den Schnelligkeitsrekord über den Atlantik und eine deutſche 
Kriegsflotte von anſehnlichem Umfange wird geplant. 

Da ſtieg der Haß in den Herzen der Briten auf, derſelbe Haß, 
der ſie 100 Jahre früher gegen Frankreich durchglüht hatte: der 
geſunde Haß eines ſtarken Lebeweſens gegen jedermann, der 
ſein Leben und Wachſen bedroht; hier gewürzt mit etwas von dem 
Hochmut eines habsburgiſchen Kaiſers gegenüber dem Zaunkönig 
Guſtav Adolf ?. Dieſer britiſche Haß gegen Deutſchland erhielt 


1 H. Oncken in „Deutſchland und der Weltkrieg“, S. 538; vgl. Mittel⸗ 
europa, S. 66 und 67 Anm., ferner Hammann II, S. 71. Über die drama⸗ 
tiſche Begegnung in Cowes am 8. Auguſt 1895 zwiſchen Wilhelm II. und 
Salisbury ſiehe Eckardſtein I, S. 210 ff.; freilich muß dieſe Quelle hier wie 
auch ſonſt mit Vorſicht benutzt werden. N 

2 Blaubuch C. 8449 (Trade of the British Empire and foreign com- 
petition), vervollſtändigt 1899 durch C. 9078 (Opinions of H. M. diplomatic 
and consular officers on british trade). 

s „Der letzte und ſtärkſte Beweggrund der Feindſchaft — — war der verletzte 
Herrenſtolz“, Haller, a. a. O. S. 427. Bismarck hat auch in dieſer Beziehung 
klar geſehen. Im Reichstag am 10. Mai 1885 ſprach er von der mit Verachtung 
gemiſchten Verwunderung des engliſchen Volkes darüber, daß ſeine „Landratte 
von Vetter“ zur See gehen wolle. 1893 äußert er zu Sybel, „es hält uns noch 
nicht für ebenbürtig“, und 1888 zu M. Buſch, „wir find ihnen eine untergeordnete 
Raſſe, beſtimmt, ihnen zu dienen“ (Tagebuchblätter III, 229). Belege von der 
anderen Seite geben zum Beiſpiel die Karikatur in der „Review of Reviews“ 


A 
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| ſeine klaſſiſche Begründung und Formulierung in dem berühmten 


Artikel der „Saturday Review“ vom 11. September 1897 mit dem 
Kampfruf „Carthago est delenda“. Von der anderen Seite 
prüfte Bismarck die Situation mit dem unverdunkelten Röntgenlicht 
ſeiner letzten Blicke und kam, wie bekannt, zu demſelben Ergebnis: 
der Handelsneid iſt das ganze Übel, es gibt dagegen kein anderes 
Mittel, als der deutſchen Induſtrie Daumſchrauben anzulegen. 

Wir ſtehen hier an einem entſcheidenden Wendepunkt in der 
Geſchichte Englands und der Welt. Es iſt jedoch überaus bezeichnend 
für den Realismus der engliſchen Staatskunſt, daß ſie zuerſt ver⸗ 
ſuchte, „den Stier bei den Hörnern zu packen“, nämlich die deutſche 
Konkurrenz durch ein wirkliches Bündnis zu ‚neutralifieren. Der 
Anſatz von 1895 wird daher wiederholt — nachdem der Anſatz von 
1896 gezeigt hatte, daß die andere Linie, der Weg zu Rußland, 
noch nicht gangbar war —, und diesmal mit einer Hartnäckigkeit, 
die im Verein mit dem Zuſammenhang der Lage ſelbſt jeden Zweifel 
an der Ernſtlichkeit der Abſicht ausſchließt!. Erſt nachdem dieſe 
Aktion endgültig geſcheitert war, erfolgte der Stromwechſel. 

N f 


Die engliſche Annäherung an Deutſchland nimmt nahezu vier 
volle Jahre (1898—1901) ein, und fie umfaßte, wie ſich jetzt zeigt, 
drei verſchiedene Bündnisvorſchläge, deren jedem en Spezial⸗ 
abkommen vorausging oder nachfolgte. u 


1896 (Deutſchland als flügelſchlagendes Adlerjunges vor einer Gruppe öwen, die 
die Namen South Africa, Australia, Canada und Great Britain tragen) ſowie 
die Diagnoſe von Charles Dilke (Greater Britain, 1890, II, 582): Deutſchland 
wie Frankreich „seem likely to be pygmies when standing by the side of 
the British, the Americans or the Russians of the future.“ Vgl. Begbief 
S. 256. In ſeinem Roman „Rodney Stone“ 1896 lenkt Conan Doyle die 
Aufmerkſamkeit auf den Haß gegen die Franzoſen, von dem zur Zeit Napoleons 
alle Geſellſchaftsklaſſen in England durchdrungen waren, und findet den Grund 
dafür in der Furcht. Die belgiſchen Beobachter haben den Grund jetzt ebenſo 
klar erkannt: „jalousie“ und „cräinte*, fo Lalaing in London am 7. Februar 
und Greindl in Berlin am 18. Februar 1905 (Belg. Akten Nr. 1 und 2). f 
ı Wenn Oncken (Mitteleuropa, S. 73 f., vgl. Harms, S. 7) die eng⸗ 
liſche Annäherung bezeichnet als eine von dieſen „Sondierungen, die eine Macht 
bei einer anderen vornimmt, bevor ſie ihren Entſchluß, in das Lager einer 
dritten überzugehen, endgültig faßt“, ſo fehlt ihm die Kenntnis der ſpäteren 
Veröffentlichungen, welche das Problem in helleres Licht rücken. Bülows 
eigenes Wort (Deutſche Politik, S. 88), daß Chamberlain „ohne Rückendeckung 
durch den Premierminiſter“ gekommen ſei, iſt ſchon von Friedjung (S. 322 f.) 
als formaliſtiſches Advokatenſtückchen nachgewieſen worden; vgl. Haller, S. 408. 
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| Der erſte Verſuch ſcheint weſentlich dem Monat März 1898 
anzugehören. Er kam darin zum Ausdruck, daß ſich Chamber⸗ 
lain und Salisbury direkt an den deutſchen Botſchafter Hatzfeldt 
wandten; dahinter liegt eine freiwillig abgegebene Zuſicherung der 
engliſchen Regierung, von dem neuerworbenen Wei⸗hai⸗wei aus 
Deutſchlands Eiſenbahnpläne in Schantung nicht ſtören zu wollen. 
Der ſchwache Punkt war der, daß auf engliſcher Seite nur die 
Rechte engagiert war, ſo daß keine Sicherheit dafür beſtand, daß 
das Bündnis einen parlamentariſchen Syſtemwechſel überſtehen 
würde?. Jedoch zeigte ſich die Verbeſſerung der Atmoſphäre nicht 
bloß in den offiziellen Reden der engliſchen Staatsmänner innerhalb 


unnd außerhalb des Parlamentes, ſondern vor allem in der poſi⸗ 


tiven Entente vom Oktober 1898, die für England und Deutſchland 


= getrennte Intereſſenſphären in der portugieſiſchen Kolonialerbſchaft 


in Afrika abſteckte. Ohne Zweifel konnte hier eine Plattform für 
eine allgemeine Entente entſtehen, in derſelben Weiſe, wie dies ſpäter 
bei Marokko für England und Frankreich und bei Perſien für Eng⸗ 
land und Rußland der Fall war. 

Daraus wurde diesmal nichts; England ſelbſt verſperrte dieſe 
Ausſicht, indem es ein Jahr ſpäter einen geheimen Garantievertrag 
(„Windſorvertrag“) mit Portugal ſchloß. Der „Angolavertrag“ 
mit Deutſchland wurde ſo nur zu einem argliſtigen und gelungenen 
Manöver, um die Hände Deutſchlands im Burenkriege zu binden. 
Aber wenn auch die Transaktion vor der Nachwelt ein eigenartiges 


1 Hammann I, S. 193 Anm.; Ende Februar bis Anfang April, 
Eckardſtein I. S. 292 f.; „ungefähr zur Zeit von Wei⸗hai⸗weis Übergang in 


engliſche Hände“, Hammann II, S. 70, womit ſich der Zeitpunkt weiter in den 


Sommer verſchieben würde. Siehe jetzt die Briefe Kaiſer Wilhelms vom 30. Mai 

und 18. Auguſt 1898 (Nr. XV und XVI): drei Angebote, um Oſtern, nach 
Oſtern und im Mai, dann noch weitere; ſchon jetzt ſoll von den Vereinigten 
Staaten und Japan als Teilnehmern die Rede geweſen ſein. Die 1 
Rundſchreiben legen der Sache kein beſonderes Gewicht bei, ſiehe 1 Nr. 6 
(18. Juni 1898). 

2 Balfours Andeutungen ſtießen im Unterhauſe auf heftige Oppoſition, 
und die „Saturday Review“ raſte. — Daß die engliſche Linke eher gegen Deutſch⸗ 
land reagierte als die Rechte, iſt natürlich, denn Deutſchland drohte noch nicht 
die macht⸗ und geopolitiſchen Kreiſe der letzteren zu ſtören, wohl aber die öko⸗ 
politiſchen Kreiſe der erſteren. 

s „Eine leere Attrappe“, Hammann II, S. 73, ein „Schattenſpiel“, 
Friedjung, S. 241, eines von den „gelungenſten Kunſtſtücken der engliſchen 
Diplomatie“, derſ. S. 240. Nur e II, S. 205 ff., 210, findet alles 
ganz in der Ordnung. 
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Licht auf den „ehrlichen Gedankenaustauſch“ fallen läßt, den 
Chamberlain in Wakefield (8. Dezember 1898) öffentlich an⸗ 
gekündigt hatte, fo war fie doch damals kein Hindernis für ein 
Fortſchreiten auf dem Wege London⸗Berlin. Der November 1899 
brachte ein neues Sonderabkommen, den Samoavertrag, und dies⸗ 
mal kam das generelle Angebot hinterher: in Leiceſter (29. No⸗ 
vember 1899) fand Chamberlain abermals die Gelegenheit zu einem 
diplomatiſchen Schritt, indem er den Nutzen eines Bündniſſes mit 
Deutſchland und die Bereitſchaft dazu proklamierte. 

Dieſer zweite Verſuch unterſcheidet ſich von dem erſten in zwei 
weſentlichen Punkten: jetzt ſucht man die geographiſche Plattform in 
Marokko !, und jetzt denkt man feſt an die Vereinigten Staaten als 
„Dritten im Bunde“. Diesmal war bei der Oppoſition in England 
geringere Abneigung zu ſpüren. Indeſſen verhielt ſich Amerika 
ganz zurückhaltend, und der bekannte Zwiſchenfall in Südafrika 
beim Jahreswechſel (das Aufbringen deutſcher Schiffe auf grund⸗ 
loſen Verdacht hin) veranlaßte den Reichskanzler Bülow zu einer 
ziemlich ſcharfen Abweiſung von der Tribüne des Reichstags aus 
(19. Januar 1900). 

Und jetzt benutzt der andere“ Hauptſpieler die Gelegenheit, um 
im trüben Waſſer zu fiſchen. Im Februar 1900 überreichte der 
ruſſiſche Vertreter in Berlin eine Note mit Vorſchlägen zu einer ge⸗ 
meinſamen diplomatiſchen Aktion gegen England; Frankreich war 
mit von der Partie — ſofern nicht die Initiative überhaupt von 
dort ausging? —, es hing alſo völlig von Deutſchland ab, England 
jetzt „in den Staub niederzuzwingen“, wie ſich Kaiſer Wilhelm 
äußerte, als er in dem bekannten Interview des „Daily Telegraph“ 


von 1908 die Angelegenheit das erſte Mal vor aller Welt bekannt 


gab. Es iſt die welthiſtoriſche Alternative, das Kontinent gegen 
England, welche feſte Form anzunehmen droht. Aber in Deutſch⸗ 
land fürchtete man nicht ohne Grund, in dem Vorſchlag eine Falle 
des Nachbarn, der Deutſchland, nachdem der Bruch mit England 


— — 
— — 


1 Mitgeteilt von Kiderlen⸗ Waechter im deutſchen Reichstag am 17. No⸗ 
vember 1911; jedoch kam es nicht zu förmlichen Berhandlungen. Nach der 
„Pall Mall Gazette“ vom 29. November 1911 ſoll Bülow hier die Initiative 
ergriffen haben; ſiehe weiter Lemonon, S. 170-173, Hammann II, S. 86, 
Friedjung, S. 313 f. 

2 Der Aktion Rußlands ging Delcaſſes Beſuch in Petersburg voraus 
(Belg. Rundſchr. I, S. 5 ff.). Siehe hierüber ferner Hammann II, S. 89 ff. 
und Friedjung, S. 315 f. N 
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erſt einmal unheilbar geworden wäre!, hätte im Stich laſſen können, 
und ſo ging die drohende Wolke an England vorüber. 

So kam während des Jahres die dritte ſpezielle Entente zwiſchen 
England und Deutſchland zuſtande, diesmal über die chineſiſchen 
Angelegenheiten. Wir übergehen die bekannten traurigen Folgen 
dieſes ſogenannten Jangtſeabkommens vom Oktober 1900; ſie hinderten 
die engliſche Regierung nicht, den Bündnisplan zum dritten Male 
hervorzuholen, im Januar 1901, und diesmal mit der Energie 
desjenigen, der endlich einen klaren Beſcheid haben will. Bei ſeinem 
Beſuch in London anläßlich des Begräbniſſes der alten Königin er⸗ 
hielt Kaiſer Wilhelm ſelbſt den Eindruck, daß es nicht länger rätlich 
ſei zu lavieren (Roloff), und bei den wieder aufgenommenen Ver⸗ 
handlungen ſagte Chamberlain gerade heraus, daß der Weg Englands 
zu Frankreich und Rußland führen müſſe, falls das Geſchäft mit 
Deutſchland auch diesmal nicht zuſtandekomme. Die Verhandlungen 
dürften die Zeit von Mitte März bis Ende Mai eingenommen 
haben?. Von deutſcher Seite wurde jetzt auch ein richtiger Gegen⸗ 
vorſchlag vorgebracht, die ſogenannte „Fünfergruppe“, d. h. der 
ganze Dreibund und außerdem Japan . Der Bündnisgedanke war 
ſo zu größerem Ausmaße als jemals geſteigert. Aber gerade an 
dieſer Ausdehnung ſollte er endgültig ſcheitern. Die Konjunktur 
der „orientaliſchen Tripelallianz“ war vorbei; England wollte ſich 
nicht länger mit Oſterreich⸗Ungarns Angelegenheiten im nahen 
Orient belaſten, es wollte ſich vielmehr den Weg zu Rußland frei 

halten. Der Verlauf der Dinge in Südafrika hatte ferner Englands 
Stellung erheblich ſtärker werden laſſen, als ſie es zu Beginn der 
Periode im Jahre 1898 war. Von Juni an ſcheint man den Ge⸗ 
danken eines Bündniſſes mit Deutſchland zu den Akten gelegt zu 
haben. Noch im Auguſt ſtand das Angebot zu einem Sonder⸗ 
abkommen über Marokko offen, als ein Reſt des Gedankens einer 


1 Belg. Rundſchreiben vom 8. Dezember 1900 (I, Nr. 28); dieſer Gedanke 
liegt Bülows Rede vom 10. Dezember 1900 zugrunde (Friedjung, S. 316). 

2 Eckardſtein II, S. 272, ſiehe ferner S. 285 ff., 300, 357 f., ſowie die 
Urkunden S. 302—356. Eine Hauptquelle iſt hier Hayaſhi, der bezeugt, daß 
Deutſchland die Initiative ergriff, um Japan einzuladen; vgl. unten S. 127 Anm. 2 
und Jagow, Urſachen und Ausbruch des Weltkrieges (1919), S. 34 f. ſowie 
Bülows Rede vom 3. März 1902. | 

3 Ein hierher gehöriges Aktenſtück, vermutlich als eine Inſtruktion (des 
Baron Holſtein) für den dienſttuenden deutſchen Geſandten (Eckardſtein) anzuſehen, 
fol im „Daily Telegraph“ vom 13. Mai 1912 veröffentlicht fein; ſiehe jetzt 
Hammann U, S. 130 f. n 
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generellen Entente, und zu Weihnachten bot Lord 8 ans downe imme 
noch die Hand zu einer Einigung über verſchiedene Fragen, während 
er konſtatierte, daß jetzt die Volksſtimmung einer polttiſchen der 


Chamberlain hatte ſchon im Oktober die herabſetzende Sußerung 
über die deutſche Armee im Jahre 1870 getan, auf die ein Sturm 
der Entrüſtung in der deutſchen Preſſe und die bekannte Antwort 
des Kanzlers im Reichstag vom 8. Januar 1902 folgten. Pu 

Mit dieſem ſchneidenden Mißklang fand alſo der Verſuch ſein 
Ende, durch die Kunſt der Diplomatie die ſchlimme Saat der 
Feindſchaft auszujäten, der Feindſchaft zwiſchen den beiden großen 
Kulturmächten von germaniſchem Stamm oder Kern, die bis dahin 
in allen großen Kriſen der Menſchheit Seite an Seite geſtanden 
hatten 1. Während dieſer verhängnisvollen Monate machte Rußland 
noch einen zweiten Anſatz zur Durchführung des Kontinentalprogramms, 
im Oktober 1901, aber ohne Energie und ohne Ergebnis. Deutſch⸗ 
land blieb ſeinem Programm der Neutralität während der ganzen 
Zeit, in der England in der Klemme ſaß, treu. Und ſo verſchwanden 
beide Möglichkeiten unter dem Horizont. 2 

Aber jetzt war auch Englands Entſchluß gefaßt. Als man den 
Draht nach Berlin fallen ließ, hielt man den Draht nach Tokio, auf 
den man zuerſt von Berlin hingewieſen war, feſt. Seit dem Juli 1901 
verhandelte man auf dieſer Linie; die Frage Hayaſhis nach dem dritten 
Mann wurde (im Herbſt) von Lansdowne dahin beantwortet, daß 
man erſt zu zweien im reinen ſein wolles. Auch Japan ſtand am 
Scheidewege: Itos „Privatmiſſion“ nach Petersburg im November 
bezeichnet Japans politiſche Alternative (direkte Verſöhnung mit Ruß⸗ 
land durch Abtauſch zwiſchen Korea und der Mandſchurei). Als dieſe 
zweite Alternative ſich als ausſichtslos erwies, waren auch auf ſeiten 
Japans die Bedenken überwunden. Die engliſch-deutſche Annäherung 
zeitigte als Ergebnis das engliſch-japaniſche Bündnis vom 
30. Januar 1902. Zwei Tage vorher wurde es dem deutſchen 
Botſchafter in Tokio zur Kenntnisnahme mitgeteilt; von irgend⸗ 


Marcks, Deutſchland und England in den großen europäiſchen Kriſen, 
1900 (Männer und Zeiten). e 

2 Nach Rieß (a. a. O. S. 222), Haller (S. 409) und Eckardſtein 
(l, S. 379) beruhte die Hinausmanövrierung Deutſchlands auf dem direkten 
Eingreifen des Königs Eduard; der Däne Lindbaek, Forspillet tl 
Verdenskrigen, 1917 (S. 97) gibt, was weniger wahrſcheinlich iſt, an, daß der 
König im Gegenteil der Gegner eines Bündniſſes allein mit Japan war. 
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einem Angebot an Deutſchland zum Beitritt war nicht mehr 


die Rede. 


Dias engliſch⸗japaniſche Bündnis beſchränkt ſich ſeinem Text 
nach auf China und Korea und verpflichtet, nach dem Vorbild des 
Dreibundes, zur Waffenhilfe bei einem Angriffe ſeitens mehr als 
einer Macht. Zunächſt ſtellt es alſo nur einen lokalen Block gegen 
Rußland dar; und dieſe Bedeutung des Bündniſſes wurde durch 
Rußlands Gegenzug unterſtrichen, nämlich die — freilich platoniſche — 
„Ausdehnung des Zweibundes“ auf Oſtaſien im März 19021. 
Mittelbar erſtreckt ſich aber die Bedeutung des Bündniſſes von 1902 
auf die geſamte Weltpolitik, und zwar infolge der diplomatiſchen 
Schwächung Rußlands, das Deutſchlands Rückenſchutz gegen Eng⸗ 
land darſtellte. Es iſt in dieſer Hinſicht bezeichnend, daß das Bündnis 
gerade aus einem deutſch⸗engliſchen und einem ruſſiſch⸗japaniſchen 
Bündnisverſuch hervorging. Es umſchließt das europäiſche Staaten⸗ 
ſyſtem in einem weiteren Zirkel. Es iſt die erſte weite Maſche des 
Netzes, das auf diplomatiſchem Wege Deutſchland einſchnüren ſollte?. 
Damit tritt es als Zeichen des vollzogenen Stromwechſels hervor: 
„auf dieſen erſten japaniſchen folgt ein zweiter franzöſiſcher und ein 
dritter ruſſiſcher Vertrag“ (Hashagen). 

Fiür Deutſchland bedeutete das, daß die Gelegenheit zu einem 
politiſchen Zuſammengehen mit England verſpielt und vorbei war. 
Bei der großen Wahl von 1901 hatte ſich Bülow von England, ſo 
wie Caprivi 1891 von Rußland, getrennt?. Wir kennen den Grund 
aus den eigenen Memoiren des vierten Reichskanzlers: auf der einen 
Seite die Placierung an dem „längeren Arm des Hebels“, mit der 
daraus folgenden Abhängigkeit von dem Bundesgenoſſen (eine „Junior⸗ 
Partnerſchaft“, Rohrbach) — alſo völlig dasſelbe Argument gegenüber 
dem Weſten wie gegenüber dem Oſten (Heft 1, S. 12) —, auf der 


1 Staatsarchiv, Band 69, Nr. 13.066. 

2 In dieſem Zuſammenhang wirkt es ſeltſam, daß Eckardſtein ſelbſt noch 
1919 mit Befriedigung vermerkt, wie er in England als „eigentlicher Urheber 
unſeres Bündniſſes mit Japan“ gefeiert wurde, ſiehe II, S. 414, 398. 

s Im Licht der ſpäteren Entwicklung iſt auch das Urteil ſehr gegen 
Bülow ausgefallen. So iſt Eckardſtein ſelbſt in feinen Memoiren als Ankläger 
aufgetreten, „fortiter in modo, leniter in re“, ebenſo mit größerer Schärfe 
Joh. Haller und Harms; in derſelben Richtung deutet, mit ausführlicher 
Kritik, Friedjung (S. 319—323) und auch Hammann, der indeſſen die 
eigentliche Schuld der „grauen Exzellenz“, dem Baron Holſtein im Auswärtigen 
Amt, beimeſſen will. Dieſen ernſten Bemerkungen ſteht Bülows Selbſt⸗ 
verteidigung in Deutſche Politik, S. 29—39, und Onckens tiefſchürfende Er⸗ 
örterung, Mitteleuropa, S. 71—75, gegenüber. 
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anderen Seite das Riſiko, ſich an einen parlamentariſch regierten 
Staat und im Gegenſatz zu ſtarken nationalen Stimmungen zu binden. 
Natürlich ſind dieſe Gründe an und für ſich ganz zutreffend. Bülow 
hat ohne Zweifel recht, wenn er hinter der Bündnisbereitſchaft 
Englands die Berechnung ſieht, der deutſchen Entwicklung einen 
Hemmſchuh anzulegen !. Doch hinter dieſen mehr techniſchen Er⸗ 
wägungen ſteht die allgemeine Überzeugung, daß Deutſchland über⸗ 
haupt nicht zu wählen brauche, daß es für ſich allein ſtark genug 
ſei. Dieſe Überzeugung mag in den Tagen von Port Arthur und 
Faſchoda nahegelegen haben, als Bismarcks „cauchemar“ völlig 
verſchwunden ſchien: man wundert ſich kaum, daß der deutſche 
Staatsmann damals Chamberlains offenen Warnungen, daß England 
auch nach der anderen Seite gehen könne, als Bluff anſah. Und doch 
liegt es klar auf der Hand, wo der Fehler der deutſchen Staatskunſt 
ug: in dem Mangel an Augenmaß für Proportionen und Kon⸗ 
junkturen, vor allem in einer Unterſchätzung der Geſchicklichkeit der 
engliſchen Staatskunſt und der konſtitutiven Schwäche der eigenen 
Stellung. Es läßt ſich nicht beſtreiten, daß das Bündnis Deutſch⸗ 
land zu Englands „Landſoldat“ gemacht hätte; aber war Deutſch⸗ 
land, genau zugeſehen, das nicht ſchon bei Sedan geweſen — in 
gewiſſer Hinſicht dem letzten Schlage im ſpaniſchen Erbfolgekriege, 
d. h. dem jahrhundertelangen Kampf um die Hegemonie zwiſchen Eng⸗ 
land und Frankreich (Harms) —, und war Deutſchland denn etwas 
anderes ſpäter bei Tannenberg gegenüber Rußland? Dies war das 
geringere Riſiko: Deutſchland handelte um die Jahrhundertwende ſo, 
als wenn ihm die Wahl zwiſchen dieſem oder gar keinem Riſiko 
offengeſtanden hätte, während es tatſächlich nur zwiſchen dem ge⸗ 
ringeren Riſiko zu wählen hatte und dem größeren, bei dem der 
Beſtand des Deutſchen Reiches ſelbſt auf dem Spiele war. 

Dieſes größere Riſiko entſtand mit dem Zeitpunkt, als Deutſch⸗ 
land aus ſeiner Beſchränkung auf Europa heraus und in den 
Wettbewerb auf dem Erdball (Kolonialwelt, Weltmarkt, Weltmeer) 
eintrat. Für den kleineren Schauplatz hatte es in dem Dreibund 
Rückendeckung geſucht; auf dem größeren traute es ſich zu, in 
„splendid isolation“ verbleiben zu können, — im ſelben Augen⸗ 
blicke, in dem England dies Syſtem über Bord warf und ſich auf 


1 Deutſche Politik, S. 31: „Die vorbehaltloſe und ſichere Freundſchaft 
Englands wäre damals nur zu erkaufen geweſen durch Aufopferung eben der 
weltpolitiſchen Pläne, um derentwillen wir die britiſche Freundſchaft geſucht 
hätten.“ . 


- 
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die Suche nach Bündniſſen begab. Wir ſehen hier auch in der Ein⸗ 
ſchätzung des Gegenſatzes zu England eine pfychopolitiſche Schwäche. 
Als der Kaiſer im Jahre 1898 Deutſchlands „Zukunft auf dem 
Waſſer proklamierte und ſeinen Flottenplan im Jahre 1900 auf 
dem „Riſikogedanken“ aufbaute, haben er und ſeine Ratgeber nicht 
vollſtändig erkannt, wie unannehmbar dieſe Maximen für England 
ſein mußten. Sie gingen davon aus, daß das Meer für mehr als 
einen Herrn Raum biete; aber die engliſche Weltherrſchaft iſt ihrem 
ganzen Aufbau nach an die Alleinherrſchaft zur See gebunden, da 
ja das Meer das einzige zuſammenhaltende Bindemittel für dieſe 
Herrſchaft iſt. Nicht nur um ſeiner Fortentwicklung, ſondern auch 
ſchon um ſeiner Selbſterhaltung willen mußte England alſo das 
Dogma aufrechterhalten, daß die Herrſchaft zur See unteilbar ſei. 
Natürlich iſt dies Dogma falſch; ebenſogut hätte zu ſeiner Zeit der 
Großkönig Darius die Unteilbarkeit des Feſtlandes proklamieren 
können; das Meer ſteht von Natur, noch weit mehr als das Land, 
im allgemeinen Eigentum. Man muß ſich aber das eine vor Augen 
halten, daß dieſer Satz, ſo ſehr er für die übrige Welt eine Wahr⸗ 
heit iſt, dies für England nicht ſein kann, denn er enthält das 
Todesurteil über die engliſche Weltherrſchaft. Das Dogma von der 
Unteilbarkeit des Meeres iſt eine bloße Umſchreibung für Englands 
Glauben an ſich ſelbſt. Es iſt für England das, was Ibſen für 
den Menſchen die Lebenslüge nennt !. 

Die deutſchen Schlagworte konnten daher bei dem Kampfe zwar 
Deutſchland ein gutes Gewiſſen geben, aber England ſein gutes 
Gewiſſen nicht nehmen. Deutſchlands wiederholte Verſicherungen, 
daß es nur eine friedliche Entwicklung auf dem Weltmarkte beab⸗ 
ſichtige, konnten ſeine Sache in den Augen Englands nur ſchlimmer 
machen. England konnte nicht zuſehen, daß auf ſeinem eigenſten 
Gebiet ein jüngerer Rivale heranwuchs, ebenſowenig wie es „auf dem 
Waſſer“ irgendeine andere „Zukunft“ als die engliſche zugeben konnte. 
Daher war das Riſiko ſo groß, auf das engliſche Angebot zum Zu⸗ 
ſammengehen nein zu ſagen. Die deutſchen Staatsmänner glaubten 
nach ihrem Nein zum status quo zurückkehren zu können; in der 
Tat hatten ſie lediglich die Wahl zwiſchen einem Ja und einer Ver⸗ 
ſchlechterung des status quo. Englands Verſuch im guten war 
abgewieſen, — ſo blieb nun ein Verſuch im böſen übrig. 


1 Siehe „Deutſchlands Irrtum“ in Kjellen, Studien zur Weltkriſe, 
1917, S. 99 ff. — Vgl. für das ganze Problem Haller, S. 409 ff. 
Schmollers Jahrbuch XLV 2. 9 
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Zur Verſchlimmerung der Stellung trug auch die katſächliche 
Entwicklung der deutſchen Politik während der Kriſe viel bei. Wir 
haben die Schlagworte von 1898 und 1900 erwähnt ſowie die neue 
rein machtpolitiſche Reibung, die hier zu der alten wirtſchafts⸗ 
politiſchen hinzukommt. Bevor das Jahr 1898 zu Ende ging, hatte 
der Kaiſer (am 8. November in Damaskus) noch ein programmatiſches 
Wort geſprochen, das den engliſchen Ohren unbequem klang, nämlich 
die Verbürgung für die Mohammedaner der ganzen Welt, alſo auch 
für die engliſchen Untertanen in Agypten und Indien. Als im 
Dezember 1899 die Konzeſſion der Bagdadbahn als eine praktiſche 
Beſtätigung nachfolgte, erhielt die deutſch⸗engliſche Rivalität auch 
noch eine rein geopolitiſche Baſis. Der große von England aus⸗ 
gehende Verſuch einer Verſöhnung hatte alſo nur dazu geführt, die 
alten Gegenſätze zu vertiefen und neue zu ſchaffen. Zu Neufahr 
1902 zieht die „National Review“ in England das Fazit des Ganzen, 
indem ſie das Signal — als Echo des Trompetenſtoßes der „Saturday 
Review“ von 1897 — ausgibt: „Deutſchland iſt der Feind.“ 


* 


Einen Anlaß zur Selbſtbeſinnung hätte Deutſchland auch 
durch einen Blick auf die Grundlage ſeiner eigenen Stellung, den 
Dreibund, finden können. Wir wiſſen, daß Italiens Anſchluß die 
Wirkung einer Konjunktur, nämlich des Konfliktes mit Frankreich, 
war, und daß darauf eine Hypothek, nämlich die ſympathiſche Haltung 
Englands, laſtete. Sobald jene Konjunktur vorübergeht und dieſe 
Hypothek unſicher wird, hängen die Verbindungen mit Italien in 
der Luft. Und ſo wird das Kapitel vom Stromwechſel zugleich 
ein Kapitel von der heimlichen Abkehr Italiens, welche auf die 
offene Abkehr Englands folgte. 

Die Ausſöhnung Italiens mit Frankreich, angebahnt 1896, als 
die franzöſiſche Kontrolle über Tunis anerkannt wurde (Heft 1, S. 64), 
vollzog ſich mit dem neuen Handelsvertrag von 1898. Jetzt wurden 
offene Verhandlungen mit Frankreich eröffnet, deren Ergebnis zwei 
Ententeverträge waren, der eine, im Dezember 1900, ſpeziell über den 
Abtauſch zwiſchen Marokko und Tripolis, der zweite generell über 
gegenſeitige Neutralität (ſelbſt falls einer der Partner durch offene 
Provokation zum Kriege gezwungen werde), im November 19021. 


1 Große Unklarheit hat über den Inhalt und die Form dieſer Annäherung, 
die von dem franzöſiſchen Botſchafter Barrere in Rom ſchon zu Neujahr 1902 am 
gedeutet wurde (vgl. Bülows Rede vom 8. Januar 1902), geherrscht; die Tatſache 
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Man zieht die Parallele zu Bismarcks Rückverſicherung von 1887: 
in derſelben Weiſe beſaß jetzt Italien ſeine Rückverſicherung in Frank⸗ 
reich, und der Dreibund hatte auf en Seite feine reale Bedeutung 
verloren. 

Man weiß, daß Deutſchland offiziel von dieſer „Extratour“ 
keine Notiz nahm, deren Charakter ihm ja auch nicht vollſtändig 
bekannt ſein konnte. Andererſeits fand Bülow damals (am 
8. Januar 1902) Anlaß, das große Bündnis als ein nützliches, aber 
„nicht länger abſolut notwendiges“ Bindemittel zu bezeichnen. Dies 
war eine Warnung, die den italieniſchen Staatsmännern nicht ent⸗ 
ging. Sie hatten, während die Verhandlungen mit Frankreich noch 
fortgingen, auch mit Oſterreich ein gutes Geſchäft gemacht, nämlich 
die Erneuerung des Albaniſchen Vertrages von 1897 (ſiehe Heft 1 
S. 64) in feſterer Form mittels Notenaustauſches um die Jahres⸗ 

wende 1900/19011. Sie mußten ſich jetzt ſagen, daß fie derartige 
Vorteile nur der Zugehörigkeit Italiens zum Dreibund zu verdanken 
hatten; außerhalb des Dreibundes hätte man auf ein ſolches Ent⸗ 
gegenkommen nicht rechnen können. Dieſer Gedankengang war ent⸗ 
ſcheidend bei der Frage der Erneuerung des Dreibundes, die nun 
wieder bevorſtand, weil der Vertrag von 1891 ſich ſeinem Ende 
näherte. Italien befand ſich in einem wahren Regen von Ver⸗ 
ſuchungen: England bot einen Platz in ſeinem Bündnis mit Japan 
an, Frankreich hetzte in jeder Weiſe, auch ruſſiſche Intrigen kamen 

dazu. Man weiß, daß Italien auch verſuchte, neue Vorteile von feinen 


dürfte alſo ſchon dem Jahre 1901 angehören, aber in der veröffentlichten (Rec. 
Martens III, 8, 144) Erneuerung von 1912 wird ausdrücklich das Jahr 1902 
genannt, ſiehe jetzt auch Poincarés Zeugnis in dem Brief IJswolſkis vom 21. No⸗ 
vember 1912 (Deutſchland ſchuldig? S. 151). Von franzöſiſchen Verfaſſern 
(Bourgeois in The Cambridge modern history XII, S. 132; Debidour 
I, S. 280, II, S. 255; vgl. Tardieu, S. 103) wurde früher behauptet, 
daß hier zwei Verträge, einer von 1900 neben dem von 1902, vorgelegen hätten, 
und auch Holland Roſe hat dieſe Angabe (S. 601). Aber erſt durch die 
Veröffentlichung des Briefwechſels Delcaſſé⸗Barreère⸗Prinetti in dem franzöſiſchen 
Gelbbuch vom Dezember 1919 iſt das Verhältnis zwiſchen beiden aufgeklärt. Die 
Form des Abkommens iſt die des Briefwechſels, erſichtlich aus italieniſchen Rück⸗ 
ſichten auf den Dreibund gewählt. Siehe Oscar Müller, Der italieniſche 
Rückverſicherungsvertrag, in Deutſche Politik, 16. Januar 1920. 

1 Siehe Hſterreich⸗ Ungarns zweites Rotbuch und Pribram, Nr. 19. 
Sſterreich-Ungarn machte hier eine Konzeſſion, inſofern ſein anerkanntes Pro⸗ 
tektorat über die katholiſchen Chriſten im Lande ihm fortan keine Vorzugsſtellunng 
mehr gewähren ſollte, Friedjung, S. 365 ff. — Über Italiens Sonderpolitik 
in der Kretafrage 1897 ſiehe zuletzt Pribram, S. 241 f. 
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Bundesgenoſſen Herauszufhlagen!, und noch lange danach iſt es 
(nach der Rede Delcaſſes vom 5. Juli 1902 und trotz Bülows Ant⸗ 
wort vom 19. März 1903) ein Dogma geweſen, daß das Bundes— 
verhältnis damals eine weſentliche Schwächung erlitten hätte. Wenn 
wir jetzt den vierten Dreibundvertrag vom 28. Juni 1902 
(bei Pribram Nr. 22) leſen, finden wir indeſſen, daß der Wortlaut 
unverändert mit dem von 1891 übereinſtimmt; der einzige Sonder⸗ 
vorteil für Italien iſt in einer neben dem Vertrage ſtehenden öſter⸗ 
reichiſchen Note vom 30. Juni enthalten, welche Oſterreich⸗Ungarns 
Zuſtimmung zu dem Tripolis⸗Programm lentſprechend der im 
Art. LX. des Vertrages ſelbſt enthaltenen Zuſtimmung Deutſchlands) 
zuſagt. 

Dadurch, daß ſie die Forderung „Alles oder Nichts“ ſtellten, 
hatten alſo die Verbündeten den Dreibund über die Wirbel des 
Stromwechſels hinweggerettet, zumindeſt für weitere 6 Jahre?, ohne 
Zweifel zur Enttäuſchung der Feinde Deutſchlands. Wie früher, 
ſo folgte auch diesmal Rumänien im Schlepptau, durch ein Ab⸗ 
kommen, das mit Oſterreich⸗Ungarn ſchon unter dem 17. April ge⸗ 


ſchloſſen wurde, und dem Deutſchland am 25. Juli, Italien am 


12. Dezember beitrat (Pribram, Nr. 20). Aber freilich war das 
Bündnis fortan innerlich auf ſeiten Italiens untergraben. Die 
Beteiligung Italiens läßt ſich nach 1902 als eine leere Form be⸗ 
zeichnen, falls man ſie nicht geradezu eine Spionage im deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Lager in Dienſten der Feinde nennen will. Italien 
nähert ſich ſeinen Bundesgenoſſen nur mit ſeinen Lippen; ſein Herz 
iſt auf der andern Seite. 


Während dieſer Zeit beginnen ſich auch innerhalb Oſterreich⸗ 


Ungarns bedenkliche Symptome zu zeigen?. Die innerpolitiſche Er⸗ 


1 über engliſche Intrigen ſiehe Belg. Rundſchr. 1, 97, über franzöfiſche 
I, 103, über ruſſiſche 1, 72 f. Italiens urſprüngliche Forderungen ſiehe bei 
Pribram, S. 248 f., vgl. Hammann II, S. 164, ſowie Bülows Rede vom 
19. März 1903 (Reden I, S. 439). 

2 Während der Verhandlungen hatte Italien zu wiederholten Malen die 
Zeitdauer auf 3 Jahre, in Übereinſtimmung mit dem Handelsvertrag, zu be⸗ 
grenzen verfucht, ſiehe Pribram, S. 254, 256. Über den vorgängigen Verſuch 
der Verbündeten, eine fortlaufende automatiſche Periodizität ſchon aus dem be⸗ 
ſtehenden Vertrage herzuleiten, ſiehe ebendort S. 245 f., 248 ö 

s „Ni en Autriche, ni en Italie, la triple alliance n'a donc plus la 
solidité qu'elle présentait autrefois“, Belg. Zirkular vom 24. Januar 1902 
(, Nr. 47). Über die Intrigen in Prag ſiehe Schiemann, Deutſchland und 


nn, 
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munterung der ſlaviſchen Elemente durch die Krone wird von dieſen 
in ſeparatiſtiſchem Sinne ausgemünzt. Der Herd dieſer Bewegung iſt 
Böhmen: der Dreibund wird für ein „abgeſpieltes Luxusklavier“ er⸗ 
klärt (Rramart in der „Revue de Paris“, Februar 1899), und 
man träumt von der Erweiterung des franzöſiſch⸗ruſſiſchen Bünd⸗ 
niſſes zu einem „franko⸗ſlawiſchen“; das Sokolfeſt in Prag im 
Oktober 1901 wurde eine förmliche Verbrüderungsfeier für Ruſſen, 
Franzoſen und Tſchechen. Auch auf die ungariſche Unabhängigkeits⸗ 
partei (Ugron) dehnten franzöſiſche und ruſſiſche Ränkeſchmiede, ob⸗ 
wohl hier mit geringerem Erfolg, ihr Spiel aus. Auf der anderen 
Seite trugen freilich die Bravaden der „deutſch⸗radikalen“ Separations⸗ 
gruppe (Schönerers „Hoch und Heil den Hohenzollern“ im Reichs⸗ 
rate 1902) nicht dazu bei, die Atmoſphäre zu verbeſſern. Der nach 
allen Richtungen entbrannte und immer bösartiger werdende Na⸗ 
tionalitätenkampf war an und für ſich dazu angetan, die Stellung 
Oſterreich⸗Ungarns und damit ſeinen politiſchen Wert als Bundes⸗ 
genoſſe zu ſchwächen. Der friſche Geiſt der Zeit Andraſſys wurde 
von einer auffallenden „Müdigkeit und Entſagung“ abgelöſt, von der 
ſchon die Balkanabkommen von 1897 mit Italien und Rußland 
Zeugnis ablegen — es iſt bezeichnend, daß Rußland auf dem Wege 
nach Oſtaſien Oſterreich⸗ Ungarn ebenſo gut abſpeiſen kann! wie Eng⸗ 
land auf dem Wege nach Südafrika Deutſchland. 

In den achtziger Jahren hatte Bismarck nahezu das ganze 
Staatenſyſtem in feſterer oder loſerer Form gegen das iſolierte Frank⸗ 
reich vereinigt. Caprivi nach ſeiner Wahl von 1891 mußte Ruß⸗ 
land an Seiten Frankreichs ſehen, aber der Dreibund war immer 
noch ſtark, und England ſegelte im ſelben Fahrwaſſer. Bülow nach 
der Wahl von 1901 behielt nur noch den Dreibund übrig, jedoch 
Oſterreich⸗Ungarn war innerlich geſchwächt und auf Italien war kein 
Verlaß, England aber befand ſich auf dem Wege in das andere Lager. 
Im vollen Glanz der eigenen Kraft und unter äußerlich guten Aus⸗ 


die große Politik 1901; in Wien: Belg. Zirkular vom 19. Januar 1901 (I, Nr. 34); 
über die Stellung der Deutſchen in der Monarchie: Marcks, Das deutſch⸗ 
öſterreichiſche Bündnis, Männer und Zeiten, S. 300, und Schüßler, Das 
Verfaſſungsproblem im Habsburgerreich (1918), S. 191 f. 

1 Siehe die Aktenſtücke über das Abkommen vom Mai 1897 mit Rußland 
bei Pribram, Nr. 18. Als Preis für feine Paſſivität verlangt Sſterreich⸗ 
Ungarn wieder das Recht zur freien Annexion von Bosnien und der Herzegowina 
ſowie die Autonomie für Albanien, aber Murawiew gibt keinen klaren Beſcheid, 
S. 82. 
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ſichten ſieht Deutſchland ſeine diplomatiſche Stellung in unerhörtem 
Maße verſchlechtert. Das Rezept der „zwei Eiſen im Feuer“ droht 
zu einem Platz zwiſchen zwei Stühlen zu werden. 

Jedoch noch iſt nichts entſchieden. Und um die Lage ins richtige 
Licht zu ſetzen, muß man hinzufügen, daß auch der Zweibund — 
trotz der Erweiterung auf Aſien (oben S. 127) — ſich während dieſer 
Periode merklich lockert. Die Annäherung zwiſchen Frankreich und 
Deutſchland findet freilich durch den Wechſel im Außenminiſterium 
Hanotaux⸗Delcaſſe im Sommer 1898 offiziell ein Ende, aber fie 
empfängt im Volksempfinden durch Faſchoda neue Nahrung und 
lebt in einer einflußreichen Literatur fort“. Noch wichtiger iſt das 
ſtarke Anwachſen der Sozialdemokratie und deren offene Aufgabe 
der Revanche (Jaures 1902). Die Zeit ſelber ſcheint jene alte 
Strömung zu hemmen; die Partner, der eine in Afrika, der andere 
in Aſien beſchäftigt, wenden ſich den Rücken zu und können ſich in 
heiklen Lagen keine Unterſtützung gewähren. Ohne Zweifel iſt dies 
für die Aktien des Zweibundes eine Zeit der Baiſſe, was am deut⸗ 
lichſten darin hervortritt, daß der franzöſiſche Anleihemarkt von 
1896 bis 1901 für Rußland geſperrt war, während er für Deutſch⸗ | 
lands Eiſenbahnplan in der Levante 1899 offenftand. . 

Hier leuchtet ein guter Stern über der Zeit. Europas offene 
Wunde, die Wunde in den Vogeſen, war anſcheinend abermals dabei 
zu vernarben. Die große Völkerverſöhnung war wiederum in Sicht. 
Vielleicht wäre ſie auch Wirklichkeit geworden — wenn nicht England 
jetzt aus ſeiner Zurückgezogenheit herausgetreten wäre, um die diplo⸗ 
matiſche Initiative in der Geſchichte der Welt zu ergreifen. 


Fünftes Kapitel | 


Dreiverband — Triple entente“ 


»Der Dreiverband ift eine Erweiterung des Zweibundes von 1891, 
gleichwie der Dreibund eine Erweiterung des Zweibundes von 1879 


1 Darcy, La conquète d' Afrique, 1899; Ha notaux, Faſchoda, 1902 
(Revue pol. et parl); Millet, Notre Dolitione extérieure, 1905. Über 
Deutſchlands Angebot an Frankreich, bevor es fein Geſchäft mit England über 
die portugieſiſche Kolonie abſchloß, ſiehe zuletzt Friedjung, S. 214, 218 f. 
Die belgiſchen Rundſchreiben enthalten Zeugniſſe dafür, daß zum Beiſpiel die 
Friedensaktion des Zaren von 1898 in Frankreich Verſtimmung erweckte 
(10. September und 12. September 1898, I, Nr. 7 und 8). 

2 Literatur: Die Urkundenſammlungen fiehe die einzelnen Fälle; 
Belgiſche Aktenſtücke 1908 —1914, im Auszug zuſammengefaßt bei Sauerbe c, | 
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iſt, aber dieſe Erweiterung vollzog ſich in anſcheinend loſerer Form 
und genetiſch in zwei Tempi: während Italien im Jahre 1882 mit 
einem Schritte zu beiden Vertragsparteien kam, brauchte England 
hierzu zwei Schritte, einen erſten, um 1904 zu Frankreich, einen 
zweiten, um. 1907 zu Rußland zu kommen. Aber dieſe Schritte ge⸗ 
hören als zwei organiſche Beſtandteile e politiſchen Prozeſſes 
zuſammen !. 

Wer, in den politiſchen Überlieferungen des 19. Jahrhunderts 
aufgewachſen, die Zeit der Jahrhundertwende miterlebte, wird ſich 
erinnern, wie fremd und unnatürlich die erſten Anſätze zum Drei⸗ 
verband, ſo wie man ſie bequem in Schiemanns Wochen⸗ 
überſichten verfolgen konnte, ſich anließen. Glich die Weltpolitik 
denn nicht einem Schaukelbrett, bei dem England und Rußland 
als Gegner figurierten, und ſaß nicht Frankreich neben Rußland 
auf dem einen Ende? Dieſe Tradition war es, die für die Hal⸗ 
tung der deutſchen Staatsmänner gegenüber den engliſchen Bündnis⸗ 
angeboten (zuletzt von 1901) entſcheidend war. Und doch hatte 
Bismarcks tiefe Stimme es ſchon ehedem für einen „Wahnwitz“ er⸗ 


klärt, ſich auf eine derartige Unveränderlichkeit eines Faktums zu 


verlaſſen, und Chamberlain hatte damals geradeheraus eine ſolche 


Die Großmachtspolitik der letzten 10 Friedensjahre (1918); Zur europäiſchen 
Politik (Belgiſche Zirkulare) II, 1905— 1907; Telegrammwechſel zwiſchen Zar 


Nikolaus und Kaiſer Wilhelm, herausgegeben von Burzew (1917), aufgenommen 


(nebſt dem Interview Jswolſkis im „Temps“ vom 15. September 1917) bei Rent 
Puaux, Les études de la guerre, cahier 6 und 7 (1918 — mir nur aus 
zweiter Hand zugänglich); Briefe Wilhelms II. Lebenserinnerungen von Bülow 
(Deutſche Politik), Ja wolſki (1920) und Witte (Auszug in der „Voſſ. Zt.g“ 


Januar 1921). Schiemanns überſichten (Deutſchland und die große Politik) 


für die einzelnen Jahre. Darcy, La France et l’Angleterre, cent années de 
rivalité coloniale (1904); René Pinon, La France et l’Angleterre (1911); 
Morel, Morocco in diplomacy (1912); Maura, La question du Maroc 
au point de vue espagnol (1911); Ruſſel, The policy of Entente 1904— 
1914 (erſchienen 1915); Spender, Die Grundlagen der britiſchen Politik 


(1913, in Zeitiſchrift für Politik); Trubetzkoj. Rußland als Groß⸗ 
macht (1913). 


1 Politiſch betrachtet fällt alſo die Epoche auf das Jahr 1907, nach 
welchem auch Has hagen feine „Umriſſe“ einteilt, ebenſo Holl. Roſe in feiner 
Auflage von 1913 („The new Grouping of the Great Powers 1900—1907“. 
Hiſtoriſch beſteht Anlaß, die Epoche auf das Jahr 1904 zu ſetzen, ſei es, daß 
man mit dem Franzoſen Debidour in dieſem Jahre „den Abſchluß der Bis⸗ 
marckſchen Ara“ ſieht, oder mit Friedjung „den Abſchluß der Periode des 
Friedens“ — in Wirklichkeit dasſelbe, inſofern die ſpätere Bismarckiſche Ara eben 
eine Ara des Friedens war. 
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Veränderung in Ausſicht geſtellt (oben S. 128). Jetzt wiſſen wir, 
daß die engliſche Rechte ſchon 1896 dieſe Tradition innerlich auf⸗ 
gegeben hatte, und daß man die neue Möglichkeit ſchon während 
der Verhandlungen mit Deutſchland im Jahre 1901 ins Auge 
faßte. Es findet ſich bereits aus dem Oktober 1900 ein offenes 
publiziſtiſches Zeugnis dafür, daß auch die Liberalen hierbei ſekun⸗ 
dierten: der Aufſatz: „Why not a treaty with Russia?“ in der 
„Fortnightly Rewiew“. Bei dem Zarenbeſuch in Frankreich im 
September 1901 dürfte von einem neuen Kurs an Seiten Englands 
die Rede geweſen ſein (Le monon). Kaum war das Bündnis mit 
Japan geſchloſſen, als der engliſche Deutſchenhaß, wie ein durch die 
diplomatiſchen Verhandlungen bislang aufgeſtautes Meer, von neuem 
in hohen Wogen ging, und auf dieſe ſtürmiſchen Erregungen folgten 
unmittelbar Pläne zur Verbindung mit Deutſchlands Feinden. 
„Mag Deutſchland alle Gefahren ſeiner kläglichen Lage zwiſchen dem 
revanchehungrigen Frankreich und dem unverſöhnlich panſlawiſtiſchen 
Rußland kennen lernen“, hatte die „National Review“ in ihrem 
Neujahrsartikel (ſiehe oben S. 130) mit klaſſiſcher Klarlegung des 
Zweckes und der Mittel ausgerufen; und im März 1902 erhebt 
dieſes rechtsimperialiſtiſche Organ dieſelbe Fahne wie die „Fortnightly 
Review“: Bündnis mit Rußland. 

Erſt im Juli 1902 finden wir in einem Organ der Rechten, dem 
„Spectator“, ein Bündnis mit Frankreich empfohlen. Dies Bündnis 
ſtand mit den konſervativen Traditionen in zu großem Widerſpruch. 
Aber tatſächlich lag es näher bei der Hand als das ruſſiſche. Der 
politiſche Abſtand zwiſchen London und Paris war doch weit geringer 
als der zwiſchen London und Petersburg, nachdem die Faſchoda⸗ 
Frage durch das Teilungsabkommen vom 21. März 1899 ihre Er⸗ 
ledigung gefunden hatte. Wenn das Ziel die Verbindung mit 
beiden Staaten war, ſo ging der Weg über Paris nach Peters⸗ 
burg und nicht umgekehrt. Auch die konſervative Regierung mußte 
ſich das jagen. Wenn der Beſchluß einmal gefaßt war, jo war 
damit auch die Tagesordnung klar. | | 

Das bedeutet freilich nicht, daß es auf dem Wege nach Paris 
keine Steine des Anſtoßes gab. Dergleichen gab es aus älterer wie 
aus neuerer Zeit: die „franzöſiſche Küſte“ auf Neufundland ſchon 
ſeit 1713, das Kondominat über die Neuen Hebriden ſeit 1887, die 
Intereſſenſphären in Siam auch nach der Teilung von 1896, der 
trotz des Vergleiches von 1896 fortdauernde Zollſtreit auf Madagaskar, 
verſchiedene Nachwirkungen des 1898, beigelegten Streites über Weſt⸗ 
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afrika, vor allem aber die großen Fragen Agypten und Marokko. 
Man ſieht, daß die Reibung ſich auf den ganzen Erdball erſtreckt, 
aber zugleich, daß ſie auf geopolitiſchem Gebiete liegt: ökopolitiſch 
und kratopolitiſch hielt England Frankreich nicht mehr für einen 
gefährlichen Rivalen. Dieſes Problem ſteht in völligem Gegenſatz 
zu dem deutſch⸗engliſchen Problem. Daher war ein Vergleich mit 
Frankreich für eine Macht, die ſo erhebliche geographiſche Tauſch⸗ 
objekte zur Verfügung hatte wie England, im Grunde genommen 
leichter zuſtandezubringen. 

Die Schwierigkeit lag vor allem auf dem pſychopolitiſchen Ge⸗ 
biet. Es zeigte ſich während des Burenkrieges, daß in Frankreich 
eine ſtarke Strömung England mit größerer Abneigung gegenüber⸗ 
ſtand als ſelbſt Deutſchland. In der Tat hatte Frankreich um die 
Jahrhundertwende eine ebenſo ausgeprägte Zweifrontſtellung inne 
wie Deutſchland — England und Deutſchland, Agypten und Elſaß, 
Sudan und Sedan — und gegenwärtig beſaß die Front gegen 
England die größere Aktualität. Für die engliſche Politik bedeutete 
es damals einen glücklichen Umſtand, daß Delcaſſé ſeit 1898 
im Quai d'Orſay reſidierte, der von ſeiner Journaliſtenzeit in den 
außenpolitiſchen Spalten der „Petite République“ her ſtark in 
anglophiler Richtung orientiert war. Er war es, der 1899 den 
Faſchodakonflikt nach dem Teilungsprinzip gelöſt hatte. Die england⸗ 
feindliche Volksſtimmung, die bei dem Beſuch der Burengenerale im 
Jahre 1902 aufflammte, ſcheint ihn dazu getrieben zu haben, noch 
gegen Ende 1902 (Vertrag mit Spanien) eine Löſung der Marokko⸗ 
frage zuſammen mit Deutſchland gegen England zu verſuchen und 
im Anfang 1903 die Beteiligung weiteren franzöſiſchen Kapitals an 
der deutſchen Bagdadbahn zuzulaſſen 1. Aber damit riſſen die Drähte 


1 Soweit hat Friedjung (S. 405) darin recht, daß Delcaſſes england⸗ 
freundliche Bahn nicht gradlinig iſt. Wir erinnern hier auch an die Demarche 
gegen England im Jahre 1900 (fiehe oben S. 124 Anm. 2). Eine andere, be⸗ 
kannte Verſion läßt ihn während des Burenkrieges den deutſchen Beeinfluſſungs⸗ 
verſuchen mit der Erklärung widerſtehen, Frankreich habe von jeher „nur einen 
Feind“. — Der Verſuch von 1902 iſt die dritte Phaſe der Marokkofrage, nach dem 
Verſuch England ⸗Italien von 1895 und England⸗Deutſchland von 1899—1901. 
Der Vertrag mit Spanien vom 10. November 1902 wurde in „Libre Parole“ 
im Mai 1911 veröffentlicht (Schultheß, Geſchichtskalender, S. 591) und ge⸗ 
währt Spanien den Löwenanteil mit der Hauptſtadt Fez ſelber, wobei voraus⸗ 
geſetzt wird, daß Spanien an Deutſchland einen Hafen verpachten ſolle (Caſa⸗ 
blanca oder Rabat, Art. 7; fiehe Reventlow, S. 228 und Hammann II, 
S. 119). Die Veröffentlichung verurſachte große Aufregung in Frankreich, und 
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zwiſchen Paris und Berlin. Der Ausgang des Marokkoftage ſcheint 
die franzöſiſche öffentliche Meinung überzeugt zu haben, daß der 
Weg zu dem damals heiß erſehnten Ziel nur über England führe. 
Das Programm von Delafoſſe in der Deputiertenkammer am 
10. März 1903, daß Marokko zwiſchen Frankreich, England und 
Spanien geteilt werden müſſe, bezeichnet das Ende dieſes unklaren 
Kurſes. 

Währenddeſſen hatte die britiſche en ihren letzten Wider⸗ 
ſtand gegen die deutſchfeindlichen Strömungen fallen laſſen, die nun 
in wilden Wogen durch die Preſſe gingen. Die Haltung der öffent⸗ 
lichen Meinung bei dem gemeinſamen deutſch⸗engliſchen Vorgehen 
gegen Venezuela um die Jahreswende 1902 — 1903 wurde entſcheidend. 
Es war das letzte Mal, daß ſich beide Flaggen Seite an Seite ſahen. 
Als die Beſiegelung des Bruches kann man die engliſche Weigerung 
im April 1903 betrachten, an der Finanzierung der Bagdadbahn 
teilzunehmen. So lagen auch die Drähte zwiſchen London und 
Berlin zerriſſen am Boden. Jetzt war es nur noch eine Frage der 
Stimmung, wann es zur Anknüpfung direkter Beziehungen zwiſchen 
Paris und London kommen würde 1. König Eduard übernahm die 
Sondierung auf eigene Fauſt; froh und gemütlich kam er im Mai 
1903 nach Paris und konnte feſtſtellen, daß der Weg frei war — 
von Demonſtrationen war nichts mehr zu ſehen, ee war ver⸗ 
geſſen, das Spiel konnte beginnen. 

Die ganze Entwicklungsgeſchichte ergibt hier unwiderſprechlic 
daß England bei dieſer welthiſtoriſch bedeutſamen Wendung die 
Initiative hatte“. Die Lage iſt für Frankreich die gleiche wie 1898 


„Figaro“ rückte am 10. November mit einer neuen Verſion heraus (Schultheß, 
S. 604). Der Vertrag kam ſeinerzeit durch einen Miniſterwechſel in Spanien 
im Dezember 1902 zu Fall; England hatte Wind von der Sache bekommen, und 
gegen den engliſchen Proteſt wagte das neue Miniſterium Silvela) nicht zu 
ratifizieren. 

1 Eine erſte Annäherung zwiſchen Chamberlain und dem franzöfifchen Ge⸗ 
ſandten glaubt Eckardſtein am 8. Februar 1902 beobachtet zu haben, a. a. 8 
II, S. 376 f. 

» Nur Debid our ſcheint dies nicht eingeſehen zu haben. Oncken in 
Deutſchland und der Weltkrieg, S. 555 f., führt Zeugniſſe von verſchiedenen 
Seiten an, unter denen das des Belgier? Grein dl beſonders bedeutſam if; 
deſſen Amtsgenoſſe Leghait bezeugt die Geſchicklichkeit der engliſchen Diplo⸗ 
matie, welche „tros discrètement“ Delcaſſe die Ehre gab, ſiehe Brief vom 
4. Februar 1905, Belg. Akten Nr. 21, vgl. Nr. 40, 63, 67. Friedjung (S. 406) 
hebt hervor, in welcher guten anün fr ſich Frankreich, als geſucht, nicht 
ſuchend, befand. 


S ccc Zee 
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für Deutſchland: Die Gelegenheit für die große „Option“ iſt ge⸗ 
kommen. Klüger als Deutſchland — im Gefühl ſeiner Schwäche, 
die überdies durch den Kursſturz des verbündeten Rußland nach 
den Anfangsereigniſſen des japaniſchen Krieges noch vermehrt 
wurde — ließ Frankreich die „Politik der zwei Eiſen“ fahren. 
Außerſtande, auf die Dauer das Gleichgewicht zwiſchen beiden Fronten 
zu halten, gab es auf der engliſchen Front nach. So fand in Frank⸗ 
reich der Gedanke eines Zuſammengehens Widerhall; jedoch der An⸗ 
ſtoß ging von England aus. 

Am 8. April 1904 war man im reinen mit „the most im- 
portant event of modern diplomacy“ (Holl. Roſe), der eng⸗ 
liſch-franzöſiſchen Entente. Mit dieſem Namen bezeichnet man 
einen ganzen Komplex völkerrechtlicher Abmachungen, die in drei 
Hauptteile zerfallen: I. Konvention über Neufundland und Sene⸗ 


gambien, II. Deklaration über Agypten und Marokko, III. Deklaration 


über Siam, Madagaskar und die Neuen Hebriden 1. Die drei Ab⸗ 
machungen beruhen auf dem Kompenſationsprinzip, ſo daß jede von 
ihnen durch beiderſeitigen Gewinn und beiderſeitiges Nachgeben ge⸗ 
wiſſermaßen „glatt aufgeht“. Die entſchieden wichtigſte Angelegen⸗ 
heit betraf der zweite Teil, in dem zwiſchen den Anſprüchen und 
Gerechtſamen in den beiden Ecken Nordafrikas an den ſchmalen 


Durchfahrten ein Ausgleich geſchaffen wird. Indeſſen beſteht hier 


doch eine Ungleichheit: in der Meerenge von Gibraltar hat Eng⸗ 
land Spanien und eine neutraliſierte Küſte als Gegenland für 
Gibraltar vorgezogen?. Der Anſchluß Spaniens wird alſo vor: 


ausgeſetzt, und er geſchah im Oktober des Jahres in ganz genereller 


Form unter Vorbehalt der Integrität und Souveränität Marokkos, 


die von Frankreich in dem Hauptvertrage (II, Art. 2) garantiert 


waren. 
Dies war alles, was damals zur allgemeinen Kenntnis kam. 


1 895 ſchließt ſich ein Edikt des Khediven als Anhang zu Teil II, 


ferner ein ſowohl Teil J als auch Teil II betreffender Notenwechſel an, neben 
denen auch die offiziöſen Kommentare der Außenminiſter (Lansdowne an den 


Botſchafter in Paris am 8. April und Delcaſſé an alle franzöſiſchen Geſandten 
am 12. April) in den Recueil Martens II, Bd. 32, S. 3—57 aufgenommen 
ſind. Staatsarchiv, Bd. 71, hat das Ganze ohne das Edikt des Khediven und 
Delcaſſes Runderlaß (überdies nur die e Texte). Die Karten ſiehe im 
Geographenkalender 1905/06. 

ö 2 Siehe II, Art. 7 und 8. Der erſtere beſtimmt al Endpunkte des neu⸗ 
tralen Gebietes Melilla und das rechte Ufer des Sebu, die Endpunkte ſelbſt 
nicht eingerechnet (wie deutlich aus dem engliſchen Text hervorgeht). 
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Erſt gegen Ende 1911 erfuhr man, daß beide Verträge von ge- 
heimen Artikeln gefolgt waren 1. Dieſe letzteren zeigen, daß man 
ungeachtet der offiziellen Phraſeologie ein allgemeines und poſitives 
Vorgehen gegen Marokko plante, und zwar nach dem ſpaniſchen 
Vertrage binnen 15 Jahren. Hier wird auch in der Zuſicherung 
Spaniens, ſich für ſeinen Anteil auf kein militäriſches oder admini⸗ 
ſtratives Zuſammengehen mit einer dritten Macht einzulaſſen, die 
Spitze gegen Deutſchland bemerkbar; dazu wird für Englands 
Stellung durch eine Sonderbehandlung Tangers noch weitere Siche⸗ 
rung geſchaffen. Der Hauptanlaß für die Geheimhaltung dürfte 
indeſſen darin zu ſehen ſein, daß man hier Spanien die ganze neu⸗ 
traliſierte Küſtenſtrecke zuſprach: dies war eine Verkleinerung des 
franzöſiſchen Anteils, welche die noch nicht vollſtändig zuverläſſige 
öffentliche Meinung in Frankreich allzuſehr hätte herausfordern können. 

Aber auch ohne die Kenntnis dieſer Tatſache machte die Oppo⸗ 
ſition in der franzöſiſchen Deputiertenkammer rund 100 Stimmen 
gegen rund 440 Stimmen mobil, als man im Oktober 1904 zu der 
Ratifizierung des Vertrages ſchritt. Der Widerſtand kam vor allem 
aus den Kreiſen der alten Regierung, die ſich mit dem Rückzug in 
Agypten nicht abfinden konnten?, außerdem von Seiten der Real⸗ 
politiker, wo man das Geſchäft als an und für ſich bedenklich anſah', 


ſchließlich von den Sozialiſten, die erkannten, daß der neue Kurs 


1 Die fünf geheimen Artikel des Hauptvertrags erblickten im „Temps“ 
vom 11. November 1911 das Tageslicht (Staatsarchiv Bd. 81, S. 246), jene 
des ſpaniſchen Vertrages im „Matin“ vom 8. November 1911 (Recueil Martens 
III, Bd. 5, S. 666 ff., wo auch ein ergänzender Vertrag vom 1. September 1905). 

= Siehe beſonders Freycinet, La question d’Egypte (1905); jedoch hatte 
er ſchon in den achtziger Jahren an eine Verbindung ſowohl mit Rußland als 
auch mit England gedacht (ſiehe Heft 1, S. 60). Noch 1911 bezeichnet Pinon 
(S. 145) den Verluſt Agyptens als „die größte Kataſtrophe in der franzöſiſchen 
Politik nach dem Elſaß“. 

3 Millet, welcher der Richtung Hanotaux' angehört, charakteriſiert die 
geſamte franzöſiſche Politik um 1900 als ſteril, das Marokkoprogramm als eine 
unvernünftig teuere „Liquidationspolitik“ und Delcaſſé felbft als einen „habile 
illusioniste“ mit einem „parfume de Tarascon“. Daß Delcaſſé ſelber in ſeinem 
Kommentar zu dem Vertrag am 12. April Frankreichs Opfer als klein und den 
Gewinſt als groß hinſtellt, iſt natürlich und beweiſt nichts. Eigentümlicher ift 
die Zuſtimmung von Hashagen I, S. 112; vgl. Friedjung, S. 406. Agypten 
war ein Sperling in der Hand, Marokko eine Taube auf dem Dache, dazu für 
Frankreich belaſtet mit der ſpaniſchen Hypothek. Wenn man dies bedenkt, ſo 
muß man die engliſche Staatskunſt bewundern, die zu dem allgemeinen politiſchen 
Gewinn noch ein beſonderes gutes Geſchäft in der lokalen Frage zu legen vermochte. 


＋ 
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eine Gefährdung ihres Friedensprogramms enthielt. Auch in Frank⸗ 
reich fehlte es nicht an Stimmen, welche vor der Stellung als 
Englands Landſoldat bei deſſen Streit mit Deutſchland warnten !. 
Die Stimmung war ſomit derjenigen auf der anderen Seite des 
Kanals, wo man nunmehr kaum irgendeinen Mißton vernahm, ſehr 
unähnlich. | 
| Daß die Mehrheit in Frankreich gleichwohl fo groß war, be⸗ 
ruhte offenbar auf den befriedigenden Ausſichten Frankreichs in 
Marokko. Es iſt deutlich, daß dieſe lokale Frage noch die Haupt⸗ 
rolle in der franzöſiſchen Politik ſpielte. Es iſt, ganz prinzipiell 
betrachtet, auffällig, daß die geſamte Abmachung ein Fall einer 
Spezialentente iſt: die Ausdehnung über ſo viele Gebiete macht ſie 
zwar dem Umfange nach planetariſch, aber nicht dem Inhalt nach 
generell. Das einzige Anzeichen einer allgemeinen politiſchen 
Verſtändigung begegnet im Teil II, Art. 9, in dem gegenſeitig 
„diplomatiſche Unterſtützung“ zugeſagt wird, aber auch dies ledig⸗ 
lich für die betreffenden ſpeziellen Angelegenheiten (Agypten⸗ Marokko). 
Die ganze Transaktion iſt alſo äußerlich „a good business arrange- 
ment“ 2. Dies iſt auch die allgemeine Auffaſſung in England 
(und Frankreich). Man kann dort nicht verſtehen, daß Deutſchland 
die Politik des Jahres 1904 als einen „macchiavelliſtiſchen Schach⸗ 
zug“ gegen ſich auffaſſen konnte; es iſt ja ein reines Kolonial⸗ 
abkommen! Und ſo kommt es zu der Anklage: wenn dieſes Ab⸗ 
kommen auch in der europäiſchen Politik ſeine Wirkſamkeit ausübte, 
ſo iſt das Deutſchlands eigene Schuld, indem es durch ſeine unge⸗ 
rufene Einmiſchung es für England zu einer Ehrenſache machte, 
Frankreich gemäß Teil II, Art. 9 den Rücken zu ſtärken ö. 

Wir wiſſen jetzt und ſehen, daß das Jahr 1904 eine zuſammen⸗ 
hängende geſchichtliche Periode einleitet, die zehn Jahre ſpäter in 


1 Siehe z. B. Flourer, La France conquise, 1906; er ſieht in dem 
Vertrag eine Erniedrigung Frankreichs und macht dafür Clemenceau beſonders 
verantwortlich. . 

2 Haldane, Before the war, ©. 38. 

8 Dieſer Gedankengang kommt klar zum Ausdruck bei Spender — dem 
Leiter der liberalen „Weſtminſter Gazette“ —, a. a. O. S. 122 f., 150. Im 
ſelben Sinne Tardieu, S. 77 und paſſim; die Entente, ein „traité de 
liquidation et d'équilibre“, ihrem Weſen nach negativ, erhielt erſt durch 
Deutſchlands Einmiſchung „une valeur positive“, S. 81, fo daß „le problème 
marocain passait du terrain africain sur le terrain européen“, S. 139; 
erſt in Algeciras ging die Entente über „de l'état statique à l'état dynamique“ 
— — „scell&ee d’abord pour liquider le passe, elle était devenue un 
principe d' action“, S. 234. Siehe auch Holl. Roſe, ©. 606. 
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die allgemeine Kataſtrophe ausgeht. Dieſer Umſtand erheiſcht für 
die vorangeſchickten Erörterungen ganz beſondere Aufmerkſamkeit; 
es handelt ſich hier um nichts Geringeres als die Quelle der 
Sturmflut ſelber. Um hier zu einem feſten Standpunkt zu ge⸗ 
langen, können wir nicht bei dem Vertrage ſelber ſtehen bleiben. 
Nur ſoviel ſei bemerkt, daß eben die Tatſache, daß man mit einem 
Schlage alle Streitfragen aus der Welt zu ſchaffen beabſichtigte, 
indirekt ein Indiz für eine „entente durable et féconde“, wie 
Delcaſſé in ſeinem offiziellen Kommentar am 12. April ſag, an 
die Hand gibt. Wir behalten dabei im Auge, daß dies gerade 
jetzt, auf Englands Initiative, geſchah, nachdem England mit einer 
ſolchen Annäherung Deutſchland geradezu gedroht hatte, um es 
dadurch ſeinen Bündnisplänen gefügig zu machen. Schon dieſer 
Zuſammenhang genügt, um zu dem Zweifel Anlaß zu geben, in⸗ 
wieweit die engliſche Anklage gegen Deutſchland die ganze Wahrheit 
enthält. Aber wir können das noch weiter aufklären. Der Schwer⸗ 
punkt des engliſchen Gedankenganges liegt auf der Einmiſchung 
Deutſchlands: es bleibt folgeweiſe zu prüfen, ob dieſe Einmiſchung 
unprovoziert war. 

Von deutſcher Seite begründete man die Aktion bekanntlich 
damit, daß das franzöſiſch⸗engliſche Abkommen Deutſchland nicht in 
gehöriger Weiſe notifiziert worden ſei, obwohl Deutſchland zu den 
Schutzmächten Marokkos von 1880 gehöre und noch 1901 ſich als 
Intereſſent gemeldet habe. Hinter dieſem formellen Standpunkt 
ſtanden ſachliche Gründe: eine ſtarke Strömung im damaligen 
Deutſchland ſpekulierte auf Kolonialerwerb in Marokko. Ohne 
Zweifel war es daher eine wirkliche Herausforderung von ſeiten 
Frankreichs, Deutſchland bei der „Liquidation“ zu übergehen (Bülow, 
S. 101). Man wundert ſich nur, weshalb Deutſchland nahezu ein 
Jahr zögerte, ſeine Unzufriedenheit zu äußern; die Antwort, man 
habe erſt die Entwicklung der Angelegenheit abwarten wollen, erſcheint 
nicht überzeugend. In dieſem Punkte hat wiederum der Weltkrieg 
der Geſchichte den Dienſt geleiſtet, durch Enthüllungen Licht in die 
geheimen Gänge der Diplomatie zu werfen, und der Zeuge iſt hier 
kein geringerer als Kaiſer Wilhelm in ſeinem jetzt veröffentlichten 


Telegramm⸗ und Briefwechſel mit dem Zaren. 


1 Hier begegnen nicht nur Alldeutſche (von Pfeil, Warum brauchen wir 
Marokko; Claß, Marokko verloren), ſondern auch wiſſenſchaftliche Autoritäten 
wie der Hiſtoriker Schiemann und der Geograph Th. Fiſcher. 


„„ ZERDN Eee Por Ey. 


447] Die Koalitionspolitik im Zeitalter 1871—1914 143 


Wir lernen hier eine „Kohlenfrage“ von Ende 1904 kennen, 
bei der England aktiv und geradezu provozierend gegen Deutſchland 
auftritt. Während England ſelber Japan mit den nötigen Kohlen 
verſah, ſtempelte es Deutſchlands gleichen, der ruſſiſchen Oſtſeeflotte 
erwieſenen Dienſt zum Neutralitätsbruch !. Dieſe Haltung mußte 
Deutſchland Rußland noch näher bringen. Am 27. Oktober legt 
der Kaiſer dem Zaren einen Bündnisvorſchlag vor, in dem 
Frankreich als dritter Mann vorausgeſetzt wird; einen ſolchen 
Bund „anzugreifen würde ſich die engliſch⸗japaniſche Gruppe 
zweimal überlegen“. Der Zar antwortet am 29. Oktober ent⸗ 
gegenkommend: „eine ſolche Kombination würde Frieden und 
Ruhe in der Welt bedeuten“. Am Tage darauf (Briefe Nr. 37 
und 38) ſchickt der Kaiſer einen Entwurf des Vertrages, den er mit 
Bülow zuſammen ausgearbeitet hatte, rät aber zu einem Aufſchub 

mit gleichzeitigem Druck auf Frankreich, bis die Doggerbankaffäre 
erledigt ſei, damit Frankreich nicht für England optieren möchte. 
Ein ſpäterer Brief (17. November, Nr. 39) entwickelt den Gedanken⸗ 
gang weiter: der Druck auf Frankreich werde, ſo iſt die Rechnung, 
dahin wirken, daß die franzöſiſchen Staatsmänner „alles tun werden, 
um England davon abzuhalten, in den Krieg einzutreten“. Zur 
weiteren Gewißheit wird von Rußland am 7. Dezember (Nr. 41) 
die förmliche Verpflichtung verlangt und am 12. Dezember ein⸗ 
gegangen, Deutſchland bei allen ſich aus den Kohlenlieferungen er⸗ 
gebenden Weiterungen Beiſtand zu leiſten, und auf dieſe Verpflichtung 
ging auch ein Punkt in dem Bündnisvorſchlage ?. 

Dies iſt, wie man ſieht, eine rein defenſive Politik, im Gegen⸗ 
ſatz zu der offenſiven Politik Englands. Hiermit fällt ein bedenk⸗ 
liches Licht auf die damalige engliſche Preßhetze, die ſchon zielbewußt 
das Thema „Deutſche Angriffspläne“ variiert. Schon Bülow 


1 Admiral Togo kämpfte zur See mit Cardiff⸗Kohle, fiehe das Telegramm 
des Kaiſers vom 27. Oktober 1904 bei Puaux, a. a. O. Das ging ſoweit, 
daß England deutſche Kohlendampfer am Verlaſſen engliſcher Häfen hinderte, 
ſiehe on Kaiſerbrief vom 11. Dezember 1904, Nr. 41. 

2 Über die große Begegnung vom 31. Oktober, bei welcher Tirpitz an⸗ 
weſend war und abriet, während Holſtein zum Abſchluß drängte, ſiehe des 
erſteren Erinnerungen, S. 143 ff. 

3 Das Signal dieſer Ankündigung, die während des Weltkrieges in die 
ganze Welt hinauspoſaunt wurde, gibt die Propagandaſchrift „German ambi- 
tions“ 1903, die ſich auf alldeutſche Außerungen und auf Treitſchke ſtützt. 
Vgl. die ſcharfſichtigen Zeugen in Belgiſche Akten Nr. 30, 35 ſowie Belgiſche 
Zirkulare Nr. 41 (II, 36, 40, 17). j 
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(S. 42) erwähnt ein franzöſiſches Zeugnis aus London, daß man 
dort Deutſchland vor die Wahl zu ſtellen gedachte, „entweder mit 
ihren Schiffsbauten aufzuhören oder die engliſche Flotte auslaufen 
zu ſehen“. Die bekannten Herausforderungen Deutſchlands in der 
„Army and Navy Gazette“ im Herbſt. 1904 und in der Rede von 
Arthur Lee am 3. Februar 1905 bewegen ſich ja durchaus in der 
gleichen Tonart; man hatte jedoch bislang nichts davon erfahren, 
daß England auch eine offizielle Aktion in derſelben Richtung auf einen 
Präventivfrieg unternommen habe. Was indeſſen jetzt an den Tag 
gekommen iſt, berechtigt zu dem Schluß, daß England es war, das 
zuerſt den Handſchuh hinwarf. Deutſchlands Vorgehen gegen Frank⸗ 
reich erhält damit einen völlig anderen Charakter: den N 
des Abwehr⸗, nicht des Angriffsſtoßes. 

Anſcheinend, infolge einer ruſſiſchen Indiskretion, hat die ge⸗ 
heime Diplomatie des Kaiſers die beabſichtigte Wirkung gehabt, daß 
ſich England zurüdhielt!; die Kohlenfrage verſchwindet jedenfalls 
von der Tagesordnung. Da machte ſich der Kaiſer an die Fort⸗ 
ſetzung, den Druck auf Frankreich; in der Tat ein Verſuch, die Halt⸗ 
barkeit der neuen „Krimkombination“ (wie er in tendenziöſer Abſicht 
die weſtliche Entente dem Zaren gegenüber bezeichnet) zu erproben, 
Frankreich die Wertloſigkeit der neuen Stütze praktiſch zu zeigen und 
es jo zur Umkehr zur Kontinentalkoalition zu veranlaſſen?. Eng⸗ 
land, auf Frankreich geſtützt, macht alſo den erſten Zug, in der 
Kohlenfrage im Herbſt 1904; Deutſchland, auf Rußland geſtlützt, 
macht den zweiten gegen Frankreich in der Marokkofrage im Früh: 
ling 1905. 

Durch den Artikel 9 des Vertrages II war England jetzt ver⸗ 
pflichtet, Frankreich „diplomatiſche“ Unterſtützung zu gewähren. Hat 
es ſich damit genug ſein laſſen? Bekannt ſind die Erklärungen 


1 „La France connait deja nos conditions“ ſoll Graf Lamsdorff ge 
äußert haben, nach dem unzufriedenen Brief des Kaiſers vom 2. Januar 1905; 
der Kaiſer hatte volle Übereinſtimmung mit dem Zaren gewünſcht, bevor man 
zum Druck auf Frankreich überging, was Lamsdorff zu dem Verdacht veranlaßte, 
daß der Kaiſer vor allen Dingen den Zweibund ſprengen wolle. 

2 „Eine Bismarckſche Operation von Männern, denen ſowohl Bismarcks 
Genie als auch ſein Preſtige fehlte“, Andre Tardieu, S. 196, vgl. 
S. 233, 239 f. — Hinterher machte fi in franzöſiſchen Militärkreiſen ein ge⸗ 
wiſſer Spott über Deutſchland bemerkbar, weil es nicht im Geiſte Bismarcks 
die Gelegenheit benutzt und zugeſchlagen babe; fo Serrigny, L'évolution de 
l’Empire allemand (1913), angeführt in Görres' Hiſtoriſchem Jahrbuch 1918/19, 
S. 214. Vgl. hier Haller, a. a. O. S. 416 f. 
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Delcaſſes im „Gaulois“ im Juli und im „Matin“ im Oktober 1905 
über das engliſche Verſprechen militäriſcher Hilfe: Die Flotte und 
100000. Mann gegen Kiel 1. Durch die Aktenfunde in Brüſſel wiſſen 
wir jetzt, daß der britiſche Militärattache dem belgiſchen General: 
ſtabschef mitgeteilt hatte, daß England 100 000 Mann in Calais 
und Antwerpen zu landen gedächte, falls Deutſchland Belgien an⸗ 
greifen ſollte. Betrifft dies, wie Hammann glaubt, dieſelbe An⸗ 
gelegenheit? Jedenfalls zeigte England die Zähne: der Beſuch des 
Königs in Frankreich im April, der Geſchwaderbeſuch im Juli — 
nachdem Frankreich den deutſchen Forderungen ſchon nachgegeben 
hatte — ſind dafür bezeichnend, daß England an der Sache keines⸗ 
wegs bloß das Intereſſe eines Sekundanten hatte. Es gibt auch 
ein Zeugnis des neuen engliſchen Außenminiſters, Edward Grey, er 
werde feine Verpflichtung gegenüber Frankreich einhalten „jusqu'au 
bout, möme en cas d'une guerre franco-allemande et quoi 
qu'il püt lui en coüter“. Aber Frankreich drängte ja gar nicht 
auf die Einlöſung der Verpflichtung“. Natürlich find wir von voller 
hiſtoriſcher Klarheit über die Kriſe von 1904 noch weit entfernt, aber 
was bis jetzt bekannt iſt, deutet am eheſten dahin, daß England hier 
wie bei der Kohlenfrage, das zweite Mal binnen weniger als Jahres⸗ 
friſt, es darauf anlegte, mit Deutſchland Händel zu bekommen. Nicht 
Deutſchlands Aktion, ſondern die unproportionierte Gegenaktion 
Englands wird ſomit das Moment, durch welches die Marokkofrage 
auf einen kritiſchen Boden gebracht wird. Für England ſcheint 
Marokko und das Frankreich gegebene Treuverſprechen lediglich eine 
Nebenſache zu ſein, ein Mittel zur Abrechnung mit Deutſchland. 
Für Frankreich hingegen iſt Marokko noch offenbar die Haupt⸗ 
ſache und die Revanche eine Frage zweiter Ordnung. Dies kommt 
in der verſöhnlichen Haltung der neuen Regierung gegenüber Deutſch⸗ 
land, nach dem Rücktritt Delcaſſes, zum Ausdruck; man bot ein 
Separatabkommen, ſogar über andere Streitpunkte (Bagdadbahn), an. 
Dies war ein pſychologiſcher Augenblick. Da beging Deutſchland 
den Fehler, auf Algeciras zu dringen. Dieſe Konferenz, die als 
eine „golden bridge“ für Frankreich (Holl. Roſe) beabſichtigt 
war, erſchien in dieſem Zuſammenhang als eine Demütigung Frank⸗ 
reichs, ſo daß die Unterſtrömung der Revanche ſich wieder empor⸗ 


1 Der belgiſche Geſandte in London glaubt nicht daran, ſiehe Zirkular 
vom 25. Oktober 1905, II, Nr. 16. 

2 Siehe Grootven vom 14. Januar 1906 in Belgiſche Akten Nr. 15. 
Schmollers Jahrbuch XLV 2. 10 
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zuarbeiten begann. Damit erhielt auch die überlegene engliſche 
Diplomatie die erwünſchte Gelegenheit, die Beziehungen zu Frank⸗ 
reich zu befeſtigen und neue Beziehungen zu Rußland anzuknüpfen. 

Deutſchlands nächſtliegendes Motiv für dieſe verhängnisvolle 
Politik war die Rückſicht auf die muhammedaniſche Welt (Bülow, 
S. 104 f.), alſo — nicht anders als bei der großen Wahl in den 
Jahren 1898—1901 — wieder die Rückſicht auf das Unwichtigere 
ſtatt auf das Wichtigere. Aber der eigentliche Grund war, daß ſich 
Deutſchland — jetzt ebenſo wie damals — ſtark fühlte, und zwar 
durch Rußlands Schwächung im Oſten, ebenſo wie ſeinerzeit durch 
Englands Schwächung im Süden. Und außerdem verließ es ſich 
auf Rußland. Man glaubte, Rußland durch den „Björkövertrag“ 
vom 24. Juli 1905, das Ergebnis der Kaiſerbegegnung in den 
finniſchen Schäden und den Schlußpunkt der im Oktober eröffneten 
Verhandlungen, gebunden zu haben: eine regelrechte Defenſivallianz, 
darauf berechnet, nach dem Friedensſchluß zwiſchen Rußland und 
Japan in Kraft zu treten und „den Frieden in Europa zu ſichern“ !. 
Es berührt eigenartig, wenn man in dem Brief des Kaiſers vom 
27. Juli (Nr. 48) von den Hoffnungen lieſt, die man auf dieſen 
„Eckſtein in der europäiſchen Politik“, dieſes „neue Blatt der Welt⸗ 
geſchichte“, ſetzte. Es iſt die Kontinentalkombination, die hier in der 
Phantaſie ihr Spiel treibt; der Schlußartikel des Vertrages macht 
dem ruſſiſchen Kaiſer auch zur Pflicht, über Frankreichs Anſchluß 
zu unterhandeln. Aber auch nachdem ſich dieſe Vorausſetzung ſehr 
bald als trügeriſch erwieſen hatte, beſtand die öſtliche Orientierung 
gleichwohl fort, und um ſo deutlicher, als Oſterreich⸗Ungarn im. 
Otober 1903 (Mürzſteg) ſeinen modus vivendi mit Rußland auf 
der Grundlage des gemeinſamen Mandates in Mazedonien erneuerte 
und ein Jahr darauf mit dieſem ſeinem traditionellen Gegner einen 
förmlichen Neutralitätsvertrag abſchloß ?. Hier erſcheinen alſo die 


2 Er wurde mit jeinen vier kurzen Punkten vollſtändig zuerſt in der 
bolſchewiſtiſchen „Jsweſtija“ vom 29. Dezember 1917 veröffentlicht. Seine 
Grundlage iſt der Entwurf vom Spätherbſt, ſiehe die Briefe des Kaiſers Nr. 38 
und 40. Die letzten Aufklärungen finden ſich in Wittes Erinnerungen. Schon 
aus dem Kaiſerbrief vom 26. September 1905 (Nr. 51) erfahren wir, daß er ein 
eifriger Anhänger des Kontinentalprogramms war; aber als er bei ſeiner Rück⸗ 
kehr nach Rußland den Vertrag bei Lamsdorff zu ſehen bekam, beſtand er auf 
ſeiner Ablehnung, da er auf Frankreichs Mitwirkung nicht rechnen konnte. 
| 2 Siehe die Erklärung vom 15. Oktober 1904 bei Pribram, Nr. 23. 
Sie bildet Rußlands zweite Rückendeckung im Kriege mit Japan. 
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Umriſſe von Bismarcks erſter Schöpfung, der Dreikaiſerentente, noch 


einmal am Horizont. Die dem Staatenſyſtem als ſolche immanenten 
Kräfte werden für uns erkennbar: das Gewicht Englands, auf die 
Wage Europas gelegt, ruft eine Kriſe hervor, aus der ſowohl das 
Kontinental⸗ als auch das Dreikaiſerprogramm wieder auftauchen, bis 
ſchließlich das Syſtem in einem Zentrum und zwei kooperierenden 
Flügeln Halt gewinnt. | | 
Die Kriſe dauerte nicht lange. Am 28. November (Nr. 52) 
mußte der Kaiſer das Bündnis gegen ruſſiſche Einwendungen, daß 
es mit dem franzöſiſchen unvereinbar ſei, verteidigen. Formell war 
die Abmachung wenig verbindlich, da die Gegenzeichnung der 
Außenminiſter fehlte. Graf Lamsdorff⸗ nahm eine entſchieden ab⸗ 
weiſende Haltung ein, aber auch Bülow machte Schwierigkeiten 


. (wegen der Begrenzung auf Europa). Das Ende war, daß die 


ruſſiſche Regierung bei der nächſten Kaiſerbegegnung (Swinemünde, 
Auguſt 1907) erklärte, ſie könne dem Björkövertrag für die Zukunft 
keine Gültigkeit beilegen; und „dem Erzeugnis einer ſeltſamen un⸗ 
wirklichen Phantaſiewelt, in der man glaubt, mit höfiſchen Geheim⸗ 
traktaten die Geſchicke der Völker lenken zu können, war nur ein 
Daſein in einem verſchwiegenen Archivfach beſchieden“ (Hammann). 

So mißglückte der Verſuch Deutſchlands, wieder die Führung 
in Europa zu übernehmen. Die Führung bleibt bei England, und 


die engliſche Tätigkeit umfaßt bereits alle Ecken des Weltteiles. In 


Skandinavien wird ſeine Hand bei der Auflöſung der ſchwediſch⸗ 
norwegiſchen Union im Juni 1905 im Hintergrund bemerkbar: die 
Union unter der Vormundſchaft des deutſchfreundlichen Schweden 
lag ſolange im engliſchen Intereſſe, als Rußland der Feind war, 
wurde aber ein Hindernis, ſobald Deutſchland der Feind wurde !. 
Auch auf der Balkanhalbinſel miſcht ſich England im Widerſtreit mit 
allen Traditionen ein, ſetzt die Verwandlung des ruſſiſch⸗öſterreichiſchen 
Mandates in Mazedonien in ein internationales durch und ſteht 
in vorderſter Reihe gegen den Sultan. Gleichzeitig verſtärkt es ſeine 
Poſitionen in Mien durch die (vorzeitige) Erneuerung ſeines Bünd⸗ 
niſſes mit Japan am 12. Auguſt 1905 und die Ausdehnung der 
darin enthaltenen Garantien (auf 10 Jahre) auf Indien. Auf 


1 Arnheim (Das Ausland im Weltkrieg, 1920, S. 398) hält die Auf: 
löſung der Union für einen der „erſten großen Erfolge“ der Einkreiſungspolitik 
König Eduards. Beachte in dieſem Zuſammenhang die engliſche Flotten⸗ 
demonſtration in der Oſtſee im Auguſt 1905, aus Anlaß des Gerüchtes, daß 
Deutſchland dort ein „mare clausum“ wünſche. 
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dieſe Weiſe im Rücken gegen alle gefährlichen Eventualitäten geſchützt, 
tritt es als Deutſchlands Nebenbuhler bei deſſen Werbung um Ruß⸗ 
land — dem zweiten und größeren traditionellen Gegner — auf den 
Plan, indem es alle die überlegenen Mittel, welche der politiſche 


Reichtum gewährt, als Mitgift benutzt. 


Realpolitiſch hatte Deutſchland hier keinerlei Ausſichten: es 
hatte nicht mehr zu bieten, als den Verzicht auf die Türkei, aber 
die Türkei bedeutete ja für die Zukunft gerade Deutſchlands größte 
Karte! England hatte in dieſem Punkt ſchon Neigungen zum Ent⸗ 
gegenkommen gezeigt, und dieſe Neigungen wuchſen in demſelben Maße, 
wie die deutſche Bagdadbahn England und Rußland zu gemeinſamer 
Reaktion zuſammenführte. England war jetzt alſo bereit, Kon⸗ 
ſtantinopel preiszugeben, um Indien zu ſichern und Rußland für 
ſein Syſtem zu gewinnen 1. Indien⸗Türkei war hier die unſichtbare 
Plattform der Entente, zu vergleichen mit Agypten⸗Marokko bei dem 
Vertrage von 1904. Als ſichtbare geopolitiſche Baſis dienten die 
aktuellen Reibungszonen Perſien, Afghaniſtan und Tibet. Und die 
Differenz iſt hier, ebenſo wie 1904, ausſchließlich geopolitiſcher Art; 
noch weniger als mit Frankreich ſtand England mit Rußland in irgend⸗ 
welchem ökonomiſchen oder marinepolitiſchen Wettbewerb. Das hier 
geſtellte Problem war mit dem von 1904 durchaus gleichartig. Und 
auch die Löſung war die gleiche, allerdings machte der Umfang der 
Aufgabe den Weg noch ziemlich lang. 

Es wurde ſchon hervorgehoben (oben S. 136), daß die Ver⸗ 
bindung mit Frankreich von vornherein im Zuſammenhang mit einer 
Verbindung mit Rußland gedacht war?. Die Stellung nach dem 
Jahre 1904 — Bündnis mit Rußlands Feind Japan und Entente 
mit Rußlands Verbündetem Frankreich — war unvollſtändig: zwei 
Pfoſten ohne Querbalken. Hier war eine zielbewußte Fortſetzung 
notwendig. Noch deutlicher als ſeinerzeit in Paris ergreift England 
auch in Petersburg die Initiative. Schon im September 1905 
laufen Gerüchte über eine Annäherung um; wir wiſſen jetzt, daß 
das Angebot zu dem Bündnis ungefähr in der Form, in der 


es ſpäter zuſtande kam, damals ſchon fertig war und Witte auf 


ſeiner Heimreiſe von der Friedenskonferenz in Portsmouth vorgelegt 


1 Vielleicht das erſte offene Zeichen dieſer Frontveränderung iſt die Auße⸗ 
rung von Lord Ellenborough im Oberhauſe am 5. Mai 1903: „Ich würde lieber 
Rußland in Konſtantinopel ſehen als ein europäiſches Arſenal im Perfiſchen 
Golf.“ Vgl. Friedjung, S. 340. 

2 Beachte auch Eckardſteins Denkſchrift vom Mai 1903, II, S. 422. 
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wurde!. Aber die Zeit war noch nicht gekommen, die Wunden, die 
Englands Bundesgenoſſe Rußland zugefügt hatte, bluteten noch zu 
ſtark; indes die Saat war ausgeſät und keimte im Boden. Während⸗ 
deſſen bereitete ſich England auf Algeciras dadurch vor, daß es ſeine 
Poſition im Weſten verſtärkte: „conversations d’ordre militaire“ 
um die Jahreswende mit Frankreich — Sir Edward Greys neue, 
mehr „unverbindliche“ Methode —, daneben „Conventions anglo- 
belges“ zu Neujahr 19062. Algeciras wurde zu einer Generalprobe 
für das Großmachtſyſtem in der Form, in der es ſich ſpäter im 
Verlauf des Weltkrieges zeigte; die Beziehungen Italiens zu dem 
anderen Lager wurden offenbar, Rußland zeigte ſich auch mehr dorthin 
gezogen, Oſterreich⸗Ungarn ſtand mit Deutſchland allein. Die Sinai⸗ 
Frage zeitigt wieder ein diplomatiſches Zuſammengehen zwiſchen 
England und Rußland, und in Mazedonien rückt Rußland mehr und 
mehr von Oſterreich-Ungarn ab. Ein Milliardendarlehen der Weſt⸗ 
mächte (April) fügt zu allen früheren noch goldene Feſſeln hinzu“. 
Und ſo beginnt das Jahr 1907, das Jahr der Vollendung — 
Reventlows „Entente⸗Jahr“. 

Die Reiſe König Eduards in das Mittelmeer bildet „ein Nach⸗ 
ſpiel zu der diplomatiſchen Heerſchau“ Englands in Algeciras 
(Hashagen) und eine Rekognoszierung ſchwacher Punkte in der 
gegneriſchen Stellung. Oſterreich⸗Ungarn ſtand zwar feſt, aber man 


I Das Belgiſche Zirkular IV Nr. 6 vom 18. März 1912 erwähnt ein 
Interview mit einem hohen Diplomaten, wahrſcheinlich Witte ſelbſt, der äußert, 
daß Witte in Paris mit einer Einladung nach London und einem ſchriftlichen 
Entwurf für eine „entente anglo-russe relative a l' Afganistan, au 
Tibet, à la Perse et au golf persique“ empfangen wurde. Der Plan 
dürfte vom König Eduard ſelbſt unter Beratung durch den ruſſiſchen Bot⸗ 
ſchafter Benckendorff ſkizziert fein; ſiehe auch Oncken in: Deutſchland und der 
Weltkrieg, S. 561. — Gegen Ende 1905 erwartete man in Deutſchland einen 
engliſchen Angriff, ſiehe Belg. Zirkular II, Nr. 26, vgl. Nr. 29. 

2 Siehe über dieſe noch nicht völlig aufgeklärten Manipulationen Oncken, 
a. a. O. S. 565 ff. Beachte die Übereinſtimmung in dem Briefe des „blesse 
d' Anvers“ von 1915, der auf die Waffenbrüderſchaft von 1906 anfpielt, und 
Englands neue Heeresorganiſation im Juli 1906 mit ihrer „expeditionary 
force“ — in beiden Fällen genau 160 000 Mann. Greindl äußert ſich ſcharf 
über dieſe einſeitigen Abmachungen, ſiehe 5. April 1906, Akten Nr. 17, vgl. 
Nr. 29 und 113. Die Zirkulare ſchweigen hier, fiehe II, ©. 13. 

3 Wittes Erinnerungen enthalten verſchiedenes über dieſe Anleihe, bei 
der Deutſchland ſeine Mitwirkung, wie 1887 zu Bismarcks Zeit (ſiehe Heft 1, 
S. 50 Anm. 1) ablehnte. Die Anleihe wird auch in dem Belg. Zirkular II, 
Nr. 37 erwähnt. | 


We ee, Se 


150 Rudolf Kjellen [454 


wird einen Zuſammenhang mit Englands welthiſtoriſchem Spiel auch 
in der öſterreich⸗ungariſchen Unionsfrage ſehen dürfen, die 1906 
akut wird und zu einer bedeutenden Schwächung der Monarchie 
führt. Auch Italien ſtand dem äußeren Anſchein nach feſt, inſofern 
nämlich der kritiſche Juni 1906 ohne Aufkündigung des Dreibundes 
vorbeiging, der ſich damit automatiſch auf weitere ſechs Jahre ver⸗ 
längerte; aber ſo wie die Sachen ſtanden, war das geradezu ein 
Vorteil für die Entente. Ein poſitives Ergebnis hingegen brachte 
die Reiſe nach Spanien, durch das Mittelmeerabkommen vom 
16. Mai 1907, den erſten Beitrag des Jahres zu dem Syſtem der 
Koalitionen, zugleich dem erſten Abkommen von dem eigentüm⸗ 
lichen King Edward⸗Typ, den man als „Status-quo⸗Entente“ be⸗ 
zeichnen könnte: völkerrechtliche Beſtätigung eines Teiles des geltenden 
Völkerrechtes. Das Abkommen, in der Form von vier inhaltlich 
gleichlautenden „Deklarationen“ !, bezweckt, die ſchon beſtehende 
„bonne entente“ zwiſchen England, Frankreich und Spanien zu 
befeſtigen; die geographiſche Plattform iſt das Mittelmeer und „la 
partie de l' Atlantique qui baigne les cötes de l'Europe et ds 
Afrique“; die Methode der Sicherung beſtand in der Verpflichtung 
der Vertragsteile, im kritiſchen Falle „entrer en communication“ 
und „se concerter“. 

Hiermit war Spanien endgültig aus feinem alten Zuſammen⸗ 
hang mit dem Dreibund ausgeſchieden und in das engliſche Syſtem 
eingeſpannt?. Kein Monat verging, bis hierzu eine franzöſiſch⸗ 
japaniſche Entente vom 10. Juni kam, ein einzelnes 
„arrangement“ auf der geographiſchen Baſis China, in welchem 
die Garantien zu der Pflicht „to support each other“ erweitert 
wurde: ein Ausgleich zwiſchen dem ökonomiſchen Intereſſe Japans 
(Zugang zu Indochina und dem franzöſiſchen Anleihemarkt) und dem 
politiſchen Intereſſe Frankreichs (Befreiung von Weiterungen für 


— 


1 Eine von Madrid nach London, eine von Madrid nach Paris, eine von 
London nach Madrid und eine von Paris nach Madrid; ſiehe die Urkunden 
ſammlung von Albin, wo ſich auch ein kommentierendes Rundſchreiben von 
Pichon vom 6. Juni ſindet. In dieſer Note werden als unter die Garantie 
fallend beſonders die ſpaniſchen Inſeln im Mittelmeer und die freie Verbindung 
Frankreichs mit Nordafrika erwähnt. 

2 Über die Unruhe innerhalb und außerhalb Deutſchlands ſiehe Greindls 
Bericht vom 22. Juni in Belgiſche Akten Nr. 35 (beachte den Ausruf Mühl⸗ 
bergs). Spanien wurde nun eine der Stützen Englands auf der Konferenz im 
Haag, Zirkular II, S. 38, vgl. S. 39 —, nachdem es ſich ſchon 1904 endgültig 
im Sinne der Weſtmächte orientiert hatte, Tardieu, S. 122. 
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die Rußland im Kriege gewährte Unterſtützung). Englands Ver⸗ 
mittlung bei der Behebung dieſer franzöſiſchen Sorgen vermehrte 
Frankreichs Abhängigkeit in Europa, jo daß die belgiſchen Beobachter 
die ganze Regelung als „une habile manouvre anglaise“ bezeichnen 
konnten !. a 

Nach der Darſtellung einer japaniſchen Zeitung? iſt der Zu⸗ 
ſammenhang ſo, daß die franzöſiſch⸗japaniſche Verbindung die eng⸗ 
liſch⸗japaniſche zum Vater und die engliſch⸗franzöſiſche zur Mutter 
habe; jetzt faßt man eine engliſch⸗franzöſiſch⸗ ruſſiſch⸗japaniſche 
Quadrupelallianz ins Auge. Der nächſte Schritt dazu iſt die 
ruſſiſch⸗japaniſche Entente vom 30. Juli, ebenfalls eine 
Einzelabmachung („convention“), im ganzen eine Kopie der franzöſiſch⸗ 
japaniſchen Entente. Das bedeutet, daß von 1905 her kein Stachel 
mehr bei den Partnern zurückgeblieben iſt. Damit iſt Japan voll⸗ 
ſtändig „an die Entente gekettet“ ?. Es iſt die letzte Maſche des 
Netzes auf der öſtlichen Seite. 

Die japaniſche Zeitung denkt ſich, von ihrem Standpunkte aus, 
das Netz über China geworfen. Für den engliſchen Horizont war 
das Objekt natürlich Deutſchland. Man ſieht, wie ſyſtematiſch das 
Netz um die beiden, urſprünglich freiſtehenden ſtarken Drähte 
Paris — Petersburg (1891) und London — Tokio (1902) geſponnen 
wird; zunächſt London — Paris 1904, darauf Paris — Tokio 1907 und 
Petersburg — Tokio 1907. Eine einzige Verbindung fehlt: London — 
Petersburg. Auch ſie wird jetzt fertig. Am 31. Auguſt 1907 wird 
die engliſch⸗ruſſiſche Entente unterſchrieben, als die letzte 
Maſche in einem diplomatiſchen Kunſtgewebe ſondergleichen. 

Ihre Form läßt ſofort das große Muſter von 1904 erkennen. 
Auch hier ſehen wir drei verſchiedene Verträge: I. „Arrangement“ 
über Perſien; II. „Convention“ über Afghaniſtan; III. „Arrangement“ 
über Tibet“. Den Abmachungen liegt wieder das Kompenſationsprinzip 


I1FLeghait in Belgiſche Akten Nr. 33, vgl. Zirkular II, Nr. 73, 75, 86; 
„une partie intégrante d'un syst&me d' arrangements“, Tardieu, S. 272. 

2 Zitiert bei Aubert, Americains et japonais (1908), S. 409 Anm. 
über dieſen Zuſammenhang ſiehe auch Tardieu, S. 268 ff. 

3 Herre, Weltpolitik und Weltkataſtrophe (1916), S. 86. Daß es Ruß⸗ 
land möglich war, auf die Revanche für 1905 zu verzichten, beruhte auf einem 
Frieden, der Rußland weder einen Fußbreit eigenen Bodens noch eine Kopeke 
koſtete, Tardieu, S. 266. 

1 Hieran ſchließen ſich zwei Anhänge oder Zuſätze: eine gemeinſame Ur⸗ 
kunde über Englands Verpflichtung, nach drei Jahren das Tjumbital zu räumen 
(A) und eine gleichlautende Doppelnote (Nicolſon⸗Jswolſki, 29. Auguſt) betreffend 
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zugrunde, jedoch diesmal nicht jeden Akt für ſich betrachtet, ſondern jo, 
daß Rußland Desintereſſement im zweiten Vertrage durch das Des⸗ 
intereſſement Englands im dritten auſgewogen und der gerechte Ausgleich 
im übrigen durch eine Intereſſenabgrenzung im erſten hergeſtellt wird !. 
Bekanntlich fiel der ruſſiſche Anteil weit größer als der engliſche aus: 
doppelt ſo groß der Fläche, zehnfach der Einwohnerzahl, ſechsfach dem 
Werte nach?. Die Kritik in England (Curzon) richtete ihren An⸗ 
griff natürlich gerade auf dieſen Punkt. Aber dabei werden ſehr 


weſentliche Umſtände überſehen. Der Geſamtvertrag ſelbſt enthält — 


völlig abgeſehen davon, daß die Verträge II und III einen deut⸗ 


lichen Paſſivſaldo für Rußland ergeben — bei genauerem Zuſehen 


einen bedeutſamen Aktivpoſten auf Englands Konto, nämlich im 
Art. 4 des erſten Vertrages, welcher England die Zolleinnahme nicht 
nur aus ſeiner eigenen Intereſſenſphäre, dem Vorland des Perſiſchen 
Golfes, ſondern auch aus Farſiſtan, d. h. deſſen eigentlichem Küſten⸗ 
land (mit Schiras), zuweiſt. Das bedeutet in Wirklichkeit eine Aus⸗ 
dehnung der engliſchen Intereſſenſphäre über die perſiſche Küſte des 


geſamten Golfes. Rußland hat das auch während den Verhand⸗ 


lungen ausdrücklich anerkannt, und die Aufnahme in den Vertrag 
unterblieb lediglich aus äußeren Rückſichten?. Auf dieſe Weiſe, 


die Einſtellung wiſſenſchaftlicher Forſchungsreiſen nach Tibet während derſelben 
Zeit (B); dazu eine kommentierende Note Grey⸗Nicolſon vom 29. Auguſt. — Selt⸗ 
ſamerweiſe iſt der ganze Komplex in keiner Urkundenſammlung vollſtändig ver⸗ 
öffentlicht; im Staatsarchiv ſcheint er ganz zu fehlen, Albin (S. 416 ff.) hat 
im franzöſiſchen Text Teil I bis III und Greys Note, Recueil Martens⸗Triepel 
hat (I, 8 ff.) ebenfalls nur Teil I bis III in franzöſiſcher Sprache und den Ans 
hang B, Geographen⸗Kalender hat den engliſchen Text und Annex A. Irgend⸗ 
welche Geheimartikel find hier bis jetzt nicht bekannt und dürften auch nicht 
beſtanden haben, andernfalls hätte die ruſſiſche bolſchewiſtiſche Regierung nicht 


unterlaſſen, fie zu veröffentlichen. 


1 Unter dem Geſichtspunkt der Kompenſation zerfallen die betroffenen 
Länder in vier Kategorien: 1. Tibet, gegenſeitiges Desintereſſement; 2. Afgha- 
niſtan und Südperſien, engliſche Intereſſenſphäre; 3. Nordperſien, ruſſiſche 
Intereſſenſphäre; 4. Mittelperſien, gemeinſame Intereſſenſphäre (nicht neutrale, 


beachte 1, 3). 


2 Nach Statesman's Yearbook hatte der ruſſiſche Anteil 0,78 Mill. qkm, 
6,9 Mill. Einwohner und 3 Mill. Pfund Zolleinnahmen, während der engliſche 
auf 0,35 qkm, 0,69 Mill. Einwohner und ½ Mill. Pfund Zolleinnahmen ge⸗ 
ſchätzt wurde. Hierbei iſt indes zu beachten, daß auf Englands Anteil auch noch 
die Einnahmen aus Fiſcherei, Poſt und Telegraphen kommen (, 4). Die mittlere 
Zone wird a. a. O. auf 0,48 Mill. qkm und 1,9 Mill. Einwohner berechnet. 

2 Man wollte lediglich die Landſtriche aufnehmen, die unmittelbar an die 


. . 


*. 
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teils offen, teils verdeckt, hat England mithin Rußland vom Indiſchen 
Ozean völlig abgeſchnitten und feine Linie Kairo — Kalkutta geſichert. 
Schon lokal iſt dieſer Gewinn alſo beträchtlich größer, als es auf 
den erſten Blick nach dem Vertrage ſcheinen könnte. Aber das 


Schwergewicht der Beurteilung liegt hier, ebenſowenig wie 1904, 


innerhalb der Grenzen des Vertragswortlautes. Auch hier iſt das 
Verborgene wichtiger als das Offenbare. Und damit erhöht ſich 
die Einſicht in das reine Spezialabkommen. 

Die generelle Entente kommt hier ſchon äußerlich in mehr 
Momenten zum Ausdruck als 1904: ſo in I. 3, betreffend gegenſeitige 
vorgängige Verſtändigung über Konzeſſionen in der neutralen Zone, 
ſo in I. 5, betreffend „friendly exchange of ideas“ vor der Be⸗ 


ſitzergreifung der Intereſſenſphären, ferner II. 4, betreffend Über⸗ 


einkommen über Handelsagenten in Afghaniſtan, III. Anhang A, 
betreffend neuen „friendly exchange of ideas“ über die Verlänge⸗ 


rung der engliſchen Beſetzung Tibets. Zwar liegt das alles innerhalb 


eines wohlbegrenzten geographiſchen Rahmens, genau ebenſo wie 
beim Art. II. 9 von 1904; und wenn wir auf die Etikette des Ganzen 


ſehen, ſo wird da als Ziel der Verbindung die Beſeitigung aller 
Mißverſtändniſſe „auf dem aſiatiſchen Kontinent“ angegeben. Die 


Wortführer der Entente ſind alſo auch hier formell im Recht ge⸗ 
weſen, wenn fie von einem „auvre de sagesse coloniale plus 
que de précaution européenne“ ſprachen und Deutſchland die 


Schuld daran gaben, daß die Entwicklung einen ihren eigenen Ab⸗ 


ſichten entgegengeſetzten Gang nahm !. 

Aber wir haben jetzt genug hinter die Kuliſſen geſehen, um 
dieſes Gaukelſpiel mit der Wahrheit zu verlaſſen. Wir begreifen 
und wiſſen, daß hinter der im Vertrage geregelten offenen Ver⸗ 
ſtändigung in Aſien eine Verſtändigung in Europa verſteckt lag, 
d. h. zunächſt bezüglich des Balkanſchauplatzes; ohne eine ſolche 


„territorialen Beſitzungen“ der Partner angrenzten: ſo Greys Note, vgl. 
Trubetzkoj, S. 89. Die Angelegenheit berührte übrigens auch die Türkei und 


Deutſchland der Bagdadbahn wegen, Tardieu, S. 287. 


1 Erſt hinterher, „par suite de la persistance de la mauvaise humeur 
allemande, on en vint & Londres et & Petersbourg à songer que l’accord 
colonial pouvait devenir le principe d'une collaboration européenne“, 
Tardieu, S. 295. Beachte die Korreſpondenz zu Spenders Gedankengang 
über die Entente von 1904 (oben S. 141). Vgl. damit Greindls Ausführungen 
vom 8. Juni 1906 (Zirkular II, Nr. 44, S. 122): England habe von dem ge⸗ 
lähmten Rußland ſelber nichts zu fürchten und nichts zu hoffen, alſo müſſe die 
Iſolierung Deutſchlands das eigentliche Ziel Englands ſein. 0 


eee 
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war Rußland, wenngleich durch Krieg und Revolution zerfleiſcht, 
nicht von Deutſchlands Seite fortzulocken. Englands ganz übermäßig 
großer Hauptgewinn liegt eben darin, daß es Rußland endgültig von 
dem deutſchen Syſtem getrennt und in das eigene eingefügt hatte, 
womit die diplomatiſche Iſolierung Deutſchlands vollendet war. 

Dies iſt der Triumph der britiſchen Diplomatie, daß ſie zum 
zweiten Male eine generelle Entente erreicht hatte, ohne daß dies 
zum buchſtäblichen Ausdruck kam. Die Methode, einzelne Steine 
des Anſtoßes zu beſeitigen, erwies ſich in der Tat als fruchtbar. 
Ganz vollſtändig wirkte ſie freilich nicht; ebenſo wie man 1904 von 
Syrien ſchwieg, ſo ging man 1907 der Dardanellenfrage aus dem 
Wege. Aber das Entſcheidende iſt hier wie ſtets der Geiſt der Ab⸗ 
machungen: der Wille zur Verſtändigung. Die Ententeverträge von 
1904 und 1907 gehören zu jener Spezies der politiſchen Therapie, 
welche darauf ausgeht, alle kleinen ſchädlichen Einflüſſe zu beſeitigen 
und ſich im übrigen auf die eigenen e Kräfte des Orga⸗ 
nismus zu verlaſſen. 

Lange getrennte Ströme hatten ſich ſo vereinigt. Und damit 
bricht das Dunkel über Europa herein. Bevor England Partei er⸗ 
griffen hatte, fiſchte Frankreich in den Quellen des Nil und Ruß⸗ 
land im Gelben Meere, und Europa hatte Ruhe. England führte 
Frankreich 1904 zu dem einen Schreckgeſpenſt Europas, Marokko, 
und gleich ſehen wir Gewitterwolken von dieſer Seite her auf⸗ 
ſteigen. Im Jahre 1907 hat es Rußland zu dem zweiten, dem 
Balkan, geführt, und damit verfinſtert ſich auch dieſer Horizont. 


So iſt Unruhe über den ganzen Erdteil gekommen, in ſchneidendem 


Mißklang mit Lansdownes ſchönen Hoffnungen auf „international 
goodwill and preservation of the general peace“, als Ergebnis 
der erſten Entente (Note vom 8. April 1904). Die Unruhe tritt 
mit dem Augenblicke ein, in dem England die Führung übernimmt; 
ein entſcheidender Beweis dafür, wo die Quelle der Unruhe zu 
ſuchen iſt. 

Die Parteien ſelber bewegen ſich freilich noch immer in der Ein⸗ 
bildung — oder tragen die Maske zur Schau —, daß die Ententen, 
ſoweit ſie über die Bedeutung rein lokaler Angelegenheiten hinaus⸗ 
gehen, lediglich dem Gleichgewicht dienen; ſo iſt die dahin führende 
Politik für Tardieu 1909 nur „une lutte pour l’&quilibre*, 
und die daraus ſich ergebende Politik 1907—1911 für Hanotaux 
1912 nur „une politique d’&quilibre“. Zugunſten dieſer Auße⸗ 
rungen läßt. ſich ſagen, daß das Gleichgewicht in der Tat durch 
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Rußlands Krieg und Revolution nach 1905 ernſtlich gefährdet war. 
Es ſtand bloß zu befürchten, daß das Übergewicht auf der einen 
Seite ſich in ein ſolches auf der andern verwandeln würde, falls 
man Englands Gewicht auf die Wagſchale legte. Im Grunde war 
dieſes Ergebnis nur eine Frage der Zeit, davon abhängig, in welchem 
Tempo ſich die Wiederherſtellung Rußlands, die 1907 ſchon im 
vollſten Gange war, vollzog. 

Entſcheidend iſt, daß ſich „bisherige Reibungsflächen“ in „gegen⸗ 
ſeitige Rückendeckungen“ (Reventlow, S. 291) verwandelten. 
Deutſchlands Feinde, die bisher alle nach zwei oder gar drei Seiten 
Front zu machen hatten, haben ſämtlich fortan nur eine Front: gegen 
Deutſchland. Die Konſtellation findet ihre Parallele 150 Jahre vor⸗ 
dem, als Kaunitz, der „Kutſcher Europas“, die Erbfeinde Oſterreich 
und Frankreich, zu denen ſich in der Folge noch Rußland geſellte, 
gegen das aufſtrebende Preußen ausſöhnte. Das Ergebnis war 
damals der Siebenjährige Krieg. Englands König Eduard VII. zog 
ſich jetzt dieſelbe Livree an — und das Ergebnis war der Weltkrieg. 


Sechſtes Kapitel 
Entſpannung und neue Spannung!. 1908 — 1914 


Von dem Abſchluß des Dreiverbandes im Jahre 1907 an war 
das Koalitionsſyſtem des Weltkrieges in Wirklichkeit fertig. Was 
die ſieben übrigen Jahre noch ausfüllte, waren nur noch Arbeiten, 


1 Literatur: I. Quellen: Die Sammlungen von Staatsverträgen, ins⸗ 
bejondere Staatsarchiv Bd. 86, S. 112—252 (Balkanereigniſſe 1912/1913); 
Belgiſche Aktenſtücke; Zur europäiſchen Politik (Zirkulare) III, 1908— 1911 und 
IV, 1912—1914; Bogilewil, Kriegsurfachen, 1919 (ſerbiſche Dokumente); 
Deutſchland ſchuldig? Weißbuch 1919, S. 93—159 (Akten aus der bosniſchen 
und Balkankriſe 1908—1913); Niemeyer⸗Strupp, Die völkerrechtlichen Ur⸗ 
kunden des Weltkrieges I (1916), S. 155—209 (Akten aus den engliſch⸗deutſchen 
Verhandlungen 1912—1914); Müller: Meiningen, Diplomatie und Weltkrieg 
I (1917), S. 269 —400 (Der Dreiverband und ſeine Geſchichte). 

II. Memoiren: Bülow; Hammann; Bethmann Hollweg, Be⸗ 
trachtungen zum Weltkriege I, 1919 (vornehme Darſtellung, wichtiger durch wohl⸗ 
abgewogene Urteile als durch tatſächliche Enthüllungen); Jagow, Urſachen und 
Ausbruch des Weltkrieges, 1919 (recht wenig bietend); Helfferich, Die Vor⸗ 
geſchichte des Weltkrieges, 1919 (wichtig beſonders für die deutſch⸗engliſchen Ver⸗ 
handlungen); Tirpitz, Erinnerungen, 1919 (eine bedeutſame Quelle für Tat⸗ 
ſachen wie für Anſchauungen); John Fiſher, Memories, 1919; Haldane, 
Before the wur, 1920 (Hauptquelle für die engliſchen Gedanken bei den Ver⸗ 
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um die Entente auszubauen, und Verſuche, ſie auf diplomatiſchem 
Wege zu ſprengen. Wir müſſen uns hier auf eine ganz ſummariſche 
Überſicht beſchränken und werden nur die neuen, in den letzten Zeiten 
erſt bekannt gewordenen Tatſachen beſonders hervorheben. 

Der erſte Schritt zum Dreiverband, 1904, hatte die erſte Ge⸗ 
fahr für den Weltfrieden heraufgeführt, die Marokkokriſe von 1905; 
der zweite Schritt von 1907 führte zu der zweiten Gefahr, der 
bosniſchen Kriſe 1908/1909. Beide Male ging die Aktion dem 
Anſchein nach von den Zentralmächten aus, von Deutſchland in 
jenem, von Oſterreich⸗Ungarn in dieſem Falle, und beide Male ge⸗ 
ſchah es nach einer vorangegangenen Provokation (Kohlenfrage — 
jungtürkiſche Revolution). Beide Male verſchlimmerte ſich die Kriſis 
durch das Eingreifen Englands: im Jahre 1905 franzöſiſcher als 
die Franzoſen, im Jahre 1909 ruſſiſcher als die Ruſſen, erſcheint 
die engliſche Regierung beide Male zu Konſequenzen bereit, die aus 
dem Ententevertrag keineswegs entſpringen. 

Zug und Gegenzug in dem neuen Balkandrama folgten ſchnell 
aufeinander. Ahrenthals „Sandſchakbahn“ zu Neujahr 1908, 
Rußlands Aufkündigung der Balkanentente von 1897 im März, 
die Begegnung in Reval am 9. Juni mit der mehr oder minder 
förmlichen Ausdehnung der engliſch⸗ruſſiſchen Entente auf Mazedonien 
und die geſamte türkiſche Welt!, Oſterreich⸗Ungarns diplomatiſche 
Vorbereitungen in Italien und Rußland im September, die Annexion 


ſelbſt im Oktober, im Anſchluß daran die akute Kriſis bis zum März 


1909, wo Deutſchland ſeine effektive Demarche in Petersburg vor⸗ 
nahm. Es findet ſich eine ganze Reihe von Beweiſen für Englands 
Kriegsbereitſchaft im damaligen Augenblick, und es ſcheint außer 


handlungen); Lichnowsky, Meine Londoner Miſſion 1912—1914, erſchienen 1919 
(enthält eine Reihe tatſächlicher Aufklärungen); R. Poincaré, Les origines 
de la Guerre, 1921. 

III. Bearbeitungen: Oncken in: Deutſchland und der Weltkrieg, 
S. 572— 621; Hashagen II, 1916; Molden, Graf Ahrenthal; Pribram, 
Der Konflikt Conrad» Ahrenthal, Öfterreichifche Rundſchau 1920, S. 93—117; 
Rohrbach, Rußlands Schuldanteil, Deutſche Politik 30. Juli 1920, vgl. ebd. 
5. November 1920; Hanotaux, La politique de l’&quilibre, 1912; Fernand 
Roches, Manuel des origines de la guerre, 1919; Cook (oben S. 322 Anm); 
Ruſſel (oben S. 135 Anm.); Begbie, The vindication of Great Britain, 
1916; Loreburn, How the war came, 1919. 

1 über das „Curzonſche Memorandum“ ſ. Mäller- Meiningen, S. 356. 

Vgl. Hammann, Um den Kaiſer (1920), S. 47, und Belgiſche Zirkulare III, 
Nr. 16 bis 18. Unzweifelhaft hat man hier auf die Möglichkeit ſpekuliert, Sum 
Öfterreich-Ungarn von Deutſchland zu trennen. 
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Zweifel geſtellt, daß die „Legende“ von dem deutſchen Fauſtſchlag 
auf den Tiſch nur ein Erzeugnis engliſcher Propagandakunſt zur 
Anfachung des Panſlawismus iſt !. | 

Hier berühren wir das erſte politiſche Ergebnis unſerer Unter⸗ 
ſuchung. Das Aufflammen des Panſlawismus nach einer Ruhezeit 
von einem halben Menſchenalter, als Folge der bosniſchen Kriſe, 
iſt eine deutliche Parallelerſcheinung zu der Renaiſſance des Re⸗ 
vanchismus als Folge der Marokkokriſe von 1905. Die Kriſen gehen 
vorüber, aber die böſen Geiſter, die ſie aufweckten, wollen ſich nicht 
wieder zur Ruhe legen. Indeſſen gab es in Europa noch einen 
ähnlichen Geiſt des Unfriedens, den Irredentismus, den Totengräber 
des Dreibundes; und als ein weiteres bedeutſames Ergebnis der 
bosniſchen Kriſe haben wir zu verzeichnen, daß auch er ſich jetzt zu 
rühren beginnt. Die Annexion Bosniens führte ja zu dem Gedanken 
an den Kompenſationsparagraphen im Dreibundsvertrag von 1887. 
Wir wiſſen jetzt, daß Italien während der damaligen Verhandlungen 
ausdrücklich auf deſſen Anwendung auf das Okkupationsgebiet und 
jedenfalls auf das Trentino als Kompenſationsobjekt Verzicht ge⸗ 
leiſtet hatte (oben S. 151); gleichwohl tauchten jetzt dahingehende 
Gerüchte auf (oben S. 151 Anm. 2), und die italieniſche Regierung 
konnte ſich von Intrigen nicht fernhalten („Donau⸗Adria⸗Bahn“ gegen 


„Sandſchakbahn“), welche Italien auch mit Rußland in nähere Ver: 


bindung brachten. Schon im Dezember 1908 wird die Annäherung 


1 Siehe die Note von Pourtales vom 1. April 1909 bei Müller-Meiningen, 
S. 354 f., über den Arger des engliſchen Botſchafters (Nicolſon) über Rußlands 
Nachgeben („die internationale Ehre ſei aber doch noch mehr wert als der Friede“). 
In einer zweiten Note vom 5. April (daſelbſt S. 353) wird geſagt, daß Grey auf 
Befragen erklärt habe, er habe den Eindruck, „daß die öffentliche Meinung in 
England genügend vorbereitet geweſen fei, um der Regierung ein Eingreifen 
Englands an Seiten Rußlands im Kriege zu ermöglichen“. Vgl. belgiſche Note 
von Paris vom ſelben Tage (Zirkular III, Nr. 58): „il résulte de renseigne- 
ments puisés à la meilleure source que tant à Paris qu'à Londres des 
engagements étaient pris pour soutenir la Russie, si la guerre avait éclaté; 
tout était réglé pour se mettre rapidement en campagne.“ Im Anfang 
der Kriſe ſcheint England eine gewiſſe Zurückhaltung gezeigt zu haben, ſiehe die 
ſerbiſche Note vom 16. Oktober 1908 bei Bogilewit Nr. 14 („Deutichland 
ſchuldig? S. 110 f., vgl. S. 117). — Daß Rußland den Draht nach Berlin nicht 
für abgeriſſen hielt, geht aus einem „Vortrag beim Zaren“ vom 17. Mai 1909 
hervor, der 1917 unter den Geheimakten veröffentlicht iſt und ausdrücklich be⸗ 
zweckt, die „Legende“ von dem Schlag auf den Tiſch zu widerlegen. Debidour 
(I, S. 123) vergleicht die Geſte Pourtalès' in Petersburg 1909 mit jener Radolins 
in Paris 1905. 


Bar en ee rr 
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als „eine vollzogene Tatſache“ bezeichnet!; fie wurde ſpäter durch 
die Monarchenbegegnung in Racconigi und- die italieniſch⸗ruſſiſche 
Entente vom 24. Oktober 1909 beſiegelt, einen Ausgleich zwiſchen 
den Dardanellen und Nordafrika, in welchem die belgiſchen Be⸗ 
obachter ſofort einen neuen Sieg der gegen Deutſchland gerichteten 
Einkreiſungspolitik ſahen ?. 

Italien iſt alſo jetzt auch auf dem Balkanſchauplatz zum feind⸗ 
lichen Lager zu rechnen. Und das Spiel dort unten iſt mit der 
bosniſchen Aktion keineswegs beendet. In unmittelbarem Zuſanmen⸗ 
hang damit entſteht, als ein Hauptſchachzug von ruſſiſcher Seite, der 


Gedanke an einen Balkanbund (Jswolſki am 25. Dezember 1908), 


anfänglich auf der Baſis der türkiſch⸗bulgariſchen Freundſchaft und 
alſo einſeitig gegen Oſterreich⸗Ungarn gerichtet, jedoch, nachdem die 
Türkei im Herbſt 1909 einen Frontwechſel vorgenommen hatte und 
in das Fahrwaſſer des Dreibundes zurückgekehrt war, mit einer 
zweiten Spitze gegen die Türkei. Falls wir uns auf die Echtheit 
eines Aktenſtückes bei Bogisewis (Beilage Nr. 1) verlaſſen dürfen, 


ſo wäre der Plan ſchon im Dezember 1909 bis zu einem ſtreng 


geheimen Offenſivbündnis zwiſchen Rußland und Bulgarien gediehen 
geweſen, deſſen Artikel 5 die unglückverheißende Einleitung hat: „daß 
die Verwirklichung der hohen Ideale der ſlawiſchen Völker ... nur 
nach einem günſtigen Ausgang des Kampfes Rußlands mit Deutſch⸗ 


land und Oſterreich⸗Ungarn möglich iſt.“ Man ſieht, daß der neue 


Bündnisgedanke jetzt in den Dienſt des Panſlawismus tritt. Nicht 
ohne Zuſammenhang mit Racconigi hat die ruſſiſche Orientpolitik 
eine veränderte Richtung eingeſchlagen: über Konſtantinopel nach 
Wien ſtatt umgekehrt (Hashagen) —, natürlich um ſich von dem 
zerſchmetterten Wien wieder nach Konſtantinopel zu wenden. 

de 


Während dieſer ganzen Entwicklung halten Deutſchland und 
Oſterreich⸗Ungarn, von Italien in Bosnien wie in Marokko verraten, 


Tittoni am 4. Dezember in der Deputiertenkammer, Schultheß, 
S. 363 ff.; Iswolſki in der Duma am 25. Dezember, ebenda S. 404. Über 
das Mißtrauen der Verbündeten gegen Italien fiehe Belgiſche Akten Nr. 59 
(17. April 1909). 

2 Belg. Zirkular III Nr. 79 und S. 28. Daß Racconigi wirklich zu einer 
ſchriftlichen Abmachung führte, wird durch die ruſſiſchen Enthüllungen bewieſen, 
ſiehe Bethmann Hollweg, S. 76, vgl. S. 151, und „Deutſchland ſchuldig?“ 
S. 189. — Racconigi ging ein mißglückter italieniſcher Verſuch, die Balkan⸗ 
halbinſel in drei Intereſſenſphären einzuteilen, voraus, ſiehe Pribram, S. 271. 


463] Die Koalitionspolitik im Zeitalter 1871—1914 159 


einander die Treue als „brillante Sekundanten“. Der immer ſtärkere 
politiſche Druck hat ſie jetzt zu einem Block zuſammengeſchweißt, den 
ſogar Englands Diplomatie nicht länger hoffen kann von innen 
heraus zu ſprengen!. Der Ausgang der Kriſe zeigte noch einmal 
die Stärke und Einigkeit beider Länder gegenüber aller Welt. Aber 
zugleich deutete das Nachſpiel auf eine ſchlimme Zukunft. Man 
konnte nicht umhin ſich zu ſagen, daß der Ausgang den Charakter 
eines Pyrrhusſieges hatte, ſolange die Gruppierung des Staaten⸗ 
ſyſtems in der Lage von 1907 beharrte. 

Bülow ſelber hat ſpäter (Deutſche Politik, S. 130 f., 15 
S. 83) mit klaſſiſcher Klarheit die Situation gezeichnet: „Zwiſchen 
franzöſiſch⸗engliſcher Entente und Zweibund mußten wir einen ſchmalen 
Weg gehen, der ſchmäler wurde, als die franzöſiſch⸗engliſche Entente 
ſich zur Triple⸗Entente weitete, und nur mit angeſtrengteſter Vor⸗ 
ſicht gangbar blieb, als England uns durch ein Netzwerk diploma⸗ 
tiſcher Kombinationen zu iſolieren verſuchte.“ Dem Beobachter drängt 
ſich jetzt die Frage auf: Tat nun Deutſchland nichts (nach Björkö), 
um die drohende Gefahr abzuwehren? Saß es mit gekreuzten 
Armen zu Seiten des treuen ee und erwartete ſein 


Geſchick? 


„ Zwei Wege waren möglich, jener en militäriſchen Gewalt und 
jener der diplomatiſchen Abwehr. Daß der Gedanke an den erſten 
aufkam, dürfte ſich aus der alldeutſchen Preſſe unſchwer nachweiſen 


laſſen; aber in der verantwortlichen deutſchen Politik war jegliches 


unprovozierte Betreten dieſes Weges während der ganzen Zeit in den 
Bann getan. Dasſelbe iſt am Ballplatz der Fall geweſen; wir 
wiſſen jetzt, daß der Generalſtabschef Conrad 1907 und 1908 ſowie 
ſpäter gegen Ende von 1911 in amtlichen Schriften den Präventiv⸗ 
krieg gegen Italien empfohlen hat, daß aber Ahrenthal ebenſo be⸗ 
ſtimmt den Gedanken abwies?. Hier hätte es ja außerdem nicht 
die Durchbrechung des äußeren Ringes gegolten, ſondern die Ab⸗ 
rechnung mit dem verdächtigen Genoſſen im eigenen Lager. Als Drohung 
gegen den Weltfrieden ließ ſich alſo Conrads aktives Programm in 


keiner Beziehung mit dem entſprechenden engliſchen vergleichen, jenem 


des Chefs der Admiralität John Fiſher, das auf nichts Ge⸗ 
ringeres abzielte, als im tiefſten Frieden die deutſche Flotte in Kiel 


— U 


1 Siehe indes Belgiſches Zirkular III, S. 28 f., für Anfang 1910. 
2 Siehe Pribram, Geheim verträge, S. 268 f. und 281, ſowie Der Kon⸗ 


flikt Conrad⸗Ahrenthal, a. a. O. 
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aufzuſuchen und zu zerſtören; der Admiral ſelbſt iſt ſchamlos genug 


geweſen, in ſeinen Erinnerungen mitzuteilen, wie er im März 1908 
den König Eduard in dieſer Richtung zu beeinfluſſen ſuchte 1. Der 
Plan blieb ſeinerzeit Deutſchland nicht unbekannt? und war freilich 
wenig geeignet, das deutſche Vertrauen in die Lage zu ſtärken, ſelbſt 
wenn Downing Street natürlich von ſolchen Methoden Abſtand nahm. 

So blieb für Deutſchland nur übrig, den Kampf in der gleichen 
diplomatiſchen Arena aufzunehmen, in der er von England begonnen 
war. Und Deutſchland hat nicht unterlaſſen, ſich in dieſer Weiſe 
zur Wehr zu ſetzen. Wenn England das Subjekt in dem Kapitel 
der Ententen iſt, ſo iſt Deutſchland das Subjekt in dem Kapitel der 
Detenten, welches die Jahre 1909 — 1914 ausfüllt, bekanntlich aber 
mit geringerem Geſchick und Erfolg. 

Der unmittelbaren Entſpannungsaktion geht eine beſſer geglückte 
Aktion voraus, unternommen zu dem Zweck, wenigſtens eine Seite, 
den Norden, freizuhalten. Schon der bekannte ſogenannte Optanten⸗ 
vertrag zwiſchen Deutſchland und Dänemark im Januar 1907 mildere 
die in dieſer Richtung beſtehende Spannung; nunmehr wiſſen wir, 
daß er das Ergebnis einer Politik war, die auf nichts Geringeres 
hinauslief, als Dänemark aus der engliſchen in die deutſche Inter⸗ 
eſſenſphäre hinüberzuziehen, und die bei der damaligen däniſchen 
Regierung (Miniſterium Chriſtenſen) Widerhall fand. Dänemark, 
loyaler gegenüber den Pflichten der wirklichen Neutralität als das 
damalige Belgien, ſcheint indeſſen das Terrain auch auf der anderen 


Seite ſondiert zu haben (bei König Eduards Beſuch im März 1908), 


und nach dem Miniſterwechſel im Herbſt ließ man die Aktion fallen“. 
Damals nämlich hatte man ein Reſultat erreicht, das Däne⸗ 


1 Memories, S. 4, vgl. S. 187; er gebraucht ſogar den Ausdruck „to 
copenhagen — à la Nelson“. 

2 Siehe den Brief vom 7. Oktober 1907 in Memories, S. 182 (vgl. 38): 
Kaiſer Wilhelm traue den engliſchen Friedensverſicherungen nicht, ſolange „Fisher 
remains“. Fiſher war der Oberſtkommandierende der britiſchen Flotte von 
1904 bis 1910. 

8 Dieſer „tyskerkurs“ in Dänemark wurde erſt im September 1919 wäh. 
rend der Arbeit in der ſogenannten militäriſchen Abwicklungskommiſſion be⸗ 
kannt. Das wichtigſte unter den (jetzt veröffentlichten) Aktenſtücken iſt eine 
Vollmacht des Minifterpräfidenten Chriſtenſen für den Kapitän Lütkens vom 
29. Juni 1906, in der vor dem Abſchluß einer Militärkonvention gewarnt 
wird, „wofern nicht das Land weſentliche Vorteile zum Ausgleich erhalte 
(Schleswig ). — über die damaligen verſchiedenen Strömungen in Dänemark 
geben die Artikel im „Tilskueren“ 1907 Auskunft, wo Öftrup Mei) bie 
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mark die gewünſchten Garantien bot und zugleich einen Sieg 
der deutſchen Diplomatie darſtellte: das Oſtſeeabkommen vom 
23. April 1908, in Verbindung mit dem Nordſeeabkommen 
vom ſelben Tage. Dieſe Abkommen laſſen ſich in die Reihe der 
Status- quo-Ententen von 1907 einfügen, wenngleich fie zu anders⸗ 
artigem Zweck und auf recht eigentümlichen Wegen, die erſt in 
letzter Zeit genauer aufgeklärt ſind, zuſtandekamen. Es ergibt ſich, 
daß das erſte Abkommen ſich aus einer ruſſiſchen Aktion (Jswolſki 
im Juni 1907) entwickelte, die beſtimmt war, Rußland von der 
bekannten Alandsſervitut von 1856 freizumachen; es ſcheint der 
deutſchen Diplomatie im Verein mit der ſchwediſchen gelungen zu 
ſein, dieſe Aktion in eine allgemeine Garantie für die „possessions 
continentales ou insulaires“ ſämtlicher Küſtenſtaaten im Oſtſee⸗ 
gebiet zu verwandeln, woran dann das zweite Abkommen ſich als 
die Ergänzung für das Nordſeegebiet anſchloß 1. Das politiſch Be⸗ 
deutſame bei dieſen Akten iſt aber eher in der Auswahl der Kontra⸗ 
henten zu ſuchen: England fehlt bei dem erſten, — ein wichtiges 
Kulturmeer ohne Beteiligung des Herrn der See garantiert —; Frank⸗ 
reich nimmt, auf Englands Verlangen hin, an dem letzteren teil. 
Dies zweite Abkommen trug in gewiſſer Weiſe dazu bei, das Band 
der „entente cordiale“ feſter zu ziehen?; aber dieſe Wirkung 


Orientierung nach Süden und Wieth⸗Knudſen (Juni) die Orientierung 
nach Weſten befürwortet. Zu beachten iſt derſelbe Gegenſatz in Schweden, 
der ſchon 1901 hervortritt: auf der einen Seite Kjellen in „Göteborgs Afton⸗ 
blad“ am 1. und 3. Dezember (bezeichnet Deutſchland als Schwedens „natürlichen 
Bundesgenoſſen“, ebenſo wie ſpäter in dem Buch „Nationale Sammlung“ 
1906), auf der anderen Seite Svenſen, „Schweden und feine Nachbarn“. 

1 Der Umſchwung kommt in dem ruſſiſch⸗deutſchen Geheimabkommen vom 
29. Oktober 1907 zum Ausdruck, in dem Deutſchland ſich mit einer „abrogation 
eventuelle“ der Alandsſervitut einverſtanden erklärte, aber darauf verwies, die 
Verhandlungen mit Schweden und Dänemark fortzuſetzen. Der Vertrag wurde 
erſt im Februar 1918, auf Veranlaſſung Rußlands und in verſtümmelter Form, 
veröffentlicht. Die ruſſiſchen Enthüllungen enthalten auch eine deutſche Note 
vom 8. November 1907; die von dem Beſuch des ſchwediſchen Kronprinzen in 
Berlin aus Anlaß der Frage ſpricht. Weitere Verhandlungen im ſchwediſchen 
Reichstag am 22. und 25. Februar 1908. Die einzige Erinnerung daran, daß 
das Oſtſeeabkommen von Rußland ausging, enthält das unklare und umſtrittene 
„Memorandum“. | 

2 Siehe LEmonon, S. 359 ff. — Fiſher dagegen ſtand auf ſeiten Ruß⸗ 
lands: Aland ſolle von Rußland ſowohl gegen Schweden als auch gegen Deutſch⸗ 
land befeſtigt werden, nachdem Deutſchland „got Sweden in her pocket“, 
Brief an König Eduard vom 14. März 1908, Memories, S. 4. 
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wurde von dem erften Abkommen in den Schatten geſtellt, welches 
für Deutſchland den Ausblick nach Skandinavien offen und frei er⸗ 
hielt und ſomit ſeine vollſtändige Iſolierung verhinderte. 

Auch im Süden klärte ſich ja der Himmel auf, als die Jung⸗ 
türken unter dem Zwang objektiver politiſcher Faktoren im Herbſt 
1909 an die Seite der Zentralmächte zurücklenkten. In der Tat 
war die bosniſche Kriſe auch für das Zuſammenhalten der Tripel- 
entente eine ſtarke Verſuchung geweſen! und hatte Deutſchland eine 
erſte Ausſicht auf die wirkliche Detente gegeben. 

In Frankreich ſchienen die Aktien der Entente durch den Miniſter⸗ 
wechſel im Oktober 1906, als der Revanchemann Clémenceau ans 
Ruder kam, hoch im Kurſe zu ſtehen; Greindl charakteriſierte 
dieſen Wechſel als „pour tout le monde une diminution de 
sécurité“ und „le eouronnement de l’influence anglaise““. 
Der Beſuch König Eduards im Dezember 1907 zeigte indeſſen, daß 
die Stimmung noch nicht reif war; es machte ſich ganz deutlich die 
Beſorgnis bemerkbar, daß man ſich im fremden Intereſſe zu weit 
führen laſſen ſolltes. Ebenſo zeigte ſich ſchon bei Ausbruch der 
bosniſchen Kriſe eine gewiſſe Zurückhaltung auf franzöſiſcher Seite. 
Man war damals mit der Marokkofrage (Caſablanca) beſchätftigt, 
und Deutſchland bewies jetzt ein wohlberechnetes Entgegenkommen. 
Auf das Schiedsgerichtsabkommen vom November 1908 folgte ein 
Vertrag Deutſchland⸗ Frankreich vom 9. Februar 1909 
zu dem Zwecke „d’eviter toute cause de malentendus entre eur 


1 Siehe zum Beiſpiel Greindl, Belgiſches Zirkular III, Nr. 66 (Mole 
vom 16. Mai 1909). Js wolfſki dagegen wollte glauben, daß Oſterreich⸗Ungarn 
„eine noch engere Entente zwiſchen Rußland, Frankreich und England“ hervor⸗ 
gerufen habe („Deutſchland ſchuldig?“ S. 106, vgl. S. 113), und die Entwicklung 
gab ihm recht. 

2 Belgiſches Zirkular II, Nr. 51 (Bericht vom 25. Ottober 1906) und 59. 
Siehe auch Leghait vom 4. Februar 1907, Belgiſche Akten Nr. 21. 

3 Jaurès äußerte am 6. Dezember 1906 die Beſorgnis, „d'ètre entraine 
par l'entente cordiale avec l’Angleterre à servir de, complice inconscient 
à ses convoitises au detriment des intérèts de la France“, Belgiſches Zir⸗ 
£ular- II, Nr. 57, vgl. Nr. 59 und Belgiſche Akten Nr. 21. Keine einzige der 
großen Pariſer Zeitungen wagte es, im Gefühl der Gefährlichkeit des Spieles, 
über dies neue Reſultat der engliſchen Freundſchaft zu jubeln, ſchreibt der bel⸗ 
giſche Geſandte aus Paris am 10. Februar, Belgiſche Akten Nr. 24 (Zirkular 
Nr. 61). — Zu beachten iſt, daß der Ring London — Petersburg damals noch nicht 
geſchloſſen war. Andere (innerpolitiſche) Gründe für Frankreichs Zurückhaltung 
ſiehe bei Holl. Roſe, ©. 616. 
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à l'avenir“. Das Mittel war ökonomiſche Gleichſtellung und Zu⸗ 


= ſammenarbeit, wofür Deutſchland Frankreichs „intéréts politiques 


particuliers“ in Marokko anerkannte. Hiermit war die Reibungs⸗ 
fläche im Weſten gerade zu einer Zeit neutraliſiert, als die Reibung 


im Oſten ihre größte Stärke erreicht hatte. Dieſe Annäherung im 


Weſten war vielleicht für die Zentralmächte die Haupturſache ihres 


bosniſchen Sieges. Sie leitete einen Verſuch zu praktiſchem Zu⸗ 
ſammengehen mit Frankreich ein, der bis weit in das nächſte Jahr 
fortdauerte !, und der unbeſtreitbar zeigt, daß Frankreich noch im 
Jahre 1910 nicht alle ſeine Karten auf die Revanche geſetzt hatte. 
Einige Perſonenwechſel trugen zur ſelben Zeit dazu bei, den Himmel 
zu klären: Clemenceaus und Bülows Abgang im Juli 1909, vor 
allem aber der Tod König Eduards im Mai 1910. Sein politiſcher 


Nachruf war ſchon bei ſeinen Lebzeiten von Greindl in die 
klaſſiſchen Worte gefaßt: „Le Roi d’Angleterre affirme que la 


conservation de la paix a toujours été le but de ses efforts; 


c'est ce qu'il n'a pas cessé de dire depuis le début de la 


campagne diplomatique qu'il a mende à bonne fin, dans le 
but d'isoler l'Allemagne; mais on ne peut pas s'empécher de 
remarquer que la paix du monde n'a jamais été plus com- 


promise que depuis que le Roi d' Angleterre se méle de la 
cConsolider ?“.“ Auch ohne feine Bedeutung in einer jo tiefgehenden 


Politik wie der engliſchen zu übertreiben, verſteht man, wie ſehr die 
Lage erleichtert wurde, als England dieſes geſchickte Werkzeug verlor. 
Es zeigte ſich jetzt auch ſogar gegenüber Rußland ein für 


| Deutſchland gangbarer Weg. Dort hatte Iswolſki feine Lauf⸗ 


bahn als Außenminiſter beendet, nachdem er die Bindung an 
Japan feſter geknüpft hatte (Vertrag vom 4. Juli 1910). Vier 
Monate ſpäter erfolgte auf ruſſiſche Initiative die ſogenannte 
Entrevue von Potsdam (4./5. November 1910), deren Trag⸗ 


weite nach offizieller Erklärung (Bethmann Hollweg im Reichstag 


1 Sowohl in Marokko als auch in Franz.⸗Kongo, ſiehe Debidour II 
S. 142 ff. und Tardieu, Le mystère d' Agadir, 1912. Noch im Mai 1910 
iſt das Verhältnis zwiſchen den Erbfeinden befriedigend, Belgiſches Zirlular III, 
Nr. 90. Die belgiſchen Beobachter widmeten der Sache recht geringe Aufmerk⸗ 
ſamkeit, bezeugen aber Frankreichs mäßigende Haltung während der bosniſchen 
Kriſe, Zirkular III, Nr. 35 und 51, vgl. 58 (S. 13). ö 

2 Note vom 13. Februar 1909, ſiehe Belgiſche Akten Nr. 54. Vgl. damit 
den Verſuch von Holl. Roſe, die engliſche Legende vom „Friedenskönig“ zu 
verteidigen, S. 618 f. 

11* 


164 Rudolf Kjellen 468 


10. Dezember 1910) war, „daß ſich beide Regierungen in keinerlei 
Kombinationen einlaſſen, die eine aggreſſive Spitze gegen den andern 
Teil haben könnten“. Es läßt ſich hier ſogar das Formular für eine 
allgemeine Entente erkennen. Eine praktiſche Auswirkung war, noch 
vor Schluß des Jahres, eine Umgruppierung der ruſſiſchen Armee 
zur Erleichterung des Druckes auf die deutſche Grenze“; im „Eiſen⸗ 
bahnvertrag“ vom 19. Auguſt 1911 führte die Entrevue auch zu 
einem poſitiven ſchriftlichen Ergebnis, einem Vergleich zwiſchen dem 
deutſchen Bagdadbahnprojekt und der ruſſiſchen Intereſſenſphäre von 
1907 in Berfin?. 

Zum zweiten Male, auf dem anderen Flügel, hatte damit die 
deutſche Verſicherungspolitik einen Erfolg von bedeutender Tragweite 
erzielt?. Eine ſtete Reibung war jedenfalls wieder durch Deutſch⸗ 
lands Nachgeben beſeitigt, nämlich durch ſeinen politiſchen Rückzug 
aus Perſien, wie ſeinerzeit aus Marokko, alſo aus mohammedaniſchen 
Ländern. Ebenſowenig blieb die weltgeſchichtliche Wirkung aus. 

Mit dem Jahre 1910 hatte die Abſpannung im Weſten ihr Ende 
gefunden, und im Mai wurde die Marokko⸗Frage noch einmal akut. 
Die dritte große Kriſe, der dritte drohende Anlaß zum Weltkriege, 
ließ ihre Gewitterwolken am Himmel aufſteigen. Wir wiſſen jetzt, 
daß in der franzöſiſche Politik auch eine verſöhnliche Linie vorhanden 
war, und daß ihr Vertreter ſogar der Miniſterpräſident Caillaux 
ſelber war; der deutſche Botſchafter ſchreibt am 7. Juli 1911 — 
alſo nach Agadir —, daß dieſer „aufrichtig eine Verſtändigung mit 
uns wünſcht, ſo daß alle in den letzten Jahren entſtandenen Zwiſtig⸗ 


keiten beigelegt werden könnten“, alſo ein Geſchäft a la entente 


1 Daraufhin große Beunruhigung in Frankreich, Interpellation in der 
Deputiertenkammer am 12. Januar 1911, beruhigende Erklärungen in „La 
France militaire“ am 25. Januar, 2., 7. und 15. Februar 1911, ſiehe Albin, 
France et Allemagne, S. 348 Anm. 

2 Siehe Recueil Martens, Letzte Reihe, V, Nr. 107, und Schultheß. 
Geſchichtskalender 1911, S. 498 ff. Die Hauptzüge gibt ſchon Bethmanns Rede 
vom 10. Dezember, ſiehe Schultheß, S. 433. Den wichtigſten Inhalt hat die 
Präambel, wo feſtgelegt wird, daß Rußland in Perfſien „possède des intéréts 
speciaux, et aus d’autre part, Allemagne n'y poursuit que des buts 
commerciaux“. 

3 Allein der ſcharfblickende Greindl warnte von Anfang an vor Über⸗ 
ſchätzung dieſes Vorfalls, ſiehe Noten vom 7. November 1910 und 3. März 1911, 
Belgiſche Akten Nr. 62 und 63 („A Paris et à Londres on persiste à lui 
attribuer une portée qu'elle n'a pas“). Entgegengeſetzte Auffaſſung bei ſeinem 
Kollegen in Wien, ſiehe Zirkular III, Nr. 97. 
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cordiale von 1904 1. Dieſes Mal iſt indeſſen Englands Bereitſchaft 
deutlicher als jemals; Lloyd Georges Kriegsrede vom 21. Juli läßt 
alle Masken fallen. Der Kriegsausbruch hing an einem Haar. Gerade 
als die Kriſe ihren Höhepunkt erreicht hatte, erfolgte plötzlich die 
Verſtändigung zwiſchen Deutſchland und Rußland. Die Gleichheit 
mit der bosniſchen Kriſe fällt hier in die Augen. War dies Ruß⸗ 
lands Antwort auf Frankreichs Gleichgültigkeit im Jahre 1909? In 
beiden Fällen war es Deutſchlands Diplomatie im entſcheidenden 
Augenblick geglückt, auf dem einen Flügel eine Entſpannung herbei⸗ 
zuſühren. Dasſelbe war ja übrigens im erſten „Konflikt der 
Allianzen“ (Tardieu) 1905 der Fall geweſen. Erſt im Jahre 
1914 hielt die Tripelentente unverbrüchlich in der Kriſis zuſammen, 
und damit kam die Kataſtrophe. 

Die verantwortlichen Träger dieſer deutſchen Politik der Ver⸗ 
ſöhnlichkeit waren vornehmlich der fünfte Reichskanzler Bethmann 
Hollweg und fein Außenminiſter Kiderlen-Wächter. Der 
erſtere teilte im Reichstage am 19. Auguſt 1915 (ebenſo in ſeinen 
„Betrachtungen“ S. 45) mit, daß er ſchon im Auguſt 1909, un⸗ 
mittelbar nach ſeinem Amtsantritt, ernſtliche Verhandlungen zwecks 
einer Ausſöhnung mit England eröffnet habe, und Lemonon er⸗ 
wähnt für dasſelbe Jahr eine „tentative de rapprochement anglo- 
allemande“, die von engliſchen Staatsmännern ausdrücklich als 
„détente“ bezeichnet wurde. Bethmann hatte ſeine Abſicht klar 
dahin formuliert: „der ruſſiſch⸗franzöſiſchen Allianz die Giftzähne 
durch Verſtändigung mit England auszubrechen“ (S. 127). Dies 
war ganz offenbar der richtige Weg. Man fühlte ſich nicht länger 


1 Auf franzöſiſcher Seite dürfte man insbeſondere an die Kolonien in 
Ozeanien als Tauſchobjekt gedacht haben. Siehe die Aktenſtücke in der „Voſſ. 
Zeitung“, September 1919. Während des Caillaux⸗Prozeſſes ſoll man ihn an⸗ 
geklagt haben, er habe auch das Elſaß als deutſch anerkennen wollen, wobei 
man die deutlichen Worte des angeführten Berichtes „in den letzten Jahren“ 
unterſchlug. — Der Notenwechſel Kiderlen⸗Jules Cambon gleichzeitig mit 
dem Vertrage vom 4. November 1911 ſpricht die Abſicht aus „non seulement 
A écarter toute cause de conflit entre nos deux pays, mais encore & 
aider à leurs bons rapports“, d. h. den Wert der Entente vom Speziellen ins 
Generelle zu ſteigern. Schwerlich iſt eine Abſicht jemals gründlicher zuſchanden 
geworden. Man vergleiche das Zeugnis von Paul Cambon in der Note des 
ſerbiſchen Geſandten Gruit aus London vom 8. September 1911; die Abmachung 
ſolle lediglich „einen Aufſchub des Krieges um drei bis vier Jahre“, alſo bis 
„1914 oder 1915“, bringen. Siehe „Deutſchland ſchuldig?“ S. 119 f., Bogicewié, 
S. 141 f. 
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ſtark genug dazu, „beide Eiſen“ im Feuer zu halten n. Lor don a 
für die Entente das Kraftzentrum und das Hauptkontor: eine Ent 
ſpannung auf den Flügeln gewährte, ſolange noch neuer Bo 
von dieſem Zentrum ausging, nur für den Augenblick Erleichterung; 
dort mußte alſo der Verſuch gemacht werden, den Ring zu ſprengen, 
falls er ſich überhaupt ſprengen ließ. Und es war dafür die höchſte 
Zeit: die letzte Marokkokriſe hatte den äußerſten Ernſt der Lage 
eindringlich gezeigt, und der im September 1911 ausgebrochene 
Krieg zwiſchen Italien und der Türkei eröffnete neue gefährliche 
Möglichkeiten. 

So lagen die Vorausſetzungen für den letzten großen Verſuch, 
den Weltfrieden durch Überbrückung der Kluft zwiſchen Dreibund 
und Dreiverband zu erhalten: die Verhandlungen zwiſchen England 
und Deutſchland in den erſten drei Monaten des Jahres 1912. Die 
Verhältniſſe hatten ſich gegen das erſte Mal (18981901) erheb⸗ 
lich verſchoben: damals hatte England die Initiative ergriffen, noch 
in keiner Beziehung gebunden und über den Weg unſchlüſſig; jetzt 
unternahm Deutſchland den erſten Schritt?, während England ſich 
ſchon weit auf dem anderen Wege befand. Ebenſo wie beim Jahr⸗ 
hundertwechſel auf deutſcher Seite, jo wäre diesmal auf ſeiten 
Englands ein ſtarker und unparteiſcher Friedenswille erforderlich ge⸗ 
weſen, um den vorteilhaften status quo aufzugeben. Der Ausgang 
zeigte, das dies in beiden Fällen zu viel verlangt war. 


1 Siehe Meineckes klaren Gedankengang in „Probleme des Weltkriegs“ 
(1919) S. 53 ff.: es handelte ſich vor allem darum, aus „der Zwickmühle der 
ruſſiſch⸗eugliſchen Doppelgegnerſchaft“ herauszukommen. Es iſt bekannt, daß die 
Haltung der Regierung ſtarkem Widerſtand in den Kreiſen der Konſervativen 
begegnete, wo man ſie beſchuldigte, ihr fehle „das Organ gerade für England“ 
(Tirpitz über Kiderlen, Erinnerungen, S. 181). Dieſen Widerſtand deutete 
Haldane als Indiz für das Beſtehen einer Kriegspartei („the Tirpitz school“) 
gegenüber der friedensfreundlichen Regierung, Before the war, zum Beiſpiel 
S. 67, 138, vgl. Begbie, S. 140, 143. Die Darſtellung bei Tirpitz geht 
darauf aus, die Unbegründetheit dieſer Annahme nachzuweiſen, ſiehe beſonders 
S. 196 Anm. Es erſcheint ja auch deutlich, daß niemand den Frieden dringender 
gebrauchte als er, der für die wachſende Flotte verantwortlich war (über ſeine 
Theſe, daß die Flotte ein Inſtrument des Friedens war, ſiehe S. 170, 180). 
Auch die Rechte wollte alſo auf friedlichem Wege aus der Zweifrontenſtellung 
heraus, aber durch Annäherung an Rußland und unter Aufrechterhaltung der 
Frontſtellung gegen England. 

2 Deutſchlands Initiative iſt deutlich nach Bethmann, S. 48 f., vgl. 
Tirpitz, S. 186 und Begbie, S. 133, 137; Haldane, S. 55 Anm. wider⸗ 
ſpricht dem im Grunde genommen nicht. 
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Die Linien der Verhandlungen liegen deutlich: eine allgemeine 

Entente und zwei beſondere, betreffend die Flottenrüſtungen und 
die kolonialen Anſprüche — die tieferliegende Frage der Handels⸗ 
konkurrenz kommt während der ganzen Zeit nicht zum Vorſchein und 
bot ja freilich auch keine Plattform für eine Verſtändigung !. Von 
deutſcher Seite lautete das Programm: erſt das allgemeine Ab⸗ 
kommen („politiſches Einverſtändnis“, Bethmann S. 48), dann 


die ſpeziellen („Detailabkommen“). Dieſe letzteren ſah man nicht 


als eigentlichen Zweck, ſondern nur als Mittel zur allgemeinen Ver⸗ 
ſöhnung an, die für Deutſchland die Hauptſache war. Aber es 
wurde bald offenbar, daß die Frage für England gerade umgekehrt 
lag. England war bereit zu einem Abkommen über die Kolonien, 
wo es geben, und über die Rüſtungen, wo es nehmen konnte, aber 
es war nicht zu irgendeiner Abmachung bereit, welche irgendwie 
das Vertrauensverhältnis zu ſeinen Bundesbrüdern erſchüttern konnte. 
Mit anerkennenswerter Offenheit äußert es ſich von vornherein über 
dieſen Punkt: jo Grey ſchon am 27. November 1911, fo Asquith 


nach der Rückkehr Haldanes, ſo beſonders in den Verhandlungen, 


über die der deutſche Botſchafter am 17. März 1912 berichtet 
(England könne nicht „ſeine bisherigen Freundſchaften aufs Spiel 


\ 


ſetzen; ein direktes Neutralitätsabkommen würde unbedingt die 
franzöſiſche Empfindlichkeit reizen“; man könne nicht „das Riſiko 


laufen, eines Tages die franzöſiſche Freundſchaft verſcherzt zu haben 


und zwiſchen zwei Stühlen zu ſitzen“ ?). Das klingt wie eine Ant⸗ 


1. Daß dieſe Frage dem Ganzen zugrunde lag, iſt zum Beiſpiel die Mei⸗ 
nung von Beyens am 28. Juni 1912, ſiehe Belgiſche Akten Nr. 92. Gegen 
die, welche die Flottenpolitik für den ganzen Konflikt verantwortlich machen, be⸗ 
merkt Tirpitz ſelber mit Recht (S. 169), daß die Deutſchenhetze in England 
ſchon in den neunziger Jahren, als es noch keine deutſche Flotte gab, ebenſo groß 
war. Man darf jedoch nicht vergeſſen, daß der kräftige Aufſchwung des eng⸗ 
liſchen Handelsabſatzes im neuen Jahrhundert die Gefahr für England in der 
Tat zu verringern ſchien. . 

2 Siehe Niemeyer⸗Strupp, S. 186 f. Über Asquiths nachdrückliches 


Hervorheben, man ſolle nicht „modifier la situation spéciale dans laquelle 


. . . la Grande- Bretagne . . . se trouvait vis-à-vis d'autres puissances“, 
ſiehe Lala ing am 16. Februar 1912 in Belgiſche Akten Nr. 90. Während des 
Beſuchs in Berlin hielt Haldane auch Jules Cambon l(ebenſo London die 
Regierung in Paris, „Deutſchland ſchuldig?“ S. 139) über die Verhandlungen 
auf dem laufenden und verſicherte ausdrücklich, London und Paris könnten ſich 
treffen „only on the basis of complete loyalty to our Entente with France“, 
Haldane S. 63; vgl. das Interview in „Chicago Daily News“ vom 7. März 
1915, Beg bie, S. 138 f. Über das Mißtrauen Englands gegenüber den deut⸗ 
ſchen Abfichten fiehe Cook, a. a. O. S. 20 ff. 
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wort auf Bülows Reichstagsrede vom 12. Dezember 1898: 
Deutſchland wolle gerne mit England zuſammengehen, aber „ohne 
Schädigung und unter Wahrung r wertvoller Be— 
ziehungen“. 

Bei dieſer Unvereinbarkeit ſchon des beiderſeitigen Ausgangspunktes 
ſcheiterten mithin die Hoffnungen, welche die Welt auf die berühmte 
„Miſſion Haldanes“ nach Berlin und die anſchließenden Ver⸗ 
handlungen über eine Neutralitätsformel in London ſetzte. Wir glau⸗ 
ben von einer eingehenden Analyſe dieſer Vorgänge, die jetzt durch die 
Enthüllungen des Weltkrieges im weſentlichen bekannt geworden ſind, 
abſehen zu können . Es genügt, zu bemerken, daß England jeder 
bindenden Verpflichtung zur Neutralität ausweichen und nicht mehr 
zuſagen wollte, als daß es ſich eines „unprovozierten Angriffes“ 
oder der Teilnahme an Kombinationen „of purposes for aggression“ 
enthalten werde. Da die deutſche Regierung in erſter Linie nicht 
eiuen Angriff Englands, ſondern einen Angriff ſeitens deſſen 
Bundesgenoſſen befürchtete, ſo ſchien eine derartige Zuſicherung 
für Deutſchland wertlos und der weſentliche Zweck der Verhand⸗ 
lungen verfehlt, womit die Angelegenheit in der Hauptſache zu 
Fall kam. 

Englands Abneigung gegen eine Neutralitätsverpflichtung in 
jedweder Form läßt ſich nur unter einem Geſichtspunkt mit auf⸗ 
richtigem Friedenswillen vereinigen, falls es nämlich aufrichtig an 
Deutſchlands Angriffsabſichten glaubte, aber die Angriffsabſichten 
ſeiner eigenen Verbündeten nicht ſehen wollte. Es führt zu nichts, 
die objektiven Urſachen für eine ſolche Mentalität zu erörtern; 
aber es iſt von größtem Gewicht, zu bemerken, daß gerade in 
denſelben Tagen, in denen England den deutſchen Neutralitäts⸗ 
vorſchlag abwies, ſein ruſſiſcher Bundesgenoſſe einen neuen ernſten 
Schritt unternahm, der in Wirklichkeit eine unverhüllte Offenſive 
gegen die Zentralmächte einleitete, und daß England um dieſen 


1 Eine Rede von Haldane ſelbſt am 5. Juli 1915 hatte in der engliſchen 
und deutſchen Preſſe eine „Kriegskonverſation“ zur Folge, die bis zum 12. Ok⸗ 
tober dauerte und bei Niemeyer⸗Strupp, S. 155—209 geſammelt iſt; fie 
iſt benutzt von Hashagen in feiner Darſtellung S. 76—84 und Begbie, 
S. 133—149. Aber dazu kommt jetzt die Memoirenliteratur von 1919 und 1920, 
vor allem Haldane, S. 5566, 145—149; Bethmann Hollweg, S. 48— 57; 
Tirpitz, S. 185—195; Helfferich, S. 87—91. Die beiden Letztgenannten 
ziehen Haldanes ehrliche Abſichten ſtark in Zweifel (Tirpitz, S. 194, Helfferich, 
S. 164 ff), nicht hingegen Bethmann Hollweg (S. 59 f.). 
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Schritt wußte !. Wir meinen das ſerbiſch⸗bulgariſche Ab⸗ 
kommen vom 13. März 1912. | 

Der Gedanke des Balkanbundes hatte nach den erſten Anſätzen 

(ſiehe oben S. 158) in den beiden Jahren 1910 und 1911, infolge 
Rußlands Annäherung an Deutſchland, keine Fortſchritte gemacht. 
Wir kennen nicht genau die Urſachen dafür, daß Rußland im Jahre 
1912 wieder in das Geleiſe des Panſlawismus geriet. Sicher iſt, 
daß es bei dem Bündnis zwiſchen Bulgarien und Serbien Gevatter 
ſtand. Das tritt allerdings nicht bei dem Hauptvertrag in Er⸗ 
ſcheinung, der ein reines Defenſivabkommen (bis einſchließlich 1920) 
gegen jede Störung des status quo auf dem Balkan darſtellt. 
Ebenſowenig geht es unmittelbar aus der nachfolgenden Militär⸗ 
konvention hervor, welche Rumänien und die Türkei als Bulgariens 
und Oſterreich⸗Ungarn als ausſchließlich Serbiens Feind nennt. 
Aber ein Geheimvertrag zeigt dies deutlich. Hier fällt jede Hülle: 
der Vertrag iſt durchaus auf eine Offenſive gegen die Türkei ein⸗ 
geſtellt, die jedoch erſt nach Verſtändigung mit Rußland erfolgen 
ſoll (Art. 1); bei der Beuteteilung und Auslegung des Vertrages 
iſt der Zar Schiedsrichter (Art. 2 und 4); daher wird der Vertrag 
ihm zur Beſtätigung mitgeteilt (Art. 3) und darf nicht ohne ſeine 
Genehmigung veröffentlicht werden (Art. 5). 

Wir ſehen ſomit hier, unter ruſſiſchen Auſpizien, ein Bündnis 
von anderem Typus als die früheren, nämlich ein offenes Offenſiv⸗ 
bündnis mit beſtimmten naheliegenden Zielen. Der Hauptvertrag 
(Art. 7) faßt die Aufnahme neuer Mitglieder in die Koalition ins 
Auge. Damit iſt die Brücke zu dem griechiſch⸗bulgariſchen 
Abkommen vom 16. Mai 1912 geſchaffen: ein nur für den Augen⸗ 
blick geſchloſſenes und auf die türkiſche Front beſchränktes Bündnis 
mit beſſer gewahrtem Anſchein des Defenſivzweckes und nicht im 


1 Aus dem Telegramm Saſonow⸗Iswolfki vom 30. März 1912 geht 
hervor, daß England von dem ſerbiſch⸗bulgariſchen Bündnis Kenntnis erhalten 
hatte; vgl. Oncken, S. 595 (Anm. 71) und 601 f. Es iſt jedoch wahrſcheinlich, 
daß das ruſſiſche Vertrauen bei dem unſchuldigen Hauptvertrag halt gemacht 
hatte, und daß England alſo von den Geheimartikeln nichts wußte; das Gegen⸗ 
teil läßt ſich zumindeſt nicht beweiſen. Vgl. Bethmann, S. 79 und 
Saſonow⸗Benckendorff vom 31. Oktober 1912 (Deutſchland ſchuldig?“ S. 146 

und 142). — Es verdient Beachtung, daß der engliſche Generalſtab gerade 
damals (1912/13) die geheimen Karten ausarbeitete, welche das Ergebnis der 
Terrainunterſuchungen in Belgien aus den letzten Jahren waren; ſiehe 
Oncken, S. 582. 
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Schatten Rußlands !. Ein griechiſch⸗ſerbiſches Abkomn men, das ol hne 
Zweifel beſtand, aber, ſo weit bekannt, nicht veröffentlicht if 
vollſtändigt den Komplex, den man als Balkanbund 1912 z >. 
ſammenfaßt. Er iſt in welthiſtoriſcher Betrachtung ganz deutlich a5 
Rußlands Gegenzug gegen Oſterreich-Ungarns bosniſchen Zug von 
1908 anzuſehen. Ebenſo offenſichtlich iſt ſeine offenſive Spitze, und 
wenn er ſich auch in erſter Linie gegen die Türkei richtet, ſo iſt 
dieſe ja tatſächlich das Piedeſtal der Zentralmächte in der Levante; 
die Koalitionen bezwecken, dieſe Grundmauer zu zertrümmern, die 
Zukunftsausſichten nach Südoſten zu verſperren und den Südoſten 
ſtatt deſſen in eine dritte gefährliche Front zu verwandeln. Daß die 
ſpätere Fortſetzung in Form direkter Drohungen folgen würde, merkt 
man aus dem erſten Vertrage mit ſeiner auch gegen Oſterreich⸗ 
Ungarn gerichteten Spitze?. i 
Auf dem gefährlichſten Schauplatze hatte Rußland hiermit die 
Initiative ergriffen. Und es zögerte nicht, ſeine Poſition noch weiter 
zu verſtärken. Am 8. Juli 1912 befeſtigte es ſeine Rückendeckung 
durch ein weiteres Abkommen mit Japan — eine umgekehrte Parallele 
zu der Entente mit Oſterreich-Ungarn von 1897, als Rußlands Weg 
gegen Japan ging —, und eine Woche ſpäter ergänzte es ſeine 
20 Jahre alte Militärkonvention mit Frankreich durch eine Marine⸗ 
konvention “. 
Aber auch auf dem weſtlichen Flügel tritt während des Jahres a 
1912 eine Konzentration der Entente ein. Während England ſich 
weigert, die ausgeſtreckte Hand Deutſchlands zu ergreifen, macht es 
ſich daran, ſeine Verbindung mit der anderen der beiden Mächte, 
deren Aggreſſivität Deutſchland fürchtete, auszubauen. Im September 
ordnet eine engliſch-franzöſiſche Marinekonvention die Flottenverteilung 
ſo, daß England die Verantwortung für die Nordſee und Frankreich 
die für das Mittelmeer übernimmt. Beim Ausbruch des Balkankrieges 


ı Beide Verträge wurden nach dem Ende des Balkankrieges im „Matin“ 
am 24. bis 26. November 1913 veröffentlicht und find jetzt in Recueil Mar⸗ 
tens, Letzte Reihe, VIII, Nr. 1 und 2, zu finden. — Angeſichts dieſen Tatſachen 
getraut ſich Holl. Roſe (S. 629) es für „palpably false“ zu erklären, daß der 
Balkanbund eine Spitze gegen die Mittelmächte hatte. 

2 Bogisewié (ehemals ſerbiſcher Geſandter in Berlin) baut ſeine ganze 
Darſtellung auf dieſem Leitmotiv, daß der Balkanbund eine ruſſiſche Verſchwörung 
gegen Sſterreich war, auf, ſiehe zum Beiſpiel S. 49. > 

3 Die ruſſiſch⸗japaniſche Entente von 1912 ift nicht veröffentlicht, aber ihr 
Beſtehen iſt von der bolſchewiſtiſchen Regierung beſtätigt, vgl. „Deutſchland 
ſchuldig?“, S. 140. Ebendort, S. 145, findet ſich die ruſſiſch⸗ fans gie Marine⸗ 
konvention. 
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zwar wahrt England die Fühlung mit Deutſchland und ſteht ſchein⸗ 
bar bei der Friedensvermittlung auf derſelben Seite, aber insgeheim 
ſchließt es ſich jetzt durch die engliſch⸗franzöſiſche Entente 
vom 22.23. November 1912 enger als jemals an Frankreich an. 
Dies iſt die wirkliche Generalentente zwiſchen den beiden Mächten, 
das offene Bekenntnis deſſen, was in der Abmachung von 1904 
noch latent iſt. Die Form iſt die gleichlautender Noten (Edward 
Grey — Paul Cambon), die Verbindung die typiſche einer 
Status-quo-Entente: Zuſammentreten und gemeinſame Beratungen 
gegenüber jeder Drohung von dritter Seite —, alſo deutlich 
nur eine generelle Entente und kein Bündnis. Die Abneigung 
der engliſchen Regierung, Frankreichs Bedingung für ein Bündnis, 
die Wehrpflicht, anzunehmen ſowie der Wunſch beider Teile, 
das engliſche Parlament von der Sache fernzuhalten, ſtanden 
einem klaren und offenen Bündnis im Wege. Im Gegenteil heißt 
es geradezu, daß die Parteien ſich vorbehalten „la liberts... de 
décider dans l'avenir s’ils se pröteraient l'un à l'autre le 
concours de leurs forces armées“. Dieſes war Greys „un⸗ 
verbindliche“ Taktik, welche es ihm geſtattete, gegenüber dem Parlament 
ſtändig die Exiſtenz irgendeiner Bindung für Englands Handlungs⸗ 
freiheit abzuleugnen. Andererſeits enthält die Abmachung allerhand 
über militäriſche Vorbereitungen, alſo außer dem Stoff zu einem 
politiſchen Bündnis auch Stoff zu einer Militärkonvention. Als die 
Gelegenheit kam, hatte Cambon nichts weiter nötig, als an dieſen 
Schriftwechſel zu erinnern!, und der Funken für die Waffenbrüder⸗ 
ſchaft ſprang ganz von ſelber hervor. 
ö Das Jahr 1912 hat alſo die Konſequenzen der Ententejahre 
1904—1907 gezogen, ſo daß die diplomatiſche und militäriſche Auf⸗ 
ſtellung zum Weltkriege auf der Seite der Entente mit dieſem Jahre 
als abgeſchloſſen gelten kann. Während alledem ſollte das Jahr zu 
den anderen trügeriſchen Illufionen für die Zentralmächte noch eine 
weitere, die größte, fügen, nämlich den fünften Dreibund vom 
5. Dezember 1912, anderthalb Jahre im voraus erneuert, laufend 
bis 1926, ſofern die Aufkündigung nicht 1919 erfolge. Italiens 
Bruch mit der Türkei hatte hier eine aus gewiſſen Geſichtspunkten 
günſtige Atmoſphäre geſchaffen, vor allem dadurch, daß er Reibungen 
mit Frankreich hervorbrachte, die gewiſſe Stimmungen aus der Zeit 


1 Engliſches Weißbuch Nr. 105, datiert vom 30. Juli 1914. Erſt jetzt wurde 
die Angelegenheit von Grey im Parlament bekanntgegeben, am 3. Auguſt 1914. 


N 
eg 


172 Rudolf Kjellen | [476 


der Geburt des Bündniſſes, 30 Jahre zuvor, wiederkehren ließen !. 
Dazu kam die Intereſſengemeinſchaft mit Oſterreich⸗Ungarn gegen⸗ 
über den immer mehr hervortretenden Anſprüchen der Serben im 
Adriagebiet. Indeſſen kam das Geſchäft erſt, nachdem Italien ſeine 
Beute in Tripolis heimgebracht und durch ein neues Abkommen 
mit Frankreich vom 28. Oktober 1912 geſichert hatte?, zuſtande und 
ferner mit Zuſätzen über den neuen status quo in Nordafrika 
ſowie negativer Beſtätigung der früheren Abmachungen über Albanien 
und Nowibazar. Hierauf folgte wie immer Rumäniens erneuter 


Anſchluß an Oſterreich⸗Ungarn am 5. Februar 1913 (Deutſchland 


am 26. Februar, Italien am 5. März), ferner zu ſeiner Zeit 
auch eine neue Militärkonvention (1. November 1913: Zuſammen⸗ 
wirken der Flotten im Mittelmeer, aber Fernbleiben der italieniſchen 
Armee vom Rhein). So zufriedenftellend dieſe Geſchäfte damals 
für den Leiter des Dreibundes erſcheinen konnten, ſo vermochten ſie 
doch das Fehlſchlagen des engliſchen Verſöhnungsverſuches nicht 
aufzuwiegen; und aus den Verhandlungen über das neue Bündnis 
war abermals der Kompenſationsgedanke wie eine böſe Zukunfts⸗ 
warnung aufgeſtiegen !. 

Der Zuſammenbruch der Türkei im erſten Balkankriege bedeutete 
einen ſchweren Kursſturz für die Aktien Deutſchlands, der ſich nur 
durch ein neues Anziehen der Rüſtungsſchraube (Juni 1913) not⸗ 
dürftig wettmachen ließ. Der Zwiſt zwiſchen den Siegern und der 
zweite Balkankrieg erweckten in der Großmachtgeſellſchaft große Un⸗ 
ruhe, während welcher die Bündniſſe und Ententen einen Augenblick 
auseinanderzufallen drohten; durch die Sprengung des Balkanbundes 
ſchien die Gefahr auf der dritten Front jetzt beſeitigt zu fein; aber 
ſchnell ſchlug die Entwicklung ihren beſtimmten Lauf wieder ein, 
und die verſtärkte Bindung des ſiegreichen Serbien an Rußland 
machte die Druckentlaſtung im Süden ephemer und illuſoriſch. 

In dieſer Zeit macht ſich Frankreich daran, die dreijährige Wehr⸗ 


1 Auch zwiſchen England und Rußland entſtand jetzt eine zufällige Ver⸗ 
ſtimmung durch Englands (letzte) Weigerung, die Dardanellenfrage aufzurollen. 
Helfferich, S. 93 f., vgl. Belgiſches Zirkular IV, Nr. 59. 

2 Recueil Martens VIII, Nr. 16. Neuer ähnlicher Garantievertrag 
mit Spanien vom 4. Mai 1913, ebenda Nr. 17. 

3 Pribram, Nr. 26 und S. 308 ff., vgl. S. 299 f. 

4 Siehe den Notenwechſel November 1911 bis Juni 1912 in dem zweiten 
öſterreichiſchen Rotbuch 1915, vgl. Hashagen, S. 74. Diesmal erhebt Öfterreich- 
Ungarn Anſprüche auf Grund von Italiens Zugriff auf den Dodekanes. 
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pflicht einzuführen (Auguſt 1913). Außerlich angeſehen, war das die 


Antwort auf Deutſchlands vermehrte Rüſtungen, aber Schiemann 
hat das mit einer beſtimmten Forderung von ſeiten Rußlands und 
zugleich mit einer franzöſiſchen Staatsanleihe zur Verbeſſerung des 
ruſſiſchen Aufmarſches nach Welten in Verbindung gebracht 1. Und 
jetzt werden die Kaſſandrarufe der belgiſchen Beobachter lauter als 
jemals. Schon von 1912 an ſind ihre Berichte voller Bemerkungen 
über das chauviniſtiſche Fieber in Frankreich, deſſen Ausbruch durch 
den Miniſterwechſel Caillaux— Poincaré bezeichnet und die größte Ge⸗ 
fahr für den Frieden Europas genannt wird : es iſt der letzte Damm, 
der jetzt bricht, und die Revanche iſt jenſeits des Rheins wieder der 
Wille des Volkes. In dem Dreijahr⸗Geſetz finden fie jetzt die Be⸗ 
ſtätigung ihrer Beſorgniſſe, inſofern Frankreich nicht imſtande ſei, 
dieſe Laſt längere Zeit hierdurch zu tragen; es habe nur die Wahl 
zwiſchen einer demütigenden Wiederaufhebung des Geſetzes oder „la 
guerre à bröve échéance“ (12. Juni 1913) — „avant deux 
ans d'ici“, heißt es dann am 8. Mai 1914, „il faudra y renoncer 
ou faire la guerre“ d. N 

Während dieſer ganzen Entwicklung war der Draht der Unter⸗ 
handlungen zwiſchen Berlin und London nicht abgeriſſen. Als man 
1912 die große Frage einer generellen Detente fallen ließ, hatte 
England ſich fortdauernd zu „territorial arrangement“ bereiterklärt, 
und dieſe Bereitwilligkeit konnte dadurch nur verſtärkt werden, daß 
Deutſchland in der Rüſtungsfrage freiwillig und ohne Kompenſationen 
nachgab, indem es 1912 das Tempo der Flottenbauten verlangſamte 
und im Februar 1912 den Standard 10: 16 England gegenüber an⸗ 
nahm. Die Verhandlungen waren hiernach auf den dritten urſprüng⸗ 
lichen Punkt, den geographiſchen (mit den beiden Friktionszonen Afrika 

1 Deutſchland und die große Politik 1913, S. 157 f.; 1914, S. 169 f., vgl. 
Bethmann, S. 38 über Poincarés Reiſe nach Petersburg im Auguſt 1912. 

2 Belgiſche Akten Nr. 105, 110, 112. Beachte insbeſondere Nr. 110, 
Paris vom 16. Januar 1914: „ce sont, en effet, MM. Poincaré, Delcassé, 
Millerand et leurs amis qui ont inventé et poursuivi la politique natio- 
naliste, cocardière et chauvine dont nous avons constaté la renaissance. 
Or, cette politique constitue un danger pour l'Europe et un danger 
pour la Belgique. On peut méme y voir le plus grand peril qui menace 
aujourd'hui la paix de l'Europe.“ 

s Ebenda Nr. 107, 115; vgl. Zirkular IV, 21, 28, 35, 36. Daß die drei⸗ 
jährige Dienſtpflicht in Frankreich den Krieg auf kurze Sicht bedeutete, ſiehe auch 
bei Bülow, S. 109, Rohrbach in Das größere Deutſchland (8. Auguſt 1914) 
und ganz beſonders Frobenius, Des Deutſchen Reiches Schickſalsſtunde (1914). 
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und Levante), beſchränkt. Die Einzelheiten dieſer Verh andlungen — 
die jetzt zumindeſt in ihren Hauptzügen vor allem durch Lichnowskys 
und Helfferichs Veröffentlichungen bekannt ſind — ſind zweifellos 
von nicht geringem Intereſſe, können aber hier unſere Aufmerk⸗ 
ſamkeit nicht auf ſich ziehen. Wenn der „Kolonialvertrag“ im Auguſt 
1913 und der „Bagdadvertrag“ im Juni 1914, unter deutlichem 
Entgegenkommen von engliſcher Seite!, auch bis auf die Para⸗ 
graphierung fertiggeſtellt waren, ſo iſt das doch ohne jede Bedeutung 
für die politiſche Aufſtellung, nachdem wir wiſſen, daß das Fort⸗ 
beſtehen der allgemeinen Spannung die Vorausſetzung für Englands 
Nachgeben in den einzelnen Punkten war. Dies iſt, trotz aller äußer⸗ 
lichen Gleichheit, der entſcheidende Gegenſatz zu der Ententepolitik 
von 1904-1907, als die Entſpannung das Programm beider 
Teile war. L 
Es iſt jetzt bekannt, daß England den großen Konflikt geradezu 
verſchärfte, während es ſich damit abgab, die kleineren Konflikte 
beizulegen. Ebenſo wie auf die Verſöhnungsgeſte von 1912 die 
Novemberentente mit Frankreich folgte, ſo folgte jetzt hier auf das 
koloniale Entgegenkommen die Marinekonvention mit Rußland, 
deren Abſchluß am 21. April 1914 zugeſagt wurde 2. Was das be⸗ 
deutete, geht deutlich aus dem Brief von Saſonow an Iswolſki 
vom 2. April 1914 hervor, in dem der ruſſiſche Miniſter des Aus⸗ 
wärtigen auf „eine weitere Feſtigung und Ausgeſtaltung der ſoge⸗ 
nannten Tripelentente und möglichſt ihre Umgeſtaltung in einen 


Bethmann, S. 62, Jagow, S. 61f. Ahnliche Zeugniſſe für 1912 
Bethmann, ©. 52, vgl. Tirpitz, S. 188 und Haldane, S. 145. Über die 
vorangehenden Angebote und Verhandlungen 1907 und 1909 ſiehe Haldane, 
S. 48 ff. und Helfferich, S. 135. — Lichnowsky, der ſchon bei dem erſten 
Verſöhnungsverſuch von 1901 eine gewiſſe Rolle (im Auswärtigen Amt) ſpielte 
(Hammann II, S. 125, Eckardſtein II, S. 420), vertritt ebenſo wie Eckard⸗ 
ſtein die ausgeprägteſte Anglophilie; für ihn war nicht einmal das Bündnis 
von 1879 ein feſter Punkt. 

Auch hier gründet ſich die Darſtellung auf die ruſſiſchen Enthüllungen, 
zuerſt wiedergegeben in der „Deutſchen Allgemeinen Zeitung“, 18. bis 29. Dez. 
1918, ſpäter in „Deutſchland ſchuldig?“, S. 197202; vgl. Bethmann, 
S. 66 f., der zeigt, daß die Sache ſchon damals zur Kenntnis der deutſchen 
Regierung kam, und Jagow, ©. 88. Grey war gewillt, jetzt auch die ruſſiſche 
Entente zu verallgemeinern, wie es 1912 bezüglich der franzöſiſchen geſchah, 
„Deutſchland ſchuldig?“, S. 198 f. Über den Inhalt der Konvention ſiehe den 
Entwurf vom 26. Mai (Müller-Meiningen, S. 382 f.; vgl. Hashagen, 
S. 130) mit dem bekannten Plan der Landung in Pommern, von dem ſchon 
für das Jahr 1905 in Fiſhers Memories, S. 34, die Rede iſt. 
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neuen Dreibund, als eine Aufgabe der Gegenwart“, drängte. Und 
das gleiche zeigt die Note Benckendorf⸗Saſonow gleich nach 
dem Abſchluß: man habe „die bisher allzu theoretifchen und fried⸗ 
lichen Grundgedanken der Entente durch etwas Greifbares er⸗ 
ſetzt“ !. 1 
Gegenüber dem öffentlichen Beſtreiten der engliſchen Regierung? 

läßt ſich die Behauptung nicht aufrechterhalten, daß die Konvention 
auch in bindender Form ſchon vor dem Kriege zuſtande kam. Aber 
darauf iſt auch kein Gewicht zu legen. Das politiſch Bedeutſame 
iſt ſchon die erklärte Bereitſchaft zum Abſchluß und die darin 
liegende Ermunterung für die aggreſſiven Elemente an der Newa, 
und zwar gerade in dem Augenblick, als Rußlands Kriegsminiſter 
ſich eben für „fertig“ erklärt hattes. Der Zuſammenhang in dieſer 
Politik Englands läßt ſich nicht verheimlichen. Bei allen äußeren 
Freundſchaftsbezeugungen will England ſeine tatſächliche Kampfſtellung 
gegen Deutſchland nicht aufgeben, weil Frankreich, reif für die 


Revanche, und Rußland, reif für den Panſlawismus, dies als Verrat 


auffaſſen würden. Solche Zweifel an der Bundestreue dürfen bei 
den Freunden nicht aufkommen. Daher kann man ſich wohl eine 
Gefälligkeit gegenüber Deutſchland geſtatten, aber nur, wenn ſie durch 
neue und größere Gefälligkeiten gegenüber den befreundeten Mächten 
wettgemacht wird. Und ſo mußte die „Annäherung an Deutſchland“ 
ihr Ziel verfehlen, nämlich „die Schaffung einer Atmoſphäre des 
Vertrauens zwiſchen den beiden großen Ländern und damit die 
Schaffung der wichtigſten Vorausſetzung für die Entſpannung der 


1 Siehe vorige Seite Anm. 2. 
2 Grey im Parlament am 11. Juni und 28. Oktober 1914. Unter erſt⸗ 


erwähntem Datum erwähnt Benckendorff (Telegramm an Saſonow), daß Grey 


zu ihm ſeine Unzufriedenheit über „ungelegene“ Fragen geäußert und ihm die 
Antwort gezeigt habe, mit der er das Faktum habe „verſchleiern“ wollen, Beth⸗ 
mann, S. 67, Jagow, S. 86—88. 

3 Suchomlinow in den Petersburger „Birsewija Wjedomoſti“ vom 
12. März 1914: „Die Zeit der Drohungen iſt vorüber, Rußland fürchtet keine 
fremden Drohungen mehr ... Das Hauptziel der Landesverteidigung iſt erreicht 
. . . das Vaterland auf jede Gefahr gefaßt“, ſiehe „Deutſchland ſchuldig?“ 
S. 182. Unter ſolchen Umſtänden erhält das japaniſche Zeugnis in dem bel⸗ 
giſchen Zirkular IV, Nr. 88 vom 15. April 1914 größere Bedeutung, als ſie 
das übliche Gerede in einer Offiziersmeſſe verdient: es wurde laut von dem 
Kriege mit Deutſchland und Gſterreich-Ungarn als nahe bevorſtehend geſprochen, 
von der vollen Bereitſchaft des Heeres und von der Gunſt des Augenblicks für 
Rußland wie für Frankreich. 
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internationalen Lage“ !, die in Deutſchlands Abſicht lag. Das Ver: 
hältnis wird durch eine derartige Annäherung in Wirklichkeit nur 
verſchlechtert; denn ein Feuer läßt ſich nicht mit der einen Hand löſchen, 
wenn man mit der anderen Hand Ol hineingießt. 

So wurde das Problem des Weltfriedens und der europäiſchen 
Verſöhnung unlöslich. Es gab jetzt einzig und allein einen Ausweg: 
England mußte ſeine Beziehungen zu der Entente vermindern 
und ſich Deutſchland nähern. Wäre das europäiſche Gleichgewicht 
wirklich das Ziel Englands geweſen, ſo hätte es auch wohl dieſen 
Weg betreten. Im Jahre 1904 war vielleicht das Gewicht Englands 
vonnöten, um das Mindergewicht auf der Wagſchale Rußlands 
auszugleichen, aber im Jahre 1914 wog Rußland wieder ſchwer 
genug — zumal wenn man auf der andern Wagſchale Italiens 
vermindertes Gewicht in Rechnung zieht —: jetzt bedeutete Englands 
Beteiligung auf dieſer Seite ein abſolutes und unbedingtes U ber⸗ 
gewicht. Falls man in England die beſtehenden Ententeverbindungen 
als die Hauptſache anſah, fo bedeutet das eo ipso, daß das Gleich⸗ 
gewicht und der Friede der Welt für England Nebenſache war. Nur 
das eine wird man hinzufügen dürfen, daß England hier ſeine Selbſt⸗ 
erhaltung und ſein Gedeihen mit ſeinen Ententeverbindungen identi⸗ 
fizierte, und daß es aus dieſem Gedanken heraus ebenſo in ſeinem 
guten Recht erſcheint wie Deutſchland auf ſeiner Seite. 

Solcherweiſe, unter einem unlöslichen Gegenſatz zwiſchen Inter⸗ 
eſſen jenſeit von Recht und Unrecht, von Kräften beherrſcht, die 
unermeßlich ſtärker waren als der gute oder böſe Wille einzelner 
Perſonen, mühſam während einer ſtets zunehmenden Spannung 
zuſammengehalten und ſchließlich in der Widerſtandsfähigkeit gegen 
dieſe Spannung erlahmt — trieb das europäiſche Staatenſyſtem unter 
Leitung Englands to the bitter end. 


Si | | 


Auf die Maskerade der Diplomatie folgte die Demaskierung des 
Weltkrieges. England wurde durch ſeine „unverbindlichen“ Ententen a 
von 1904 (1912) und 1907 automatiſch — der Schutz von Belgiens 
Neutralität diente als letzte Maske — in den Weltkrieg hineingeführt, 

und am 6. September 1914 entſprang aus ihnen ein regelrechter neuer 


1 Helfferich, S. 159. Gerade H. hat auf die Parallele zwiſchen 1912 
und 1914 hingewieſen: Englands Methode, gleichzeitig ſeine Ententefreunde und 
Deutſchland zu ermuntern, S. 156, 158 f., 101. 
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Dreibund. Bald zeigte ſich, daß auch das engliſch-japaniſche 
Bündnis eine Front gegen Europa beſaß. Der alte Dreibund hin⸗ 
gegen zerbrach, nachdem man ein halbes Jahr lang auf der Baſis 
der Kompenſationsklauſel von 1887 einen ſchriftlichen Prozeß geführt 
hatte, durch die Aufkündigung Italiens vom 3. Mai 1915. Die 
Ententen erwieſen ſich alſo hier ſtärker als ſelbſt die geſchriebenen 
Bündnisverpflichtungen. Die Kriegserklärung Rumäniens vom 
27. Auguſt 1916 lockerte noch eine weitere alte Wurzel des Drei⸗ 
bundes, während der vorhergehende Anſchluß der Türkei und Bul⸗ 
gariens 1914 und 1915 ihn in ſeiner natürlichen Richtung nach 
Südoſten erweitert hatte. | 

Unſer Gegenſtand iſt indeſſen nicht die ſchließliche Aufſtellung 
im Weltkriege !. Es iſt die langſame Veränderung der Atmo⸗ 
ſphäre vor dem Ausbruch des Sturmes, die uns hier beſchäftigte. 
Durch Zeugniſſe aus allen Quellen haben wir unſere eingangs auf⸗ 
geſtellte Theſe beſtätigt gefunden, daß der Ausbruch nicht wie ein 
Blitz aus heiterem Himmel kam. Damit rückt aber auch zugleich 
die Frage der Schuld am Weltkriege in ein anderes Licht: es handelt 
ſich nicht mehr um den Punkt, an dem der Ausbruch erfolgte, 
ſondern es handelt ſich um den Punkt, an dem der Himmel ſich 
bewölkte. 

Hören wir da ſchließlich noch drei ee: Zeugniſſe über 
dieſe Frage, die alle drei vonfMännern von höchſtem Einfluß ſtammen: 
einem Deutſchen, einem Neutralen und einem Feind. Das erſte 
Zeugnis ſtammt von dem Reichskanzler Bülow, aus ſeiner Reichs⸗ 
tagsrede vom 14. November 1906, und lautet ſo: „Eine Politik, 
die darauf ausginge, Deutſchland einzukreiſen, einen Kreis von 
Mächten um Deutſchland zu bilden, um es zu iſolieren und lahm⸗ 
zulegen, wäre eine für den europäiſchen Frieden bedenkliche Politik. 
Eine ſolche Ringbildung iſt nicht möglich ohne Ausübung eines ge⸗ 
wiſſen Druckes. Druck erzeugt Gegendruck, aus Druck und Gegen⸗ 


druck können ſchließlich Exploſionen hervorgehen.“ Das zweite Zeugnis 


iſt das des belgiſchen Geſandten in Paris, Leghait, in ſeiner 
Note vom 10. Februar 1907: „On ne saurait se dissimuler que 
cette tactique (Englands Annäherung an Frankreich), qui a pour 
but apparent d’eviter la guerre, risque d’amener un grand 


1 Siehe darüber insbeſondere Wegener, Die geographiſchen Urſachen des 
Weltkrieges (1920), S. 141 f. (nach dem Material des Deutſchen cee 
Amtes) ſowie die Aktenſtücke bei Niemeyer⸗Strupp II. 

Schmollers Jahrbuch XLV 2. 12 
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mécontentement à Berlin et de provoquer le desir de tout 
tenter pour sortir de l'étreinte dans laquelle la politique 
anglaise réserve I' Allemagne“. Das dritte und letzte Zeugnis 
ſtammt von dem engliſchen Miniſter Lloyd George und iſt einer 
amtlichen Erklärung während des Höhepunktes der letzten Marokko⸗ 
kriſe am 21. Juli 1911 entnommen: „Wenn uns eine Situation 


aufgezwungen würde, in der der Friede nur durch Aufgeben der 


großen und wohltätigen Stellung erhalten werden könnte, die Eng⸗ 


land ... ſich erworben hat, und nur dadurch, daß Großbritannien in | 


Fragen, die fein Lebensintereſſe berühren, in einer Weiſe behandelt 
würde, als ob es im Rate der Nationen gar nicht mehr mit⸗ 
zählte, dann — ich betone es — würde ein Friede um jeden Preis 
eine Erniedrigung ſein, die ein großes Land wie das unſrige nicht 
ertragen könnte.“ 

Es bedarf offenbar nicht weiterer Zeugen für jemand, der die 
Geſchichte der Jahrzehnte vor 1914 kennt. Auch wenn ſich nach⸗ 
weiſen ließe, daß Deutſchland im Jahre 1914 den erſten Schlag 
führte, ſo befand es ſich in einer Zwangslage, in der, nach Lloyd 
Georges Autorität, ein Frieden um jeden Preis eine Erniedrigung 
geweſen wäre. Die Gegner hatten ihm keine andere annehmbare 


und ehrenvolle Wahl gelaſſen. Es handelte ſich um ſtarken Druck 


und offene Provokation, die eine Exploſion hervorrufen mußten. 


Der Krieg war kaum erſt beendet, als die diplomatiſche Maskerade 
von neuem begann. Die Sieger taten in Verſailles die weiße 
Maske der Unſchuld vor ihr Antlitz, während ſie Deutſchland die 
ſchwarze Maske der Schuld aufzwangen. Der Gerichtshof der 
Weltgeſchichte arbeitet langſam und gerecht; vor ihm iſt das Ver⸗ 
fahren jetzt anhängig und noch keineswegs abgeſchloſſen; aber ſoviel 
ſehen wir ſchon jetzt, daß es die Richter von ar find, die 
dort auf der Anklagebank ſitzen. 


eee 
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Zu Methode und Aufgabe der 
Wirtſchaftsgeſchichte 
Von Edgar Salin- Heidelberg 


Inhaltsverzeichnis: I. Friedrich Liſts Lehre von den Wirtſchaftsſtufen und 
die Bedeutung der Typik S. 179—188. — II. Von den Aufgaben der Wirt⸗ 
ſchaftsgeſchichte S. 188—201. 


Friedrich Lifts Lehre von den Wirtſchaftsſtufen und 
| die Bedeutung der Typik! 


o oft der geiſtige Weltgrund erſchüttert iſt und ſich um neue 

Mitte die neuen und die alten Stoffe ſchließen, wird auch 
dem geſchichtlichen Weltbild der Boden entzogen, das ehedem Ge⸗ 
ſicherte wird wieder fraglich, Geſtalt und Bedeutung verlieren 
Kontur und Wahrheit und ſinken ins Stoffliche zurück, dem ſie 
der ſchöpferiſche Geiſt vor Zeiten abgerungen hatte. Je gewaltiger 
die Wende und je mächtiger Perſon und Werk der Vergangenheit, 
um ſo viel größer iſt die Wandlung des Bildes, während die bloße 
Materie und der abſtrakte Gedanke dem geringſten geſchichtlichen 
Wechſel unterliegen. Daher ändert in keiner Dogmengeſchichte und 
ſo auch nicht in der politiſchen Okonomie ein Wandel des Geiſtes 
und ein neuer Menſchenwille den Inhalt vergangener Theoreme, 
ſo ſehr auch ihre Bedeutung und der ihnen zugeſchriebene Wert 
verringert oder geſteigert werden mag — und wer nichts Anderes 
war als Theoretiker in dem leeren, ſchau⸗armen Sinne der Jahr⸗ 
hundertwende, wird daher nur Gewichts wandel an ſich erfahren. 
Jeder aber, der mehr als abgezogene Gedanken gab, der ein ge⸗ 
ſamtes Menſchen⸗, Staats⸗ und Wirtſchaftsbild erblickte, von ihm 
her Nahrung und Antrieb erhielt und zu ihm hin ſeine Gedanken, 
Forderungen und Geſetze formte — jeder von dieſen ſteht erneut 
in ſeiner Ganzheit als Mahnung und Frage vor uns auf, und es 
wird klar, daß das von ihm entworfene theoretiſche Bild nur einen 
ganz verdünnten und vereinfachten Abklatſch bieten konnte und 
daher hier von vollem Neubau her die rechte Würdigung und Ein⸗ 
reihung gefunden werden muß. Von den ſogenannten Klaſſikern 


1 Probevorleſung vor der Philoſophiſchen Fakultät der Univerſität Heibel- 


berg (24. Juli 1920). eh 
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erfährt bei ſolcher Neubetrachtung der Neubegründer unſerer Wi ſſen⸗ 
ſchaft, Adam Smith, die größte Erweiterung und Bee 
während Ricardo, ihr ſchärfſter Theoretiker und der erſte Nur⸗ 
Theoretiker, Gewicht und Geſicht am wenigſten verändert. In 
Deutſchland iſt es Friedrich Liſt, der, alle die Jahre viel⸗ 
umkämpft und vielbeſtritten, nach der reichen Würdigung durch die 
hiſtoriſche Schule, zuletzt von Schumpeter, dem Dogmenhiſtoriker 
der nächſtvergangenen Generation, als wiſſenſchaftlicher Leiſtung 
nahezu bar erklärt, nun wieder neu in unſer Geſichtsfeld rückt. 

Es iſt, als ob jede Zeit ein andersfarbiges Glas vor ihren 
Augen trägt, das nur beſtimmte Strahlen durchläßt, die anderen 
abhält, bis dann in ſeltenen Tagen das freie Auge den ganzen 
Farbenreichtum ſtaunend erblickt. Nicht in ſolcher Fülle läßt ſich 
in der hier gezogenen zeitlichen Grenze das Bild von Friedrich Liſt 
entwerfen. Wir müſſen darauf verzichten, von dem Menſchen Liſt 
zu ſprechen, der — als einer der vielen unzeitigen Deutſchen des 
19. Jahrhunderts, Arndt und Görres vergleichbar und dem 
großen Kanzler, in der Zeit, da ihn das kommende Unheil um⸗ 
wittert — warnend und prophetiſch ſeine Stimme erhob, der als 
einer der Wenigen im nationalen Willen und Rauſch die welthafte 
Einſtellung bewahrte und gerade als Europäer und Weltler die 
deutſche Nation, als Deutſcher die Weltordnung ſah und forderte. 
(Et la patrie et l’'humanite heißt das gern überſehene Motto 
ſeines Hauptwerkes.) Wir ſchweigen hier auch von der Geſamtheit 
ſeiner theoretiſchen Leiſtungen, obwohl ſelbſt auf dieſem Gebiet der 
Gedanke der Arbeits vereinigung, der in Smiths Arbeits⸗ 
teilung zu wenig berückſichtigt war, als fruchtbar und Liſts 
Eigentum dargeſtellt und anerkannt zu werden verdient. Wir be⸗ 
rückſichtigen nicht ſeine wirtſchaftspolitiſche Stellung, obwohl auch 
hier hinter der genialen Erörterung von Zeitfragen, die man ihm 
nur noch zugeſteht, die bleibenden Einſichten hervorgeholt werden 
müſſen. Wenn wir einzig ſeine Lehre von den Wirtſchaftsſtufen 
hier herausgreifen, ſo geſchieht dies, weil ſie, einſt wenig beachtet 
als anſcheinende Hilfskonſtruktion und nebenſächlicheres Beweis⸗ 
mittel, heute, da geſellſchaftliche Frageſtellungen in den Vordergrund 
rücken, eigene Wichtigkeit und Bedeutung erlangt, und weil ſich an 
ihr die Bedeutung aller Typik vortrefflich erörtern läßt. 

Fünf verſchiedene „Entwicklungsgrade der Nationen“ ſind es, 
die Liſt „in Beziehung auf die nationalökonomiſche Ausbildung“ 
ſcheidet: Wilder Zuſtand, Hirtenſtand, Agrikulturſtand, Agrikultur⸗ 
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manufakturſtand, Agrikulturmanufakturhandelsſtand. Die Übergänge 
der Nation vom wilden Zuſtand in den Hirtenſtand werden, ſo 
ſagt er, am beſten durch freien Handel mit ziviliſierteren Nationen 
bewirkt, ebenſo vom Hirtenſtand in den Agrikulturſtand, während 
der weitere Fortgang eines gewiſſen ſtaatlichen Schutzes bedarf. 

Es iſt nicht ſchwer, in dieſer Darſtellung die pragmatiſche Ab⸗ 
ſicht zu erkennen und herauszuſchälen. Indem geſagt wird, daß 
in beſtimmten Fällen der freie Handel, in anderen ein ſtaatlicher 
Eingriff „am beſten“ den Übergang herbeiführt, bringt Liſt ja ſelbſt N 
ganz unverhüllt zum Ausdruck, daß es ihm nicht um reine Dar⸗ 
ſtellung zu tun iſt. Aber einen Vorwurf wird ihm daraus doch 
nur machen dürfen, wer das pragmatiſche Element, das in den 
meiſten Typenlehren, zumindeſt bei ihrer Aufſtellung, enthalten iſt, 
verkennt oder leugnet. Es iſt auch nicht ſchwierig, ſo wie Bücher 
es tut, den unhiſtoriſchen Charakter dieſer Typik aufzuzeigen. Aber 
es heißt vom Apfelbaum Birnen verlangen, wenn Bücher Liſt und 
Hildebrand vorwirft, ſie ſetzten voraus, daß zu allen Zeiten, bloß 
vom Urzuſtand abgeſehen, eine auf der Grundlage des Güter⸗ 
tauſches ruhende Volks wirtſchaft beſtanden, und es komme ihnen 
nicht in den Sinn, daß es einmal einen Geſellſchaftszuſtand ohne 
Verkehr gegeben habe. Dies kommt Liſt allerdings nicht zum Be⸗ 
wußtſein. Aber ſeine geſchichtliche Darſtellung bedarf dieſer Ein⸗ 
ſicht gar nicht; denn ſie beginnt mit dem Aufblühen der italie⸗ 
niſchen Städte, das heißt: Liſt gewinnt und verifiziert ſeine Typen 
zu einer ihnen durchaus entſprechenden Geſchichtsepoche. Aber ſelbſt 
wenn Liſt die verlangte Erkenntnis beſeſſen hätte, ſo hat es doch 
als in höchſtem Maße fraglich zu gelten, ob hieraus eine Anderung 
ſeiner Typik für ihn gefolgt wäre. Wir verſuchen dieſes zu er⸗ 
mitteln, indem wir uns die Frage vorlegen, welche Gründe über⸗ 
haupt zur Aufſtellung von Geſellſchafts- und Wirtſchaftstypenreihen 
führen und inwieweit die Liſtſche Typik originale Bedeutung be⸗ 
anſprucht. 

Es iſt von alters her für jeden, der Geſchichts- oder Kultur⸗ 
zuſammenhänge überblickte, verlockend und notwendig geweſen, be⸗ 
ſtimmte Typen zu formen, um in ihnen die zugleich beſondere und 
allgemeine Art einer Zeit zu faſſen und zu verdeutlichen !“, um 


Eine ſehr verdienſtliche Zuſammenſtellung der bisherigen Typenreihen 
bei Plenge, „Stammformen der heutigen Wirtſchaftstheorie“. Hiſtoriſch 
bedarf ſie der Vervollſtändigung im oben ausgeführten Sinn. Sachlich iſt zu 
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dann weiter in einer Typen reihe, der Typik, ihre Aufeinander⸗ 
folge feſtzulegen und aus dem „Zufälligen“ das Regelmäßige 
herauszuſchälen. In Hellas, als zuerſt die Philoſophie ſich wiſſen⸗ 
ſchaftliche Ziele ſetzte, iſt auch zuerſt von Demokritos eine Typik 
des Kulturverlaufes feſtgehalten worden. Von ihm aus führt eine 
ununterbrochene Linie über Platon und Ariſtoteles zu Dikaiarchos. 
Später ift fie in den Trümmern der Überlieferung, wie fo vieles, 
für uns nicht mehr recht ſichtbar, bis in Varro auch dieſe griechiſche 
Lehre ihre Renaiſſance erlebt. Das Chriſtentum bedurfte ihrer 
nicht; denn zu ſeiner Geſchichtsauffaſſung gehört die Einmaligkeit 
als untrennbarer Beſtandteil hinzu, und alle Eigenbewegung des 
Stoffes mußte ihm unſichtbar oder zumindeſt unwichtig bleiben. 
Erſt in der hiſtoriſchen Zeit, die gegen Ende des 18. Jahr⸗ 
hunderts anhebt, wird aufs neue, teils in bewußter Anknüpfung 
an die Alten, teils aus eigener Findung in gleicher Not, wieder 
hinter dem Einmaligen das Typiſche, hinter dem tathaften Werk 
der ſtoffhafte Lebensrhythmus zu deuten geſucht. In dieſer neuen 
Reihe, die mit Smith anhebt und die bei Bücher, Sombart und 
Plenge ihren vorläufigen Abſchluß fand, hat auch die Liſtſche 
Theorie ihren Platz. Von allen neueren Typenlehren hebt ſich 
jedoch Liſts Typenreihe bezeichnend ab: alle anderen, ſowohl Marx 
wie Hildebrand wie Schönberg wie Schmoller, ſowohl Bücher wie 
Sombart wie Plenge ſehen den Rahmen, die Form oder das Ziel 
der Wirtſchaft — Liſt allein ſieht die Wirtſchaft ſelbſt, die Art, die 
Natur der Wirtſchaft. 

Danach iſt offenſichtlich, daß die Bücherſche Stufenſcheidung 
von Haus⸗, Stadt: und Volkswirtſchaft die Typik Liſts weder ver⸗ 
beſſert oder auch nur trifft: denn Bücher, ganz abgeſehen jetzt von 
der hiſtoriſch auch nur bedingten Richtigkeit ſeiner Theorie, ſieht 


ſagen, daß es ſich um Formen handelt von zwar hiſtoriſch relativer Bedeutung, 
doch theoretiſch abſoluter Gültigkeit; ein Übergewicht einer einzigen Wirt⸗ 
ſchaftstheorie, die hier nur ihren Stamm findet, kann daher nicht beſtehen. — 
Eine eingehende Überficht über die Stufenlehre nach Lift mit erſchöpfenden 
Literaturangaben neuerdings bei Below, „Probleme der Wirtſchaftsgeſchichte“, 
Abſchnitt IV: „über Theorien der wirtſchaftlichen Entwicklung der Völker uſw.“ 
Bei Below findet, im Gegenſatz zu Plenge, Bücher und ſeine Theorie die ge⸗ 
bührende Erwähnung; denn wie man auch über Büchers Abhängigkeit von 
Schönberg denken mag: nur bei Bücher iſt Haus-, Stadt⸗, Volkswirtſchaft das 
Gerüſt einer eigenen Typenlehre, und in ihrer Geſchichte kann daher Büchers 
Theorie nicht übergangen werden. ö 
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und faßt eine völlig andere Tatſachenſchicht. Für Bücher iſt weſent⸗ 
lich die Beziehung zwiſchen Konſum und Produktion, Liſt aber 
unterſucht, welche Arten der Urproduktion überhaupt vorhanden 
ſind und in welcher Aufeinanderfolge ſie ſich entwickeln. Seine 
Typik beſagt alſo willentlich nichts über die Wirtſchaftsorgani⸗ 
ſation, und ſie iſt daher nur von ſich aus oder vom Stoffe her, 
alſo durch Nachweis einer inneren Unhaltbarbarkeit oder äußeren 
Unfruchtbarkeit, aber nicht am Maße einer fremden Typik zu be⸗ 
ſtreiten oder zu widerlegen. An ihrer eigenen Ausſage gemeſſen, 
erregt aber die Liſtſche Typik nicht dadurch Bedenken, daß ſie 
nichts von vor⸗volkswirtſchaftlichen Zeiten ſagt, ſondern viel ſtärker 
dadurch, daß ſie die Nation als von Anbeginn vorhanden an⸗ 
nimmt. Der eigentliche Inhalt und die hiſtoriſche Bedeutung des 
Nationsbegriffes geht aber verloren, wenn man ihn zu einer All⸗ 
gemeinheit, die Horde und Stamm mitumfaßt, erweitert und ver⸗ 
blaßt. : 

Dieſer Einwand ift nicht um deswillen für uns weſentlich, weil 
er zu einer Einſchränkung oder Präziſierung der Liſtſchen Theorie 
führen muß, ſondern vor allem darum, weil er die Grenzen der 
Typik überhaupt aufzeigt. Alle Typik greift aus der ungefügen 
und ungeformten Geſchichts⸗ und Lebensfülle unter ihrem beſtimmten 
Standpunkt und ihrer beſtimmten Abſicht eine Reihe von Fakten 
heraus. Solcher Reihen aber gibt es ſo viele, als das Leben Ge⸗ 
ſtaltungen aufweiſt. Es gibt politiſche Reihen: Häuptlingstum, 
Ariſtokratie, Demokratie u. ä. m. Es gibt geſellſchaftliche Reihen: 
Sippe, Stamm, Volk u. ä. m. Es gibt wirtſchaftliche Reihen: 
Hirtenſtand, Agrikulturſtand uſw. u. ä. m. Die Auffindung, Er⸗ 
läuterung und Darſtellung dieſer Reihen iſt die Aufgabe, die unter 
anderen ſich die Geſellſchaftslehre zu ſtellen hat, auf ihrem Boden 
iſt das neue und geſchärfte Werkzeug zu ſchmieden, mit dem ſich 
dann wieder der Geſchichte nahen läßt, in der begründeten Hoff⸗ 
nung, nun ihr Bild in vollerer Plaſtik zu geſtalten. Aber inner⸗ 
halb der Typik ſelbſt beſteht gerade deshalb die Pflicht der Selbſt⸗ 
beſchränkung: wer eine Typenreihe aufſtellt, muß ſich klar ſein, daß 
er nur Vorarbeit, ſei es für ſich, ſei es für andere, leiſtet — eine 
Vorarbeit, die um ſo wertvoller iſt, je exakter ſie geleiſtet wird und 
je weniger die Stoffe und Farben anderer Zonen hereingezogen 
werden. Bei ſolchem Vorgehen wäre, um bei unſerem Beiſpiel zu 
bleiben, die eine Seite der Liſtſchen Reihe nicht als Theſe zu ſetzen, 
ſondern gerade von der anderen Seite, der wirtſchaftlichen Reihe 
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her als Problem zu ſehen. Es märe erſt zu n: ob Id 
Nationen in jedem der fünf Wirtſchaftszuſtände abe und aa 
Verneinung dieſer Frage hätte zur Folge, daß nun das Verhalt 
von Nation und Wirtſchaftszuſtand, die Beziehung zueinander, 5 
Abhängigkeit voneinander oder von einem Dritten als ernſthaftes 
Problem auftaucht. Nur wenige wird es geben, die heute auf 
dieſem Wege noch Kauſalitäten zu finden hoffen: Die Wirtſchaft, 
ungeiſtig wie ſie iſt, hat keine Schöpferkraft, ſo ſehr dies auch der 
Marxismus und andere Geſchichtsmaterialismen zu verdrehen und 
zu verdunkeln wußten. Was am Ende des Weges ſteht, als Frucht 
für jeden, der ſie zu pflücken reif iſt, iſt gerade das entgegengeſetzte 
Ergebnis: die Einſicht in viele Funktionalzuſammenhänge, deren 
keiner ſich ganz in Kauſalität auflöſen läßt, und die Ehrfurcht vor 
dem nur im ſchöpferiſchen Kerne Begreifbaren, als das ſich das 
lebendige Genos, die runde Art von der Typosreihe, der ſtofflichen | 
Geraden abhebt. 

So iſt die Form der Liſtſchen Typenlehre nicht haltbar, auch 
dann nicht und gerade dann nicht, wenn man ſie nur auf ihre 
eigene Ausſage hin prüft. Aber es iſt, indem die Nation ſich als 
außerhalb dieſer Typik befindlich erweiſt, noch nicht die Richtigkeit 
und die Bedeutung der Reihe als ſolcher angetaſtet. Tatſächlich 
liegt es ſo, daß neben allen neueren Typen die Liſtſche Reihe, nur 
auf ein anderes Subjekt bezogen, ihre vorzugsweiſe Geltung be⸗ 
anſprucht. Nicht die Nation durchläuft die Stadien vom Hirten⸗ 
zum Agrikulturmanufakturhandelsſtadium, ſondern die Wirtſchaft 
ſelbſt iſt es, die dieſe Etappen zurücklegt und ſich in ihnen vom 
Keim zur Fülle entfaltet. Jedes Gebilde trägt wie jedes Weſen 
vom Keime her ein ſolches Ziel der Entfaltung in ji — die Wirt: 
ſchaft nicht mehr, aber auch nicht weniger als alle anderen Be⸗ 
tätigungen und Zuſammenfaſſungen der Menſchen, und der Gang 
vom Urzuſtand zum entwickelten Wirtſchaftszuſtand iſt, in mannig⸗ 
faltigen Formen verborgen, daher einer der Rhythmen, die die ge⸗ 
ſamte Geſchichte durchziehen, — Folge und Vorausſetzung verſchie⸗ 
denſter politiſcher Aktionen und Formen, wie er denn ſelbſt in ſeiner 
Ebene die ihr angemeſſene Überbrückung von Raum und Zeit bedeutet 
und ermöglicht. In jener Einſchränkung und dieſer Erhöhung beſteht 
darum die Liſtſche Typik als die naturale Reihe der Wirtſchaft 
zu vollem Recht, und ſie bildet infolgedeſſen in dieſer Form ein 
wertvolles und bleibendes Hilfsmittel für jeden, der mit wirtſchafts⸗ 
hiſtoriſcher Frageſtellung an die Geſchichte herantritt. 
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Jeder Verſuch der Verifizierung zeigt aber zugleich die Grenze 
des Geltungsbereiches dieſer wie jeder Typik. Wo und wann wir 
auch die Geſchichte betrachten — ſtets finden wir Völker, die weder 
die letzte Stufe erreicht haben, noch auch nur Anſätze der Entwick⸗ 
lung auf ſie hin aufweiſen —, ja, Völker, Staaten, Kulturen, die 
ihr Leben ganz zu Ende lebten, wie die griechiſche oder die römiſche 
Antike, ſind niemals zu der Stufe gelangt, die Liſt Agrikultur⸗ 
Manufaktur-Handels⸗Stand nennt, und unter der er, um den wich⸗ 
tigſten Unterſchied herauszugreifen, Aufbau einer Induſtrie im 
modernen Sinne mitverſteht. Daraus ergibt ſich die Notwendigkeit 
von zweierlei Rückſichtnahme. Einmal: Keine Typik kann allgemeine 
Geltung beanſpruchen außer als Tendenz und außer in der all⸗ 
gemeinſten Form. Wie wir vom menſchlichen Leben beiſpielsweiſe 
nur den Gang von Kind zu Jüngling, zu Mann und Greis als 
typiſch anſetzen dürfen, während bereits die Zahl der Jahre der 
einzelnen Stufen je nach den Völkern und Zonen wechſelt und gar 
als Zeit der menſchlichen Blüte in verſchiedenen Kulturen eine ver⸗ 
ſchiedene Lebensſtufe gilt, ſo wechſelt in der Wirtſchaft die Dauer, 
die Art und die Geltung der naturalen Stufen. Es iſt infolge⸗ 
deſſen zunächſt notwendig, Manufaktur im allgemeinſten Sinne: 
Gewerbe, — Handel im allgemeinſten Sinne der Warenvermittlung 
zu verſtehen. Dann, aber auch nur dann iſt die Typik überhaupt 
anwendbar und als Tendenz auffindbar bei allen Kulturvölkern. 

Es iſt eine wertvolle Beſtätigung der Richtigkeit dieſer Be⸗ 
grenzung, daß mit der Liſtſchen Typik in dieſer Form ſich die älteſte, 
die Demokritiſch-Platoniſche Typik in ihrem wirtſchaftlichen Teile 
deckt. Platon !, im dritten Buch der Geſetze, geht von der poli⸗ 
tiſchen Frageſtellung aus, welches die Verfaſſung der Staaten und 
wer ihr erſter Geſetzgeber war. In die politiſche Betrachtung und 
politiſche Dynamik aber iſt die wirtſchaftliche Dynamik, die wohl 
den eigentlichen Fund des demokritiſchen Geſchichtsmaterialismus 
dargeſtellt hatte, als Vorbedingung und Begleiterſcheinung mit ein⸗ 
geſchloſſen. Die erſte Stufe bilden hier Berghirten, in der zweiten 
treten Ackerbauern hinzu, die die Hänge der Gebirge beſiedeln, in 


müber die Bedeutung der Lehre im Rahmen des Platoniſchen Werkes habe 
ich in anderem Zuſammenhang gehandelt. (Vgl. Salin, Platon und die 
griechiſche Utopie, S. 85 ff.) In dieſem Zuſammenhang iſt nur ihre fachlicher 
Inhalt herangezogen, der in der Geſchichte der Wiſſenſchaft allein Wirkungskraft 
beſaß. 


| 


186 a Edgar Salin 490 


der dritten ziehen die Geſchlechter in die Ebene und ans Meer, und 
es entſtehen die Städte, die Bauern und Hirten mit Schiffern und 
Handwerkern vereinen. Die Ahnlichkeiten mit der Liſtſchen Typik 
fallen ſo ins Auge, daß ihre beſondere Namhaftmachung ſich er⸗ 
übrigt. Auch die Unterſchiede ſind auffallend und bezeichnend, weil 
ſie, wie Liſts „Nation“ den Menſchen des 19. Jahrhunderts, ſo 
ihrerſeits den Griechen der Berge und Akropolen kundtun. Es 
iſt klar, wenn dieſe zeitlichen Formen abgelöſt ſind, ſo bleibt eine 
Reihe, die von Liſts naturaler Typik ſich nur unweſentlich unter: 
ſcheidet. Aber es iſt doch ſehr ernſthaft zu fragen, wie weit eine 
ſolche Ablöſung der Form überhaupt zu Recht beſteht, was eine 
entformte, ganz allgemeine Typik überhaupt noch leiſten kann, — 
oder das gleiche auf das hier weſentliche Ziel hin gefragt: was 
hilft eine ſolche Typik zur Erkenntnis des tatſächlichen Geſchehens 
und zur Erfaſſung und Deutung der Geſchichte? 

Die Antwort lautet: Pragmatiſch nichts. Methodiſch vieles. 
— Pragmatiſch nichts, das will heute vor allem ſagen, daß es ein 
modiſcher Irrtum iſt zu glauben, es könne irgendeine Art der Typik 
einem ſagen, an welchem hiſtoriſchen Punkt man ſteht, oder gar, 
was einem im Augenblick zu tun aufgegeben iſt. Die Geſchichte, 
anders als der Menſch, beginnt in jedem Augenblicke neu, und wo 
man ſteht, ob innerhalb der „Zeit“, der Forderungen des Tages und 
wie dieſe Schlagworte alle heißen, d. h. am Ende eines Kreislaufs, 
oder abſeits von ihnen, am Beginn eines neuen, das iſt Sache der 
inneren, nicht der äußeren Stellung. Dieſer Freiheit in der Not⸗ 
wendigkeit entzieht ſich kein Gebiet, auch das der Wirtſchaft nicht: 
denn mit Ausnahme der allerprimitivſten Lebensunterlage iſt auch 
alle Wirtſchaft von beſtimmten geiſtigen Punkten und beſtimmter 
menſchlicher Haltung her geformt und allzeit formbar. Und war 
ſelbſt in den Zeiten des Übergangs zum Hochkapitalismus die Liſt⸗ 
ſche Typik, da hiſtoriſch nicht ausgeformt, pragmatiſch deutbar und 
verwendbar, ſo iſt heute auch die leiſeſte Möglichkeit hierzu ver⸗ 
ſchwunden. Wir befinden uns in der letzten Stufe der Typik. Die 
Alten konnten annehmen, daß nun ein Untergang und Neubeginn 
erfolge. Und noch bis ins 18. Jahrhundert hinein war der Glauben 
erlaubt, daß an einem anderen Ende der Welt dieſer Kreislauf 
neu beginne. Der heutige Weltzuſtand aber iſt von allem, was je 
war, wie in allem ſo auch hier inſofern völlig verſchieden, als 
kein unberührter Raum noch Stamm der Kultur vorhanden iſt, 
und daß, was nicht in dieſer Welt geſchieht, gar nicht ge⸗ 
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ſchehen kann. Die Typik als Kreislauf iſt zu Ende und ihre prag⸗ 
matiſche Deutung und Bedeutung iſt bis in die letzten Schlupfwinkel 
zu tilgen. 

Was übrig bleibt, iſt die Bedeutung der Typik als metho⸗ 
diſchen Hilfsmittels, als geſchichtlicher Frageſtellung. Alle Typik, 
rationaler Herkunft wie ſie iſt, und in der Verallgemeinerung ver⸗ 
einfachend wie ſie, ihrer Definition nach, ſein muß, iſt niemals 
imſtande, ein Weſenhaftes, das zugleich ein Organiſches und ein 
Beſonderes iſt und ſich in beider Hinſicht ihr entzieht, zu faſſen 
oder gar zu erklären. Aber wer das Beſondere ſucht, ſei es eines 
Menſchen, ſei es eines Volkes, wird, wenn er nicht auf die zwar 
unentbehrliche, aber durch Untätigkeit wahrlich nicht zu beſchwörende 
Eingebung warten will, die Beſonderheit der Formen unterſuchen 
müſſen. Hierbei gibt es zwei Stufen. Die höhere: Die Erfaſſung 


des lebendigen Kerns, aus dem das Beſondere organiſch in dieſer 


Form und zu dieſer Stunde dieſes eine Mal erwächſt, iſt abhängig 
von der vorherigen Erfaſſung des Weſens ſelbſt. Aber die tiefere: 
die Beſonderheit der Form zu beobachten und zu beſchreiben, hierzu 
kann die Typik einen brauchbaren Hintergrund bieten. Wenn wir 
alſo vorher feſtſtellen, daß in der Geſchichte die Liſtſche Typik ſich 
nicht ohne weiteres und nicht allgemein verifizieren läßt, ſo iſt nun 
zu ſagen, daß gerade in dieſer Grenze ihre Leiſtung liegt. Denn 
erſt von ihrem allgemeinen Hintergrund aus hebt ſich nun das 
Beſondere als Beſonderes ab. Es tritt etwa, um es an dem er⸗ 
wähnten Beiſpiel zu verdeutlichen, gerade das Fehlen einer Groß⸗ 
induſtrie als Kennzeichen der griechiſchen Antike hervor, und man 
wird, entgegengeſetzt dem Vorgehen namhafter Hiſtoriker der Antike 
und des Mittelalters, die in Ermanglung von Blick und Technik 
hilflos allerlei moderne Vorgänge in die Antike hineindeuten, nun 
auf dieſem Wege gerade das Eigenſte auch der Wirtſchaft einer 
Zeit ſuchen, finden und feſthalten können. Der Gewinn iſt groß. 


Denn je mehr ſolcher Eigenheiten der Wirtſchaftshiſtoriker findet, 


um ſo größer iſt die Zahl der Punkte, die er der univerſalen Wiſſen⸗ 
ſchaft für den Anſatz und die Darſtellung des organiſchen Werdens 


bietet. Das aber heißt: es wird für die Arbeit der höheren Stufe 
nicht nur der Boden bereitet, ſondern auch in Umriſſen die Form 


vorgezeichnet, die ausgefüllt werden muß. Damit würde in dem 
Gang von der Liſtſchen naturalen Typik zur formalen Beſonderheit 
der Weg beſchritten, der ſchließlich auch über dieſe hinaus zum einen 
Organismus führt, und wie die Typologie in der Wirtſchaftshiſtorie, 
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ſo würde die Wirtſchaftshiſtorie wieder im einheitlid chen W Biſſe 1 2 im 
einheitlichen Geſchehen und letzlich im einen, zeitlich⸗ ewigen 3 M ter enſch chen 
verankert. 


II. Von den Aufgaben der Wirtſchaftsgeſchichte 


Es iſt ſeit je an Tagen der perſönlichen oder geſchichtlichen 
Überſchau für manchen, der um Aufnahme in den alten Kreis der 
Univerſitäten bat oder der in ihm ſtehend die Summe des Erreichten 
zu ziehen hatte, Bedürfnis, ja Verpflichtung geweſen, den Weg ab⸗ 
zuſtecken, der eigenem und fremdem Forſchen gemäß und Richtſchnur 
ſei. Es iſt die Art der Alten und entſpricht ihrer Aufgabe und 
Leiſtung, den Nachdruck zu legen auf die Weitergabe ihres Wiſſens 
und ihrer Erkenntniſſe, auf jene Tradition im edelſten Sinne des 
Wortes, die die menſchlich-geiſtige Brücke von einer Zeit zur andern 
ſchlägt. Das Vorrecht der Jungen aber iſt es, in unbebautes 
Land den Blick zu führen und bei aller ehrfürchtigen Anerkennung 
der früheren Leiſtung den neuen Richtungspunkt zu weiſen, nach 
dem die Wiſſenſchaft, lebendig nur ſo lange, als ſie von neuer 
Lebenskraft geſpeiſt wird, in der nächſten Zukunft ihren Weg zu 
nehmen hat. 

Seit mehr denn einem Jahrhundert war nie die Zeit und die 
Stellung der Wiſſenſchaft in ihr ſo problematiſch wie in dieſen 
Jahren. Sie alle kennen die drohenden Folgen, die die Not unjeres 
Landes für den Beſtand der Univerſitäten hat, und Sie fühlen die 
ſchwere Mißgunſt heutiger Mächte, denen die Univerſitäten in ihrer 
gegenwärtigen Form wenig erwünſcht oder verhaßt ſind. Aber 
wären dies die einzigen Gefahren, ſo könnten wir ruhig an unſere 
Arbeit gehen, im Vertrauen darauf, daß die Ewigkeit des Geiſtes 


1 Öffentliche Probevorleſung zur Erlangung der venia legendi bei der 
Philoſophiſchen Fakultät der Univerſität Heidelberg (23. Oktober 1920). — 
Weniger vielſeitige Zuſtimmung als der nicht minder lebhafte Widerſpruch ver⸗ 
anlaſſen mich, dieſe Vorleſung mit der erſten, unter Zufügung einiger Anmerkungen, 
erſcheinen zu laſſen, da mir die Grundfrage: ob Wirtſchaftsgeſchichte als 
Spezialwiſſenſchaft fruchtbar iſt, der Erörterung wert erſcheint. Der beſondere 
Anlaß rechtfertigt das Programmatiſche des Inhalts, in Zukunft ſcheint es mir, 
perſönlich und allgemein angemeſſener, die Dinge zu machen als darüber zu 
reden; denn ſo ſehr auch, nach Uſeners Wort, „die wiſſenſchaftliche Arbeit der 
Selbſtbeſinnung bedarf, will fie nicht ziellos in der Unendlichkeit des Einzelnen 
umhertreiben“, ſo bleibt doch alle Selbſtbeſinnung menſchlich wie wiſſenſchaftlich 
unfruchtbar, wenn ſie nicht in neue Tat ſich umſetzt. 
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allen noch ſo großen Nöten und Eingriffen des Tages überlegen 
iſt. Die tiefere Gefahr droht von innen: nicht der Organiſation, 
der Univerſität, ſondern der Wiſſenſchaft ſelbſt. Das Schlagwort 
von der „Kriſis der Wiſſenſchaft“, übertreibend wie jedes Schlag⸗ 
wort, aber mit dem richtigen Kern, der meiſt ſelbſt noch der Phraſe 
innewohnt, deutet auf einen Zuſtand, in dem ein großer Teil der 
Jugend den Glauben an die Wiſſenſchaft verloren hat! und — wie 
wir uns ehrlich eingeſtehen müſſen, ohne hier die Gründe und Recht 
und Unrecht breit abwägen zu können — auf die Tatſache, daß 
kaum ein heutiges Werk der Wiſſenſchaft in unſerem engeren Gebiet 
vorhanden iſt, auf das wir, Schweigen gebietend, weiſen könnten. 
Wo ſind die Ranke und Mommſen, wo auch nur die Schmoller und 
Wagner, die wir der Jugend zu zeigen haben ...? Es ift ſchon 
ſo, daß nach Max Webers Tod wir in der älteren Generation 
niemanden wüßten, der durch Geſtalt oder Werk dieſen Jungen das 
mächtige erzieheriſche Vorbild geben und ſein könnte, nach dem ſie 
verlangen. Es liegt gewiß keine perſönliche Verſchuldung in dieſem 
Verſagen; aber da es nicht auf eine Wiſſenſchaft beſchränkt iſt, geht 
es auch nicht an, den zufälligen Ausfall einer Generation hier 
zu erblicken. Wir glauben die tiefſte Urſache darin zu ſehen, daß 
der Lebensſtrom, der von Goethe ausgehend die ganze geiſtige 
deutſche Welt gehoben und zu gewaltigem Werk getragen hatte, 
langſam verſiegt ift, daß das Weltbild, das er verpflichtend ge⸗ 
ſchaffen hatte, langſam an Kraft verlor, und daß daher die un⸗ 
mittelbare Wirkung ſeines Geiſtes und ſeines Auges nicht mehr wie 
in der Frühzeit bewahrende und adelnde Macht beſaß. In den 
Köpfen derer, die von dem geiſtigen Untergrund und Urgrund aller 
Wiſſenſchaften nichts wiſſen, hat dieſes Nachlaſſen der geiſtigen 
Bindung im Verein mit urſprünglicher, phyſiſcher Kraft zu einem 
naturaliſtiſchen Bilderſturm geführt, dem vieles geiſtige Erbgut er⸗ 
legen iſt. Wir verkennen nicht den hiſtoriſchen Sinn dieſer Be⸗ 
wegung, und wir wiſſen wohl zu würdigen, was ſie gleichzeitig an 
mühſeliger Heranſchaffung von Material, an liebevoller Durch⸗ 
dringung auch der entlegenſten Stätten und Details und an puri⸗ 
ſtiſcher Beſeitigung von Vorurteilen und Irrtümern geleiſtet hat. 


1 Geprägt iſt das Wort, wenn ich recht ſehe, in zwei ſcharfen und wirk⸗ 
ſamen Aufſätzen Erich von Kahlers im „Neuen Merkur“, Jahrgang 1919, 
zum Schlagwort geworden im Anſchluß an eine ernſte Diskuſſion, die die 
Studenten -Zeitſchrift „Die Hochſchule“ eröffnet hat. 
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Aber nachdem uns in Deutſchland wieder und tiefer das geiſtige 
Auge geöffnet iſt, vermag uns nichts mehr darüber zu täuſchen, daß 
wir in Wirklichkeit vor einem Trümmerfeld oder günſtigſten Falles 
vor einer Bauſtätte ſtehen, und daß das Werk von früheren Ge⸗ 
ſchlechtern: das Geſchehen im Bilde zu faſſen und zu deuten, von 
neuer Mitte neu zu leiſten iſt. 

Es ändert ſich aber mit jeder ſolchen Wandlung des Geiſtes 
zugleich der Stoff und die Form der Wiſſenſchaft. Eine dankbare 
Aufgabe, die von der allzu ſpezialiſtiſchen Vergangenheit nur für 
die Hiſtoriographie geleiftet wurde, wird in der Aufzeigung dieſer 
Zuſammenhänge und Wandlungen beſtehen, die beiſpielsweiſe der 
deutſche Geiſt mit dem Menſchen, der ihn ſchuf und trug, all ſeine 
Ausſtrahlung genommen hat. Wir beſchränken uns an dieſer Stelle 
darauf, das Allgemeine herauszuheben, um für den Fragenkreis der 
Wirtſchaftsgeſchichte, die uns heute beſchäftigen ſoll, die notwendige 
Unterlage zu ſchaffen. Die Anderung von Stoff und Form iſt, wie 


wir uns dann zuerſt klar machen müſſen, nicht eine Anderung der 


Subſtanz, der Materie an ſich und aus ſich heraus, ſondern beides 
iſt die notwendige Wirkung der Anderung des geiſtigen Auges. Die 
Kunſtgeſchichte hat neuerdings erkannt, wie wichtig es iſt, das Auge 
und das entſprechende Kunſtwollen einer Zeit zu faſſen. Es heißt 


noch immer die Entwicklung allzu material und zu wenig vom 


ſchöpferiſchen Genius aus erblicken, wenn man hier von einem 
„Wollen“ ſpricht. Beſeitigt man aber dieſen unnötigen Ratio⸗ 
nalismus, ſo bleibt hier der weſentliche und in großer Weite gültige 
Sinn, daß jede große Zeit mit ſonderem Auge auswählend ſieht 
und ſehend formt. Und wie hier etwa im Stofflichen eine Bevor⸗ 
zugung des Porträts mit dem Stilleben, der Landſchaft mit dem 
Interieur wechſelt, wie im Formalen die Plaſtik das Relief, die 


Farbe das Zeichneriſche ablöſt, ähnlich wenn auch nicht in gleicher 


Schroffheit wandeln ſich Stoff und Form der Geſchichte. Gerade 
darum können die großen Hiſtoriker in der geſchichtlichen Darſtellung 
zugleich den ſinnbildlichen Ausdruck ihrer eigenen Zeit geben, nicht 
nur wenn ſie wie Thukydides oder Tacitus die Geſchichte ihrer 
Zeit ſchreiben, ſondern auch wenn ſie wie Ranke oder Burckhardt 
nur vergangene Geſchichte ſchildern. Ja, es liegt hierdurch ſo, daß 
Hiſtoriker, die von den ewigen Schickſalskräften wenig wiſſen, doch, 
in leidenſchaftlichem Temperament, Willen und Sehnen ihrer Zeit 
beſitzen und beſtimmen wie etwa Treitſchke, hiſtoriſch wichtiger ſind 


durch ihre ſubjektive Färbung als eine objektiv, über ihre Zeit 


rr 
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hinaus gültige Leiſtung. Die Wirtſchaftsgeſchichte, mehr noch als 
die Geſchichte ſelbſt, weiſt in entſprechender Weiſe ſchon rein durch 
ihr Beſtehen auf eine dem 19. Jahrhundert eigentümliche Geiſtes⸗ 


richtung. Hier iſt zum erſten Male der Wirtſchaft fo viel Bedeutung 


zuerkannt worden, daß ſie zur Grundlage eines eigenen Zweiges 
der Geſchichte, ja der Wiſſenſchaft werden konnte. Ein ſinnbildlicher 
Vorgang vollzog ſich in der wirtſchaftlichen Erforſchung des Alter⸗ 
tums. Am Beginn ſteht hier das klaſſiſche Werk eines Philologen: 
Böckhs Staatshaushaltung der Athener. Dieſes Werk iſt lange 
nach Böckhs Tode mit einigen Anderungen abermals neu aufgelegt 
worden — trotz aller Erweiterung unſerer Kenntniſſe und trotz allen 
angeblichen Fortſchrittes fand ſich kein Philologe mehr von ähnlich 
umfaſſendem Blick und ſicherem Wiſſen in dieſen Fragen der Wirt⸗ 
ſchaft, und es wagte ſich daher keiner an die Aufgabe der Neu⸗ 
geſtaltung. Es iſt nicht die Wirtſchaftsgeſchichte allein, die den 
Schaden dieſer Veränderung trägt. Die Philologie, ſofern ſie noch 
eine Wiſſenſchaft des Altertums und nicht nur der klaſſiſchen Lite⸗ 
ratur darſtellen will, iſt auch durch dieſen Vorgang verarmt; denn 
wie will man überhaupt etwas Weſentliches von der antiken Polis 
ausſagen, wenn man nicht ihr Leben in ſeiner Geſamtheit ſich ver⸗ 


deutlicht hat? Dazu aber reicht es nicht, wenn man Beſcheid weiß 


über einzelne Inſtitutionen, ſondern es iſt notwendig, ſich jederzeit 
das Bild des Ganzen, das Ineinandergreifen der einzelnen Teile 
vor Augen rufen zu können, — ſo wie es Böckh ſelbſt in einer 
ungehört verhallten Mahnung ſeiner Vorerinnerungen zur erſten 
Ausgabe ausſpricht, daß „wer Einzelnes einigermaßen erſchöpfen 
will, das Ganze kennen muß“. Ich will es mir nicht verſagen, 
ſeine Worte im Zuſammenhang zu zitieren; denn die eine Aufgabe, 
die eine Wendung, die heute nottut, läßt ſich kaum beſſer formu⸗ 
lieren, und vielleicht iſt, nach einem Jahrhundert, die Zeit gekommen, 
da die für ſein Werk gemeinten, doch weithin gültigen Worte dieſes 
Altmeiſters der Philologie Gehör und Folge erlangen: „Ein Ent⸗ 


wurf des Ganzen, mit wiſſenſchaftlichem Geiſte und umfaſſenden 


Anſichten gearbeitet und nach feſten Begriffen geordnet, nicht wie 
die bisherigen ein roher und unzuſammenhängender Wuſt, nicht von 
einem Zuſammenträger, ſondern einem Forſcher und Kenner, iſt um 
ſo mehr ein Bedürfnis des gegenwärtigen Zeitalters, je mehr ſich 
die Maſſe der Altertumsgelehrten, der jüngeren vorzüglich, in einer 
an ſich keineswegs verächtlichen, aber meiſt auf das Geringfügigſte 
gerichteten Sprachforſchung und kaum mehr Wort-, ſondern Silben⸗ 


’ 
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und Buchſtabenkritik ſelbſtgenügſam gefällt, bei welcher die echter 
Philologen früherer Jahrhunderte ihre Beruhigung nicht gefunden 
hatten und wodurch diejenigen, die ihrem Namen zufolge des Era- 
toſthenes Nachfolger, im Beſitz der ausgebreitetſten Kunde ſein ſollten, 
in der Form untergehend zu vornehmem Grammatiſten einſchrumpfen, 
und unſere Wiſſenſchaft dem Leben und dem jetzigen Standpunkte 
der Gelehrſamkeit immer mehr entfremden.“ 

Es iſt die Sorge um das Weſen und den Beſtand der Philo⸗ 
logie, die hier aus Böckh ſpricht. Sein Urteil ohne weiteres auf 
die Wirtſchaftsgeſchichte zu übertragen geht um deswillen nicht an, 
da ja die Wirtſchaftsgeſchichte noch von anderem Boden begann 
und dauernd geſpeiſt wird, — ja jene losgelöſte Spezialgeſchichte, 
die wir als ein Kennzeichen des 19. Jahrhunderts erklärten, erwuchs 
vorwiegend auf jenem anderen, auf hiſtoriſchem und ökonomiſchem 
Boden. Vielleicht hat überhaupt die Philologie darum leichten 
Herzens auf dieſen Zweig verzichten zu können gemeint, da ſie ihn 
in guten Händen bewahrt und gepflegt glaubte. In der Tat; 
Muſtert man die Leiſtungen der Wirtſchaftsgeſchichte, ſo finden wir 
die klangvollſten Namen der Hiſtorie und der Nationalökonomie? 
von Hiſtorikern des Altertums E. Meyer, Poehlmann, Beloch, des 
Mittelalters und der Neuzeit Schulte und vor allem Below und 
ſeine Schule, von Nationalökonomen Schmoller und Bücher, Gothein 
und Knapp, Max Weber und Sombart, um nur die Bedeutendſten 
des letzten Jahrzehnts herauszugreifen. Aber fragt man ſich, wo 
hier die Forderung der bildhaften Darſtellung eines Ganzen erfüllt 
iſt, ſo iſt bereits die Antwort wieder ſchwierig. Die Hiſtoriker 
haben, ſo weit ſie ihre Forſchungen in den größeren allgemein⸗ 
geſchichtlichen Rahmen hineinſtellen, wenigſtens äußerlich dieſem An⸗ 
ſpruch genügt. Die Okonomen haben bei allem Vorzug der begriff⸗ 
lichen Schärfe ſich felten über jene nicht nur der Philologie gefähr⸗ 
liche Detailforſchung erhoben, die freilich die notwendige Grundlage 
und Stütze jeder Arbeit bedeutet, aber doch von dem Ziel aller 
Geſchichtsſchreibung noch weit entfernt iſt. Nimmt man Gotheins 
Wirtſchaftsgeſchichte des Schwarzwalds und ſeine Geſchichte der 
Stadt Köln, fügt man die in monographiſchem Rahmen umfaſſenden 
Werke von Geering, Simonsfeld und, mit einiger Vorſicht, Ehren⸗ 
berg hinzu, ſo ſind wahrſcheinlich die paar wirtſchaftsgeſchichtlichen 
Werke genannt, die allein über die Einzelforſchung hinaus zur 
wiſſenſchaftlichen Geſamtdarſtellung gelangt ſind. Alles Übrige iſt 
— teils aus den eingangs erwähnten allgemein geiſtigen Gründen, 


i Google 


Pen 


5 


5 


— 


— 


497 Zu Methode und Aufgabe der Wirtſchaftsgeſchichte 193 


teils aus daraus folgender, ausſchließlicher Betrachtung einer Ent⸗ 
wicklung ſtatt des Weſens —, in Begriff, Detail oder Problem ſtecken 


geblieben. 


Kein Werk der Zukunft wird an dieſen Ergebniſſen vorüber⸗ 
gehen können. Durch die Herausarbeitung genauer Begriffe iſt das 
Werkzeug für neue Forſchung geſchärft, durch die Erörterung und 
Löſung einzelner Probleme iſt der bisher oft ſchwankende und hypo⸗ 
thetiſche Grund gefeſtigt und mancher trügeriſche durch einen echten 


und gut behauenen Bauſtein erſetzt. Aber die heutige Aufgabe iſt 


wieder, fortzuſchreiten über dieſe Nichts⸗als⸗Forſchung und hinzu⸗ 
gelangen zu dem einheitlichen Bild, das die Geſchichte in Verewigung 
und Rechtfertigung ihrer Arbeit ſonſt aufgerichtet hat und auch 
heute wieder wird bauen können und müſſen. Voll Schrecken wird 
uns bewußt, daß auch hier die Aufgaben, die vor einem Jahrhundert 


ſchon geſehen wurden, noch nicht erfüllt ſind. Die Darſtellung des 


deutſchen Städteweſens, die ſchon Fichte fordert, harrt noch immer 
ihres Meiſters, und auch von den italieniſchen Städten jener Zeit 


find wir nicht beſſer unterrichtet“. Benötigt iſt freilich hier wie 


ſtets der überwirtſchaftliche Sinn; denn wer die Religion, die Politik 


und die geſamte Kultur jener Zeit nicht erfaßt hat, wird auch von 


der Wirtſchaft und gewiß von dem Stadtgeſamt nichts Gültiges 
zu ſagen wiſſen. Darin aber liegt für die Wirtſchaftsgeſchichte die 
allgemeinere Notwendigkeit der Aufgabe ihres ſpezialwiſſenſchaftlichen 
Charakters. 

Hier liegt der zweite Einwand, der gegen eine große Zahl und 


gerade auch die beſten der wirtſchaftsgeſchichtlichen Schriften der 


letzten Vergangenheit erhoben werden muß, ſoll nicht in einer ge⸗ 
fährlichen Bahn weitergeſchritten werden. Die Böckhſche Forderung, 
auf das Ganze zu ſehen, da nur in ihm und aus ihm auch das. 
Einzelne richtig gefaßt wird, ſetzt ein menſchliches Maß, das 
heute wieder aufgerichtet werden muß, damit nicht das Bewußtſein 


.diefer abſoluten Größe ganz verſchwindet. Aber wenn ihm durch 


Jahrzehnte ſelten Genüge geſchah, ſo liegt hierin ein Verſagen der 
Menſchen, oder, tiefer geſehen, ein Ermatten des geiſtigen Auges, 
aber der Sinn der Wiſſenſchaft ſelbſt iſt dadurch nicht unmittelbar 


1 Mancher Hörer Lujo Brentanos wird ſich mit mir in dem Bedauern 
einen, daß die Studien dieſer Zeit, die ſein Kolleg auszeichneten, wie ſeine ganze 
Wirtſchaftsgeſchichte ungedruckt geblieben find. — über die beſonderen Aufgaben 


der handels geſchichtlichen Forſchung vgl. un in den Jahrbüchern für 


Nat. u. Stat., Bd. 45, S. 799 ff. 


Schmollers Jahrbuch XLV 2. 13 
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bedroht. Bedenklicher ift die Tatſache, daß die ganze Richtung, die 
die wirtſchaftsgeſchichtliche Forſchung genommen hat, in eine Sack⸗ 
gaſſe zu führen ſcheint. Es iſt ſchwierig, ſchon heute ihren allge⸗ 
meinen Charakter zu benennen; es geſchieht aber am treffendſten, 
wenn man den Namen, der heute einen kleinen Zweig bezeichnet, 
erheblich weiter ausdehnt: dieſe ſpezialiſtiſche Wirtſchaftsgeſchichte 
iſt in geringerem oder größerem Maße materialiſtiſch geweſen, 
— am handgreiflichſten dort, wo fie marxiſtiſch auch alles Geiſtige 
nur als Überbau ökonomiſcher Vorgänge und Zuſtände aufgefaßt 
wiſſen wollte, weniger auffällig, aber vielleicht gefährlicher dort, wo 
ſie aus der Notwendigkeit des Spezialiſtentumes heraus ihren Stoff 
als Selbſtwert ſetzte und nicht nur ſeine Form, ſondern auch ſeine 
Entwicklung aus ſich heraus erklärte, ohne die Folgen und die 
Vorausſetzungen ſtets zu überdenken. Es iſt das Gegenbild jener 
Entwicklung der Philologie, das wir hier in der Entgeiſtigung der 
Wirklichkeit, der Wirtſchaft und der Wirtſchaftsgeſchichte aufdecken —, 
eine Parallelerſcheinung des Spezialiſtentums, bei der es ſchwer iſt 
zu entſcheiden, wo hier die Urſache, wo die Folge liegt. Diejenigen 
Wirtſchaftstheoretiker, die von der Geſchichte her kamen, ſind der 
Gefahr um deswillen weniger ausgeſetzt, weil ihnen durch Below 
die Bedeutung des politiſchen Faktors eingehämmert war und ſo 
zumindeſt dies eine außerwirtſchaftliche Moment in ihren Betrach⸗ 
tungen immer wiederkehrt. Von den Okonomen hat außer Max 
Weber und vielleicht Sombart niemand das Problem auch nur in 
ſeiner ganzen Schärfe erkannt, und ſelbſt Max Weber hat, nachdem 
er zunächſt für den Puritanismus in übertreibender Stärke den 
Primat des Geiſtes nachgewieſen hatte, in der Darſtellung der 
Wirtſchaftsethik der anderen Religionen der materialiſtiſchen Zeit 
ſeinen Tribut gezahlt. Sonſt aber iſt auch nur die Frage kaum 
geſtellt. Wir haben eine Unzahl deutſcher Wirtſchaftsgeſchichten, 
darunter die als Forſchung klaſſiſcher Arbeiten von Meitzen und 
Inama⸗Sternegg, — aber was ſie darſtellen, iſt die Wirtſchafts⸗ 
geſchichte des juriſtiſch⸗politiſchen Körpers Deutſchland, nicht das 
ſpezifiſch Deutſche, nicht der deutſche Anteil an der Geſchichte der 
Wirtſchaft. Alle deutſche Geſchichte aber und ſo auch jeder ihrer 
Zweige lebt nur und hat Gültigkeit, ſoweit ſie Geſchichte des Deut⸗ 
ſchen, der deutſchen Menſchen iſt. Und dieſes gilt für alle Nationen, 
nicht um eines billigen Nationalismus willen, ſondern weil nur 
hierin die Geſchichte zugleich den nationalen und zeitlichen wie den 
übernationalen und ewigen Gehalt eines Weſens zu faſſen vermag. 
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Überall wo ein „unſympathiſches, Element entgegentritt, iſt es dem 
Hiſtoriker wie dem Laien ganz geläufig, die Nations⸗ oder Raſſen⸗ 
zugehörigkeit oder ⸗bedingtheit feſtzuſtellen: die „Amerikaniſierung“ 
oder die „Verjudung“ der Wirtſchaft beiſpielsweiſe iſt heute bereits 
ein ſo geläufiges Schlagwort nicht nur der Gaſſen, ſondern ſchon 
der Paläſte, daß man bereits genötigt iſt, vor Übertreibungen zu 
warnen. Aber wenigſtens iſt hier doch ſchon der Zuſammenhang 
beſtimmter Wirtſchaftszuſtände mit einer beſtimmten geiſtigen Haltung 
geſehen, und es beſteht kein Grund, nicht hier zu lernen. Es iſt 
alſo, um es mit einem Kennwort zu ſagen, in der Wirtſchafts⸗ 
geſchichte die Frage nach dem artmäßigen, ſpezifiſchen Charakter 
aufzuwerfen und lebendig zu erhalten 1. Sie führt mit Notwendig⸗ 
keit dazu, zu ſcheiden zwiſchen den Teilen eigener Dynamik der 
Wirtſchaft, dem Gebiete wiſſenſchaftlicher Typik, und den Teilen 
ſpezifiſcher Geformtheit, dem Gebiet wiſſenſchaftlicher Organik, und 
ſie hilft dadurch — ſchon durch den Blickpunkt, den ſie gibt — 
die Wirtſchaftsgeſchichte wieder im Geiſtig⸗Menſchlichen zu ver⸗ 
ankern. | 

Keine Frage kann freilich an ſich Frucht tragen. Wer nicht 
zum Hiſtoriker geboren, wem nicht die Fähigkeit der überblickenden 
Schau, des kombinierenden Verſtandes und der überprüfenden Sach⸗ 
lichkeit zu eigen iſt, dem hilft keine Frage, und gerade die Größten 
werden ihrer nie von außen bedürfen, ſondern ſie ſelber ſtellen. 
Für die Geſamtheit aber und alle, deren Aufgabe es iſt, jenen 
Großen das Material heranzutragen, iſt es von größter Wichtigkeit, 
wenn auch nur ernſthaft wieder ins Bewußtſein rückt, daß es über⸗ 
haupt ein Spezifiſches, ein Beſonderes, Einmaliges, einem Volke 
oder einer Zeit Zugeordnetes auch in der Wirtſchaft gibt; denn 
auf dieſe Weiſe wird nicht nur die materialiſtiſche Poſition zumindeſt 
erſchüttert, ſondern es wird auch ein Fehler, der heute vor allem 
die Wirtſchaftsgeſchichte der Antike wenig rühmlich kennzeichnet, mit 
der Wurzel beſeitigt. Dort iſt der Glaube weit verbreitet, man 
könne ſich die Antike „gar nicht modern genug“ vorſtellen, und man 
hat daher einen Kapitalismus, einen Sozialismus, Fabriken und 
Banken ſchon in die griechiſche Antike hineingedeutet. Es ſoll nun 
nicht ein Fehler durch einen anderen abgelöſt und hier behauptet 
werden, man könne ſich die antike Wirtſchaft gar nicht verſchieden 


1 An feinem Spezialproblem, dem modernen Kapitalismus, hat dies Max 
Weber mit aller Schärfe getan; vgl. S. 5, Anm. 1 ſeiner Religionsſoziologie. 
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genug denken. So ſehr viel richtiger dieſe Auffaſſung auch wäre, 
ſo würde auch ſie leicht verhängnisvolle Folgen zeitigen, — die 
Oiken⸗Theorie Büchers, die unausgeſprochen ſolche Vorausſetzungen 
hat, zeigt in ihrer unhiſtoriſchen Überfteigerung die Gefahren ganz 
genugſam. Wohl aber ſoll gejagt fein‘, daß der Hiſtoriker, gerade 
wenn ihm der Theoretiker und der Soziologe feſte Begriffe bieten, 
die Aufgabe hat, ſeinen Blick auf das Einmalige und Eigene zu 
richten, Analogien nicht vorauszuſetzen, Zeitliches nicht als ewig, 
Einmaliges nicht als immer vorhandenes zu betrachten. Solcher 
Blick ſetzt allerdings ein Höchſtmaß von Wiſſen und eine Fähigkeit 
des Abſtandnehmens voraus, wie ſie nicht mehr allgemein ſind. Das 
beſte Auge kann nicht die bildhafte Fülle ſehen, wenn die Diſtanz 
zum Gegenſtand zu klein iſt, und das ſchönſte Bild bleibt eſſayiſtiſche 
Literatur, wenn nicht in harter Zucht jeder Gedanke, ja jedes Wort 
an der Sprache der beſonderen wiſſenſchaftlichen Quelle und des 
allgemeinen Wiſſens Stütze und Rückhalt findet. So ſehr es aber 
auch im ganzen heute not tut, die Forderung der Exaktheit immer 
wieder zu erheben, da allzuoft auch ſchon in der Wiſſenſchaft die 
Jugend ſich mit klingenden Worten begnügen will, — ſo ſehr muß 
hier, wo von dem gültigen Maß geſprochen wird, doch auch betont 
werden, daß keine anſcheinende Exaktheit zur hiſtoriſchen Wahrheit 
führt, wenn das Auge blind iſt. Wir wählen ein Beiſpiel, um 
zugleich den Irrweg, die richtige Weiſe und ein Ergebnis hier 
aufzuzeigen. 

Als Böckh das atheniſche Finanzweſen beſchrieb, hat er auch 
die Figur eines Wechſlers, des Paſion, ans Licht gehoben, über 
deſſen große und oft wenig einwandfreie Geſchäfte wir durch Ge⸗ 
richtsreden des Sokrates und Pſ.-Demoſthenes gut unterrichtet 
ſind. Dieſer Wechſler Paſion iſt im Laufe des Jahrhunderts zum 
„Bankier in Athen“ avanciert, und vom attiſchen Bankweſen ſpricht 
man heute allgemein in der in- und ausländiſchen Literatur . Es 
wäre ja denkbar, daß Böckh infolge der „Rückſtändigkeit“ unſerer 
damaligen Wirtſchaft dieſe ſehr modernen Vorgänge nicht hätte er⸗ 
kennen können. Aber er weiß von der Kapitalleihe des Paſion, er 


1 Ich verweiſe ſtatt Einzelangaben auf den letzten zuſammenfaſſenden 
Artikel von J. Haſebroek, „Zum Griechiſchen Bankweſen der klaſſiſchen Zeit“. 
Hermes 55, S. 213 ff. Hier weitere Literatur. Der ſehr fleißige Aufſaßz ver⸗ 
anſchaulicht gut die Möglichkeiten und die Grenzen augen und diſtanzloſer 
Exaktheit. 
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ſpricht einmal von ſeiner Wechſelbank! und hat alſo wohl nicht 
ohne Bewußtſein und Abſicht dennoch von einem attiſchen Bank⸗ 
weſen geſchwiegen. Schon das muß ſtutzig machen, — vielleicht 
dazu noch einige andere Erwägungen, die wir ſpäter anſtellen 
werden. Wir befragen aber, um die Gangbarkeit der reinen In⸗ 
duktion bei richtiger Frageſtellung zu erhärten, zunächſt die Ur⸗ 
kunden ſelbſt um ihren Sinn. 

Sombart hat gelegentlich in ſehr beherzigenswerter Weiſe dar⸗ 
auf hingewieſen, daß noch die meiſten Banken des 16. und 17. Jahr⸗ 
hunderts („Girobanken“) mit dem, was wir heute unter einer Bank 


verſtehen, nichts zu tun haben?. Nachdem der Begriff „Bank“ 


heute einen ganz beſtimmten Inhalt hat, nämlich ein Unternehmen — 
nach der häufigſten Definition — zur Kreditvermittlung oder, wie 
wir lieber ſagen wollen: ein Unternehmen zum Zweck des Geld⸗ 
kapitalhandels bezeichnet, danach ſollte es doch auch für den Wirt⸗ 
ſchaftshiſtoriker ſelbſtverſtändlich ſein, von Banken in Athen nur zu 
ſprechen, wenn dort der gleiche Geſchäftsinhalt vorliegt“. Wie ſteht 
es aber damit? Daß Paſion und ſeinesgleichen nicht nur Geld⸗ 
wechſelgeſchäfte betrieben, darauf hat ſchon Böckh aufmerkſam ge⸗ 
macht. Wenn er jedoch anführt, daß bei ihnen „wie heutzutage bei 
Gerichten, Gelder und Schuldbriefe niedergelegt, Verträge vor ihnen 
geſchloſſen und aufgehoben wurden“, ſo haben wir zu unterſuchen, 
welche von dieſen Geſchäften dauernd und gewerbsmäßig von ihnen 
betrieben wurden, da nur ſo der Charakter des Unternehmens des 
Paſion und der anderen „Banken“ ſich erſchließen kann. 

Wenn wir zunächſt die Unterlagen betrachten, aus denen auf 
das Beſtehen einer „Girobank“ des Paſion geſchloſſen wird, ſo 
findet ſich in einer Rede des Pi.-Demofthbenes? aus dem 
Jahre 369 eine Stelle, aus der hervorgeht, daß Geld gewohnheits⸗ 


ı Böckh, Staatshaushaltung der Athener. 2. Aufl. I, S. 177. 

2 Sombart, Der moderne Kapitalismus. 2. Aufl. I, S. 424 f.; II, S. 540f. 

3 Es darf freilich nicht verſchwiegen werden, daß es auch in unſerer ökono⸗ 
miſchen Wiſſenſchaft mit der Anwendung ſtrenger Begriffe nicht immer beſſer 
ſteht. Der Artikel „Banken im Altertum“, Handw. d. Staatsw. II, S. 353 ff. 
iſt beſchämend unſcharf, ein ſtarker Rückſchritt nach Bruno Hildebrands 
exakter Formulierung (Jahrb. f. N. u. St. II, S. 6 f.). 

G. Kalippos. 

5 Alſo lange nach der klaſſiſchen Zeit! Dies gilt von ſämtlichen bisher 
bekannten Belegen, und ſchon der Titel der zitierten Arbeit von Haſebroek iſt 
daher falſch, es ſei denn, daß er ſeine für die 1. Hälfte des 4. Jahrhunderts 
unbewieſenen Behauptungen auf der gleichen Grundlage beliebig rückwärts ver⸗ 
legbar glaubt. 
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mäßig bei den Wechſlern hinterlegt wurde und Zahlungen aus 
dieſem Geld an Dritte geſchahen. Das Weſen der Girozahlung 
aber beſteht darin, daß Zahlungsverbindlichkeiten zwiſchen Bank⸗ 
kunden durch Zu⸗ und Abſchreibung in den Bankbüchern erfüllt 
werden. Hiervon iſt an dieſer Stelle ſo wenig wie in irgendeiner 
Urkunde der klaſſiſchen Zeit Griechenlands die Rede. Nun gehört 
gewiß auch die Auszahlung an Nichtkunden zur Funktion einer 
Girobank, aber es iſt unzuläſſig, aus dieſen ſekundären Geſchäften 
auf das Beſtehen des Hauptgeſchäftes zu ſchließen. Während bei 
den römiſchen Argentarii tatſächlich Umſchreibungen ſtattfanden, iſt 
es gerade das Kennzeichen des griechiſchen Trapezites dieſer Zeit, 
daß er unter Buchung bar auszahlt. Wenn man ſich klar iſt, daß 
auch die Girobank keine „Bank“ im heutigen Sinne, ſondern eine 
Verwaltungsinſtitution zur Erleichterung des Zahlungsverkehrs iſt, 
ſo erhält gerade hierfür dieſer Trapezites ſeine beſondere Be⸗ 
deutung; denn er zeigt die Herkunft des Giroweſens, aber er iſt 
weder Girobank noch gar Kapitalhandelsbank. Wir werden dieſe 
ſeine erſte Funktion am beſten als Geldverwahrung bezeichnen — 
es iſt eine typiſch unbankmäßige, typiſch unkapitaliſtiſche Rolle, die 
er hier übernimmt: er lagert Geld! (ohne Verwandlung in Kapital! ), 
das der Geldbeſitzer (nicht Kapitaliſt!) wegen äußerer Unſicherheit 
oder wegen der Größe ſeines Vermögens oder wegen Abweſenheit 
durch Reiſen nicht bei ſich behalten will, und zahlt nach mündlicher 
Anweiſung des Geldbeſitzers dem dabeiſtehenden oder durch Zeugen 
legitimierten Empfangsberechtigten das Geld aus?. Er iſt daher 
in dieſer Funktion ſo wenig „Bankier“ wie etwa der Mann, bei 
dem der Simplizius des Grimmelshauſen ſeine Beute deponiert, und 
den er nicht unrichtig als Kaufmann bezeichnet. 

Der Trapezit hat jedoch neben dieſer Funktion, die wir alſo 
Geld verwahrung nennen, auch tatſächlich bankmäßige Geſchäfte 


1 Pf.⸗Demoſth. g. Energ. u. Mnes. ed. Dindorf, XLVII, wobei 
Haſebroek rätjelt, „ob der Kläger im Giro⸗ oder Darlehnsverkehr mit der Bank 
ſteht“, findet fo feine ſehr einfache Erklärung. Auch Theophraſt Char. 28, 2 f. 
hat der Prahler kein „Girokonto“, ſondern ein geringfügiges Depoſitum. 

2 Demoſth. f. Phorm. XXXVI, 945/46 wird gedeutet, daß Paſion alle 
Depofita zinstragend anlegt. Auch dann wäre feſtzuhalten, daß. er auf eigenes 
Riſiko das Geld des Deponenten in Kapital verwandelt. Der Wortlaut macht 
es indeſſen wahrſcheinlich, daß die elf Talente ein Teil der nicht genannten 
größeren Depoſitaſumme find, no ry rnegaxaeInzav. Ebenſo iſt das Tuygayeı 
xowuevos Iſokrates Trapez. 367 zu verſtehen. | 
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betrieben. Was wir als Geſchäftsinhalt der Bank bezeichneten, der 
Geldkapitalhandel hat zu den Obliegenheiten des Paſion gehört. 
Er nahm Einlagen gegen hohe Verzinſung an und lieh dies Kapital 
vorwiegend auf Hypotheken, aber auch auf Waren aus: Er gab, 
wie wir heute ſagen würden, Hypothekar⸗ und Lombardkredit. Wäre 
dies der einzige oder auch nur vorwiegende Inhalt ſeines Unter⸗ 
nehmens, ſo könnte kein Zweifel herrſchen, daß wir in Paſion einen 
griechiſchen „Bankier“ im echten Sinn des Worts zu erblicken hätten. 
Aber man nimmt das zu Beweiſende als Vorausſetzung, wenn man 
ſein Unternehmen auf dieſe bankmäßigen Geſchäfte hin als Bank 
bezeichnet und alles übrige — mit einem Ausdruck, der die Un⸗ 
kenntnis der Banktheorie und ihres feſtſtehenden, anderen Gebrauchs 
des Wortes verrät — „indifferent“ nennt. Indifferent aber ſind 
dieſe anderen Geſchäfte nur deshalb, weil ſie allerdings nichts mit 
einer „Bank“ zu tun haben — für Paſion jedoch und den Charakter 
ſeines Unternehmens ſind ſie von ausſchlaggebender Wichtigkeit. 
Zweimal hat Paſion feine Trapeza, feine Wechſlerbank, verpachtet, 
beide Male aber nicht ſie allein, ſondern zuſammen mit einer Schild⸗ 
manufaktur, deren großer Wert daraus erhellt, daß bei der Erb⸗ 
teilung fein Sohn Apollodor die Manufaktur der Wechſlerbank vor⸗ 
zieht!. Damit noch nicht genug, findet ſich noch eine vierte Tätigkeit 
der Trapeza: ſie fungiert als Leihinſtitut, das Decken, Teppiche, 
Tafelgeſchirr und dergleichen mehr im Bedarfsfall ausgibt. 

An anderer Stelle? habe ich darauf hingewieſen, wie wichtig 
es iſt, ehe man die Geſchichte einer Inſtitution oder eines Genos 
und d. h. immer: ihren Gehalt⸗ und Form wandel darzuſtellen 
unternimmt, erſt jede Erſcheinung in ihrem einmaligen Weſen und 
im Zuſammenhang der wechſelnden Zeit zu faſſen und zu deuten. 
Dem folgen wir hier und fragen uns, was dieſer Trapezites alſo iſt, 
der Bank⸗ und Handwerks⸗ und Trödelgeſchäfte in einer Perſon 
verſieht? Daß er nicht „Bankier“ iſt, iſt wohl trotz der hier ge: 
botenen Kürze? erſichtlich geweſen. Wechſler — das iſt er ſchon 


1 Demoſth. f. Phorm. XXXVI, 947, 21. — Der Wert der Schild⸗ 
manufaktur iſt daher von Haſebroek, a. a. O. S. 172 mit 2 Tal. 40 Min. 
erheblich unterſchätzt. — Über die hier beginnende Spezialiſierung in anderem 
Zuſammenhang mehr. 

2 Salin, a. a. O. Vorwort. 

3 Ich werde andernorts ausführlicher und unter Zuziehung neuer Belege 
die Geſchichte des attiſchen Wechſlerweſens jener Zeit darſtellen. Hier wählte 
ich abſichtlich die altbekannten Belege, um zu zeigen, daß ſelbſt fie bei vorſichtiger 
Interpretation allen gewünſchten Aufſchluß geben. 
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nicht mehr; denn nach den vorliegenden Zeugniffen 112 das einfach che 
Geldwechſeln bei Paſion keine oder nur eine geringe Rolle geſpielt 
Es gibt aber Analogien für die Stellung, die er in der erſten Hälfte 
des vierten Jahrhunderts in Athen einnahm: Im ausgehenden 
Mittelalter hat, wo es wie in England und Frankreich noch keinen aus⸗ 
gebildeten nationalen Kaufmannsſtand gab, der „Lombarde“ noch in 
den letzten Jahren in manchen Dörfern des Oſtens der „Jude“ eine 
ähnliche Aufgabe erfüllt. Die Art der Geſchäftszweige und der 
Inhalt der Geſchäfte iſt freilich ſtets nach den zeitlichen und örtlichen 
Verhältniſſen verſchieden, die Stelle von Gewerbe und Hypothek 
nimmt für den italieniſchen Geldverleiher meiſt der Handel ein. 
Aber gemeinſam iſt allen drei Geſtalten gerade die Tatſache, daß 
das Bankgeſchäft nicht verſelbſtändigt iſt, ſondern eines unter einer 
großen Zahl gleichwertiger, je nach der Sicherheit oder Verdienſt⸗ 
möglichkeit ergriffener Geſchäfte darſtellt. AM 

Will man einen Namen für die Funktionen des Paſion, jo wird f 
man am beiten tun, den griechiſchen Trapezites zu wählen. Das it 
Paſion geweſen, ein ganz beſonderer, griechiſcher Typ, deſſen Weſen 
man durch jede moderne Benennung verfälſcht. Und dieſen Namen 
Trapezites wird man dadurch mit Inhalt füllen, daß man die ihm 
eigentümliche Betätigung aufweiſt und ſeine menſchlich⸗politiſche 
Stellung mit möglichſter Genauigkeit umreißt. Dabei ergibt ih als 
weſentlich die Landfremdheit: Paſion iſt ein freigelaſſener Sklave, 
der erſt ſpät das Bürgerrecht in Athen erhält und dem man, als 
einem ehemals Fremden, Beſtimmungen nachſieht, die dem Echtbürtigen 
verpflichtend gelten. So darf er beſtimmen, daß ſeine Witwe ſeinen 
Geſchäftsführer heiratet, obwohl er Freigelaſſener und nicht ein⸗ 
gebürgert iſt, nur damit die Wohlfahrt des Geſchäftes geſichert jer!. 

Es find ungefähr fünf Jahrzehnte (410— 360), für die diejer 
Typ des Trapezites Wichtigkeit beſitzt. Es muß anderer Gelegenheit 
vorbehalten bleiben, ſeine Geſchichte nach rückwärts auszubauen und 
hier mit der törichten Vorſtellung der Tempelbanken aufzuräumen, 
wie ihn nach vorwärts zu verfolgen, wo allmählich eine Spezialiſation 
ſtattfindet?. Ein letztes aber bleibt uns noch zu zeigen, um von 


1 Demoſth. a. a. O. 954. 

2 Sehr viel ſchärfer, als es gewöhnlich geſchieht, find die Belege nach Jahren 
oder zumindeſt Jahrzehnten zu trennen. Wenn auch die griechiſche Wirtſchaft 
ſtärker ſtationär war als die heutige, ſo iſt doch der Unterſchied der Jahrhunderte 
und nach 400 der Jahrzehnte ſehr erheblich. Aus Plautus läßt ſich daher wenig 
für die demoſtheniſche und aus Demoſthenes nichts für die „klaſſiſche“ Zeit er⸗ 
ſchließen. 
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dieſem Beiſpiel die Nutzanwendung für die allgemeineren Aufgaben 


der Wirtſchaftsgeſchichte zu finden, von denen wir unſeren Ausgang 


nahmen. Was wir bisher aufzeigten, ergab ſich rein induktiv, und 
es muß jedem auf dieſem Wege ſich ergeben, wenn er unvorein⸗ 


genommen an die Dinge herangeht und die Fähigkeit beſitzt genügend 


Abſtand zu nehmen, um die Perſon als Ganzes zu ſehen und zu 


beſchreiben. Es gibt aber für den Wiſſenden den Weg der Deduktion, 
und ſeine, zumindeſt zuſätzliche, Notwendigkeit erſchließt ſich auch dem 
induktiven Forſcher, wenn er nur die geforderte Frage nach dem 
„Spezifiſchen“ ſtellt, wenn er ſich fragt, was an dieſen Verhältniſſen 


das Beſondere, Griechiſche iſt. Wer das Weſen der Polis erfaßt 


1 hat — und hierin gerade liegt die unüberbrückbare Diſtanz zwiſchen 


Böckh und den Bankhiſtorikern, — für den wird aus dem Weſen 
der Polis der klaſſiſchen Zeit bereits erhellen, daß hier eine Bank, 
Geldkapitaliſten oder gar ein interlokaler Bankverkehr zu den Un⸗ 
denkbarkeiten gehört, und er wird mit größter Vorſicht alle derartigen 
Behauptungen prüfen. 

Hier lauert zwar eine neue und vielleicht nicht kleinere Gefahr. 


Die Deduktion verführt leicht und oft zu vorſchneller Konſtruktion, 
und ſie iſt daher gerade für den jüngeren Forſcher nur dann erlaubt, 
wenn er gewiß iſt, Selbſtzucht genug zu beſitzen, um jedes innere 


Bild an den Tatſachen zu überprüfen, bereit, auch liebgewordene 
Meinungen ihrer Ausſage zu opfern. Aber es gibt keinen großen 
Lebensweg ohne Gefahren, und auch die Wiſſenſchaft erklimmt nur 


dort die Gipfel höchſter Leiſtung, wo das letzte Wagnis unternommen 


wird. Mommſen, der wie wenige die Bahn des Hiſtorikers bewußt 
durchmeſſen hat und ſich und anderen Rechenſchaft ablegte über 
ſeinen Weg, ſagt von dem Hiſtoriker, „daß er nicht gebildet wird, 
ſondern geboren, nicht erzogen wird, ſondern ſich erzieht“. Dies 


gilt für alle, auch für den Wirtſchaftshiſtoriker. Wir aber meinen, 


daß in einer Zeit, wo die Richtung verloren ſcheint, es doch eine 


- Hilfe bedeutet, wenn auch nur das höchſte Ziel wieder ſichtbar ge- 


macht wird und in der Stellung einiger weſentlicher Fragen der 
nächſte Weg ſich wieder erhellt. Alles weitere iſt nicht Sache von 
Aufgabe und Programm, ſondern gehört zur Ausführung, über 
deren Wert nicht mehr das Wollen, ſondern Sehen, Forſchen und 
Geſtalten, im Werk vereint und erfüllt, entſcheiden. 
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Zeit S. 209—214. Nomadentum der Germanen? S. 211. Der Nahrungs⸗ 
mangel S. 212. Rolle der Viehzucht S. 213. — Das Mittelalter 
S. 214— 222. Ertrag und Verbrauch eines Bauernhof? S. 214. Die Er⸗ 
nährung der Grundherrſchaften S. 216. Selbſtverſorgung und Marktverkehr 
S. 218. Hungersnöte S. 219. Magazinierung S. 220. Verſorgung der 
Städte S. 220. Fernhandel S. 221. — Die Ernährungsfrage und 
die Politik S. 222—223. Die Zuſammenhänge S. 222. Die Lebens⸗ 
mittelfrage in der ſtaatlichen Politik vom 13. bis 16. Jahrhundert S. 223. — 
Lebensmittelverſorgung in der Neuzeit S. 223 —227. Die Wand⸗ 
lungen bis ins 19. Jahrhundert S. 223. Der Weltkrieg S. 226. 


n modernen Arbeiten über verfaſſungs⸗ oder wirtſchaftsgeſchichtliche 

Fragen verſäumt der Verfaſſer ſelten, ſeiner Darſtellung einen 
literargeſchichtlichen Abriß voranzuſchicken, aus dem wir erfahren, 
wie ſich das Problem von einer Generation zur anderen in der 
Hand der Forſcher geſtaltet hat. Aus dieſer Geſchichte der Theorien 
pflegt Material für ihre Beurteilung gewonnen zu werden; Wert 
oder Unwert treten klarer zutage, wenn man die Entſtehung, die 
Gegenſätze und die leider nur allzu oft durch gedankenloſen Autoritäts⸗ 
glauben beeinflußte Ausgeſtaltung der Lehrmeinungen verfolgt. Dabei 
wird gern auf Zeitſtrömungen hingewieſen, die der Wiſſenſchaft 
Richtung gegeben haben. Wenn aus der Welt der harten Wirk⸗ 
lichkeit Wünſche und Strebungen zur Wiſſenſchaft hinüberranken, 
kann ſie wertvolle Anregungen gewinnen und den Kreis ihrer 
Probleme erweitern. Gewiß wird dabei nicht ſtets die gefährliche 
Nähe der Tagesmeinungen vermieden und Publiziſtik für reine 
Wiſſenſchaft ausgegeben; im ganzen aber möchte man in ihrem 
Intereſſe die mannigfaltige Belehrung der unmittelbaren Gegenwart 


1 Vortrag, gehalten in der Hiſtoriſchen Geſellſchaft Berlin. Die Be⸗ 
arbeitung für den Druck behandelt die methodiſch intereſſantere ältere Entwicklung 
verhältnismäßig ausführlich; auf das Ernährungsproblem der jüngſten Ver⸗ 
gangenheit gedenke ich in anderem Zuſammenhange zurückzukommen · 
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nicht miſſen. Er ;. der RE: e kann es nicht 
ſchaden, wenn ſie ohne Nebenabſichten die Wucht der r sale n 2 Tat⸗ 
ſachen auf ſich wirken läßt und ihnen künſtliche, unhiſtoriſche Ron⸗ 
ſtruktionen opfert. Es läßt ſich unſchwer nachweiſen, wie die gro Ben 
wirtſchafts- und ſozialpolitiſchen Probleme, die jeit den 70 er Jah hren 
des 19. Jahrhunderts die Kulturſtaaten und insbeſondere Deu ch⸗ 
land überſchatten, befruchtend auf das wirtſchaftsgeſchichtliche Ver⸗ 
ſtändnis der Vergangenheit gewirkt haben. So hat Bismarcks neue 
Wirtſchaftspolitik ſeit 1879 die umfangreiche Literatur über den 
Merkantilismus alter und neuer Zeit hinter fi hergezogen !; ſo 
regte auch die in ihren politiſchen Konſequenzen ſo bedrohlich ſich 
geſtaltende Arbeiterfrage im neuen Reich Unterſuchungen an, wie die 
Vergangenheit ſoziale Probleme gelöſt habe. Es iſt gewiß kein 
Zufall, daß in den 80 er Jahren jozial- und wirtſchaftsgeſchichtliche 
Anfgaben von den verſchiedenſten Seiten mit erheblichem Aufwand 
an Arbeit und Quellenmaterial, insbeſondere ſtatiſtiſcher W in 
Angriff genommen wurden?. 

Eine ähnliche Rolle darf die Wirtſchaft des Weltkrieges, be⸗ 
ſonders auch die Ernährungsfrage in der Gegenwart beanſpruchen. 
Kaum iſt die ärgſte Not vorüber, haben ſich weite Kreiſe bereits wiede = 
entwöhnt, darüber nachzudenken, welche ungeheure Aufgabe es iſt, 
ein Volk, das ſich nicht mehr völlig ſelbſt ernähren kann, Tag a 3 
Tag ein mit des Leibes Notdurft und Nahrung zu verſehen, wenn 1 
die politiſche Lage, Unterbrechung des Handels oder Zerſtörung der 
Erzeugung den Millionenſtädten die Zufuhr ſperrt. Der tiefe 
Schürfende wird dagegen nach wie vor die mannigfaltigen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Fragen, die uns die Zeit ärgſter Entbehrungen auf⸗ 
drängte, behandeln, und der Hiſtoriker insbeſondere wird das Problem 


1 Diefen Gedanken von Belows habe ich, insbeſondere für die dene 
geſchichte, näher ausgeführt in der Feſtſchrift für D. Schäfer, Jena 1915, S. 826, 

2 Seit 1879 läßt Inama-Sterneggz ſeine Deutſche Wirtſchaftsgeſchichle 
erſcheinen. 1886 treten gleich drei groß angelegte Werke ans Tageslicht; 
Lamprechts Deutſches Wirtſchaftsleben im Mittelalter, der in dem Widmungs⸗ 
brief von „dem lebhaften Erwachen wirtſchaftsgeſchichtlicher Forſchung“ ſpricht, 
aber freilich „weder wirtſchaftliche noch juriſtiſche noch auch ſoziale und J 
Fragen ſpeziell in den Vordergrund drängen“, ſondern die materielle Kultur i 
ihrer Geſamtheit (vgl. auch den Untertitel) erfaſſen will, ferner Büchers Ber 
völkerung von Frankfurt a. M. im 14. und 15. Jahrhundert und J. Belochs 
Bevölkerung der griechiſch-römiſchen Welt, der im Vorwort ausſpricht: „Die 
Wirtſchaftsgeſchichte iſt als Wiſſenſchaft erſt im Entſtehen.“ — Vgl. v. Below, 
Deutſche Geſchichtsſchreibung, Leipzig 1916, S. 85; der., Deutſcher San des 
Mittelalters, 1914, S. 75. 
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der Volksernährung in den großen Rahmen der allgemeinen Ge⸗ 


ſchichte hineinſtellen wollen. Die Frage beſitzt für ihn eine doppelte 
Geſtalt. In der Vor- und Frühzeit der Völker wird er fie auf 


ihrer Nahrungsſuche begleiten und die natürlichen Bedingungen ihrer 


Verſorgung abwägen; ſpäter tritt das politiſche Moment in den 
Vordergrund, das Ernährungskriſen auch dann heraufführt, wenn 
Produktion und Handel an ſich genügend Nahrungsmittel be⸗ 
ſchaffen könnten. Wer nun wiſſen möchte, was die Volks⸗ 
ernährung, ihre Sicherung und ihre Schwierigkeiten für Staat, 
Stadt und Gemeinde, für das ſoziale, politiſche und wirtſchaft⸗ 
liche Geſchehen bedeutete, wird keine reiche Spezialliteratur auf 
ſeinem Wege finden. Es iſt erſtaunlich und nur wieder zeit⸗ 
geſchichtlich aus der Sicherſtellung des weſt⸗ und mitteleuropä⸗ 
iſchen Nahrungsmittelbedarfs ſeit etwa 1850 zu erklären, wie 
wenig die reiche wirtſchaftswiſſenſchaftliche Betätigung des letzten 
Menſchenalters auf die Ernährungsfrage eingeſtellt war. Ohne den 


Wert einzelner tüchtiger Leiſtungen in der vorhandenen Literatur 


t 


herabſetzen zu wollen, müſſen wir doch feſtſtellen, daß ſowohl die 
Nationalökonomie wie die Geſchichte im allgemeinen das Problem 
im hiſtoriſch-politiſchen Sinne nur noch ſehr verblaßt und ſchemen⸗ 
haft ſahen oder ihm überhaupt keine Beachtung mehr ſchenkten !. 
Die Nationalökonomie, mehr als andere Wiſſenſchaften bedacht, ihre 
Ergebniſſe enzyklopädiſch zuſammenfaſſen, räumt in ihrem 1911 in 
dritter Auflage erſchienenen Wörterbuch der Volkswirtſchaft unſerem 


Problem, ſoweit ich wenigſtens ſehe, nicht nur keine eigene Stätte 


ein, ſondern die Beiträge über verwandte Gegenſtände, wie Getreide⸗ 
handel, Bäcker- und Fleiſchergewerbe, laſſen erkennen, daß den Autoren 


nichts ferner lag als der Gedanke an die Zuſtände auf dem Nahrungs⸗ 


mittelmarkt, die uns ſeither vertraut geworden ſind. Aber auch 
unſere vorbildlichen hiſtoriſchen Bibliographien ſind raſch mit der 
Ernährungsfrage fertig; das wenige, was Dahlmann Waitz bringt, 
iſt 2 einmal vollſtändig ?. 


Im Vordergrund ſteht bei Nationalökonomen vielmehr die Frage nach 
e Herkunft und Koſten der Lebensmittel für die Ernährung der 
Großſtadtbevölkerung, nicht aber das politiſche Moment. So Karl Graben⸗ 
ſtedt, Woher bezieht die Stadt Halle a. S. ihre wichtigſten Lebensmittel? 
Jena 1904: Auguſt Creuzbauer, Die Verforgung Münchens mit Lebens⸗ 
mitteln, daſ. 1903; Grotjahn, über Wandlungen in der Volksernährung, 
Schmollers Staats- und ſozialwiſſenſch. Forſchungen, 20. Bd., 1902, Heft 2. 

2 In der 12. Auflage (1912) werden außer Curſchmann, worüber unten, 
in Nr. 6914—18 einige von v. Below angeregte Freiburger Diſſertationen über 
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Sieht ſomit derjenige, der vom Standpunkt der Ernährungs⸗ 


politik in die Vergangenheit einzudringen verſucht, verhältnismäßig 


viel Neuland vor ſich, ſo reizen die ernährungstechniſchen Erfahrungen 
dazu, die methodiſche Erkenntnis zu ſteigern. Es wird jedesmal 
die Frage geſtellt werden müſſen, ob die Vorſtellungen, die wir von 
Umfang und Art älterer Organiſationen uns bilden — mag es 
ſich um Stamm oder Staat, Städte oder Fronhöfe handeln —, mit 
den Ernährungsmöglichkeiten ſich in Einklang beſinden. Dieſer Ge⸗ 
ſichtspunkt freilich iſt nicht neu. Die Kriegsgeſchichte zum Beiſpiel 
berückſichtigt mit Vorliebe die mutmaßlichen Mittel der Heeres⸗ 
verpflegung, um dadurch der Streiterzahl beizukommen, und ähnlich 
fragt die hiſtoriſche Bevölkerungslehre nach Getreideerzeugung und 
verbrauch, um die Menge der Bevölkerung zu beſtimmen 1. Aber 
dieſe Methode iſt keineswegs Gemeingut, und wenn die meßbaren 
Größen aus der Ernährungswirtſchaft, insbeſondere die Berechnungen 
von Erzeugung und Verbrauch, auch recht unvollkommen ſind und 
bleiben werden, ſo werden wir doch mit ihrer Hilfe Grenzbeſtimmungen 
und Schätzungen gewinnen können, die eine gewiſſe Kontrolle der 
bisherigen Annahmen ermöglichen. Das aber wäre bei dem äußerſt 
ſchwankenden Boden, auf dem manche wirtſchaftsgeſchichtliche An⸗ 
ſchauung beruht, bereits ein nicht zu verachtender Fortſchritt. 


Das Altertum 


Was das Ernährungsproblem zum Alb von Regierungen und 
Regierten, von hoch und nieder machen kann, iſt nicht nur ſeine 
Verwandtſchaft mit den großen Geißeln der Menſchheit, mit Hungers⸗ 
not und Maſſenſterben, ſondern auch ſeine nahe Beziehung zu 
politiſchen und ſozialen Kriſen. Wo dieſe auftauchen, iſt auch die 
die Lebensmittelpolitik ſüdweſtdeutſcher Städte im Mittelalter aufgeführt. In 
Nr. 6918 wird G. Adler, Die Fleiſchteuerungspolitik der deutſchen Städte 
beim Ausgang des Mittelalters, Tübingen 1893, genannt, der ſeinerſeits auf 
einer älteren Studie G. Schmollers fußt. Dieſe aber, die 1871 in der Tübinger 
Zeitſchrift für die geſamte Staatswiſſenſchaft, Bd. 27, erſchien und die einen 
erheblichen Einfluß ausgeübt hat, wird nicht genannt. So allgemein wie von 
Schmoller iſt meines Wiſſens „die hiſtoriſche Entwicklung des Fleiſchkonſums 
ſowie der Vieh⸗ und Fleiſchpreiſe in Deutſchland“ nicht wieder behandelt worden. 
— Treffliche bibliographiſche Nachweiſungen bei G. v. Below, Mittelalterliche 
Stadtwirtſchaft und gegenwärtige Kriegswirtſchaft. Tübingen 1917. 

1 Vgl. H. Delbrück, Geſchichte der Kriegskunſt im Rahmen ber politiſchen 
Geſchichte, Bd. 1 ff., Berlin ſeit 1900, häufig, desgl. Beloch a. a. O., allgemein 
S. 29 ff., Ed. Meyer unten S. 208, Fleiſchmann u. Meitzen unten S. 210. 
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Lebensmittelfrage da. Häufig läßt ſich ſchwer entſcheiden, welches 
das Primäre geweſen, welches das andere im Gefolge geführt, ob 
die Nahrungsnot die politiſche Erſchütterung oder umgekehrt. Aber 
eine enge Verbindung beſteht, und ſo dürfen wir uns nicht wundern, 
wenn dort, von woher ſchriftliche Kunde aus der menſchlichen Früh⸗ 
zeit zu uns zu dringen pflegt, Aufruhr und Lebensmittelkriſe gleich- 
zeitig an das Licht, der Geſchichte treten. Adolf Erman! hat 
wiederholt auf einen merkwürdigen Papyrus aus dem mittleren 
Reiche (um 2000 vor Chriſtus) hingewieſen, in dem ein Weiſer 
Klage erhebt über eine Empörung, um ſeinen König, vielleicht den 
letzten des alten Reichs, über die unhaltbaren Zuſtände im Lande 
aufzuklären. Der Aufruhr beginnt — mit Vernichtung der be⸗ 
ſtehenden Lebensmittelwirtſchaft. Agypten erfreute ſich einer durch⸗ 
gebildeten Naturalwirtſchaft, etwa nach der Art, wie eine aus 
Magazinen geſpeiſte Armee ſich verpflegt. Alle Portionen und Rationen 
werden nach gehöriger Buchung verabfolgt; des Geldes bedarf man 
nicht?. Dieſe Gemeinwirtſchaft iſt das erſte Ziel der Zerſtörungs⸗ 
wut: | 

Es find ja die Beamten erſchlagen, ihre Akten find fortgenommen; 
- Wie wehe ift mir vor Traurigkeit in ſolcher Zeit!“ 
oder 
„Es find ja die Akten der Kornſchreiber zerſtörte“ . 
Jeder holt ſich Korn, wie er will. Dann wenden die Empörer ſich 
gegen die höheren Stände überhaupt: 
ö „Es dreht ſich das Land, wie eine Töpferſcheibe tut.“ 
Die hohen Räte hungern; die Bürger arbeiten zwangsweiſe an den 
Mühlſteinen, und die Großen fronden im Speicher. Die vornehmen 
Frauen ziehen durchs Land, und die Hausfrauen ſagen: „Hätten 
wir doch etwas zu eſſen!“ Die Armen ſind reich geworden; wer 
den Reichen um Treber bat, hat jetzt ſtarkes Bier; wer kein Brot 
hatte, hat jetzt eine Scheune. Überall Anarchie im Lande: der Bauer 
muß den Schild zur Pflugarbeit mitnehmen, oder er läßt das Ackern 
überhaupt ſein: | 

— „Der Nil flutet, und doch ackert man nicht.“ 

Kein Wunder, daß Hungersnot einſetzt, daß das Korn und das 
Vieh verdirbt und die Menſchen zum Freſſen der Schweine greifen 


1 Internationale Monatsſchrift, Oktober 1911, S. 19 ff. und Sitzungs⸗ 
berichte der preußiſchen Akademie der Wiſſenſchaften XLII, 1919. „Die Mahn⸗ 
worte eines ägyptiſchen Propheten.“ 

2 Vgl. Ed, Meyer, Kleine Schriften, Halle a. S. 1910, S. 160 ff. 
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müſſen. — Die Menſchheit verzweifelt an ſich ſelbſt: \ die 1 2 
nehmen ab, und aus der allgemeinen Not ſteigt der hatt a z | 
Gott empor: 


„Ach, hätte es doch ein Ende mit den Menſchen!“ | 1 

Wenn ich glaubte, dieſe uralte Kataſtrophe ſozialer Art in 
ihren auf die Ernährung bezüglichen Teilen näher ſchildern zu ſollen, 
ſo darf ich mich bei den übrigen Mittelmeervölkern um ſo kürzer 
faſſen. Die Tatſachen liegen im hellen Licht der Geſchichte, und 
die Altertumswiſſenſchaft hat ſie mit gewohnter Gründlichkeit von 
allen Seiten beleuchtet. Das Problem ballt ſich im klaſſiſchen Alter 
tum an zwei Punkten zuſammen: Wie iſt Athen, wie Rom zu er⸗ 
nähren? Schon zu Solons Zeit reicht das einheimiſche Getreide 
höchſtens in beſonders guten Jahren zur Not hin; im übrigen iſt 
Athen auf die Zufuhr von auswärts, insbeſondere vom Schwarzen 
Meer her, angewieſen, die es im Piräus konzentriert: von 800 000 
Scheffeln! = rund 400000 hl = 30800 t), die Athen zu des 
Demoſthenes Zeit jährlich braucht, kommt etwa die Hälfte aus dem 
Pontus. Dieſe Menge würde 62 Eiſenbahnzüge zu 50 Loren & 10 
beanſpruchen oder 30800 moderne vierräderige Wagen zu 10 de 
Tragfähigkeit. Sie kann nur durch den Seetransport bewältigt 
werden, ein Moment, das ſich bei Roms Getreideverſorgung in ver⸗ 
ſtärktem Maße wiederholt. Hier handelt es ſich 46 vor Chriſtus um 
die Speiſung von 320000 Menſchen, die aus den öffentlichen Korn⸗ 
ſpenden ihren Unterhalt empfangen wollen, ihre Frauen und Kinder 
ungerechnet?. Sizilien, auch Sardinien, dann Afrika und Agypten 
müſſen die erforderlichen Mengen ſicherſtellen; es gelingt, aber ihre 
billige Zufuhr wirkt wie die Staffeltarife im zariſtiſchen Rußland; 
die Großſtadt des ruſſiſchen Weſtens aß ſibiriſches oder ukrainiſches 
Getreide, während der Ackerbau ihrer Umgebung dahinſiechte. Wir 
müſſen es denn auch Cato aufs Wort glauben, daß gute, ja auch 
nur leidliche Weidewirtſchaft mehr eintrüge als gute Ackerwirtſchaft, 
Was wir über das Verpflegungsweſen des kaiſerlichen Roms er⸗ 
fahren?, weiſt zahlreiche Züge auf, die eine heutige Staats⸗ und 
ı Ed. Meyer, a. a. O. S. 107, 132. Vgl. die methodisch hochintereſſanten 
Berechnungen desſelben, Forſchungen zur alten Geſchichte II, Halle 1899, S. 189 ff. 
2 Robert von Pöhlmann, Geſchichte der ſozialen Frage und des 
Sozialismus in der antiken Welt, München 1912, Bd. II, S. 440. 
3 Pal. im allgemeinen denſ., Die Ubervölkerung der antiken Großſtädte, 
Preisſchrift der Jablonowskiſchen Geſellſchaft, Leipzig 1884, und im beſonderen 
Guſtav Krakauer, Das Verpflegungsweſen der Stadt Rom in der ſpäteren 
Kaiſerzeit, Leipzig 1874. 
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Stadtverwaltung kaum anders und vermutlich auch nicht viel beſſer 
machen würde: Ein ausgedehntes Amterweſen, Regelung der Auf⸗ 
bringung des Getreides in den Provinzen, der Transport über See 
bis in die 291 ſtädtiſchen Proviantſpeicher, die Rom noch im 
4. Jahrhundert zählt, genaue Kontrolle beim Brotempfang, bei dem 
der Verſorgungsberechtigte eine Kontrollmarke vorweiſt und ſeinen 
Namen auf einer Tafel bei ſeiner zuſtändigen Ausgabeſtelle findet, — 
überhaupt ein ewiger Kampf der öffentlichen Gewalt gegen die von 
allen Seiten verſuchten Unterſchleife. Man hatte praktiſcherweiſe 
die Brotausgabe in der Nähe der einzelnen Bäckereien belaſſen, 
ſparte dadurch den Transport der fertigen Brote und verhütete durch 
die Dezentraliſation größere Anſammlungen, die leicht zu Aufruhr 
und Empörung führen konnten. Ohnehin lebt die Verwaltung 
dauernd in Furcht, die Ernährungswirtſchaft werde zuſammen⸗ 
brechen, etwa weil widrige Winde die Flotte nicht einlaufen laſſen. 
Dann geſchieht es wohl nach Ammianus Marcellinus, daß der Stadt⸗ 
präfekt ſeine kleinen Söhne dem wütenden Volke preisgibt, um es 
zu beſänftigen; gelegentlich freilich kommt der Pöbel auch an den 
Unrechten, wenn der Stadtpräfekt Leontius durch energiſchen Zugriff 
einen Hauptſchreier verhaften und ſtrafen läßt, worauf die eben 
noch toſende Menge ſchleunigſt das Weite ſucht. 

Gelöſt wird in Rom das Problem der Volksernährung erſt durch 
die Auflöſung der antiken Welt überhaupt. Es tritt eine Rück⸗ 
entwicklung ein: Rom verödet, und die Bevölkerung wandert ab aus 
Furcht vor Nahrungsmangel; andererſeits ſchreitet man in einzelnen 
italieniſchen Landſchaften des Feſtlandes und ſeit dem 6. Jahrhundert 
auch wieder in Sizilien erneut zum Getreidebau. Was an Fürſorge⸗ 
tätigkeit übriggeblieben iſt, nimmt dem ſchwach gewordenen Staat die 
Kirche aus der Hand: ihre Diakone, nicht weltliche Beamte liegen 
der Armenpflege ob, und die Großen der römiſchen Kirche ſehen ſich 
jetzt von Scharen von Bettlern umgeben wie früher die Senatoren 
von ihren Klienten. Nur in der neuen Rieſenſtadt Konſtantinopel 
lebt das Problem der Ernährung einer hauptſtädtiſchen Bevölkerung 
im antiken Sinne weiter; das Abendland ſieht ſich vor andere 
Fragen geſtellt. 


Die germaniſche Zeit 


Wenden wir uns nunmehr zur Ernährungsfrage in der ger⸗ 
maniſchen Welt, ſo zeigt ſie uns ein ganz anderes Ausſehen als 


jenſeits der Alpen im Mittelmeergebiet: hatte hier der ganze * 
Schmollers Jahrbuch XLV 2. 
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fierte Erdkreis ſchließlich nur noch die Aufgabe gehabt, eine Kaiſer⸗ 
ſtadt zu ernähren, ſo wollten dort etwa 40 bis 50 Stämme von 
nicht allzu geringer Kopfzahl auf einem Gebiet von 4 — 500 000 qkm 
Unterhalt finden. Gewiß war es nicht nur Urwald, Odland und 
Sumpf, wie man übertreibend wohl annahm, bis beſſere Einſicht es 
widerlegte“, aber doch ein Areal, das durch zur Nahrungsſuche un— 
geeignetes Gelände ſtark eingeengt war. Einfache Überlegungen, 
beruhend auf Möglichkeiten und Technik der Volksernährung?, hätten 
diejenigen Autoren zum Beſinnen bringen müſſen, die Germanien 
mit Wanderhirten bevölkerten. Ihnen hätte der Nachweis obgelegen, 
wie die nomadiſierende Lebensart die Germanen und — vor allem — 
ihre Herden auch nur über einen Winter hinübergebracht hätte. 
Wie ſteht es vollends mit der Auffaſſung, die gleichzeitig an den 
gewaltigen Bevölkerungsziffern der Überlieferung und ihrer Fleiſch⸗ 
nahrung feſthält? Ich habe die 430 000 Uſipeter und Tenkterer im 
Auge, die nach einem geiſtvollen Hiſtoriker drei Jahre umherziehen 
können, weil Vieh ihnen eine „unerſchöpfliche Nahrungsquelle“ bietet“. 


1 Vgl. jetzt Alfons Dopſch, Wirtſchaftliche und ſoziale Grundlagen der 
europäiſchen Kulturentwicklung, Wien 1918, I, S. 54 ff. 

2 Robert Gradmann, Der Getreidebau im deutſchen und römiſchen 
Altertum, Jena 1909, S. 3, argumentiert ganz in unſerem Sinne. Nach ihm 
könnte die Geſamtfläche des Deutſchen Reiches kaum 300 000 nomadiſierende 
Einwohner ernähren. Von dieſer Summe zieht er wegen der für den Weidebetrieb 
ausfallenden Wälder und Sdländereien die Hälfte ab, jo daß nur 150 000 Männer, 
Weiber und Kinder und ſomit 30 000 Waffenfähige in ganz Germanien übrig: 
blieben. Davon kann gewiß keine Rede ſein. Wer hätte dann die Feldſchlachten 
gegen die Römer ſchlagen ſollen, an denen ſtets nur einige Stämme beteiligt 
waren? 

3 So O. Seeck, Geſchichte des Untergangs der antiken Welt, Berlin 1897, 
Bd. 12, S. 198, der ſich zwar über die Ernährungsſchwierigkeiten dieſer 430 000 
Wanderer Gedanken macht, ſie aber nicht richtig einſchätzt. Rechnen wir auf 
den Kopf eines nach Seeck auf Fleiſchnahrung angewieſenen Germanen nur 1 kg 
wöchentlich 52 kg im Jahre (bekanntlich der Verbrauch in Deutſchland vor 
dem Kriege), was bei dem Fehlen pflanzlicher Nahrungsmittel gewiß noch zu 
wenig wäre, fo wären dafür rund 100 kg — 1 dz Lebendgewicht erforderlich 
(Schlachtgewicht bei magerem „Barbarenvieh“ nur etwa 50—60 „% vom Lebend⸗ 
gewicht). 1 Stück Rindvieh wird damals im Durchſchnitt aber nicht mehr als 
2 dz (knapp) gewogen haben. Der jährliche Verbrauch der 430 000 Leute hätte 
430 000 dz oder 215 000 Stück Vieh betragen! Unſer abſichtlich einen Mindeſt⸗ 
ſatz darſtellender Anſatz des Fleiſchverbrauchs wird von Meitzen nun aber noch 
rund um das Vierfache (200 kg) übertroffen! Vgl. „fein Siedlung und Agra r⸗ 
weſen der Weſtgermanen und Oſtgermanen“ I, Berlin 1895, S. 146 und 
W. Fleiſchmanns Kritik in ſeinem Buche Caeſar, Tacitus, Karl d. Gr. und 
die Deutſche Landwirtſchaft, Berlin 1911, S. 42. Dann wären die Folgerungen 
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Eine einfache Berechnung ergibt, daß die Behauptung keinesfalls 
aufrechtzuhalten iſt. 


Die jetzt hoffentlich für immer überwundene Vorſtellung vom 


Nomadentum der Germanen war vor nicht langer Zeit mit einer 
ſozialgeſchichtlichen Theorie verbunden, die im freien Germanen 
einen Grundherrn mit junkerlichen Gepflogenheiten ſah. Seither iſt 


dieſe Anſchauung wohl ziemlich allgemein zurückgewieſen; es mag 


aber nicht überflüſſig erſcheinen, darauf hinzuweiſen, daß unſere 
Überlieferung, wiederum vom Verſorgungsſtandpunkt betrachtet, ſich 
auch dazu äußert, und zwar im ablehnenden Sinne. Gewiß werden 
wir in den germaniſchen Fürſten keine Bauernherzöge mit Landbeſitz 
im Ausmaß einer Bauerhufe ſehen; aber wir erfahren ausdrücklich, 
daß fie von den Angehörigen ihrer civitas Mann für Mann Gaben 
von Vieh und Feldfrüchten erhalten, die zwar als freiwillige Ehren⸗ 
geſchenke gelten, aber doch auch den Bedürfniſſen ihres Haushalts 
zugute kommen!. Nüchtern verſtanden, kann die Stelle uns nur 
warnen, Hab und Gut eines princeps nach dem Maßſtabe ſpäterer 
reicher Grundherren zu meſſen. Ohne beträchtliche Zuſchüſſe kommt 
er nicht aus und kann weder ſein Gefolge unterhalten noch den 
Aufwand der Gaſtlichkeit beſtreiten. 

Aber dürfen wir noch ohne weiteres Ausführungen des Tacitus 
als wirtſchaftsgeſchichtliche Tatſachen werten, nachdem Eduard Norden 
die verſchiedenen Quellen aufgedeckt hat, die aus griechiſcher völker⸗ 
kundlicher Literatur und römiſchen Feldzugsberichten erſt zuſammen⸗ 
ſtrömen mußten, ehe ein ſo kompliziertes Gebilde wie die Germania 
entſtand? Wir erfahren von Norden, daß cap. 4 — frigora atque 
inediam caelo solove adsueverunt — „bis auf zahlreiche Worte 
hinein der anthropologiſchen Gedankenwelt des Poſeidonios ent⸗ 


aus Seecks Hypotheſe geradezu grotesk. Denn dann hätte jeder der 430 000 Leute 
zwei gute Rinder im Jahr verzehrt, die zwei Stämme ſomit 860 000 Stück. 
Auch eine Minderung dieſer Anzahl durch Berückſichtigung der weniger ver⸗ 
brauchenden Kinder kann die Behauptung Seecks nicht retten. Wieviel Fleiſch 
hätten dann wohl die ſämtlichen Germanen verzehrt, denen nach Seeck, ebenda 
S. 197 „Pflanzenkoſt noch nicht zum Bedürfnis geworden war“? — Fleiſchmann 
weiß übrigens als Kenner der Landwirtſchaft ſehr wohl, was Sicherſtellung der 
Ernährung eines ganzen Volkes bedeutet (a. a. O. S. 8), wie ebenſo der von 
ihm hier bekämpfte Meitzen es nie unterläßt, nach dem Nahrungs⸗ und Futter⸗ 
mittelverbrauch zu fragen. 

1 Tac., Germ. (ed. Gudeman 1916) c. 15: Mos est civitatibus ultro ac 
viritim conferre principibus vel armentorum vel frugum, quod pro honore 
acceptum etiam necessitatibus subvenit. 

14 * 
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ſtammt; und zwar iſt die Darſtellung, die dieſer von den beiden 
längſt in Sehweite gelangten Nordvölkern der Skythen und Kelten 
gegeben hatte, auf das zwiſchen dieſen beiden wohnende dritte, die 
Germanen, übertragen worden“ . Der Gedanke liegt nahe, daß 
Gewöhnung an Nahrungsmangel zum eiſernen Beſtand der antiken 
Ethnographie gehöre, zumal wenn auch Iberer und Kaledonier mit 
derſelben Eigenſchaft ausgeſtattet werden?. Wir hätten alſo eine 
Vorſtellung vor uns, die noch nichts Sicheres über germaniſche 
Lebensmittelverhältniſſe ausſagte. Vielleicht kann hier Sachkritik 
helfen, feſten Boden zurückzugewinnen. Denn bei dem Wirtſchafts⸗ 
zuſtand dieſer Völker iſt die inedia das Gegebene, während eine 
lückenloſe Verſorgung das ganze Jahr hindurch vielmehr etwas durch⸗ 
aus Ungewöhnliches wäre. Mag alſo Stil und Frageſtellung der 
Germania in dieſer Beziehung voll von gelehrten Reminiſzenzen ſein, 
die Angaben ſelbſt haben innere Wahrſcheinlichkeit für ſich. Über⸗ 
haupt will mir ſcheinen, als ob in der Germania ein erfahrener 
Verwaltungsmann über die Dinge des praktiſchen Lebens ſpricht, 
und in der Tat lehnt Tacitus ſich nach Ed. Norden eng an Plinius an, 
der als Offizier und Beamter in Germanien ſeine nüchternen Be⸗ 
obachtungen machte. Tacitus und ſeine gleich vorgebildeten Leſer 
haben den Unterſchied der germaniſchen Wirtſchaft gegen die gewohnten 
römiſchen Einrichtungen gewiß aus jeder Zeile ohne weiteres heraus⸗ 
geleſen. 

Sicherlich ſtimmt es mit der Wirklichkeit überein, daß die Germanen 
von Obſt⸗ und Wieſenkultur abſahen, wie ſie in Italien betrieben 
wurde, um ſich mit der eigentlichen Ackerbeſtellung zu begnügen: 
Sola terrae seges imperatur (cap. 26). Aber zu zäher Ackerarbeit 
find die Germanen noch nicht erzogen (nee arare terram aut 
exspectare annum tam facile persuaseris quam vocare 
hostem ... [cap. 14). Aus der Vorgeſchichte und der germaniſchen 
Philologie unter Auswertung deſſen, was Pflanzenkunde und ähn⸗ 
liche Wiſſenszweige zu bieten haben, wiſſen wir zwar, daß der An⸗ 
bau von Zerealien in Germanien durchaus nicht unbedeutend war, 
und daß ſo ziemlich dieſelben Pflanzen auf dem Acker zu finden 
waren wie heutzutage: Roggen die wichtigſte Winterfrucht, Hafer 
das bevorzugte Sommergetreide?. Aber der Ackerbau kann ſehr wohl 


1 Ed. Norden, Die Germaniſche Urgeſchichte in Tacitus' Germania, 
Leipzig⸗Berlin 1920, S. 115. 

2 Ebenda S. 155 Anm. 1. 

® Gradmann, a. a. O. S. 16 u. 25. Vgl. neuerdings Georg Wilke, 
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allgemein bekannt und betrieben werden, ohne doch in der Landwirt⸗ 
ſchaft eines primitiven Volkes an erſter Stelle zu ſtehen: das uralte 
indogermaniſche Volk der Litauer, ſo ziemlich unter denſelben 
klimatiſchen Verhältniſſen auf gleich fruchtbarem Boden inmitten ge⸗ 
waltiger Wälder wie die Germanen hauſend, betreibt die Ackerkultur 
bis auf den heutigen Tag zwar regelmäßig, aber ohne große Mühe⸗ 
waltung, die für die Pferdezucht aufgeſpart wird!. Ganz ähnlich 
die Germanen, die den größten Wert auf die möglichſt zahlreichen 
Rinder und auf kriegstüchtige Pferde legen. Hoch und nieder ver⸗ 
bringt die Kinderſpiele unter dem weidenden Vieh; mit Pferd oder 
Vieh zahlen ſie Strafe; von ihres Fürſten Freigebigkeit erwarten ſie 
das Streitroß; Vieh fordern ſie von dem ſelbſtändig wirtſchaftenden 
Hörigen als Zins; mit einem aufgezäumten Roß und mit Rindern 
geht der Germane auf den Brautkauf, und Vieh gehört, wie oben 
ſchon bemerkt, zu den Lieferungen für den Haushalt des Stammes⸗ 
haupts?. Die Beſchreibung des unanſehnlichen Viehs (Terra — — 
pecorum fecunda; ne armentis quidem suus honor et gloria 
frontis [cap. 5]) wird jetzt von Norden mit der ſkythiſchen Ethno⸗ 
graphie des Herodot zuſammengeſtellt“; richtig iſt ſie darum durchaus. 
„Numero gaudent,“ ſetzt Tacitus hinzu; auf Menge, nicht auf 
Qualität legen dieſe einfachen Landwirte Wert, weil ihnen züchteriſche 
Erfahrungen und Kenntniſſe fehlen, die in Italien! dem Rindvieh 
„ſtattliches Ausſehen und den ſtolzen Stirnſchmuck“ gaben. Alles, 
was wir aus mittelalterlichen, ja auch noch ſpäteren Abbildungen 
erſehen, und was die Philologie ihrerſeits ſonſt beibringt, zeigt, daß 
wir es in Deutſchland mit beſcheidenen, hochbeinigen und mageren 
Viehraſſen zu tun haben, die von unſeren heutigen hochgezüchteten 


Archäologiſche Erläuterungen zur Germania des Tacitus, Leipzig 1921, der in 
neolithiſcher Zeit Hirſe, Gerſte, Weizen, in der älteren Bronzezeit Hafer, in der 
älteſten Eiſenzeit (um 800 v. Chr.) Roggen feſtſtellt. 

1 Man überſehe vor allem nicht das pſychologiſche Moment; es iſt bequemer 
und auch — luſtiger, ſich um hübſche Fohlen zu kümmern, als Pflugarbeit zu 
verrichten. 

2 Die bekannten Stellen in c. 5, 12, 14, 18, 20, 25. Neben dem Viehzins 
iſt übrigens auch der Getreidezins bekannt. 

3 a. a. O. S. 53. 

4 a. a. O. S. 53 Anm. 1. — Vgl. ebenda S. 284 die Erzählung des 
Plinius — Tacitus Ann. IV, 72: Den Frieſen, die Ochſenhäute zinſen ſollen, 
wird 28 v. Chr. die Haut des Ur als Maßſtab der abzuliefernden Häute vor⸗ 
geſchrieben. Ein unmögliches Verlangen, da die Germanen „nur mäßig großes 
Hornvieh in den Ställen haben“. Ein Aufſtand iſt die Folge. 
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Tieren weit entfernt ſind. Alſo auch hier braucht von ſeiten 
landwirtſchaftlicher Technik kein Einſpruch gegen die Germania er⸗ 
hoben zu werden. Zuſammenfaſſend wird man ſagen können: ein 
primitives Ackerbau treibendes Volk widmet ſich gleichzeitig mit 
Vorliebe der Viehzucht; es nährt ſich von dem, was der Boden 
und feine Herden gemeinſam bieten. Üppige Koſt iſt es nicht: 
viel Haferbrei! und Milch? ſind beſonders hervorzuheben. 


Das Mittelalter 


Die Stürme der Völkerwanderung ſind vorbei. Wer auf deutſchem 
Boden ſiedelt, hat ſich nun doch zu Landarbeit im Schweiße ſeines 
Angeſichts bequemt, die den Germanen ſo ſchwer wurde. Aus dem 
germaniſchen Krieger wurde der deutſche Bauer. Nun haben wir 
zwar von Waitz, D. Schäfer, v. Below und Dopſch gelernt, von 
einer ſchematiſchen Auffaſſung des wirtſchaftenden Mittelalters ab⸗ 
zuſehen und vielmehr der Fülle der verſchiedenen Erſcheinungen ihr 
Recht zu geben; aber es bleibt uns unbenommen, einen Einzelfall 
herauszuheben und einen kleineren zehntpflichtigen Bauern nach dem 
Ertrage ſeiner 30 Morgen Pflugland großen Hufe zu fragen und 
ihm den eigenen Verbrauch nachzurechnen. Von ſeinen 30 Morgen 
hat er im Zeitalter der Dreifelderwirtſchaft alljährlich 20 unter dem 
Pfluge, während 10 brach liegen. Da er wenig düngt, ſpät erſt 
den undränierten Acker betreten kann, auch wohl nicht ganz rationell 
bei der Einſaat verfahren wird und dazu mehr oder minder im 
Laufe der Zeit ausgebaute Landſorten nehmen muß, ſo wird eine 
Ernte von 2 dz je Morgen, ſomit 40 vom ganzen Pflugland, ein 
Durchſchnittsjahr ſein s. Wir wollen der Einfachheit halber davon 
abſehen, daß von dieſem Ertrage je die Hälfte auf Winterkorn und 
Sommerkorn entfällt, daß ſomit nur 20 dz auf Brotgetreide im 
heutigen engeren Sinne, auf Roggen und Weizen, entfallen. Den 


1 Norden, a. a. O. S. 77, Anm. 4 nach Plinius n. h. XVIII, 149. 

2 Die Milchergiebigkeit einer auf ewigen Weidegang angewieſenen litauiſchen 
Kuh beträgt nicht viel mehr als 2—3 1 täglich, um Weihnachten ſtehen die 
Tiere meiſtens trocken. Um ſo glaublicher die Angabe, die Germanen hätten auf 
die große Anzahl der Tiere Wert gelegt. Erſt auf dieſe Weiſe erhalten fie die 
nötige tieriſche Nahrung gewährleiſtet. | 

8 Meitzen, a. a. O. S. 158 ähnlich: „Das ſpätere Mittelalter rechnete 
von ſeinem Ackerlande nur noch 3—6 Korn, das frühere mag vom Boden noch 
4—7 Korn erlangt haben.“ Es verſteht ſich, daß auch unfer Anſatz einen ge⸗ 
wiſſen Spielraum nicht ausſchließt. 
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ſtark angebauten, beſcheidenen Hafer und allenfalls auch Gerſte 
können wir für das Mittelalter unbedenklich zum Brotkorn rechnen. 
Von den 40 dz find aber 10 für die Ausſaat des nächſten Jahres 
zurückzuſtellen; 4 gehen als Zehnter ab. Die Familie behält ſomit 
noch 26 dz. Rechnen wir mit einem 7köpfigen Bauernhaushalt, 
von dem jedes Mitglied 2 dz (nach dem Jahreskonſum von 1911) 
und weitere 1½ dz (als Erſatz der fehlenden Kartoffeln) verzehrt, 
ſo würde die Familie 24,5 dz benötigen. Es blieben alſo gerade 
1½ dz Hafer für das Pferd, womit es knapp bis zum Weidegang 
des nächſten Jahres erhalten werden kann. Hat alſo der Beſitzer 
von 30 Morgen, bekanntlich eine häufig vorkommende Hufengröße, 
ſeinen Zehnten richtig abgeliefert, ſo wird die übrige Erntemenge 
gerade hinreichen, um feinen Eigenbedarf ſicherzuſtellen ?. 

Die abzugebenden 10% des Bruttoertrages waren zu entbehren; 
ſonſt hätte ſich die Inſtitution des Zehnten bei aller Verſchiedenheit 
im einzelnen auch nicht ſo allgemein durch die Jahrhunderte er⸗ 
halten?. Zum Aufſpeichern oder zum Verkaufen bleibt dem Beſitzer 
von 30 Morgen nicht viel; das muß er den Inhabern größerer 
oder mehrerer Hufen überlaſſen. Schon für die zweite Generation 
reichen die 30 Morgen nicht aus, falls nicht die Söhne ohne Teilung 


1 Meitzen, ebenda, rechnet ebenfalls 2,25 dz je Kopf, ohne unſere Zubuße 
für Kartoffeln zu berückſichtigen. 

2 Eine litauiſche Gutsarbeiterfamilie erhielt vor dem Kriege 15—17,5 dz 
Brotgetreide und 3,5 dz „Kleinkorn“, zufammen 18,5—21 dz. Außerdem 
3—4 Morgen Kartoffelland! Unſer Anſatz iſt ſomit noch mäßig. — Mit unſerem 
Ergebnis ſtimmt überein, wenn G. F. Knapp, Bauernbefreiung und Urſprung 


der Landarbeiter, Leipzig 1887, 1, S. 9 die Hufe ſchlechthin bzw. ihre Größe 


mit einer „notdürftigen Bauernwirtſchaft“ identifiziert. — Daß nicht nur die 
Hufen, ſondern auch die Morgen differieren, darf hier außer Betracht bleiben. 

3 Es liegt nicht im Plane dieſer Arbeit, die ſchwierigen mit dem Zehnten 
zuſammenhängenden Fragen anzuſchneiden. Vgl. Ern ſt Perels, Die kirchlichen 
Zehnten im karolingiſchen Reiche, Berliner Diſſertation 1904, für Zehntrecht 
und Organiſation, ſowie Lamprecht, Wirtſchaftsleben I 1, S. 609, beſonders 
über die Mängel der Abgabe und ihrer Erhebung, namentlich wenn gleich die 
10. Garbe auf dem Felde abgeführt wurde. Für unſere Zwecke eignet ſich der 
Zehnte beſſer als irgendwelche anderen Getreidezinſe, weil er den 10 prozentigen 
Abzug vom Bruttoertrag der Ernte darſtellt, alſo immerhin eine allgemein zu 
errechnende Größe. Nicht ohne Intereſſe iſt die Nachricht aus Oberſchleſien, 
wonach der Pole den Zehnten als Garbenzehnten, der Deutſche dagegen als 
Malterzehnten entrichtete, d. h. „Schüttgetreide in einem feſtgeſetzten Maße in 
Dreikorn oder in Vierkorn (Weizen, Roggen, Gerſte und Hafer)“, wenn er nicht 
Geldablöſung vorzog. Wutke in: Aus Oberſchleſiens Vergangenheit, Gleiwitz 
1921, S. 14. 


216 Rudolf Häpke [520 


als Ganerben auf der Hufe ſitzen bleiben, wobei die jüngeren meiſtens 
auf eigene Familie verzichten. Wer weniger Land hat, verfällt den 
Schwierigkeiten des Zwergbeſitzes oder muß auswandern. So iſt 
das ſcheinbar ſo ſtabile mittelalterliche Agrarweſen in dauerndem 
Fluſſe begriffen. Durch Rodung in den heimiſchen Wäldern, ſpäter 
durch Beſiedlung des Oſtens wird neues Pflugland gewonnen. Man 
überſchätze nicht die Möglichkeiten, die der altdeutſche Boden noch bot. 
Schon Markgraf Gero rodet in Gernrode auf ſtark kieshaltigem 
Untergrund, der bei heißen und regenarmen Sommern die 
Ernte mit Vernichtung bedroht. Dem ſtärkeren Landbedürfnis auf 
neuerſchloſſenem Areal trägt das Hufenmaß bekanntlich Rechnung. 
Wächſt es bis etwa 200 Morgen, ſo iſt viel Odland, Heide, Sumpf 
darunter, und der Bauer will ja auch noch Sohn und Schwiegerſohn 
um ſich her ſiedeln ſehen. So beſteht wieder Landhunger wie bei 
den Germanen und bei allen agrariſchen Völkern bis zur Gegenwart; 
ſtets können ſie pflugfähiges Land, und ſei es nur als Reſerve, 
in Fülle brauchen. 

Wenden wir uns nunmehr den Empfängern der Kornzinſe 
abgabepflichtiger Bauern, den geiſtlichen und weltlichen Grund⸗ 
herrſchaften, zu, ſo hat man ſie ſich bekanntlich nach K. Büchers 
Vorgang als gutgeſtellte Selbſtverſorger gedacht, deren Unterhalt 
durch Hunderte von Zinshöfen ſichergeſtellt ſei. In Wahrheit bot 
auch bei erheblichem Beſitz! die Praxis manche Schwierigkeiten; 
wir erfahren von Meiern, die ſtatt Weizen lieber Hafer bauen, um 
die Pferdezucht zu pflegen, oder auch Erbſen zur Schweinemaſt, 
um die Schweine subdola perversitate zu verkaufen?. In beiden 


1 Daß der Grundbeſitz ſehr beträchtlich war, bedarf keines ausführlichen 
Beweiſes. Neuerdings Al. Schulte, Fürſtentum und Einheitsſtaat in der 
deutſchen Geſchichte, Berlin 1921, S. 8 Anm. 1: Die geringſte Gabe für den 
Eintritt in ein Kloſter wie Corvey eine unbeſetzte oder beſetzte Hufe. Ferner 
Cl. Laufköter, Zeitſchr. d. Harz⸗Vereins für Geſch. (1920), Heft 1, S. 9: 
Kloſter Michaelſtein beſitzt gegen Ausgang des 13. Jahrhunderts mindeſtens 
500 Hufen. — Nicht der oft betonte Reichtum der Grundherrſchaften an Land, 
ſondern deſſen Nutzung, zunächſt zur Lebensmittelverſorgung, ſollte ſchärfer als 
bisher ins Auge gefaßt werden. Dann wird man auch den „Landhunger“ der 
weltlichen und geiſtlichen Großen beffer verſtehen. Es iſt nicht nur Wunſch nach 
Mehrung der Macht oder Habſucht, der ſie vorwärts treibt, ſondern wirkliches 
Bedürfnis, um Angehörige und Schutzbefohlene auskömmlich zu verſorgen. Wo 
freilich iſt hier die Grenze zu ziehen? 

2 Brauchbare Einzelheiten über die Ziſterzienſer Abtei Zwettl bei Albert 
Horawitz, S.⸗Abdr. aus der Zeitſchrift für deutſche Kulturgeſchichte, Hannover 
1872, S. 16. 
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Fällen kommt das Kloſter um ſein Brotgetreide. Vor allem aber 
der Streubeſitz! Zwar nimmt man an bedeutenden Entfernungen 
der Tafelgüter von der zu verſorgenden Abtei, wie ein Blick in die 
Urbare lehrt, minder Anſtoß, als wir Heutigen denken würden; die 
ſtarke Ausnutzung auch kleiner Waſſerzüge vermindert die Transport- 
ſchwierigkeit. Immerhin aber ſind die Höfe ja nur teilweiſe zu 
Kornzinſen verpflichtet. So beſitzt, um nur ein Beiſpiel anzuführen, 
das Kloſter St. Pantaleon in Köln ſeit Otto I. die Hälfte der Inſel 
Urk; ſelbſtverſtändlich verlangt man von den Hinterſaſſen auf dieſem 
Weideland kein Getreide, ſondern 4 kanne butthiri, aliquando 
amplius, aliquando minus 1. Für die Verſorgung mit Getreide, 
Fleiſch, Fett, Fiſchen und Honig beſteht das Syſtem, daß 12 Fron⸗ 


Höfe, angefangen mit Hengelo in Overyſſel (in der Luftlinie ca. 


150 km von Köln entfernt!) je einen Monat? lang das Kloſter 
als Tafelgüter zu verſorgen haben. Die Armen und das Hoſpital 
des Kloſters werden von ihnen gleich mitbeliefert. Das servitium 
der Fronhöfe beſchaffte denn auch den Lebensunterhalt für etwa 
70 Mönche, wenn anders St. Pantaleon je ſo viele Inſaſſen zählte; 
aber es war eine durch Fehde und Unglücksfälle aller Art leicht 
gefährdete Einrichtung, wie die weitere Geſchichte des Kloſters zeigt. 
Kein Wunder, daß man ſchwer eintreibbare Naturalzinſe gern durch 
Geld ablöſte, mit dem ſich auf dem Kölner Markt bequemer und 
ſicherer Lebensmittel beſchaffen ließen. 
Kann man ſich in dieſem Falle noch das Kloſter als Selbſt⸗ 
verſorger denken, ſo wird dieſe bisher wohl allgemein angenommene 
Anſchauung bedenklich, wenn wir von Maſſen von Hinterſaſſen hören, 
die unmittelbar beim Kloſter ſiedeln. Erhielten auch ſie ihren Lebens⸗ 
unterhalt in natura aus dem Kloſterſpeicher, oder verpflegten ſie 
ſich ſelbſt, ſei es durch eigenen Anbau oder durch Kauf auf dem 
Markte? Ein Kloſter wie Centula (St. Riquier)? in Nordfrankreich 


I Benno Hilliger, Die Urbare von St. Pantaleon in Köln, Bonn 
1902, S. 131 $ 98. Eine Analyſe dieſer trefflichen Edition in meinen Seminar⸗ 
übungen ergab eine Fülle lebensvoller Einzelheiten. Die Arbeit ſoll erweitert 
werden. 

2 Das Verzeichnis der Königl. Tafelgüter von 1064/65, ed. W. Leviſon 
und Al. Schulte im Neuen Archiv für ältere deutſche Geſchichtskunde, 1919, 
Bd. 41, S. 573 rechnet — begreiflicherweiſe — nicht mit Monden, ſondern mit 
Tagen: Istae curiae tantum de Saxonia dant regi tot servitia, gag sunt 
dies in anno et XL plus. 

° Vgl. Albert Werninghoff in der Zeumer⸗Feſtſchrift, Weimar 
1909, S. 37. 
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zählte im Jahre 831 Wohnungen für 2500 Laien, 4 Mühlen und 
13 Backöfen. 300 Arme, 40 Witwen, 60 Geiſtliche wurden dort 
täglich geſpeiſt. Waren dieſe ca. 3000 Menſchen wirklich eine 
Verſorgungsgemeinſchaft, zu beliefern aus den Kloſtergütern? Sie 
hätten nach obigem Verpflegungsſatz von 3,5 dz Brotgetreide im 
Jahre 10 500 dz verbraucht, und über 1000 Flußbarken oder moderne 
vierrädrige Wagen hätten das Getreide heranfahren müſſen. Rund 
2500 Hufen hätten einen dem Zehnten entſprechenden Getreidezins 
von 4 dz zu liefern gehabt. Wie wollte man wohl den regel⸗ 
mäßigen Eingang dieſer Mengen auf Tag und Stunde ſicher⸗ 
ſtellen? Statt dieſer gewaltſamen Konſtruktionen ſollte man von 
vornherein annehmen, daß vielmehr beides, Verſorgung aus dem 
Kloſtergut einerſeits, eigene Landwirtſchaft und Kauf auf dem Markt 
anderſeits nebeneinander hergeht, jenes für die Kloſtergemeinſchaft 
im engeren Sinne, die Witwen, Armen und ſonſtige für das Kloſter 
tätige Perſonen, dieſes aber für die Maſſe der Laien. Nicht um 
ausſchließliche Fronhofswirtſchaft und nicht um Belieferung von 
Tauſenden von Verſorgungsberechtigten ohne Zuhilfenahme von 
Tauſch und Geld handelt es ſich; ein ſolch mammutartiges Internat 
ſind die Abteien nie geweſen. Die Kloſterwirtſchaft von Centula 
wird wie diejenige St. Pantaleons oder anderer geiſtlicher Grund⸗ 
herrſchaften ihre Aufgabe voll erfüllt haben, wenn ſie ihre immerhin 
noch manchmal nach Hunderten zählenden Inſaſſen und Schutz⸗ 
befohlenen ausreichend beköſtigte. Die Maſſe der Laien aber ſorgte 
ſelbſt für ſich. Ihre Siedlung, mag ſie ſich politiſch und rechtlich 
noch ſo ſehr an die Abtei anlehnen, iſt im ökonomiſchen Sinne 
bereits in der Blütezeit der Fronhofswirtſchaft ein Städtchen. 
Wieviel leichter iſt von dieſer Anſchauung aus der Weg zu der 
ſpäteren umfaſſenden Entwicklung des Städteweſens zu finden? 
Wer annehmen würde, daß ſich das dünn beſiedelte Europa 
des früheren Mittelalters leicht ernähren konnte, täuſcht ſich ſehr. 
Vielmehr offenbart ſich die nach den mäßigen Leiſtungen des Acker⸗ 
baus vorauszuſetzende Schwierigkeit, die Bevölkerung dauernd mit 
genügender Notdurft des Leibes und Lebens auszuſtatten, insbeſondere 
darin, daß Hungersnöte eine ganz gewöhnliche Erſcheinung ſind, 
mögen ſie lokal oder allgemein, leichterer oder ſchwererer Art ſein. 
Sie ſind aus jenem älteren Ernährungsweſen vielleicht am beſten 
bekannt!; um jo kürzer kann ich mich faſſen. Meiſtens treten fie 


1 Hierfür liegt außer den trefflichen Ausführungen von K. Lamprecht, 
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mehrere Jahre hintereinander auf; im zweiten ſteht man vor dem 
Nichts, wenn das Saatgetreide verzehrt iſt. Man hilft ſich mit dem 
auch ſonſt viel genoſſenen Haferbrot, auch wohl mit Baumrinden, 
Gras, bis die mortalitas die fames ablöſt, und ſtreifende Menſchen 
das Land durchziehen, die aus Verzweiflung Haus und Hof ver⸗ 
laſſen haben. | 

Iſt das Unheil da, jo verſucht man ſich in Hilfsmaßnahmen; 
von eigentlicher zielbewußter Notſtandspolitik wird man aber nur 
in ſeltenen Fällen ſprechen können. Es taucht der unglückliche Ge⸗ 
danke der Höchſtpreiſe auf, deren die Not ſpottet, wenn die an⸗ 
ordnende Gewalt nicht gleichzeitig imſtande iſt, ſelbſt Ware auf den 
Markt zu werfen, die ihn beeinfluſſen kann. Die Geſetzgebung 
Karls des Großen handelt demgemäß: Indem ſie Höchſtpreiſe feſtſetzt, 
gibt ſie von den eigenen Gütern das Getreide um ein Viertel bis 
zur Hälfte billiger ab!. Auch verlangt der Kaiſer ſtreng von den 
Wohlhäbigen, daß ſie alle Abhängigen, sive liberum sive servum, 
bis zur Ernte mit durchnehmen, und von ſeinen Lehnsleuten fordert 
er insbeſondere, daß ſie keinen Unfreien Hungers ſterben laſſen. Ja, 
in einem italieniſchen Capitulare erklärt er alle unter dem Drucke 
der Hungersnot — strictus necessitate famis — geſchloſſenen 
Verkäufe für nichtig. 

Unendlich häufiger aber, als weltliche Herren es taten?, hat die 
Kirche eingegriffen: Die Pflicht der Wohltätigkeit legte ihr auf, reich⸗ 
lich zu geben, gelegentlich bis zur Erſchöpfung. Es kommt vor, daß 
eines Tages das Kloſter ſelbſt nicht mehr genug hat, weil es zu 
viel ſpendete; dann wird wohl der unvorſichtige Abt abgeſetzt, und 
eine jüngere energiſche Kraft an ſeiner Statt oder auch ein „Wirt⸗ 
ſchaftsausſchuß“, aus drei Mönchen beſtehend, ſorgt für Behebung 
des eigenen Notſtands. Andere geiſtliche Würdenträger ſind prak⸗ 
tiſcher; Biſchof Reginard von Lüttich läßt 1031 eine Brücke erbauen, 


Deutſches Wirtſchaftsleben im Mittelalter I 1, Leipzig 1886, S. 591, die Arbeit 
von Fritz Curſchmann, Hungersnöte im Mittelalter, Leipzig 1900, vor, 
die für die folgenden Einzelheiten zu vergleichen iſt. ö 

1 Liegt hier wirklich Einſicht in die Bewegung der Preiſe vor? Wahr⸗ 
ſcheinlicher, daß dieſer billige Verkauf nur ein Ausfluß der Barmherzigkeit war, 
wie ja auch Erzeugniſſe von Klöſtern billiger verkauft werden ſollten als die freier 
Handwerker. 

2 Intereſſant ſind noch die Maßnahmen in Flandern: Verbot des Bier⸗ 
brauens, ſtärkerer Anbau von Hülſenfrüchten, Erſchwerung der Weineinfuhr, um 
dadurch die Getreidezufuhr über See lohnender zu geſtalten — alſo ſchon ziemlich 
verwickelte Gedankengänge im Jahre 1125! 
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um diejenigen, die nicht betteln wollen, zu unterſtützen; Otto von 
Bamberg gibt jedem Bedürftigen eine Sichel zur neuen Ernte⸗ 
arbeit und ein Zehrgeld mit. Ein Abt von St. Trond (1006) 
ſondert unter den Almoſen heiſchenden Scharen die Leute des 
Hl. Trudo aus, die allein von ihm verpflegt werden: es iſt offenbar 
die Sorge um ſeine Vorräte, die ihn zu dieſer mit dem Evangelium 
ſchwer in Einklang zu bringenden Maßregel treibt. Hier liegt aber 
in der Tat die Möglichkeit, aus dem Elend herauszukommen: man 
mußte Schätze ſammeln auf Erden, weniger in Geld oder Geldes⸗ 
wert als in trockenem Roggen und gutem Mehl. Nur Magazinierung! 
konnte den nötigen Rückhalt geben. Es iſt nun wohl glaublich, daß 
die kirchliche Fürſorge nicht durchweg zu ſolcher Vorſicht neigte; tut 
es einmal ein Abt, ſo heißt er der zweite Joſeph. Erſt wenn Be⸗ 
dürfniſſe der Kriegführung hinzukamen, wie beim Deutſchen Orden, 
wird auf Einſammeln von Vorräten gehalten, die in Notzeiten 
Hungernden zugute kommen. 

Der Fortſchritt, ſich größere Vorräte anzulegen, wird im großen 
und ganzen von den Städten herbeigeführt ſein. Hier deckt ſich 
der Bürger zunächſt ſelbſt ein durch eigene Schweine⸗ oder Rind⸗ 
viehhaltung, auch durch eigene Garten⸗ oder gar Ackerwirtſchaft. 
Im Herbſt kauft er von ſeinem Bauern, mit dem er vielleicht ſchon 
in zweiter oder dritter Generation in beiderſeitig befriedigender 
Geſchäftsverbindung ſteht. Iſt er reich, ſo erhält er die Abgaben 
ſeines Zinsgutes wie jeder andere Eigentümer von Gult und Renten; 
auch dann wandert der Vorrat auf die Kornböden oder in den gut 
ausgebauten Keller: der ältere Wohnbau liefert hierfür mannigfache, 
ſinnfällige Belege. Der minder Gutgeſtellte kauft gleich jenem auf 
dem Wochenmarkt, den der Rat mit allen aus langer Verwaltungs⸗ 
praxis erwachſenen Maßnahmen zugunſten des Konſumenten hegt 
und pflegt; er findet vor allem auch im ſtädtiſchen Kornhaus das, 
was er braucht, wenn Fehde oder Mißwachs den Markt ſchlecht 
beſchicken laſſen. Wenn irgendwo die Idee der Stadtwirtſchaft, die 
bisweilen in der wirtſchaftsgeſchichtlichen Literatur übertrieben 
dargeſtellt wird, ſich auswirkt, ſo iſt es auf dem Gebiete der Lebens⸗ 
mittelbeſchaffung; hier fühlt ſich die Stadt völlig als beherrſchender 
Mittelpunkt ihrer Umgebung?. Die Gewerbe, die mit Lebensmitteln 
hantieren, wie Fleiſcher, Bäcker, Müller, hält der Rat unter Auf⸗ 


a So ſchon richtig Lamprecht, a. a. O. S. 594 ff. 
2 Vgl. v. Below, Stadtwirtſchaft, und derſ., Probleme der Wirtſchafts⸗ 
geſchichte, Tübingen 1920, S. 83, insbeſondere über die Ausfuhrverbote. 
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ſicht; erſt im Zeichen des ſinkenden Stadtſtaates im ſpäteren Mittel⸗ 
alter und beim Übergang zur Neuzeit werden ſolche Korporationen 
übermütig und laſſen es auf Konflikte mit der Obrigkeit ankommen. 
Im allgemeinen aber, ſo möchte man annehmen, gelingt es den Ge⸗ 
meinden, für ihre 5—20 000 Einwohner auch genügende Vorräte 
zu beſchaffen. Ein mit blühenden Städten überſätes Europa, wie 
wir es ſeit dem 12. und 13. Jahrhundert vorfinden, läßt ſich ohne 
eine erfolgreiche Lebensmittelpolitik gar nicht denken. Selbſtverſtänd⸗ 
lich muß man ſtets die Bevölkerungsziffer der älteren Städte im 
Auge behalten. Während man für Deutſchland auf die angeführten 
kleinen Zahlen jetzt ganz allgemein gelangt iſt, werden für außer⸗ 
deutſche Städte (Venedig, Paris, London) immer noch viel zu hohe 
Ziffern genannt. Auch hier wäre eine Nachprüfung an Hand der 
Verſorgungsmöglichkeiten am Platze. 

Genügende Vorräte zu beſchaffen, iſt den Städten neben dem 
Bezug aus reicher Umgegend durch den Fernhandel ermöglicht. 
Er hat wohl nie völlig geruht, hat auch gerade in Notzeiten ſtarke 
Anregungen erhalten durch das dringende Kaufbedürfnis der be⸗ 
troffenen Gegenden. Die Schwierigkeiten, ſchwergewichtige Waren 
wie Korn oder Mehl weithin zu verſenden, ſind wie bei Eindeckung 
der Grundherrſchaften aus ihrem Streubeſitz, ſo beſonders in Not⸗ 
ſtandszeiten allgemein überwunden. Beſonders wichtig wird der 
Kornhandel im Seeverkehr, im Mittelmeer ſowohl wie im Bereich 
von Nord⸗ und Oſtſee. Hier liegen ſichere Anzeichen vor, daß ſeit 
etwa 1250 die Umſegelung Jütlands, die Umlandsfahrt, in Aufnahme 
kommt und die Kornverſchiffung aus den Oſtſeegebieten nach Weſt⸗ 
europa ohne Umladung ermöglicht. Schon 1272/73 haben wir eine 
ausgezeichnete Schilderung von einer Hungersnot in Friesland mit 
Angabe aller wirklich ſtichhaltigen Gründe, wie ſie ein moderner 
Volkswirt kaum beſſer machen könnte. Deutlich läßt ihr Verfaſſer 
Menko aus dem Prämonſtratenſerkloſter Wittewierum bei Groningen 
erkennen, daß die Frieſen oſterſches Getreide einführten oder wenigſtens 
einführen wollten, wenn fie nur Bargeld zum Ankauf gehabt hätten “. 
Iſt die regelmäßige Kornverſchiffung aus dem Oſtſeebecken aus ſolchen 
ſporadiſchen Anläufen entſtanden, ſo hat ſie, wie hier nicht näher 
auszuführen, das Rückgrat der geſamten überſeeiſchen Getreidebewegung 
bis ins 19. Jahrhundert gebildet. Empfänger waren die Nieder⸗ 


1 M. G. S. S. XXIII, S. 560 Z. 2 ff. Vgl. auch Hanſ. Geſchichtsbl. 
Jahrg. 1913, S. 181. 
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länder, weniger die Engländer, jeit dem 16. Jahrhundert insbeſondere 
auch Spanier und Portugieſen, in Notzeiten ſogar die kornreichen 
Franzoſen. Man ſtaunt über die Abhängigkeit, in der die gewaltige 
und reiche Monarchie Karls V. und Philipps II. hinſichtlich der 
Volksernährung ſteht: Treſter, Rübſen, ja Malztreber — wie im 
Evangelium — eſſen 1557 ſelbſt wohlhabende Leute in Holland, als 
Mißwachs im Lande herrſcht und die Oſtſeefahrer eine Beute der 
franzöſiſchen Kaper zu werden drohen !. 


Die Ernährungsfrage und die Politik 


Dies führt uns hinüber zur Ernährungsfrage und zu ihrem 
Verhältnis zur Politik. Soweit Ernährung und Handel ſich berühren, 
iſt ein Zuſammenhang mit der Außenpolitik ohne weiteres deutlich. 
Die Ausfuhrverbote von Lebensmitteln, die zu allen Zeiten und 
überall vorkommen, ſind ebenſo häufig von Rückſichten auf die Er⸗ 
nährung der eigenen Bevölkerung wie vom Wunſch nach Schädigung 
des Gegners beſtimmt. Den Feind im ruhigen Genuß der Zufuhr 
laſſen, liegt den Staatsleitern fern; es müſſen ſchon ganz beſondere 
Umſtände ſein, die einen kriegführenden Staat zur Aufrechterhaltung 
ſeiner Handelsverbindungen trotz kriegeriſcher Zuſammenſtöße bewegen. 
So haben im 16. Jahrhundert die aufſtändiſchen Holländer die 
Verfrachtung von Korn nach der Pyrenäenhalbinſel in alter Weiſe 
fortgeſetzt und ſind von den ſpaniſchen Behörden zunächſt auch un⸗ 
behelligt geblieben. Viel häufiger wirkt die Lebensmittelſperre als 
politiſches Kampfmittel. Auch der gewinnbringendſte Handel wird 
dann durch die Wucht politiſchen Haſſes zu Boden gedrückt. Es 
bedarf dafür keiner beſonderen Belege. Intereſſanter iſt es zu ver⸗ 
folgen, welche Rolle die Verſorgungsfrage in den Entſchließungen 
der politiſchen Gewalten ſpielte. Sie kann dies in bedeutenderem 
Umfange tun, ſeitdem nicht nur die autonome Stadt, ſondern auch 
Groß⸗ und Territorialſtaat ſich um die Lebensmittelvorräte ihrer 
Eingeſeſſenen kümmern. In Südeuropa macht wohl die Verwaltung 
des ſiziliſchen Reiches Schule, die unter den Renaiſſancefürſten ge⸗ 
lehrige, oft geldgierige Nachahmer findet, die ſich ein Lebensmittel⸗ 
monopol ſchaffen. In Deutſchland ſcheinen Territorien wie Kurtrier 
unter Balduin (1307 —1354) und Karl IV. in ſeinem böhmiſchen 


1 Siehe meine Niederländiſchen Akten und Urkunden I, München u. Leipzig 
1913, S. 592 Anm. 5. 
2 Lamprecht a. a. O. S. 596. 
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Königreiche mit der Errichtung ſtaatlicher Kornſpeicher voran⸗ 
gegangen zu ſein (1362) 1. Als ſeit dem Ende des 15. Jahrhunderts 
die europäiſche Staatenwelt ihre moderne Ausprägung erhält, wird 
auch das Lebensmittelproblem in die Kombinationen der großen 
Politik eingeführt, und die Maßnahmen während der Weltkriege 
Karls V. muten ſchon ganz modern an. Als 1542 die franzöſiſch⸗ 
kleviſch⸗däniſche Koalition dem Kaiſer gegenüberſteht, werden beider⸗ 
ſeitige Sperrmaßnahmen getroffen, indem zwei Jahre lang der Sund 
der holländiſchen Kornfahrt verſchloſſen wird, während die Kaiſer⸗ 
lichen ihrerſeits jeden Verkehr über däniſche Häfen unterbinden wollen. 
Kein Getreide ſoll den Niederlanden aus Frankreich, den Rhein 
hinab und aus dem Oſten zugehen, und es entſteht in der Tat eine 
Notlage, die noch durch die gleichzeitige Hungersnot in Spanien und 
Portugal verſchärft wird?. Am beſten verſtehen ſich die däniſchen 
Staatsmänner darauf, durch Drohungen mit der Sundſperre politiſchen 
Druck auszuüben; das endliche Ergebnis — Friede mit des Kaiſers 
Macht — hat ihnen recht gegeben (1544). Was ſich mir hier für 
Nord⸗ und Oſtſeegebiet darſtellte, hat, offenbar unter dem Eindruck 
der jüngſten Zeitgeſchichte, Fueter für die Mittelmeerländer in der 
Zeit von 1492—1 559 unterſucht. Wir erfahren von ihm, wie beim 
Kampf um Italien ganz allgemein die kornreichen Länder ihre 
günſtige Stellung durch Erteilung und Verweigerung von Ausfuhr⸗ 
lizenzen politiſch zu nutzen verſtehen und die Freigabe ihres Ge⸗ 
treideüberfluſſes von politiſch⸗militäriſchen Gegenleiſtungen abhängig 
machen ®. 


Lebensmittelverſorgung der Neuzeit 


Bis in das 19. Jahrhundert hinein erfolgt keine grundſtürzende 
Anderung der Lebensmittelwirtſchaft. Einige bedeutſame Per: 


1 Die Urkunde bei Pelzel, Kaiſer Karl IV, Prag 1781, II, S. 289, auf 
die W. Aßmann, Geſchichte des Mittelalters III 2, Braunſchweig 1902, S. 171 
hinweiſt, verdient nähere Beachtung. 

2 Vgl. Häpke, Die Regierung Karls V. und der europäiſche Norden, 
Lübeck 1914, S. 211 ff. — Niederl. Akten, Nr. 391, 414, 421, 422. 

3 Eduard Fueter, Geſchichte des europäiſchen Staatenſyſtems von 1492 
bis 1559, München und Berlin 1919, S. 35 ff. Mit Recht betont Fueter, daß 
»die Wirtſchaftsgeſchichte bisher die internationale ſtaatliche Getreidepolitik zu⸗ 
gunften der Handelspolitik ungebührlich vernachläffigt hat“. Es lag das vor⸗ 
nehmlich daran, daß Naudeé (Getreidehandelspolitik der europäiſchen Staaten 
vom 13. bis 18. Jahrh., Acta Borussica, Bd. 1) hier den Ausblick mehr ver⸗ 
baute als förderte; über ihn fällt Fueter denn auch ein hartes Urteil. 
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ſchiebungen kommen jedoch vor, jo wenn auf dem platten Lande 
in Deutſchland der Fleiſchgenuß ſeltener wird. Dafür wird die 
Ernährung durch den Kartoffelanbau auf eine viel breitere Baſis 
geſtellt; die Kartoffel wird vielfach, namentlich für die unteren Schichten 
der Bevölkerung, wichtiger als der Genuß des Brotes. Für den 
Staat wird insbeſondere die Ernährung der Kriegsvölker eine Lebens⸗ 
frage; ihre Befriedigung in Krieg und Frieden beſchäftigt ihn be⸗ 
ſtändig, und es iſt bekannt, welche Rolle die Heeresverſorgung bei 
der Ausbildung der Verwaltungsorganiſation des modernen Staats 
geſpielt hat. Seither beſteht der Dualismus, der in der deutſchen 
Wirtſchaft des Weltkrieges ſo ſtark hervortrat: die Armee und die 
Bürger ſind mit Lebensmitteln zu bedenken. Die einfachſte Löſung, 
die Soldaten von ihren Quartierwirten mit durchfüttern zu laſſen, 
erweiſt ſich auf die Dauer als untunlich; der Staat legt für das 
ſtehende Heer Magazine an, und wenn ſonſt die Verproviantierung 
der Feſtungen bei Mißernte beſonders ſchwer auf dem Lande laſtet, 
können die preußiſchen Magazine als Notſtandsreſerven auch für die 
Zivilbevölkerung dienen. Später macht ſich die Armee von der 
Magazinverpflegung unabhängig; es iſt die große Neuerung des 
napoleoniſchen Zeitalters. Hungersnöte und Brotkrawalle ſind im 
übrigen nicht vom europäiſchen Boden verbannt; es gehen Notjahre 
den Revolutionen 1789 —1848 vorher. In den Kriegen von 1792 
bis 1815 wird durch Sperre und Gegenſperre verſucht, dem Gegner 
Lebens⸗ und Genußmittel abzujagen. Aber zu einer überwältigenden 
Ernährungskriſe führen dieſe Beſtrebungen nicht, da die verhältnis⸗ 
mäßig geringe Bevölkerung noch vorwiegend aus dem eigenen Lande 
ernährt wird. Insbeſondere ſcheinen die Schwierigkeiten in den 
erſten Jahren der franzöſiſchen Revolution mehr auf die allgemeine 
Zerſetzung, auf Währungselend und die Anforderungen der Armeen 
zurückzugehen als auf eigentlichen Mangel. Der Bauer, ſo wird 
verſichert, produziert, angereizt durch den Fortfall aller grundherr⸗ 
lichen, auch ſtaatlichen und kirchlichen Laſten, mit Eifer, will aber 
die Lebensmittel nicht gegen wertloſe Aſſignaten hergeben. Brot⸗ 
karte, „Gleichheitsbrol“ und das „Maximum“ ſchaffen trotz aller 
drakoniſchen Strafen keine Beſſerung. Immerhin ſind die zu ver⸗ 
ſorgenden Städte klein; Paris zählt nicht mehr als 600 000 Ein⸗ 
wohner !. 


1 Ausführliche Angaben über die Notlage bei Ad. Schmidt, Pariſer Zu⸗ 
ſtände während der Revolutionszeit, 3 Teile, Jena 1874, der aber ein ſach⸗ 
verſtändiges Urteil über Robespierres Zwangswirtſchaft vermiſſen läßt. 
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So kommt die Frage der Maſſenernährung erſt im 19. Jahr⸗ 
hundert recht in Fluß. Seine erſte Hälfte ſieht noch verſchiedentlich 
Erſcheinungen, die als Überbleibſel jener älteren Ent- 
wicklung anzuſehen ſind. So bringt der Kartoffelmißwuchs 
der vierziger Jahre ſeit dem Auftreten der Kartoffelkrankheit 1843 
ſchwere Kriſen mit ſich, in deren Gefolge der Hungertyphus und 
ähnliche Volkskrankheiten ſich zeigen. Seither aber ſchien aus drei 
Urſachen Weſteuropa vor eigentlicher Hungersnot geſchützt zu ſein: 
die ſtaunenswerte Entwicklung der Landwirtſchaft, ihr Übergang 
zum intenſiven Anbau, die Verbeſſerung des Transportweſens und 
endlich die Erſchließung des großen Seeverkehrs tragen nicht nur 
zur Sicherſtellung der Ernährung, ſondern zu einer erheblichen Ver⸗ 
beſſerung bei. Insbeſondere erreicht der Fleiſchgenuß mit 52 kg pro Kopf 
im Jahre in den letzten Zeiten vor dem Kriege in Deutſchland eine 
vorher gänzlich unbekannte Höhe. So groß die Aufgaben ſind, die 
gewaltig geſtiegene Bevölkerungsmenge zu ernähren, ſo 
ſcheinen ſie durch die drei angeführten Faktoren ſpielend gelöſt zu 
werden. Nur noch in Rußland (1891) kennt man Hungersnöte 
während für Mittel⸗ und Weſteuropa die verſchiedenſten Zufuhr⸗ 
gebiete, Südrußland, Oſtindien, Argentinien, Kanada, die Vereinigten 
Staaten jederzeit in die Lücke ſpringen, wenn irgendwo Knapp⸗ 
heit herrſcht. Auch die Tarifkämpfe, wie ſie in England durch⸗ 
gefochten werden in den Zeiten der Anti-Corn-Law-League ſeit 
1837 und wiederum unter dem Schlagwort „free food“ in der 
Oppoſition gegen die Unioniſten, wenden ſich gegen die Brot⸗ 
verteuerung; daß der Nahrungsſtoff ſelbſt einmal ausgehen 
könnte, kommt ſeltener zu Bewußtſein. 

In der Minderzahl bleiben daher die Peſſimiſten; bekanntlich 
beurteilt Malthus, deſſen Schrift zuerſt 1798 erſchien, den Spielraum 
der Nahrungsmittelbeſchaffung im Vergleich zur raſch ſteigenden 
Menſchenzahl ungünſtig; aber die angedeutete Produktionsſteigerung 
in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts erlaubte, Befürchtungen 
ſeiner Anhänger hinſichtlich der Lebensmittelverſorgung zurückzuſtellen. 
1897 lebt dann auf dem 8. evangeliſch⸗ſozialen Kongreß die Frage in 
etwas veränderter Geſtalt wieder auf, als Oldenberg über „Deutſch⸗ 
land als Induſtrieſtaat“ referiert“, auf die Bevölkerungszunahme 
bei gleichzeitiger Vernachläſſigung der minder rentablen Landwirt⸗ 


1 Verhandlungen des 8. evang.⸗ſoz. Kongreſſes mit ſtenographiſchen pete 
kollen, Göttingen 1897, auch gejondert. dafelbft erſchienen. 
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ſchaft hinweiſt und internationale Mißernten mit Schließung der 
Grenzen vorherſagt, wie Rußland fie 1891 tatſächlich hatte vor⸗ 
nehmen müſſen. Weſentlich volkswirtſchaftliche Gründe beſtimmten 
ſeine Ausführungen; die politiſche Gefährdung Deutſchlands wird 
zwar geſtreift, aber ausdrücklich zur Seite geſchoben!. Aber würden 
die von Oldenberg für den Kriegsfall geforderten „öffentlichen 
Vorräte“ beſchafft werden? Da iſt es ſicherlich von Bedeutung ge— 
weſen, daß der Krieg von 1870/71 zwar hinſichtlich der Verpflegung 
von Maſſenheeren, ja auch einer zur Feſtung umgewandelten Groß⸗ 
ſtadt die wichtigſten Aufgaben geſtellt hatte, daß aber die Zivil⸗ 
bevölkerung der kriegführenden Länder nicht mit Fragen der Zufuhr 
behelligt worden war. Es fehlte ſomit an handgreiflichen Anregungen, 
um das Ernährungsproblem in ſeiner vollen Wucht zu durchdenken 
und behördlich zu behandeln. Man überläßt dies auf dem Kon⸗ 
tinent an England, und etwa 1902 ſind Bismarcks Forderungen 
nach einem ſich ſelbſt verſorgenden Deutſchland im Kriegsfalle ver⸗ 
blaßt ?. 

Wenn daher über eine mit dem Kriegsausbruch zuſammen⸗ 
hängende Frage Übereinſtimmung herrſcht, ſo iſt es die, daß nichts 
getan war, um Vorräte zu beſchaffen?. Die bureaukratiſche Unter⸗ 
laſſung fand gewiſſe Stützen bei Theoretikern, während warnende 
Stimmen ungehört verhallten. Die Einſicht der maßgebenden Stellen, 


1 „Man braucht dabei nicht zu denken an den Kriegsfall und an die ge⸗ 
waltſame Abſchneidung der Zufuhr, alſo die Gefahr, die neuerdings in England 
ernſtlich erwogen wird. Gegen ſolche Überrumpelungen kann man fi durch 
öffentliche Vorräte ſchützen, wie Preußen ſie im vorigen Jahrhundert hatte. 
Nein, ſondern das dauernde Verſiegen der Nahrungsquelle iſt in Gefahr, und 
dieſe Gefahr muß zur Wirklichkeit werden.“ A. a. O. S. 90. In der Diskuſſion 
greift nur Ad. Wagner (S. 121) den politiſchen Gedanken auf, indem er mehr 
Schiffe, mehr maritime Macht fordert. 

2 Vgl. L. Zeitlin, Fürſt Bismarcks ſozialwirtſchaftliche und ſteuerpolitiſche 
Anſchauungen, Leipzig 1902, S. 125. Er meint, mit kürzerer Kriegsdauer oder 
Verproviantierung aus Überfee durch die Flotte rechnen zu können; denn eine 
Abſperrung auf allen Fronten läge „doch wohl außerhalb des Bereichs jeder 
Wahrſcheinlichkeit“. Auf Caprivis Einſicht (1891) macht Hammann, Der 
mißverſtandene Bismarck, Berlin 1921, S. 27 aufmerkſam. | 

3 Vgl. Groener, Preußiſche Jahrbücher Bd. 179, 1920, S. 341 und 
Helfferichs Buch über den Weltkrieg II, Berlin 1919, S. 36 ſowie die ein⸗ 
ſchlägigen amtlichen Erklärungen in der Tagespreſſe. Siehe auch H. Schu ⸗ 
macher, Deutſche Volksernährung und Volksernährungspolitik im Kriege, 
Berlin 1915. 
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auf Weltwirtſchaft, Frieden und kurze Kriegsdauer eingeſtellt, reichte 
nicht aus, um ſich die ungeheure Abſperrung vorzuſtellen. Aber auch 
als die Blockade begonnen hatte, verſtanden die Politiker die Warnungen 
der Gegenwart und Vergangenheit nicht. Die Staaten, die zu ſpät 
und mit kurzfriſtigen und ſchwächlichen Mitteln an die Verſorgung 
ihrer Völker herangingen, wußten nicht, daß ſie damit auf eine 
tiefere Stufe zurückfielen, welche die viel anſpruchsloſeren politiſchen 
Gebilde der Vergangenheit glücklich überwunden hatten. Alle Opfer⸗ 
willigkeit der Bevölkerung, die organiſatoriſchen Leiſtungen auf dem 
Gebiete des Verteilungsweſens und die Zuſchüſſe Rumäniens haben 
es nur dahin bringen können, daß der Zuſammenbruch Mitteleuropas 
nicht unmittelbar durch die Hungersnot herbeigeführt wurde. Wie 
ſehr ſie zur Auflockerung und Auflöſung der blockierten Mächte bei⸗ 
getragen hat, iſt in jedermanns Erinnerung. Von der jüngſten 
Geſchichte iſt das Ernährungsproblem nicht zu trennen. 
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1 


ie Neuauflage von Georg Friedrich Knapps „Staatlicher 

Theorie des Geldes“! bringt der früheren (1905) gegenüber 
kaum weſentliche Neuerungen. Zwar ſind etwelche ſtatiſtiſche Zahlen 
in den bisherigen Text, ferner beſondere Nachträge (S. 395—434) 
über die Zollzahlung in Oſterreich 1854—1900, ſowie über die 
Währungslage der Donaumonarchie 1901—1914 und Deutſchlands 
von 1905—1914 eingefügt worden; ohne jedoch an der methodiſchen 


Eigenart des Werkes und an ſeinen Ergebniſſen nennenswert ge⸗ 


ändert oder auch nur das empiriſche Beweismaterial weſentlich ver⸗ 
mehrt oder vertieft zu haben. Zwar iſt jetzt auch ein beſonderer 
Abſchnitt dem „ſogenannten Geldwert“ gewidmet und zum Schluß 
die reichlich fließende Literatur über die „Staatliche Theorie“ (bis 
1917) in einem ſauberen Verzeichnis regiſtriert: von einer Aus⸗ 
einanderſetzung Knapps mit ſeinen Anhängern, geſchweige denn mit 
ſeinen Gegnern, kann jedoch kaum die Rede ſein. Man muß geradezu 
den Eindruck gewinnen, als ob es Knapp entweder gar nicht ernſtlich 
um eine ſolche Auseinanderſetzung zu tun wäre, oder daß er die 
Mühe von vornherein für vergeblich hält?. Wie dem auch ſei, er 


— 


1 2. Auflage, München und Leipzig 1918, Verlag Duncker & Humblot. 
XVI u. 457 S. gr. 80. 

2 Bezeichnend für dieſe Stimmung iſt vielleicht die Außerung, die einem 
Knapp ⸗Schüler entſchlüpfte: „Auf abweichende Anſichten in der vorhandenen 
Literatur iſt nicht eingegangen, da dieſelben größtenteils auf anderer Auffaſſung 
vom Weſen des Geldes beruhen“ (Kurt Blaum, Das Geldweſen der Schweiz 
ſeit 1798, Straßburg 1908. Heft 24 der „Abhandlungen aus dem ſtaatswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Seminar zu Straßburg“). 
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ſchließt ſich einer polemiſchen Sitte der weſentlich durch ſein Buch 
entfeſſelten „nominaliſtiſchen“ Literatur an und hält ſich an Pro⸗ 
feſſor Diehl als den „beſten Vertreter“ der „Metalliſten“, „der 
mit Ruhe und mit Feinheit ſeinen Widerſpruch verkündet“ (S. 447), 
ohne auf Näheres einzugehen und ohne die kritiſchen Argumente 
von Bortkiewicz, Lotz, Voigt, Ad. Wagner, Helfferich, 
Menadier, Miſes uſw. auch nur zu erwähnen. 

Unter ſolchen Umſtänden fragt es ſich, ob ein neuerliches Ein⸗ 
gehen auf die Knappſche Löſung des Geldproblems, über die nackte 
Anzeige der Neuauflage hinaus, ſachlich gerechtfertigt iſt. Die Ant⸗ 
wort kann nicht zweifelhaft ſein. Es hieße die Bedeutung eines 
Buches, das der wiſſenſchaftlichen Forſchung überaus ſtarke An⸗ 
regungen gegeben hat und einer wirtſchaftspolitiſchen Richtung 
nahezu zur Heiligen Schrift geworden iſt, vollſtändig zu verkennen, 
wenn man die Diskuſſion darüber für abgeſchloſſen hielte. Um die 
„Goldentthronung“ iſt es zwar in Deutſchland ſeit Kriegsausgang 
weſentlich ſtiller geworden, nachdem die Unmöglichkeit aller ſchoͤnen 
Autarkie⸗Träume ſelbſt den naivſten Augen klar werden mußte, 
ſowie die Notwendigkeit, ſich dem „Weltmarkt“ und ſeinen An⸗ 
forderungen an die nationale Währung anpaſſen zu müſſen. Aber 
in anderer Form, als „Geſpenſt der Devalvation“ iſt die Frage 
wieder aktuell geworden, die Frage, um die ſich die Staatliche 
Theorie dreht. Es ſcheint mir alſo an der Zeit zu ſein, einmal 
über den Stand der Diskuſſion pro und contra Knapp „sine ira 
ac studio“ zu referieren, was keineswegs den Verzicht auf Kritik 
zu bedeuten braucht. Nicht nur, weil das rapide Wachstum der 
Literatur die Überſicht über den Stand der Polemik ſehr erſchwert, 
ſondern vor allem in der Hoffnung, dadurch zur Klärung von Streit⸗ 
fragen etwas beitragen zu können. Was die herangezogene Lite⸗ 
ratur anbelangt, ſo verweiſe ich auf die Bibliographie bei Knapp und 
auf die ergänzende Zuſammenſtellung hier unter dem Text“, die, 


1 Vgl. Fr. Bendixen, Nominalismus und Metallismus („Jahrbuch für 
Nationalökonomie u. Statiſtik“, 113. Bd., 1919, S. 217 ff.); L. v. Bortkiewicz, 
Die Frage der Reform unſerer Währung und die Knappſche Geldtheorie (Brauns 
„Annalen“, VI, 1918, S. 57 ff.); S. Budge, Vom theoretiſchen Nominalismus 
(Conrads „Jahrbücher“, 113. Bd., 1919, S. 481 ff.) K. Diehl, Über Fragen 
des Geldweſens und der Valuta, Jena 1918, S. 111, 120, 121); J. B. Eßlen, 
Die beabſichtigte Entthronung des Goldes (in dieſem „Jahrbuch“ 1917); 
W. Genzmer, Kritiſche Betrachtungen zur nominaliſtiſchen Geldtheorie (Frei⸗ 
burger Diſſertation, 1917); J. Gruntzel, Der Geldwert, Stuttgart 1919; 
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wie ſchon die Liſte Knapps, alles unerwähnt läßt, was, wie es vielfach 
geſchieht, zwar den Stempel Knappſchen Einfluſſes tragen oder auch 
offenbar gegen ihn polemiſieren mag, jedoch ſeinen Namen nicht 
nennt (zum Beiſpiel: Richard Hildebrand, Über das Weſen 
des Geldes, Jena 1914). Es liegt aber keineswegs in dem Plane 
eines ſolchen Referats, über die weſentlichen Argumente hinaus 
auf Einzelheiten einzugehen; das wäre ſachlich ſo wenig gerecht⸗ 
fertigt wie räumlich zuläſſig. 

Wie jede Geldtheorie, ſo hat auch die Staatliche auf vier 
Fragen Rede und Antwort zu ſtehen. Erſtens muß ſie die mone⸗ 
tären Einrichtungen in bezug auf die Koexiſtenz verſchiedener Geld⸗ 
arten, alſo die ſogenannten Münzſyſteme (Kurantgeld und Scheide⸗ 
geld) in eine Beleuchtung zu rücken vermögen, in der alle ſcheinbar 
gegenſätzlichen Erfahrungen auf dieſem Gebiete einheitlich erklärt 
werden können. Die Gegenſätzlichkeit der Erfahrungen, die der 
Theorie zunächſt ein Problem aufgibt, beſteht in dem jahrhunderte⸗ 


lang erprobten Wirken oder Wirkſamwerden des — eher zufällig 


als berechtigterweiſe — nach Gresham benannten Geſetzes, ſobald 
„gutes“ Geld neben „ſchlechtem“ in Umlauf geſetzt wird, während 
es doch unter beſtimmten Bedingungen erfahrungsgemäß möglich 


Alb. Hahn, Von der Kriegs⸗ zur Friedenswährung, Tübingen 1918 (S. 2); 
Derſ., Der Gegenſtand des Geld: und Kapitalmarktes in der modernen Wirt⸗ 
ſchaft (Jaffés Archiv, 46. Bd. 1918); Hilferding, Das Finanzkapital, Wien 
1912; Fr. Klauſing, Die Zahlung durch Wechſel und Scheck, Marburg 1919, 
(S. 347, 355); Em. Mihaälyi, Die wirtſchaftliche Natur der Banknote (Diſſ.), 
Fribourg 1915; L. v. Miſes, in dieſem „Jahrbuch“ 1909, S. 985, und ebenda 
1910, S. 1877; Derſ., Zur Klaſſifikation der Geldtheorien (Jaffés „Archiv“, 
44. Bd., 1917—18, S. 198 ff.); Br. Moll, Die modernen Geldtheorien und die 
Politik der Reichsbank, Stuttgart 1917; Derſ., Geldſeite und Warenſeite („Die 
Bank“, 1920, S. 74— 79); H. Neuſtätter, Schwediſche Währung während des 
Weltkriegs, München 1920; M. Palyi, Das Grundproblem der ſtaatlichen 
Geldtheorie („Europäiſche Staats- u. Wirtſchafts⸗Zeitung“ III. 1918, S. 559— 560, 
573—575); v. Philippovich, Grundriß der politiſchen Okonomie I12, Tübingen 
1918, S. 275, 283; A. Schmidt, Nationale Währungspolitik, Dresden 1917; 
Derſ., Neuere Urteile über die ſtaatliche Theorie des Geldes (in dieſem „Jahr⸗ 
buch“, 41. Bd., 1917); G. v. Schmoller, in ſeinem „Jahrbuch“ 1912, S. 877; 
J. Schumpeter, Das Sozialprodukt und die Rechenpfennige (Jaffés „Archiv“ 
44. Bd., 1917, paſſim); Stephinger, Wert und Geld, Tübingen 1918, paſſim; 
Paul Stiaßny, Zum öſterr. Staatsbankrott (Diſſ.), Bern 1910, S. 14; 
A. Voigt in Pohles „Zeitſchrift“ N. F. XI, S. 225 ff.; Weiß, Die moderne 
Tendenz in der Lehre vom Geld („Zeitſchrift für Volksw.“ uſw., 1910, S. 502); 
Martin Wolf, Das Geld („Handbuch des geſ. Handelsrechts“, IV. Bd., I. Abt., 
Leipzig 1917, S. 563 ff.) 
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ift, „unterwertiges“ Geld (token money) neben höher: und „voll- 

wertigem“ dauernd im Verkehr zu halten. Für dieſes Problem 

wollen wir der Kürze halber die Bezeichnung Währungsfrage 
reſervieren. Zweitens iſt das Wertverhältnis verſchiedener Wäh⸗ 

rungen zueinander, wie es ſich in dem „intervalutariſchen Kurs“ 

ausdrückt, problematiſch: in dem Sinne, daß jede Geldlehre am 

Deviſenkurs die Probe aufs Exempel ihrer theoretiſchen Grund⸗ 
anſchauung liefern muß, die Probe, die erweiſen ſoll, ob und wie⸗ 
weit die Theorie jenen Kursſchwankungen gerecht zu werden, den 
Zuſammenhang zwiſchen Währungsverfaſſung und Wechſelkurſen zu 
erklären vermag. Drittens und vielleicht am ſchwerſten wird die 
Theorie belaſtet durch die Probe des „Geldwertproblems“, 
womit die Frage nach dem Einfluß der monetären Einrichtungen 
eines Landes auf die binnenländiſchen Güterpreiſe und die Ein⸗ 
kommensverteilung gemeint iſt. So eng dieſe Frage mit den vorhin⸗ 

genannten in der wechſelſeitigen Verkettung aller Erſcheinungen auch 

zuſammenhängen mag, theoretiſch kann ſie, wie bekannt, als ein 

durchaus ſelbſtändiges Problem iſoliert werden, und jede Geldtheorie 
muß zu ihr irgendwie, ausdrücklich oder ſtillſchweigend, Stellung 
nehmen. Dasſelbe gilt ſchließlich von dem Problem, für das die 
Amerikaner die Formel von der Geldfunktion als standard of 
deferred payments, „Wertmeſſer in aufgeſchobenen Zahlungen“, 
beſitzen. Es handelt ſich da, kurz geſagt, um den Einfluß der 
Währungseinrichtung auf Geldſchuldner und Geldgläubiger, eine 
Frage, die namentlich bei Währungsänderungen brennend wird. — 
Anders formuliert lauten die vier Fragen: Beſtimmungsgründe des 
Austauſchverhältniſſes erſtens zwiſchen inländiſchen Geldarten, 
zweitens zwiſchen inländiſchem und ausländiſchem Geld, ferner zwi⸗ 
ſchen Geld einer⸗ und ſonſtigen Gütern anderſeits, ſchließlich zwiſchen 
zeitlich getrennten Geldſummen. (Das letzte bloß nach der formalen 
Seite des Problems, abgeſehen alſo vom Zinsproblem.) Auf dieſe 
vier Fragen hin ſoll der „Chartalismus“, an der Hand der Argu⸗ 
mente der Gegner, näher angeſehen werden. Es mag dabei viel⸗ 
leicht auffallen, daß auf das heute vielfach verbreitete Schema, das 
recht bequem ein ſtatiſches und ein dynamiſches Geldproblem unter⸗ 
ſcheidet, verzichtet wird. Lexis ſcheint dieſe Unterſcheidung gelegentlich 
aufgebracht zu haben, Altmann machte es gar zum Einteilungs⸗ 
prinzip der Geſchichte der deutſchen Geldlehre im 19. Jahrhundert, 
und es gibt ſeither Autoren, die aus dieſer aphoriſtiſchen Unter⸗ 
ſcheidung in allem Ernſt ein ſachliches Einteilungsprinzip ableiten 


En a a a a 
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zu können glauben !. Aber rein ſprachlich ſchon empfiehlt ſich eine 
ſolche Einteilung nicht, angeſichts der Verwechſlungsgefahr: die 
nationalökonomiſche Theorie arbeitet ja, ſeit J. B. Clarks groß⸗ 
angelegten Verſuchen nach dieſer Richtung, mit einer ſtatiſch-dyna⸗ 
miſchen Doppelkonſtruktion der Verkehrswirtſchaft, deren methodiſche 
Bedeutung noch keineswegs ganz klargeſtellt iſt, die aber von Theo⸗ 
retikern jedenfalls nicht ignoriert werden dürfte, namentlich da die 
Antwort auf die prinzipielle Frage der Verwertbarkeit gewiſſer theo⸗ 
retiſcher Konſtruktionen für die Wirtſchaftspolitik ſozuſagen an ihr 
hängt’. Die Trennung von Statik und Dynamik in den Schriften 
der Amerikaner und Schumpeters bedeutet die Trennung „zweier 
Welten“, während die gleichnamige Unterſcheidung in der deutſchen 
Geldliteratur lediglich meint, die Frage nach dem „Weſen“ des 
Geldes in der heutigen Wirtſchaftsordnung, ob alſo Nominalismus 
oder Metallismus uſw., ſei zu unterſcheiden von der Frage, wie 
dieſes ſelbige Geld in derſelben Wirtſchaftsordnung „wirkt“. Beſſer 
ſpricht man auch von dem Gegenſatz zwiſchen „qualitativem“ und 


„quantitativem“ Geldproblem. Das begriffliche Problem ſoll alſo 
von dem, wenn man will, „hiſtoriſchen“ getrennt werden. Altmanns 


ſo wertvolle Arbeit über die deutſche Geldlehre und noch mehr die 
geldtheoretiſchen Verſuche von Kiichiro Soda beweiſen aber, 
wie leicht man dann der Gefahr erliegt, die hier noch reichlich zu 
beſprechende Stellungnahme Knapps zum Geldwertproblem, das 
dieſer einfach als für ſeine Konſtruktion exoteriſch behandelt, ohne 
Kritik zu akzeptieren; dann kann man auch in jedem Hirngeſpinſt 
eines Adam Müller, in jedem Einfall Georg Simmels eine 


„Geldtheorie“ erblicken, wenn man fie rein „ſtatiſch“ anſieht, fie der 


Prüfung durch die obengeſtellten entſcheidenden Fragen entzieht. 
Welche von den vier Fragen ſollen übrigens zur „Dynamik“ gehören, 
warum die eine oder die andere bevorzugen? Oder auch alle vier? 
Knapp ſelbſt iſt ſofern verantwortlich für dieſe Einteilung der 
geldtheoretiſchen Problematik, als er methodiſch in höchſt eigen⸗ 
artiger Weiſe verfährt, die namentlich durch Bortkiewicz und 


ı Reris in Jaffés „Archiv“, 23. Bd. 1906, S. 557 f.; S. P. Altmann 
in der Feſtgabe für Schmoller, 1908. 

2 Vgl. J. B. Clark, Essentials of economic theory, New Pork 1907; 
Joſ. Schumpeter, Theorie der wirtſchaftlichen Entwicklung, Leipzig 1912; 
Böhm-Bawerk in der „Zeitſchrift für Volkswirtſchaft“ uſw., 22. Bd. 1913, 
S. I ff., 640 ff.; Amonn, Die Probleme der wirtſchaftlichen Dynamik, in Jaffeés 
„Archiv“ 38, 1914. ö 
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Voigt! beleuchtet wurde. Anſtatt erſt die monetären Erfahrungen an 
Hand der aufgezählten Fragen — deren Zahl der Soziologe freilich 
noch vermehren kann — zu analyfieren, ſetzt er feine bekannte nomi⸗ 
naliſtiſche Auffaſſung vom Weſen des Geldes an die Spitze, um ſie 
an der Hand des empiriſchen Materials zu prüfen. Ob man dieſes 
Verfahren mit Voigt als „deduktiv“ bezeichnen kann, das mag 
dahingeſtellt bleiben. Wichtig iſt, daß dieſes ſcheinbar deduktive 
Verfahren das Mißverſtändnis hervorgerufen hat, als ob es ſich 
hier um eine neue Problemſtellung handelte, die den Autor der 
Kritik durch die ökonomiſche Frageſtellung entheben würde. Davon 
kann jedoch keine Rede ſein. Knapp ſelbſt iſt dieſer Kritik in 
keiner Weiſe ausgewichen und könnte ihr logiſcherweiſe auch nicht 
ausweichen. Denn wenn die „Seele des Geldes“ tatſächlich in der 
bloßen Marke, die zur Begleichung von Geldſchulden berechtigt, be⸗ 
ſteht, ſo muß ſich dieſe Geldſeele in allen ſozialen Funktionen des 
Geldes als die einzig wahre erweiſen. Und in der Tat iſt der 
Nominalismus (oder Chartalismus) Knapps, trotz der anders ge⸗ 
richteten Darſtellung, das Ergebnis, zu dem er durch Analyſe der 
Erſcheinungen gelangt und an der es ſeinerſeits geprüft ſein will. 


II 


Trotz aller Detailforſchung beſitzen wir noch immer keine ab⸗ 
ſchließende Darſtellung des Leidensweges, der die ziviliſierten Völker 
durch die unzähligen Währungsexperimente hindurchgeführt hat, 
um ſie vor dem Weltkrieg im weſentlichen bei der „reinen“ oder bei 
der „hinkenden“ Goldwährung anlangen zu laſſen. Es war ein 
Weg dornenvoller Verſuche mit teils gewollten, teils unbeabſichtigten 
Münzverſchlechterungen, mit Doppel: und Parallelwährung, die 
einander ablöſten und in der neueſten Zeit zur Abwechſlung periodiſch 
in regelrechte „Papierwirtſchaft“ mündeten. Die zuſammenfaſſenden 
Darſtellungen? dieſer Entwicklung von Del Mar, Shaw und 


1 9. Bortkiewicz, Die geldtheoretiſchen und währungspolitiſchen Konſe⸗ 
quenzen des Nominalismus (in dieſem „Jahrbuch“, 30. Bd. 1906); Andreas 
Voigt, Die ſtaatliche Theorie des Geldes (in der „Zeitſchr. f. d. geſ. Staats⸗ 
wiſſenſchaft“, 62. Bd., 1906). 

Vgl. W. W. Carlile, The evolution of modern money, London 
1901; W. A. Shaw, The history of currency, London s. a.; ferner 
J. L. Laughlin, The principles of money, London 1903; K. Helfferich, 
Das Geld, Leipzig 1903; Del Mar, History of monetary Systems, 1895; 
David Kinley, Money. A study of theory of the medium of exchange, 
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Carlile entbehren vor allem, von mannigfachen anderen Mängeln 
ganz abgeſehen, der theoretiſchen Vertiefung und einer darauf 
fußenden begrifflichen Syſtematik, die allen Anſprüchen genügen 
könnte, während die beſten neueren Werke über Geldweſen ſich in 
der hiſtoriſchen Darſtellung ſchon ihrer Anlage nach auf das Aller⸗ 
notwendigſte beſchränken mußten. Das theoretiſche Ergebnis aber, 
das ſich der Währungspolitiker als Ergebnis jener Entwicklung 
herauskriſtalliſierte, läßt ſich leicht herausarbeiten, dank der Arbeit 
der Forſcher, die ſich ſeit den Zeiten des Oresmius und des 
Kopernikus um dieſe Probleme bemühten. Feſt ſteht zunächſt 
das ſogenannte „Greshamſche Geſetz“: Wo ſich mehrere Geldſtoffe 
in gleicher „valutariſcher“ Stellung befinden, d. h. in gleicher Weiſe 
zur Begleichung von Schuldverbindlichkeiten verwendet werden können, 
dort wird der Schuldner in aller Regel das Beſtreben haben, die⸗ 
jenige Geldart zu dieſem Zweck zu verwenden, die auf dem „Markt“ 
verhältnismäßig billiger erhältlich iſt, während die nur verhältnis⸗ 
mäßig teuerer erhältlichen Zahlungsmittel rationellerweiſe zurück⸗ 
behalten werden, d. h. ſie werden theſauriert oder induſtriell oder 
zu Zahlungen ins Ausland verwendet. Jedes weitere Wort hier⸗ 
über iſt überflüſſig; es handelt ſich um Dinge, die jedem Gebildeten 
geläufig ſind. Ein Entrinnen von dieſem „Geſetz“ gibt es ſolange nicht, 
ſolange es einen Menſchen gibt, der ſich in ſeinem wirtſchaftlichen 
Verhalten nach dem rationellen Selbſtintereſſe orientiert, nach dem 
größtmöglichen (Geld⸗ Gewinn ſtrebt. Das ſteht feſt, wie es aber 
auch feſtſteht, daß der Geldumlauf nahezu aller Gemeinweſen der 
Welt in der hiſtoriſchen Gegenwart aus mehr als einer Geldart 
zu beſtehen pflegt, zum Teil aus Geldarten, deren „Nennwert“ ſich 
mit dem „Marktwert“ des Stoffes, aus dem ſie hergeſtellt ſind, 
keineswegs deckt, ohne daß ſie deshalb notwendig ein Disagio er⸗ 
halten und das „gute“ Geld verdrängen müßten. 

Die herkömmliche wiſſenſchaftliche Geldlehre ſtand dieſem ſchein⸗ 
baren Widerſpruch alles weniger als ratlos gegenüber . Danach 


New Pork 1911; L. v. Miſes, Theorie des Geldes und der Umlaufsmittel, 
München 1912; Scott, Money and Banking, New Pork 1912; Adolf 
Wagner, Sozialökonomiſche Theorie des Geldes und des Geldweſens, 
Leipzig 1909. 

1 Vgl. insbeſondere auch Lexis, Art. „Doppelwährung“, „Papiergeld“, 
„Scheidemünze“ uſw. im Handwörterbuch, 3. Aufl.; W. Lotz, Art. „Geld“ im 
Wörterbuch der Volkswirtſchaft, und Carl Menger, Art. „Geld“ im Hand⸗ 
wörterbuch IVꝰ, 1911. 
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ſtellt ſich die Sache folgendermaßen dar: Der Staat hat ein 
Zahlungsmittel zum Kurantgeld erhoben, und es iſt erwünſcht, daß 
die übrigen Zahlungsmittel, die der Staat als ſolche anerkennt, im 
Verkehr ohne Rückſicht auf ihre ſtoffliche Beſchaffenheit als völlig 
„gleichwertig“ mit jenem, d. h. zu einem feſten Kurs angenommen 
werden. Das iſt leicht zu erreichen, der Staat braucht bloß dafür 
zu ſorgen, daß alle Geldarten ſtets in jenem Kurantgeld, beiſpiels⸗ 
weiſe bei Goldwährung in vollwichtigen Goldmünzen, eingelöſt wer⸗ 
den. Es kommt alſo auf die Einlöſung an. Dieſe kann ex 
definitione gegeben ſein, wenn das Währungsgeld auf dem Markte 
geringer bewertet wird als ſonſtige Zahlungsmittel; ſie muß wenig⸗ 
ſtens als Möglichkeit geſichert werden, kann aber auch obligatoriſch 
gelten, kann ferner eine direkte oder indirekte ſein. Obligatoriſch 
nennen wir die Einlöſung, wenn der Staat den Beſitzer der frag⸗ 
lichen Geldart zwingt, dieſe in das Kurantgeld einzulöſen, ſofern 
fie überhaupt als Geld verwendet werden ſoll, wie es zum Beiſpiel 
in modernen Goldwährungsländern dank den Vorſchriften über 
Paſſiergewicht der über eine Höchſtgrenze abgenutzten Goldmünze 
ergeht, die ſich die Demonetiſierung gefallen laſſen muß. Sonſt 
hört ſie eben auf, geſetzliches Zahlungsmittel zu ſein. Derſelbe 
Zweck kann aber auch erreicht werden (freilich mit ſehr beträchtlich 
höheren Koſten), indem der unterwichtig gewordenen Münze die 
valutariſche Stellung zwar geſichert bleibt, jedoch dafür geſorgt 
wird, daß der Beſitzer im Austauſch ſtets vollwichtige Stücke er⸗ 


halten kann, ohne der Gefahr nennenswerter Koſtenbelaſtung aus⸗ 


geſetzt zu ſein. Soll dieſem feſten Verhältnis der Nennwerte auf dem 
Markt (im „paratypiſchen“ Zahlungsverkehr Knapps) ein feſter Kurs 
entſprechen, ſo läßt ſich die Einlöſung für die Dauer am beſten ſicher⸗ 
ſtellen, indem die Menge der Stücke aus den fraglichen Geldarten 
möglichſt eingeſchränkt wird, eingeſchränkt zum Beiſpiel durch Ein⸗ 
ſtellung der freien Ausprägung und überhaupt durch Regelung der 
zu emittierenden Menge. Solche Beſchränkung der Menge iſt prak⸗ 
tiſch unerläßlich, um in dem eigentlichen Währungsgeld die anderen 
„unterwertigen“ Zahlungsmittel ſtets einlöſen zu können; für unſere 
theoretiſche Betrachtung genügt es aber zu wiſſen, daß es nach 
der herkömmlichen Auffaſſung auf die Notwendigkeit der Fürſorge 
für Einlöſung ankommt, bzw. auf die Überzeugung der Beſitzer jener 
Geldarten, erwünſchtenfalls ihre Stücke zu dem feſten Umrechnungs⸗ 
verhältnis loswerden zu können. Die Einlöſung kann, wie geſagt, 
direkt oder indirekt erfolgen. Der ſicherſte Weg iſt der direkter 
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Einlöſung: der Staat beſtimmt, bei welchen Kaſſen man Scheide⸗ 
münzen in jedem Betrage (Oſterreich⸗Ungarn ſeit 1868) oder von 
einem Mindeſtbetrage an (Silberſcheidemünzen in Deutſchland und 
in der lateiniſchen Münzunion) in Währungsgeld einlöſen kann; 
oder das Kurantgeld, deſſen Nennwert höher iſt als es dem Markt⸗ 
wert des betreffenden Geldſtoffes entſprechen würde (token money 
im weiteſten Sinne des Wortes), wird auf Verlangen zu feſtem 
Preis in Währungsgeld umgewechſelt, wie es vor dem Kriege mit 
der Banknote der meiſten Goldwährungsländer oder mit dem ſilbernen 
Kurantgeld in Doppelwährungsländern der Fall war. Unter den 
Begriff indirekter Einlöſung fallen alle die Maßnahmen, durch 
die der Staat dafür ſorgt, daß das „unterwertige“ Geld jeder Zeit 
in „vollwertiges“ umgetauſcht werden kann, ohne ſelbſt die Ein⸗ 
löſung vorzunehmen oder vornehmen zu laſſen. Das kann durch 
binnenſtaatliche Maßregeln erreicht werden: die Verleihung des ge⸗ 
ſetzlichen Zahlungsmittelcharakters hat die Wirkung, das „unter⸗ 
wertige“ Geld als mit dem „vollwertigen“ gleichberechtigt verwenden 
zu können, freilich nicht länger als im Ausmaß der ungeſtörten Ver⸗ 
wendbarkeit an Stelle des Vollwertigen und allenfalls bis zur Reich⸗ 
weite des ſtaatlichen Zwanges zur Annahme. Oder durch zwiſchen⸗ 
ſtaatliche (exodromiſche) Handlungen, durch die geſorgt wird, daß 
das heimiſche token money zu einem und demſelben Kurs ſtets 
eingetauſcht werden kann gegen die Zahlungsmittel eines anderen 
Landes, die als vollwertig angeſehen werden, worüber noch aus⸗ 
führlich ſpäter !. 


1 Die im Text entwickelten Begriffe der „obligatoriſchen, und „indirekten“ 
Einlöſung ſind in der Literatur nicht gebräuchlich, obwohl ſie begrifflich zugeſpitzt 
den Standpunkt zum Ausdruck bringen, den die in den vorgehenden Anmerkungen 
genannten Autoren, insbeſondere Laughlin und Miſes, vertreten. Laughlins 
„indirect redemption“ (a. a. O. S. 522 f.) umfaßt unſeren Begriff der indirekten 
Einlöſung, aber auch Fälle der direkten. — Von dem Einfluß irrationeller Fak⸗ 
toren, wie die „Beliebtheit“ einzelner Münzarten, wurde im Text bewußt ab⸗ 
geſehen, ſo gewichtig ſie gelegentlich auch werden können. So ſollen gewiſſe 
Münzen in den Verkehr in Oſtindien nicht eindringen können, weil das auf⸗ 
geprägte Symbol religibs verpönt ſei. Ein anderer Fall: Ende Auguſt 1901 
nahm die Öfterreichifch-Ungarifche Bank die Barzahlungen auf; bis Ende Sep⸗ 
tember 1906 wurden 17/4 Milliarden Kronen „in Landesgoldmünze dem Verkehr 
zugeführt, wovon nur ¼ Milliarde ſich im Publikum erhielt. Der Net... 
kehrte ... in die „Bankkaſſen zurück.“ R. Zuckerkandl („Handwörter⸗ 
buch der Staatswiſſenſchaften“ II, 3, 1909, S. 442, 444 f.) führt dieſe Erſchei⸗ 
nung zu gutem Teil auf „alte Gewöhnung“ an die Banknoten zurück. Oder: 
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Nach dieſer Auffaſſung wird jede einheitliche Währung dadurch 
charakteriſiert, daß in ihr ſich eine Geldart, die (nach Knappſcher 
Terminologie) in „valutariſcher Stellung“ befindliche, als das einzig 
definitive Geld auszeichnet, während alle anderen Geldarten in jener 
direkt oder indirekt einlösbar ſind. Strittig kann dabei freilich der 
Begriff der „indirekten Einlöſung“ ſein. Es liegt nahe, hier eine 
Hypotheſe zu wittern oder von bloßer Analogie zu ſprechen uſw. 
Feſt ſteht jedoch, daß keine Geldart anderen gegenüber ein Agio er⸗ 
hält, ſolange man für dieſe Arten jenes Geld faktiſch zu einem feſten 
Kurs erhalten kann. Das läßt ſich freilich zum Teil auch anders 
als mit „Einlöſung“ formulieren. Gelegentlich ſpricht man von 
dem Erfordernis eines „Seltenheitswertes“, der z. B. unſeren Scheide: 
münzen in der Vorkriegszeit die paritätiſche Stellung zum Gelde ge⸗ 
ſichert haben ſoll. Das mag richtig ſein, was bedeutet aber die 
Verleihung eines „Seltenheitswertes“ wenn nicht ſoviel: auf dieſem 
Wege wird die faktiſche Umtauſchbarkeit der Scheidemünze in Gold 
herbeigeführt und geſichert?! Andere weiſen, wie es ſchon Adam 
Smith und Fichte getan haben, auf die Bedeutung der Annahme 
bei ſtaatlichen Kaſſen hin, und wiederum andere ſprechen von der 
Macht des modernen Staates, durch Machtſpruch Dingen, die an 
ſich wertlos ſein mögen, Wert verleihen zu können. Namentlich die 
Bimetalliſten taten das vielfach, indem ſie entweder den einzelnen 
Staat (Cernuschi) oder wenigſtens eine genügend große Staaten⸗ 


— 


die Tatſache, daß vor der 1695 er Umprägung die ſtark entwertete engliſche 
Silbermünze nicht nur zum Nennwert umlief (was aus dem Greshamſchen Geſetz 
folgt und nicht einfach, wie der Knapp⸗ Schüler Alfr. Schmidt es 
glaubt, aus der Chartalität), ſondern auch dem Silber gegenüber weniger 
entwertet war, als es ihrem Gewichtsverluſt entſprochen hätte, — das 
erklärt ſich einmal aus der „indirekten Einlösbarkeit“, die die Münzen durch 
ihre relative Seltenheit und die ſchwache Hoffnung auf ſpätere Einlöſung er⸗ 
langten (vgl. M. Bouniatian, Handelskriſen in England, München 1907, 
S. 28—29), dann aber wahrſcheinlich auch aus der „Beliebtheit“ der Münzen 
im Kleinverkehr. Vgl. A. Schmidt, Geſchichte des engliſchen Geldweſens im 
17. und 18. Jahrhundert, Straßburg 1914, S. 23 ff. 

1 Mithin braucht derjenige, der von „Seltenheitswert“ ſpricht, noch keines⸗ 
wegs Ouantitätstheoretiker zu fein. So iſt es auch kein Selbſtwiderſpruch, wenn 
zum Beiſpiel Spiethoff in einem gegen die Quantitätstheorie gerichteten Auf⸗ 
fat den Wert des Währungsgeldes neben dem Stoffwert auf „künſtlich herbei⸗ 
geführte Seltenheit“ zurückführt (in der Feſtgabe für Ad. Wagner, Leipzig 1905, 
S. 258). Die Quantitätstheorie bezieht ſich auf ein ganz anderes Problem als 
das vorliegende: nicht auf das Austauſchverhältnis der Geldarten untereinander, 
ſondern auf das Verhältnis von Geld und Güterpreiſen. 
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gruppe (Wolowsky) für ſtark genug hielten, das Wertverhältnis 


zwiſchen Gold und Silber trotz aller Marktlagen regeln zu können. 
Andere Bimetalliſten (Pierſon, Walker, Schäffle) nahmen 
eine vorſichtigere Stellung ein, hielten aber feſt daran, daß der 
Staat immerhin bis zu einem gewiſſen Grade die Macht beſitze, 
den Silberpreis feſtſetzen zu können. Die bimetalliſtiſche Bewegung 
iſt zwar kläglich zuſammengebrochen!, aber auch ſonſt wird von vielen 
namhaften Schriftſtellern (Otto Heyn, neuerdings Helfferich 
uſw.) die Macht des Staates, Wert in gewiſſem Maße verleihen zu 
können, verkündet. Ihnen allen gegenüber konnte der „Einlöſungs⸗ 
theoretiker“ gelaſſen auf ſeinem Standpunkte verharren: unbeſchadet 
der Frage nach den „Grenzen der Wirkſamkeit des Staates“ kann 
jede ſolche Wirkſamkeit in Geldfragen letzten Endes doch nur die 
faktiſche Umtauſchbarkeit, die „indirekte Einlöſung“ bedeuten! In 
der uns intereſſierenden Frage iſt man alſo im Grunde einer 
Meinung (von quantitätstheoretiſchen und bimetalliſtiſchen Über⸗ 
treibungen abgeſehen), man bediente ſich bloß verſchiedener Aus⸗ 
drucksweiſen. Man divergierte freilich ſtark in den daran an⸗ 
knüpfenden wirtſchaftspolitiſchen Forderungen, was uns hier jedoch 
nicht intereſſiert. 

Höchſt eigenartig iſt nun die Stellung Knapps zu dieſer Frage. 
Er beginnt mit Definitionen und einer breit dargeſtellten Klaſſifikation 
der Geldarten. Der Grundgedanke iſt: Es gibt Währungen, die 
von jeder Metallbaſis losgelöſt ſind; die herkömmliche metallgläubige 
Geldlehre könne ſie nur als Anomalien abtun; deshalb ſei es nötig, 
den Geldbegriff ſo zu erweitern, daß er auch dieſe Fälle umfaßt. 
Das wird erreicht, wenn man Werteinheit und Zahlungsmittel zu 
der Quelle zurückführt, der ſie entſpringen: dem Staat. Mag auch 
der Name, auf den als Einheit das Geld lautet, urſprünglich eine 
Menge Metall geweſen ſein: dieſe Einheit iſt ſeither jedenfalls eine 
rein nominelle, von der ſtofflichen Beſchaffenheit unabhängige ge⸗ 
worden, ſeitdem der Staat durch Währungsänderungen bewieſen 
hat, daß die nominelle Geltung der Schulden unverändert bleibt, 
aus welchem Stoff immer das Zahlungsmittel beſteht. Die bloße 
Möglichkeit, das Mittel zur Begleichung der Geldſchulden beliebig 


— 


1 Seitdem die große bimetalliſtiſche Welle von 1897 an der Weigerung der 
indiſchen Regierung, ihre Münze für das Silber zu öffnen, brach. Vgl. Art. 
„Währungsfrage“ im Handwörterbuch VIII S, 1911, S. 537 (Lexis), und im 
Wörterbuch der Volkswirtſchaft II ß, 1911 (Lotz). 
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ändern zu können, beweiſt (S. 15) die Nominalität ſowohl der Geld⸗ 
ſchulden als auch der Werteinheit, auf die ſie lauten. Die Wert⸗ 
einheit iſt alſo ein bloßer Name, durch „freien Akt der Staats- 
gewalt“ feſtgeſetzt, und ſie iſt ſtets hiſtoriſch, das heißt durch den 
(„rekurrenten“) Anſchluß an die jeweils vorangehende Werteinheit 
als Bruchteil oder Vielfaches derſelben zu definieren: der Staat be⸗ 
ſtimmt, wie viele neue Werteinheiten an Stelle einer alten in Zahlung 
zu geben und zu nehmen find. Die Nominalität der Werteinheit 
iſt unumgängliche, jedoch noch nicht ausreichende Vorausſetzung für 
die Bildung des Geldbegriffes. Dieſer wird erſt konſtituiert, wenn 
das materielle Zahlungsmittel ſelbſt „chartalen“ Charakter erlangt: 
wenn es aufhört, wegen ſeiner ſtofflichen Beſchaffenheit z. B. als 
eine beſtimmte Gewichtsmenge eines Metalls von beſtimmter Fein⸗ 
heit („penſatoriſch“) zu gelten und nur noch „proklamatoriſch“, das 
heißt kraft ſtaatlicher Begültigung zur Löſung von Schuldverbind- 

lichkeiten gilt. Das ſetzt die („morphiſche“) Stückelung des Zahlungs⸗ 

mittels in „Münze“ voraus, die nicht mehr gewogen, ſondern gezählt 

wird, keine Stoffmenge, ſondern nur noch eine „charta“ (= Marke, 
Urkunde) darſtellt, die zur Begleichung von Geldſchulden berechtigt. 
Geld iſt alſo ein mit ſtaatlichem Stempel verſehenes Zahlungsmittel, 
das auf eine rein nominelle Werteinheit lautet. 

Aus der Macht des Staates, das Zahlungsmittel wählen zu 
können, folgt die Nominalität der Geldſchulden, daraus die Nomi⸗ 
nalität der Werteinheit, die wiederum Vorausſetzung für die Charta⸗ 
lität des Geldes iſt. So hängt alles an dem Gedanken: das Geld 
iſt nichts als ein ſtaatlich beglaubigtes Mittel zur Schuldbezahlung. 
Welches Mittel dieſe Stellung erlangt, darüber entſcheidet der Staat 
ſouverän, durch ſeine Rechtsordnung und durch ſein faktiſches Ver⸗ 
halten. Maßgebend iſt das Verhalten der großen ſtaatlichen und 
halbſtaatlichen Kaſſen: was ſie in Zahlung geben, das werden ſie 
auch in Zahlung nehmen müſſen, und derſelbe Gegenſtand wird ſich 
mit Hilfe der Gerichte auch unter Privaten als das geſetzliche 
Zahlungsmittel durchſetzen. Chartal ſind zwar alle Geldarten, die 
proklamatoriſch gelten; vor allem aber gilt die Chartalität für „Die: 
jenige Geldart, die der Staat bei den Zahlungen, die er leiſtet, als 
endgültig wählt und im Zweifelsfalle aufdrängt“, für das valuta⸗ 
riſche Geld. Dieſes iſt alſo Kurantgeld, das heißt mit Zwangskurs 
ausgeſtattet und uneinlösbar (definitiv); für die Währung, das heißt 
für die Werteinheit iſt dieſe Geldart bzw. die nominelle Einheit, 
auf die ſie lautet, allein maßgebend. Daneben gibt es auch andere 
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Geldarten, die entweder einlösbar ſind (proviſoriſches Geld), mit⸗ 
hin auf die valutariſche lauten oder nur bis zu einem „kritiſchen“ 
Betrage Zwangskurs haben (Scheidemünze) bzw. überhaupt ab⸗ 
gelehnt werden können (fakultatives Geld), oder, wenn auch unein⸗ 
lösbares Kurantgeld, fo doch faktiſch nicht aufgedrängt werden!. 
Akzeſſoriſch nennt Knapp alle dieſe Geldarten, weil ſie für die 
Charakteriſierung der betreffenden Währung nur von ſekundärer 
Bedeutung ſind. Ob akzeſſoriſch oder valutariſch: die „Geltung“ 
der Stücke, das heißt ihre Verwendbarkeit als Solutionsmittel, iſt, 
wie geſagt, nur aus der Chartalität zu verſtehen und hat mit der 
Entſtehungsart, der ſtofflichen Beſchaffenheit uſw. an ſich nichts zu 


tun. Die (akzeſſoriſchen) Reichsſilbermünzen „gelten“ unabhängig 


davon, ob ſie den vorgeſchriebenen Feingehalt beſitzen oder durch 
Abnützung unterwichtig geworden ſind (Staatliche Theorie, S. 65). 
Wohl zu unterſcheiden von dieſer rechtlichen Geltung iſt das macht⸗ 
mäßige Austauſchverhältnis zwiſchen den Geldarten eines Landes, 
vom auswärtigen Verkehr zunächſt abgeſehen. Die eine Geldart 
kann im Inlande der anderen gegenüber ſehr wohl ein („poſitives“ 
oder „negatives“) Agio erlangen. Von ſolchem Schickſal kann aber 
nur das akzeſſoriſche (niemals dagegen das valutariſche) Geld be⸗ 
troffen werden. Denn alle Preiſe ſind eben Geldpreiſe, das heißt 
ſie lauten (im Inlande) auf die Einheit des valutariſchen Geldes, 
mithin kann dieſe Einheit ſelbſt keinen Preis haben. Das Agio 
drückt nun das Verhältnis zwiſchen dem Marktpreis des Geldſtoffs 
und der nominellen Geltung der akzeſſoriſchen Stücke zahlenmäßig 
aus. Iſt der Stoffwert niedriger oder gleich dem „Nennwert“, beide 
in valutariſchen Einheiten gerechnet, ſo bleibt das Geldſtück im Ver⸗ 
kehr; wenn dagegen ein poſitives Agio entſteht, das die „platiſche“ 
Verwendung der Münze günſtiger erſcheinen läßt als die monetäre, 
dann kann natürlich der Beſitzer des Stückes nicht gehindert werden, 
ſeinem Intereſſe entſprechend zu handeln (Staatliche Theorie, 
S. 145 ff.), die Verwertung als Metallbarren der als ſtaatliches 
Zahlungsmittel vorzuziehen. „Geld mit poſitivem Agio ... vers 
e aus dem Verkehr“, heißt es (S. 344) bezüglich der deutſchen 


—— ͤ — — 


1 Der Terminus „Kurantgeld“ wird von Knapp im Gegenſatz zum üblichen 
Sprachgebrauch, meines Erachtens jedoch durchaus ſinngemäß, auf jede mit 
Zwangskurs verſehene Geldart, nicht nur auf metalliſche Münzen angewandt. — 
Das fakultative Geld iſt freilich nicht von Knapp „entdeckt“, von ihm aber zu⸗ 


erſt, verdienſtlicherweiſe, mit beſonderem Namen belegt worden. — über den 
Begriff des Währungsgeldes weiter unten. 
Schmollers Jahrbuch XLV 2. ö 16 
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Goldkronen im Jahre 1874, die dem Silbertaler gegenüber ein Agio 
erhielten und folglich, obwohl (akzeſſoriſches) Kurantgeld, ins Aus— 
land abfloſſen. 

Alſo ſcheint ſich die neue Theorie mit der herkömmlichen Auf⸗ 
faſſung ſelbſt in der gangbaren Ausdrucksweiſe, die das Verdrängen 
des guten Geldes durch das ſchlechte wie einen rein mechaniſchen 
Vorgang darzuſtellen liebt, zu decken. Sie ſtimmen auch ferner über⸗ 
ein, wenn Knapp die Einlösbarkeit als den Grund bezeichnet, 


weshalb akzeſſoriſche Geldarten nicht als Ware behandelt werden, 


keinen vom Nennwert abweichenden Preis erlangen . Und neben 
der direkten Einlöſung läßt auch er die Annahme bei ſtaatlichen 
Kaſſen? ſowie die Regelung der Menge“ als weiteren Grund für das 
Nicht⸗ Hervortreten eines Agios gelten. Auch das tut der Über 
einſtimmung keinen Abbruch, daß er die Einlöſung für „nur zweck⸗ 

mäßig, aber nicht weſentlich“ hält (S. 162—163): denn „weſentlich“ 

ſoll ja nur ſein, was die rechtliche Geltung konſtituiert, während 

uns eben die „Zweckmäßigkeitsfrage“ intereſſiert, wie man dem 

Wirkſamwerden des Greſhamſchen Geſetzes vorzubeugen vermag. 
Dasſelbe meint Knapp, wenn er betont (S. 164 ff.), daß durch die 
Einlöſung jeder Stauung des akzeſſoriſchen Geldes bei ſtaatlichen 
Kaſſen, was einen Währungswechſel verurſachen könnte, vorgebeugt 
wird; ebenſo wird (S. 193) das Verdrängen vollwichtiger Stücke 
durch unterwichtige durch die Einrichtung des Paſſiergewichtes ver⸗ 
hindert. Das Greshamſche Geſetz ſelbſt rechnet er aber trotz alledem zu 
den „unzähligen Halbwahrheiten, die überall auftreten, wo die begriff⸗ 
lichen Unterſcheidungen mit Fahrläſſigkeit behandelt werden“ (S. 150). 


1 Staatliche Theorie, S. 146 f., 178, 432. Unter Einlösbarkeit des afzeffo- 
riſchen Geldes verſteht Knapp nicht immer die Möglichkeit, dasſelbe gegen das 
valutariſche umtauſchen zu können, ſondern gelegentlich umgekehrt die Umtauſch⸗ 
barkeit der valutariſchen Geldart gegen die akzeſſoriſche. „Deshalb find [1905] 
unſere Taler trotz ihrer akzefſoriſchen Stellung nicht Waren — man braucht ſie 
nicht zu kaufen, man bekommt fie im freiwilligen Austauſch“ (S. 146 f.). Wenn 
ſie zur Ware wird, meint er, dann wird es auch dem Staate nicht möglich ſein, 
fie gegen das valutariſche Geld jederzeit umzutauͤſchen. Die Enge dieſer Deſi⸗ 
nition der „Einlöſung“ zwingt ihn, Mengenbeſchränkung uſw. als Erklärung 
mit heranzuziehen. — Übrigens deutet er einmal auch auf die Steuerfundation 
(S. 43—44) als Erſatz für den Stoffwert hin. 

2 Die Aufdrängbarkeit bei ſtaatlichen Kaſſen nennt er ſelbſt: „indirekte 
Einlöfung“ (S. 94). ö 

® Durch Kontingentierung (bei Scheidemünzen, S. 167 f., 181) 8 durch 
Beſchränkung der freien Ausprägbarkeit. | 
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Das Geſetz gäbe ſich nämlich den Anſchein, wie für das akzeſſoriſche, 
ſo auch für das valutariſche Geld zu gelten. Im inneren Verkehr 
ſei das aber unmöglich, weil das Preismaß nicht ſelbſt einen Preis 
haben kann (S. 153). Während es alſo vom „Verhalten der Indivi⸗ 
duen“ abhängt, welche akzeſſoriſche Geldart ſich im Geldverkehr 
halten kann und welche nicht, hängt es lediglich vom Willen, vom 
Verhalten des Staates ab, ob die eine oder andere Geldart die 
valutariſche Stellung einnimmt, die eine an die Stelle des anderen, 
3. B. Papier an die Stelle von Gold tritt. „Das geſchieht alſo 
nicht von ſelbſt, durch das Verhalten der Einwohner .. ., fondern 
es geſchieht durch einen Entſchluß des Staates, den ihm die Not 
abzwingt. Solange der Staat nicht ſeinen Entſchluß ändert, das 
bisher valutariſche ‚gute‘ Geld in dieſer Stellung zu laſſen, ſolange 
verdrängt das ‚Ichlechte‘ Geld niemals das ‚gute‘ aus dieſer Stellung“. 
Das akzeſſoriſche Geld ſoll alſo den Marktgeſetzen, die für jede 
Ware gelten, der Bewertung, unterworfen ſein, das valutariſche 
dagegen nicht, und dementſprechend richte ſich die Verwaltung des 
akzeſſoriſchen Geldes nach den Marktverhältniſſen, während die 
valutariſche Geldpolitik ſouverän iſt. Hängt es aber, muß man fragen, 
letztlich nicht auch vom Verhalten des Staates ab, wenn ſeine Kaſſen, 
aufhören, eine akzeſſoriſche Geldart zu verwenden? Bedarf es dazu 
nicht ebenſo eines „regiminalen Entſchluſſes“, wie zur Anderung 
der Währung, eines Entſchluſſes, der dem Staat freilich durch das 
von „privatwirtſchaftlichen“ Erwägungen geleitete Verhalten des 
Publikums und womöglich auch infolge finanzieller Notlage auf⸗ 
erlegt ſein kann? Wodurch unterſcheidet ſich von dieſem Vorgang 
der Währungswechſel: der „Verkehr“ zieht es vor, das bisherige 
Währungsgeld verſchwinden zu laſſen und verſetzt den Staat, der 
aus fiskaliſchen oder anderen Gründen neben der bisherigen eine 
neue Geldart als uneinlösbar zu behandeln begann, in die Zwangs⸗ 
lage, in Ermangelung des alten nur noch mit dem neuen Geld 
„definitiv“ zahlen zu können, womit ja der Währungswechſel voll⸗ 
zogen iſt. Weshalb ſoll in dem einen Falle der Verkehr, im anderen 
der Staat die letzte Inſtanz ſein, auf deren Entſcheidung es an⸗ 
kommt? Offenbar handelt es ſich im erſten Falle um eine „un⸗ 
juriſtiſche“ Einſtellung, die im zweiten vermieden werden mußte, 
ſollte nicht die Staatliche Theorie ſelbſt aufgegeben werden. Denn 
der ganze Sinn der Theorie liegt ja in der Betonung der „regimi⸗ 
nalen Macht“, die dem Zahlungsmittel die Geltung verleiht; wo 


ſollte dieſe Macht zum Ausdruck kommen, wenn nicht in der Be⸗ 
16 * 


1 En 


ſtimmung deſſen, was als Wahrungsgelb a 1 Wenn ir -gendie 
fo hier, war es nötig, die ſtaatliche Autorität wirkſam we erde n zu 
laſſen, da ſich ſonſt der ganze Chartalismus auf die bloß orr ale 
Sanktion, auf die Rolle des „Nachtwächterſtaates“ in Geldfragen 
reduziert ſehen würde. Die volle Bedeutung des fraglichen Gegen⸗ 
ſatzes zwiſchen valutariſchem und akzeſſoriſchem Geld tritt aber erſt 
in Erſcheinung, wenn man ihn bis in die letzten Konſequenzen ver⸗ 
folgt. 
Knapp läßt es nicht unverſucht, den Gegenſatz zu überbrücken 

Er meint !: es gäbe zwei landläufige Irrtümer über die Natur des 
akzeſſoriſchen Geldes. Die einen glauben die Geltung desſell en 
auf die (direkte) Einlöſung, die anderen auf die beſchränkte Menge 
zurückführen zu können. Beides ſei falſch. Die akzeſſoriſchen Geld 
arten in Deutſchland vor dem Kriege waren zwar einlösbar und 
die Herſtellung der Reichsſilbermünzen war beſchränkt; die Geltung 
derſelben wäre jedoch keine andere geweſen ohne Einlöſung und ohne 
Mengenbeſchränkung, ſolange die zuſtändigen ſtaatlichen Kaſſen di 
Stücke zu dem von ihnen feſtgeſetzten Kurs in Zahlung nehmen 
Welcher Weg zur Sicherung der Geltung der zweckmäßigere, nament 
lich der billigere iſt: das berühre das Weſen der Sache nicht. 
Weſentlich iſt, daß alle Stücke, mögen ſie ſonſt nur Scheide ze 
oder was immer ſein, von den regiminalen Kaſſen in jedem Betrage 
angenommen werden?; ſolange das reſtlos geſchieht, jo lange üt 
die Geltung geſichert. — Dies als Abſchluß des Paragraphen über r 
„Agio bei akzeſſoriſchem Geld“, in welchem jener Gegenſatz (de . 
Währungsgeld gegenüber) dargelegt wurde. 
Damit könnte der Schein erweckt werden, als ob der Gegenſatz 

nur ein „äußerlicher“, belangloſer wäre. Hier wie dort käme es 
auf das Verhalten der Geldverwaltung an; dieſe regiert über das 
akzeſſoriſche Geld wie über das valutariſche. Man beachte aber: 
beim valutariſchen Geld kommt es auf die Zahlungen an, die der 
Staat leiſtet, beim akzeſſoriſchen dagegen lediglich auf die Zahlungen 
an den Staat. Was drängt er letztlich auf?, das iſt die Frage 
dort; was nimmt er außerdem noch in Zahlung? fragt es ſich hier. 
Beides iſt zwar regiminales Verhalten, aber das zweite wird von 
1 Staatliche Theorie, S. 162 ff. 

2 S. 165; 158. Unterläßt der Staat gelegentlich die Annahme des ae e 
riſchen Geldes bei ſeinen Kaſſen, ſo nennt Knapp dies eine „Zerſtreutheit“ d 8 
a weil es der Demonetiſierung der betreffenden Geldart dae 
S. 89). 
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Knapp ſelbſt als „indirekte Einlöſung“ bezeichnet, die über die 
Frage der rechtmäßigen „Geltung“ hinausgreift und die privat⸗ 
wirtſchaftlichen Erwägungen des Publikums beeinflußt. Was der 
Staat aufdrängt, das muß man nehmen; was er bloß annimmt, 
ohne es (in jedem Betrage) aufzudrängen, das kann man nehmen, 
weil die ſtaatliche Akzeptation eine Verwertungsmöglichkeit bietet, 
wie die Verwertbarkeit des Geldſtoffes als Ware eine andere iſt. 
Der Staat entſcheidet darüber, was er aufdrängt; der Verkehr 
beſtimmt, was der Staat außerdem empfängt. Nach wie vor muß 
es alſo im Sinne Knapps heißen: das akzeſſoriſche Geld gilt nur, 


ſoweit es der Verkehr nicht vorzieht, dasſelbe je nach der wirtſchaft⸗ 


lichen Bewertung anderweitig zu verwenden, während das valuta⸗ 
riſche Geld ſeiner Natur nach keiner Bewertung unterworfen tft! 
und ſchlechthin kraft ſtaatlicher Autorität gilt. 


— — — 


ı Der Knapp⸗Schüler Wolter (Das ſtaatliche Geldweſen Englands zurzeit 
der Bankreſtriktion, Straßburg 1917, S. 64/65) glaubt ſeinen Meiſter dahin 
„ergänzen“ zu müſſen, daß auch valutariſches Geld Agio erlangen könnte. Er 
überjieht, daß die Staatliche Theorie damit nicht ergänzt, ſondern umgeworfen 
wäre. Das Agio ſetzt ja Bewertung voraus, und was bewertet wird, das kann 
man nicht mehr als bloß nominelle Größe anfehen. Würde man das valutariſche 
Geld bewerten können, dann wäre es ja auch dem Greshamſchen Geſetz unter⸗ 
worfen. übrigens find bei Wolter auch die hiſtoriſchen Unterlagen des be 
treffenden Falles nicht einwandfrei geklärt. Es handelt ſich um die Zeit 1797 
bis 1805, wo in England nach Wolter (S. 54 ff.) Gold währung herrſchte; 
zugleich wurden die Goldguineen mit hohem Agio gehandelt und verſchwanden 
immer mehr aus dem Verkehr. Das wäre alſo ein Fall von valutariſchem 
Geld mit poſitivem Agio. Er unterläßt jedoch die naheliegende Frageſtellung, 
in welchem Geld jenes Agio berechnet wurde; da die ſeit 1797 uneinlöslichen 
Banknoten mit geſetzlichem Annahmezwang de jure erſt ſeit 1811 ausgeſtattet 
wurden (S. 25 ff.), ſo wären ſie nach ihm vorerſt nur in akzeſſoriſcher Stellung 
geweſen. Sie ſind aber de facto, was Wolter ſelbſt an anderer Stelle 
erwähnt (S. 60), ſchon bald Kurantgeld geworden und haben wohl auch die 
valutariſche Stellung erlangt. Daran kann nur zweifeln, wer in der Ent- 
ſcheidung darüber, was valutariſch war, lediglich an die für Staatskaſſen erlaſſenen 
Vorſchriften denkt. Das ſtaatliche Kaſſenweſen war aber damals ſo zentraliſiert 
(nach Wolter ſelbſt, S. 59), daß „der einzelne Bürger, da Staatskaſſen nicht in 
genügender Zahl über das ganze Land verbreitet waren, mit ihnen zu wenig in 
Berührung“ kam. Alſo hatte das ſeit der Reſtriktion akzeſſoriſch gewordene 
Gold ein Agio gegenüber dem valutariſchen Papier. Wolter ließ ſich irreführen 
durch den Umſtand, daß das Agio für Goldbarren (wegen Einſchmelzungsverbot) 
höher war als für gemünztes Gold. — Vgl. Art. „Banken in Großbritannien“ 
im Handwörterbuch II® (1909), S. 370 (von Naſſe und Lexis), und 
Andréadsès, Histoire de la Banque d' Angleterre II. Paris 1904. 
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Der Kern des Gegenſatzes zwiſchen dieſer und der herkömmlichen 


„metalliſtiſchen“ Auffaſſung iſt leicht erſichtlich. Für den Metalliſten 


iſt das jeweils als „Weltgeld“ fungierende Edelmetall der letzte 
Maßſtab, an dem der Wert auch des Währungsgeldes direkt oder 
indirekt nach Maßgabe der „Einlöslichkeit“ gemeſſen wird. Um⸗ 
gekehrt der Chartaliſt: für ihn ſteht die nominelle Währungseinheit 
feſt, auf die alle Preiſe, alſo auch die der Metalle lauten. Sein 
letzter Maßſtab iſt der Name der valutariſchen, Geldeinheit (Mark, 
Frank), der vom Staate feſtgeſetzt iſt und geändert werden kann, 
während die Einheit des Metalliſten nicht bloß ein behördlich pro⸗ 
klamierter Name, ſondern ein mit Wertvorſtellungen behafteter 
Gegenſtand iſt. Gibt es nun einen Maßſtab, zu entſcheiden, welche 
von den beiden Lehren die richtige iſt? Logiſch ſind beide 
zweifellos zuläſſig. Man könnte ſich auf einen „relativiſtiſchen“ 
Standpunkt ſtellen und es für gleichgültig erklären, ob man den 
realen Stoff oder die nominelle Einheit als den feſten Pol anſieht, 
um den ſich alles andere bewegt. Die Frage iſt in der Tat eine 
rein formale und beide Standpunkte ſind „gleichberechtigte Bezugs⸗ 
ſyſteme“, wenn alle Tatſachen vom einen wie vom anderen aus 
verſtändlich erſcheinen. Drei Gruppen von Tatſachen ſind hier 
hervorzuheben, die dem Nominaliſten Schwierigkeiten bereiten, während 
ſie dem Metalliſten ohne weiteres verſtändlich ſind. Einmal der 
Umſtand, daß das valutariſche Geld im auswärtigen Verkehr doch 
zweifellos Gegenſtand der Bewertung bildet und daß dieſe Be⸗ 
wertung auf das Inland, insbeſondere auch auf die ſtaatlichen Maß⸗ 
nahmen der Geldverwaltung zurückwirkt. Darüber jedoch ſpäter; 
zunächſt handelt es ſich lediglich um den inländiſchen Verkehr, vom 
auswärtigen alſo abgeſehen. Ebenſo iſt die zweite Problemgruppe: 
das Verhältnis zwiſchen Währungsgeld und Güterpreiſen, erſt ſpäter 
aufzurollen. Dann gibt die Doppelwährung Nüſſe zu knacken. Beim 
Währungswechſel läßt ſich der Vorgang, daß das (gute) valutariſche 
Geld vom (ſchlechten) akzeſſoriſchen verdrängt wird, auch jo be⸗ 
ſchreiben, als ob lediglich das akzeſſoriſche bewertet würde. Was 
der Metalliſt „Überwertigkeit“ des valutariſchen Geldes nennt, das 
iſt für Knapp „Unterwertigkeit“ des akzeſſoriſchen. Wenn beiſpiels⸗ 
halber ſilbernes Kurantgeld in vorerſt akzeſſoriſcher Stellung um⸗ 
läuft, dann kann infolge von Anderungen auf dem Silbermarkt 
(Preisfall) ſehr leicht der Fall eintreten, daß die außermonetäre 
Verwendung des Silbers im Vergleich zum monetären nicht mehr 
lohnend iſt. Die Silberſtücke erhalten ein negatives Agio, ſagt 
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Knapp, und wenn ſie beliebig ausgeprägt werden können, dann 
wird ſich jeder Silberproduzent beeilen, ſein Metall der Münze an⸗ 
zubieten. Die Folge davon iſt „Stauung des akzeſſoriſchen Geldes 
bei den ſtaatlichen Kaſſen“, die es in Zahlung nehmen müſſen, bis 


ſie ſich in Ermangelung anderer Zahlungsmittel gezwungen ſehen, 


dasſelbe auch aufzudrängen. Damit rückt das bisher akzeſſoriſche 
Geld in die valutariſche Stellung; zugleich wird das bisherige 
Währungsgeld zum akzeſſoriſchen. Mit dem „negativen Agio“ und 
der daraus reſultierenden „Stauung“ des akzeſſoriſchen Geldes läßt 


ſich der Vorgang tadellos nominaliſtiſch beſchreiben. Wie aber, 


wenn auf den Edelmetallmärkten keine Anderungen eintreten, wenn 
die geſetzliche Wertrelation zwiſchen Gold und Silber von der 
marktmäßigen nicht oder nicht nennenswert abweicht? Keine der 
beiden Geldarten „ſtaut“ ſich dann, keine verdrängt die andere. 
Welches iſt dann das „Währungsgeld“, auf das alle Preiſe lauten? 
Nach Knapp iſt (S. 113) die Doppelwährung an ſich ein „Zuſtand 


des geſamten Geldſyſtems, während es unbeſtimmt bleibt, welche 


Geldart valutariſch iſt“; dasjenige Geld, das im Zweifelsfalle tat⸗ 
ſächlich aufgedrängt wird, iſt das Währungsgeld; die valutariſche 
Funktion kann ja jeweils nur der einen oder der anderen Geldart, 


niemals aber mehreren zugleich zukommen, denn ſelbſtverſtändlich 


müſſe ſich der Staat entſcheiden, welche von den geſetzlich zuläſſigen 
Arten dem Publikum faktiſch aufgedrängt wird (S. 107 — 108). Als 
Beiſpiel wird der frühere franzöſiſche Bimetallismus verwendet. 
Hier war aber, in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts, folgendes 
eingetreten: Gold und Silber (natürlich geprägt), Kurantgeld, beide 
frei ausprägbar, im Prinzip weder Silber in Gold noch umgekehrt 
einlösbar: das geſetzlich feſtgeſetzte Wertverhältnis wich von dem 
Verhältnis auf den Metallmärkten zeitweilig ſo wenig ab, daß beide 
Metalle im Verkehr bleiben konnten; die regiminalen Kaſſen brauchten 
ſich zwiſchen beiden keineswegs zu entſcheiden, ließen ſich vielmehr 
entweder von dem jeweiligen Kaſſenbeſtand ſei es für Gold, ſei es 
für Silber beſtimmen, oder ſie überließen die Wahl des Metalls 
dem Publikum, dem Zahlungsempfänger. In dieſem, namentlich im 
letzten Fall, waren offenbar beide Metalle ve utariſch. Knapp 
meint: keines von beiden! „Die Werteinheit i. doch immer der 
Frank, und es iſt für den inneren Verkehr Frankreichs ganz gleich⸗ 
gültig, welche Geldart gerade valutariſch ſei“ (S. 108). Den 
„inneren Verkehr“ laſſen wir vorerſt beiſeite; uns intereſſiert hier 
nur die Frage, wer in dem geſchilderten Fall über die Wahl des 
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valutariſchen Geldes entſcheidet: der „Staat“ oder der „Verkehr“? 
Offenbar der Verkehr, und alſo liegt hier ein Fall vor, der vom 
Standpunkte der Staatlichen Theorie als Ausnahme zu werten iſt, 
während er dem Metalliſten ein Beiſpiel für die Regel bietet!. 

Als „letztes Ziel“ erſtrebt aber die Staatliche Theorie die 
Schaffung eines Geldbegriffs, der allen Erſcheinungen gleicherweiſe 
gerecht wird. Da darf es keine Ausnahmen geben, die man als 
Anomalien abtun müßte. Knapp bekennt es offen, daß es die Enge 
des herkömmlichen Geldbegriffs war, dem alle Währungen außer 
der offenen Metallwährung („Barverfaſſung“) als Ausnahmen galten, 
was ihn zur Schöpfung ſeiner Lehre veranlaßte. An Stelle der her⸗ 
kömmlichen Art, Typen, die nicht in das metalliſtiſche Schema 
paßten, publiziſtiſch abzutun, ſollte die neue Theorie treten, deren 
Begriffsſyſtematik von vornherein alle denkbaren Erſcheinungs formen 
des Geldes umfaſſen will. Dann dürfte es aber nicht paſſiereg, 
daß man auf eine „Ausnahme“ (im Rahmen der Staatlichen Theorie) 
ſtößt, wie es in dem Fall der Doppelwährung eintraf, wo es ſich 
zeigt, daß die Entſcheidung darüber, was valutariſch ſein ſoll, auch 
unmittelbar vom „Verkehr“ abhängen kann. Es mag dahingeſtellt 
bleiben, ob ſich nicht noch andere Fälle finden, die den Rahmen des 
chartaliſtiſchen Syſtems ſprengen?. Entſcheidend iſt, daß dieſes 


ı Nach Knapp (S. 306) wäre der Fall „noch genauer zu unterſuchen“, 
während er an anderer Stelle (S. 107) einfach behauptet, 1803 bis etwa 1860 
ſei das Silbergeld vom franzöſiſchen Staat valutariſch hehandelt worden. Es 
darf nicht eingewendet werden: die Staatliche Theorie könnte den obigen Doppel⸗ 
währungsfall ſchon „unterbringen“, ſie brauche nur darauf hinzuweiſen, daß die 
regiminale Macht in dieſem Fall auf die Entſcheidung aus eigenem Willens⸗ 
entſchluß verzichtet hätte. (Vgl. Staatliche Theorie, S. 185: „Der franzöfiſche 
Bimetallismus, wie er dort aufgefaßt wird, erhebt es ſogar zum Grundſatze, daß 
die Zwangslage entſcheidend ſein ſoll, und nicht die freie Entſchließung des 
Staates.“) Der Juriſt wird wohl von einer „Delegation“ der dem Stagt zu⸗ 
ſtehenden Entſcheidung an den „Verkehr“ ſprechen dürfen. Für das Knappſche 
Syſtem iſt ſolche Argumentation nicht zuläſſig, weil ſie ſonſt auch für das 
akzeſſoriſche Geld zu verwenden wäre. Auch die Entſcheidung des Verkehrs darüber, 
welches akzeſſoriſche Geld zur Zahlung verwendet wird und welches nicht, wäre 
dann vom Staate an den „Verkehr“ „delegiert“; damit fiele aber der (von Knapp 
ſtatuierte) fundamentale Unterſchied zwiſchen den beiden Geldarten von vorn⸗ 
herein weg. Entweder wären ſie dann beide, oder keine von beiden dem Greſham⸗ 
ſchen Geſetz unterworfen. 

2 In der ausgezeichneten kleinen Schrift von Hanna Neuftätter, 
Schwediſche Währung während des Weltkriegs (München 1920, S. 56—57, 62), 
wird der Verſuch gemacht, einen noch viel ſchwerer wiegenden Fall aufzuzeigen, 
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Syſtem mit dem moniſtiſchen Poſtulat Knapps ſteht und fällt: dem 
Poſtulat eines einzigen, einheitlichen Geldbegriffs. Dementſprechend 
dürfte es auch zwiſchen akzeſſoriſchem und valutariſchem Geld allen— 
falls einen Grad-, niemals aber einen Weſensunterſchied geben. 
Soweit das eine in geringerem Maße, in kleinerem Umfange gilt 
wie das andere, ſoweit liegt in der Tat nur ein Gradunterſchied 
vor. Vorausgeſetzt die Weſensgleichheit: daß beide ihre Geltung 


derſelben Quelle verdanken. Das trifft aber nicht mehr zu, wenn 


das eine dem Greshamſchen Geſetz unterliegt, das andere nicht; 
wenn alſo das eine die Geltung letztlich rein privaten, wenn auch 
durch öffentliche Maßnahmen beeinflußbaren Werturteilen der 
Wirtſchaftsſubjekte verdankt, während das andere einfach kraft 
regiminalen Willensaktes und ohne Rückſicht auf Verkehrs⸗ 
urteile gilt. Vergeblich betont Knapp, daß alle Geldarten „chartalen“ 
Charakters ſeien, wenn faktiſch ein ſolcher Dualismus vorliegt: die 
eine Geldart ihre Geltung vom Staate und nur vom Staate hat, 
während die Chartalität der anderen eine abgeleitete iſt, dem an 
privatem Vorteil orientierten Verhalten einzelner Individuen ent⸗ 


der der Knappſchen Syſtematik — angeblich — ſpottet. Vorausgeſchickt ſei, daß 
nach Knapp jedes valutariſche Geld „definitiv“ ſein muß; ſelbſtverſtändlich: 
denn das einlösbare Geld lautet doch auf ein anderes, eben auf das valutariſche. 
Nun meint Frau Neuſtätter, in Schweden ſei im Kriege zeitweilig (vom 9. Febr. 
1916 bis 4. Februar 1917) das definitive Geld nicht valutariſch und das valu⸗ 
tariſche nicht definitiv geweſen. Die aufdrängbaren, in Zahlungen des Staates 
verwendeten Reichsbanknoten „ſind nicht definitiv, und das definitive Goldgeld 
wird nicht bei Zahlungen vom Staat angewendet“ (S. 57). Dieſe Kritik beruht 
jedoch auf einem Mißverſtändnis des Knappſchen Währungsbegriffs. In der 
Staatlichen Theorie wird immer wieder (zum Beiſpiel S. X und öfters) betont, 
daß es für die valutariſche Eigenſchaft nicht darauf ankommt, womit der Staat 
im allgemeinen zahlt, ſondern darauf, was er im Zweifelsfalle letztlich auf⸗ 
drängt. Solange der Staat Gold als aufdrängbar behandelt, ſolange herrſcht Gold⸗ 
währung, mögen die von den Staatskaſſen in der Regel verwendeten Zettel auch 
niemals vom Publikum zur Einlöſung präſentiert oder zurückgewieſen werden. 
Gold iſt und bleibt in valutariſcher Stellung (S. 274), wenn auch die Staats⸗ 
kaſſen mit anderem Geld zahlen, ſofern nur eine „Währungskaſſe“ da iſt, ſtets 
bereit, alles akzeſſoriſche Geld in Gold umzutauſchen. (Die Noten der ſchwediſchen 
Reichsbank wurden damals vom Publikum gern genommen, weil ſie gegenüber 
Gold ein Agio beſaßen. Dieſes Golddisagio rührte bekanntlich von der enormen 
Aktivität der ſchwediſchen Zahlungsbilanz her, die vom ſchuldneriſchen Ausland, 
ſeit der Sperrung der Goldannahme bei der ſchwediſchen Reichsbank bzw. 
Münze, durch Gold nicht beglichen werden konnte, wohl aber mittels Noten der 
Reichsbank.) 
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Goldkronen im Jahre 1874, die dem Silbertaler gegenüber ein Agio 
erhielten und folglich, obwohl (akzeſſoriſches) Kurantgeld, ins Aus- 
land abfloſſen. 

Alſo ſcheint ſich die neue Theorie mit der herkömmlichen Auf- 
faſſung ſelbſt in der gangbaren Ausdrucksweiſe, die das Verdrängen 
des guten Geldes durch das ſchlechte wie einen rein mechaniſchen 
Vorgang darzuſtellen liebt, zu decken. Sie ſtimmen auch ferner über⸗ 
ein, wenn Knapp die Einlösbarkeit als den Grund bezeichnet, 
weshalb akzeſſoriſche Geldarten nicht als Ware behandelt werden, 
keinen vom Nennwert abweichenden Preis erlangen“. Und neben 
der direkten Einlöſung läßt auch er die Annahme bei ſtaatlichen 
Kaſſen? ſowie die Regelung der Menge? als weiteren Grund für das 
Nicht: Hervortreten eines Agios gelten. Auch das tut der Über 
einſtimmung keinen Abbruch, daß er die Einlöſung für „nur zweck⸗ 
mäßig, aber nicht weſentlich“ hält (S. 162—163): denn „weſentlich“ 
ſoll ja nur ſein, was die rechtliche Geltung konſtituiert, während 
uns eben die „Zweckmäßigkeitsfrage“ intereſſiert, wie man dem 
Wirkſamwerden des Greſhamſchen Geſetzes vorzubeugen vermag. 
Dasſelbe meint Knapp, wenn er betont (S. 164ff.), daß durch die 
Einlöſung jeder Stauung des akzeſſoriſchen Geldes bei ſtaatlichen 
Kaſſen, was einen Währungswechſel verurſachen könnte, vorgebeugt 
wird; ebenſo wird (S. 193) das Verdrängen vollwichtiger Stücke 
durch unterwichtige durch die Einrichtung des Paſſiergewichtes ver⸗ 
hindert. Das Greshamſche Geſetz ſelbſt rechnet er aber trotz alledem zu 
den „unzähligen Halbwahrheiten, die überall auftreten, wo die begriff⸗ 
lichen Unterſcheidungen mit Fahrläſſigkeit behandelt werden“ (S. 150). 


1 Staatliche Theorie, S. 146 f., 178, 432. Unter Einlösbarkeit des akzeſſo⸗ 
riſchen Geldes verſteht Knapp nicht immer die Möglichkeit, dasſelbe gegen das 
valutariſche umtauſchen zu können, ſondern gelegentlich umgekehrt die Umtauſch⸗ 
barkeit der valutariſchen Geldart gegen die akzeſſoriſche. „Deshalb find [1905) 
unſere Taler trotz ihrer akzeſſoriſchen Stellung nicht Waren — man braucht ſie 
nicht zu kaufen, man bekommt fie im freiwilligen Austauſch“ (S. 146 f.). Wenn 
ſie zur Ware wird, meint er, dann wird es auch dem Staate nicht möglich ſein, 
fie gegen das valutariſche Geld jederzeit umzutauſchen. Die Enge dieſer Defi⸗ 
nition der „Einlöſung“ zwingt ihn, Mengenbeſchränkung uſw. als Erklärung 
mit heranzuziehen. — Übrigens deutet er einmal auch auf die Steuerfundation 
(S. 43—44) als Erfah für den Stoffwert hin. 

2 Die Aufdrängbarkeit bei ſtaatlichen Kaſſen nennt er ſelbſt: „indirekte 
Einlöſung“ (S. 94). ö 

3 Durch Kontingentierung (bei Scheidemünzen, S. 167 f., 181) oder durch 
Beſchränkung der freien Ausprägbarkeit. 
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Das Geſetz gäbe ſich nämlich den Anſchein, wie für das akzeſſoriſche, 
ſo auch für das valutariſche Geld zu gelten. Im inneren Verkehr 
ſei das aber unmöglich, weil das Preismaß nicht ſelbſt einen Preis 
haben kann (S. 153). Während es alſo vom „Verhalten der Indivi⸗ 
duen“ abhängt, welche akzeſſoriſche Geldart ſich im Geldverkehr 
halten kann und welche nicht, hängt es lediglich vom Willen, vom 
Verhalten des Staates ab, ob die eine oder andere Geldart die 
valutariſche Stellung einnimmt, die eine an die Stelle des anderen, 
3. B. Papier jan die Stelle von Gold tritt. „Das geſchieht alſo 
nicht von ſelbſt, durch das Verhalten der Einwohner .. ., ſondern 
es geſchieht durch einen Entſchluß des Staates, den ihm die Not 
abzwingt. Solange der Staat nicht ſeinen Entſchluß ändert, das 
bisher valutariſche ‚gute‘ Geld in dieſer Stellung zu laſſen, ſolange 
verdrängt das ſchlechte' Geld niemals das ‚gute‘ aus dieſer Stellung“. 
Das akzeſſoriſche Geld ſoll alſo den Marktgeſetzen, die für jede 
Ware gelten, der Bewertung, unterworfen fein, das valutariſche 
dagegen nicht, und dementſprechend richte ſich die Verwaltung des 
akzeſſoriſchen Geldes nach den Marktverhältniſſen, während die 
valutariſche Geldpolitik ſouverän iſt. Hängt es aber, muß man fragen, 
letztlich nicht auch vom Verhalten des Staates ab, wenn ſeine Kaſſen, 
aufhören, eine akzeſſoriſche Geldart zu verwenden? Bedarf es dazu 
nicht ebenſo eines „regiminalen Entſchluſſes“, wie zur Anderung 
der Währung, eines Entſchluſſes, der dem Staat freilich durch das 
von „privatwirtſchaftlichen“ Erwägungen geleitete Verhalten des 
Publikums und womöglich auch infolge finanzieller Notlage auf⸗ 
erlegt ſein kann? Wodurch unterſcheidet ſich von dieſem Vorgang 
der Währungswechſel: der „Verkehr“ zieht es vor, das bisherige 
Währungsgeld verſchwinden zu laſſen und verſetzt den Staat, der 
aus fiskaliſchen oder anderen Gründen neben der bisherigen eine 
neue Geldart als uneinlösbar zu behandeln begann, in die Zwangs⸗ 
lage, in Ermangelung des alten nur noch mit dem neuen Geld 
„definitiv“ zahlen zu können, womit ja der Währungswechſel voll⸗ 
zogen iſt. Weshalb ſoll in dem einen Falle der Verkehr, im anderen 
der Staat die letzte Inſtanz ſein, auf deren Entſcheidung es an⸗ 
kommt? Offenbar handelt es ſich im erſten Falle um eine „un⸗ 
juriſtiſche“ Einſtellung, die im zweiten vermieden werden mußte, 
ſollte nicht die Staatliche Theorie ſelbſt aufgegeben werden. Denn 
der ganze Sinn der Theorie liegt ja in der Betonung der „regimi⸗ 
nalen Macht“, die dem Zahlungsmittel die Geltung verleiht; wo 
ſollte dieſe Macht zum Ausdruck kommen, wenn nicht in der Be⸗ 
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ſtimmung deſſen, was als Währungsgeld „gilt“? Wenn irgendwo 
fo hier, war es nötig, die ſtaatliche Autorität wirkſam werden zu 
laſſen, da ſich ſonſt der ganze Chartalismus auf die bloß formale 
Sanktion, auf die Rolle des „Nachtwächterſtaates“ in Geldfragen 
reduziert ſehen würde. Die volle Bedeutung des fraglichen Gegen⸗ 
ſatzes zwiſchen valutariſchem und akzeſſoriſchem Geld tritt aber erſt 
in Erſcheinung, wenn man ihn bis in die letzten Konſequenzen ver⸗ 
folgt. N 
Knapp läßt es nicht unverſucht, den Gegenſatz zu überbrücken 
Er meint !: es gäbe zwei landläufige Irrtümer über die Natur des 
akzeſſoriſchen Geldes. Die einen glauben die Geltung desſelben 
auf die (direkte) Einlöſung, die anderen auf die beſchränkte Menge 
zurückführen zu können. Beides ſei falſch. Die akzeſſoriſchen Gel ld⸗ 
arten in Deutſchland vor dem Kriege waren zwar einlösbar und 
die Herſtellung der Reichsſilbermünzen war beſchränkt; die Geltung 
derſelben wäre jedoch keine andere geweſen ohne Einlöſung und ohne 
Mengenbeſchränkung, ſolange die zuſtändigen ſtaatlichen Kaſſen die 
Stücke zu dem von ihnen feſtgeſetzten Kurs in Zahlung nehmen 
Welcher Weg zur Sicherung der Geltung der zweckmäßigere, nament⸗ 
lich der billigere iſt: das berühre das Weſen der Sache nicht. 
Weſentlich iſt, daß alle Stücke, mögen ſie ſonſt nur Scheidemünze 
oder was immer ſein, von den regiminalen Kaſſen in jedem Betrage 
angenommen werden?; ſolange das reſtlos geſchieht, jo lange iſt 
die Geltung geſichert. — Dies als Abſchluß des Paragraphen über 
„Agio bei akzeſſoriſchem Geld“, in welchem jener Gegenſatz (dem 
Währungsgeld gegenüber) dargelegt wurde. 

Damit könnte der Schein erweckt werden, als ob der Gegenſaz 
nur ein „äußerlicher“, belangloſer wäre. Hier wie dort käme es 
auf das Verhalten der Geldverwaltung an; dieſe regiert über das 
akzeſſoriſche Geld wie über das valutariſche. Man beachte aber: 
beim valutariſchen Geld kommt es auf die Zahlungen an, die der 
Staat leiſtet, beim akzeſſoriſchen dagegen lediglich auf die Zahlungen 
an den Staat. Was drängt er letztlich auf?, das iſt die Frage 
dort; was nimmt er außerdem noch in Zahlung? fragt es ſich hier. 
Beides iſt zwar regiminales Verhalten, aber das zweite wird von 


1 Staatliche Theorie, S. 162 ff. 
2 S. 165; 158. Unterläßt der Staat gelegentlich die Annahme des akzeſſo⸗ 
riſchen Geldes bei ſeinen Kaſſen, ſo nennt Knapp dies eine „Zerſtreutheit“ des 
Geſetzgebers, weil es der Demonetiſierung der betreffenden Geldart gleichkommt 
S. 89). 0 
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Knapp ſelbſt als „indirekte Einlöſung“ bezeichnet, die über die 
Frage der rechtmäßigen „Geltung“ hinausgreift und die privat- 
wirtſchaftlichen Erwägungen des Publikums beeinflußt. Was der 
Staat aufdrängt, das muß man nehmen; was er bloß annimmt, 
ohne es (in jedem Betrage) aufzudrängen, das kann man nehmen, 
weil die ſtaatliche Akzeptation eine Verwertungsmöglichkeit bietet, 
wie die Verwertbarkeit des Geldſtoffes als Ware eine andere iſt. 
Der Staat entjchgidet darüber, was er aufdrängt; der Verkehr 
beſtimmt, was der Staat außerdem empfängt. Nach wie vor muß 
es alſo im Sinne Knapps heißen: das akzeſſoriſche Geld gilt nur, 


ſoweit es der Verkehr nicht vorzieht, dasſelbe je nach der wirtſchaft⸗ 


lichen Bewertung anderweitig zu verwenden, während das valuta⸗ 
riſche Geld feiner Natur nach keiner Bewertung unterworfen tft! 
und ſchlechthin kraft ſtaatlicher Autorität gilt. 


— — — 


Der Knapp⸗Schüler Wolter (Das ſtaatliche Geldweſen Englands zurzeit 
der Bankreſtriktion, Straßburg 1917, S. 64/65) glaubt ſeinen Meiſter dahin 
„ergänzen“ zu müſſen, daß auch valutariſches Geld Agio erlangen könnte. Er 
überſieht, daß die Staatliche Theorie damit nicht ergänzt, ſondern umgeworfen 
wäre. Das Agio ſetzt ja Bewertung voraus, und was bewertet wird, das kann 
man nicht mehr als bloß nominelle Größe anſehen. Würde man das valutariſche 
Geld bewerten können, dann wäre es ja auch dem Greshamſchen Geſetz unter⸗ 
worfen. Übrigens ſind bei Wolter auch die hiſtoriſchen Unterlagen des be⸗ 
treffenden Falles nicht einwandfrei geklärt. Es handelt ſich um die Zeit 1797 
bis 1805, wo in England nach Wolter (S. 54 ff.) Gold währung herrſchte; 
zugleich wurden die Goldguineen mit hohem Agio gehandelt und verſchwanden 
immer mehr aus dem Verkehr. Das wäre alſo ein Fall von valutariſchem 
Geld mit poſitivem Agio. Er unterläßt jedoch die naheliegende Frageſtellung, 
in welchem Geld jenes Agio berechnet wurde; da die ſeit 1797 uneinlöslichen 
Banknoten mit geſetzlichem Annahmezwang de jure erſt ſeit 1811 ausgeſtattet 
wurden (S. 25 ff.), ſo wären ſie nach ihm vorerſt nur in akzeſſoriſcher Stellung 
geweſen. Sie ſind aber de facto, was Wolter ſelbſt an anderer Stelle 
erwähnt (S. 60), ſchon bald Kurantgeld geworden und haben wohl auch die 
valutariſche Stellung erlangt. Daran kann nur zweifeln, wer in der Ent⸗ 
ſcheidung darüber, was valutariſch war, lediglich an die für Staatskaſſen erlaſſenen 


Vorſchriften denkt. Das ſtaatliche Kaſſenweſen war aber damals ſo zentraliſiert 


(nach Wolter ſelbſt, S. 59), daß „der einzelne Bürger, da Staatskaſſen nicht in 
genügender Zahl über das ganze Land verbreitet waren, mit ihnen zu wenig in 
Berührung“ kam. Alſo hatte das ſeit der Reſtriktion akzeſſoriſch gewordene 
Gold ein Agio gegenüber dem valutariſchen Papier. Wolter ließ ſich irreführen 
durch den Umſtand, daß das Agio für Goldbarren (wegen Einſchmelzungsverbot) 
höher war als für gemünztes Gold. — Vgl. Art. „Banken in Großbritannien“ 
im Handwörterbuch II? (1909), S. 370 (von Naſfe und Lexis), und 
Andréadds, Histoire de la Banque d' Angleterre II. Paris 1904. 
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Der Kern des Gegenſatzes zwiſchen dieſer und der herkömmlichen 
„metalliſtiſchen“ Auffaſſung iſt leicht erſichtlich. Für den Metalliſten 
iſt das jeweils als „Weltgeld“ fungierende Edelmetall der letzte 
Maßſtab, an dem der Wert auch des Währungsgeldes direkt oder 
indirekt nach Maßgabe der „Einlöslichkeit“ gemeſſen wird. Um⸗ 
gekehrt der Chartaliſt: für ihn ſteht die nominelle Währungseinheit 
feſt, auf die alle Preiſe, alſo auch die der Metalle lauten. Sein 
letzter Maßſtab iſt der Name der valutariſchen, Geldeinheit (Mark, 
Frank), der vom Staate feſtgeſetzt iſt und geändert werden kann, 
während die Einheit des Metalliſten nicht bloß ein behördlich pro⸗ 
klamierter Name, ſondern ein mit Wertvorſtellungen behafteter 
Gegenſtand iſt. Gibt es nun einen Maßſtab, zu entſcheiden, welche 
von den beiden Lehren die richtige iſt? Logiſch ſind beide 
zweifellos zuläſſig. Man könnte ſich auf einen „relativiſtiſchen“ 
Standpunkt ſtellen und es für gleichgültig erklären, ob man den 
realen Stoff oder die nominelle Einheit als den feſten Pol anſieht, 
um den ſich alles andere bewegt. Die Frage iſt in der Tat eine 
rein formale und beide Standpunkte ſind „gleichberechtigte Bezugs⸗ 
ſyſteme“, wenn alle Tatſachen vom einen wie vom anderen aus 
verſtändlich erſcheinen. Drei Gruppen von Tatſachen ſind hier 
hervorzuheben, die dem Nominaliſten Schwierigkeiten bereiten, während 
ſie dem Metalliſten ohne weiteres verſtändlich ſind. Einmal der 
Umſtand, daß das valutariſche Geld im auswärtigen Verkehr doch 
zweifellos Gegenſtand der Bewertung bildet und daß dieſe Be⸗ 
wertung auf das Inland, insbeſondere auch auf die ſtaatlichen Maß⸗ 
nahmen der Geldverwaltung zurückwirkt. Darüber jedoch ſpäter; 
zunächſt handelt es ſich lediglich um den inländiſchen Verkehr, vom 
auswärtigen alſo abgeſehen. Ebenſo iſt die zweite Problemgruppe: 
das Verhältnis zwiſchen Währungsgeld und Güterpreiſen, erſt ſpäter 
aufzurollen. Dann gibt die Doppelwährung Nüſſe zu knacken. Beim 
Währungswechſel läßt ſich der Vorgang, daß das (gute) valutariſche 
Geld vom (ſchlechten) akzeſſoriſchen verdrängt wird, auch jo be⸗ 
ſchreiben, als ob lediglich das akzeſſoriſche bewertet würde. Was 
der Metalliſt „Überwertigkeit“ des valutariſchen Geldes nennt, das 
iſt für Knapp „Unterwertigkeit“ des akzeſſoriſchen. Wenn beiſpiels⸗ 
halber ſilbernes Kurantgeld in vorerſt akzeſſoriſcher Stellung um⸗ 
läuft, dann kann infolge von Anderungen auf dem Silbermarkt 
(Preisfall) ſehr leicht der Fall eintreten, daß die außermonetäre 
Verwendung des Silbers im Vergleich zum monetären nicht mehr 
lohnend iſt. Die Silberſtücke erhalten ein negatives Agio, ſagt 


NH u en Et Ze a 5 


551 Der Streit um die Staatliche Theorie des Geldes 247 


Knapp, und wenn ſie beliebig ausgeprägt werden können, dann 
wird ſich jeder Silberproduzent beeilen, ſein Metall der Münze an⸗ 
zubieten. Die Folge davon iſt „Stauung des akzeſſoriſchen Geldes 
bei den ſtaatlichen Kaſſen“, die es in Zahlung nehmen müſſen, bis 
ſie ſich in Ermangelung anderer Zahlungsmittel gezwungen ſehen, 
dasſelbe auch aufzudrängen. Damit rückt das bisher akzeſſoriſche 
Geld in die valutariſche Stellung; zugleich wird das bisherige 
Währungsgeld zum akzeſſoriſchen. Mit dem „negativen Agio“ und 
der daraus reſultierenden „Stauung“ des akzeſſoriſchen Geldes läßt 


ſich der Vorgang tadellos nominaliſtiſch beſchreiben. Wie aber, 


wenn auf den Edelmetallmärkten keine Anderungen eintreten, wenn 
die geſetzliche Wertrelation zwiſchen Gold und Silber von der 
marktmäßigen nicht oder nicht nennenswert abweicht? Keine der 
beiden Geldarten „ſtaut“ ſich dann, keine verdrängt die andere. 
Welches iſt dann das „Währungsgeld“, auf das alle Preiſe lauten? 


Nach Knapp iſt (S. 113) die Doppelwährung an ſich ein „Zuſtand 


des geſamten Geldſyſtems, während es unbeſtimmt bleibt, welche 
Geldart valutariſch iſt“; dasjenige Geld, das im Zweifelsfalle tat⸗ 
ſächlich aufgedrängt wird, iſt das Währungsgeld; die valutariſche 
Funktion kann ja jeweils nur der einen oder der anderen Geldart, 


niemals aber mehreren zugleich zukommen, denn ſelbſtverſtändlich 


müſſe ſich der Staat entſcheiden, welche von den geſetzlich zuläſſigen 
Arten dem Publikum faktiſch aufgedrängt wird (S. 107 — 108). Als 
Beiſpiel wird der frühere franzöſiſche Bimetallismus verwendet. 
Hier war aber, in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts, folgendes 
eingetreten: Gold und Silber (natürlich geprägt), Kurantgeld, beide 
frei ausprägbar, im Prinzip weder Silber in Gold noch umgekehrt 
einlösbar: das geſetzlich feſtgeſetzte Wertverhältnis wich von dem 
Verhältnis auf den Metallmärkten zeitweilig ſo wenig ab, daß beide 
Metalle im Verkehr bleiben konnten; die regiminalen Kaſſen brauchten 
ſich zwiſchen beiden keineswegs zu entſcheiden, ließen ſich vielmehr 
entweder von dem jeweiligen Kaſſenbeſtand ſei es für Gold, ſei es 
für Silber beſtimmen, oder ſie überließen die Wahl des Metalls 
dem Publikum, dem Zahlungsempfänger. In dieſem, namentlich im 
letzten Fall, waren offenbar beide Metalle valutariſch. Knapp 
meint: keines von beiden! „Die Werteinheit iſt doch immer der 


Frank, und es iſt für den inneren Verkehr Frankreichs ganz gleich⸗ 


gültig, welche Geldart gerade valutariſch ſei“ (S. 108). Den 
„inneren Verkehr“ laſſen wir vorerſt beiſeite; uns intereſſiert hier 
nur die Frage, wer in dem geſchilderten Fall über die Wahl des 
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valutariſchen Geldes entſcheidet: der „Staat“ oder de „Verkehr 
Offenbar der Verkehr, und alſo liegt hier ein Fall v bor, der vom 
Standpunkte der Staatlichen Theorie als Ausnahme zu werten iſt, 
während er dem Metalliſten ein Beiſpiel für die Regel bietet. 
Als „letztes Ziel“ erſtrebt aber die Staatliche Theorie die 
Schaffung eines Geldbegriffs, der allen Erſcheinungen gleich > 
gerecht wird. Da darf es keine Ausnahmen geben, die man ı 8 
Anomalien abtun müßte. Knapp bekennt es offen, daß es die Eng ge 
des herkömmlichen Geldbegriffs war, dem alle Währungen außer 
der offenen Metallwährung („Barverfaſſung“) als Ausnahmen galten 
was ihn zur Schöpfung ſeiner Lehre veranlaßte. An Stelle der her⸗ 
kömmlichen Art, Typen, die nicht in das metalliſtiſche Schema 
paßten, publiziſtiſch abzutun, ſollte die neue Theorie treten, de ‚en 
Begriffsſyſtematik von vornherein alle denkbaren Erſcheinungsformez 
des Geldes umfaſſen will. Dann dürfte es aber nicht paſſiere 
daß man auf eine „Ausnahme“ (im Rahmen der Staatlichen an 
ſtößt, wie es in dem Fall der Doppelwährung eintraf, wo es ia 
zeigt, daß die Entſcheidung darüber, was valutariſch ſein ſoll, auch 
unmittelbar vom „Verkehr“ abhängen kann. Es mag dahingeſte 
bleiben, ob ſich nicht noch andere Fälle finden, die den Rahmen 6 
chartaliſtiſchen Syſtems ſprengen?. Entſcheidend iſt, daß 90 


1 Nach Knapp (S. 306) wäre der Fall „noch genauer zu unterfuchen“, 
während er an anderer Stelle (S. 107) einfach behauptet, 1803 bis etwa 1860 
ſei das Silbergeld vom franzöſiſchen Staat valutariſch hehandelt worden. Es 
darf nicht eingewendet werden: die Staatliche Theorie könnte den obigen Doppel⸗ 
währungsfall ſchon „unterbringen“, ſie brauche nur darauf hinzuweiſen, daß die 
regiminale Macht in dieſem Fall auf die Entſcheidung aus eigenem Willens⸗ 
entſchluß verzichtet hätte. (Vgl. Staatliche Theorie, S. 185: „Der franzöſiſche 
Bimetallismus, wie er dort aufgefaßt wird, erhebt es ſogar zum Grundſatze, daß 
die Zwangslage entſcheidend ſein ſoll, und nicht die freie Entſchließung des 
Staates.“) Der Juriſt wird wohl von einer „Delegation“ der dem Staat zu⸗ 
ſtehenden Entſcheidung an den „Verkehr“ ſprechen dürfen. Für das Knappſche 
Syſtem iſt ſolche Argumentation nicht zuläſſig, weil ſie ſonſt auch für das 
akzeſſoriſche Geld zu verwenden wäre. Auch die Entſcheidung des Verkehrs darüber, 
welches akzeſſoriſche Geld zur Zahlung verwendet wird und welches nicht, wäre 
dann vom Staate an den „Verkehr“ „delegiert“; damit fiele aber der (von Knapp 
ſtatuierte) fundamentale Unterſchied zwiſchen den beiden Geldarten von vorn⸗ 
herein weg. Entweder wären ſie dann beide, oder keine von beiden dem Greſham⸗ 
ſchen Geſetz unterworfen. 

2 In der ausgezeichneten kleinen Schrift von Hanna Neuſtätter, 
Schwediſche Währung während des Weltkriegs (München 1920, S. 56—57, 62), 
wird der Verſuch gemacht, einen noch viel ſchwerer wiegenden Fall aufzuzeigen, 
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Syſtem mit dem moniſtiſchen Poſtulat Knapps ſteht und fällt: dem 
Poſtulat eines einzigen, einheitlichen Geldbegriffs. Dementſprechend 
dürfte es auch zwiſchen akzeſſoriſchem und valutariſchem Geld allen⸗ 
falls einen Grad-, niemals aber einen Weſensunterſchied geben. 
Soweit das eine in geringerem Maße, in kleinerem Umfange gilt 
wie das andere, ſoweit liegt in der Tat nur ein Gradunterſchied 
vor. Vorausgeſetzt die Weſensgleichheit: daß beide ihre Geltung 
derſelben Quelle verdanken. Das trifft aber nicht mehr zu, wenn 
das eine dem Greshamſchen Gefetz unterliegt, das andere nicht; 
wenn alſo das eine die Geltung letztlich rein privaten, wenn auch 
durch öffentliche Maßnahmen beeinflußbaren Werturteilen der 
Wirtſchaftsſubjekte verdankt, während das andere einfach kraft 
regiminalen Willensaktes und ohne Rückſicht auf Verkehrs⸗ 
urteile gilt. Vergeblich betont Knapp, daß alle Geldarten „chartalen“ 
Charakters ſeien, wenn faktiſch ein ſolcher Dualismus vorliegt: die 
eine Geldart ihre Geltung vom Staate und nur vom Staate hat, 


während die Chartalität der anderen eine abgeleitete iſt, dem an 
privatem Vorteil orientierten Verhalten einzelner Individuen ent⸗ 


0 | 

ber der Knappſchen Syſtematik — angeblich — ſpottet. Vorausgeſchickt ſei, daß 
nach Knapp jedes valutariſche Geld „definitiv“ ſein muß; ſelbſtverſtändlich: 
denn das einlösbare Geld lautet doch auf ein anderes, eben auf das valutarifche. 
Nun meint Frau Neuſtätter, in Schweden ſei im Kriege zeitweilig (vom 9. Febr. 
1916 bis 4. Februar 1917) das definitive Geld nicht valutariſch und das valu⸗ 
tariſche nicht definitiv geweſen. Die aufdrängbaren, in Zahlungen des Staates 
verwendeten Reichsbanknoten „ſind nicht definitiv, und das definitive Goldgeld 
wird nicht bei Zahlungen vom Staat angewendet“ (S. 57). Dieſe Kritik beruht 
jedoch auf einem Mißverſtändnis des Knappſchen Währungsbegriffs. In der 
Staatlichen Theorie wird immer wieder (zum Beiſpiel S. X und öfters) betont, 
daß es für die valutariſche Eigenſchaft nicht darauf ankommt, womit der Staat 
im allgemeinen zahlt, ſondern darauf, was er im Zweifelsfalle letztlich auf⸗ 
drängt. Solange der Staat Gold als aufdrängbar behandelt, ſolange herrſcht Gold⸗ 
währung, mögen die von den Staatskaſſen in der Regel verwendeten Zettel auch 
niemals vom Publikum zur Einlöſung präſentiert oder zurückgewieſen werden. 
Gold iſt und bleibt in valutariſcher Stellung (S. 274), wenn auch die Staats⸗ 
kaſſen mit anderem Geld zahlen, ſofern nur eine „Währungskaſſe“ da iſt, ſtets 
bereit, alles akzeſſoriſche Geld in Gold umzutauſchen. (Die Noten der ſchwediſchen 
Reichsbank wurden damals vom Publikum gern genommen, weil ſie gegenüber 
Gold ein Agio beſaßen. Diefes Golddisagio rührte bekanntlich von der enormen 
Aktivität der ſchwediſchen Zahlungsbilanz her, die vom ſchuldneriſchen Ausland, 
ſeit der Sperrung der Goldannahme bei der ſchwediſchen Reichsbank bzw. 
Münze, durch Gold nicht beglichen werden konnte, wohl aber mittels Noten der 
Reichsbank.) 
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ſpringt. So iſt die Staatliche Theorie mit einem Dualismus be⸗ 
haftet, den es für den Metalliſten! niemals geben kann. 


III 


Der Dualismus zwiſchen valutariſchen und akzeſſoriſchem Geld 
iſt aber nur für das Inland gültig. Da nämlich „die Geſetze nicht 
bis in die Fremde wirken“, fo reicht nach Knapp? die Chartalität 
nur bis zu den Landesgrenzen; darüber hinaus iſt unſer Geld, welche 
Stellung es in der Heimat auch einnehmen mag, nichts als Ware, 
deren Preis von den für jede Ware maßgebenden Marktfaktoren 
abhängt. Auf dem ſogenannten Deviſenmarkt kommt dieſer Preis, 
der „intervalutariſche Kurs“ zuſtande, deſſen Höhe ſich entweder 
„durch die Geſamtheit der Zahlungsverpflichtungen und durch die 
Stimmungen, welche jeder Preisbildung zugrunde liegen“, alſo nach 
Maßgabe der gegebenen und vorausſichtlichen Verwendbarkeit als 
Geld, oder je nach der „induſtriellen“ Verwendbarkeit des Geldſtoffes 


beſtimmt. „Entweder findet platiſche oder es findet lytriſche Ver⸗ 


wendung ſtatt, nicht aber beide zugleich. — Die für den Inhaber 
günſtigere Beurteilung gibt den Ausſchlag“ (S. 241). Jedenfalls 
iſt der intervalutariſche Kurs eine „merkantile Erſcheinung“, wie im 
inländiſchen Verkehr das Agio des akzeſſoriſchen Geldes: über beide 
entſcheidet nicht einfach regiminaler Machtwille, ſondern die wirt⸗ 
ſchaftliche Macht der ſtärkeren Partei. Wohl kann aber der Staat 
als Partei auf dem Markte auftreten und großen Einfluß auf die 
Kursgeſtaltung gewinnen, eine Aufgabe, der er ſich vielfach gerne 


unterzieht, um den an ſich ſtets ſchwankenden Valutakurs zu be⸗ 


feſtigen. Ein „intervalutariſches Pari“, alſo einen feſten Kurs zu 
erreichen, iſt das Ziel jeder nach außen gerichteten, „exodromiſchen“ 
Geldverwaltung, wie ihr binnenländiſches Gegenſtück, die „hylo⸗ 
dromiſche“, dem Währungsmetall einen feſten Kurs zu ſichern ſtrebt. 
Die Hylodromie beſteht darin, daß der Staat das betreffende 
Metall in jeder Menge zu einem feſten Preis zu kaufen („Hylo⸗ 
lepſie“) und zu verkaufen („Hylophantismus“) bereit iſt, wodurch 


1 „Metalliſt“ ift in der Knappſchen Terminologie (zum Beiſpiel S. VI: 
Vorwort) jeder (ſtets anonyme) Laie oder Fachmann, der in ſeinen Betrachtungen 
über das Geld nicht vom Staate ausgeht. Ä 

2 Staatliche Theorie, S. 58. 

3 Für das im Text Folgende vgl. ebenda S. 203 ff. und Handwörterbuch 
der Staatswiſſenſchaft IV 3, S. 614 ff. 
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der Metallpreis nach unten wie nach oben feſt ſteht. Ahnlich erfolgt 
die Schaffung des feſten Wechſelkurſes, indem auf dem maßgebenden 
Markt die Deviſen, auf die es ankommt, zu einem feſten Preis ge⸗ 
kauft bzw. verkauft werden. Beide, Hylodromie und Exodromie, 
hängen eng miteinander zuſammen. Zunächſt ſind beide nur möglich, 
wenn außerhalb des Willens der Geldverwaltung liegen de Faktoren: 
nämlich entſprechend günſtige Finanzlage des Staates und für die 
heimiſche Volkswirtſchaft günſtiger Stand der internationalen 
Zahlungsbedingungen als gegeben vorausgeſetzt werden. Denn ſonſt 
iſt es dem Staat einfach nicht möglich, Metallpreis und Deviſenkurs 
zu regeln. Fehlen infolge Ungunſt der Finanzen bzw. der wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage die erforderlichen Mittel, dann muß der inter⸗ 
valutariſche Kurs ſich ſelbſt überlaſſen bleiben. Dann gibt es aber 
auch kein „Pari“ gegen das Ausland, da ſich der feſte Kurs nicht 
von ſelbſt einſtellen kann. Freilich, wenn in zwei Ländern ein und 
dasſelbe Währungsmetall frei ausprägbar iſt, dann find den inter⸗ 
valutariſchen Kursſchwankungen nach oben wie nach unten Schranken 
geſetzt (oberer und unterer Goldpunkt). Ein intervalutariſches Pari 
iſt aber dann ſtreng genommen nicht oder doch nur annäherungs⸗ 
weiſe vorhanden, da ja der Kurs innerhalb der Grenzen, die durch 
die Koſten der Metallverſendung uſw. gezogen ſind, ſchwankt. 
Außerdem iſt zu beachten, daß auch die freie Ausprägbarkeit des 
Währungsmetalls keine Naturtatſache, ſondern eine bewußte, geld⸗ 
politiſche Maßnahme iſt: als weſentlicher Beſtandteil der Hylodromie 
regelt ſie zwar unmittelbar den inländiſchen Verkehr, dient aber 
mittelbar der Regelung der Valutakurſe und iſt in aller Regel 
gerade mit Rückſicht auf die exodromiſche Politik eingerichtet worden. 
So iſt die Goldwährung in den meiſten Ländern in Anpaſſung an 
die Währung des führenden Handelsſtaates, Englands, eingeführt 
worden 1. Selbſt unter ſolchen (Vorkriegs⸗) Verhältniſſen fällt das 
intervalutariſche Pari mit der Münzparität nur zuſammen, wenn 
die Kursſchwankungen zwiſchen Inland und Ausland ſo gering ſind, 
daß ſie ſich auf die Dauer ſozuſagen von ſelbſt ausgleichen. In 
dieſem Falle, alſo unter der Vorausſetzung, daß dank der günſtigen 
Zahlungsbilanz des Landes nur ganz geringe Schwankungen des 
Wechſelkurſes möglich ſind, liegt „automatiſche“ Regelung der 
Wechſelkurſe vor, wobei der Schein entſtehen kann, als ob Münzpari 
und Pari des zwiſchenſtaatlichen Verkehrs ſchlechthin identiſch wären. 


1 Staatliche Theorie, S. 58, 262, 266 ff. 


u Digitized by Google 


252 Melchior Palyi r 


Der Unterſchied wird jedoch in Ländern, die mit ve ſchie dene 
Währungsmetallen oder ohne Prägungsfreiheit oder dur, n Pa pier 
währung einander gegenüberſtehen, vollends klar: 0 umzren ri 
hat hier überhaupt nichts zu bedeuten für die A... 
Wechſelkurſes, die offenbar nur mittels Diskonto⸗ und Devifen = 
politik des einzelnen Staates oder durch „Pariverträge“ zwiſchen 
mehreren betrieben werden kann. Für die Schaffung eines often 
Wechſelkurſes — was aus handelspolitiſchen Gründen erwünſcht iſt 
und erſtrebt wird — iſt es alſo im Prinzip gleichgültig, we che 
Währungsverfaſſung im Inlande herrſcht; Goldwährung (mit 
Prägungsfreiheit) mag dafür beſonders geeignet jein: dasſelbe Ziel, 
der feſte Kurs läßt ſich aber auch ohnedem durch andere Maß 
nahmen erreichen. N 

So betont die Staatliche Theorie ſelbſt, der wir eben gefolgt 
find, mit allem Nachdruck, daß unſer Währungsgeld im valutaniſches 
Ausland dieſelbe Stellung einnimmt wie das akkzeſſoriſche S m 
Inland: es ift nichts als Ware. Das ſpezifiſch „Staatliche“, 
Chartalität hat alſo für den zwiſchenſtaatlichen Verkehr kei erk 
prinzipielle, begriffliche Bedeutung. Hier ſind lediglich „merkantile 
Erſcheinungen, zu denen auch ſtaatliches Eingreifen in das Markt⸗ 
getriebe gehört, maßgebend, maßgebend auch dafür, ob die Aufrecht⸗ 
erhaltung einer dem Ausland gegenüber gewählten Parität dauernd 
geſichert werden kann. — Dann frägt es ſich aber, worin ſich die 
Eigenart ſtaatlicher Auffaſſung auf dieſem Gebiet äußert. Oder 
deckt ſich hier im Grunde die Lehre Knapps mit der herkömmlichen? 
Nach Knapps Meinung keineswegs: er weiſt vielmehr „aufs deut⸗ 
lichfte” darauf hin, daß „der Kurs nicht durch metalliſtiſche Auf⸗ 
faſſung des Geldes begriffen werden kann“ (S. 210), daß über⸗ 
haupt der Metalliſt ſein Lebenlang „über unſer Geldweſen kein 
Urteil gewinnt“ (S. 285). 5 

Die Kritik zunächſt, die er gegen diejenigen erhebt, die den 
Wechſelkurs durch Anderung der Geldmenge beſtimmen laſſen, richtet 
ſich natürlich nicht gegen den „Metalliſten“ ſchlechthin, ſondern gegen 
die Quantitätstheoretiker. Dieſe ſind nun konſequenterweiſe alles 
weniger als Metalliſten, außer wo ſie zugleich, wie Ricardo und 
ſeine Schüler, an der Produktionskoſtentheorie feſthalten. Der 
jüngere Mill hat es eindringlich dargelegt, wie ſich die beiden 
Theorien, die noch Ricardo ganz unvermittelt nebeneinander ſtellte, 
gegenſeitig ergänzen können, indem er die Geldmenge durch die 
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Produktionskoſten des Geldmetalls regeln ließ 1. Wer aber reiner 
Quantitätstheoretiker iſt, die Produktionskoſten des Geldſtoffes ſo— 
wohl als auch das ganze Problem des „inneren“ Geldwertes? aus 
dem Spiel läßt, der wird auch unverſehens zum Nominaliſten, wird 
das Geld als Marke oder dergleichen definieren, da ja ſonſt das 
mechaniſche Gleichgewicht zwiſchen Geldmenge und Güterpreiſen gar 
nicht recht verſtändlich wäre. Als Beiſpiele braucht man gar nicht 
Locke oder Montesquieu oder von den neueren Simmels 
Philoſophie des Geldes zu zitieren, denn ſelbſt die Hauptvertreter 
der Quantitätstheorie hegten eine ſtarke Neigung, gelegentlich dieſe 
Konſequenz zu ziehen?. Man frägt ſich, wie es möglich iſt, dieſen 
Zuſammenhang zwiſchen Quantitätstheorie und nominaliſtiſcher Geld⸗ 
lehre zu überſehen. Darüber ſpäter. Knapp hält die Quantitäts⸗ 
theorie für „völlig laienhaft“ (S. 245) und lehnt ſie ohne nähere 
Auseinanderſetzung in einigen Fällen ab. Sieht man ſich dieſe 
Fälle (S. 228—229, 372, 369) näher an, dann muß man die etwas 
 überrajchende Entdeckung machen, daß ſich die Knappſche Erklärung 
der fraglichen Vorgänge von der quantitätstheoretiſchen nicht weſent⸗ 
lich unterſcheidet. Es handelt ſich um die Frage, weshalb es im 
Intereſſe der Wechſelkurs⸗Stabilität nötig ſei, daß man (vor dem 
Kriege) die) Silberprägung ſperrt. Knapp bekämpft die Annahme, 
daß die bloße Tatſache der Vermehrung der Geldmenge eines Landes 
deſſen Wechſelkurſe ungünſtig beeinfluſſe und ſtellt dem (anonymen) 
Quantitätstheoretiker die eigene „Geſchäfstheorie“ gegenüber, wonach 
nicht Veränderungen der Geldmenge an ſich, ſondern die dadurch 
hervorgerufenen zwiſchenſtaatlichen Transaktionen die Kursſchwan⸗ 
kungen herbeiführen. Dieſe „Geſchäftstheorie“ unterſcheidet ſich aber 
im Grunde wenig von der Lehre der Currency⸗Schule, die jene 
1 J. St. Mill, Principles of political economy, book III, chapt. IX. 
§ 2. Vgl. auch Senior, Three lectures on the transmission of the pre- 
cious metals from country to country and the mercantile theory of wealth 
(London 1828). j 
| 2 Quantitätstheorie verträgt ſich ſelbſtverſtändlich auch dann mit „Metal- 
lismus“, wenn man auf dem Boden der ſubjektiviſtiſchen Werttheorie ſteht. 
Dann wird der quantitätstheoretiſche Mechanismus „ſubjektiviert“ (vgl. die 
„Theorie des Geldes“ von Miſes und die Schrift von Wieſer, Der Geldwert 
und ſeine Veränderungen, in „Schriften des Vereins f. Sozialpolitik“, Bd. 133), 
während es ja die Annahme einer Wertſchätzung des Geldes iſt, was Knapp 
ſchlechthin als „Metallismus“ bekämpft. 


2 Vgl. zum Beiſpiel Irving Fifher, Die Kaufkraft des Geldes, Berlin 
1916, S. 26. 
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Schwankungen bekanntlich durch Warenein⸗ und ⸗ausfuhr, die der 
Geldmengen⸗ und damit der Preisniveauänderung folgen müßten, 
beſtimmen ließ, während Knapp, ähnlich wie ſchon Goſchen, 
die internationalen Kapitalwanderungen in den Vordergrund ſtellt. 
Der Unterſchied beſteht alſo darin, daß an Stelle des Warenpreis⸗ 
niveaus der Zinsfuß als Zwiſchenglied in den quantitätstheoretiſchen 
Mechanismus eintritt: bei Geldvermehrung ſinkt der inländiſche 
Zinsfuß, was zum Kapitalabfluß und ſomit zur Verſchlechterung der 
heimiſchen Valuta führt. Das iſt auch „Quantitätstheorie“, wie es 
beim weiteren Durchdenken der Wirkungen ohne weiteres einleuchtet, 
und wird längſt in dieſem Sinne verwertet“. Eine Ablehnung der 
alten Quantitätstheorie (und nicht bloß irgendeiner plumpen Formu⸗ 
lierung derſelben) liegt nur vor, wenn man entweder die Geldmenge 
ſchlechthin nach Maßgabe des Geldbedarfs regulieren läßt (Laughlin) 
oder wenigſtens jeden notwendigen automatiſchen Zuſammenhang 
zwiſchen Metallvorrat und Zinsfuß — von bewußten Maßnahmen 
der Notenbanken natürlich abgeſehen — leugnet (Anſiaux). Beide 
können ſich auf die Mißerfolge der quantitätstheoretiſchen Experi⸗ 
mente in Indien, den Philippinen und den Strait⸗Settlements be⸗ 
rufen, wo es ſich zeigte, daß Wechſelkurſe trotz peinlichſter Regelung 
der Geldmenge auf Wochen und Monate ungünſtig blieben 2. Die. 
damit berührten Probleme würden hier jedoch zu weit führen; genug 
davon, daß dieſe Erfahrungen und ihre theoretiſche Verwertung 
Knapp unbekannt zu ſein ſcheinen. Wie ſeine ganze Stellung zur 
Quantitätstheorie den Stempel des Unausgeglichenen auf der 
Stirn trägt. 

Der „Metalliſt“, ſelbſt wenn er mit Quantitätstheorie nichts 
zu tun hat, muß ſich von Knapp manche Unliebenswürdigkeit ge⸗ 
fallen laſſen. So z. B. ſei (S. 261) die metalliſtiſche Auffaſſung 
gegenüber ſolchen Erſcheinungen wie das ſynchartale Agio „völlig 
hülflos“. Synchartal nennt Knapp Geldarten, die in mehreren 
Staaten zugleich als Zahlungsmittel fungieren: Taler im deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Münzverein von 1857, Gold⸗ und Silberfranken in 


1 Das Hauptwerk über das qauantitätstheoretiſche „Zinsproblem“ noch 
immer: Knut Wickſell, Geldzins und Güterpreiſe, Jena 1898. | 

2 Vgl. M. Bothe, Die indifche Währungsreform von 1393—1898, Stutt⸗ 
gart 1904, S. 50 ff., 69, 70, 99 ff., 111 ff., B. Nogaro in der Revue écono- 
mique internationale, 5. Jahrg., III. Bd., 1908, S. 493 ff.; M. Anſiaux, 
Principes de la politique regulatrice des changes, Bruxelles 1910, S. 81 ff. 
und paſſim. | 
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der lateiniſchen Münzunion uſw. Dieſe Münzverträge bedeuten nur 
die „Akzeptation“ der betreffenden Geldart in das ſtaatliche Geld⸗ 
weſen der beteiligten Länder, ohne über die Stellung derſelben, 
darüber, ob ſie als valutariſches oder als akzeſſoriſches Geld gelten, 
etwas zu beſtimmen !. Folglich kann die ſynchartale Geldart in 
akzeſſoriſche Stellung geraten, ſobald ſie nämlich von den Staats⸗ 
kaſſen faktiſch nicht mehr aufgedrängt wird, und alſo auch ein Agio 
erlangen, entweder wegen des Preiſes ihrer Metallplatte oder „wegen 
der zuläſſigen Verwendung als Zahlungsmittel in dem verbündeten 
Staate“. Soweit Knapp. Nun ſind die von ihm angeführten Bei⸗ 
ſpiele (Agio der „Vereinstaler“ in Oſterreich nach 1859 und der in 


der lateiniſchen Münzunion ſynchartalen Goldmünzen in Italien 


vor dem Weltkrieg) rein „metalliſtiſch“ erklärbar: durch das Disagio 
des betreffenden Währungsgeldes gegenüber dem Metall, aus 
dem das ſynchartale und eben wegen des höherwertigen Stoffes 
höher bewertete Geld hergeſtellt war?. Der Metalliſt ſtünde 
der Angelegenheit auch ſonſt nur dann hülflos gegenüber, wenn 
ihm das Moment der anderweitigen Verwendbarkeit als Zahlungs⸗ 
mittel für die Wertbeſtimmung des Metalls unbekannt wäre. Daß 
dem nicht ſo iſt und daß der Einwand gegen den Metalliſten 
ſomit hinfällig iſt, weiß Knapp ſelbſt. Denn er gibt an anderer 
Stelle (S. 210) zu, dem Metalliſten „dämmere“ bereits die Er⸗ 
kenntnis, daß dem Gelde die geſetzliche Zahlungsmittelfunktion an 
ſich ſchon einen „gewiſſen Wert“ verſchaffe. Nur ſei der Metalliſt 
geneigt, den intervalutariſchen Wert einer Geldart je nach ihrem 


. Metallwert, je nach der Größe des Metallvorrats bemeſſen zu 


wollen. Das ſei falſch, denn es komme für den Wechſelkurs gar 
nicht auf die ſtoffliche Beſchaffenheit des Landesgeldes oder auf 


1 Folglich bewirkt die Tatſache der Synchartalität an ſich noch keinen 
feften Kurs zwiſchen den beteiligten Ländern: eine ſolche Kursbefeſtigung wird 
nur erreicht, wenn die ſynchartale Geldart bei allen Beteiligten in valutariſcher 
Stellung iſt. Dem hält Hanna Neuſtätter (op. cit., S. 61 ff.) den Fall 
der ſkandinaviſchen Staaten im Kriege entgegen: die ſynchartale Goldmünze 
wird ſeit März 1916 in Schweden wie in Dänemark wieder „Währungsgeld“, 


ſeitdem auch die däniſche Bank ihre Noten wieder einlöſt; trotzdem bleibt das 


Disagio der däniſchen Währung gegen die ſchwediſche beſtehen und ſchwankt auch 
weiter. H. Neuſtätter läßt es offen, wie ſich dieſer Fall im Knappſchen Syſtem 
unterbringen läßt, wozu meines Erachtens manches andere, zum Beiſpiel die 
Goldausfuhrverbote, die während des Krieges in den nordiſchen Staaten beſtanden 
haben, berückſichtigt werden müßten. 

2 Vgl. Albert E. Janſſen, Les conventions monétaires, Paris 1911. 
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den Metallvorrat der Notenbank, ſondern auf die jeweilige Stellung 
des Landes im internationalen Wirtſchaftsverkehr an. 

Dieſer Gegenſatz iſt jedoch nur künſtlich konſtruiert. Wer wußte 
es noch nicht, daß die intervalutariſchen Kurſe letztlich durch die 
„Zahlungsbilanz“, das Verhältnis der jeweils fälligen date | 
und Forderungen gegen das Ausland beſtimmt werden? Jedenft alls 
iſt das ſeit jeher die metalliſtiſche Meinung, die ſich mit der Knappſchen 
auch darin deckt, daß ſie neben Schulden und Forderungen auch 
„Stimmungen“ als kursbeſtimmend gelten läßt. Dieſe letzte Über {= 
einſtimmung ift beſonders hervorzuheben, weil ſie zeigt, daß Knapp 
im Grunde, ſoweit es ſich um das Verſtändnis der intervalutariſch chen 
Kurſe handelt, in nicht weſentlich anderen Bahnen als der ber- 
kömmliche Metallismus wandelt. Dieſer ſtellt nämlich feſt, daß 15 
Valutakursſchwankungen der Papierwährungsländer vielfach in keinem 
erkennbaren Zuſammenhang mit Anderungen der Zahlungsbilan 
desſelben Landes ſtehen und findet hierfür eine einfache Erklärung 
treten an einem ausländiſchen Deviſenmarkt unſere Zahlungsmittel 
dauernd in einer Menge auf, die den Bedarf des Auslandes fer 
Zahlungen an uns weſentlich überſteigt, dann kann das überſchüſſige 
Angebot nur bei der „Spekulation“ untergebracht werden, die in 
ihrer Preisſtellung, welche bei genügend großem Überſchuß für den 
ganzen Kurs maßgebend iſt, ſich von „Stimmungen“ beſtimmen läßt; 
ebenſo bei dauerndem Nachfrage-Überſchuß. Der Kurs, der den 
Gelde des Papierwährungslandes mit paſſiver Zahlungsbilanz 9 
willigt wird, iſt nun offenbar um jo günſtiger für dieſes Land, je 
größer die Hoffnung auf baldige Einlöſung des Papiers in Gold, 
was von den allgemein wirtſchaftlichen und politiſchen Chancen des 
Landes und zum Teil auch von dem Vertrauen an den „guten 
Willen“ ſeiner Regierung (Devalvationsabfihten!) abhängt. Ganz 
dasſelbe muß bei Knapp gemeint ſein, wenn er jene Stimmungen 
als „Meinungen über den künftigen Verlauf der geſchäftlichen Be⸗ 
ziehungen“ definiert (S. 208) und wenn er den „Geldwechsler“, 
der Dr el angeſichts der Ungewißheit über zukünftige 


1 So habe ſich die öſterreichiſche Valuta vom Anfang 1893 bis November 
desſelben Jahres beträchtlich verſchlechtert, trotz gleichzeitiger leichter Beſſerung 
der Golddeckung. (Es kommt eben nicht darauf an, fügt Knapp ſelbſt hinzu 
[Staatliche Theorie, S. 384], „ob der Schuldner zahlen kann, ſondern ob er 
wirklich zahlt“). Vgl. auch Knapp, Die Währungsfrage vom Staate aus ber 
trachtet, in dieſem Jahrbuch 1907, abgedruckt in „Diehl und Mombert, Aus 
gewählte Leſeſtücke“ J 2, S. 211. 
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Kursentwicklung zu einem „ſehr ſchlechten Kaufmann“ ſtempelt 
(S. 241/242). Freilich läßt es ſich empiriſch zumeiſt nicht beweiſen, 
daß ſich die Börſenſtimmung bezüglich einer entwerteten Valuta 
an beſtimmten Goldeinlöſungs⸗Chancen „orientiert“. Stets orientiert 
ſie ſich aber an Chancen, die zukünftige Verwertbarkeit des be⸗ 
treffenden Landesgeldes an Goldes Statt bedeuten. Die vorausſicht⸗ 
liche Fähigkeit einer Volkswirtſchaft, ihre Warenausfuhr ſteigern zu 
können, iſt z. B. eine ſolche Zukunftschance, die von der Spekulation 
unter Umſtänden an der Hand rein politiſcher Momente beurteilt 
wird, wofür der Markkurs ſeit Kriegsausbruch reichlich Beiſpiele 
bietet!. Es iſt alſo unweſentlich, ob man die Ausſicht auf den 
„künftigen Verlauf der geſchäftlichen Beziehungen“ oder die auf 
künftige Einlöſung in Gold als maßgebenden Stimmungsfaktor an⸗ 
ſieht, und die Knappſche Formulierung beſitzt nicht den Vorzug 
größerer Allgemeinheit. Jedenfalls läßt es ſich nicht leugnen, daß 
die Einlöſungs⸗Chance preisbeſtimmend wirkt; vielmehr iſt das ſo⸗ 
wohl a priori einleuchtend, als auch in einzelnen Fällen nachweis⸗ 
bar. So in der neueren Währungsgeſchichte Spaniens und Ruß⸗ 
lands, die Knapp unberückſichtigt läßt. In Spanien z. B. ſank das 
Goldagio „von 42 Proz. im November 1901 .. . auf 35,878 im 
Dezember und 34,3 Proz. im Januar 1902 in der Erwartung der 
bevorſtehenden Reformen auf dem Gebiete des Geld⸗, Bank⸗ und 
Finanzweſens“, die die Noteneinlöſung vorſahen?. Knapp geht nur 
auf einen ſolchen Fall näher ein. In Oſterreich waren in den 
ſiebziger Jahren Banknoten und das noch umlaufende Staats⸗ 
papiergeld „valutariſch“; fie waren uneinlösbar und das Silber, 
auf das ſie nominell lauteten, wurde mit Aufgeld gehandelt. Nun 
trat auf dem Weltmarkte die Silberentwertung ein; etwa im Juni 


1 „über den Einfluß von „Stimmungsfaktoren“ auf den Markkurs im 
Kriege vgl. Diehl, Fragen des Geldweſens und der Valuta, 1918, S. 44 ff.; 
dagegen Terhalle in Pohles Zeitſchrift, 1918, S. 435 ff. Terhalles Argu⸗ 
mentation (zum Teil im Anſchluß an Caſſel) für die Theſe, nach der die Kurs⸗ 
ſchwankungen der deutſchen „Kriegsvaluta“ nicht von irgendwelcher Zukunfts⸗ 
bewertung abhingen, überfieht, daß ſolche Stimmungsfaktoren („Vertrauen“) nur 
relativ ſelten ſichtbar werden, ſichtbar auch für denjenigen, der außerhalb des 
Marktes ſteht (wie es zum Beiſpiel 1916 nach dem Friedensangebot der Zentral⸗ 
mächte oder im Spätſommer 1918 eklatant der Fall war), was jedoch ihrer realen 
Bedeutung keinen Abbruch tut. 

2 Hennicke, Die Entwicklung der ſpaniſchen Währung 18681906, 
Stuttgart 1907, S. 108. Über Rußland vgl. Ratner, Rubel⸗ und Wechſel⸗ 
kurſe (Münchener Diſſertation), 1898, S. 46 ff. 

Schmollers Jahrbuch XLV 2. 17 


EP N 9 
7 — 


258 Melchior Palyi [62 


1878 verſchwand in Wien das Silberagio, um bald einem Silber: 
disagio (gegenüber dem in Silber „einlösbaren“ Papier!) Platz zu 
machen, was dann im Januar 1879 zur Sperrung der Silber: 
prägung (ſeit 1892 auch für das quantitativ nicht ſehr ſchwer— 
wiegende ärariſche Silber) führte. Für die Staatliche Theorie ſind 
dieſe merkwürdigen Dinge, nach Knapp, leicht verſtändlich: das 
Silber befand ſich nach wie vor in akzeſſoriſcher Stellung; als 
akzeſſoriſches Geld konnte es einmal poſitives, ſpäter negatives Agio 
erhalten (S. 156 ff.). Wie einfach! Die Schwierigkeit liegt jedoch 
in folgendem: in dem Augenblick, in dem das Silber Disagio er⸗ 
hielt, ſtand ja nichts mehr im Wege, die „Barzahlung“ in Silber, 
dieſes Jahrzehnte hindurch (von kurzen Zwiſchenräumen abgeſehen) 
vergeblich erſtrebte Ziel aller öſterreichiſchen Finanzverwaltungen, zu 
verwirklichen; ſelbſtverſtändlich war die Notenbank von nun an gerne 
bereit, jedem, der unklug genug war, dies zu verlangen, Staats⸗ 
und Banknoten zum Nennwert in Silbergulden umzutauſchen; wie 
iſt da das Disagio des Silbers zu erklären? Daß der Silber: 
gulden mit der Einſtellung der freien Ausprägung aufhörte „bar“ 
zu fein und „notal“ wurde (S. 373 ff.), das hat nur terminologiſches 
Intereſſe, und der Hinweis auf die dauernd akzeſſoriſche Stellung 
desſelben iſt irreführend, wenn ihn Knapp (S. 367) damit begründet, 
daß die Noten „rechtlich uneinlösbar“ blieben. Denn im Sinne 
Knapps ſelbſt kommt es nicht auf die „rechtliche“, ſondern auf die 
faktiſche Einlösbarkeit an; und im übrigen iſt die akzeſſoriſche 
Stellung eine — vor 1879 unbeabſichtigte, ſeither vom Staate ge⸗ 
wollte — Folge des Agios: ſolange das Agio poſitiv war, konnte 
der Staat nicht zur Einlöſung ſchreiten, und er wollte es nicht mehr 
tun, nachdem das Agio negativ wurde. Alſo war die akzeſſoriſche 
Stellung des Silbers eine Folge ſeines Agios, indem der formelle 
Entſchluß des Staates eben durch die Rückſicht auf das Agio be⸗ 
ſtimmt wurde, und nicht umgekehrt!. Die Antwort auf unſere 
Frage kann im Sinne Knapps nur dahin lauten?, daß das öſter⸗ 
reichiſche Währungsgeld durch die Sperrung der Münze für das 
Silber von allen Einflüſſen des Silbermarktes befreit wurde; von 
da ab war der Preis für Wechſel auf Wien (im Auslande) nur 


1 Wie ſich das zur Knappſchen Auffaſſung vom rein „chartalen“, aus⸗ 
ſchließlich durch ſtaatlichen Willensentſchluß bedingten Charakter der valutariſchen 
Stellung einer Geldart verhält, darauf kommen wir noch zurück. 

2 Vgl. die breit gewundenen Ausführungen in der Staatlichen Theorie, 
S. 368 ff. 
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noch von der Zahlungsbilanz Oſterreichs und allenfalls von 
„Stimmungen“ über die zukünftige Entwicklung der Geſchäfte ab⸗ 
hängig. Dabei überſieht aber der Chartaliſt, daß nunmehr das 
Währungsgeld Oſterreichs faktiſch in Silber einlösbar war und daß 
ſein Wechſelkurs hätte dementſprechend den Schwankungen des 
Londoner Silberpreiſes, wenn auch in würdiger Entfernung, folgen 
können!, — wäre nicht noch ein „Stimmungsfaktor“ im Spiele ge⸗ 
weſen, der bei Knapp völlig unter den Tiſch fällt. Maßgebend für 
den Wechſelkurs war nämlich die Ausſicht auf Einlöſung der Noten 
in Gold geworden. Die Grundlage für ſolche Bewertung bot der 
rapide wirtſchaftliche Aufſtieg der Donaumonarchie ſeit der Her⸗ 
ſtellung des Dualismus, der den Anſchluß Oſterreich⸗Ungarns an das 
internationale Währungsmetall: Gold nahelegte. Die Regierung ſeſbſt 
gab ihren diesbezüglichen Willen: Übergang zur Goldwährung ohne 
Devalvation verſchiedentlich, ſo ſchon 1867 durch den Annäherungs⸗ 
verſuch an die franzöſiſche (damals Gold⸗)Währung und insbeſondere 
durch Artikel XII des Zoll⸗ und Handelsvertrags zwiſchen Oſterreich 
und Ungarn vom 24. Dezember 1867 kund, worin ausdrücklich die 
„baldigſte Einführung der Goldwährung nach den Grundſätzen der 
Pariſer Münzkonferenz (alſo ohne Devalvation!) für beide Reichs- 
hälften in Ausſicht geſtellt“ wurde. Mochte das Publikum in ſolchen 
Kundgebungen, wie auch in der ſeit 1870 begonnenen Prägung von 
goldenen Acht⸗ und Vierguldenſtücken zunächſt nur den „frommen 
1 nach dem Golde erblicken: der ſteigende Kredit der Monarchie 
im Auslande ließ im Zuſammenhang mit ſolchen Kundgebungen 
keinen Zweifel mehr übrig, zumal die Notenbank in aller Stille zur 
Anſammlung eines Goldvorrates ſchritt und Silberverkäufe vornahm, 
als ſie ferner — ſtatutenwidrig! — ſeit 1876 die Annahme von 
Silber zur Münzprägung verweigerte und als dieſes Verhalten im 
Anfang 1879 vollends auch, wie ſchon erwähnt, geſetzlich ſanktioniert 
wurde. Jeder Einſichtige mußte von da ab mit der Möglichkeit 
baldigen Übergangs („al pari“) zur Goldwährung rechnen, was die 
vollſtändige Loslöſung des öſterreichiſchen Wechſelkurſes vom Silber⸗ 
preis zwanglos erklärt?. So beweiſt dieſes Hauptbeiſpiel Knapps, 


1 Ein Blick auf die bezüglichen Zuſammenſtellungen in den „Statiſtiſchen 
Tabellen zur Währungsfrage“, Wien 1892, zeigt, daß ein folcher Zuſammenhang 
zwiſchen Silberpreis und Guldenkurs nicht beſtand. 

2 Vgl. R. Zuckerkandl, Art. „Gſterreichiſch⸗Ungariſche Bank“ im Hand» 


wörterbuch II® (1909), S. 428, 432; Laughlin, op. cit. S. 532 ff.; 


C. Menger, Beiträge zur Währungsfrage, Jena 1892. 
17 * 
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das er im einzelnen recht lückenhaft — Lücken zu ungunſten des 
Metalliſten! — daritellt!, daß die metalliſtiſche Formulierung von 
der „Einlöſungsausſicht“ als ſtimmungsmäßiger Faktor der Kurs⸗ 
bildung (neben der Zahlungsbilanz) das Problem präziſer löſt als 
die Knappſche, unbeſtimmte Wendung von der Ausſicht auf den 
„künftigen Gang der Geſchäfte“. 

Weſentlich iſt, daß es den von Knapp konſtruierten Gegenſatz 
zwiſchen ſeiner „Geſchäftstheorie“ und einer „metalliſtiſchen“ nicht 
gibt. Beide erklären den Wechſelkurs aus der Zahlungsbilanz und 
beide laſſen daneben auch Stimmungsfaktoren gelten. Ahnlich ver⸗ 
hält es ſich mit einer weiteren Polemik Knapps gegen den Metalliſten: 
dieſer wiſſe nichts von „exodromiſcher“ Geldverwaltung, d. h. vom 
Eingreifen des Staates in die Kursgeſtaltung; er könne einen 
ſtabilen Wechſelkurs zwiſchen zwei Ländern gar nicht anders als 
„automatiſch“ herbeigeführt denken, durch freie Ausprägbarkeit des⸗ 
ſelben Metalls in beiden Ländern (S. 284 ff.). Von dieſem Gegen⸗ 
ſatz gilt wie von dem vorigen: er exiſtiert in Wirklichkeit nicht. Die 
drei Arten exodromiſcher Verwaltung, die Knapp aufzählt, — Dis⸗ 
kontopolitik, Deviſenpolitik im Inlande und Deviſenpolitik im Aus⸗ 
lande —, ſind dem Metalliſten in ihrer Bedeutung für die Ent⸗ 
wicklung der „Valuta“ ſehr wohl geläufig, und er kann auch weitere 
Maßnahmen, die in das Kapitel „Exodromie“ gehören, namhaft 
machen?. — Ferner iſt es auch nicht richtig, daß das im inneren 
Verkehr ſchon ſeit geraumer Zeit andauernde Vordringen „notaler“ 


1 Knapp ſpricht nur von dem Fehlen einer rechtlichen Verpflichtung zur 
Einlöfung der Noten in Silber und verſchweigt ſowohl die faktiſche Einlöſungs⸗ 
bereitſchaft der Bank als auch ihre Bemühungen, Silber (gegen Gold oder 
Noten) abzuſtoßen uſw. So war es nicht ſchwer, auf die „Einlöſungsausſicht“ 
als Preisbeſtimmungsgrund zu verzichten. 

2 Staatliche Theorie, S. 255. — Den Verſuch der Ergänzung der Knapp⸗ 
ſchen Klaſſifikation exodromiſcher Maßnahmen unternimmt ſein Schüler Joh. 
Scheffler (Das Geldweſen der Vereinigten Staaten von Amerika im 19. Jahr⸗ 
hundert vom Standpunkte des Staates, Straßburg 1908, S. 75 ff.): „ein ganz 
neuer und ſeitdem unſeres Wiſſens in dieſer Form nicht dageweſener (2) exodro⸗ 
miſcher Eingriff“ ſei die amerikaniſche Goldanleihe im Auslande 1895 geweſen. 
Ferner rechnet er (S. 120/21) auch die zinsfreien Vorſchüſſe des Schatzkontrolleurs 
Shaw im Frühjahr und Herbſt 1906, welche die Förderung der Goldeinfuhr 
bezweckten, zu der exodromiſchen Politik. Und ein anderer Schüler Knapps, 
Fritz Rüte (Das Geldweſen Spaniens ſeit 1772, Straßburg 1912, S. 248) 
rechnet auch die Beſchränkung der Zinszahlung in Gold auf Ausländer, die 
Einſtellung der Silberprägung und die Erhebung der Zölle in Gold mit Recht 
zu den exodromiſchen Maßnahmen Spaniens (ſeit 1899). 
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Geldarten (Scheidemünze und Papier, ferner Schecks uſw.) an Stelle 
des Bargeldes „metalliſtiſch gar nicht zu erklären“ ſei (S. 266 ff.). 
Die Tatſache ſelbſt iſt dem Metalliſten durchaus erklärlich, zumal 
in dem Falle, an den Knapp denkt: Entwicklung des binnenſtaat⸗ 
lichen Zahlungsweſens vor dem Kriege. Solange die Einlösbarkeit 
der „Geldſurrogate“ in Gold aufrechterhalten bleibt, ſo lange liegt 
Goldwährung vor, und eine Meinungsverſchiedenheit kann allenfalls 
darin beſtehen, daß der Nominaliſt ſich über jede neue notale Geld⸗ 
art, über jedes Zurücktreten des Währungsmetalls „freut“ !, während 


der Metalliſt praktiſche Bedenken hegen mag. Das wäre nur ein 


Unterſchied im Werturteil, nicht aber in der „Erklärung“. Und ſelbſt 
der werturteilsmäßige Gegenſatz wird nur zu leicht überſchätzt, 
namentlich wenn man der Staatlichen Theorie Feindſchaft gegen 
die Goldwährung oder dergleichen vorwirft?; nichts liegt ihr ferner, 
als zugunſten der einen oder anderen Währungsart Partei zu er⸗ 


1 Zum Beiſpiel empfinde der Chartaliſt (S. 309) „ungetrübte Freude“ 
darüber, daß 1864 die Silbermünzen unter fünf Franken aufhörten, in Frank⸗ 
reich frei ausprägbar zu ſein und mithin „notal“ wurden, während der Metalliſt 
„Diefe Entwicklung eigentlich bedauern“ müßte: die Entwicklung zur planmäßigen 
Regelung der Menge der umlaufenden Scheidemünze! An ſolchen und ähnlichen 
Stellen der Staatlichen Theorie muß man die konſequente Anonymität des 
„Metalliſten“ doch peinlich empfinden. 

2 So iſt es zum Beiſpiel nicht erſichtlich, was A. Voigt zu der Annahme 
berechtigt (in Büchers Zeitſchrift 1906, S. 329 Anm.), das Disagio verſchlechterter 
Münzen ſei nach Knapp lediglich auf das „metalliſtiſche Vorurteil“ zurück⸗ 
zuführen, oder womit Menadier den Vorwurf, Knapp habe den „Staat mit 
einer Machtfülle wirtſchaftlichen Wirkens umkleidet, welche er zu keiner Zeit 
ausgeübt hat“ (Zeitſchrift für Numismatik, 1908, S. 205), begründen könnte. 
Knapp warnt den Staat ganz ausdrücklich davor, ſich ohne Rückſicht auf die 
innere „Ordnung“ des Geldweſens und auf die Wechſelkurſe durch beliebige Ver⸗ 
mehrung der Notalgeldmenge fiskaliſchen Gewinn zukommen zu laſſen (Staatliche 
Theorie, S. 176/77 und in dieſem Jahrbuch 1907, S. 1537). Überhaupt läßt 
der Wortlaut der Staatlichen Theorie keinen Schluß auf ein ihr etwa zu⸗ 
grunde liegendes, praktiſches Streben zu, und jede ſolche Vermutung, wie die 
von mir (in der „Europäiſchen“ 1918, S. 573/74) ausgeſprochene: man könne 
hinter den „theoretiſchen“ Sympathien für Papiergeld „den warmherzigen Sozial⸗ 
politiker vermuten, dem es darauf ankommt, das Wirtſchaftsleben ... obrig⸗ 
keitlich regeln zu können“, — iſt und bleibt Vermutung. Knapp ſelbſt hat 
keinen Verſuch unternommen, ſeine Lehre anders als allenfalls im Sinne geld⸗ 
und münztechniſcher Vorſchläge zu verwerten; andere praktiſche, gar ein⸗ 
kommenspolitiſche Verwertung, zu der die Lehre freilich einige Eignung beſitzt, 
hat er ſtets, ſoviel ich ſehe, ſtrikte vermieden. über gelegentliche „publiziſtiſche“ 
Wendungen bei Knapp (zum Beiſpiel S. 270, 272) vgl. Lotz weiter unten und 
in dieſem Jahrbuch 1906, S. 1250/51. 
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greifen. Solche Parteinahme vermeidet fie nicht bloß, ſe würde 
ihrem Weſen zuwider laufen. Denn die Stellung dieſer Theorie 
zur Praxis iſt in den zwei Sätzen voll enthalten: 1. die Wahl der 
Zahlungsmittel im Inlande iſt gleichgültig, ſofern nur für ihre 
Einlösbarkeit in Währungsgeld geſorgt wird (S. 273/74); und 
2. iſt auch die Wahl des Währungsgeldes irrelevant, wenn man 
nur für die Aufrechterhaltung der einmal gewählten Parität zur 
Geldeinheit des „handelspolitiſch“ führenden Auslandes ſorgt. Wo⸗ 
mit ſich im Grunde auch der Metalliſt einverſtanden erklären kann; 
und wenn ihm die Entſcheidung über dieſe wie über jene „Wahl“ 
nicht ganz ſo gleichgültig erſcheint, ſo liegt das nicht an einer 
geheimen Ehrfurcht vor dem Metall, ſondern an der Erfahrung, 
daß dieſe wie jene Entſcheidung oft das Verhängnis oder doch der 
Anfang vom Ende ſtabiler Wechſelkurſe wurde. 

Trotz all der Übereinſtimmung! bleibt ein fühlbarer Reſt von 
Gegenſatz der „Schulen“ übrig, der ſich nicht mehr überbrücken läßt. 
Er äußert ſich bereits darin, daß Knapp den praktiſchen Vorzug der 


1 Auch in der Frage nach den Beſtimmungsgründen des Wertverhältniſſes 
zwiſchen Gold und Silber beſteht im Grunde kein Gegenſatz. Auch die Staat⸗ 
liche Theorie (S. 219 ff.) iſt ja der Meinung, daß auf dem Edelmetallmarkt 
ſowohl induſtrielle Verwendung als auch geldmäßige Verwertbarkeit je nach dem 
Stand der Zahlungsbilanz der Länder, in denen das betreffende Metall valu⸗ 
tariſch iſt, preisbeſtimmend wirken. Nur ſtellt ſie bewußt den zweiten Faktor in 
den Vordergrund, ohne jedoch überzeugen zu können, was an dem Fehlen ein⸗ 
gehender, ſtatiſtiſcher Vergleiche liegt, wie ſie zum Beiſpiel für die Entſcheidung 
der Frage: was jeweils früher eintrat, Silberpreisſturz oder Valutaentwertung 
der Silberwährungsländer, erforderlich wären. Die von Raynaud (in den 
„Questions monétaires contemporaines“, Paris 1905, S. 320 ff.) und anderen 
angeſtellten Unterſuchungen dieſer Art, auf die Knapp trotz aller Breite keinen 
Bezug nimmt, laſſen ſich durch ſeine illuſtrativen Einzelbeiſpiele nicht gut erſetzen. 
Seine Auffaſſung übrigens, daß der Silberpreis in der Periode 1871—93 im 
weſentlichen durch den Rupienkurs beſtimmt wurde, und daß die Produktions⸗ 
verhältniſſe des weißen Metalls auf deſſen Preis nur nebenſächlichen Einfluß 
gehabt hätten, iſt unrichtig und das Gegenteil bereits von Helfferich, Das 
Geld (1910), S. 454 ff. erwieſen. Indiens Zahlungsbilanz war in der fraglichen 
Periode zweifellos aktiv, was ein Steigen des Silberpreiſes hätte hervorrufen 
mülfen, — wenn es nach Knapp ginge. Er überſieht auch, daß ſeit der Sperrung 
der indiſchen Münze China für Silber noch immer ſo gut wie unbeſchränkt 
aufnahmefähig blieb, und daß gerade deshalb der chinefifche Wechſelkurs dem 
Silberpreis entſprechend zu ſchwanken pflegte und nicht umgekehrt, wie es die 
Staatliche Theorie fordern würde: der Silberpreis nach dem intervalutariſchen 
Kurs des Shanghai⸗Thaels. Vgl. Chriſtian Paultre, La question moné- 
taire en Chine et au Japon (in „Questions monét. contemp.“ S. 730 ff.) 
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„Hylodromie“ für die Sicherung der Parität kaum erwähnt. Er 
verſchweigt auch, was ihm die Kritik mit Recht vorhielt!, daß Diskont⸗ 
und Deviſenpolitik ohne „Barverfaſſung“ des Goldes (d. h. feſter 
Ankaufspreis für jede Menge des Metalls und Fürſorge für Voll⸗ 
wichtigkeit der Stücke) den Kursſchwankungen immer nur nachhinken 
und gar durch fortwährende Anderungen des Diskontoſatzes dem 
Wirtſchaftsleben ſchwere Belaſtung zumuten würden. Es hilft da⸗ 
gegen nichts, anzunehmen, daß der Wechſelkurs „in der Regel eine 
gewiſſe Trägheit“ habe (S. 209), weil „in ruhigen Zeiten“ die 
„Schuldverhältniſſe von Land zu Land .. . unabſehbar mannigfaltig 
und zahlreich“ wären und daher „die Geſamtwirkung derſelben, die 
im Valutakurſe zum Ausdrucke gelangt, nicht allzu plötzlichen 
Anderungen unterworfen“ ſei (S. 246). Denn es iſt nicht zu er⸗ 
ſehen, weshalb die „Unabſehbarkeit“ internationaler Schuldverhält⸗ 
niſſe beträchtliche Schwankungen der Wechſelkurſe, Schwankungen 
von Tag zu Tag, ſelbſt bei gleichbleibendem Durchſchnitt für längere 
Perioden, verhindern müßte. Nur bei ſtriktem Feſthalten an der 
Barverfaſſung des Goldes ſind die Kurſe innerhalb enger Grenzen 
gehalten, für deren Innehaltung durch die Goldarbitrage oder auch 
durch die bloße Verwertung von Goldguthaben, die unter Umſtänden 
auf den Waren⸗ und insbeſondere auf den Kreditmärkten ent⸗ 
ſprechende Wirkungen auszulöſen vermag, ſozuſagen automatiſch 
geſorgt wird. Bei jeder anderen Politik der Kursregelung liegt die 
Gefahr nahe, daß die adminiſtrativen Maßnahmen den Schwankungen 
auf dem Deviſenmarkt „nachhinken“ werden und den Kurs nicht 


1 Insbeſondere hat Lotz auf Lücken der Knappſchen Wechſelkurstheorie 
hingewieſen, indem er (op. cit., S. 1241 ff.) das Wirkſamwerden des Mechanis⸗ 
mus, der bei Barverfaffung und mittels Diskontpolitik die Deviſenkurſe reguliert, 
anſchaulich ſchilderte. Nur ſchießt die Kritik über das Ziel hinaus, wenn ſie 
der Staatlichen Theorie zumutet, dieſe glaube 1. an die Möglichkeit der Gold⸗ 
auspowerung aus einem Lande mit Barverfaſſung und 2. an die Möglichkeit 
der Kursregulierung mittels bloßer Deviſenpolitik (ohne Barzahlung), an beide 
ohne Rückſicht auf die Zahlungsbilanz des betreffenden Landes: während die 
fraglichen Theſen Knapps felbftredend ungünſtigen (im erſten) bzw. günſtigen 
(im zweiten Falle) Stand der Zahlungsbilanz vorausſetzen. Auch kennt Knapp, 
entgegen der Lotzſchen Meinung (S. 1245) ſehr wohl die „automatiſche“ Kurs⸗ 
reglung durch Hylodromie (ſiehe oben im Text) und erblickt darin alles weniger 
als „bloß die Kunſt, den Edelmetallpreis im inländiſchen Gelde zu fixieren“. 
Sogar iſt die Hylodromie nach ihm „für den inneren Verkehr gleichgültig“ 
(Staatliche Theorie, S. 277) und nur für den Kurs von Belang, der dann aller⸗ 
dings auch (S. 280) „ohne Hylodromie und ohne Barverfaſſung zu befeſtigen“ iſt. 
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in fo enge Grenzen wie die Goldpunkte zu bannen vermögen, wofür 


der ſeit Mitte der neunziger Jahre durch „Deviſenpolitik“ regulierte 


Rupienkurs ein gutes Beiſpiel bietet !. 

Wichtiger als ſolche Meinungsverſchiedenheit im „einzelnen“, 
iſt die grundſätzliche Frage: was denn letztlich das „Wertmaß“ iſt, 
an dem die Wertſchwankungen der Währungen im zwiſchenſtaatlichen 
Verkehr zu meſſen ſind? Die Antwort des Nominaliſten kann nicht 
zweifelhaft ſein: die Geldeinheit des valutariſchen Inlandes iſt ſtets 
der feſte Maßſtab, an dem ſich alle Preiſe: die des Edelmetalls 
ſowohl als auch die des ausländiſchen Geldes gemeſſen werden?; 
daran ändert auch nichts, daß dem einen wie dem anderen künſtlich 
ein feſter Preis verliehen werden kann. Der feſte Goldpreis in 
Goldwährungsländern liegt nicht etwa am Golde, ſondern an der 
„Hylodromie“, alſo daran, daß dem Golde von Staats wegen ein 
feſter Preis, ausgedrückt in dem ſeiner Natur nach feſten Maßſtab, 
in der valutariſchen Geldeinheit, verliehen wurde. Daß ſich dieſer 
feſte Goldpreis international durchſetzte, das liegt wiederum nicht 
an irgendwelchen Eigenſchaften des Goldes, ſondern einfach an der 
kommerziellen Überlegenheit der Goldwährungsländer. Und über⸗ 
haupt verdankt das Gold nach Knapp ſeinen Siegeszug durch die 
ziviliſierte Welt nicht feiner Beliebtheit oder feinem „Stoffwert“, 
wie es der Metalliſt glaube, ſondern eben derſelben kommerziellen 
Überlegenheit eines Wirtſchaftsgebietes über das andere. Nicht weil 
„Gold Gold iſt“, ſondern weil „England England iſt“, deshalb 
ſchloß ſich ein Staat nach dem anderen, die deutſche Münzreform 
von 1871 an der Spitze, der Währung an, die ſich das den Welt⸗ 
markt beherrſchende Land gewählt hat (S. 346 ff., 370). Mögen 
die Männer, die jene Reform in Deutſchland und anderwärts voll⸗ 
bracht haben, von welchen „metalliſtiſchen“ Motiven immer geleitet 
geweſen ſein, — von irrationeller Vorliebe für Gold oder einfach 
von dem Beſtreben, das in England bewährte Syſtem nachzuahmen —, 
der „Sinn“ ihres Handelns war, bewußt oder unbewußt, ſtets das 
Streben: eine „Parität“ zu dem im Handelsverkehr maßgebenden 
Lande zu erlangen. Überhaupt hält Knapp daran feſt, daß die 


1 Vgl. Keynes, Indian Currency and Finance, London 1913. 

2 Der intervalutariſche Kurs iſt der „Preis des auswärtigen valutariſchen 
Geldes ... ausgedrückt im eigenen valutariſchen Gelde“ (S. 248). Der Fall 
indirekter Kursnotierung (London!) wird nicht erwähnt, wohl in der — ſehr be⸗ 
rechtigten — Meinung, daß es ſich um den „Sinn“ der Notierung und nicht 
um ihre Technik handelt. 
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Währungspolitik nach außen nur den Sinn habe, die Wechſelkurſe 
gegen das wirtſchaftlich überlegene Ausland zu ſtabiliſieren, was 
man früher nur mittels Anpaſſung an deſſen Währung, durch Ver⸗ 
wendung des dort frei ausprägbaren Stoffes hier ebenſo in valu⸗ 
tariſcher Stellung, erreichen zu können glaubte; erſt die Er⸗ 
fahrungen in Oſterreich (vor dem Kriege) haben erwieſen, daß 
dasſelbe Ziel ſich auch auf anderem Wege, durch „exodromiſche“ 
Maßnahmen erreichen läßt. Beide Methoden ſind zuläſſig, da 
„wir die Geldſyſteme aus exodromiſchen Gründen wählen, — und 
politiſch iſt es gleichgültig, ob dabei auch Vorurteile mitſpielen“ 
(S. 282). 

Hier liegt nun in der Tat eine ſehr ernſte Meinungs⸗ 
verſchiedenheit vor. Unter dem „Sinn“ menſchlicher Handlungen 
pflegt man nämlich den ſubjektiven, von den Handelnden ſelbſt 
gemeinten Sinn zu verſtehen, während Knapp das währungs⸗ 
politiſche Verhalten offenbar in einem objektiven Sinne deutet. Er 
gibt zu, daß der Wille der Handelnden, die die deutſche Währungs⸗ 
reform von 1871 in Gang ſetzten, metalliſtiſch motiviert war; der 
„Sinn“ ihrer Tat ſoll aber doch ein rein exodromiſcher: Anpaſſung 
an das handelspolitiſch führende England, geweſen ſein. Nicht die 
Ziele, die ſich die Regierenden geſteckt haben, ſind dabei maßgebend, 
ſondern was der Staat „nicht bewußt, aber aus ſeiner Handlungs⸗ 
weiſe erkennbar“ „präſumiert“ (S. 17). Es liegt alſo ein Gegenſatz 
der Methoden vor, wenn Knapp unter dem Sinn währungspolitiſcher 
Einrichtungen nicht den ſoziologiſch⸗empiriſch allein zuläſſigen, ſub⸗ 
jektiv gemeinten verſteht, ſondern den „Sinn“, der ſich ergibt, wenn 
man jene Einrichtungen „sub specie aeterni“ betrachtet, fie nach 
Maßgabe ihrer Bewährung im Sinne eines objektiven Maßſtabes wertet. 
Man wird dieſe Betrachtungsart wohl am beſten als eine geſchichts⸗ 
philoſophiſche bezeichnen und jedem das Recht gewähren, Maßſtäbe 
bilden zu dürfen, an denen gemeſſen die hiſtoriſchen Erſcheinungen einen 
von dem ſubjektiv gemeinten unabhängigen Sinn erlangen. Es mag 
jedem freiſtehen zu behaupten — um ein ganz draſtiſches Beiſpiel 
zu wählen —, der „Sinn“ von Kriegserklärungen ſei geweſen, den 
Frieden zu „ſichern“, oder der „Sinn“ eines Friedens, der den Be⸗ 
ſiegten faktiſch ſeiner Rechte beraubt: das Völkerrecht herzuſtellen. 
Unzuläſſig iſt es aber, die beiden Betrachtungsweiſen zu vermengen, 
den Doppelſinn, in dem vom „Sinn“ geſchichtlicher Ereigniſſe ge⸗ 
ſprochen wird, zum Vorteil einer Geſchichtsphiloſophie zu benutzen, 
indem der Schein erweckt wird, als ob man ſich im Reiche der 
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empiriſchen Forſchung bewegen würde, während man in Wirklichkeit 
irgendeine geſchichtsphiloſophiſche Konſtruktion zu begründen ſtrebt. 
Und man darf auch nicht vergeſſen, daß die Zahl ſolcher Kon- 
ſtruktionen in jedem Falle prinzipiell unbeſchränkt groß iſt: jede iſt 
zuläſſig, denn keine läßt ſich beweiſen. Wie ſoll es bewieſen werden, 
daß das Währungsſyſtem jeweils aus rein exodromiſchen Gründen 
gewählt wird, wenn man als Beweis nicht die zweifellos zuverläſſigen 
Willenskundgebungen der Handelnden verwertet, ſondern mit einer 
ſuperindividuellen Rationalität operiert, als ob ſich dieſe natur⸗ 
notwendig durchſetzen müßte. So operiert Knapp, denn die Deutung 
des Übergangs zur Goldwährung im Sinne einer ametalliſtiſchen 
Exodromie kann er gar nicht anders als mit dem Hinweis begründen: 
faktiſch ſei nichts als Befeſtigung beſtimmter Wechſelkurſe erreicht 
worden und dieſes Ziel allein, im Gegenſatz zu jedem „Vorurteil“ 
für ein Metall, ſei rationell verſtändlich. Als ob das, was im 


Sinne der Staatlichen Theorie „vernünftig“ iſt, auch notwendig 


„wirklich“ ſein müßte. Man wird unwillkürlich an den Hegelſchen 
„Weltgeiſt“ erinnert, der ſich auch ſcheinbar irrationeller Mittel 
bedient (die „Lift der Vernunft“ !), um die ihm immanente Logik 
zu verwirklichen; weſentlich verſchieden davon iſt die Harmonie 
von Rationalität und Wirklichkeit in dem Weltbild der klaſſiſchen 
Nationalökonomie, die jene Harmonie nicht „von ſelbſt“, ſondern 
durch das vernünftige Verhalten der wirtſchaftenden Individuen 
beſtimmen ließ. — Vor allem aber muß betont werden, um die 
methodologiſche Seite der Frage vorerſt beiſeite zu laſſen, daß in 
dem Fall, um den es ſich handelt, die Knappſche Deutung nicht 
einmal als Beurteilung nach Maßgabe der „Rationalität“ zu⸗ 
trifft. Wenigſtens die von ihm behandelten Fälle laſſen nur ſehr 
bedingt, wenn überhaupt den Schluß zu: die betreffenden Wechſel 
in der Währungsverfaſſung hätten nicht den „Sinn“, dem Lande 
das eine oder das andere Metall zu ſichern, ſondern nur den, die 


Deviſenkurſe zu ſtabiliſieren. Zunächſt iſt es garnicht erſichtlich, 


weshalb die Schwachen ſich der Währung des Starken anpaſſen 
müßten und nicht umgekehrt. Zu mindeſten bedarf es der Be⸗ 


— 


gründung, weshalb nicht ſchon längſt das an den Handel mit dem 


Kontinent ſo ſtark intereſſierte England ſich bemühte, um ſtabile 
Kurſe gegen das Kontinent zu erlangen, ſtatt die Währungsreformen 
abzuwarten. Für Englands Übergang zur Goldwährung im 18. Jahr⸗ 
hundert gibt übrigens Knapp ſelbſt zu, daß da exodromiſche Rück⸗ 
ſichten nicht maßgebend geweſen ſein konnten, da die geſamte übrige 
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Welt (beſtenfalls!) Silberwährung hatte (S. 264) 1. Seither wäre 
es für England doch entſchieden leichter geweſen, von Goldwährung 
zum Silber zu gelangen und die Kurſe auf dieſer Baſis zu be⸗ 
feſtigen, als für die Silberwährungsländer der umgekehrte Prozeß, 
wenn nicht rein „metalliſtiſche“ Gründe ſchwerer gewogen hätten, 
als das gewiß ſehr bedeutſame Intereſſe des britiſchen Außenhandels 
an feſten Deviſenkurſen?. Jedenfalls bietet der Fall Englands für 
die exodromiſche Deutung währungspolitiſcher Vorgänge eine „Aus⸗ 
nahme“ dar, während es nach Knapp methodiſch keinen größeren 
Fehler gibt, als eine Theorie trotz Anomalien aufrechtzuerhalten “. 
Ferner wird für die ausführlich behandelten Währungsänderungen 
in Frankreich des 19. Jahrhunderts (S. 304 ff.) die Deutung nach 
ihrem exodromiſchen „Sinn“ nicht einmal verſucht. Nur Deutſch⸗ 
lands und Oſterreichs Geldreform werden dieſem gedanklichen 
Experiment unterworfen, die deutſche unter ausdrücklichem, die öſter⸗ 
reichiſche unter ſtillſchweigendem Verzicht auf die Berückſichtigung der 


1 Speziell über die Gründe, die England nach der Bankreſtriktion (1817) 
zur Rückkehr zur Goldwährung veranlaßten, ſchreibt der „Chartaliſt“ Wolter 
(op. cit. S. 128): „Nicht etwa, weil man viel Gold in den Staatskaſſen gehabt 
hätte, kehrte man zur Goldwährung zurück, ſondern weil man es als zweckmäßig 
erkannt hatte. Gold war für den Großverkehr, für den das valutariſche Geld 
beſtimmt iſt, bequemer, handlicher und damit praktiſcher als Silber.“ Von 
exodromiſchen Gründen keine Spur zu finden! 

2 Knapp ſelbſt (S. 282/83) gibt zu, daß die Anpaſſung der Schwachen an 
die Starken angeſichts der damit verbundenen Koſten nicht ohne weiteres aus 
dem Handelsintereſſe der erſteren zu erklären iſt; entſcheidend ſei vielmehr das 
finanzielle Intereſſe, die Rückficht auf Erlangung von fremden Anleihen. Dieſe 
Rückſicht auf auswärtige Gläubiger fiel jedoch in der Zeit vor Mitte des 
19. Jahrhunderts kaum in die Wagſchale; ſie bedeutet für den Schuldner auch 


ſeither nur den Zwang, allenfalls Zinſen und Tilgungsquote in der Währung 


des Gläubigers zahlen und bei ſich für finanzielle Deckung in derſelben Währung 
ſorgen, keineswegs aber notwendig: bei ſich ſelbſt die Goldwährung einführen zu 
müſſen. — Um Englands Verhalten (im Sinne der Knappſchen Deutung) ver⸗ 
ſtändlich zu machen, wäre vor allem darauf hinzuweiſen, daß im internationalen 
Verkehr, zumal im Verkehr mit England, im vorigen Jahrhundert am meiſten 
mit Pfund Sterling gerechnet wurde; mithin hatte zumeiſt der Engländer die 
„feſte Valuta“, und er war folglich durch Kursſchwankungen verhältnismäßig 
wenig (aber keineswegs: gar nicht) tangiert. 

Eine „wirklich allgemeine Formulierung“ läßt „nicht Ausnahmen, ſondern 
nur beſondere Fälle“ zu (Staatliche Theorie, S. 20). „Wo in aller Welt erlaubt 
ſich eine andere Wiſſenſchaft, einen Vorgang, deſſen Wirklichkeit offenkundig iſt, 
als anomal zu bezeichnen, weil er einer herrſchenden Theorie widerſpricht?“ 
(S. 131). Vgl. ebenda S. 40—41. 
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Ziele, die von den betreffenden Staatsmännern ſelbſt als „Sinn“ 
ihrer Tat gemeint waren. Was ſpeziell Deutſchland anbelangt, ſo 
kann für den Anfang der ſiebziger Jahre, bevor der Preisſturz auf 
dem Silbermarkt eintrat, von einer ſolchen Handelsvorherrſchaft 
Englands, die die Goldwährung unumgänglich hätte erſcheinen laſſen, 
gar keine Rede ſein. England war damals das einzige Gold⸗ 
währungsland, während die Länder der lateiniſchen Münzunion 
Doppelwährung beſaßen, Holland und Skandinavien im Zeichen des 
Silbers ſtanden, Oſterreich und Rußland danach ſtrebten, ihr Papier⸗ 
geld in Silber einlöſen zu können. Die Doppelwährungsländer, 
insbeſondere Frankreich, wurden freilich in den ſechziger Jahren, als 
ſich das hiſtoriſch gewordene Wertverhältnis der beiden Edelmetalle 
angeſichts der kaliforniſchen Goldausbeute zugunſten des Silbers 
verſchob, mit Gold überſchwemmt, und auch in den Vereinigten 
Staaten zielte der 1866, zunächſt ſchüchtern, begonnene Abbau der 
Greenback⸗Wirtſchaft auf Herſtellung der Goldwährung 1. In allen 
bimetalliſtiſchen Ländern hielt man jedoch an dem Grundſatz der 
Prägungsfreiheit für beide Metalle (die Beſchränkung der Prägung 
für ſilberne Scheidemünzen tut dieſem Grundſatz keinen Abbruch) 
feſt und man dachte in dieſen Staaten ganz gewiß noch nicht daran, 
den „von ſelbſt“ eingetretenen Zuſtand überwiegenden Goldumlaufs 
künſtlich, etwa durch Demonetiſierung des Silbers oder durch 
Schließung der Münze für dasſelbe, zu verewigen. Knapp gibt, 
wie geſagt, zu, daß die Argumentation zugunſten der Währungs⸗ 
reform durchaus „metalliſtiſch“, an den techniſchen Vorzügen des 
gelben Metalls orientiert war und macht auch den damaligen Münz⸗ 
verwaltungen (S. 59, 65, 338, 341, 346) Befangenheit in metal 
liſtiſchen Vorurteilen nachdrücklich zum Vorwurf; trotzdem ſieht er 
in einem „dunklen Drang“, der zur Nachahmung des in dem 
„handelspolitiſch“ führenden Lande bewährten Syſtems trieb, die 


letzte Erklärung für die Wahl des Goldes (S. 350/51) und über⸗ 


ſieht dabei, daß die monetären Einrichtungen Frankreichs damals 


1 Vgl. Max Prager, Die Währungs⸗ und Bankreform in den Vereinigten 
Staaten, Berlin 1900, S. 18/19. — Die Einführung der Goldwährung in den 
Vereinigten Staaten 1834 ließ Knapp durch Scheffler (op. cit. S. 24,25) 
ebenfalls als „Anpaſſung“ an England deuten. Völlig unerklärbar bleibt dann, 
wie ſich die Amerikaner vorher (1792—1834) die Doppelwährung leiſten konnten. 
Scheffler überſieht unter anderm auch, daß der nordamerikaniſche Umlauf ſich 
damals infolge der geſetzlichen Unterbewertung des Silbers (1: 15 ſeit 1792) von 
ſelbſt mit Gold füllte. N 
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durchaus zufriedenſtellend funktionierten und die Doppelwährung 
ebenfalls nachahmungswert erſcheinen ließen. Darin iſt aber Knapp 
zweifellos beizupflichten, daß es für Oſterreich, nachdem ſich Deutſch⸗ 
land für das Gold entſchieden hatte und der Silberpreisſturz be⸗ 
gann, ſinnlos geweſen wäre, ſinnlos zumal aus exodromiſchen 
Gründen, nicht dem deutſchen Beiſpiel zu folgen. Nur wurden die 
erſten Schritte in Wien bereits 1870 unternommen, durch den 
Beginn der Anſammlung eines Goldſchatzes, zu einer Zeit, wo ſicher 
mur metalliſtiſche Geſichtspunkte maßgebend waren. Auch da ſteht 
alſo die exodromiſche Deutung nicht ohne weiteres feſt und Knapps 
Hauptargument iſt und bleibt doch der Hinweis auf die Möglichkeit 
der Kursbefeſtigung ohne „Barzahlung“, ſowie die ſelbſtverſtänd⸗ 
liche Vorausſetzung, daß beide Währungstypen — mit und ohne 
Barverfaſſung — unter einem einzigen begrifflichen Geſichtspunkt 
zuſammengefaßt werden müſſen. Dieſer kann nur die „Exodromie“ 
ſein, da der Metallismus nur auf den Fall der Barverfaſſung 
anwendbar iſt. So meint es wenigſtens Knapp, und es ſcheinen 
ihm drei Fälle rein exodromiſch orientierter Währungspolitik, 
für die jede metalliſtiſche Erklärung verſagen ſoll, vorgeſchwebt 
zu haben: 

1. „Alle Metalle könnten ſo häufig werden wie Waſſer oder 
ſo ſelten wie Helium“; trotzdem wird es Währungen geben; folglich 
iſt eine Währung „theoretiſch“ auch ohne Barverfaſſung möglich; 
q. e. d. (S. 280/81). Bedarf es wirklich einer Diskuſſion über 
dieſen „Fall“? Abgeſehen davon, daß Knapp hier einen in aller 
geſchichtlichen Zeit wirkſam geweſenen Grund des „Metallismus“ 
andeutet: das Wegfallen dieſes Bewertungsfaktors und damit des 
Metallwertes ſelbſt würde nur dann etwas gegen die metalliſtiſche 
Auffaſſung beweiſen, wenn in dem konſtruierten Fall an Stelle des 
Metalls ein an ſich ganz wertloſes Objekt, ein reines „Zeichengeld“ 
treten würde, das weder direkt noch indirekt, weder in Gegenwart 
noch in Zukunft in einer „Ware“ einlösbar ſein dürfte. Solches 
Geldweſen iſt denkbar für einen Zuſtand, in dem es keinen inter⸗ 
nationalen Verkehr gibt; Schurtz hat in ſeinem mit Recht berühmten 
„Grundriß einer Entſtehungsgeſchichte des Geldes“ (Weimar 1898, 
S. 28 ff.) eine Reihe anſchaulicher Beiſpiele aufgezählt, aus denen 
hervorgeht, daß vom Verkehr abgeſchloſſene Gemeinweſen ſehr wohl 
mit Zeichengeld auskommen können, d. h. mit einem „Binnengeld“ 
ohne ſtofflichen Wert: Zeichenfellgeld in Rußland, Ledergeld im 
frühmittelalterlichen England, Papiergeld im Mongolenreich des 
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Kublai Chan ujw.!. Selbſt die Schurtzſche Vorausſetzung inter⸗ 
nationaler Verkehrsloſigkeit genügt aber nicht; man muß ferner vor 
Augen halten, daß es ſich in den angeführten Beiſpielen ausnahmslos 
um vorwiegend naturalwirtſchaftliche Verhältniſſe handelt, mit ganz 
geringer Ausbildung auch des inneren Geldverkehrs. Unter dieſen 
Vorausſetzungen — Autarkie und überwiegende Naturalwirtſchaft — 
mag im Falle völliger Entwertung aller Edelmetalle, oder falls ſie 
unerreichbar werden, ein reines Zeichengeld an ihre Stelle treten 
und den geldtheoretiſchen Nominalismus in die Tat umſetzen. Nur 
für eine Theorie des Zahlungsverkehrs zwiſchen den in die „Welt⸗ 
wirtſchaft“ verflochtenen Wirtſchaftskörpern iſt damit wenig gedient. 

2. Die Barverfaſſung mit der daraus reſultierenden automati⸗ 
ſchen Kursregelung ließe ſich nach Knapp auch durch „Pariverträge“ 
erſetzen?: Deutſchland und England kommen dahin überein, daß 
„1 Pfund Sterling gleich 20 Mark als Pari feſtzuhalten“ ſei und 
bewirken die Kursbefeſtigung durch die jederzeitige Bereitſchaft ihrer 
Notenbanken, Mark in Pfund Sterling (und umgekehrt) zum Pari⸗ 
ſatz umzutauſchen. In dieſem, hiſtoriſch nicht belegten Fall wäre 
eine Kursbefeſtigung offenbar möglich ohne Bar —, ja auch ohne 
Metallverfaſſung. Nur würden dann die deutſche und die engliſche 
Währung aufhören — zwei Währungen zu ſein und wären faktiſch 
zu einer einzigen verſchmolzen. Es wäre dies eine wirkliche Währungs⸗ 
gemeinſchaft ſonſt ſelbſtändiger Staaten; verſchlechtert ſich die 
Zahlungsbilanz des einen, ſo ſorgt der andere auf Koſten der Aktivi⸗ 
tät ſeiner eigenen Zahlungsbilanz für die Aufrechterhaltung der 
Parität. Es mag ſehr erwünſcht ſein, wenn, wie es von deutſcher 
Seite neuerdings vorgeſchlagen wird?, die Starken ſich in dieſer 
Weiſe engagieren würden, um das Riſiko für die Stabiliſierung der 
bedrohten Währungen auf ſich zu laden, und niemand wird beſtreiten 
können, daß dort, wo die Einſicht in die Gemeinſamkeit der Inter⸗ 


Nach Luſchin von Ebengreuth (Allgemeine ängtunde und Geldgeſchichte, 
München und Berlin 1904, S. 135 ff.) wurden in Weſtrußland Marder⸗ 
ſchnauzen, mordki, und leine Läppchen Grauwerk, lobki, als Scheidemünze 
verwendet; die Einlöſung der Schnauzen im Fell ſei unerwieſen. Dagegen war 
das chineſiſche Papiergeld („Babisci“) „ausnahmsweiſe“ in Silber einlösbar, und 


das Ledergeld des engliſchen Königs Johann ohne Land ſoll eine „Anweiſung 


auf künftige Zahlung“ geweſen ſein. Über chineſiſches Papiergeld vgl. jetzt 


Max Weber, Geſammelte Aufſätze zur Religionsſoziologie I, Tübingen 1920, 


S. 286 ff. und die dort angeführte Literatur. 
Staatliche Theorie. S. 278 und im Handwörterbuch IV ®, 616. 
à „Frankfurter Zeitung“, Nr. 700 vom 21. September 1920. 
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eſſen eine ſolche Verbindung (wie es zeitweilig im Kriege zwiſchen 
England und den Vereinigten Staaten den Anſchein hatte) ermög⸗ 
licht, wo die eine Notenbank der anderen nötigenfalls mit „Valuta⸗ 


kredit“ freigiebig zur Verfügung ſteht, daß dort die Währungsgrenzen 


nur noch nominell beſtehen und ſich folglich die Verſendung von 
Bargeld von Land zu Land erübrigen ließe, wie jetzt zwiſchen 
Landesteilen eines und desſelben Staates. Solange es jedoch ſouve⸗ 
räne Staaten gibt, die ihr Finanz⸗ und handelspolitiſches Gebaren 
der Kontrolle eines anderen nicht unterwerfen, ſolange wird die 
Verwirklichung einer ſolchen Währungsgemeinſchaft, die jeglichen 
Metalls (dann aber auch: jeder exodromiſchen Politik!) entbehren 
könnte, auf ſich wohl warten laſſen. Zuzugeben iſt, daß in einem 
„Weltreich“ von globalen Dimenſionen oder in einem lückenloſen 
„Völkerbund“ mit ſouveräner Macht über die Glieder die „Ent⸗ 
thronung des Goldes“ in der Tat diskutabel wäre. Wobei die 
Rückſicht auf innere Wirtſchaftsprobleme (Zinsfuß und Konjunktur) 
ſelbſt dann noch „metalliſtiſche“ Entſcheidung herbeiführen könnte. 
3. Als einziges Beiſpiel nicht bloß gedanklich konſtruierter Art 
bleibt die Kursregelung mittels Deviſenpolitik übrig, wie ſie z. B. 
in Oſterreich geübt wurde. In Oſterreich⸗Ungarn beſtand, trotz Ein⸗ 
führung der Goldwährung im Jahre 1892, für die Zentralnoten⸗ 
bank keine Verpflichtung zur Bareinlöſung ihrer Noten. Nichts⸗ 
deſtoweniger gelang es ſeit 1897 der Bank, durch Ankauf zu jedem 
Preis und Verkauf fremder Zahlungsmittel zu feſten Kurſen, dieſe 
„Deviſenkurſe“ zu ſtabiliſieren. Mithin liegt hier tatſächlich ein 
Fall vor, den Knapp (S. 379/80, 420 ff.) für die prinzipielle Ent⸗ 
behrlichkeit der Barverfaſſung, auch im auswärtigen Verkehr, an⸗ 
führen kann. So ſcheint es wenigſtens auf den erſten Blick. Man 
muß jedoch vorausſchicken, daß die Monarchie im fraglichen Zeitraum 
(1897—1914) nicht unter Paſſivität ihrer Zahlungsbilanz zu leiden 
hatte bzw. daß jeder etwa auftretende Paſſipſaldo leicht mittels 
ausländiſchen (Gold⸗)ͤKredites beglichen werden konnte. Wechſel auf 
Wien und Budapeſt, oder die dafür erhältlichen Kronennoten waren 
folglich „an Goldes ſtatt“ verwendbar. Die Kursregelung „mittels 
Deviſenpolitik“ hatte aber eine noch ſicherere Baſis: die faktiſche 
Einlösbarkeit der Noten. Seit Ende Auguſt 1901 löſte die Bank 
bekanntlich ihre Noten anſtandslos in Gold ein 1. Daß fie dazu 


1 Vgl. Zuckerkandl, op. eit. S. 442— 445; L. v. Miſes in dieſem „Jahrbuch“ 
1909, S. 9085 ff., u. 1910, S. 1877 ff.; R. Hildebrand, Über das Weſen des 
Geldes, Jena 1914, S. 43/44; W. Federn, in dieſem „Jahrbuch“ 1911, S. 1392. 
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geſetzlich nicht verpflichtet war, das mag juriſtiſch intereſſant ſein, 
iſt aber für die Frage der Kursbefeſtigung völlig gleichgültig. Die 
Krone erkangte jedesmal ein Disagio (zum Beiſpiel vorübergehend 
1907), wenn die Noteneinlöſung faktiſch eingeſtellt wurde. Worauf 
es dem Notenbeſitzer ankommt, iſt die faktiſche Einlösbarkeit, die von 
Knapp (S. 416) ſonderbarerweiſe beſtritten wird, obwohl er auch 
die Verſuche der Bank, Goldmünzen an Stelle der Noten dem Ver⸗ 
kehr zeitweilig aufzudrängen, ſehr wohl kennt. In dieſem öſter⸗ 
reichiſchen Falle reduziert ſich die Bedeutung der Deviſenpolitik auf 
die eines markttechniſchen Hilfsmittels zur Beſchränkung der Valuta⸗ 
ſchwankungen innerhalb engerer Grenzen als die Spannung zwiſchen 
den Goldpunkten beträgt; und von anderen Fällen deviſenpolitiſcher 
Kursregelung wird von Knapp nur noch der ruſſiſche, ganz flüchtig, 
erwähnt. Freilich iſt es generell ſehr wohl möglich, das Wert⸗ 
verhältnis einer Währung dem Ausland gegenüber auch ohne Bar⸗ 
verfaſſung des valutariſchen Geldes zu regeln. Damit wäre nach 
Knapp erwieſen, daß die Werteinheit ein „Begriff“ ſei, „der nur 
innerhalb der Zahlgemeinſchaft“ lebt und mit einer „beſtimmten 
Metallmenge“ nichts zu tun hat (S. 285). Die Parität werde eben 
mit Hilfe ſtaatlicher Maßnahmen aufrechterhalten und es ſei dabei 
prinzipiell gleichgültig, ob die Währungspolitik ſich auf Metall, 
Papier oder welchen Geldſtoff immer richtet: ihr „Sinn“ iſt ſtets 
die „Exodromie“, die Regelung des Wertverhältniſſes zwiſchen heimi⸗ 
ſcher und fremder Währungseinheit. Offenbar meint Knapp, daß 
die exodromiſche Orientiertheit der Währungspolitik theoretiſch die 
Loslöſung der Währung von der Metallbaſis bedeute. Der Ver⸗ 
wendung des Metalls Gold als bares Geld ſei praktiſch, aus exo⸗ 
dromiſchen Gründen, beizupflichten; prinzipiell könnte es ebenſo gut 
fehlen. Nicht wegen ſeiner techniſchen Eigenſchaften, ſondern aus 
exodromiſchen Rückſichten greife man zu dem einen oder anderen 
Stoff, deſſen Entbehrlichkeit die rein e betriebene Kurs⸗ 
regelung beweiſe !. 

Die Knappſche Auffaſſung vom rein been „Sinn“ der 


1 Die zweite exodromiſche Maßnahme Knapps, die Diskontpolitik bleibt in 
dieſem Zuſammenhang, wo es ſich um den „Sinn“ der Währungspolitik handelt, 
unerwähnt. Mit Recht, denn Veränderungen des Zinsſatzes beeinfluffen den 
Wechſelkurs — im Gegenſatz zur Deviſenpolitik — nur indirekt, indem ſie Anlaß 
zu Operationen auf dem Deviſenmarkte geben, die im Ergebnis auf einen Aus⸗ 
gleich zwiſchen den Zahlungsbilanzen eines und desſelben Landes zu verſchiedenen 
Zeiten hinauslaufen (Zinsarbitrage). 
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Währungspolitik, der von jeder metalliſtiſchen Vorſtellung frei ſei, 
iſt jedoch für die hiſtoriſche Gegenwart, die ſie vor allem beleuchten 
will, entſchieden abzulehnen. Jede ſolche Deutung der Währungen 
mit Barverfaſſung eines Metalls iſt nichts als „graue Theorie“, 
weil es ja reine Willkür iſt, eine ſo handgreiflich „metalliſtiſche“ Tat⸗ 
ſache wie die Barverfaſſung des Goldes anders als metalliſtiſch deuten 
zu wollen. Und was die Deviſenpolitik (ohne Barverfaſſung) an⸗ 
belangt, ſo ſetzt ſie den Beſitz von Deviſen voraus; hat das Ausland 
Goldwährung, ſo kann man die fraglichen Deviſen nur mit Gold 
(oder „Goldwert“) erwerben und es bleibt für den „Sinn“ der 
Währungspolitik ziemlich irrelevant, ob ſie ſich unmittelbar auf 
Gold oder mittelbar, durch Vermittlung der Golddeviſen, auf Gold⸗ 
münzen des valutariſchen Auslandes bezieht. Der ganze Unterſchied 
beſteht darin, daß die Notenbank des Goldwährungslandes jederzeit 
Gold zu feſtem Preis hergibt, während bei „Goldkernwährung“ 
(gold exchange standard) auf fremde Goldwährung lautende 
Wechſel zu feſtem Preis abgegeben werden. Der „Sinn“ bleibt 
alſo nach wie vor metalliſtiſch deutbar und dieſe Deutung würde 
nur verſagen, wenn auch das der Kursregulierung letztlich zugrunde 
gelegte Ausland keine Metallwährung beſitzt. Die „führende“ Währung, 
an die ſich in allen hiſtoriſch bekannten Fällen die anderen letztlich 
anzupaſſen ſtrebten, iſt ſtets eine metalliſche geweſen, die eben des⸗ 
halb den anderen gegenüber als von Haus aus ſtabil angeſehen 
wurde. Damit fällt jeder Grund fort, die bisherige Währungs⸗ 
geſchichte „exodromiſch“ deuten zu müſſen; und über Zukunfts⸗ 
möglichkeiten iſt das Nötige bereits (unter 1. und 2.) geſagt worden. 
Der Verſuch Knapps, den „Sinn“ der Währungspolitik in einem 
Streben zu finden, deſſen Ziele mit der Erlangung und Sicherung 
des Beſitzes an einer „Ware“ nichts zu tun hätte, erweiſt ſich als 
eine zwar naheliegende, aber deshalb noch in keiner Weiſe begründete, 
rationaliſtiſche Konſtruktion; obendrein ruft ſie auch ſchwere, logiſche 
Konflikte im Rahmen der ſtaatlichen Theorie hervor. Der Wider⸗ 
ſtreit zwiſchen valutariſchem und akzeſſoriſchem Geld, wovon bereits 
die Rede war, ließe ſich vielleicht noch überwinden, wenn ſich Knapp 
bequemen würde, die akzeſſoriſchen Geldarten zu „demonetiſieren“, 
ſie zu einer Art Ware, die Geld werden kann oder Geld war, zu 
erklären. Dann wäre die Einheitlichkeit. des Geldbegriffs wieder 
hergeſtellt, — freilich mit Opfern, die den Zwieſpalt, den Dualismus 
immer noch wünſchenswerter erſcheinen laſſen. — Wie dem auch 


ſei: der Riß, den die Lehre vom exodromiſchen Sinn der , 
Schmollers Jahrbuch XLV 2. 
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politik in das logiſche Gebäude der Staatlichen Theorie trägt, iſt 
womöglich noch ernſter. Wenn die Wähl des Währungsgeldes in 
letzter Inſtanz durch exodromiſche Rückſichten beſtimmt wird: was 
hat es dann noch für einen Sinn, „Staatliche“ Theorie zu treiben, 
über die Landeswährung den vom Greshamſchen Geſetz unabhängigen 
regiminalen Willen allein entſcheiden zu laſſen? Was hat es für 
einen Sinn, zu leugnen, daß der Satz: ſchlechtes Geld verdrängt 
das gute, auch für das Währungsgeld gilt, wenn es doch zugegeben 
wird, daß auf dem Valutenmarkt die Marktgeſetze für alle Geldarten 
reſtlos gelten? Als ob die Märkte, die binnenländiſchen und die 
zwiſchenſtaatlichen, auf denen das Wertverhältnis der Geldarten feſt⸗ 
geſetzt wird, unabhängig voneinander funktionierten! Der Charta⸗ 
liſt könnte allenfalls erwidern: das exodromiſche Verhalten, die An⸗ 
paſſung an das Ausland iſt nichts „naturnotwendiges“, ſondern ein 
bewußtes Handeln der Geldverwaltung, die auch anders handeln 
könnte. Zugegeben aber, Exodromie ſei der „Sinn“ ihres Handelns: 
dann bedeutet das zum mindeſten eine ſehr einſchneidende Beſchränkung 
der Handlungsfreiheit durch ökonomiſche oder ſonſtige Umſtände, 
denen ſich der ſtaatliche Wille (rationellerweiſe) fügen muß und jene 
Freiheit in der Währungswahl äußert ſich nur noch in der „Freiheit“, 
ſich dem Zwang wirtſchaftlicher Verhältniſſe durch mehr oder weniger 
rationelle Maßnahmen der Geſetzgebung und der Verwaltung an⸗ 
paſſen zu können; fie hat nur noch formal⸗juriſtiſche Bedeutung. Die 
Eigenart des valutariſchen Geldes, nichts als „Geſchöpf der Rechts⸗ 
ordnung“, unabhängig von jedem „Verkehrsurteil“ zu ſein, — dieſer 
Angelpunkt des Knappſchen Syſtems —, iſt damit zu einer rein 
formalen Eigenart, belanglos für das Verſtehen der Währungspolitik, 
geworden. 


(Fortſetzung folgt.) 
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Ein Freude für den Juriſten find die Arbeiten von v. Bortkiewicz! 
und anderer bei ihm Genannten über den mathematiſchen 
Beſtandteil der Wahl, daß iſt die Stimmentſcheidung. Richtig 
werden unter den beſprochenen „Syſtemen“, genauer Verfahrens⸗ 
arten, bedeutungsloſe ausgeſchieden und das Hareſche Verfahren 
der größten Reſte dem d' Hondtſchen des größten Quotienten 
gegenübergeſtellt. Auch das Kriterium der Begünſtigung der kleineren 
Parteien beim erſteren, der größeren beim andern iſt zutreffend 
erkannt. 

Nur die Aufgabe hat v. Bortkiewicz gleich den bei ihm er⸗ 
wähnten Mathematikern? nicht in vollem Umfange in der ihnen 
vorliegenden juriſtiſchen Literatur vorgefunden. Schuld daran iſt 
die Abneigung der Juriſten eines empiriſchen Zeitalters an der Ein⸗ 
beziehung mathematiſcher Erörterungen in die Rechtswiſſenſchaft. 
So erwähnt die Schrift Cahns, von deren Titel „Das Verhältnis⸗ 
wahlſyſtem in den modernen Kulturſtaaten“ (1909) man umfaſſende 
Darſtellung erwarten müßte, zwar das finniſche Wahlgeſetz vom 
20. Juli 1906, erſpart ſich aber ſeine Darſtellung. Griff doch das 


1 Annalen für ſoziale Politik und Geſetzgebung, Bd. 6, S. 592 ff. 
2 Dazu noch Grävell, Jahrbücher für Nationalökonomie, 114. Bd., 
S. 254. 
3 Kahn, S. 47, 231, 307. 
18 * 
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neue Verfahren der Vergleichszahl im finniſchen Geſetz zu 
einem guten Teil in das mathematiſche Gebiet über und dahin zu 
folgen war recht wenig nach dem Geſchmack der Juriſten, die bei 
den Römern ſo gut gelernt hatten, wie ſelbſt das, was mathematiſch 
ein Unſinn, auf dem Gebiete des Rechts noch bis auf unſere Tage 
als beachtenswert vorgetragen werden darf l. 

Die Wurzel des Verfahrens der Vergleichszahl führt in das 
Zeitalter des Rationalismus zurück, als die Mathematik den Vor⸗ 
tritt hatte und der Jurisprudenz Aufgaben ſtellte — darunter als 
die bedeutſamſte, auf dem neu entdeckten Geſetz der großen Zahl 


aufgebaut, die des Verſicherungsrechts —. Damals auch legte für 


die Wahl de Bordas in einem primitiven Verfahren der gra⸗ 
duierten Stimmgebung einen Grundſtein. Wenn drei Kandi⸗ 
daten aufgeſtellt waren, ſo ſollte der Wähler ſich über das Verdienſt 
jedes Kandidaten ausſprechen, indem er ſie in einer entſprechenden 
Reihenfolge nannte. Dem Letztgenannten wurde bei der Reſultats⸗ 
ermittelung ein Stimmgewicht von 1, dem zweitletzten von 2, dem 
drittletzten, alſo erſtgenannten, von 3 zugeteilt. Die Bedeutung 
der Erörterung de Bordas beruhte in ſeiner Kritik an der relativen 
Majorität und allein nach dieſer Seite fand es ſofortige Beachtung 
bei Condorcet? und wurde für den Weg, der zur Schaffung der 
abſoluten Majorität führte, von Nutzen“. Die poſitive Seite des 
Vorſchlags de Bordas hingegen fiel als Folge ſeiner praktiſchen 
Unbrauchbarkeit der Vergeſſenheit anheim“. 

Leben fand erſt das Verfahren der graduierten Stimmung, 
als die Frankfurter Burnitz und Varrentrapp“ an die Stelle 


1 Beiſpiel: Der fehlerhafte übergang bei der Pflichtteilsbemeſſung von 
einem Fünftel des Erbteils für bis zu drei Kindern, auf ein Viertel bei vier und 
mehr Kindern, ſo daß bei drei Kindern für eines der Pflichtteil ein Fünfzehntel, 
bei vier aber ein Zwölftel beträgt! 

2 Histoire de l’Academie Royale des Sciences, 1784, S. 657. 

°s Tecklenburg, Entwicklung des Wahlrechts, 1911, S. 50. 

4 Daſ. S. 56. 

5 Immerhin lebte in de Bordas Verfahren der Gedanke 85 Eventual⸗ 
ſtimmung und aus dieſem Grunde iſt es begreiflich, daß dasſelbe Verfahren noch 
zweimal „erfunden“ wurde, von dem italieniſchen Gelehrten Giura, Revue du 
droit public, 1903, S. 385 ff. und von Dobranicki, Archiv des öffentlichen 
Rechts XXVII (1911), S. 43 ff.; vgl. dazu Tecklenburg, daf. XXVIII, 
S. 104 ff. 

6 Methode bei jeder Art von Wahlen, ſowohl der Mehrheit als den Minder⸗ 
heiten die ihrer Stärke entſprechende Vertretung zu ſichern, Frankfurt a. M. 1863. 
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der arithmetiſchen Graduation die geometriſche ſetzten; dem zuerſt 
genannten Kandidaten des Stimmzettels wurde /, dem zweit⸗ 
genannten /, dem dritten / uſw. an Stimmgewicht zugeteilt. 
Daß hiermit ein Weſenselement des ſpäteren d' Hondtſchen Ver: 
fahrens, nämlich die Verwendung des fallenden Quotienten, entdeckt 
war, hat der Finnländer v. Wendt! treffend hervorgehoben. Die 
beſondere Form, in welcher das d'Hondtſche Verfahren bei Burnitz 
und Varrentrapp erſchien, gab den Anſtoß zu der weiteren 
Ausbildung des Verfahrens d'Hondts zu demjenigen der Ver⸗ 
gleichszahl. 

D'Hondt hatte der graduierten Stimmgebung dadurch eine ein⸗ 
fache Geſtalt gegeben, daß er ſie zu einem Liſtenverfahren geſtaltete. 
Vor der Wahl müſſen Wahlvorſchlagsliſten eingereicht werden; der⸗ 
ſelbe Kandidat darf nur auf einer einzigen Vorſchlagsliſte vorkommen, 
andernfalls wird er nach gewiſſen Regeln auf anderen Liſten ge⸗ 
ſtrichen; der Wähler kann gültig nur für eine Liſte ſtimmen. 

Burnitz und Varrentrapp hatten überhaupt keine Liſten 
gekannt. Das finniſche Wahlgeſetz beruht zwar auf Vorſchlagsliſten, 
fordert ſie aber nicht. Indeſſen hat dieſe bloße Zulaſſung von 
Vorſchlagsliſten noch nicht die Bedeutung, es aus dem Typus der 
Liſtenverfahren herauszuheben, da nach der Erfahrung auch ohne 
Zwang von der Einreichung von Liſten ſo ausgiebiger Gebrauch 
gemacht wird, daß die daneben zugelaſſene freie Benennung von 
Kandidaten, „Wilden“, nur verſchwindende Bedeutung hat. Die 
entſcheidende Beſonderheit des finniſchen Verfahrens beruht vielmehr 
darauf, daß es bei der Reſultatsermittelung nur bis zu 
einem gewiſſem Maße der Liſte Wirkſamkeit zu⸗ 
teilt, darüber hinaus aber zum Zwecke der Beſtim⸗ 
mung, welche Perſonen die Sitze erhalten, den Stim⸗ 
men der Wähler, abgeſehen von ihrer Liſtenzugehörig⸗ 
keit, Wirkung zu verleihen vermag. Wie dieſe doppelte 
Wirkſamkeit der Stimmen ſich abgrenzt, muß aus der nachher zu 
gebenden Darſtellung des ſchwediſchen Wahlverfahrens, welches 
lediglich eine Fortbildung des finniſchen iſt, erſehen werden. Zur 
Vorbereitung des Verſtändniſſes bedarf es noch der näheren Er⸗ 
läuterung des Zweckes des Vergleichs zahlverfahrens. 
Bei jedem Liſtenverfahren hat die Stimme eines Wählers doppelte 
Bedeutung; erſtens iſt ſie Liſtenſtimme und zweitens Kandi⸗ 


1 Die Proportionalwahl zur finniſchen Volksvertretung (Leipzig 1906), S. 9. 
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datenſtimme!. Dadurch, daß der Wähler dem Kandidaten einer 
Liſte ſeine Stimme gibt, wird der Liſte ſein Stimmgewicht ganz 
oder in einem Teilbetrag zugewendet, zugleich geſchieht dasſelbe aber 
auch für die von ihm genannten Kandidaten. Welcher Liſte ſollte 
jedoch das Stimmrecht zugerechnet werden, wenn derſelbe Kandidaten: 
name auf mehreren Liſten vorkommt? Einzig dieſe Verlegenheit 
hat zu der in faſt allen Wahlgeſetzen ſich findenden Beſtimmung 
geführt, daß derſelbe Kandidatenname nur auf einer einzigen Vor⸗ 
ſchlagsliſte vorkommen dürfe, andernfalls ein Streichungsverfahren 
nach beſonderen Regeln eintritt. 

„Welche Reibungen und welches Unglück aus einem derartigen 
Verbote entſtehen können, läßt ſich ja denken, und die Erfahrungen 
ſprechen davon in der einen oder andern Hinſicht leider allzu oft. 
Zwei Parteien ſetzen denſelben hochverdienten Mann auf ihre Liſte. 
Die Wahlkommiſſion prüft dieſe Liſten und hebt hervor, daß der 
Name von der einen Liſte geſtrichen werden muß. Von welcher? 
Ja, dies wird gewöhnlich dem eigenen Ermeſſen der Perſonen an⸗ 
heimgeſtellt. Aber viele der hervorragendſten Perſönlichkeiten der 
Geſellſchaft können oder wollen nicht zu einer Partei Stellung 
nehmen, und eine Liſte, ſie möge nun eine Parteibezeichnung tragen 
oder nicht, repräſentiert faſt ſtets eine Partei. Dieſe Perſonen 
ſtehen über den Parteien, ſind daher nach dem Wahlgeſetz nicht 
wählbar. Manche haben wohl aus dieſem Grunde niemals Sitz 
und Stimme in der Volksvertretung erlangt. Und wenn eine ſolche 
Perſönlichkeit ſich Gewalt antut, und ſich gegen ihr beſſeres Wiſſen 
zu einer Partei bekennt, um in der Volksvertretung ihrem Lande 
von Nutzen ſein zu können, wer garantiert dafür, daß die Partei, 
für die ſie ſich entſchieden hat, wirklich ſo ſtark iſt, daß ihre Wahl 
durch die Partei allein ſichergeſtellt iſt? Wieviel Umwege hat bei⸗ 
ſpielsweiſe nicht die Bildung beſonderer Perſonenparteien verurſacht, 
um die hervorragenden Männer zu gewinnen, wenn alle außerhalb 
der Partei ſtehenden, welche wohl ihnen, aber nicht der Partei ihre 
Stimme geben möchten, durch das Wahlgeſetz daran verhindert ſind, 
es zu tun? 

Eine ſolche Perſon darf nie durch ein techniſch gut aufgebautes 
Wahlgeſetz zwingend mit Parteiſtimmen allein in die Volksvertretung 
hineingebracht werden, denn in der Regel wollen ihr die Parteien 


— 


1 „Le double Vote Simultané“, jo von Borély in feiner Schrift dieſes 
Titels (Paris 1870) bezeichnet. 
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aus ſelbſtiſchen Gründen nie den Platz zugeſtehen, den ſie verdient. 
Eine ſolche Perſon muß in die Kammer auf Grund des Vertrauens 
eintreten, das ſich von vielen Seiten an ihre Perſon knüpft !.“ 

Wenn aus dieſen Gründen v. Wendt die Beſeitigung des 
Verbotes der gemeinſamen Kandidatur als den wichtigſten Fortſchritt 
des finniſchen Wahlgeſetzes bezeichnet, ſo hat er Recht damit. Die 
neue Errungenſchaft wurde in das ſchwediſche Wahlgeſetz 
vom 26. März 1909 uneingeſchränkt übernommen, und wir 
können uns deshalb darauf beſchränken, allein das ſchwediſche Ver⸗ 
fahren darzuſtellen, das auch in anderer Beziehung das finniſche 
fortbildet. 

Während das finniſche Verfahren noch die Einreichung von 
Vorſchlagsliſten zuläßt, kommt das ſchwediſche ganz ohne ſolche aus. 
Auch berückſichtigt es die Tatſache, daß die Überzahl der Wähler 
gemäß einem Parteivorſchlag ſtimmen will, und erlaubt darum, daß 
die Stimmzettel eine Partei⸗ oder „Gruppenbezeichnung“ 
tragen dürfen. Da erfahrungsgemäß die freien, ohne Gruppen⸗ 
bezeichnung zuſammengeſtellten Stimmzettel nur in unbedeutender 
Anzahl auftreten, jo faßt es dieſe zu einer einzigen Gruppe, der 
„freien Gruppe“ zuſammen. 

Bei der Reſultatsermittlung werden zunächſt die Liſtenſtimmen 
für jede Parteigruppe und für die freie Gruppe feſtgeſtellt, worauf 
die Verteilung der Sitze an ſämtliche Gruppen nach dem d'Hondt⸗ 
ſchen Verfahren ſtattfindet. 

Das alles iſt höchſt einfach. Bei der Zuweiſung der Sitze an 
die Kandidaten hingegen mußte als Gegenſtück zu der weiten Frei⸗ 
heit des Wählers eine eingehende Regélung getroffen werden. 
Allein auch dieſer Vorgang iſt leicht zu erfaſſen, da er nach einem 
einzigen und einheitlichen Gedanken durchgeführt iſt. Die Zu⸗ 
ſammenfaſſung der Stimmzettel nach Gruppen hat grund ſätzlich 
ihren Zweck damit erfüllt, daß die Grundlage für die Verteilung 
der Sitze unter die Gruppe abgegeben hat. Darum wird für die 
Zuweiſung der Sitze an die Bewerber von ihrer liſtenmäßigen Zu⸗ 
ſammengehörigkeit abgeſehen und jedem Bewerber eine „Ver⸗ 
gleichszahl“ zugeordnet. Mit dieſen treten die einzelnen Be⸗ 


1 v. Wendt, S. 36. — Ich ſelbſt habe mich oft genug gegen das Verbot 
gemeinſamer Kandidaten ausgeſprochen (zum Beiſpiel Annalen des Deutſchen 
Reichs 1918, S. 651 ff.; Handbuch der Politik, III. Aufl., I, S. 364), weshalb 
ich ganz beſonders hier, wo ich zu Nichtjuriſten ſpreche, das Wort eines andern 
für eindringlicher halte. 
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werber untereinander, ohne Rückſicht auf ihre Gruppenzugehörigkeit, 
in Wettbewerb. Die Vergleichszahl beruht auf derſelben Erwägung 
wie das d'Hondtſche Verfahren. Wenn nämlich Stimmzettel für 
ihren erſten Bewerber einen Sitz erlangt haben, ſo kann denſelben 
nur dann für ihren zweiten ein Sitz zugewieſen werden, wenn ſie 
eine gewiſſe, noch höhere Anzahl von Stimmen erreichen, als ſie 
zur Ernennung des erſten erforderlich war. Dieſer Gedanke kann 
aber auch in der Form geſtaltet werden, daß man ſagt, jeder 
Stimmzettel, der bereits den erſten Bewerber als gewählt aufweiſt, 
hat danach nur noch ein Stimmgewicht von einhalb für den zweit⸗ 
genannten, ein Stimmzettel, der zwei Kandidaten gewählt aufweiſt, 
hat nur noch ein Stimmgewicht von einem Drittel für den dritt⸗ 
genannten uſw. In der erſten Form verwendet das Geſetz die 
Vergleichszahl bei der „Rangordnungsregel“, in der zweiten 
bei der „Reduktionsregel“. 


Die Rangordnungsregel wäre überfläjfig, gälte es nicht, dem 


„Köpfen“ der Liſten zu ſteuern. In muſtergültiger Weiſe hat das 


ſchwediſche Geſetz ſolche mißbräuchliche Ausnutzung der Wahlfreiheit 


unmöglich gemacht. Da es ſich um den Schutz der Paͤrteigeſchloſſen⸗ 
heit handelt, mußte hierbei noch einmal auf die Gruppenzugehörigkeit 
zurückgegriffen werden. Die Rangordnungsregel beſagt: Wenn ein 
Bewerber auf mehr als der Hälfte der Stimmzettel einer Gruppe 


an erſter Stelle ſteht, ſo iſt er gewählt. Steht ein Bewerber auf 
zwei Drittel der Stimmzettel der Gruppe an zweiter Stelle und 
weiſen dieſe an erſter Stelle alle denſelben andern Bewerber auf, 


ſo iſt auch der zweitgenannte gewählt. Entſprechendes gilt für den 


dritten, vierten Bewerber uſw., wenn drei Viertel, vier Fünftel uſw. | 


Stimmzettel in ihren Bewerbern von oben herab gleichlauten. 


Werden nach der Rangordnungsregel nicht alle Sitze einer 


Gruppe beſetzt, dann erſt greift die Reduktionsregel Platz. Jetzt 
konkurrieren die Wahlzettel ohne Beachtung ihrer Gruppenzugehörig⸗ 
keit, und zwar diejenigen, von deren Bewerbern noch keiner einen 
Sitz erhalten hat, mit dem Stimmgewicht von eins, diejenigen, 


deren oberſter Bewerber ſchon als Abgeordneter feſtgeſtellt iſt, mit 
dem Stimmgewicht von einhalb, bei zwei zu Sitzen gelangten Be⸗ 


werbern mit einem Drittel uſw. 
Bei der freien Gruppe iſt für die Zuweiſung der Sitze die 
Reduktionsregel allein maßgebend !. 


1 Ein Beiſpiel ſiehe bei Tecklenburg, Annalen des Deutſchen Reichs, 
1918, S. 652 f. (vgl. auch Erich, Jahrbuch des öffentlichen Rechts II, S. 432 ff.). 
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Der innere Vorzug des ſchwediſchen Verfahrens vor dem fin⸗ 
niſchen beruht in der einfachen Art, durch welche das erſtere durch 
die Rangordnungsregel dem Köpfen der Liſten vorbeugt. Durch die 
Erläuterung der rechneriſchen Elemente wird der Mathematiker zum 
Eingang des Verfahrens der Vergleichszahl auch bei uns bei⸗ 
zutragen vermögen. Doch ſoll nicht entfernt einer ungeprüften 
Übernahme in allen ſeinen Elementen hier das Wort geredet werden. 
Schon hat v. Bortkiewicz zum erſten Malle eine nachher zu be⸗ 
ſprechende gewichtige Ausſtellung an dem d'Hondtſchen Verfahren 
gemacht. 

Der Vorzug des d' Hondtſchen Verfahrens für die parlamen⸗ 
tariſchen Wahlen beruht darauf, daß es ein Quorum in ſich ent⸗ 
hält. Auf jeden Gewählten muß mindeſtens eine Stimmenzahl in 
Höhe des größten Quotienten kommen. Beim Verfahren der größten 
Reſte hingegen kann bei großer Anzahl Parteien ſchon mit einer 
gerinfügigeren Stimmenzahl eine kleine Partei zu einem Vertreter 
gelangen. Bei der parlamentariſchen Wahl iſt es unerwünſcht, daß 
es auch ſehr kleinen — oft gar nicht politiſchen — Meinungsgruppen 
gelingen kann, einen Vertreter ins Parlament zu entſenden. Der 
klaſſiſche Beiſpielsfall iſt die Wahl eines Vertreters der Freidenker 
(Libertins) bei den Wahlen zum Großen Rat von 1898 im Kanton 
Genf, wo damals das Hareſche Verfahren galt, auf Grund eines 
größten Reſtes. Die darauf einſetzende Agitation gegen das Hareſche 
Verfahren führte 1906 zur Einführung des d'Hondtſchen, das ein 
Quorum in Höhe der Verteilungszahl in ſich ſchließt, und als ſpäter 
ſich auch dieſes unzureichend erwies, zur Einführung eines feſten 
Quorums von 7%. Im Kanton Neuenburg gilt ein ſolches von 
15%. Der polniſche Entwurf eines Wahlgeſetzes von 19171 ent⸗ 
hält ein bewegliches Quorum ?. Einer vorgängigen Beurteilung der 
Bemeſſung eines ſolchen bei anderwärtiger Übernahme dürfte eine 
mathematiſche Unterſuchung über die mögliche Wirkung vermittelſt 
der Wahrſcheinlichkeitsrechnung erſprießlich ſein. 

1 Siehe Tecklenburg, Archiv für Rechts⸗ und Wirtſchaftsphiloſophie, 
Bd. XI, Heft 4. 

2 Was es hiernach mit einem Ausſpruch E. Thoma's (Deutſche Revue, 
1919, S. 167) auf ſich hat: „Der überwiegende Teil der Verhältniswahlliteratur 
lehnt jedes Quorum ab“, bedarf keiner Ausführung. Thoma ſelbſt macht dieſe 
Meinung auf Grund mathematiſcher Unterſuchungen zu der ſeinigen. Gegen 
ſolche allgemein zwingende „naturrechtliche“ Geltung mathematiſcher Ergebniſſe 


ſiehe den Schluß unſerer Abhandlung. 
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Sobald man nun zur Feſtſetzung eines beſonderen Quorums 
gelangt, fällt der hervorgehobene Vorzug des d'Hondtſchen Verfahrens 
weg und damit wird ein unbefriedigendes Ergebnis, das es im Falle 
der Liſtenverbindung, wie v. Bortkiewicz nachweiſt, zeitigen 
kann, um jo beachtenswerter. Es kann nämlich bei Liſtenverbindung 
der Fall eintreten, daß verbundenen Liſten ein Vertreter weniger 
zufällt, als die Liſten zuſammen erhalten hätten, wenn ſie unver⸗ 
bunden geweſen wären !. 

Ein derartiges Ergebnis könnte vermieden werden, wenn für 
die Verteilung der Sitze auf die Liſten zum Beiſpiel ein Verfahren 
angewendet würde, wie es im Kanton Wallis für die Gemeinde⸗ 
wahlen nach dem Geſetz vom 23. Mai 1908 beſteht: 


a) Das Wahlbureau ſtellt die Geſamtzahl der eingelegten gültigen 
Liſten feſt. Dieſes Total bildet die Zahl der abgegebenen Stimmen. 

b) Das Wahlbureau ermittelt alsdann die Geſamtzahl der für 
jede Partei oder Gruppe abgegebenen Stimmen. Jede mit derſelben 
Bezeichnung verſehene Liſte ſtellt eine Stimme dar. So erhält man 
die e einer je le 


N Das Wahlburean teilt endlich die gahl = abgehen End 
(Lit. a) durch die um eins vermehrte Zahl der zu beſetzenden Stellen ab⸗ 
züglich, eintretendenfalls, der für diejenigen Liſten abgegebenen Stimmen, 
welche die erforderliche Stimmenzahl (Quorum) nicht erreicht haben. 
Der ſo ermittelte volle Wahlquotient (Wahlzahl) wird alsdann in 
die Stimmenzahl einer jeden Liſte (Lit. b) geteilt. Das dermaßen 
erhaltene Reſultat zeigt an, wie viele Stellen oder Vertreter jeder 
einzelnen Liſte zukommen. 

Keine Liſte hat Anſpruch auf Vertretung, wenn dieſelbe nicht 
20% é (Quorum) der gültig erklärten Stimmen für den Gemeinde⸗ 
und Bürgerrat und 10% für den Generalrat erhalten hat. 

Wird bei der obigen Ausrechnung die Geſamtzahl der zu treffenden 
Wahlen nicht erreicht, ſo ſind die zu beſetzenden Stellen der Reihe 
nach auf die Liſten, welche die größte Stimmenzahl auf ſich vereinigen, 
nach ihrer numeriſchen Stärke zu verteilen. 

Iſt die Zahl der den Liſten zukommenden Vertreter größer als 
die der zu beſetzenden Stellen, 10, entſcheidet das Los, welche Lifte auf 
ihren Anſpruch zu verzichten hats. 


Da das ſchwediſche Verfahren ſich gleichfalls auf Liſten — nur 
nicht wie in Wallis auf vor der Wahl eingereichte — gründet, ſo 


1 v. Bortkiewicz, S. 607. 

2 Klöti, Schweizeriſche Verhältniswahlgeſetze (Zürich 1909), S. 68. 

3 Letzterer Fall kann nur eintreten, wenn die Wahlzahl zufällig in allen 
Siſtenſtimmſummen reſtlos aufgeht. 
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wäre das angegebene Verfahren auch unter ſeiner Beibehaltung im 
übrigen anwendbar und vor allem könnte für die Verteilung der 
Mandate an die einzelnen Kandidaten das Verfahren der Vergleichs⸗ 
zahl beibehalten werden. 

Aufgabe des Mathematikers iſt es auch, die Einerwahl als 
den logiſchen Endpunkt des Wahlverfahrens von noch ſo vielen und 
ſchließlich von 5, 4, 3, 2 Vertretern in einer Wahlgemeinſchaft zur 
Erkenntnis zu bringen. Freilich das Verfahren d'Hondts mit rela⸗ 
tiver Verteilungszahl wird hier völlig unbrauchbar; hier bleibt allein 
das Hareſche mit abſoluter Wahlzahl. Die praktiſche Verwendung 
erfordert hierbei unbedingt die Feſtſetzung eines Quorums. Letztere 
Erkenntnis wiederum iſt zwar, dank der Entwicklungsgeſchichte ſeit 
der franzöſiſchen Revolution von 1789, Allgemeingut; allein das 
„Stichwahlverfahren“ iſt höchſt unvollkommen und nicht mehr zu 
halten . Daß an die Stelle dieſer nachträglichen „Eventualſtimm⸗ 
gebung“ die „Eventualſtimmgebung von vornherein“ tritt, d. h. daß 
ebenſo wie bei der Mehrerwahl auch bei der Einerwahl der Wähler 
in einem einzigen Stimmgang zugleich zu erkennen geben muß, wem 
er an zweiter und weiterer Stelle ſeine Stimme geben will für den 
Fall, daß ſein erſtgenannter Kandidat nicht zum Sieg gelangt, — 
das iſt eine Forderung, die in mathematiſcher und logiſcher Kon⸗ 
ſequenz auch bei uns zur Geltung gebracht werden muß, wie man 
ihr in England ſeit einiger Zeit größte Aufmerkſamkeit gewidmet 
hat?. Dort ſprach ſich eine Parlamentskommiſſion nach Anhörung 
von Politikern aus all ſeinen Gebieten einſtimmig für das dort ſo⸗ 
genannte „alternative vote“ in Einerwahlkreiſen aus s. 

Doch auch dieſe anderen Aufgaben ſollen, wie wir ſagten, keine 
Begrenzung der Betätigung der Mathematiker darſtellen. Warum 
ſollte es auch nicht heute wieder einmal der Mathematik gelingen, 
ganz neue Anregungen zu geben, wie wir eine bereits v. Bort⸗ 
kiewicz verdanken. War doch der tiefſte Denker über das Wahl⸗ 
recht — Condorcet — kein Juriſt und beruhte ſein Ausgangspunkt 
für das Wahlrecht in mathematiſchen Unterſuchungen. Laplace 
und Poiſſon würdigten die Majoritätswahl der Prüfung mit 


1 Tecklenburg, Die Stichwahl und ihr Erſatz. Zeitſchrift für die ge⸗ 
ſamte Staatswiſſenſchaft, J.⸗G. 64 (1908) S. 151 ff. 

2 Report of the Royal Commission on Systems of Election, London 
1910, S. 37 (ſiehe beſonders auch das ausführlich dargeſtellte Wahlverfahren in 
Weſt⸗Auſtralien von 1907, S. 46 ff.). 

3 Report of the Royal Commission, S. 36 f. 
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keineswegs unfruchtbarem Erfolg 1. Die franzöſiſchen Mathematiker, 
de Comborouſe und La Chesnais! ſtellen die Verteilung der 
Rekruten auf die Kantone (nach einem Beiſpielsfall in einem fran⸗ 
zöſiſchen Schulbuch!) und das Wahlverfahren in eine intereſſante 
Parallele. Beachtenswerte Betrachtungen auf ſtatiſtiſcher Grundlage 
ſtellte Fabricius? an. Der Finnländer, Dr. v. Wendt, war 
jedenfalls kein Juriſt, ſondern offenbar Mathematiker. 

Für eine Verſinnbildlichung erſcheinen auch exakte graphiſche 
Darſtellungen brauchbar, wie ich ſolche nach früheren Anregungen 
für die Vergleichung der Majoritätswahl des Hareſchen und d'Hondt⸗ 
ſchen Verfahrens verwandt habe“ und ſich ähnliche in einer Ab⸗ 
handlung von Nybolle finden, die durch das däniſche Miniſterium 
des Innern veranlaßt wurde“. 

Da es ſich bei der Wahl um angewandte Mathematik 
handelt, iſt es keine Anmaßung, ſondern eine Selbſtverſtändlichkeit, 
daß dem Mathematiker die Aufgabe von anderer Seite geſtellt wird 
und auch dieſe das letzte Wort über die Brauchbarkeit der Vorſchläge 
des Mathematikers ſpricht. Nicht eigentlich der Juriſt, ſondern viel⸗ 
mehr der Politiker und Staatsmann iſt es bei parlamentariſcher 
Wahl, dem dieſe Aufgabe zufällt. Allein er wird ſich einem von 
mathematiſcher Seite ausgegangenen Vorſchlag, der wie die bezeich⸗ 
neten nordiſchen Verfahren eine ſo ſtichhaltige Begründung in der 
Wahrung der Wahlfreiheit des Wählers findet, auf die Dauer nicht 
mit Erfolg widerſetzen können. 

Sodann muß noch hervorgehoben werden: nicht nur bei den 
verſchiedenen Kategorien der Anwendungsfälle (Wahl von beſchließen⸗ 
den, richterlichen, exekutiven Organen in Staat, Gemeinde, Handels⸗ 
oder ſonſtigen Geſellſchaften, Vereinen), ſondern auch wieder in 
jedem beſonderen Einzelanwendungsfall dieſer Gruppen können Gründe 
vorliegen, die bald dieſe, bald jene Kombination von Verfahrens⸗ 
elementen zweckmäßig erſcheinen laſſen. Das beſagt nichts gegen die 


— — 


1 Tecklenburg, Entwicklung des Wahlrechts, S. 152 f., 158. 

2 La Chesnais, La Représentation Proportionelle, S. 262 und Revue 
Politique et Parlamentaire, Bd. 50, S. 76 ff., dazu Tecklenburg, Zeitſchrift 
für die geſamte Staatswiſſenſchaft, Bd. 64, S. 155 ff. 

3 Natürliches Wahlrecht. Köln 1906. 

4 Tecklenburg, Zentralblatt für die juriſtiſche Praxis. Wien 1914, 
Bd. XXXII. Heft 10. 

s Ordentlig Samling 1913—14, S. 2450 ff. Tillaeg B (154), Bilag 6. 
(Ich verdanke dieſen Hinweis Herrn Dr. Henrik Hanſen in Kopenhagen.) 
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Fruchtbarkeit allgemeiner Erörterungen des Verfahrens, vielmehr 
nur ſo viel, daß die allgemeine Beurteilung eines Verfahrens als 
gut oder ſchlecht nicht möglich iſt. Erſt ein gegebener Anwendungs⸗ 
fall muß den Ausgangspunkt bieten, von welchem aus zu beurteilen 
iſt, aus welchen Elementen das für ihn paſſende Wahlverfahren 
zuſammenzuſetzen iſt. So kann zum Beiſpiel die Angemeſſenheit 
eines Wahlverfahrens für Parlamentswahl nicht allein damit be⸗ 
gründet werden, daß das rechneriſche Verfahren das möglichſt exakte 
Verhältnis zwiſchen den abgegebenen Stimmen und den Gewählten 
herſtellt, ſondern es muß, unſeren geltenden ſtaatlichen Wahlgeſetzen 
gegenüber auch die Frage geprüft werden, führt denn auch die 
Wirkſamkeit des vom Wähler in ſeiner Stimmabgabe bekundeten 
Willens bis zur Beſtimmung, welche einzelnen Perſönlichkeiten Sitz 
im Parlament haben ſollen?! 

Schranken alſo haben wir zwar der mathematiſchen Beweis⸗ 
führung geſetzt, aber iſt damit die Aufgabe der Mathematik bei der 
Geſtaltung des Rechts als nebenſächlich und klein hingeſtellt? Nicht 
im mindeſten! Jede einzelne und ſpezielle Rechtsnorm muß als ein 
harmoniſches Glied ſich in das einheitliche Gebilde des Rechts eines 
Staates einfügen, wenn ſie Leben, Bedeutung und erſprießliche 
Wirkſamkeit gewinnen ſoll. Darum muß jeder einzelne, der bei der 
Staatswillensbildung mitwirken will, aus dem Vollen ſchöpfen und 
in Erkenntnis und im Einklang mit der Geſamtheit der Staats⸗ 
einrichtungen und aller Lebensverhältniſſe ſchaffen !. 

Zu allermeiſt tut aber heute eine Mitarbeit der Mathematik an 
der Rechtsbildung an ihrem Platze not. Ging die franzöſiſche Re⸗ 
volution von allgemeinen Idealen und ſyſtematiſcher Erkenntnis aus, 
ſo iſt unſere Revolution gerade umgekehrt ein Chaos der aller⸗ 
verſchiedenartigſten Neuerungen im Kleinen, ohne Erkenntnis des 
Weſens und Zuſammenhangs der Einrichtungen, ja in ihrer aus⸗ 
drücklichen Ablehnung geſchaffen. Da muß wieder der Macht des 
Gedankens zum Siege geholfen werden. Wie das durch die Mit⸗ 
arbeit der Mathematik bei der Rechtsbildung zu geſchehen vermag, 
zeigt ſich ſchon in dem einen Urteil v. Bortkiewiczs über das 
Wahlgeſetz für die Nationalverſammlung: „Es hätte nur im Geſetz 


1 Hieran ſcheitert die Beweisführung Grävells (S. 260 f.) gegen die 
Liſtenverbindung. 

2 Tecklenburg, „Die Staatswillensbildung“, in der Zeitſchrift für 
öffentliches Recht (Wien 1920), S. 251, 252. 
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unzweideutig zum Ausdruck gebracht werden müſſen, daß der Wähler 
nicht den mindeſten Einfluß darauf hat, wer von den Kandidaten 
ſeiner Partei gewählt wird.“ So vermag der Mathematiker mit⸗ 
zuwirken, die (neuerdings ſchon wieder gehörte) Phraſe vom „freieſten 
Wahlrecht der Welt“ endlich der Vernichtung preiszugeben und 
an ſeinem Platze mitzuhelfen, daß das deutſche Volk wieder ſeine 
Rechtseinrichtungen ſelbſtändig durchdenkt. 
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Bergſträſſer: Geſchichte der politiſchen Parteien. (Schriften⸗ 
reihe der Verwaltungsakademie Berlin, Nr. 4.) Mannheim⸗Berlin⸗ 
Leipzig 1921, J. Bensheimer. 148 S. 


Das Büchlein handelt nur von den Parteien in Deutſchland, 
was im Titel nicht ausdrücklich hervorgehoben iſt. Es iſt aus einem 
Grundriß zu Vorleſungen entſtanden und hat die Spuren dieſes Ur⸗ 
ſprungs auch nicht verwiſchen wollen, wie denn ſtellenweiſe bloße Stich⸗ 
worte an die Stelle einer ausgeführten Darſtellung treten. Durch 
literariſche Reize zieht es alſo nicht an; aber es iſt ein nützliches 
Lehr⸗ und Orientierungsmittel, das auch der Kundige gern einmal zur 
Hand nehmen wird. Der Verfaſſer kennt ſeinen Stoff wie wenige 
und weiß ihn überſichtlich zu gliedern und geſchickt vorzutragen. Sein 
demokratiſcher Standpunkt verleugnet ſich nirgends, aber ſeine Aus⸗ 
führungen bleiben ſachlich und wiſſenſchaftlich. Dem Zentrum und 
der Sozialdemokratie wird freilich ein reicheres Maß von Verſtändnis 
entgegengebracht als den Rechtsparteien oder einem Staatsmann wie 
Bismarck. Es hat doch auch wiſſenſchaftlich ſeine Bedenken, das Dogma 
von der zwangsläufigen Entwicklungstendenz zur parlamentariſchen 
Demokratie als Hintergrund für die Beurteilung der inneren Politik 
Bismarcks aufzuſtellen. Die maßgebende Bedeutung unſerer ganz 
ſingulären politiſchen Weltſtellung für die innere Entwicklung unſeres 
öffentlichen Lebens wird nicht genügend gewürdigt; ſie iſt ja allerdings 
den Parteien großenteils bis zur Gegenwart noch nicht völlig zum 
Bewußtſein gekommen. Daß die hiſtoriſche Überſicht bis auf die letzte 
Gegenwart herabgeführt wird, iſt nur zu billigen und kommt der 
Brauchbarkeit des Büchleins ebenſo zuſtatten wie die reichlichen 
Literaturangaben, die zwar nicht vollſtändig ſind, aber, ſoweit ich ſehe, 
wohl kaum eine wichtigere Erſcheinung unerwähnt laſſen, auch hie und 
da ein kurzes, meiſt zutreffendes Werturteil hinzufügen. Beſonders 
dankenswert iſt die Zuſammenſtellung der wichtigſten Ouellen zur 
Parteigeſchichte im Anhang I, geſondert nach den Kategorien: Partei⸗ 
programme und Wahlaufrufe — Parteitagsprotokolle — Rechenſchafts⸗ 
berichte der Parteien über die parlamentariſche Tätigkeit — Partei⸗ 
handbücher; ebenſo der Nachweis über wahlſtatiſtiſche Veröffentlichungen 
des Reiches und der wichtigſten Bundes ſtaaten. Der Vortrag des 
Textes iſt knapp, klar, gemeinverſtändlich bis zur gelegentlichen Platt⸗ 
heit; eine trockene, nüchterne Verſtändigkeit durchwaltet das Ganze; 
nirgends Glanz und Schwung, aber Solidität und pädagogiſcher Takt. 
In der Streitfrage zwiſchen Meinecke und Brandenburg über die Ur⸗ 
ſprünge des Liberalismus nimmt der Verfaſſer eine ausweichende 
Stellung ein, indem er erklärt, der eine habe mehr die geiſtesgeſchicht⸗ 
liche Entwicklung, der andere die praktiſch⸗politiſche Betätigung der 
Parteien im Auge. Gegen Wahl polemiſiert er mehrfach, weil dieſer 
beide Standpunkte miteinander vermiſche. Beſonders bekämpft er die 
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Theſe Wahls, daß der deutſche Liberalismus im weſentlichen nur eine 
Kopie der Ideen von 1789 geweſen ſei. Er ſelbſt ſucht den Urſprung 
der liberalen Theorie in der Aufklärung wie den der konſervativen in 
der Romantik. Aber man wird wohl noch weiter zurückgehen müſſen. 
Jellinek hat bekanntlich die Menſchenrechte in Verbindung mit den 
puritaniſchen Freiheitslehren gebracht, und demokratiſche Theorien ſind 
ſo alt wie das Naturrecht. Der Verfaſſer verwirft die ſcharfe Scheidung, 
die Brandenburg zwiſchen Demokratie und Liberalismus gemacht hat, 
und meint, die Demokratie ſei erſt im Laufe der Entwicklung hervor- 
getreten. Das trifft ja für die Geſchichte der deutſchen Parteibildung 
zu, aber nicht für die allgemeine Ideengeſchichte, die doch ſchließlich 
aller Parteibildung zugrunde liegt. Außerdem kommt noch ein anderer 
Geſichtspunkt in Betracht. Die neue Staatenbildung ſeit dem Aus⸗ 
gang des Mittelalters hat einen Gegenſatz zwiſchen Staat und Indi⸗ 
viduum, Regierenden und Regierten mit ſich gebracht, der im Partei⸗ 
leben ſpäter eine Rolle ſpielt. Der polare Gegenſatz von Autorität 
und Freiheit, von Tradition und Fortſchritt, von herrſchaftlicher und 
genoſſenſchaftlicher Organiſationsform verflicht ſich damit in mannig⸗ 
faltigſter Weiſe. Die Tradition eines ausgeprägten Regierungsſyſtems, 
wie Ludwigs XIV. oder Friedrichs des Großen, und die Oppoſition 
dagegen ſind parteibildende Momente erſter Ordnung. Die Anſichten 
der preußiſchen Konſervativen ſind nicht bloß an der Romantik orientiert, 
auch nicht bloß an Großgrundbeſitzerintereſſen, ſondern daneben an den 
Traditionen der fridericianiſchen Monarchie. Das tritt bei einem 
Manne wie Marwitz ſehr deutlich hervor. Bei aller Parteibildung 
ſind überhaupt immer mindeſtens drei Hauptfaktoren beteiligt: die 

allgemeine und beſondere Geiſtesrichtung einer Zeit und einer Gruppe, | 
die wirtſchaftlich⸗ſoziale Intereſſenlage eines Standes oder einer Klaſſe, 
und daneben die freilich bei den Parteien häufig nur negative Ein⸗ 
ſtellung auf die politiſchen Notwendigkeiten der allgemeinen oder be⸗ 
ſonderen Lage des Staates, die bei uns leider in der Hauptſache der 
Regierung überlaſſen geblieben iſt. Eine vergleichende verfaſſungs⸗ 
geſchichtliche Betrachtung könnte wohl ein breiteres und feſteres Funda⸗ 
ment auch für die deutſche Parteigeſchichte ſchaffen, als es bisher 


vorhanden iſt. 
O. Hintze 


Noſenzweig, Franz: Hegel und der Staat. Zwei Bände, 
252 und 260 S. München und Berlin 1920, R. Obbenboung 
(20 und 24, geb. 24 und 28 Mk.) 


Heller, Hermann, Dr. jur., Privatdozent an der Univerfität Kiel: 
Hegel und der nationale Machtſtaatsgedanke in 
Deutſchlan d. Ein Beitrag zur politiſchen e 
Berlin und Leipzig 1921, B. G. Teubner. 210 S 


Zwei Werke über Hegels Staatsauffaſſung, ziemlich gleichzeitig 
erſchienen, eins unabhängig vom andern, beide nur zufällig zuſammen⸗ 
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treffend mit der Epoche des 150. Geburtstages Hegels, aber beide ver⸗ 
anlaßt durch das kurze, mehr andeutende als erſchöpfende Hegel⸗Kapitel 
in Meineckes „Weltbürgertum und Nationalſtaat“, ſehr verſchieden in 
der Art der Behandlung des Gegenſtandes, aber gerade deswegen 
einander ergänzend, freilich auch zum Teil erheblich voneinander ab⸗ 
weichend — jedenfalls ein Beweis für das geſteigerte Bedürfnis ſtaats⸗ 
philoſophiſcher Selbſtbeſinnung bei Hiſtorikern und Juriſten ſowie 
für eine wieder zunehmende Schätzung des „preußiſchen Staats⸗ 
philoſophen“, die freilich, aus der Vorkriegszeit herüberwirkend, die 
Probe auf ihre Dauer in der gegenwärtigen Kriſis noch zu beſtehen 
haben wird. 

Das zweibändige Werk von Roſenzweig, das Meinecke gewidmet 
und deſſen Druck durch eine Unterſtützung der Heidelberger Akademie 
ermöglicht worden iſt, wurde ſchon 1909 begonnen und kann als eines 
der Grundwerke der Hegel⸗Forſchung bezeichnet werden. Es iſt eine 
am biographiſchen Faden fortſchreitende ideengeſchichtliche Analyſe der 
Werke Hegels, auch der ungedruckten, die von ebenſo ſorgfältiger 
philologiſch⸗hiſtoriſcher Akribie der Forſchung zeugt wie von tief ein⸗ 
dringendem, allen Windungen des Gedankens folgendem philoſophiſchem 
Verſtändnis. Hegels Lehre vom Staat erſcheint hier durchaus im 
Zuſammenhang des ſich abwandelnden Syſtems ſeiner Welt⸗ und 
Geſchichtsanſchauung, und der Verfaſſer hat es ſich beſonders angelegen 
ſein laſſen, die Epochen dieſer Abwandlung zu unterſcheiden und die 
Geneſis der ſchließlich in der „Rechtsphilophie“ und in der „Geſchichts⸗ 
philoſophie“ ſich niederſchlagenden Anſchauungen vom Staat zu ver⸗ 
folgen und darzulegen. Wir erhalten dadurch erſt eine ſolide Grund⸗ 
lage für das Verſtändnis Hegels und ſeiner Einſtellung zu den wechſelnden 
Zeitſtrömungen. Vier oder fünf Epochen heben ſich danach in der 
fortſchreitenden Gedankenarbeit des Philoſophen ab; ſie ſind beeinflußt 
und markirt durch die großen Zeitereigniſſe: die franzöſiſche Revolution, 
den Untergang des Reiches, die Herrſchaft Napoleons, die Reſtauration; 
aber ſo empfänglich Hegel auch für die politiſchen Einwirkungen der 
Außenwelt war, der Fortſchritt ſeines Syſtems und ſeiner Staats⸗ 
anſchauungen erſcheint hier doch nicht bloß als eine Anpaſſung an den 
Zeitgeiſt, ſondern als ein in ſich zuſammenhängender Lebens- und 
Gedankenprozeß, deſſen Phaſen als ſpontane Reaktionen einer feſt⸗ 
geſchloſſenen Innerlichkeit auf die Reize der geſchichtlichen Welt auf⸗ 
zufaſſen ſind. So haben zunächſt die Ideen von 1789 in Verbindung 
mit der Kantiſchen Philoſophie dahin gewirkt, daß bei Hegel das Ideal 
der Politeia in ſchärferen Gegenſatz zum Chriſtentum trat und ſich mit 
individualiſtiſchem Freiheitsgeiſt erfüllte, ſo daß bis 1799 etwa der 
Staat dem Philoſophen im weſentlichen als der Garant der Menſchen⸗ 
rechte nötig und wertvoll erſchien. Mit der Überſiedlung nach Frank⸗ 
furt tritt eine große Umwälzung ein, die teils durch den Einfluß des 
Freundes Hölderlin und ſeiner Schickſalsidee, teils durch die große 
Enttäuſchung über die Politik der revolutionären franzöſiſchen Regierung 
im Zeitpunkt des Naftatter Kongreſſes hervorgebracht war. Jetzt wird 
der Staat als Macht begriffen; er erſcheint als das Schickſal des 
Schmollers Jahrbuch XLV 2. 19 
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Einzelnen; nach einer inneren Kriſis findet der Philoſoph den Ent⸗ 


ſchluß zur „Vereinigung mit der Zeit“; die Geſchichtsentwicklung als 


zwangsläufiger dialektiſcher Prozeß kommt ihm zum Bewußtſein. Der 
Staat verſchlingt nicht nur die Moral, ſonder auch das höhere geiſtige 
Leben in ſich. Er trägt die Züge napoleoniſcher Politik mit frideri- 
cianiſcher Ständegliederung. Um 1805 erreicht dieſe Anſchauung ihren 
Höhepunkt. Hegel glaubte damals ein neues Weltalter heraufziehen 
zu ſehen, wo freie Völker eine neue Kultur und Religion, ähnlich wie 
im griechiſchen Altertum, aus ſich heraus erzeugen würden. Es iſt 
merkwürdig, daß ſpäter die Jung⸗Hegelianer an dieſe von dem Meiſter 
bald überwundene Phaſe wieder angeknüpft haben. Die „Phäno⸗ 
menologie des Geiſtes“ (1806) markiert ſchon den Übergang zu einer 
neuen Epoche, die durch die Weltherrſchaft Napoleons gekennzeichnet 
iſt. Dieſe Herrſchaft hat Hegel nicht als den „Willen zum Weltreich“ 
aufgefaßt; ein „Weltreich“ fand in ſeinem Syſtem überhaupt keinen 
Platz, nur die herrſchende Stellung eines Volkes und ſeines Führers, 
die den Weltgeiſt repräſentieren; in Napoleon ſah er bekanntlich 1806 
in Jena die inkarnierte Weltſeele. Aber das war nur der Fürſt dieſer 
Welt, der ſich durch die Erfüllung ſeiner hiſtoriſchen Miſſion ſelbſt 
überflüſſig machen wird. Über dem Staat erhebt ſich damals in aller 
Deutlichkeit das Reich des Geiſtes in Kunſt, Religion, Wiſſenſchaft. 
Auf dieſem Gebiete, glaubte Hegel, ſei die Führung an Deutſchland 
übergegangen; proteſtantiſches Chriſtentum und idealiſtiſche Philoſophie 
verſchmolzen ihm jetzt zur Idee der abſoluten Religion und Wiſſenſchaft. 
Der Staat verlor an Bedeutung in ſeinem Syſtem. Die Abhängigkeit 
der Rheinbundſtaaten (er wirkte ja damals jahrelang als bayrifcher 
Beamter) empfand er nicht als Unfreiheit. Der Bewegung von 1813 
ſtand er kalt und ſkeptiſch gegenüber. Der Sturz Napoleons erſchien 
ihm als tragiſche Selbſtvernichtung des Genies, als Triumph der 
Mittelmäßigkeit. Aber der Traum von der neuen Weltepoche, wo das 
Reich des Geiſtes über den Staat ſich erheben ſollte, zerflatterte nun 
vollends. Übrig blieb nur die Geſchichte. Wie das Chriſtentum ſchon 
1806, fo erſchien nun in der Epoche der Reſtauration auch der „ger⸗ 
maniſche“ Staatsgednnke als deren Vollendung. Die Gegenwart wurde 
nicht mehr als Anbruch einer neuen Weltepoche aufgefaßt, ſondern als 
der Ausgang einer 1800 Jahre alten, aber im Glauben an den 
„Fortſchritt im Bewußtſein der Freiheit“ — dieſes „Kommandowort 
zum Avancieren“, das der „Weltgeiſt“ unwiderruflich den Völkern 
gegeben habe. Auf dem Hintergrund dieſer letzten Abwandlung der 
Geſamtauffaſſung, die nun wieder die Bedeutung das Staates ſteigen 
ließ, indem ſie ihn in Verbindung mit dem „Geiſt“ brachte, vollzog ſich 
die merkwürdige Anpaſſung der Hegelſchen Staatsphiloſophie an das 
preußiſche Syſtem der Reſtaurationszeit, wie ſie namentlich die „Rechts⸗ 
philoſophie“ von 1820 darſtellte. Nach den Ausführungen des Ver⸗ 
faſſers handelt es ſich dabei nicht um Konzeſſionen an den Brotgeber- 
ſtaat, ſondern um eine Art von präſtabilierter Harmonie: Hegel und 
der früher von ihm verſchmähte preußiſche Staat waren ſich entgegen- 
gewachſen, einerſeits durch die angedeutete Entwicklung des Philoſophen, 
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anderſeits durch den Befreiungskrieg und die Stein⸗Hardenbergſchen 
Reformen. 
Der Verfaſſer iſt weit entfernt, den „harten und beſchränkten“ 


Staatsgedanken Hegels ſeinerſeits empfehlen oder fortbilden zu wollen. 


Er erklärt in dem Vorwort, das eine tiefe politiſche Hoffnungsloſig⸗ 
keit atmet, daß die Aufzeigung der Geneſis dieſes Staatsgedankens, 
die den Inhalt feines Werkes bildet, zugleich deſſen Zerſetzung be= 
deute. Ob das von Anfang an ſeine Meinung geweſen ſei, wird man 
bezweifeln dürfen; jedenfalls hat er dieſe Aufgabe ſeinen Leſern ſelbſt 
überlaſſen. Ein neues, eben angekündigtes Buch von ihm, geſchichts⸗ 
und kulturphiloſophiſchen Inhalts, ſcheint zioniſtiſch orientiert zu ſein. 
Ein Werk minder großen Kalibers iſt die Schrift von Heller. 

Sie iſt vorwiegend ſyſtematiſch angelegt und will eine Theſe beweiſen. 
Und dieſe Theſe iſt: daß die nationale Machtſtaatsideologie, die ge⸗ 
wöhnlich mit dem Namen Treitſchkes verknüpft wird, ein Kind der 
idealiſtiſchen Philoſophie und daß kein anderer als Hegel ihr Vater 
iſt. Zu dieſem Zweck wird zunächſt das politiſche Denken Deutſchlands 
um 1800 gemuſtert, um darin den Mangel dieſes nationalen Macht⸗ 
ſtaatsgedankens nachzuweiſen. Dann folgt, nach einigen Erörterungen 
über die Entwicklung der politiſchen Anſichten Hegels, die ſich an Tiefe 
und Gründlichkeit mit denen von Roſenzweig nicht meſſen können, eine 
kräftig herausgearbeitete, klare und gut lesbare Darſtellung des. 
Machtgedankens im Hegelſchen Syſtem, namentlich auf Grund der 
„Rechtsphiloſophie“ und der „Geſchichtsphiloſophie“, und endlich ein 
Abſchnitt, der die Traditionen des Hegelſchen Machtſtaatsgedankens 
vornehmlich bei Hiſtorikern und Juriſten bis zur Gegenwart hin ver⸗ 
folgt. Wo Hellers Auffaſſung der Hegelſchen Lehre von der Roſen⸗ 
zweigs abweicht, wird man ihm kaum beipflichten können, ſo in der 
Geringſchätzung des Einfluſſes der Ideen von 1789 und in der Anſicht, 
daß die realpolitiſche, an der Polis geſchulte Auffaſſung des nationalen 
Machtſtaats ſchon in der erſten Epoche, bis 1798, im Keime vorhanden 
geweſen ſei, wenn auch ſein Hinweis auf die Wurzel der Machtideologie 
in dem Perſönlichen Hegels, dem ja ein vehementer Machtwille eigen 
war, ſehr beachtenswert iſt. Auch die etwas kraſſe Behauptung (S. 79) 
daß Kunſt, Religion, Wiſſenſchaft bei Hegel dem Staate gegenüber 
nur einen relativen Wert beſeſſen hätten, läßt ſich mit deſſen Lehre 
vom abſoluten Geiſt ſchwerlich vereinigen. Vor allem aber ſcheint es 
mir nicht ſtatthaft, Hegel in dem bei uns üblichen Sinne für eine 
nationalſtaatliche Auffaſſung in Anſpruch zu nehmen. Es würde 
zu weit führen, das näher zu begründen; Roſenzweig iſt meiner Anſicht 
nach durchaus im Recht mit der Behauptung, daß Hegel niemals die 
Gleichung national = ſtaatlich vollzogen habe. Das haben freilich auch 
die Kleindeutſchen nicht in vollem Umfange getan; aber die Kluft, die 
in dieſer Beziehung zwiſchen Haym und Hegel vorhanden iſt, braucht 
nur angedeutet zu werden. Den Machtſtaatsgedanken Hegels hat 
allerdings der Verfaſſer ganz richtig herausgearbeitet und viel wirk⸗ 
ſamer als Roſenzweig zur Darſtellung gebracht. Hier liegt ein 
entſchiedenes Verdienſt des Buches. Aber es iſt doch darauf hinzu⸗ 
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weiſen, daß dem politiſchen Denken Deutſchlands um die Wende des 
18. und 19. Jahrhunderts der Machtſtaatsgedanke nicht ganz fremd 
war, wenn man nicht bloß die naturrechtlichen Theoretiker, ſondern 
auch Hiſtoriker wie Heeren ins Auge faßt, von einem Manne wie 
Friedrich dem Großen ganz zu ſchweigen. In dem Zeitalter Napoleons 
war außerdem der Welt ſo nachdrücklich zu Gemüte geführt worden, 
daß der Staat Macht ſei, daß es kaum berechtigt iſt, dieſe Einſicht 
überall, wo ſie ſich zeigt, auf Hegel zurückzuführen. Bei Ranke zum 
Beiſpiel möchte ich es bezweifeln. Die Studien des Verfaſſers gehen 
hier nicht überall ſehr tief. Sonſt würde er nicht Heinrich Leo ſchlecht⸗ 
weg als Katholiken behandeln und Max Duncker eine „preußiſche Ge⸗ 
ſchichte“ zuſchreiben. Immerhin iſt zuzugeben, daß die Nachwirkung 
Hegels auch in dieſer Richtung breit und ſtark geweſen iſt; bei Kon⸗ 
ſtantin Rößler iſt ſie über allem Zweifel erhaben, und deſſen Anſichten 
waren mit denen Bismarcks innerlich verwandt. Erich Kaufmann und 
Johannes Plenge gehören ſicherlich auch mit in dieſe Reihe; bei Kjellen 
dagegegen habe ich meine Bedenken. 

Wie der Verfaſſer ſelbſt ſich zu Hegels Lehre ſtellt, hat er nicht 
unumwunden ausgeſprochen. Am Ende ſeiner Vorrede erklärt er, zu 
der N gelangt zu ſein, daß vieles in Hegels Machtpolitik 
als doktrinäre Uberſpannung abzulehnen fei, daß aber auch ſehr vieles 
davon zur öffentlichen Meinung Deutſchlands werden müſſe, wenn 
die deutſche Nation ſich in eine beſſere Zukunft retten wolle. Mir 
ſcheint, daß es heute für uns realpolitiſch richtiger ſein würde, an das 
Recht als an die Macht zu appellieren und bei aller nüchternen Einſicht 
in die Tatſache, daß der Staat ſeinem Weſen nach Macht iſt, doch die 
idealiſtiſche Apotheoſe der Macht, wie ſie Hegel unternommen hat, einer 
kritiſchen Reviſion zu unterziehen. | 

O. Hintze 


Jaſpers, Karl (a.⸗o. Profeſſor der Philoſophie an der Univerſität 
Heidelberg): Max Weber. Rede bei der von der Heidelberger 
Studentenſchaft veranſtalteten Trauerfeier. Tübingen 1921, 
J. G. B. Mohr (Paul Siebeck). 30 S. | 


Ohne Prunk und Pomp einer oratio funebris, in wohltuender 
Schlichtheit, wenn auch mit warmer Verehrung, ſucht dieſe Gedächtnis⸗ 
rede in das Weſen der wiſſenſchaftlichen Perſönlichkeit Max Webers 
einzudringen, der mit Recht als eine der ganz großen Erſcheinungen 
in unſerem geiſtigen Leben gewürdigt wird. Nächſt den Nachrufen von 
Ernſt Tröltſch erſcheinen mir dieſe Ausführungen als das Bedeutendſte, 
was mir über den Dahingeſchiedenen bekannt geworden iſt. Es iſt 
kein Zufall, daß es gerade Philoſophen ſind, die ihn am beſten zu 
würdigen verſtanden haben. Der gewaltige Aktionsradius ſeiner 
wiſſenſchaftlichen Intereſſen und Arbeiten beſtreicht eine Fläche, die 
weit über das Gebiet einer Einzelwiſſenſchaft hinausreicht, und weiſt auf 
ein philoſophiſches Zentrum hin, von dem ja letzten Endes alle wirklich 
lebendige, die Geiſter erregende Wiſſenſchaft ausſtrahlt. Alle die viel⸗ 
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fachen Fragmente, als die Max Webers wiſſenſchaftliche Arbeiten ſich 
darſtellen, ſo weit ſie auseinanderzuliegen ſcheinen, haben ihren 
Mittelpunkt und ihre Einheit in der Konzeption der Soziologie, wie 
ſie vor ſeinem Geiſte ſtand; Soziologie aber iſt, wie J. zutreffend 
ausführt, eine Wiſſenſchaft, die gerade durch ihren unfertigen Zuſtand 
in viel näherer Verbindung mit der philoſophiſchen Zentralſonne ge⸗ 
halten wird als ältere, abgelöſte, mehr oder minder erſtarrte Diſziplinen. 
Max Weber hat allerdings die Soziologie als eine Einzelwiſſenſchaft 
begründen wollen; aber es bedurfte dazu einer univerſalen Spannweite 
des Geiſtes und der Studien, wie ſie bei ihm in einem ganz ſeltenen 
Maße zutage getreten iſt. Er war nicht bloß Gelehrter, ſondern 
auch Politiker, der dem öffentlichen Leben der Gegenwart den Puls 
zu fühlen verſtand, und doch wieder nicht, trotz aller politiſchen Leiden⸗ 
ſchaft, von jenem robuſten Machtinſtinkt beherrſcht, der nun einmal 
zum Staatsmann gehört. Auch im geiſtigen Leben wollte er nicht als 
Prophet oder Schulhaupt führen; er verlangte auch von anderen den 
Gebrauch der Freiheit, die er für ſich ſelbſt in Anſpruch nahm. 
Illuſionsloſes Erkennen deſſen, was iſt, erſchien ihm als Aufgabe der 
Wiſſenſchaft; praktiſch wertete er aber die Dinge mit temperamentvoller 
Heftigkeit. Weder ſtoiſch noch chriſtlich orientiert, war er doch von 
tiefſter ethiſcher Grundanlage und von fanatiſchem Gerechtigkeitsgefühl. 
Und ſo mag denn der Verfaſſer recht haben, daß er im Grunde als 
ein Philoſoph aufgefaßt werden muß, nur nicht in der fachmäßigen 
Bedeutung des Wortes. — Die Größe der Aufgabe, die er ſich geſtellt 
hatte, ließ eigentlich nur fragmentariſche Löſungen zu. Ein vollſtändiges 
Verzeichnis ſeiner Arbeiten, von Frau Marianne W. zuſammengeſtellt, 
iſt dem Büchlein beigegeben. 
O. Hintze 


Schmitt ⸗Dorotié, Carl: Die Diktatur. Von den Anfängen des 
modernen Souveränitätsgedankens bis zum proletariſchen Klaſſen⸗ 
kampf. München und Leipzig 1921, Duncker & Humblot. 8°. 
XV und 211 S. 


Geſtützt auf umfaſſende Kenntnis der Geſchichte und Literatur, 
gibt Schmitt⸗Dorotié eine gründliche rechtsdogmatiſche Unterſuchung 
des Begriffs der Diktatur in der Staatslehre der verſchiedenen Zeiten 
und Völker. In der Vorbemerkung bringt er eine vorläufige Orien⸗ 
tierung über die Bedeutung des Ausdrucks „Diktatur“. Die bürger⸗ 
liche politiſche Literatur verſteht unter Diktatur „zunächſt die perſönliche 
Herrſchaft eines Einzelnen“, „aber notwendig verbunden mit zwei 
anderen Vorſtellungen, einmal, daß dieſe Herrſchaft auf einer, gleich⸗ 
gültig wie, herbeigeführten oder unterſtellten Zuſtimmung des Volkes, 
alſo auf demokratiſcher Grundlage, beruht, und zweitens der Diktator 
ſich eines ſtark zentraliſierten Regierungsapparates bedient.“ Diktatur 
iſt alſo „Aufhebung der Demokratie auf demokratiſcher Grundlage“. 
Bei den Sozialiften bedeutet Diktatur die Herrſchaft einer Klaſſe; 
die „Diktatur des Proletariats“ iſt nicht als dauernde Staatsform 
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gedacht, ſondern als Übergang zur Erreichung eines beſtimmten 
Zwecks, der Umwandlung der kapitaliſtiſchen in die ſozialiſtiſche Pro— 
duktionsweiſe. In beiden Fällen erſcheint alſo die Diktatur als 
„Ausnahmezuſtand“. Juriſtiſch iſt das Problem der Diktatur das 
einer „konkreten Ausnahme“, ähnlich wie das Begnadigungerecht. 
Zur Erreichung eines beſtimmten Zweckes wird alles, was als Mittel 
dazu geeignet iſt, ausnahmsweiſe als rechtmäßig zugelaſſen. Von der 
Frage aus, durch welche Autorität dieſe Ausnahme vom ſtaatlichen 
Normalzuſtand zugelaſſen wird, ergibt ſich nun für den Verfaſſer die 
Unterſcheidung von zwei Arten der Diktatur, der kommiſſariſchen 
und der ſouveränen; die Herausarbeitung dieſer Begriffe und ihre 
Verfolgung an Hand der verſchiedenen geſchichtlichen Tatſachen ſteht 
im Mittelpunkt der Unterſuchung und iſt das wichtigſte poſitive Er⸗ 
gebnis der Arbeit. 

Der römiſche Diktator erſcheint ſtaatsrechtlich als Kommiljar, der 
vorübergehend zur Löſung einer beſonderen Aufgabe berufen wird, zum 
Beiſpiel zur Führung eines Krieges oder zur Niederwerfung eines 
Aufruhrs. Seine Stellung iſt dadurch charakteriſiert, daß ſeine Maß⸗ 
nahmen nicht an die Zuſtimmung einer anderen Stelle gebunden ſind 
und daß es gegen ſeine Anordnungen keine Rechtsmittel gibt. In 


den Diktaturen von Sulla und Caeſar ſieht Schmitt-Dorotic bereits 


die Entwicklung von der kommiſſariſchen zur ſouveränen Diktatur 
angedeutet. Er verfolgt dann die Behandlung der Frage bei Machia— 
velli, in der Arcana⸗Literatur des 17. Jahrhunderts, bei den Monarcho— 
machen, bei Hobbes und Locke und vor allem bei Bodin, der 
zuerſt den Begriff des Kommiſſars ſcharf herausgearbeitet hat. Der 
commissaire hat im Gegenſatz zum ordentlichen Beamten (officier) 
ein außerordentliches Amt; er iſt nicht durch Geſetz, ſondern durch 
ordonnance berufen und an einen beſonderen Auftrag gebunden. 
Seinem Dienſtverhältnis nach iſt er alſo weniger ſelbſtändig als der 
Beamte; dem Inhalt nach aber kann ſeine Befugnis mit Rückſicht auf 
ſeine beſondere Aufgabe außergewöhnlich weit gehen. Schmitt-Dorotic 
unterſcheidet deshalb den bloßen Dienſt⸗ oder Geſchäftskommiſſar von 
dem Aktionskommiſſar und bezeichnet den Diktator als 
abſoluten Aktionskommiſſar. 

Im folgenden Abſchnitt wird die Praxis der päpſtlichen, kaiſer⸗ 
lichen und fürſtlichen Kommiſſare bis zum 18. Jahrhundert behandelt, 
wobei ein beſonderer Exkurs der Diktatur Wallenſteins gewidmet wird. 
Dann folgt die franzöſiſche Staatslehre des 18. Jahrhunderts, in der 
der Verfaſſer den Begriff der „ſouveränen Diktatur“ ſich vorbereiten 
ſieht, deſſen Inhalt darauf unterſucht und an der Praxis der Volks⸗ 
kommiſſare während der franzöſiſchen Revolution erläutert wird. Die 
kommiſſariſche Diktatur ſuſpendiert die beſtehende Verfaſſung vorüber⸗ 
gehend, um ſie zu ſchützen. Die ſouveräne Diktatur will eine neue 
Verfaſſung herbeiführen und beſeitigt zu dieſem Zweck die beſtehende. 
Sie iſt aber trotzdem nicht ein bloß tatſächlicher Gewaltakt, ſondern 
juriſtiſch zu erfaſſen, ſofern ſie als Ausfluß des pouvoir constituant 
erſcheint. Wenn das Volk durch Unordnung behindert wird, ſich als 
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pouvoir constituant zu betätigen, kann eine ſouveräne Diktatur not⸗ 
wendig werden, um die Vorausſetzungen dafür zu ſchaffen. In dieſem 
Sinne begründete der Nationalkonvent und vor allem die Mitglieder 
des comité de salut publie ihre diktatoriſche Stellung, und denſelben 
Gedankengang finden wir gegenwärtig bei Lenin wieder. — Schließlich 
wird dann die Entwicklung der Diktatur in den beſtehenden rechts⸗ 
ſtaatlichen Verfaſſungen unterſucht, die ſich in den beiden zunächſt von⸗ 
einander getrennten Rechtsinſtituten des Belagerungszuſtandes und der 
Suspendierung der Verfaſſung ausdrückt. 

Das Hauptergebnis der Arbeit, die Unterſcheidung von kommiſſa⸗ 
riſcher und ſouveräner Diktatur, trifft zweifellos einen entſcheidenden 
Punkt für die begriffliche Klärung, bildet aber in dieſer Faſſung doch 
keine ganz einwandfreie Einteilungsgrundlage. Der Diktator, der ohne 
Ermächtigung ſeitens der legitimen Staatsgewalt, alſo nicht kommiſſa⸗ 
riſch, ſondern eigenmächtig auftritt, braucht trotzdem nicht eine Be⸗ 
tätigung des pouvoir constituant im Auge zu haben, ſondern will in 
den meiſten Fällen ebenſo wie der kommiſſariſche Diktator einen augen⸗ 
blicklichen Zweck erreichen und gegebenenfalls ſich ſelbſt für ſeine Lebens⸗ 
zeit eine ſeiner Perſönlichkeit angemeſſene Sonderſtellung ſchaffen, ohne 
daß damit notwendig zugleich auf eine dauernde Anderung der Ver⸗ 
faſſung hingezielt wird. Die Diktaturen von Sulla und Caeſar oder 
das Verhalten der preußiſchen Regierung in den Konfliktsjahren ſind 
Beiſpiele hierfür. Vielleicht wäre es alſo richtiger, der kommiſſariſchen 
Diktatur zunächſt allgemein die „eigenmächtige Diktatur“ gegenüber⸗ 
zuſtellen und die „ſouveräne Diktatur“ im Sinne von Schmitt-Dorotid 
nur als einen beſonders prägnanten Fall der letzteren anzuſehen. 

Berlin Heinrich Herrfahrdt 


Levy, Prof. Dr. Hermann: Soziologiſche Studien über das 
engliſche Volk. Jena 1920, Guſtav Fiſcher. 


Drei Einzelſtudien hat Levy in dieſem Buch zuſammengefaßt. An 
die Spitze ſtellt er eine umfangreiche Unterſuchung über das Weſen 
der engliſchen Mittelklaſſe. Sie unterſcheidet ſich nach ihm vom deutſchen 
Typus des Mittelſtandes durch drei Umſtände. Einmal fehlt es in 
England an einer Mittelſtandsbewegung mit traditionaliſtiſch⸗ökonomiſcher 
Ideologie, die Lebensfähigkeit gegenüber dem Großbetrieb entſcheidet 
ſich im Einzelkampf ohne gemeinſame Abwehrbewegung. Es gibt weiter 
kein ſozial geſchloſſenes Beamtentum, und es mangelt England ſchließlich 
an einer allein auf ihrer wiſſenſchaftlich⸗künſtleriſchen Bedeutung be⸗ 
ruhenden Mittelſchicht. An dieſe Feſtſtellung ſchließt ſich eine ſoziologiſche 
Schilderung der engliſchen Mittelklaſſe in ihren heutigen Lebens⸗ 
verhältniſſen und eine Kritik ihrer geiſtigen Struktur vornehmlich an 
der Hand der Schriften Matthew Arnolds. Levy macht aber auch den 
Verſuch, die Eigenart des engliſchen Mittelſtandes geſchichtlich zu er⸗ 
klären: „Für den Wirtſchaftshiſtoriker und Soziologen ... iſt der 
Ausgangspunkt des ‚Mittelklaffen - Englands‘ im 17. Jahrhundert zu 
ſuchen“, denn damals habe ſich die „ideologiſche Umwandlung des alten 
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Wirtſchaftsmenſchen“ unter der Einwirkung des Puritanismus voll: 
zogen. Gerade der Wirtſchaftshiſtoriker wird aber anderer Meinung 
ſein. Levy beruft ſich auf Tucker, daß England im 16. Jahrhundert 
eine Dreiteilung der Klaſſen wie in Frankreich nicht gekannt habe. Der 
gleiche Unterſchied iſt aber ſchon Jahrhunderte früher feſtzuſtellen, 
wenn man Bracton und Beaumanoir vergleicht: die Bildung des 
Nationalſtaates hat nicht die Klaſſengegenſätze ermöglicht, aus denen 
auf dem Feſtland und zuletzt auch in Deutſchland der Mittelſtand hervor⸗ 
gegangen iſt. Zu einer Zeit, als in England die Mittelſchichten längſt 
gebildet waren, ſchrieb F. K. von Moſer: Es fehlt uns diejenige ver- 
mittelnde Macht, welche Montesquieu ſogar für die Stütze einer 
guten Monarchie und für den Schutz anſieht, daß ſolche nicht in 
Verweſung oder gar Despotismus übergehe: le tiers état. Kein 
Wunder alſo, daß dem engliſchen Mittelſtand eine andere Ideologie 
zu eigen iſt. Sie iſt aber keineswegs erſt im 17. Jahrhundert er⸗ 
worben, der Puritanismus iſt nicht von urſächlicher Bedeutung, ſondern 
er iſt nur der religiöſe Ausdruck eines vorhandenen, von ihm aller⸗ 
dings vertieften Charakters. Wenn Levy ſich zum Beweiſe dafür, daß 
der wirtſchaftliche Aufſchwung Englands und die Vorherrſchaft der 
Mittelklaſſen ſeit dem 17. Jahrhundert im Zeichen des Diſſents ſtehe, 
auf Rogers beruft, ſo kann man dem die Auffaſſung entgegenſtellen, 
die Rogers ſelbſt dann in Six centuries S. 293 vertreten hat: Geneva 
would have produced little fruit in the minds of the better off 
peasantry and the artizans unless it had found the soil already 
prepared by the teaching of Lollardy. Wyelif is infinitely more 
the father of English Protestantism than Cromwell and Cranmer, 
Parker and Grindal were. Damit wird das Problem bis ins 14. Jahr⸗ 
hundert zurüdverlegt. Unſere Religionsſoziologen ſollten ſich doch ent⸗ 
ſchließen, ihre Auffaſſung unter dieſen Geſichtspunkten einer geſchicht⸗ 
lichen Reviſion zu unterziehen. | 

Der zweite Aufſatz beſchäftigt ſich mit den engliſchen Landbewohnern 
und der Frage, ob und wie bei der heutigen ſozialen Schichtung 
eine Agrarreform großen Stiles durch innere Koloniſation möglich 
ſei, da nur Koloniſten ſtädtiſcher Herkunft für die Anſiedlung zur Ver⸗ 
fügung ſtehen. Levy will darin kein Bedenken ſehen. Der wirt⸗ 
ſchaftliche Sieg des Kleinbetriebs in der engliſchen Landwirtſchaft ſteht 
ihm außer Zweifel, denn ihr Grundpfeiler werde durch die „kleineren“ 
Zweige der Erzeugung gebildet, durch Luxusartikel, für die beſonders 
hinſichtlich des Vertriebes gerade der ſtädtiſche Koloniſt dem ländlichen 
ſogar überlegen ſei. Iſt man Levy ſo weit gefolgt, dann geſteht er 
allerdings, daß die ganze Frage durch den Krieg ein weſentlich anderes 
Geſicht bekommen habe, denn jetzt würde die Agrarpolitik ſchlechterdings 
durch ſtaatliche Notwendigkeiten geregelt werden. Uns erſcheint der Ge⸗ 
danke, der Landwirtſchaft eines ganzen Landes allein durch ihre „kleineren 
Zweige“ eine geſicherte Grundlage zu geben, unter allen Umſtänden 
als eine Unmöglichkeit. Aber nach der Stellungnahme, die Levy ſchließ⸗ 
lich einnimmt, erübrigt es ſich, mit ihm darüber zu rechten. 

Zum Schluß bringt Levy eine Betrachtung über engliſche und 
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nicht⸗engliſche Ausländertypen, eine ſoziologiſche Variante über das 
Thema: Engliſche Expanſion und deutſche Durchdringung. Sehr richtig 
ſchildert Levy, daß der Deutſche überall dienendes Glied fremder Volks⸗ 
wirtſchaft wurde, während der Brite als Koloniſator die Welt angliſierte. 
Aber auch das iſt ein hiſtoriſches Problem, das ſich aus der politiſchen 
Verteilung der Erde unſchwer erklärt. Auch Engländer haben einſt 
unſere Rolle geſpielt, man leſe Montchretien.. 

Levys Buch beweiſt wieder, daß er vielerlei geſehen und geleſen 
hat. Da er über eine gewandte Feder und die Gabe ſchneller Zu⸗ 
ſammenfaſſung verfügt, weiß er wie in ſeinen anderen Schriften über 
England auch diesmal unterhaltend zu erzählen. Aber er haftet am 
Zuſtändlichen, der Blick für große Zuſammenhänge und geſchichtliche 
Verknüpfungen iſt ihm verſagt, deshalb iſt Vorſicht geboten. Außerlich 
ſtören viele dem Engliſchen entnommene, nns ungewohnte Fremdworte. 
Sonſt aber weiß ſich Levy dem Geiſt der Zeit anzupaſſen: wir leſen, daß 
in England, die Stellung gegen den Beamtenſtaat geradezu ein Beſtand⸗ 
teil des verankerten Volksempfindens geworden war“. Es ſcheint ſich 
danach um eine geiſtige „Verankerung an ſich“ zu handeln. 

Halle a. S. Georg Brodnitz 


Wüſtendörfer, Hans: Tatſachen und Normen des See⸗ 
ſchiffbaues. Ein Beitrag zum Induſtrierecht und zum Problem 
der dogmatiſchen Methode. Hamburg 1920, Paul Hartung. 


Wenn das vorliegende Werk eine beſondere Beachtung auch vom 
volkswirtſchaftlichen Standpunkte aus beanſpruchen kann, ſo liegt 
das an der dogmatiſchen Methode, die der Verfaſſer anwendet. Es 
iſt im weſentlichen die gleiche Methode, die Wüſtendörfer bereits in 
ſeinen „Studien zur modernen Entwicklung des Seefrachtvertrages“ 
angewendet hat und die bereis dieſem Werke die Beachtung der Volks⸗ 
wirtſchaftler geſichert hat; nur daß dieſe Methode in dem vorliegenden 
Werk noch zielbewußter und gedanklich mehr vertieft auftritt. Dieſe 
Methode unterſcheidet ſich grundſätzlich von der im allgemeinen üblichen 
juriſtiſchen Arbeitsweiſe. Dieſe ſtellt in den Mittelpunkt ihrer Unter⸗ 
ſuchungen das Geſetz und glaubt ihre Aufgabe erfüllt, wenn ſie die 
Geſetzesparagraphen „entſtehungsgeſchichtlich, grammatiſch, ſyſtemlogiſch 
ausdeutet, frei von Raum, Zeit und Kauſalität, und aus den ſo ge⸗ 
wonnenen konſtruktiven Oberbegriffen deduktiv zu ſcheinbar zwingenden 
Einzelforderungen herabſteigt“ (S. 126). Dagegen nimmt die Methode 
des Verfaſſers einen ganz anderen Ausgangspunkt: Sie geht davon 
aus, daß das Recht nur aus der Kenntnis der von ihm geordneten 
Rechtsverhältniſſe verſtanden werden kann. Sie ſieht in dem Rechts⸗ 
ſatz eine von Zeit, Raum und Kulturverhältniſſen abhängige, hiſtoriſche 
Erſcheinung. Sie ſtellt daher die Rechts wirklichkeit in den Mittel⸗ 
punkt der Betrachtung, ſtellt den Rechtsſatz hinein in den Strom der 
allgemeinen Kulturentwicklung und ſucht aus der Ermittelung der 
Wechſelbeziehungen zwiſchen Rechtsnorm und allen übrigen Faktoren 
geſellſchaftlichen Lebens entſcheidende Geſichtspunkte für die Auslegung, 
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Ergänzung und Fortbildung der Geſetze zu gewinnen (S. 126). Das 
bedeutet alſo, daß bei dieſer Methode die wirtſchaftlich⸗geſell⸗ 
ſchaftlichen Tatbeſtände eine entſcheidende Bedeutung für die Rechts— 
forſchung erlangen. 

Der Volkswirtſchaftler wird mit großem Intereſſe wahrnehmen, 
wie hier die Rechtswiſſenſchaft auf dem Wege iſt, zu ganz ähnlichen 
Erkenntniſſen und Arbeitsmethoden zu kommen, wie ſie ſich in der 
Volkswirtſchafts lehre ſchon ſeit langem durchgeſetzt haben. Wie 
es ſeit Roſcher Allgemeingut der nationalökonomiſchen Wiſſenſchaft ge— 
worden iſt, daß die Geſetze und Wahrheiten, die die Volkswirtſchafts⸗ 
lehre ausſpricht, keine abſolut gültigen, für alle Zeiten und Gebiete 
anwendbare find, ſondern durch Zeit, Raum und Kulturverhältniſſe be— 
dingt ſind, ſo enthalten — das iſt der Grundgedanke dieſer neuen 
dogmatiſchen Rechtsmethode — auch die Geſetzesparagraphen keine von 
Zeit, Raum und Kulturverhältniſſen losgelöſte und ohne Zuſammen— 
hang mit den von ihr geordneten Lebensverhältniſſen verſtändliche Wahr— 
heiten, ſondern ſind nur verſtändlich in ihrer ſoziologiſchen Bedingt— 
heit, aus einem beſtimmten geſellſchaftlichen Tatbeſtand heraus. Und 
wie das wiſſenſchaftliche Verfahren in der Volkswirtſchaftslehre zunächſt 
einmal in der wiſſenſchaftlichen Beobachtung volkswirtſchaftlicher 
Erſcheinungen nach Raum und Zeit und in der wiſſenſchaftlichen Feſt— 
legung dieſer Beobachtung durch Beſchreibung beſteht, ſo ſieht auch 
dieſe neue dogmatiſche Methode der Rechts wiſſenſchaft ihre Aufgabe 
zunächſt einmal darin, den geſellſchaftlichen Tatbeſtand, die ſoziale 
Intereſſenlage, auf die die Rechtsnorm abgeſtellt iſt, zu erforſchen und 
zu beſchreiben. 

Es iſt offenbar, wie ſich hier die Arbeitsmethoden beider 
Wiſſenſchaften berühren, und daß der von der Rechtswiſſenſchaft ge⸗ 
ſammelte Tatſachenſtoff nun auch weſentliche Bedeutung für die volks⸗ 
wirtſchaftliche Forſchung gewinnt. Die Rechtswiſſenſchaft tritt damit 
in ein ähnliches Verhältnis zur Nationalökonomie wie bereits andere 
methodiſch ähnlich durchgebildete Wiſſenſchaften, etwa die Anthropologie 
und Pſychologie, die Geographie und die Geſchichte; ja, es iſt zu er⸗ 
warten, daß, wenn dieſe Methode allgemein Eingang in die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft finden ſollte, wenn ſie in der Tat — wie der Verfaſſer 
meines Erachtens mit Recht annimmt (S. 129) — die Prioatrechts⸗ 
wiſſenſchaft der Zukunft beherrſchen ſollte, auch der volkswirtſchaftlichen 
Forſchung damit eine Quelle von außerordentlicher Ergiebigkeit er⸗ 
ſchloſſen wird, aus der ihr dauernd ein reicher Tatſachenſtoff zur volks⸗ 
wirtſchaftlichen Verarbeitung zufließen wird. 

Liegt danach die Bedeutung des Buches für den Volkswirtſchaftler 
an ſich auf der Hand, ſo kommt noch ein Weiteres hinzu, was gerade 
der vorliegenden Arbeit ein weitgehendes Intereſſe ſichert: Das iſt, daß 
es ſich beim Seeſchiffbau um eine volkswirtſchaftlich beſonders wichtige. 
und eigenartige Erſcheinung handelt. Es iſt vieles, was dem See⸗ 
ſchiffbau eine Sonderſtellung gegenüber der ſonſtigen Induſtrie gibt. 
Handelt ſich doch bei ihm um die höchſte und großartigſte Arbeits⸗ 
vereinigung überhaupt; um die Herſtellung des höchſten Erzeugniſſes 
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der modernen Induſtrie; um ein auf breiteſter kapitaliſtiſcher Baſis 
aufgebautes Großunternehmen, und ſchließlich auch um die Ausübung 
einer techniſchen Kunſt, deren Pflege in der Hand einer beſonderen 
Wiſſenſchaft liegt und bedeutenden wiſſenſchaftlichen Anſtalten anvertraut 
iſt, und die eine eigene reiche Fachliteratur hervorgerufen hat — alles 
Tatſachen, wert, daß die volkswirtſchaftliche Wiſſenſchaft dieſem Induſtrie⸗ 
zweig beſondere Beachtung ſchenkt. Dazu kommt als Wichtigſtes: der 
Zuſammenhang zwiſchen Schiffbau und Reederei. Ohne eine hoch⸗ 
entwickelte, leiſtungsfähige Schiffbauinduſtrie iſt eine größere, leiſtungs⸗ 
fähige heimiſche Reederei nicht denkbar. Das macht zurzeit für uns 
Deutſche angeſichts des faſt völligen Verluſtes unſerer Handelsflotte 
alle Unterſuchungen auf dem Gebiete des Schiffbaues beſonders wert⸗ 
voll. Wer Deutſchland wiederum eine eigene Reederei wünſcht, dem 
muß auch das Schickſal der deutſchen Werften, des deutſchen Seeſchiff⸗ 
baues am Herzen liegen. Dazu kommt, daß der Schiffbau eins der 
Hauptmittel iſt, um durch Bau für fremde Rechnung Guthaben im 
Auslande zu erlangen und dadurch unſere Währung zu verbeſſern. 

Was nun die volkswirtſchaftlich bemerkenswerten Tatſachen ſelbſt 
angeht, die uns der Verfaſſer in ſeinem Buche vorführt, ſo iſt nicht 
zu viel geſagt, daß er uns einen ziemlich vollſtändigen Einblick gibt 
in das Geſchäftsgebaren der Seeſchiffswerften in ihrem Verhältnis zu 
den Reedereien, in die kaufmänniſche Tätigkeit des Werftunternehmers, 
in ſeine ſpekulativen Erwägungen und vor allem auch in die Umſtände, 
die den Unternehmergewinn der Werften beeinfluſſen. Es würde über 
den Rahmen dieſer Beſprechung hinausgehen, wenn ich alles, was der 
Verfaſſer in dieſer Hinſicht — über das ganze Werk zerſtreut — mit⸗ 
zuteilen hat, zuſammenſtellen wollte. Einige kurze Hinweiſe mögen 
wenigſtens auf das Wichtigſte aufmerkſam machen, was der Verfaſſer 
in dieſer Hinſicht auch dem Volkswirtſchaftler zu ſagen hat. 

Gleichſam als Einführung gibt uns der Verfaſſer zunächſt im 
Abſchnitt I (S. 7ff.) eine bemerkenswerte kurze Darſtellung über die 
Entwicklung des Unternehmertums im Werftbetriebe. Im 
folgenden (S. 11ff.) lernen wir dann die verwickelte Technik des Ab⸗ 
ſchluſſes des Bauvertrages kennen. Bei dieſer Gelegenheit 
beſtätigt der Verfaſſer übrigens auch die noch wenig bekannte Tatſache, 
daß die deutſchen Schiffswerften bisher trotz ihrer verhältnis mäßig 
kleinen Zahl nicht kartellmäßig eng verbunden ſind, und daher angeſichts 
der wirtſchaftlichen Überlegenheit der großen Linienreedereien meiſt nicht 
in der Lage ſind, günſtige Vertragsklauſeln über die Begrenzung ihres 
Riſikos durchzuſetzen (S. 34). Im weiteren (vor allem S. 58/59) er⸗ 
fahren wir manche intereſſante Einzelheiten über die Vorgänge während 
des Baues ſelbſt; zum Beiſpiel über das Rangverhältnis in der baulichen 
Förderung mehrerer, gleichzeitig in Arbeit befindlicher Neubauten, über 
die Verſicherung des werdenden Schiffes uſw. Beſondere volkswirt⸗ 
ſchaftliche Beachtung verdienen auch die eingehenden Feſtſtellungen des 
Verfaſſers über die Sicherung des Unternehmergewinnes 
und das Kreditverhältnis zwiſchen Werft und Reederei (S. 101 ff.). 
Gerade dieſe Fragen haben für das volkswirtſchaftliche Gedeihen der 
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Werften eine weitgehende Bedeutung, weil das Unternehmerriſiko der 
Werften ein beſonders großes iſt. Es hängt das damit zuſammen, 
daß bei der Größe des Objektes die Selbſtkoſten des Werftunternehmers 
eine außerordentliche Höhe erreichen, und außerdem eine beſonders lange 


Baufriſt in Frage kommt, und daher die Gefahr beſteht, daß die Kapital- 


kraft der Werften übermäßig ſtark in Anſpruch genommen wird. In 
dieſem Zuſammenhange, namentlich im Hinblick auf das große Unter- 
nehmerriſiko der Werften, hat auch beſonderes Intereſſe, was der Ver⸗ 
faſſer über die Verbreitung und Technik des Regiebauvertrages 
mitzuteilen weiß, d. h. eines Bauvertrages, „der ſtatt eines ſummen— 
mäßig feſten Baupreiſes die tatſächlichen Selbſtkoſten der Werft zu⸗ 
züglich eines Gewinnzuſchlages als Vergütung feſtſetzt“ (S. 115 ff.). 

Dieſe Andeutungen mögen genügen, um zu zeigen, was der volks— 
wirtſchaftlich intereſſierte Leſer von dem Buche zu erwarten hat. Da 
ſich im übrigen die Feſtſtellungen von Wüſtendörfer durch Sachkunde 
und Zuverläſſigkeit auszeichnen, ſo bedeutet ſeine Arbeit auch für die 
volkswirtſchaftliche Literatur, zumal dieſe auf dem Gebiete des See— 
ſchiffbaues nicht viel Nennenswertes aufzuweiſen hat, eine in vieler 
Hinſicht wertvolle Bereicherung. 

Hamburg Dr. Kurt Gieſe 


Meißner: Argentiniens Handelsbeziehungen zu den 
Vereinigten Staaten von Amerika. Cöthen (Anhalt) 
1919, Otto Schulze. 363 S. 


ene Argentinien. Hamburg 1919, Friederichſen & Co. 


a Eruſt Wilhelm: Die agrariſche 5 
Argentiniens. Ihre Entwicklung und Bedeutung. Bd. 
der „Probleme der Weltwirtſchaft“, hrͤgb. v. Bernhard 8 
Jena 1920. 


Die erſteren beiden Bücher ſind bereits im Jahre 1919 erſchienen. 
Gemeinſam iſt den drei Arbeiten, daß ſie ſich im weſentlichen auf das 
in Deutſchland zuſammengebrachte Zahlenmaterial und auf die ſonſtigen 
hier geſammelten Unterlagen ſtützen, und daß die Verfaſſer die Ver⸗ 
hältniſſe nicht an Ort und Stelle kennen gelernt haben. Daher konnte 
es denn nicht ausbleiben, daß Urſache und Wirkungen bisweilen nicht 
klar genug erkannt und folgerichtig bewertet wurden. Auch eine etwa 
ein Jahr währende Studienreiſe durch Argentinien hat dieſe Mängel 
in dem Schmidtſchen Buche nicht gänzlich beſeitigen können. Im 
übrigen muß anerkannt werden, daß die Verfaſſer die Literatur und 
das ſtatiſtiſche Material mit großem Eifer ſtudiert und gewiſſenhaft 
verarbeitet haben. 

Das trifft auch für das Meißnerſche Buch, Argentiniens Handels⸗ 
beziehungen zu den Vereinigten Staaten von Amerika, zu. Weit wert⸗ 
voller wäre die Arbeit geworden, wenn der Verfaſſer ſich nicht auf die 
Statiſtik bis zum Jahre 1915 beſchränkt hätte, da gerade die letzten 
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Kriegsjahre und die erſten Jahre nach dem Kriege eine ſehr gründ⸗ 
liche Wandlung in den Handelsbeziehungen beider Staaten, Argentiniens 
und der Vereinigten Staaten von Amerika, hervorgebracht haben, 
da der Abſchluß Mitteleuropas von der Weltmarktverſorgung und die 
Nachfrage der alliierten Mächte nach landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen 
den Vereinigten Staaten den Weg für Einfuhr und Ausfuhr nach 
und von Argentinien frei machten, ſo daß der Handelsaustauſch der Ver⸗ 
einigten Staaten mit Argentinien eine nie zuvor gekannte Höhe er⸗ 
reichte. Erſt unter eingehender Berückſichtigung dieſer Entwicklung 
wäre der Titel des Buches berechtigt geweſen, da das Meißnerſche Buch in 
der vorliegenden Bearbeitung ſich kaum mehr mit den Handels⸗ 
beziehungen der Vereinigten Staaten, als mit denen aller anderen 
Länder mit Argentinien beſchäftigt. Auf einige kleine Irrtümer ſoll 
nur beiläufig hingedeutet werden: ſo ſind bei der Bemeſſung der Wein⸗ 
baufläche Morgen mit Hektaren verwechſelt worden; ſo trifft es ferner 
nicht zu, daß die Zuckerfabrik in Ledesma ſich noch in Zahlungs- 
ſchwierigkeiten befindet, da ſie aus einigen Jahren großer Ernten und 
hoher Verkaufspreiſe großen Nutzen gezogen hat, u. a. m. 

Die Arbeit von Dr. B. Stichel, „Argentinien“, dürfte im großen 
ganzen ihrem Zweck gerecht werden, den Auswanderern ein Wegweiſer 
zu ſein, obwohl einige kleine Irrtümer bei etwaigem Wiedererſcheinen 
des Schriftchens (ſie iſt inzwiſchen bereits in zweiter Auflage gedruckt 
worden) vermieden werden ſollten. Eigenartig iſt beiſpielsweiſe die 
Angabe auf S. 12, daß die Wurmkrankheit (die durch Paraſiten aus 
dem Trinkwaſſer aufgenommen wird) durch das Tragen von Schuhen 
vermieden werden könne. Wahrſcheinlich liegt eine Verwechſlung mit 
dem in Paraguay häufig vorkommenden Sandfloh vor. Die derzeitige 
Aufnahmefähigkeit Argentiniens für Einwanderer wird auf S. 14 von 
Dr. Stichel ſtark überſchätzt. Schon während der erſten Monate ſeines 
Aufenthaltes im Lande hat Dr. Stichel als Einwanderungskommiſſar 
die Schwierigkeiten kennen gelernt, größere Mengen von Einwanderern 
werktätig unterzubringen. Ganz irrig ſind die Angaben über das 
Heimſtättengeſetz, das zwar durch den Kongreß genehmigt, aber bisher 
nicht in die Praxis übergeführt worden iſt. [In der zweiten Auflage 
ſoll dieſer Irrtum richtiggeſtellt ſein ()! Die auf S. 41 erwähnten 
350 000 Hektar Fiskalland in der Provinz Buenos Aires und andere 
größere Fiskalländereien in der Provinz Entre Rios dürften im 
weſentlichen in niedrig gelegenen Ländereien im Parana⸗Delta beſtehen, 
die größerer, ſehr koſtſpieliger Meliorations⸗ und Deicharbeiten be⸗ 
dürften, um für die Siedlung nutzbar gemacht zu werden. Die Be⸗ 
rechnung der Koſten für den Beginn einer Landpachtung iſt zu niedrig 
gehalten. Falls ſolche Koſten ſich nicht in Einzelheiten vertiefen, ſollten 
ſie lieber unterbleiben, da ſie geeignet ſind, dem noch in der Heimat 
befindlichen Auswanderungsluſtigen ein falſches Bild zu machen. Die 
Schilderung des Abſchnittes über die Viehzucht hat ſich der Verfaſſer 
bequem gemacht. Bei etwas eingehenderer Vertiefung in die neuere 
Literatur wäre es wohl möglich geweſen, bei aller Kürze Angaben zu 
machen, die den Leſer mehr in das Weſen der argentiniſchen Viehzucht 
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einführen. Eine Rentabilität von 10 bis 20 % ijt auf den argenti- 
niſchen Viehzuchteſtanzien in der Zeit vor dem Kriege wohl ſelten er— 
zielt worden. Die Literaturangabe wäre wohl vollſtändiger zu wünſchen 
geweſen oder beſſer ganz unterblieben. 

Schmidt weiſt mit Recht in ſeinem Buche über die agrariſche 
Exportwirtſchaft Argentiniens darauf hin, daß der Inlandbedarf an 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen im Verhältnis zur Größe und zum 
Wachstum der Bevölkerung noch immer gering iſt, und daß er es 
vorausſichtlich auch noch lange bleiben wird, zumal da die induſtriell 
beſchäftigte Bevölkerung wenig zahlreich iſt. Ob (nach Anſicht des 
Verfaſſers) mit ſteigenden Ausfuhrmengen zu rechnen iſt, muß be⸗ 
rechtigten Zweifeln begegnen, ſolange die Extenſität der Betriebe an⸗ 
hält. Mit einer ſtarken Entwicklung der Koloniſation in der Pampa 
Central iſt ebenſowenig zu rechnen, da die unſicheren und häufig un⸗ 
befriedigenden Ernteergebniſſe der letzten Jahre die Koloniſten teils 
zum Übergange zum gemiſchten Wirtſchaftsbetriebe von Ackerbau und 


Viehzucht, teils zur Rückwanderung in das alte Ackerbaugebiet ver⸗ 


anlaßt haben. Die Auffaſſung, daß das Ergebnis der Ernten nicht 
durch die landwirtſchaftliche Tüchtigkeit der Unternehmer, ſondern durch 
Zufälle, wie Dürre, Heuſchrecken u. a. m., beeinflußt wird, trifft nur 
bis zu einem gewiſſen Grade zu, da die Ackerbauer durch beſſere Vor⸗ 
ſorge, insbeſondere durch ſorgſamere Bodenbearbeitung, den Gefahren 
recht erheblich vorbeugen könnten. Wenn auch das Buch keine neuen 
Geſichtspunkte zur Beurteilung des Landbaus in Argentinien und der 
Getreideverſorgung Europas bringt, ſo dürfte es Leſern, die ſich für 
die argentiniſche Landwirtſchaft intereſſieren, ſehr willkommen ſein. 
Berlin⸗Zehlendorf Pfannenſchmidt 


Weber, Marianne: Frauenfragen und Frauengedanken. 
Tübingen 1919, J. C. B. Mohr. 


In dem vorliegenden Werk hat Frau Marianne Weber eine Reihe 
von Aufſätzen in loſe gefügter Form geſammelt. Trotz der bedeutenden 
Zeitſpanne von 15 Jahren, in deren Verlauf dieſe Arbeiten entſtanden 
ſind, tragen ſie ein einheitliches Gepräge, und die eingreifenden Wand⸗ 
lungen, die ſich in der Stellung der Frau im öffentlichen Leben voll⸗ 
zogen haben, haben der Bedeutung auch der vor dem Kriege entſtandenen 
Aufſätze keinen Abbruch getan. Marianne Weber verſucht die auf⸗ 
geworfenen Fragen an ethiſchen Normen zu meſſen und nach Enthüllung 
ihres Weſenskerns durch praktiſche Vorſchläge einer Löſung entgegen⸗ 
zubringen. Sie berührt dabei ziemlich den ganzen Umkreis der all⸗ 
gemeinen Fragen des Frauenlebens. Der Ausgangs- und Kernpunkt 
ihrer Ausführungen iſt in den beiden Aufſätzen: „Die Frau und 
die objektive Kultur“ und „Die beſonderen Kultur⸗ 


aufgaben der Frau“ zu ſuchen. In ihnen legt die Verfaſſerin 
dar, daß neben den ſpeziſiſch weiblichen Fähigkeiten und Anlagen in 


der Natur der Frau auch andere Kräfte bereit liegen, die ſie zur Ar⸗ 
beit an der objektiven Welt, zum überperſönlichen Wirken hinleiten. 
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Erſt durch Entwicklung auch dieſer Kräfte wird die Frau zur voll 
ausgereiften Perſönlichkeit, zur Kulturträgerin. Dieſe Vollendung 
kann durch die volle Hingabe an einen Beruf um der Sache ſelbſt 
willen gefördert werden. Marianne Weber fordert daher für jede Frau 
vor der Ehe ernſte berufliche Ausbildung und Betätigung. Die 
Schwierigkeit für die Frauen, ſich einem ſachlichen Ziel voll hinzugeben, 
ſieht ſie in der Tatſache, daß die Frau infolge ihrer Geſchlechts⸗ 
bedingtheit in ihren ſachlichen Leiſtungen doch immer hinter dem Manne 
zurückſtehen wird. Will ſie etwas Erſtklaſſiges leiſten, ſo muß die 
Frau die faſt auf allen Gebieten vorhandenen beſonderen Aufgaben 
herausfinden, bei denen ſie die ihr eigenen, ſpezifiſch weiblichen Weſens⸗ 
kräfte mit zur Geltung zu bringen vermag. Vermeidet Marianne 
Weber es auch, in ihren theoretiſchen Ausführungen praktiſche Einzel⸗ 
vorſchläge zu machen, ſo unterſucht ſie in ihren beiden Aufſätzen: 

„Die Beteiligung der Frau an der Wiſſenſchaft“ und 
„Der Typenwandel der ſtudierenden Frau“ die Frage der 
Berufseignung der Frau doch im beſonderen für das vielumſtrittene 
Gebiet des Frauenſtudiums. Sie kommt zu dem Ergebnis, daß für 
viele Frauen das Univerſitätsſtudium nicht der richtige Weg zur har⸗ 
moniſchen Ausbildung aller Weſenskräfte iſt, doch gilt es auch hier 
trotz Enttäuſchungen an dem Ideal, das „die neue Frau“ über ihr 
Leben geſtellt hat, und das darin gipfelt, „echter Menſch und echtes 
Weib zugleich zu ſein“, unverzagt feſtzuhalten. 

Hat die Forderung äußerer und innerer Selbſtändigkeit für die 
unverheiratete Frau ſchon breiten Boden gewonnen, ſo iſt das für die 
Ehefrau noch nicht der Fall. Althergebrachter Überlieferung entſprechend 
ſteht die Frau, wie. Marianne Weber in dem Aufſatz über „die 
hiſtoriſche Entwicklung des Eherechts“ darlegt, in der Ehe 
noch immer unter der Herrſchaft des Mannes. Dieſe zwangsweiſe 
Unterordnung entſpricht aber nicht mehr dem ſittlichen Bewußtſein 
der modernen Frau. Iſt es auch nicht möglich, die zum Zwecke der 
ökonomiſchen Verſelbſtändigung der Frau in der Ehe gemachten Vor⸗ 
ſchläge, die Marianne Weber in ihren beiden Aufſätzen „Beruf 
und Ehe“ und „Die Bewertung der Frauenarbeit“ 
einer ſcharfen Kritik unterzieht, gutzuheißen, ſo gilt es doch zu ver⸗ 
ſuchen, auf dem Wege der Ehegeſetzgebung der Frau größere Selb⸗ 
ſtändigkeit in der Ehe zu verſchaffen. Zu dieſem Zweck ſtellt Marianne 
Weber in ihren Aufſätzen „Eheideal und Eherecht“ und „Das 
Problem der Eheſcheidung“ verſchiedene Forderungen auf. 
Unter anderem macht ſie den Vorſchlag, der Frau einen Prozentſatz 
des männlichen Einkommens vorzubehalten. Das ſtößt auf 5 
keiten, da die Frau dieſes Einkommen nicht zu kennen braucht. Durch⸗ 
führbarer wäre vielleicht der Weg, der Frau einen Prozentſatz des 
gemeinſam feſtgeſetzten Haushaltgeldes zuzuſprechen. Dem Manne iſt 
dadurch die Freiheit der Einteilung und Beſtimmung über das von 
ihm verdiente Geld geſichert und doch die Frau vor der entſittlichenden 
Nötigung, ewig bitten zu müſſen, bewahrt. Alle geſetzlichen Regelungen 
geben jedoch nur die äußere Form für die Ehe an. Der ſittliche Ge⸗ 
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halt muß durch die Eheleute ſelbſt geſchaffen werden. In der alten 
Autoritätsehe, mit der ſich Marianne Weber in dem Aufſatz: „Auto 
rität und Autonomie in der Ehe“ beſchäftigt, blieb die Frau 
entweder dauernd ein untergeordnetes Weſen, über das der Mann in 
ſeiner Entwicklung raſch hinwegſchritt, oder ſie führte dadurch, daß ſie 
ſich gegen Neigung und Willen des Mannes das Recht auf Selbſt— 
verantwortung erkämpfte, die innere Zerrüttung der Ehe herbei. Das 
Eheideal, das Marianne Weber in den Aufſätzen: „Sexual⸗ethiſche 
Prinzipienfragen“ und „Die Formkräfte des Geſchlechts— 
lebens“ darſtellt, kann nur dann erreicht werden, wenn die Gatten 
gleichberechtigt und in voller Selbſtverantwortung nebeneinanderſtehen. 
In ihnen muß der Wille zum gemeinſamen Bewähren in allen Lebens⸗ 
lagen, zum Tragen der vollen Verantwortung für den anderen Ehe— 
gatten und die der Verbindung entſtammenden Kinder beſtehen. Dieſe 
Gedanken find es, die die Ehe zur ethiſch wertvollſten Form geſchlecht⸗ 
licher Beziehungen machen. Dieſes Ideal hochzuhalten und durch ihr 
Beiſpiel die Geſittung zu fördern, iſt eine ihrer innerſten Beſtimmung 
entſprechende Aufgabe der Frau. 

In loſerem Zuſammenhang mit ſpezifiſchen Frauenfragen ſtehen 
die beiden Aufſätze: „Der Krieg als ethiſches Problem“ und 
„Parlamentariſche Arbeitsformen“. In dem erſteren unternimmt 
Marianne Weber den Verſuch der ethiſchen Rechtfertigung des Krieges. 
In dem zweiten ſchildert ſie ihre Erlebniſſe im badiſchen Parlament. 

Abgeſehen von den beiden letztgenannten hätten ſich die Gedankengänge 
der vorliegenden Aufſätze ohne Schwierigkeit zu einer Einheit zufammen- 
ſchließen laſſen. Dadurch wären die oft ermüdenden Wiederholungen 
vermieden worden. Die Klarheit der Gedanken und ihrer Ausdrucks— 
form, die ethiſche Höhe, von der aus die ſchwierigen Probleme betrachtet 
werden, werden jeden, der das Buch in die Hand nimmt, zu tiefem 
Intereſſe zwingen. 

Steglitz Edith Schumacher, geb. Zitelmann 


Knapp, Theodor: Neue Beiträge zur Rechts- und Wirt: 
ſchaftsgeſchichte des württembergiſchen Bauern: 
ſtandes. 2 Bände. Tübingen 1919, Laupp. 210 und 234 S. 
24 Mk. 


Theodor Knapp hat ſich ſchon durch ſeine im Jahre 1902 er⸗ 
ſchienenen „Geſammelten Beiträge zur deutſchen Rechts- und Wirtſchafts⸗ 
geſchichte vornehmlich des deutſchen Bauernſtandes“ neben ſeinem 
bekannteren Namensvetter G. F. Knapp eine feſte Stellung in der 
deutſchen Agrargeſchichte erworben. Die vorliegende Publikation wird 
ſie noch verſtärken. Wer ſich über ſüdweſtdeutſche Agrargeſchichte unter⸗ 
richten will, muß außer zu Theodor Ludwigs klaſſiſch gewordenem Buch 
vom badiſchen Bauer zu den Schriften Th. Knapps greifen. Das 
vorliegende Werk bringt in ſeinem erſten, darſtellenden Teil drei Auf: 
ſätze verſchiedenen Umfanges, im zweiten, ſogar noch etwas ſtärkeren 
Bande die dazu gehörenden Nachweiſe und Ergänzungen. Der kürzeſte 
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Aufſatz, über „Markſteine und andere Grenzbezeichnungen“, iſt vor⸗ 
wiegend des lokalen Intereſſes ſicher. Ein zweiter zeichnet an Hand 
der Akten zum erſtenmal in aller Ausführlichkeit die Entwicklung der 
württembergiſchen Bauernentlaſtungsgeſetzgebung, — ein Vorgang, der 
durch den Widerſtand der neu zum Staate geſchlagenen Standesherren 
ſich in vielen oft recht wenig erfreulichen Wechſelfällen über ein halbes 
Jahrhundert hingezogen hat. 

Der wichtigſte der neuen Beiträge iſt aus einer kleinen Schrift 
älteren Datums hervorgegangen und ſchildert, wie ſich auf dem Boden 
der Territorien, die das heutige Württemberg bilden, die Lage der 
bäuerlichen Klaſſen in der Zeit vom 16. bis 19. Jahrhundert geſtaltet 
hat. Der Verfaſſer hat den reichen Stoff in der Weiſe gegliedert, 
daß er nacheinander in geſonderten Kapiteln das Verhältnis des 
Bauern zu den verſchiedenen Gewalten behandelt, von denen er ab⸗ 
hängig war oder doch wenigſtens ſein konnte: ſein Verhältnis zum 
Kaiſer, zum Landesherren, zum Dorf- und Gerichtsherren, zur Dorf⸗ 
gemeinde, zum Zehntherren, zum Grundherren und endlich zum Leib⸗ 
herren. Die Gruppierung des Stoffes mag vielleicht auf den erſten 
Augenblick befremden, ſie iſt aber auch meiner Überzeugung nach die 
einzige, die ein überſichtliches Bild der Agrarverfaſſung jenes Landes 
und jener Zeit zu geben vermag, die ja gerade durch die Vielfältigkeit 
der neben= oder auch gegeneinander wirkenden Gewaltenkreiſe charakte⸗ 
riſiert war. Nur wäre meiner Meinung nach, wenn man dieſe Be⸗ 
handlung wählte, zum Abſchluß des Ganzen ein Kapitel notwendig 
geweſen, das in kurzen Sätzen das Ergebnis der vorangegangenen 
Unterſuchung zuſammenfaßte, vor allem die Bedeutung der einzelnen 
Rechtskreiſe in ihrem gegenſeitigen Verhältnis darlegte. Jetzt iſt man 
gezwungen, ſich dieſe wichtigſte Frage aus gelegentlichen Außerungen 
ſelbſt zu beantworten, und ich weiß nicht, ob jemand, der ſich nicht 
ſchon vorher mit dem Weſen der ſüdweſtdeutſchen Agrarverfaſſuug 
vertraut gemacht hat, ſich leicht durch die Fülle der mitgeteilten Tat⸗ 
ſachen zur Erkenntnis der dynamiſchen Seite des Problemes durch⸗ 
zuringen vermag. 

Im heutigen Württemberg ſind ja Gebiete recht verſchiedener 
Entwicklung der Agrarverfaſſung vereinigt worden. In Alt⸗Württem⸗ 
berg war es dem Herzog faſt reſtlos gelungen, die verſchiedenen oben 
aufgezählten Rechtskreiſe in ſeiner Hand zu vereinigen. Er war in 
einer Perſon Landes⸗, Dorf⸗ und Gerichtsherr, er war Leibherr ſeiner 
Untertanen, und wenn auch nicht alle Höfe grundherrlich von ihm 
direkt abhingen, ſo doch von Gemeinſchaften, über die dem Landesherren 
ein Aufſichtsrecht zuſtand. Im neu⸗württembergiſchen Gebiete hin⸗ 
gegen (öſterreichiſch Schwaben, die Beſitzungen der ſpäteren Standes⸗ 
herren und der Reichsritterſchaft) war jene Vereinigung öffentlicher 
und privater Herrſchaftsrechte in der Mehrzahl der Fälle nicht ein⸗ 
getreten. Hier drückte die Abhängigkeit der Bauern von verſchiedenen 
Herren der Agrarverfaſſung das charakteriſtiſche Gepräge auf. Auch 
läßt ſich nicht einmal feſtſtellen, daß bei dieſem Nebeneinander regel⸗ 
mäßig ein beſtimmter Rechtskreis die Führung an ſich geriſſen hätte. 
Schmollers Jahrbuch XLV 2. 20 
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In Alt Württemberg hingegen find die Rechte der Grundherrſchaft im 
engeren Sinne von der Gerichtsherrſchaft, die hier in der Hand des 
Landesherren lag, ganz zurückgedrängt worden. Der Grundherr war 
hier in ſtarker Parallele zur Entwicklung in Nordweſtdeutſchland ein 
bloßer Rentenempfänger geworden. 

Dieſe verſchiedene Entwicklung der Herrſchaftsverhältniſſe hat 
natürlich auch die Lage der Bauern entſcheidend beeinflußt. Alt— 
Württemberg konnte im Beſitz faſt aller Rechte ſeine Bauern gerade 
deswegen günſtiger ſtellen, frühzeitig eine völlige Auflöſung des Fron— 
hofsverbandes geſtatten und den Übergang zu erblichem Beſitzrecht er— 
leichtern. In den übrigen Landesteilen hingegen hielt jeder Herr zäh 
an ſeinen Befugniſſen feſt, ſuchte ſie, wenn angängig, noch zu erweitern. 
So haben ſich auch in dieſem Gebiet die ehrwürdigſten Rechtsaltertümer 
bis in das 19. Jahrhundert hinein erhalten. Theodor Knapp hat ſie 


in feinen „Nachweiſungen und Ergänzungen“ mit ſichtlicher Liebe zu- 


ſammengetragen. Dieſer zweite Band wird deswegen ſowohl dem 
Rechtshiſtoriker wie auch dem Sprachforſcher eine Fülle von An⸗ | 
regung vermitteln. Daß die Benutzung der beiden Bände durch ein | 
muftergültiges Regiſter weſentlich erleichtert wird, ſei noch ganz be⸗ 
ſonders vermerkt. 

Halle / Saale Guſtav Aubin 


Inſtitutionen des deutſchen und . Verwaltungs⸗ 
rechts. Von Prof. Dr. Julius Hatſchek in Göttingen. Leipzig 
1919, Deichertſche Verlagsbuchhandlung. 526 S. 17,50 Mk. 
(Grundpreis). 

Die Beziehungen zwiſchen Volkswirtſchaftslehre und Verwaltungs⸗ 
recht waren früher engere. Die Behandlung des Verwaltungsrechtes 
nach der ſogenannten ſtaatswiſſenſchaftlichen Methode, wie ſie zuletzt 
das Georg Meyerſche Lehrbuch des deutſchen Verwaltungsrechts (1. Aufl. 
1883, 4. Aufl. herausg. von Dochow 1914) geboten hatte, legte den 
Schwerpunkt auf eine Darſtellung des Inhalts der beſtehenden Ver⸗ 
waltungsgeſetze, gegliedert im weſentlichen nach den Reſſorts und er⸗ 
gänzt durch einen kurzen Abſchnitt über allgemeine Lehren, in denen 
die Organiſation der Verwaltung, die Verwaltungsgerichtsbarkeit, der 
Verwaltungszwang und, mit wenigen Sätzen, die Lehre von dem Ver⸗ 
waltungsakt behandelt wurden. Mit dieſem Inhalt gaben ſolche Dar⸗ 
ſtellungen namentlich auch eine ſchätzenswerte Ergänzung der Bücher 
und Vorleſungen über Wirtſchaftspolitik und Finanzwiſſenſchaft ab. 
Ihre Zuſammenfaſſung des jeweiligen Standes der ſtets im Fluß | 
befindlichen Verwaltungsgeſetzgebung mußte ferner auch dem Ber: | 
waltungspraktiker willkommen fein, wofern fie nicht durch Berüdjichtigung | | 
zu vieler Geſetzgebungen zerſplitternd wirkte. me 

Als vollwertige, wie andere Zweige durchgearbeitete Rechts diſziplin 
konnte das Verwaltungsrecht auf Grund dieſer Verarbeitungen aber 
nicht gelten. Es war nun nicht etwa nur der Ehrgeiz der Wiſſen⸗ . 
ſchaftler, dieſes Zurückbleiben wettzumachen, ſondern dazu drängte 


En 
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mit der Zeit die Praxis ſelbſt, vor allem die der Verwaltungsgerichte. 
Seit ihrer Begründung in den 1870 er Jahren kamen in ſteigendem 
Maß allgemeine Fragen aus dem Verwaltungsrecht zur richterlichen 
Entſcheidung, wie die, unter welchen Umſtänden ein Verwaltungsakt 
zurückgenommen werden kann, welche Folgen die Fehlerhaftigkeit einer 
Verfügung hat, wann ein ſubjektives öffentliches Recht des Bürgers 
verletzt und ihm darum die Klage gegeben iſt uſw. Auf ſolche Fragen 
gaben jene älteren Werke keine Antwort. Um eine Grundlage für 
ihre Beantwortung zu bekommen, mußte die ganze beſtehende Ver⸗ 
waltungsgeſetzgebung nach rechtlichen Geſichtspunkten durchforſcht und 
daraus ein Syſtem von allgemeinen Sätzen: ein allgemeiner Teil 
des Verwaltungs rechts geſchaffen werden. Es iſt die große Tat 
Otto Mayers geweſen, mit ſeinem 1895/96 erſchienenen deutſchen Ver⸗ 
waltungsrecht (2. Aufl. 1914/7) für Deutſchland dieſen allgemeinen 
Teil geſchaffen und damit die den Anforderungen der Rechtswiſſenſchaft 
voll genügende Behandlung des Verwaltungsrechts bei uns eingeleitet 
zu haben. | 

Dem Werk Otto Mayers, das wegen ſeiner abſtrakten Dar⸗ 
ſtellungsart hohe Anforderungen an den Leſer ſtellte, ließ im Jahre 1911 
Fleiner ſeine kürzeren und leichter geſchriebenen Inſtitutionen des deutſchen 
Verwaltungsrechts folgen, die mit ihrem Titel die rein juriſtiſche Be⸗ 
handlungsart und zugleich den Einführungscharakter des Buches be⸗ 
tonen ſollten. Der raſche Erfolg dieſes Buches (4. Aufl. 1919) zeigte, 
wie groß die Nachfrage nach zuſammenfaſſenden Darſtellungen des Ver⸗ 
waltungsrechts war. Da auch Fleiner ſich nicht auf ein einzelnes 
deutſches Rechtsgebiet beſchränkte und dabei doch das Recht der inneren 
Verwaltung bis jetzt wenigſtens vorwiegend Landesrecht war, ſo blieb 
in Beziehung auf die Bearbeitung der Landesrechte immer noch viel 
zu tun übrig. Ich hatte in einem gewiſſen Gegenſatz zu Otto Mayer, 
der das Fehlen einer auf einem einzelnen Landesrecht aufgebauten Ver⸗ 
waltungsrechtswiſſenſchaft nicht bedauerte, in einer Beſprechung der zweiten 
Auflage feines Lehrbuches (im Verw.⸗Arch. 1919 S. 312) insbeſondere 
eine Bearbeitung des preußiſchen Verwaltungsrechts, welche die jüngſte 
Entwicklung der Theorie und ausgiebige Verwertung der Rechtſprechung 
des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts vereinigen würde, als die große 
Forderung der Praxis an die Wiſſenſchaft bezeichnet. Ich freue mich, 
feſtſtellen zu können, daß dieſe meine Auffaſſung auch von anderer 
Seite geteilt wurde, daß zu der Zeit, als ich jenen Wunſch ausſprach, 
er durch das inzwiſchen erſchienene Werk von Hatſcheck auch ſchon er⸗ 
füllt wurde, und zwar, wie ich gleich hinzufügen möchte, in vollwertiger 
Weiſe erfüllt wurde. 

Hatſchek hat für ſein Werk den Titel Inſtitutionen von Fleiner 
übernommen. Es befolgt in der Tat auch die rein rechtliche Methode 
und iſt ganz ausgeſprochenermaßen Lehrbuch. Jedoch erhält es durch 
ſeine Beſchränkung auf das preußiſche Recht von vornherein vermehrte 
Möglichkeit der Einwirkung auch auf die Verwaltungspraxis. 

Was die äußere Anlage des Werkes betrifft, ſo verzichtet es auf 
Scheidung in einen allgemeinen und beſonderen Teil und behandelt in 

20 * 
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acht Abſchnitten die folgenden Gegenſtände: I. Die Grundlagen des 
Verwaltungsrechts, II. Die Organiſationsgewalt, III. Die Polizei— 
gewalt, IV. Die öffentliche Rechte⸗ und Pflichtenverſchiebung, V. Die 
öffentliche Dienſtgewalt, VI. Die Staatsaufſicht, VII. Verwaltungs— 
gerichtsbarkeit und Beſchlußverfahren, VIII. Die öffentlichen Sachen 
und die öffentlichen Anſtalten. Wie ſchon hieraus erſichtlich, beſchränkt 
fi) Hatſchek nicht wie Otto Mayer auf den allgemeinen Teil des Ver— 
waltungsrechts. Er widmet auch einen, allerdings recht kurzen Ab— 
ſchnitt der Organiſation, die Otto Mayer wie Fleiner zu Unrecht ganz 
beiſeite gelaſſen hatten, und er bringt namentlich im III. und VIII. Ab⸗ 
ſchnitt erhebliche Teile des Rechts der einzelnen Verwaltungszweige. 
Im übrigen ſei zu der Einteilung bemerkt, daß zu begrüßen iſt der 
beſondere Abſchnitt über die Staatsaufſicht, der die Wichtigkeit dieſer 
Inſtitution hervortreten läßt, daß dagegen die Zuſammenfaſſung von 
Rechtseinrichtungen, wie der öffentlich⸗rechtlichen Entſchädigung, Ent⸗ 
eignung, Unterſtützungswohnſitz und Fürſorgeerziehung unter dem etwas 
unklaren Titel öffentliche Rechte⸗ und Pflichtenverſchiebung nicht glücklich 
erſcheinen. 

In der Grundauffaſſung unſeres Verwaltungsrechts und ſeiner 
Entwicklungstendenzen weicht der Verfaſſer nicht weſentlich ab von 
Otto Mayer und Fleiner. Auch für ihn ſind die Fortſchritte in der 
Richtung auf den Rechtsſtaat und der Ausbau der Selbſtverwaltung 
die Haupterrungenſchaften der letzten Jahrzehnte, die es zu erweitern 
gilt. Beſondere Sorgfalt hat er daher der Darſtellung des Polizei— 
rechts und der Verwaltungsgerichtsbarkeit gewidmet. Die erſtere 
namentlich mit ihrem wichtigen, ſehr ausführlichen Abſchnitt über die 
beſonderen Formen der Polizei (Gewerbe-, Preſſe⸗, Vereinspolizei uſw.) 
kann als wahres Muſter inſtruktiver, eindringender Darſtellung be— 
zeichnet werden. Der Behandlung der Verwaltungsgerichtsbarkeit iſt 
beſonders nachzurühmen die Sicherheit, mit der der Verfaſſer die Parallelen 
und die Unterſchiede gegenüber dem Zivilprozeß hervorhebt. 

Die Darſtellung zeugt überhaupt von einem ganz hervorragenden 
pädagogiſchen Sinn. Sie knüpft überall an das poſitive Recht an 
— und der Vorteil, das Recht nur eines Staates, und zwar desjenigen 
mit dem beſtausgebildeten Verwaltungsrecht, berückſichtigen zu müſſen, 
ſpringt dabei ſehr in die Augen; ſie bleibt aber niemals bei einer 
bloßen Wiedergabe des Geſetzes ſtehen, ſondern ſchreitet ſtets zu wirk⸗ 
licher Verarbeitung desſelben und Einreihung in das Syſtem fort. In 
ausgiebiger und höchſt wirkſamer Weiſe iſt die Rechtſprechung zum 
öffentlichen Recht verwertet. Der Verfaſſer gibt grundſätzlich keine er— 


dachten Beiſpiele, ſondern belegt alles mit wohlausgewählten Fällen 
aus der Rechtſprechung des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts, des 


Kammergerichts, des Kompetenzgerichtshofes und des Reichsgerichts. 


Er gibt ſo dem Leſer zugleich einen höchſt lebensvollen Einblick in das 


Ineinandergreifen dieſer verſchiedenen Spruchbehörden, wie die fompli- 
zierten Zuſtändigkeitsbeſtimmungen es zur Folge haben. 

Daß die Aufſtellungen des Verfaſſers, der ja das erſte preußiſche 
Verwaltungsrecht nach modernen Geſichtspunkten gibt, im einzelnen 
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manches Anfechtbare enthalten, iſt geradezu ſelbſtverſtändlich. Zu einigen 
beliebig herausgegriffenen Punkten ſeien folgende Bedenken erhoben: 
In der Lehre von Staat und Fiskus (S. 52 ff.) hält der Verfaſſer 
an ſeiner früher ſchon vertretenen Auffaſſung, der der Vorwurf eines 
für unſere Zeit nicht mehr begründeten Dualismus gemacht worden 
war, im ganzen feſt, ohne von ihrer Richtigkeit überzeugen zu können. 
Er muß dabei wieder über den nun einmal nicht wegzuleugnenden 
Sprachgebrauch „Steuerfiskus“ hinweggehen, der doch zur Genüge be⸗ 
weiſt, daß der Fiskus nicht immer Privatperſon iſt. — Im Abſchnitt 
über die Quellen des Verwaltungsrechts (S. 66) findet ſich der Satz, 
daß ein Ortsſtatut ebenſowenig wie eine Polizeiverordnung Rechts⸗ 
pflichten, die nicht ſchon im Geſetz begründet ſind, für die Gewaltunter⸗ 
worfenen ſchaffen dürfe. Das iſt aber doch weder für die einen noch 
für die anderen richtig. Der Zwang, der für beide beſteht, ſich innerhalb 
des Rahmens der geſetzlichen Ermächtigung zu halten, ſchließt nicht aus, 
daß ſie innerhalb dieſes Rahmens Pflichten aufſtellen, die im Geſetz 
nicht enthalten und alſo neue ſind (man denke doch nur an die Kom⸗ 
munalſteuerordnungen, wie ſie auch künftig gemäß § 30 Land.⸗Steuer⸗ 
Geſ. vom 30. März 1920 ergehen werden). — Die Darſtellung über 
die Schranken der Wahlklage und Schlußklage gegen polizeiliche Ver⸗ 
fügungen (S. 472) läßt eine klare Vorſtellung deſſen, was der Verfaſſer 
unter Rechtsverletzung verſteht, vermiſſen. Die Begriffe Reflexrecht, 
indirekte Verletzung des Rechts uſw. ſchwanken hier etwas, und der Ver⸗ 
faſſer wird der wirklichen Bedeutung des § 127 Abſ. 3 des Land.» 
Verw. ⸗Geſ., deſſen eigenartige Entſtehungsgeſchichte ich in meiner Arbeit 
über die ſubjektiven öffentlichen Rechte (S. 290) glaube aufgeklärt zu 
haben, nicht ganz gerecht. Zum Kapitel über die Kommunalverbände 
wäre jetzt nachzutragen die eingehende Unterſuchung von Neuwiem über 
das Recht der kommunalen Zweckverbände (1919). 

Wichtiger aber als ſolche Einzelausſtellungen iſt ein allgemeiner 
Punkt. Das Buch iſt Mitte 1919 erſchienen, muß alſo ſpäteſtens kurz 
nach der Revolution abgeſchloſſen worden ſein. Wie weit hat der Ver⸗ 
faſſer den Neuerungen auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts, die ja 
mit der Revolution erſt eingeleitet wurden, Rechnung tragen können? 
Die Anderungen im Laufe des Krieges ſind wenigſtens einigermaßen 
verwertet, ſo namentlich in den ſehr nützlichen Ausführungen über die 
kriegsſozialiſtiſchen Maßnahmen (S. 310 ff.). Dagegen die Neuerungen 
ſeit der Umwälzung nur zum kleinſten Teil (vgl. nur über das Ge⸗ 
meindewahlrecht die Anm. 1 S. 377 über die Verordnung vom 24. Januar 
1919). Dies bewirkt, daß das Buch in der Tat in einigen Punkten 
bei feinem Erſcheinen ſchon überholt war. Aber weit entfernt, daraus 
dem Verfaſſer etwa irgendwie einen Vorwurf zu machen, möchte ich 
vielmehr es beſonders loben, daß er ſich trotz dieſes ihm ſelbſt natürlich 
wohlbekannten Umſtandes entſchloſſen hat, das Werk jetzt zu veröffent⸗ 
lichen. Denn wollte man warten, bis die große Neugeſtaltung des 
öffentlichen Rechts durchgeführt iſt, ſo würde das Aufſchub der Arbeit 
auf Jahre hinaus bedeuten, und doch iſt gerade für dieſe Reform ſelbſt 
ein Buch wie das vorliegende vom größten Wert. 
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Nichtsdeſtoweniger läßt das Werk den Wunſch nach einer baldigen 


Ergänzung hinſichtlich der bisherigen geſetzlichen Neuerungen wach 


werden, eine Ergänzung, die in Form von Nachträgen nicht allzu ſchwer 
erfolgen könnte. Sie ſollte ſich vor allem auch auf das neue Wirt- 
ſchafts⸗, insbeſondere das Ernährungsrecht beziehen, ein Gebiet, für 
das es an ſyſtematiſchen Verarbeitungen noch ſo ganz und gar fehlt. 
Die Unüberſichtlichkeit auf dieſem Gebiet, das längſt für die Landrats⸗ 
ämter eine ſehr viel größere praktiſche Bedeutung hat als das ganze 
Polizeirecht, iſt außerordentlich groß und hat die ſchwere Folge, daß 
faſt niemand in der Lage iſt, bei den überaus ſchwierigen Fragen, um 


die es ſich da handelt, wirklich ſachverſtändig mitzuſprechen. Mit ſeiner 


hervorragenden Gabe, zu ſyſtematiſieren, die der Verfaſſer in dieſem 
Buch wieder beweiſt, möchten wir uns von ihm auch in dieſer Be⸗ 


ziehung Nützliches verſprechen. Wenn er ſich zu Ergänzungen in dieſer 


Richtung entſchließt, dann wird er für ſich das Verdienſt in Anſpruch 
nehmen können, wirklich das Lehrbuch des preußiſchen Verwaltungs⸗ 
rechts geſchaffen zu haben, das wir für die Zeit der Reformen in den 
nächſten Jahren ganz beſonders dringend brauchen. | 

Münſter Bühler 


Erklärung 
von Dr. Otto Jöhlinger 


In meiner Rezenſion des Buches „Telegraphiſche Nachrichten⸗ 
Bureaus“ von Dr. Friedrich Fuchs in Schmollers Jahrbuch Band 44, 
2. Heft 1920, habe ich folgendes ausgeführt: „Man hat es ſchon mit 
Recht dem Wolffſchen Telegraphenbureau verübelt, daß ſich ſeine Aktien 
zu einem erheblichen Teil im Beſitz eines Berliner Bankhauſes befinden, 
das dadurch unter Umſtänden anderen Bankhäuſern gegenüber einen 
Vorſprung haben kann. Und die Vorwürfe, die ſeinerzeit in der 
⸗Preſſe über den Zuſammenhang zwiſchen Nachrichtenübermittlung und 
Bankhaus erhoben wurden, ſind damals nicht widerlegt worden. Wie 
mir ein Angeſtellter des Wolffſchen Telegraphenbureaus beſtätigte, be⸗ 
ruhten ſie auch auf Wahrheit.“ | 

Die vorſtehend erwähnte Angabe eines früheren Angeſtellten war 
derart, daß ſie in mir den Verdacht hervorrufen konnte, als ob die 
in jener Beſprechung geſchilderten Beziehungen tatſächlich beſtanden 
hätten. In einem zwiſchen dem Wolffſchen Telegraphenbureau und 
mir vereinbarten Schiedsgerichtsverfahren hat ſich jedoch aus der Beweis⸗ 
aufnahme nichts ergeben, was geeignet geweſen wäre, den Verdacht zu 
beſtätigen. Ich bin daher nicht in der Lage, die von mir aufgeſtellte 
Behauptung aufrechtzuerhalten und irgendetwas feſtzuſtellen, was 
gegen die Unabhängigkeit oder das geſchäftliche Verhalten des Wolffſchen 
Telegraphenbureaus ſprechen könnte. Damit iſt auch der in meinem 


Buche „Zeitungsweſen und Hochſchulſtudium“, Verlag von Guſtav 


Fiſcher, Jena 1919, auf S. 95 erhobene gleichartige Vorwurf hin⸗ 
fällig geworden. Ich werde demgemäß bei einer Neuauflage meinem 
Buche eine dieſer Feſtſtellung entſprechende Faſſung geben. 
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Preisausſchreiben 
der Schweizeriſchen Statiſtiſchen Geſellſchaft 


Die Schweizeriſche Statiſtiſche Geſellſchaft ſchreibt hiermit, einem 
Beſchluſſe der Jahresverſammlung von 1920 entſprechend, zwei Preiſe 
im Geſamtbetrage von 2250 Fr. aus für die beſten Bearbeitungen 
des Themas: 


Gleitende Lohnſkalen 


(Anpaſſung tarifvertraglich gebundener Lohnſätze an die 
Schwankungen der Lebensunterhaltskoſten) 


Die Schweizeriſche Statiſtiſche Geſellſchaft verlangt von den Be⸗ 
arbeitern der Preisfrage: 

1. eine kritiſche Beſprechung der Methoden, nach welchen die 
ſchweizeriſchen Indexzahlen gewonnen werden, eine Würdigung 
dieſer Zahlen unter dem Geſichtspunkte ihrer Eignung zur Be⸗ 
ſtimmung der Lebensunterhaltskoſten (hierbei iſt insbeſondere 
auch die Frage zu erörtern, ein wie großer Teil der geſamten 
Lebensunterhaltskoſten durch die Indexrzahl erfaßt wird) und 
event. Vorſchläge zur Neugeſtaltung der Methoden für die Be⸗ 
rechnung einer zu einer ſolchen Beſtimmung geeigneten Inderzahl; 

2. eine kritiſche Beſprechung der bisherigen (in der Literatur er⸗ 
örterten oder in der Praxis verſuchten) Methoden, zwiſchen der 
Inderzahl der Lebensunterhaltskoſten und der Höhe der Löhne 
eine funktionelle Beziehung herzuſtellen; 

3. eine Unterſuchung, nach welcher Methode eine funktionelle Be⸗ 
ziehung zwiſchen einer ſchweizeriſchen Inderzahl und den Lohn⸗ 
ſätzen am zweckmäßigſten und den Bedürfniſſen der ſchweizeriſchen 
Praxis (insbeſondere den Bedürfniſſen der Einigungsämter und 
der Tarifſtellen) am beſten entſprechend hergeſtellt werden könnte. 
Die vorgeſchlagene Formel iſt an einer Reihe praktiſcher Bei⸗ 
ſpiele darzulegen. 


Die (womöglich in Schreibmaſchinenſchrift erſtellten) in deutſcher, 
franzöſiſcher oder italieniſcher Sprache verfaßten Preisarbeiten find, 
mit einem Motto verſehen und in Begleitung eines Umſchlages, welcher 
dasſelbe Motto als Aufſchrift trägt und den Namen des Verfaſſers 
eingeſchloſſen enthält, bis ſpäteſtens 31. Dezember 1922 an den 
Präſidenten der Schweizeriſchen Statiſtiſchen Geſellſchaft, Herrn Prof. 
Dr. Fr. Mangold, in Baſel, Mittlere Straße Nr. 157, einzuſenden. 

Das Preisrichterkollegium ſetzt ſich zuſammen aus den Herren: 


Aug. Huggler, Nationalrat, Sekretär der ſozialdemokratiſchen 
Partei der Schweiz, in Bern; 

Prof. Dr. Fr. Mangold, Präſident der Schweizeriſchen Stati⸗ 
ſtiſchen Geſellſchaft, Mitglied des Internationalen Statiſtiſchen 
Inſtitutes, in Baſel; 
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Dr. W. Pauli, Oberreviſor des Verbandes landw. Genoſſenſchaften 
von Bern und benachbarter Kantone, in Bern; 

W. Saraſin⸗Iſelin, Großinduſtrieller, Mitglied der ſchweizeriſchen 
Delegation zum Komitee der Internationalen Vereinigung für 
gesetzlichen Arbeiterſchutz, in Baſel; 

Dr. G. Schärtlin, Direktor der Schweizeriſchen Lebensverſicherungs— 
und Rentenanſtalt, Mitglied des Internationalen Statiſtiſchen 
Inſtitutes, in Zürich. 

Das Preisrichterkollegium wird feine Beurteilung der Preis— 
arbeiten bis ſpäteſtens 30. Juni 1923 in der Zeitſchrift für ſchweize⸗ 
riſche Statiſtik und Volkswirtſchaft bekanntgeben. 

Der für Ausſetzung von Preiſen zur Verfügung ſtehende Geſamt⸗ 
betrag ſoll vergeben werden: 

mit einem erſten Preis in der Höhe von 1500 Fr. und 
mit einem zweiten Preis in der Höhe von 750 Fr. 

Die Schweizeriſche Statiſtiſche Geſellſchaft behält dem Preisgerichte, 
für den Fall, daß keine der eingereichten Arbeiten mit dem 1. Preiſe 
gekrönt werden könnte, die Freiheit vor, zwei zweite Preiſe und einen 
dritten Preis oder auch Aufmunterungsprämien zu verleihen. Die 
Schweizeriſche Statiſtiſche Geſellſchaft erwirbt mit der Preisverleihung 
das Recht, die preisgekrönten Arbeiten in der Zeitſchriſt für ſchweize— 
riſche Statiſtik und Volkswirtſchaft zu veröffentlichen. 

Baſel und Freiburg, den 23. April 1921 


Schweizeriſche Statiſtiſche Geſellſchaft 
Namens des Direktionskomitees 


Der Präſident: Prof. Dr. Fritz Mangold 
Der Aktuar: Prof. Dr. Hans Schorer 


" 
| 


617) Eingeſendete Bücher 313 


Eingeſendete Bücher 


— bis Mitte Mai 1921 - 


1. Allgemeine Politik 


ammann, Otto: Der mißverſtandene Bismarck. Zwanzig Jahre deutſcher | 
> Weltpolitik. Berlin 1921, Reimar Hobbing. 204 ©. 


atſchek, Julius: Britiſches und römiſches Weltreich. Eine ſozialwiſſen⸗ 
= A aftliche Parallele. München u. Berlin 1921, R. Oldenbourg 374 S. 


Martin, Charles E.: The policy of the United States as regards inter- 
vention. New York 1921, Columbia University (Longmans, Green 
& Co, Agents). (Studies in History, Economics and Public Law. 
Vol. XCIII, 2. Whole Number 211.) 173 S. 


Martin, Hermann: Die Schuld am Weltkriege. Leipzig 1920, Fr. Wilh. 
Grunow. 434 S. 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 


Anſchütz, Gerhard: Die Verfaſſung des Deutſchen Reichs vom 11. Auguſt 
1919. Mit Einleitung und Erläuterungen. Berlin 1921, Georg Stilke. 
(Stilkes Rechtsbibliothek.) 290 S. 


Bornhak, Conrad: Grundriß des deutſchen Landwirtſchaftsrechtes. Leipzi 
u. ann 1921, A. Deicherts Verlagsbuchhandlung Dr. Werner Scholl. 
140 S. 


Deumer, Robert: Der Juriſt. Berlin 1920, Hermann Paetel Verlag. 
(Am Scheidewege; Berufsbilder. Herausg. von Hans Vollmer, 
Bd. 70.) VIII u. 87 S. 


Miner, Clarence, E.: The ratification of the federal constitution by the 
State of New York. New York 1921, Columbia University. 
5 in History, Economics and Public Law. Whole Nr. 214.) 
1· ? 


Park, Joseph fl.: The English Reform Bill of 1867. New York 1920, 
Columbia University. (Studies in History, Economics and Public 
Law. Vol. XCIII, I. Whole Number 210.) 285 ©. 


Pohl, Heinrich: Die Auflöſung des Reichstages. Akademiſche Antrittsrede. 
Stuttgart, Berlin und Leipzig 1921, W. Kohlhammer. 33 S. 


Venator, Hans: Unitarismus und Föderalismus im deutſchen 910 8- 
leben mit beſonderer Berückſichtigung der Verfaſſung von 1919. Berlin 
u. Leipzig 1921, Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger. 96 S. 


3. Sozial- und Nechtsphiloſophie 


Becher, Erich: eee und Naturwiſſenſchaften. Unter⸗ 
18 zur Theorie und Einteilung der Realwiſſenſchaften. München 
und Leipzig 1921, Duncker & Humblot. X u. 335 S. 


Rofenziveig, Franz: Hegel und der Staat. I. Bd.: Lebensſtationen 
(1770—1806); II. Bd.: Weltepochen (1806 — 1831). Gedruckt mit Unter⸗ 
. dll der Heidelberger Akademie der Wiſſenſchaften. Berlin 1920, 

. Oldenbourg. XVI u. 252 und VI u. 260 ©. 


Salin, Edgar: Platon und die griechiſche Utopie. München und Leipzig 
1921, Duncker & Humblot. VIII u. 288 S. 0 = 
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4. Volkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte. 
Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 


Cohn, i Die Aktiengeſellſchaft. I. Band: Geſchichte der Aktiengeſell— 
ſchaft und des Aktienrechts. Aus dem Nachlaß bearbeitet von F. Fick 
und R. 19 Zürich 1921, Artiſt. Inſtitut Orell Füßli. 
VIII u. 108 S. | 

Liefmann, Robert: Beteiligungs: und Finanzierungsgeſellſchaften. Eine 
Studie über den modernen Effektenkapitalismus in Deutſchland, den 
Vereinigten Staaten, der Schweiz, England, Frankreich und Belgien. 
Dritte, neubearb. Aufl. Jena 1921, G. Fiſcher. VIII u. 582 S. 

Simpson, Kemper: The Capitalization of Goodwill. Baltimore 1921. 
The Johns Hopkins Press. (John Hopkins University Studies in 
Historical and Political Science. Ser. XXXIX, I.) 105 S. 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 
Gini, Corrado: Problemi sociologici della guerra. Bologna [1921], 
Nicola Zanichelli. VIII u. 390 S. 
e Wilhelm: Die ann e des menſchlichen Gemein] e im 
piegel der neueren Völkerkunde. M.⸗Gladbach 1921, Volksvereins⸗ 
Verlag. 192 S. . 


Matſchoß, Conrad: Preußens Gewerbeförderung und ihre Serben Männer. 

argeſtellt im Rahmen der Geſchichte des Vereins zur Beförderung des 

Gewerbefleißes 1821—1921. Berlin 1921, Verlag des Vereins deutſcher 
Ingenieure. 165 S., 16 Taf., 14 Abb. 


Allgemeiner e des Rates der Stadt Leipzig für die 
Kriegsjahre 1914—1918. Heft 4 u. 5. 63 u. 69 S., 20 Tafeln. 

Elfter Bericht des Schweizeriſchen Wi afts⸗Archivs in Baſel 1920. 
Baſel 1920, Verlag des chrtetzeriſchen Weifchafts⸗ rchivs. 8 S. 

Le dẽveloppement agricole et ẽconomiqne du Brésil. Rome 1921, Institut 
International, d' Agriculture. xtrait du Bulletin mensuel des 
Institutions Economiques et Sociales, Janvier / Février 1921.] 24 S. 


6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei 


Boerger, Albert: Sieben La Plata⸗Jahre. Arbeitsbericht und wirtſchafts⸗ 

olitiſcher Ausblick auf die Weltkornkammer am Rio de La Plata. 

Wr 1921, Paul Parey. VIII u. 447 S., 60 Abb. auf 30 Tafeln, 
arten. 


7. Bergbau und Induſtrie 


Geck, Alexander: Die Truſtabwehrbewegung im deutſchen Zigarettengewerbe. 
Ein kritiſcher ea zur Geſchichte der Zigaretteninduſtrie und des 
Zigarettenhandels. Greife wald 1920, L. Bamberg. (Greifswalder Staats⸗ 
wiſſenſchaftliche Abhandlungen, herausg. von W. Ed. Biermann und 
W. Kähler, Heft 5.) 251 S. 

Leiſt, Ernſt: Die Einwirkungen des Weltkrieges und feiner Folgen auf die 
deutſche Spiritusproduktion. Köln 1921, Paul Neubner. (Kölner Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und Sozialwiſſenſchaftliche Studien, Heft 1.) 110 S. 

Die Ölbehälter- Anlagen in Rüftringen- Wilhelmshafen. Rüſtringen 
1921, Städtiſches Induſtrieamt. i des Städtiſchen Induſtrie⸗ 
amtes Rüſtringen, Heft 2.) 14 S., 7 „4 Fig., 1 Plan. 


8. Handel und Handelspolitik 


Zimmermann, Alfred: Deutſchlands Danube eee Lage nach dem Ver⸗ 
ſailler Vertrage. Berlin 1922, Leonhard Simion Nachfolger. (Volks⸗ 
wirtſchaftliche Zeitfragen, Nr. 317.) 31 S. 
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9. Verkehr und Verkehrspolitik 


Fenchel, L.: Die deutſchen Schiffahrtsgeſellſchaften. Bd. II. Hamburg 1921, 
: Taf. 10 0 und Hande el Sick & Co. % u. 192 ©. 
af., 2 


von Kienitz, N.: Technik und Rechtskunde in der Eiſenbahnverwaltung. 
Berlin 1921, J. Springer. (Sonderabdruck aus „Archiv für Eiſenbahn⸗ 
weſen“, 1921, 2.) 31 S. . 


10. Geld-, Bank: und Börſenweſen 


Chriſt, Werner: Schiffs⸗Hypotheken⸗Banken. Greifswald 1921, Ratsbuch⸗ 
andlung L. Bamberg. (Greifswalder e e e Abhand⸗ 
ne herausg. von W. Ed. Biermann und W. Kähler, Heft 2.) 


' 


Järvinen, Kyöſti: Der F im Außenhandel Finnlands vor 
der Ausbildung des einheimiſchen Bankweſens. Ein Beitrag zur Ent⸗ 
wicklungsgeſchichte des internationalen Zahlungsweſens. yo 1921, 
Guſtav Fiſcher. (Probleme der Weltwirtſchaft, herausg. von Bernhard 
Harms, Bd. 30) XIV u. 188 S. 


Knapp, Georg Friedrich: Staatliche Theorie des Geldes. 3. Aufl., durch⸗ 
gelehen 8 : . München u. Leipzig 1921 Duncker & Humblot. 
u. R 


Steiner, Friedrich: Die Währungsgeſetzgebung der Sukzeſſionsſtaaten 
ſterreich⸗Ungarns. Eine Sammlung fag Geſetze, Verordnungen 
und behördlicher Verfügungen von 1892— 1920. Bd. I. Wien 1921, 
8 es Verbandes öſterreichiſcher Banken und Bankiers. 

u. Ä 


11. Bevölkerungslehre und Bevölkerungspolitit 


Grotjahn, A.: Geburtenrückgang und Geburtenregelung im Lichte der indi⸗ 
viduellen und ſozialen Hygiene. A mit einem Nachwort verſehene 
Ausgabe. Berlin 1921, Oskar Coblentz. XVI u. 378 S. 


Krüger, Heinz: Die wirtſchaftliche Lage der Studentenſchaft der len 
ochſchule Dresden. Ergebniſſe einer Statiſtiſchen Aufnahme für den 
onat Mai 1920. Dresden 1921, Selbſtverlag der Studentenſchaft, 

Techniſche Hochſchule Dresden. 58 S. 


Saitzew, Manuel: Die Bekämpfung der Wohnungsnot. Gutachten, er⸗ 
tattet dem Schweiz. Verband zur Förderung des gemeinnützigen 
Wohnungsbaues. Zürich 1920, Selbſtverlag des Verbandes — Aus⸗ 
lieferungsſtelle für den Buchhandel: Grütlibuchhandlung Zürich. (Schriften 
155 1 130 85 Verbandes zur Förder. des gem. Wohnungsbaues, Heft 1.) 

u. . 


von Waſſermann, Robert: Volkswirtſchaftliche Betrachtungen zur Steige⸗ 
rung der Tuberkuloſe⸗ Sterblichkeit während des Krieges. Greifswald 
1920, L. Bamberg. (Greifswalder Staatswiſſenſchaftliche e 
herausg. von W. Ed. Biermann und W. Kähler, Heft 4). XIV u. 
88 S., 7 Taf., 4 Tab. 


12. Sozialismus 


Brandt, Otto: Von den deutſchen Bezirkswirtſchaftsräten. Sonderabdruck 
aus „Die Gießerei“. München 1921, R. Oldenbourg. 11 S. 


13. Sozialpolitik 


Beutler, Albert: Die Entwicklung der ſozialen und wirtſchaftlichen Lage 
der Weber im ſächſiſchen Vogtland. cena 1921, Ratsbuchhandlung 
L. 1 Greifswalder Staatswiſſen 


chaftl. Abhandlungen, usg. 
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Biermann und W. Kähler, Heft 6.) V 134 S. 
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Duisberg, Curt: Die Arbeiterſchaft der chemiſchen Großinduſtrie. De 
ſtellung ihrer ſozialen Lage. Berlin 1921, gg e er 1 08 S 


ai Nat des Stadtbezirksarztes zu Leipzig für das Jahr 


Bericht 9 5 150 oziale Fürſorge der Stadt Le in ER Kriegs zeit 
1944 1918. 2. Bach Im Nuftrage des Rates der Stadt Leipz paig er 
ſtattet. Salbſtoerlag 139 S. “ 

Soziale Arbeit im neuen Deutſchland. Feſtſchrift zum 70. Gebu stage 
von Franz Hitze. M.-Gladbach 1921, Volksvereins⸗Verlag. 260 S. 


14. Genoſſenſchaftsweſen 


Deumer, Nobert: Ine dn e. een Die ea tlie che 
Bedarfsverſorgung der Induſtrie. München, Berlin 510 > 2 20, 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). 24 ©. 


Pelte, J.: West über die Bildung von ‚DD Porfch ien 
vom 5. Mai 1920 mit den zugehörigen Vorſchriften des Wa jet 
vom 7. April 1913 und den Ausführungsbeſtimmungen. 1921 
Paul Parey. (Die neue preußiſche Agrargeſetzgebung, Bd. 3.) i 518 


15. Kolonialpolitik 


16. Finanzen 


Jaſtrow, J.: ac Berlin und Leipzig 1921, Vereinigung wi ul . 
licher Verleger. e zu Studien über Wirtſchaft un aat, 
Bd. 6.) VIII u. 116 © 2 

Popitz, Johannes: Kommentar zum Umſatzſteuergeſetze vom 24. Dezembe 
11 1919 und zu den Ausführungsbeſtimmungen nan uni 1920. Helle 
gänzlich neu bearbeitete und vermehrte Auflage auf der Grundlage des 
Kommentars zum Geſetz vom 26. Juli 1918, in 2 Halbbänden. rlin 
1920, Otto Liebmann. (Die deutſchen Finanz⸗ und Gi in 
Einzelkommentaren. Herausg. unter Leitung von E. Schiffer. Bd. 3.) 
XXX u. VIII, 1221 ©. 


Einkommenſteuergeſetz in der Faſſung der Novelle vom 24. März 1921. | 
Textausgabe mit Einleitung, Miuſterberechnung en und r 
Berlin u. Leipzig 1921, wa wiſſenſchaftlicher Verleger. G en⸗ 
tag'ſche Sammlung.) 68 S 


Verſicherungsweſen 


Reicherts, Georg: 5 Problem der Verſtaatlichung des el 
weſens. Greifswald 1921, Ratsbuchhandlung L. Bamberg. (Greifswe de er 
ee Abhandlungen, herausg. von W. Biermar n 
und W. Kähler, Bd. 8.) VIII u. 118 S. > 


18. Statiſtik 


Statiſtiſches Handbuch für den Hamburgüſchen Staat. Yusgabe 192 20. 
Herausg. vom Statiſtiſchen Landesamt. Hamburg 1921, L. F ederichſe n 
& Co. XXIV u. 518 S. 


Die Bürgerſchaftswa 0 am 20. Februar 1921. Hamburg 1921, Otte 
Meißner. („Statiſtiſche 19 69 8 über den hamburgiſchen te 
Herausg. Sköllin, Nr. 11.) 60 = 

Aus | den Ergebniſſen der Volkszählung am 8. Oktober 1919 in Bader 
Die Haushaltungen und Wohnbevölkerung nach dem Gebietsſtand uf 
Anfang 1921. Bearbeitet im Badiſchen Statiſtiſchen Landesamt. Ka ‚18: 
ruhe 1921, C. F. a Perla m. b. H. 16 S. " 
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E o- 


“wo. 
* 


5 270 


„ir 


* 
3 


2 


65 


2 


U 


- 
* 

* 

- 

N * 
— 

—— 

— 

2 — 
- — 


* 
_ 
. 


n 
“ 
u 
1 
14 
14 


2107 
29111 


9 1 
ra AR er ne m 
„ „„ „„ nun nn“ 

“ N 


r 


E23 


rr IB 

IE DD a aa er ann 

ME BETT 

1 148 * * 9 Pr 

ene Bar a 
0% „ m ne: 4% 

SEN EINE 

% nn 

5 „ „ 8» 

Ireen 


— 
172715 


1 * 92 vv. 

Fa Ev ee I . x LT IR BE} 
„ „„ ae u 5 / 

N u Rzaisım > 

1 EX 22 


- * 
„ „„ 0% 


1 
Y . 22 2.9» ve" 
. m ı8 © „„ NV W n 
Pen re m 
0 ze * 
- 
* » 5 
nd * , N - ua ah > 5 — 
— „an un ae „ * u * + vo 8 N 1 * — ey * a 9 892 9 en +. 
* — u.» a BE DE DE mE u ze ee n „ „ 9 » — „ % u‘ 9 1 N 
rener reer eee Pr N * u < ee 125 — 
a Ay y 072 DEnANERNEI KENNT T U NV WG DE eee, — — 
Wee n rr. — 
„„ „„ LU UN IE 5 
„ en r ‘ 1 5 „ BC te = 
. . “ww .. FE u “u 92 5 0 
5. „eee i \ ; N ee = 
* Win aa (era En as ee rn — 
1 eee „ ·—· mb rn er N = 
- im er BE rn. . SE ENTE ED „ „ „ „„ = 2 
MY RE I * nf ne mm nam a a en ET ee m. 
= EEE re) „ reer eee An PA — 
e. 4 5 a 97 Nn — 
* 0 * Mer „ „% „ „ „ „% — 
’ u: * ee mh m 
* * Ne 1 end 
a ea pe vu 


re 
>. = 


— 5 
* „ 4 =» 
* nm % „ „5 wu” — 
u » u Bo ws 
ve op + 0 — 
re; 5 N 7 
* rere - 
m Eee — 
. Zu u u 2 — 
ene eee — 
ne . 0 7 
rn 892 — 
„ „ „ „ EV" Pa 
„ au a * r — 
* re u hs 
DER U RAR RG LEE „„ 27 
» „a u. +4 
/ ba m a ah „% % „ pre — 
een — 
rn e Enns ni — 
5 ur a rere * x — 
„„ „ „ „„ 
0 * 


I reer 
rr — 
renn 


— 
* 


nn 


rr 
. 


111 


* 
rennen 


Er DENN 
Urner 
u N Mee 
neee 4 — 
DEE N e DE ET u De 
na ne a Er En in Sp > Di 
N ee een ee >» % IE 
„„ „„ % 9 0 . ale 
6 vi 
” Da 
* 1 
— 
E99 * . 
„ „ — 5 —— 
EI EN er FT Z 
ur a an kur nn ee a er n 
85 nns * ig," n >. 
* - E — 
5 reer — 
ze N ” > © BR ik Wi. . 
1 . * n err “ E 0 9 
* a — > an N a a ee 
» [2 N 2 = . — ne re? — 
* rn 955 5, an . — 
8 DR N 24 era adsad an 5 1 — 
— enen — 
en. . Je “nn. ... 
7 eee e „ d e — 
eee e, 
eee ene eee u 
u + en, 85 
nnen 1 -. 
REEL LET ZI TEE Pa 
rn Era ren a A, „% * 
a. 3 > a er ne ps 
nr „„ „ 
an KM ENT EUTIN EN „ 
. nene 


” 
HU ET nu a 5 
rern 5 
ernennen eee 
6 „1 % . 


ı u; - 
„ 


„„ mn» 
>’. 


, 


10 


714 


„ „ En) BAR 


1 


u ra u % » m» — — * 
IE u U Eu a ug .. 
UA N BAR EEE DD m — 
neee — 
N rr 8 » ng 
1 nnn 8 0 5 
2 ee een 3 
A > » - u. „ en. . * 
I 9 4 5 0 — ran 
1 NEE EEE 1 
* ern ” . 
HM „„ „„ „ u ug“ .% * 
1 8 ..% . 1 0 0 » . u 
U » „ „ „„ 535 1 * 
* 5 „ e a eo * 
* ee . 1 1 * 
y . . m... . » RT 
}. _ „ ww» * 
* - 4 * „ 10 
“ „„ „ 0 
* r 
= „ „ „ „ „„ 
— 
„ 


„2 


” — — 3 

2«22%„%“ an. 

2 „„ „„ 
* 


— 


„„ „„ „46 
enn 


Zn 


* 


> m BD 


— 


—— 
— 
— 


eine ee 
„% 


n 
„ * 
- 


